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Vorwort 


Stobbe  bemerkt  in  seinem  bekannten  Aufsatz  Uber 
die  Gewere:  „Bei  einem  Gegenstand  von  wesentlich 
historischem  Interesse  kommt  es  mehr  darauf  an,  ge- 
treu Dasjenige,  was  die  Quellen  berichten,  zusammen- 
zustellen und,  soweit  es  möglich  ist,  mit  einander  zu 
vereinigen , als  ein  einheitliches  System  zu  schaffen, 
welches  weniger  auf  gewissenhafte  Quellenforschung,  als 
auf  allgemeine  Anschauungen  gegründet  wird.“  Eine 
Warnung  von  beinahe  entgegengesetzter  Tendenz  und 
dennoch  kaum  minder  berechtigt  dürfte  die  sein : sich  bei 
einem  Gegenstand  von  wesentlich  historischem  Interesse 
lediglich  zu  begnügen  mit  einer  gewissenhaften 
Rektion  und  Zusammenstellung  der  einzelnen  Sätze 
und  Bestimmungen  aus  den  Quellen!  Die  unerläss- 
liche Vorarbeit  ist  und  bleibt  Letzteres  freilich, 
eine  Vorarbeit,  die  nicht  ernstlich  und  gewissenhaft 
genug  betrieben  werden  kann.  Ohne  sie  bauen  wir  in 
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die  Luft!  Immerhin  bleibt  es  aber  doch  nur  Vor- 
arbeit. Eben  weil  es  sich  um  eine  historische  Auf- 
gabe, nicht  um  unmittelbare  Anwendung  handelt,  sind 
die  einzelnen  Vorschriften  und  Bestimmungen  als 
solche  ziemlich  werth-  und  bedeutungslos.  Uer  for- 
mell bindenden  Kraft  von  jeher  entbehrend  oder  ihrer 
schon  seit  lange  verlustig  gegangen,  sind  die  meisten 
längst  verhallt  und  vergessen  oder  in  ilirer  modernen 
Umgebung  andern  Werths  und  andrer  Geltung  geworden, 
als  ehedem.  Als  einzelne  haben  sie  kein  Interesse 
für  das  heutige  Recht  und  also  selbst  kaum  ein 
historisches  Interesse.  Sic  gewinnen  es  aber, 
sofern  und  soweit  sie  Glieder  eines  ganzen  Rechts- 
organismus waren  und  als  solche  nachgewiesen 
werden.  Denn  die  einzelnen  Rechtssätze  können  längst 
abgestorben  sein  und  doch  kann  der  Geist,  der  sie  er- 
zeugt und  getragen  hat,  gar  lange  nachwirken,  ja  noch 
heute  fortwalten  und  einen  Factor,  vielleicht  einen 
mächtigen  Factor  in  unserem  modernen  Rechts- 
leben bilden,  ohne  den  es  schlechthin  nicht 
zu  verstehen  ist.  Darum  gilt  es  m.  E.,  bei  der 
geschichtlichen  Darstellung  dieser  oder  jener  Rechts- 
partie zu  prüfen,  ob  das  bunte  Gew  irre  der  Rechts- 
sätze nicht  doch  durchhaucht  ist  von  einheitlichem 
Geiste  — gilt  es,  diesen  Geist  mit  möglichster  Objec- 
tivität  aus  ihnen  zu  gewinnen  und  aus  ihnen  zu 
bestimmen  und  zu  fixiren,  und  so  eine  sichere  Basis 
zur  Beantwortung  der  Frage  zu  schaffen,  ob  unser  heutiges 
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Recht  doch  am  Ende  nichts  Andres  ist  als  der  in  das 
moderne  Gewand  gehüllte  alte  und  ursprüngliche 
Rechtsorganismus,  welcher  dem  Wesen  wenn  auch 
nicht  der  Fora  nach  das  Leben  noch  heute  regiert 
und  dessen  Verständniss  daher  die  unerlässliche 
Voraussetzung  bildet  für  das  Verständniss  aller 
heute  in  Kraft  und  Gültigkeit  befindlichen  einzelnen  Sätze 
und  Institute  der  betreffenden  Rechtspartie.  Zu  diesem 
Zwecke  den  Rechtsgedanken  nachzugehen,  die  in 
der  Mannigfaltigkeit  der  concreten  Rechtssätze  zum 
Ausdruck  gekommen  sind,  diese  Rechtsgedanken  selbst 
wieder  in  ihrer  gegenseitigen  Ergänzung  und 
innern  Durchdringung  zu  beobachten,  sie  in  ihrem 
organischen  Leben  und  Wachsthum  bis  zu  den 
Grundanschauungen  zurückzuverfolgen,  in  denen 
sie  ihren  Lebenskeim  haben  und  so  endlich  den  sie 
beseelenden  und  beherrschenden  Geist  zu  er- 
kennen, ihn  zu  erkennen  in  seiner  n a t i o n a 1 e n E i g e n - 
thümlichkeit  sowohl  als  auch  in  seiner  Entfaltung 
zu  verschiednen  Typen  je  nach  den  Stämmen 
undLebenskreisen,  die  er  beherrscht:  — das  scheint 
mir  Weg  und  Ziel  auch  der  Deutschen  (innern)  Rechts- 
geschichte. 

Rücksichtlich  der  Präcisirung  der  Aufgabe  an  und 
für  sich  lässt  sich  auch  wohl  kaum  Widerspruch 
fürchten.  Werke  wie  die  von  Puchta  oder  Iheeing 
bewähren  auf  anderem  Gebiete  als  Muster  der  Lösung 
die  Berechtigung  zur  Stellung  der  Aufgabe.  Nur 
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darüber  werden  Zweifel  rege,  ob  gerade  im  Gebiete 
des  Deutschen  Rechts  der  Weg  gangbar,  das  Ziel 
erreichbar  ist?  Auch  StobbE'S  Bedenken  liegen  nur 
in  dieser  Richtung.  „Die  Wissenschaft  der  Deutschen 
Rechtsgeschichte  befindet  sich“  (so  meint  er)  „noch 
in  der  Periode,  in  welcher  — — das  receptive 
Verhalten  dem  historischen  Stoffe  gegenüber  als  Pflicht 
geboten  und  die  productive  Gestaltung  vielen  Irrwegen 
ausgesetzt  ist.“  Wer  wollte  diese  Gefahr  verkennen? 
Kann  aber  die  Gefährlichkeit  des  Wegs  das  Ziel  selbst 
ändern?  Ein  principiell  blos  „receptives“  Ver- 
halten käme  auch  dem  historischen  Stoffe  des  ältern 
Deutschen  Rechts  gegenüber  einem  V erzichte  auf  seine 
geschichtliche  Behandlung  gleich.  Der  Versuch, 
es  seinem  Geiste  nach  zu  reproduciren,  und, 
wenn  es  sich  so  finden  sollte,  die  innere  Einheit  und 
Nothwendigkeit  in  der  Mannigfaltigkeit  des 
Details  aufzudecken,  muss  gemacht  werden. 
Selbst  wenn  durch  denselben  nur  constatirt  würde,  dass 
es  dem  Deutschen  Volke  nicht  geglückt  sei,  überhaupt 
oder  in  einzelnen  Partien  einen  lebendigen  Rechts- 
organismus zu  schaffen  und  zu  erhalten,  würde  hierin 
ein  Gewinn  für  die  Wissenschaft  des  heutigen  Rechts 
liegen.  Man  wird  sich  in  der  That  für  diese  oder 
jene  Rechtspartie  mit  einem  solch’  negativen  Resultate 
begnügen  müssen.  Mich  däucht  indessen:  je  reichere 
Quellenschätze  sich  ernstem  Studium  erschlossen  haben; 
je  strenger  man  das  Material  nach  Raum  und  Zeit, 
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nach  Stämmen  und  Lebeuskreisen  zu  sichten  angefangen 
hat;  je  entschlossner  man  sich  lossagt  von  den  ge- 
wohnten Römischen  oder  modernen  Kategorien  und  das 
(rein)  Deutsche  Recht  aus  sich  selbst  heraus  und  aus 
den  Anschauungen,  Zuständen  und  Charaktereigenthüm- 
lichkeiten  unseres  Volks  zu  verstehen  sich  bemüht, 
um  so  mehr  überzeugt  man  sich , dass  auch  das 
Deutsche  Recht , ungeachtet  der  fast  erdrückenden 
Mannigfaltigkeit  seiner  Sätze,  doch  in  einem  sehr  festen 
Rahmen  beschlossen  liegt,  dass  es  auf  Grundanschau- 
ungen  ruht,  die  es  mit  mehr  oder  minder  bewusster 
Consequenz  beherrschen , und  dass  es  im  Ganzen  wie 
in  seinen  versehiedneu  Gliederungen  und  Ordnungen 
von  einem  einheitlichen  Geiste  getragen  wird,  der  es 
zwar  als  einen  ganz  naturwüchsigen  und  jeder  künstleri- 
schen Nachhtilfe  entbehrenden,  immerhin  aber  leben- 
digen und  überaus  reichen  Organismus  er- 
scheinen lässt.  Die  wissenschaftliche  Projection  eines 
solchen  Organismus  für  einen  gegebnen  geschichtlichen 
Moment  ist  aber  ein  System,  das  ebendesshalb  und 
insoweit  kein  selbstgemachtes,  kein  imaginäres  ist. 

In  diesem  Sinne  habe  ich  mich  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  mit  der  geschichtlichen  Entwicke- 
lung des  Deutschen  ehelichen  Güterrechts  in 
der  Zeit  seiner  Reinheit  und  Unverfälschtheit  beschäf- 
tigt — mit  der  Entwickelung  zunächst  des  Säch- 
sischen, um  des  Gegensatzes  willen  aber  auch  des 
Süddeutschen  ehelichen  Güterrechts,  des  ge- 
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meinen  sowohl  als  auch  des  particularen.  Mich 
reizte  die  Wahrnehmung,  dass,  obwohl  die  Rechtszu- 
stände kaum  in  einer  einzigen  andern  Partie  dem  äussern 
Anscheine  nach  zerfahrner  und  imzusammenhängender, 
willkürlicher  und  principloser,  trüber  und  verwirrter 
sind,  doch  je  tiefer  ich  eindrang,  auch  die  Einheit 
im  Ganzen  wie  in  den  einzelnen  Kreisen  mehr  und  mehr 
auftauchte,  die  Rechtsinstitute  immer  bestimmtere  Far- 
ben und  immer  schärfere  Umrisse  annahmen,  die  Rechts- 
sätze immer  weniger  Willkür  und  immer  mehr  Conse- 
quenz  zeigten,  so  dass  ich  durch  all’  das  Gewirre  hindurch 
einen  reichgegliederten,  lebendigen  Rechtsorganismus  zu 
erkennen  glaubte,  der  in  vielen  Theilen  von  Deutschland 
dem  Wesen  nach  noch  heute  in  Kraft  und  Blüthe 
steht,  dergestalt,  dass  der  Richter  darauf  angewiesen 
werden  kann  und  sich  oft  genug  darauf  angewiesen 
sieht,  für  den  einzelnen  Fall  aus  ihm  „das  Recht  zu 
finden“,  mag  er  ihn  nun  mit  Hülfe  der  sogenannten 
Theorie  oder  Praxis,  mit  Hülfe  der  alten  Rechtsbücher 
oder  neuerer  Particulargesetze  zu  erkennen  suchen. 
Auch  im  Interesse  der  Rechtsanwendung  selbst 
liegt  die  Kenntniss  der  Entwickelung  dieses  Rechts- 
organismus und  auch  meinem  eigentlichen  Berufe  meinte 
ich  zu  dienen,  wenn  ich  in  der  dem  Praktiker  schein- 
bar fernliegenden  und  für  ihn  vielleicht  doppelt  schweren 
Arbeit  ausharrte  *). 

*)  Das  Appcllationsgcricht  zu  Gotha  war  oft  in  der  Lage,  Fragen 
des  ehelichen  Giiterrechts  flir  den  Gotbaischeu  Landestheil  nach  Säch- 
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Viele  Vorarbeiten  standen  mir  zur  Seite,  zum 
Theil  ausgezeichnete.  Wer  kennt  nicht  die  ausschliess- 
lich und  direct  auf  das  Thema  bezüglichen  Abhand- 
lungen von  Hasse,  Finsler,  Gropp,  Pauli,  Berge, 
Wigand.  Runde,  Kraut  — und  wiederum  die  von 
Dewies,  Euler,  Schwarz,  Roth,  IIänkl,  Sandhaas 
und  vor  allen  Dingen  das  vortreffliche  Buch  von 
Schröder  *),  dazu  die  mancherlei  einschlagenden  Ar- 
beiten verwandten  Inhalts,  wie  namentlich  die  von 
Albrecht,  v.  Sydow,  Stobbe,  v.  Gerber,  Rive  u.  A. ! 
Eine  umfassende  Bearbeitung  der  Geschichte  des  Säch- 
sischen ehelichen  Güterrechts  hatte  dennoch  bis  vor 
Kurzem  gefehlt.  Durch  das  ausgezeichnete  Werk  von 
v.  Martitz  **)  ist  diesem  Mangel  abgeholfen  — den 

fiischeru,  für  den  Coburg'schen  nach  Fränkischem  Recht  zu  erledigen.  Bei 
Entscheidung  derselben  wäre  trotz  der  formell  bindenden  Kraft  des  Sach- 
senspiegels einerseits  und  der  Coburger  Statuten  andrerseits  mit  den 
kärglichen  Einzel-Bestimmungen  dieser  Rechtsquellen,  die  eigentlich  die 
einzigen  Legalquellen  waren,  auf  die  man  angewiesen  war.  nimmermehr 
auszukommen  gewesen;  — der  durch  sie  vorausgesetzte  und  bekundete 
Rechtsorganismns  aber,  der  Sächsische  nicht  minder  als  der  Frän- 
kische, zeigte  sich  (im  Einzelnen  oft  neu  gestaltet  und  überall  modern  aus- 
gestattet) auch  der  Mannigfaltigkeit  des  heutigen  Lebens  im  Ganzen 
noch  gewachsen.  Beide  Tvpen  sind  auch  jetzt  noch  — und  zwar  als  gegen- 
sätzliche  — im  Rechtsbewusstsein  der  Bevölkerung  lebendig,  durch  die  Höhen 
des  Thüringer  Walds  geschieden,  noch  heute  wie  vor  sechs  Jahrhunderten. 

*)  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in  Deutschland.  Stettin 
1863  u.  1868.  Für  die  Zeit  der  Rechtsbüeher  liegterst  die  I.  Abtheilung 
des  II.  Bandes  vor,  welche  blos  die  Schwäbisch  - Ilaierisch  - Oesterreichi- 
schen  Rechte  behandelt. 

**)  Das  eheliche  Gliterrocht  des  Sachsenspiegels  und  der  verwandten 
RcchtsqueUen.  Leipzig  1867. 


Digitized  by  Google 


XU 


Vorwort. 


von  ihm  gewonnenen  Resultaten  haben  sich  bereits 
andre  Forscher  *)  angeschlossen. 

Als  v.  Martitz’  Werk  erschien,  war  nachstehende 
Arbeit  in  allen  wesentlichen  Theilen  bereits  vollendet. 
Ich  habe  geglaubt,  dass  sie  auch  neben  derselben  ihre 
Stelle  findet  zur  Erreichung  des  gemeinsamen  Ziels  im 
Dienste  der  Wissenschaft. 

Wohl  war  ich  in  einer  Reihe  von  Punkten,  ab- 
weichend von  der  bisherigen  Lehre,  auf  gleiche  oder 
ähnliche  Resultate  gekommen  wie  v.  Martitz.  Es 
ziemt  sich  mir  nicht,  grade  meinem  Wege  den  Vorzug 
zu  geben.  Der  Gewinn  bleibt,  dass  die  selbständig 
von  zwei  Seiten  gewonnenen  gleichen  Ergebnisse  desto 
fester  stehen.  Allein  in  vielen  andern  Punkten , zum 
Theil  recht  wichtigen,  haben  mich  die  Quellen  auf  ab- 
weichende Ansichten  geleitet  und  ich  habe  mich 
durch  v.  Martitz’  Gründe  nicht  überzeugen  können, 
dass  ich  fehlgegangen  sei.  Indessen  blieb  mir  selbst 
die  wichtigste  Einzelnheit  von  untergeordneter  Bedeu- 
tung im  Vergleich  zu  der  Differenz  der  ganzen  Grund- 
anschauung und  Anlage  unsrer  beiderseitigen  Arbeiten. 

Die  oben  geschilderte  Tendenz  auf  principielle  und 
systematische  Erfassung  des  Stoffs  ist  zwar  v.  Martitz 
nicht  fremd,  tritt  bei  ihm  aber  sehr  zurück.  Die  Ein- 
heit und  Gegensätzlichkeit  der  beiden  Haupttypen  des 


*)  So  Bbhbbmd  in  den  Anmerkungen  zu  «einer  Ausgabe  de«  Stendaler 
Urthcilsbuchs.  Berlin  1868. 
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Deutschen  ehelichen  Güterrechts  zu  fixiren,  lag  sowenig 
innerhalb  seiner  Aufgabe,  als  die  Darstellung  der  Einheit 
und  Mannigfaltigkeit  der  die  Particularrechte  beherr- 
schenden Principien.  Die  Anschauungen , die  den  Sätzen 
des  Sächsischen  Landrechts  und  Weichbilds  zur  Grund- 
lage gedient  haben  mögen,  zieht  er  zwar  gelegentlich  in 
den  Kreis  seiner  Betrachtung,  aber  sonderlichen  Werth 
legt  er  nicht  auf  die  Prüfung  der  Frage,  ob  und  inwiefern 
diesen  Anschauungen  ein  einheitlicher  Rechtsorganis- 
mus  entwachsen  ist.  Nach  den  Ergebnissen  seiner  For- 
schungen musste  er  die  Existenz  eines  solchen  sogar  mehr 
oder -weniger  läugnen,  namentlich  aber  läugnen,  dass  er 
lebenskräftig  genug  war,  die  ältere  Periode 
zu  überdauern.  Und  hierin  beruht  die  funda- 
mentale Abweichung  des  von  uns  gewonnenen  Haupt- 
resultats in  materieller  Beziehung,  die  es  wohl 
die  Mühe  verlohnen  lässt,  meine  Ansicht  neben  der 
seinigen  zur  Geltung  zu  bringen. 

Auch  v.  Mautitz  findet,  dass  die  Einheit  der 
Güter  der  Ehegatten  dem  Rechte  des  Sachsen- 
spiegels wie  des  Magdeburger  Weichbilds  zu  Grunde 
liegt.  Allein  darauf  legt  er  wenig  oder  kein  Gewicht, 
dass  die  Sächsische  Ungezweitheit  des  Guts  ihr 
specifisches  Gepräge  erst  dadurch  erhält,  dass  sie  aus 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  her- 
vorgeht und  dass  sie  sich  erst  durch  dieses  ihr  Funda- 
ment von  der  auf  der  gesamten  Hand  und  Ver- 
fangeuschaft  basirten  Ungezweitheit  der  Süd- 
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deutschen  Rechte  unterscheidet.  Die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  ist  ihm  daher  mehr  eine 
äusserliche,  ohnehin  an  innerer  Wahrheit  mehr  und  mehr 
verlierende  Bezeichnung  als  ein  wesenhaftes  Priucip. 
Bei  dieser  Auffassung  schwindet  ihm  aber  auch  die 
Gütereinheit  selbst  unter  den  Händen.  Nur  für  die 
Immobilien  hält  er  sie  im  Laudrecht  und  Magdeburger 
Weichbild  ebenso  fest  wie  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft. Anders  hinsichtlich  der  Fahrhabe!  Zwar 
findet  er,  dass  der  Sachsenspiegel  auch  hier  die  Gewere 
zu  rechter  Vormundschaft  principiell  anerkennt.  Aber 
schon  im  Sachsenspiegel  fehlt  es  — nach  v.  Mautitz’ 
Auffassung  — dem  Princip  an  jedem  inueru  Gehalt, 
weil  es  schon  nach  dem  System  dieser  Rechtsquelle  im 
Güterrecht  von  Todeswegen  von  einer  auf  ganz  andern 
Anschauungen  beruhenden  Ordnung  der  Dinge  durch- 
brochen sein  soll.  Wenn  auch  nicht  principiell  so 
doch  der  praktischen  Consequenz  nach  ist  nach 
v.  Mautitz  im  Sachsenspiegel  der  Manu  Eigen thümer 
der  gesamten  Fahrhabe  der  Frau  — hat  sie  nicht  blos 
in  seiner  vormundschaftlichen  Gewere  mit  seinem  Ver- 
mögen zu  ungezweitem  Gut  vereinigt.  Im  Magde- 
burger Weichbild  soll  dies  nun  aber  auch  zum  Princip 
erhoben  sein,  so  jedoch,  dass  sich  hier  des  Mannes 
Eigenthum  nicht  unmittelbar  auf  rechtliche  Nothwen- 
digkeit  gründet,  sondern  auf  einen  willkürlichen  Rechtsact 
der  Frau,  auf  den  Act  der  Illation.  So  treten 
bezüglich  der  Fahraiss  Landrecht  und  Weichbild  in 
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principiellen  Gegensatz  und  sind  nuV  darin  einig, 
dass  sie  die  Ungezweitheit  des  Guts  auf  Grund  der  Ge- 
were  zu  rechter  Vormundschaft  — das  eine  thatsäch- 
lich,  das  andre  auch  priucipiell  — ablehnen.  Dennoch 
wird  beiden  natürlich  der  Sächsische  Typus  des  ehe- 
lichen Güterrechts  beigelegt.  Sie  erscheinen  aber  bei 
v.  Mrrtitz  auch  als  dessen  alleinige  Träger.  Denn 
nach  ihm  geht  dieser  Typus  allen  auderu  städtischen  Güter- 
ordnungen in  dem  gesamten,  sonst  vom  Sächsischen  liecht 
beherrschten  Gebiet  überhaupt  ab  — nicht  blos  hn  Güter- 
recht der  Ehegatten  von  Todeswegeu,  sondern  auch  in  dem 
unter  Lebenden.  Sie  sind  nicht  Sächsischen  sondern  durch- 
aus Schwäbisch-Fränkischen  Ursprungs  und  Charakters. 
So  erscheint  denn  freilich  bei  v.  Mautitz  das  eheliche 
Güterrecht  des  Sachsenlandes  schon  in  der  Periode  der 
Rechtsbücher  zerklüftet,  und  morsch.  Zu  Ende  des 
Zeitraums  waren  nach  ihm  (S.  373)  „die  Grundlagen, 
auf  dem  das  Deutsche  Volk  einst  sein  System  der  ehe- 
lichen Vermögensrechte  aufgebaut  hatte,  schon  gefallen, 
um  nie  wieder  aufzustehen“.  Nur  zusammenhanglose 
Bruchstücke  sind  es  also,  die  das  moderne  Sächsische 
Recht  noch  aus  der  alten  Zeit  gerettet  hat.  Im  We- 
sentlichen ist  es  ein  neues,  erst  durch  den  erwachten 
klassischen  Geist  erzeugtes  Gebilde. 

Mir  haben  die  Quellen  einen  völlig  andern 
Sachverhalt  gelehrt. 

Meiner  Ueberzeugung  nach  stellt  das  eheliche  Güter- 
recht in  der  Zeit  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert  inner- 
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halb  der  Grenzen  des  ,, landes  to  Sassen“  in  seiner 
land-  und  stadtrechtliehen  Gestalt,  in  seiner  Magde- 
burger Form  wie  in  den  andern  städtischen  Bildungen, 
trotz  kaum  übersehbarer  Differenzen  in  der  Ausgestal- 
tung und  Entwickelung,  doch,  abgesehen  von  geringen 
localen  Ausnahmen , in  der  That  einen  einheitlichen 
Rechtsorganismus  dar,  der  nur  in  den  ausserhalb  der 
Sphäre  des  Magdeburger  Weichbilds  gelegnen  Stadt- 
rechten bei  der  Ordnung  der  Güterverhältnisse  von 
Todeswegen  durch  ein  fremdes  Princip  durchbrochen 
ist.  Dieser  specitisch  Sächsische  Rechtsorganismus  ist 
getragen  von  einer  Grundanschauung,  die,  im  scharfen 
Contrast  mit  der  Römischen,  innerhalb  der  Sphäre  des 
Deutschen  Rechtsbewusstseins  ruht,  innerhalb  dieser 
Sphäre  sich  aber  im  entschiednen  Gegensatz  zu  den 
Süddeutschen  Typen  befindet,  einer  Grundanschauung, 
die  das  Sächsische  eheliche  Güterrecht,  ungeachtet  der 
mannigfachsten,  directen  und  indirecten  Modificationen 
Seitens  des  Römischen  Rechts,  noch  heute  trägt  und 
das  moderne  System  als  materiell  identisch  mit  dem 
der  alten,  rein  Deutschen  Quellen  erscheinen  lässt.  Es 
ist  das  Princip  des  UUgezweitCU  Guts  (der  Güterein- 
heit) der  Ehegatten,  auf  Grund  der  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft. 

Den  Nachweis  dieses  Thatbestands  habe  ich  mir 
zur  Aufgabe  gestellt. 

Dieser  Nachweis  wird  nur  zu  erbringen  sein,  wenn 
ich  darzuthun  vermag,  dass  der  gesamte  Rechtsstoff 
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des  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts,  wenn 
auch  unbewusst,  aus  jenem  Princip  erwachsen  ist 
und  desshalb  in  letzterem  eine  wahre,  wesenhafte  Ein- 
heit beschlossen  liegt.  Ob  dies  der  Fall?  war  an  der 
Hand  der  Quellen  zu  prüfen.  Und  zwar  war  zu  prüfen, 
ob  das  gedachte  Princip  wirklich  im  ganzen  Gebiet 
des  Sächsischen  Rechts  die  Herrschaft  geübt  hat,  ob  und 
wo  es  etwa  durchbrochen  worden,  ob  und  wie  es  etwa  im 
Laufe  der  Zeit  sich  weiter  entwickelte  und  umgestaltete. 
Es  musste  dies  für  das  gemeine  Landrecht  und  für 
das  gemeine  Weichbild,  nicht  minder  aber  auch 
für  die  Sächsischen  Stadtrechte  ausserhalb 
des  Magdeburger  erörtert  werden,  und  wiederum 
konnte  diese  Erörterung  nur  völlig  befriedigen,  wenn 
der  Gegensatz  zu  den  die  Süddeutschen  Systeme 
leitenden , contrastirenden  Ideen  hervortrat.  Gelang 
dies  aber,  so  war  auch  von  dem  engeren  Gesichts- 
punkte des  Sächsischen  Rechts  aus  ein  Ueberblick  über 
die  vorzüglichsten  Typen  der  ehelichen  Vermögensrechte 
im  gesamten  Deutschen  Rechtsgebiete  eröffnet 
und  eine  sichere  Grundlage  für  die  dogmatische 
Fixirung  des  modernen  Rechts  in  dieser  Materie 
gewonnen.  Mögen  die  mancherlei  mit  einer  solchen 
Aufgabe  verknüpften  Schwierigkeiten  zur  Entschuldi- 
gung gereichen,  wenn  der  Versuch  nicht  vollkommen 
gelungen  sein  sollte! 


Agricol»,  Gewere  t.  r.  V. 
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Nachstehend  gebe  ich  zunächst  die  allgemeinen 
Grundlagen  des  Systems  und  seine  Durch- 
führung im  gemeinen  Sächsischen  Rechte, 
welches  ich  durch  das  Landrecht  und  das  Magde- 
burger Weichbild  repräsentirt  glaube  — ein  für 
sich  bestehendes,  in  sich  geschlossenes  Ganzes,  das 
jedoch  seinerseits  im  Verhältniss  zu  der  vorhin  be- 
zeichneten  Aufgabe  als  erste  Abtheilung  der  gesamten 
Arbeit  erscheint.  Die  zweite  wird  alsdann  die  Haupt- 
zweige der  städtischen  Particularrechte  im  Sächsischen 
Rechtsgebiete,  d.  h.  im  „lande  to  Sassen“  und  in 
seinen  östlichen  Vorlanden  darstellen  und  demnächst 
den  Gegensatz  der  Sächsischen  ehelichen  Güterrechte 
zu  den  Süddeutschen,  d.  h.  den  Schwäbisch- Fränki- 
schen und  Baierisch-Oesterreichischen  erörtern. 

Eisenach,  im  August  1869. 

Der  Verfasser. 
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vertritt  die  Frau  im  Prozess  nicht  blos  als  willenloses 
Organ,  sondern  mit  eigner  Entscheidung«- Befugniss  S.  24ti  — 249. 
Ebenso  ausser  dem  Prozess  8.  250  — 251.  Keine  Ver- 
antwortlichkeit des  Mannes  für  die  Vormundschaftsführung 
8.  252.  Vormundschaft  über  die  Frau  bei  Geschäften  mit 
ihrem  Manne  S.  252  — 255. 


V.  Kapitel. 

Die  Vertretung  der  Frau  durch  den  Mann  im  Erwerb. 

§ 25.  Der  Begriff  dieser  Vertretung  im  Allgemeinen  8.  258  — 259. 

Das  Recht  auf  die  Rente  gebührt  allein  dem  Manne 
S.  256  — 257.  Unterscheidung  zwischen  den  lllatcn  der 
Frau  und  deren  Rente  S.  257  f.  Anders  der  Süddeutsche 
Gegensatz  zwischen  dem  Einbringen  (sc.  beider  Ehe- 
leute) und  der  Errungenschaft  S.  258  f. 

§ 26.  Das  Recht  des  Mannes  auf  den  Erwerb  während  der  Ehe 

8.  259  — 269. 

Gegensatz  von  1 1 1 a t e n ( Kapital)  und  ehelichem  Erwerb 
(Rente)  im  Sächsischen  Rechte  nicht  sonderlich  betont  S.  259—  261. 
Der  Mann  wird  Eigenthümer  jeder  Art  des  Ertrags 
vom  Frauengut  S.  261  — 265  sowie  des  Ertrags  der 
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Arbeit  beider  Gatten  8.  ‘265  — 266  oder  der  Frau  allein 
8.  266  — 267.  Der  Ehemann  sonach  Herr  den  ganzen 
Erwerbs  in  der  Ehe  S.  267  — 269.  (Gestaltung  des  Satzes 
im  heutigen  Sächsischen  Rechte,  vgl.  Amn.  30,  S.  269  — 270.) 

§ 27.  Das  Recht  des  Ehemanns  auf  den  Erwerb  durch  Mosen  Umsatz 
de«  Frauenguts  (Preti um  non  succcdit  in  locuin  rei)  8.  270  — 279. 

Das  durch  blosen  Umsatz  für  ein  Illatnm  erworbene 
Object  erhält  nicht  ipso  jure  Illateneigcnschaft  — anders 
als  nach  Süddeutschem  Recht  S.  270 — 272.  Bei  dem  Um- 
satz von  Grundstücken  entscheidet  das  Abkommen  der 
Eheleute  selbst  8.  272  — 276.  Der  Erlös  aus  der  Fahr- 
niss gebührt  dem  Manne  S.  276  — 278.  Das  Object  eines 
Aussenstands  der  Frau  verbleibt  dieser  nach  der  Einziehung 
8.  278  f. 

§ 28.  Mittelbare  Bcthciligung  der  Frau  am  Erwerb  während 
der  Ehe S.  279  — 284. 

Die  Frau  nimmt  während  der  Ehe  durch  Mitgenuss  und 
Mitbenutzung  8.  279  f. , nach  der  Auflösung  der  Ehe 
durch  ihre  erbrechtl  ichen  Vortheile  Theil  am  Ertrag 
der  Wirthschaft  S.  280  f.,  — namentlich  durch  die  Gerade 
S.  281  — 284. 


VI.  Kapitel. 

Die  Vertretung  der  Frau  durch  den  Mann  in  der  Disposition. 

§ 29.  Begriff  dieser  Vertretung  im  Allgemeinen  . . 8.  284  — 291. 

Unumschränktheit  der  Disposition  des  Mannes  im 
Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft:  Verwal- 
tung im  weitesten  Sinn,  bei  Fahmiss  auch  die  Verfügung 
über  die  Substanz  mit  umfassend  S.  284  — 285.  Unver- 
antwortlichkeit des  Mannes  S.  286  — 287.  Beschrän- 
kungen der  Dispositionsfreiheit  8.  287  — 289.  Behandlung  der 
Frage  durch  die  Quellen  S.  289  — 291. 

f|  30.  Freie  Verfügungsgewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut 
während  der  Ehe 8.  292  — 301. 

Die  unumschränkte  Gewalt  des  Mannt»  (S.  292  f.)  umfasst 
die  freiste  Verwaltung  (S.  293  f.),  und  damit  die  na- 
türliche und  juristische  Disposition,  bei  Mobilien 
selbst  über  die  Substanz  S.  294 — 299.  Resultat  S.  300  f. 
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§ 31.  Beschränkung  der  Veräusscrung  von  Immobilien  der  Frau 
Seitens  des  Mannes 8.  301  — 312. 

Der  Mann  voräussert  die  Immobilien  der  Frau  wirksam 
nur  mit  deren  Consens  S.  301  — 302,  so  nach  dem  Ssp. 
(Anmerk.  0»  gegen  v.  Martitz)  S.  302  — 303,  so  nach  dem 
Stadtrecht  und  jüngem  Landrecht  S.  304  — 310.  Die  Frau 
revocirt  einseitige  Dispositionen  des  Mannes  S.  310  f.  Parti- 
cularrechtliche  Einschränkungen  des  Satzes  S.  311 — 312. 


VH.  Kapitel. 

Die  Restitution  des  Frauenguts  nach  beendeter  Ehe. 

§ 32.  Das  allgemeine  Princip  derselben 8.  313  — 323. 

Bedeutung  der  Restitutionsfrage  für  das  eheliche  Güterrecht 
S.  313  — 314.  Auflösung  des  ungezweiten  Guts  ex 
tune  oder  ex  nunc  möglich  S.  315 — 317.  Ersteres 
Princip  bei  Aunullirung  der  Ehe  S.  317,  letzteres  bei 
jeder  andern  Art  ihrer  Beendigung  S.  317  — 320. 
Würdigung  des  Princips  mit  Rücksicht  auf  die  G.  z.  r.  V. 
S.  320  — 321  und  im  Vergleich  mit  der  Römischen  Ordnung 
der  Verhältnisse  S.  321  — 322.  Bisherige  Ansichten  S.  232  f. 

jj  38.  Die  Durchführung  des  Princips  der  Restitution  des  Fraucn- 
guts  nach  den  Quellen 8.  323  — 341. 

Auflösung  des  ungezweiten  Guts  nach  dem  ursprünglichen 
Bestand  bei  der  Aunullirung  der  Ehe  S.  323  — 325 
Kein  Schluss  auf  die  sonstigen  Fälle  der  Auflösung  der  Ehe 
zulässig S.  325  f.  Die  Quellen  schweigen  über  die  Grund- 
sätze der  Restitution  fast  vollständig.  Folgerungen  aus 
diesem  Schweigen  S.  326 — 329  und  der  Darstellung  der  Erbverhält- 
nisse S.  329  — 330.  Der  Mann  leistet  keinen  Ersatz  für  ver- 
äusserte  Fahrniss  S.  330  f.  oder  Immobilien  (selbst 
nicht  nach  Erlöschen  des  der  Frau  dem  Dritten  gegenüber 
zustehenden  Revocationsrechts)  S.  331  — 334.  Der  Mann  leistet 
auch  für  sonst  entkörn mnes  Frauengut  keinen  Ersatz, 
gleichviel  ob  es  mit  oder  ohne  seine  Schuld  entkommen  ist 
8.  334  — 336,  erhält  aber  auch  seine  Aufwendungen  nicht 
ersetzt  8.  336  — 337.  Sicherung  des  bei  der  Auflösung  der 
Ehe  vorhandnen  Franc nguts,  für  die  Wittwe  S.  337  — 338. 
Hinsichtlich  der  Rente  am  Franengut  entscheidet  gleichfalls 
der  Moment  der  Zweiung.  Die  bereits  erworbene  verbleibt  dem 
Manne,  die  noch  unerworbene  der  Frau  S.  338  — 340.  Resul- 
tat S.  340  — 341. 
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§ 34.  Die  Ergänzung  de«  Princips  der  Restitution  durch  die  Ordnung 
des  ehelichen  Güterrechts  von  Todeswegen  8.  341  —349. 

Die  Ordnung  der  Restitution  hat  nicht  die  Tendenz,  die 
Frau  von  den  Resultaten  der  gemeinschaftlichen  Wirthschaft 
auszuschliessen  S.  341 — 342.  Die  Ausgleichung  erfolgt  in  der 
Form  erbrechtlicher  Vortheile  S.  342  — 344.  Antheil 
der  Wittwe  am  ungezweiteu  Gut  auf  Grund  der  Erbordnung 
S.  344  — 340.  Subsidiäre  Ausgleichung  durch  Vertrag  und 
Ehebercdung  S.  34(j  — 348.  Die  Particularrcchte  S.  348  f. 


Vm,  Kapitel. 

Das  Obligationenrecht  der  Ehegatten. 

§ 35.  I.  Die  Forderungen  der  Eheleute  . . . . 8.  349  — 360. 

Die  Forderungen  des  Mannes  werden  durch  das  eheliche 
Giiterverlmltuiss  Oberhaupt  nicht,  die  der  Frau  nicht  in 
ihrer  Zuständigkeit  alterirt  S.  349  — 351.  Nicht  die 
Frau,  wohl  aber  der  Mann  disponirt  einseitig  über  For- 
derungen der  Frau , soweit  sie  nicht  Immobilien  betreffen 
S.  351 — 354.  Der  Mann  erwirbt  die  von  der  Frau  während 
der  Ehe  contrahirten  Forderungen,  soweit  nichts  Andres  stipu- 
lirt  ist  S.  354  — 356.  Sie  stehen  dem  Manne  stets  zu,  wenn 
sie  nicht  als  Einhandsforderungen  Vorbehalten  sind  S.  556  — 358. 
Delictsforderungen  der  Ehegatten  S.  358  — 360. 

II.  Die  Schulden  der  Eheleute. 

§ 36.  Das  allgemeine  Princip 8.  360  — 369. 

Einwirkung  des  ehelichen  Güterverhältnisses  auf  die 
vorehelichen  Schulden  im  Allgemeinen  S.  360  — 363.  Desgl. 
auf  die  in  der  Ehe  contrahirten  S.  363  — 364.  Des 
Ehemanns  Veräusserungsrccht  im  Betreff  der  Fahrniss  der  Frau 
bedingt  nicht  deren  Haftung  für  seine  Schulden  S.  364  — 366. 
Modenies  Sächsisches  Recht  und  Particularrcchte  S.  366  — 368. 
Bisherige  Ansichten  S.  368  — 369. 

§ 37.  Die  vorehelichen  Schulden  der  Ehegatten  . 8.  369  — 371. 

Das  Frauengut  haftet  nicht  für  die  vorehelichen  Schulden 
des  Mannes,  wohl  aber  für  die  der  Frau  selbst  S.  369  — 371. 

§ 38.  Die  Schuldverträge  der  Frau  während  der  Ehe.  8.  372  — 383. 

Die  von  der  Frau  einseitig  contrahirten  Schulden  bestehen 
an  und  für  sich  zu  Recht  (S.  372  f.),  während  der  Ehe 
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realisirbar  durch  Pcrsonalexecution  und  Einhandxgut 
(S.  372  — 375),  nach  Auflösung  der  Ehe  aus  ihrem  Clut  über- 
haupt, soweit  nicht  das  chemiinidiche  Mobiliarrecht  hinderlich 
Ist  S.  375  — 37(1.  Consentirt  der  Ehemann,  so  haftet  das 
gesamte  ungezweite  Gut  S.  37G  — 378.  Kein  Ersatz  für 
den  Aufwand  zur  Tilgung  der  Schuld  S.  378  — 379.  Wirk- 
samkeit einseitiger  Schuldverträge  der  Frau  „zu  beider 
Gatten  Nutz“  (379  — 380)  oder  in  rem  des  Mannes 
(S.  381  — 382)  oder  im  K reise  der  Haus wi rthsc h a ft 
(S.  382  f.)  oder  in  Leibesnoth  (S.  383). 

§ 39.  Die  Schuldverträge  des  Mannes  während  der  Ehe  8.  383 — 401. 

Haftung  des  Frauenguts  für  die  einseitig  vom 
Manne  gewirkten  Schulden?  Praktische  Bedeutung  der 
Frage  S.  383  — 385.  Verhalten  der  Quellen  zu  derselben  S.  38(1. 
Für  die  Zeit  nach  aufgelöster  Ehe  verneinen  sie  die  Frage 
(sowohl  der  Ssp.  und  die  ihm  folgenden  landrechtlichen  Quellen 
S.  386 — 388,  als  auch  das  Weichbild  S.  388  — 391)  und 
damit  auch  für  die  Zeit  während  stehender  Ehe  S.  392. 
Ausnahmen  von  dem  Grundsätze  bei  Schulden  im  beider- 
seitigen Interesse  S.  392  — 395  und  im  Interesse  der 
Frau  S.  395,  bei  Schulden,  die  die  Frau  mit  contrahirt. 
S.  395 — 396,  in  gesamter  Hand  S.  396  — 400  oder  als 
Bürgin  S.  400—401. 

§40.  D e 1 i c t s schulden  der  Eheleute 8.  402  — 410. 

Für  die  Delictsschulden  eines  Gatten  haftet  nicht 
das  Vermögen  des  andern  S.  402  — 404.  Der  Frau  Ver- 
mögen haftet  für  ihre  eignen  Delicte  nur,  soweit  die  Rechte 
des  Mannes  daran  nicht  beeinträchtigt  werden  S.  404—407. 
Haftung  der  Frau  mit  dem  Einhandsgut  und  mit  ihrer  Person 
S.  407  — 408.  Das  Recht  des  Mannes,  die  Frau  eidlich  auszn- 
nehmen,  nur  particularrechtlich  S.  408  — 410.  Resultat  S.  410. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  ergänzenden  Institute  des  Sächsischen  ehelichen 
Güterrechts. 


§41.  Einleitung 


I.  Kapitel. 


8.  411—417. 
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Bedeutung  andrer  Rechtsin«titnte  für  das  eheliche 
Güterrecht  S.  411—412.  Bedeutung  der  erbrechtlichen 
Ordnungen  für  dasselbe  S.  412 —414,  namentlich  der  Gerad e 
und  des  Mustheils  S.  414 — 415.  Bedeutung  der  Autono- 
mie der  Gatten  filr  das  eheliche  Güterrecht  S.  415  — 41(J  und 
Ucberaicht  der  Institute  S.  416 — 417. 


II.  Kapitel. 

Die  erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe 
tob  Rechtswegen. 

I.  Die  Gerade. 

§ 42.  Der  Rechtsbegriff  der  Gerade  im  Allgemeinen  8.  420  — 428, 
Die  Begriffe  von  Gerade  und  Aussteuer  8.  418  — 420. 
Die  Gerade  schlechterdings  ein  Institut  nicht  des  ehe- 
lichen Güterrechts  sondern  des  Erbrechts  S.  420  — 422. 
Anfalls-Gründe  S.  422.  Wittwen-  und  Niftclgerade 
S.  423.  Verbreitung  und  Geschichte  des  Instituts 
S.  424  — 426.  Völlige  Unbekanntschaft  der  Süddeut- 
schen Rechte  mit  der  Gerade  S.  426  — 428. 

§ 43.  Der  Inhalt  des  Gerade-Complcics 8.  428  — 438. 

Die  Begriffe  von  „Gerade“,  „Hausrath“,  „Ingc- 
dömte“  S.  428  — 429.  Bestandtheile  der  Gerade 
S.  430  — 433,  nach  den  Particularrechten  S.  433  — 434.  Der 
für  die  Bestimmung  des  Gerade-Complexes  maassgebende  Ge- 
sichtspunkt S.  434  — 436.  Die  Bestimmung  zur  Aus- 
steuer ein  wesentliches  Moment  (Ausradung)  S.  436  — 438. 

§ 44.  Der  rechtliche  Charakter  des  Geradercchts  8.  438  — 451. 

Die  Gerade  ein  Erwerb  von  Todeswegen  S.  438  — 439 
existirt  während  der  Ehe  nicht  S.  439  — 440.  Die  Gerade 
bildet  Bich  aus  dem  ungcz weiten  Gut  S.  440  — 441,  aus 
des  Mannes  Vermögen  S.  442  — 443  wie  aus  dem  der  Frau 
S.443  — 445.  Das  Object  muss  i m Moment  des  Anfalls  der 
Gerade  im  ungezweiten  Gut  sein  8.  445  — 446.  Wirkung  der 
Vcräusserung  (unter  Lebenden  — auf  den  Todesfall  — bei 
I.agerhaftigkeit  eines  Gatten)  S.  446  — 448.  Die  Gerade 

haftet  nicht  fiir  des  Mannes  Schulden  S.  449  — 450. 
Resultate  S.  450  — 451. 

§ 45.  Die  Bedeutung  der  Gerade  für  das  eheliche  Güterrecht 

8.  452  — 461. 
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Die  Präge,  in  wessen  Eigenthura  die  Gerade  stehe, 
ist  unrichtig  forma) irt  S.  452 — 453.  Die  Gerade  ist 
namentlich  nicht  Eigcnthnm  der  Frau  S.  453  — 453. 
Einfluss  der  Gerade  auf  das  eheliche  Güterverhältniss 
S.  456  — 457.  Die  Geradestiicken  der  Frau  unterliegen 
der  G.  z.  r.  V.  wie  andre  Falirniss  rücksichtlich  der  Nutzung 
und  Disposition  (Veräusserung  und  Verpfändung)  des  Mannes 
S.  457  — 459.  Resultate  S.  459  — 461. 

§ 46.  II.  Der  Mustheil  (Wittwensitz  und  Lipnahre)  8.  461  — 469. 

Der  Mustheil  ein  erbrechtlicher  Vortheil  der  Wittwe 
8.  461 — 463.  Gegenstände  des  Mustheilrechts  S.  463—465. 
Bedeutung  für  das  eheliche  Güteirecht  S.  465  — 466.  Um- 
bildung im  Weichbild  zu  einem  Zuschlag  zum  Leibzuchts- 
recht S.  467 — 468.  Verbleiben  der  Wittwe  im  Gut.  Wittwen- 
sitz und  Lipnahre  S.  468  — 469. 


III.  Kapitel. 

Die  autonomen  Gestaltungen  im  Bereiche  des  ehelichen 
Güterrechts. 

§ 47.  Einleitung 8.  470  — 479. 

Die  Frau  hat  an  des  Mannes  Gut  nichts,  cs  sei 
denn  durch  dessen  besondre  Gabe  8.  470 — 471.  Gabe  „in 
uraale"  S.  471  (Anm.  2).  Morgengabe,  Leibzucht, 
Gelobte  Morgengabe  S.  472  — 475.  Verhältniss  dieser 
Geschäfte  zu  den  Vergabungen  unter  Gatten  überhaupt 
8.  475  — 476.  Die  Autonomie  in  den  Particularrechten 
8.  476  — 478.  Rechtsgeschäfte  unter  Ausschluss  der  G.  z. 
r.  V.  Abfindung  für  die  Illaten  und  Einhandsgut 
S.  478—479. 


IV.  Kapitel. 

Die  Rechtsgeschäfte  unter  Ehegatten  auf  Grundlage  der 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

§ 48.  I.  Die  Leibzucht 8.  480  — 503. 

Leibzucht,  Lcibgeding  (Wittlium)  S.  480.  Wesen  des 
Rechtsinstituts.  Verhältniss  zum  Vergabungsgeschäft  über- 
haupt S.  481  — 482.  Sie  beruht  nicht  auf  rechtlicher 
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Nothwcndigkeit  S.  482  — 483.  Leibzucht  nach  älterem 
Recht  nur  an  Immobilien,  und  zwar  in  Form  der  Auf- 
ladung S.  483  — 485.  Da«  Recht  der  Wittwe  i«t  ein  Ge- 
brauchs-, Disposition«-  und  Nutzungsrecht  im  weitesten 
Umfang  — nur  salra  sühnt antia  S.  485  — 489.  Da»  Recht 
der  Frau,  während  der  Ehe  ist  gesichert  durch  ihre  Lcib- 
zuchtsgewere  S.  489  — 491.  Diese  schützt  sie  gegen  jede 
Beeinträchtigung  auch  des  Mannes  selbst  S.  491 — 494 
Hievon  abgesehen  erschöpft  des  Mannes  Eigenthmnsgcwere  und 
G.  z.  r.  V.  während  der  Ehe  alle  aus  der  Leibzucht 
fliessenden  Befugnisse  der  Frau  S.  494  — 497.  Ihr  Recht  ist 
dcsshalb  im  Erfolg  ein  Recht  von  Todeswegen  8.  497, 
aber  ein  persönliches,  nicht  vererblichos  8.  497  — 498.  — 
Die  Leibzucht  an  Fahrniss  ist  nur  materiell,  nicht  nach 
der  formalen  (Instruction  ein  Analogon  der  alten  Leibzucht 
8.  498  — 499.  Sie  ist  ein  gewöhnlich  auf  den  Todesfall  errich- 
tetes Vergabungsgeschäft  mit  Beschränkung  des  Ge- 
nusses auf  Lebenszeit  S.  499  — 501.  Häufig  wird  selbst  der 
Rückfall  ausgeschlossen  8.  501  — 503. 

§ 49.  II.  Die  Morgengabe 8.  503  —522. 

Die  Morgengabc  ist  ein  nur  dem  L au d recht  nicht  dem 
Weichbild  angehöriges  Institut  8.  503  — 504.  Morgengabe  an 
Immobilien  erst  spätere  Bildung  S.  504  — 505.  (Termino- 
logie vgl.  Anm.  6,  8.  505.)  Die  landrechtliche  Morgen- 
gengabe nur  an  einem  beschränkten  Kreis  von  Objecten 
statthaft  S.  506  — 510.  Fortbildung  zur  gesetzlichen 
Morgengabe  S.  510  — 512.  Motiv  und  Zweck  des  Mor- 
gengabevertrags  8.  512—  513.  Der  Morgengabevertrag  die 
einzige  ohne  Erbenconsens  zulässige  Vergabung  unter 
Ehegatten  S.  514 — 516.  Er  ist  eine  Vergabung  zu  sofor- 
tigem Eigenthum  nicht  auf  den  Todesfall  S.  516  — 520. 
Die  Morgengabe-Gegenständc  unterliegen  der  G.  z.  r.  V. 
wie  alle  andre  Fahmiss  der  Frau  8.  522.  Rechte  der  Wittwe 
daran  S.  522. 

§ 50.  III,  Die  gelobte  Morgengabe 8.  523  — 545. 

Weder  Leibzucht  noch  Morgengabe  entsprachen  den  städ- 
tischen Verhältnissen  S.  523.  Dem  Bedürfnis«  wurde  durch 
die  allgemein  statthaften  Vergabungen  genügt  S.  524, 
zumal  durch  die  im  Ehevertrag  zu  Gunsten  der  Frau 
stipulirte  Vergabung  8.  524  — 525.  Dies  ist  die  gelobte 
Morgengabe  S.  525.  Tendenz  derselben  auf  Gewährung 
einer  Wittwenversorgung,  später  auf  Abfindung  der 
Frau  für  ihre  Hinten  S.  526 — 528.  Die  Behandlung  durch 
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die  Quellen  S.  529  — 530.  Das  Gelöbnis»  erfolgt  i ra  H e i - 
rathsvertrag  S.  530  — 531.  Es  ist  ein  Versprechen  auf  den 
Todesfall  S.  532  — 533,  frühzeitig  (ausnahmsweise)  nicht 
an  die  gerichtliche  Form  gebunden  8.  533  — 535.  Das 
Gelöbnis«  geht  auf  Errichtung  einer  V ergabung  (j/actum 
de  contrahendo j S.  535  — 538.  Es  wirkt  einen  Anspruch  auf 
diese  Errichtung,  wenn  solche  aber  nicht  erfolgt,  auf  Ge- 
währung des  Objects  selbst  S.  538  — 539.  Voraussetzung 
ist  das  Ueberleben  der  Frau  S.  539  — 540.  Die  Wittwe 
hat  die  Klage  gegen  des  Mannes  Erben  und  braucht  die 
Gewere  nicht  zu  raumen,  bevor  sie  die  Morgengabe  empfangen 
hat  S.  540  — 542.  Verhältnis«  zu  den  Gläubigern  des 
Mannes  S.  542  — 543.  Haftung  von  Pfand  und  Bürgen 
S.  543 — 544.  Resultate  S.  544  — 545. 

IV.  Vergabungen  unter  Ehegatten. 

f 61.  Die  geschichtliche  Entwickelung  im  Allgemeinen 

8.  545  — 558. 

Eine  Vergabung  ohne  Besitz  Wechsel  ist  für  die  Erben 
unverbindlich  S.  545  — 546.  Darum  ist  eine  Vergabung  der 
Frau  an  den  Mann  S.  546  — 549  und  des  Mannes  an 
die  Frau  ohne  Erbenconsens  unwirksam  8.  549.  All- 
raählige  Freigebung  des  Geschäfts  in  den  Städten  S.  549—  551. 
Vergabungen  Seitens  des  Mannes  hier  anfänglich  wie  im 
Landrecht;  dann  ohne  Erbenconsens  zugelasscn  an  dem  in 
der  Ehe  erworbenen,  später  an  allem  fahrenden  Gut 
S.  552  — 554.  Nun  auch  Vergabungen  Seitens  der  Frau 
an  den  Mann  gebräuchlich  und  zulässig  S.  554  — 555.  Ur- 
sprünglich nur  Vergabungen  mit  sofortigem  Eigentbums- 
Uebergang;  sie  werden  jedoch  unter  der  Einwirkung  der 
G.  z.  r.  V.  allmählig  beinahe  ganz  zu  Vergabungen  auf  den 
Todesfall  S.  555  — 558. 

| 52.  Die  rechtliche  Natur  und  Form  der  Vergabungen  unter 
Ehegatten 8.  558  — 672. 

Vergabungen  in  der  Form  des  altern  Erbvertrags 
unter  Gatten  nicht  denkbar  S.  558  — 559.  Die  Vergabung 
unter  Lebenden  nähert  sich,  unter  Ehegatten  geschlossen, 
von  selbst  dem  Erbvertrag  neuerer  Form  S.  559  — 560. 
(Ueber  die  juristische  Natur  de»  letztem  vgLAnrn.  3.  S.  560 — 565.) 
Doch  bleiben  noch  erhebliche  Differenzen  S.  560 — 565  und 
zwar  hinsichtlich  des  sofortigen  Erwerbs  oder  Verlust» 
freier  Disposition  8.  565  — 566  sowie  hinsichtlich  der  Rele- 
vanz des  Umstands,  ob  der  Geber  oder  der  Empfänger 
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überlebt  S.  566  — 568.  (Der  neuere  Erbvertrag  berechtigt 
den  Bedachten  nur,  wenn  er  der  überlebende  Theil  ist 
Anm.  5,  S.  566  — 568.)  Beiderlei  Geschäfte  gehen  unter 
Ehegatten  oft  in  einander  über,  es  sei  denn,  das»  Einhands- 
gut der  Frau  besteht  S.  5<>8  — 569.  Form  der  Geschäfte : 
Vergabungen  unter  Lebenden  sind  ursprünglich  noch  an 
die  gerichtliche  Form  gebunden,  später  nicht  mehr 
S.  570  — 571.  Vergabungen  auf  den  Todesfall  stets 
nur  in  gerichtlicher  Form  S.  571  — 572. 

§ »3.  Der  Einfluss  der  Vergabungen  unter  Ehegatten  auf  ihr  Gii- 
terverhältniss 8.  572  — 586. 

1)  Die  Frau  begabt  den  Mann  mit  Fahrn  iss:  regel- 
mässig geht  sofort  Eigenthum  über.  Schon  die  Illation 
wird  oft  als  solche  Vergabung  gedeutet  S.  572  — 574.  Ver- 
gabung von  E i n h a n d s g u t ist  dagegen  ein  Geschäft  auf  den 
Todesfall  S.  574  — 575.  — 2)  I>er  Mann  begabt  die  Frau 
mit  Fahrniss:  auch  die  Vergabung  unter  Lebenden  wird 
hier  zur  Vergabnng  auf  den  Todesfall.  Diese  bildet  die 
Regel  S.  575  — 576.  — 3)  Die  Frau  begabt  den  Mann  mit 
Eigen:  sowohl  in  der  einen  als  in  der  andern  Form  möglich 
S.  577  — 578.  — 4)  Der  Mann  begabt  die  Frau  mit  Eigen- 
früher, obwohl  inter  civos,  doch  schon  dem  Geschäft  auf  den 
Todesfall  nahekommend,  später  regelmässig  in  dieser 
Form  S.  578  — 579.  — 5)  Vergabungen  ganzer  Ver- 
mögensmassen Seitens  der  F ra  n regelmässig  int  er  riroe 
S.  580  — 581,  Seitens  des  Mannes  regelmässig  auf  den 
Todesfall.  Wirkungen  dieses  Geschäfts  S.  581  — 583. 
Gegenseitige  Vergiftungen  S.  583  — 584.  Einwirkung 
dieser  Geschäfte  auf  den  Entwickelungsgang  des  ehe- 
lichen Gäterrechts  S.  584  — 586. 


V.  Kapitel.  : 

Die  Rechtsgeschäfte  zwischen  Ehegatten  unter  Ausschluss 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

{*  54.  Der  Inhalt  der  Eheverträge  überhaupt  . 8.  586  — 591. 

Mahl-,  Trauschatz,  Hochzeitsgeschenke.  Braut- 
stückc,  Entschichtigungsverträge  S.  586  — 588. 
Eheverträge  lixiren  entweder  das  Einbringen  der  Frau 
(nicht  des  Mannes)  S.  588  — 589,  oder  die  Rechte  des  Mannes 
am  Frauengut:  Einhandsgut  oder  Ersatz  fürdas  nicht 
zu  restituirende  Frauengnt  S.  589  — 591. 
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$ 55.  Verträge  zur  Abfindung  der  Frau  fiir  ihr  Einbringen 

8.  592  — 610. 

Das  ältere  Recht  kennt  keine  Ausstattungspflicht 
S.  592.  Die  Ausstattung  der  Frau  bildet  aber  dennoch  die 
Regel.  Fixirung  in  den  Ehe  vertragen  zwischen  Bräutigam 
und  Braut  resp.  deren  Vertretern  S.  593  — 595.  Ersterer  er- 
hält durch  sie  einen  Anspruch  auf  Illation  S.  595  — 596, 
leistet  aber  in  der  Regel  ein  Gegen  versprechen  — zwar 
nicht  wegen  Illation  (unmöglich),  wohl  aber  wegen  einer 
Gegenleistung  an  die  Frau.  Dies  ist  das  Morgengabe- 
Gelöbniss  S.  596  — 597.  In  der  Regel  Mitgift  und  Gegeu- 
versprecheu  in  Geld  oder  Kapital;  von  Seiten  der  Frau 
Gabe  zu  sofortigem  Eigenthum,  von  Seiten  des  Mannes 
Gabe  auf  den  Todesfall  S.  597  — 600.  Allmählig  ähnlich 
bei  andrer  Fahrniss,  auch  hier  Ersatz  an  die  Frau  fiir 
das  aufgegebne  Eigenthum  bezweckend  3.  600 — 602  ausser 
bei  Gerade  S.  603.  — Das  ältere  Land  recht  (Ssp.J  kennt 
(abgesehen  von  der  gabt  in  tirsale)  ein  Geschäft  andrer  For- 
malisirung  aber  derselben  Tendenz  S.  605  — 606.  In 
den  Particularrechten  geht  das  Geschäft  auf  Abfindung  fiir 
den  Antheil  am  Gesamtgut  S.  606  — 607.  Später  Vermischung 
mit  der  propter  nuptias  donatio.  Dotalicium  S.  608  — 609. 
Resultat  S.  610. 

g 56.  Das  Einhandsgut  der  Frau S.  610  — 632. 

Nur  Einhandsgut  der  Frau  denkbar  — nicht  des  Mannes 
S.  610  — 612.  Das  Institut  bezweckt  weniger  die  Ausschlies- 
sung des  Nutzungs-  als  des  Dispositions-  und  Mobiliar- 
rechts des  Mannes  und  ist  daher  fast  nur  an  Fahrniss, 
namentlich  Geld  und  Kapital  üblich  S.  611  — 614.  Der 
Ausschluss  der  G.  z.  r.  V.  ursprünglich  nur  durch  Nicht- 
einbringen in  Haus  und  Hof  des  Mannes  realisirbar 
S.  615  — 619,  später  durch  gesonderte  Verwahrung  S.  619 — 620. 
Ueber  die  Qualität  der  in  der  Ehe  erworbenen  Forde- 
rungen als  Einhandsgut  entscheidet  der  Vertrags.  620  — 621. 
über  die  vor  der  Ehe  contrahirten  die  Bestimmung  der 
Frau  S.  621  --622.  — Einbandsgut,  dem  Ssp.  noch  fremd, 
den  Particularrechten  bekannt,  bildet  doch  nur  im  gemeinen 
Weichbild  ein  wesentliches  Glied  des  Systems  S.  622  — 
624.  Gegensatz  zum  Römischen  Jtecrpticium , weil  Einhands- 
gut das  anomale  Verhältniss  S.  624  — 625.  Es  entsteht 
nur  durch  besondern  Willensact  der  Frau,  aber  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  auch  durch  einseitigen  und  stillschwei- 
genden S.  625  — 626,  während  der  Ehe  nur  durch  Ver- 
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trug  der  Gatten  (»ach  stillschweigenden)  S.  626  — 628. 
Rechtsverhältnisse  des  Kinhandsguts : der  Mann  hat 
kein  Recht  auf  Ausübung  der  Vermögensrechte  der 
Frau  noch  das  Mobiliarrecht  S.  629  — 630  noch  ein  Recht 
auf  die  Ges  ehlech  tsvormundschaft  bezüglich  des 
Einhandsguts  soweit  die  Frau  sie  ihm  nicht  besonders  überlässt 
S.  630  — 631.  Resultat  S.  631  — 632. 

f 57.  Rück-  und  Ausblick t>.  633  — 650. 

Der  ursprünglich  landrechtliche  Recbtsorganismus 
zeigt  sich  auch  den  städtischen  Verhältnissen  gewachsen  und 
behauptet  «ich  als  gemeinrechtlich  bis  in  die  mo- 
derne Zeit  S.  633  — 635.  In  den  Particularrechten 
Umbildung  der  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  zu  den 
Systemen  der  Statutarischen  Portion  (Innelassung  der 
lllaten)  oder  der  Gütergemeinschaft  unter  Lebenden 
S.  635  — 636.  Das  Sächsische  Recht  trägt  sowohl  in  der 
formalen  Construction  S.  636  — 637,  als  auch  seinem 
Inhalt  nach  einen  scharf  ausgeprägten  Typus,  der  es  vom 
Römischen  und  Süddeutschen  Recht  scheidet  S.  637  — 638. 
Diesen  Typus  hat  das  Sächsische  Recht  bewahrt  bis  in 
die  neue  Zeit  1)  in  der  Güterordnung  v.  T.  w. 
S.  639  — 640,  2)  in  dem  Güterrecht  unter  Lebenden 
S.  640  — 644.  Dagegen  war  eine  ümwandelung  in  der  ju- 
ristischen Construction  der  Institute  unvermeidlich 
S.  644  — 645.  Die  ehemännliche  Vormundschaft  erhält 
einen  andern  Begriff  S.  645 — 646.  Das  Institut  der  Gewere 
geht  unter  S.  645  — 646.  Die  ehemännliche  Gewalt  wird 
unter  der  Kategorie  einer  bcsondern  Species  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft in  Verbindung  mit  dem  u s u « - 
fructus  und  einem  selbständigen  Verwaltungsrecht 
aufgefasst  S.  646  — 647.  Eine  materielle  Fortentwickelung, 
aber  im  Sinne  des  alten  Rechts,  durch  Anwendung  der 
Römischen  Grundsätze  über  die  Restitution  der  dos  auf 
die  Z wciung  des  Guts  S.  647  — 649.  Schl  ussresultat 
S.  649  - 650. 
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§ i. 

Die  Aufgabe, 


Das  Ziel  meiner  Arbeit  ist  die  Darstellung  des  Säch- 
sischen ehelichen  Güterrechts  unter  Lebenden  in 
der  Zeit  vom  Anfang  des  1 3.  bis  zum  Ende  des  15. 
Jahrhunderts,  des  Landrechts  sowohl  als  des  Stadt- 
rechts, des  gemeinen  sowohl  als  des  particularen. 
Dieses  Thema  erhält  jedoch  schon  dadurch  eine  Erweiterung, 
dass  auch  das  eheliche  Gütenecht  vonTodcs  wegen  in  den 
Kreis  der  Betrachtung  zu  ziehen  ist,  weil  dasselbe  im  Deut- 
schen Recht  ein  ergänzendes  Correlat  zum  Güterrecht  während 
stehender  Ehe  bildet.  Das  ganze  Sächsische  eheliche  Güter- 
recht gelangt  aber  überhaupt  erst  zum  vollen  Verständniss, 
wenn  es  in  seinem  Verhältniss  zu  dem  ihm  einerseits  ver- 
wandten, andererseits  entgegengesetzten  Schwäbisch-Frän- 
kischen System  betrachtet  wird.  Es  schien  daher  auch  eine 
Darlegung  der  Grundzüge  dieses  letztem  geboten.  Nun  lässt 
sich  aber  das  Sächsische  Stammesrecht  überhaupt  als  der  Re- 
präsentant des  Norddeutschen,  das  Schwäbisch  - Fränkische  als 
der  des  Süddeutschen  Rechtstypus  betrachten,  soweit  es  sich 
um  die  Bildungen  des  ehelichen  Güterrechts  handelt.  Andere 
Stammesrechte  verhalten  sich  zu  jenen  beiden  Hauptträgem 
des  Deutschen  Rechts  mehr  wie  particulare  Abweichungen  als 

Agricol»,  Ebel,  fiüterrccht.  1 
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Die  Grenzen  der  Aufgabe. 


wie  selbständige  Typen.  So  die  Dithmarsischen,  Jütischen  und 
zum  Theil  die  Friesischen  Beeilte  im  Verbältniss  zum  Säch- 
sischen, die  Burgundischen,  Baierischen,  Österreichischen  im 
Verbältniss  zum  Schwäbisch -Fränkischen  Stammesrechte.  Wenn 
ich  daher  meine  eigentliche  Aufgabe  in  ihrem  vollen,  vorhin 
bezeichneten  Umfange  löse,  so  glaube  ich,  ohne  die  Gefahr 
einer  verwirrenden  Zersplitterung  in  die  ohnehin  überreiche 
Mannigfaltigkeit  des  zu  bewältigenden  Stoffs,  ein  Bild  des  ge- 
samten Deutschen  ehelichen  Güterrechts  zur  Zeit 
der  Rechtsbücher  gegeben  zu  haben.  Damit  ist  aber  dann 
weiter  die  Grundlage  gewonnen,  auf  der  sich  in  Deutschland 
das  heutige  eheliche  Güterrecht  entwickelt  hat.  Diese  Ent- 
wickelung zu  verfolgen  liegt  ausserhalb  meiner  Aufgabe ; aber 
dennoch  gilt  es,  die  Keime  der  späteren  Organismen  schon  in 
unserer  Periode  aufzudecken,  und  so  ist  es  oft  unvermeidlich, 
über  unsere  Grenzen  hinaus  auf  die  spätere  Gestaltung  der 
Dinge  einen  Ausblick  zu  thun . um  den  Zusammenhang  der 
Institute  im  Verlauf  der  Jahrhunderte  zu  überschauen.  Nun 
haftet  zwar  andrerseits  das  eheliche  Güterrecht  der  Rechts- 
bücher mit  seinen  Wurzeln  in  den  vorausgeganguen  Zeiten, 
es  ist  das  Resultat  der  Gewohnheiten  und  Uebungen  dieser. 
Aber  die  Zeugnisse  für  letztere  sind  in  den  drei  zunächst  vor- 
ausgehenden Jahrhunderten,  ja  für  Sachsen,  für  welches  es  an 
alten  Formelsammlungen  fehlt,  noch  weiter  zurück,  so  karg 
und  farblos,  dass  sich  erst  in  den  alten  Volksrechten  wieder 
ein  fester  Halt  für  die  Forschung  findet.  Diese  sind  nun  aber 
durch  eine  so  weite  Kluft  von  der  hier  behandelten  Periode 
getrennt,  dass  sich  ein  genealogischer  Zusammenhang  nur  für 
die  allgemeinen  Züge  nachweisen  lässt,  für  prägnantere  Eigen- 
thümlichkeiten  nur  in  Ausnahmsfällen.  Da  sich  daher  aus 
dem  System  der  alten  Volksrechte  ein  wesentlicher  und  sicherer 
Gewinn  für  das  Verständniss  des  Rechts  in  unserer  Periode 
nicht  ziehen  lässt,  so  habe  ich  behufs  möglichster  Einschrän- 
kung des  Stoffs  im  Allgemeinen  darauf  verzichtet,  auf  die 
Volksrechte  zurückzugeheu  >). 


*)  Ich  verweise  auf  die  trefflichen  Beartieitungcn  dieser  Partie  von 
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Dies  sind  die  äusseren  Grenzen  meiner  Aufgabe.  Obwohl 
sich  direct  nur  mit  einer  frühem  Periodo  beschäftigend,  ist 
sie  doch  nicht  archäologischer  Tendenz,  sondern  wesentlich 
historisch.  Sie  soll  die  Entstehung  und  Entwickelung  der- 
jenigen Grundgedanken  aufweisen,  welche  das  Deutsche  ehelicho 
Güterrecht,  sobald  es  aus  dem  Dunkel  des  frühem  Mittelalters 
emportaucht,  beleben  und  beherrschen,  damit  eine  feste  Grund- 
lage für  die  Feststellung  der  modernen  Systeme  gewonnen  wird, 
welche  den  alten  Rechtsstofl'  bewahrt,  aber  mannigfach  um- 
gestaltet und  mit  einem  neuen,  zum  Theil  fremden  Geiste 
durchhaucht  haben.  Die  Aufgabe  ist  aber  auch  andrerseits, 
weil  historisch,  nicht  dogmatischer  Art.  Ich  will  den  alten 
Rechtsstofl'  nicht  darstellen,  wie  er  sich  im  heutigen  System 
ausnimmt,  sondern  wie  er  in  den  Anschauungen  des  Zeitalters 
lag,  das  ihn  geschaffen  und  entwickelt  hat.  Aber  — als 
Schöpfung  eines  einheitlichen  Bewusstseins  — war  doch  auch 
der  Rechtsstofl'  jener  altern  Periode  nicht  ein  Conglomerat 
einzelner  Sätze  und  Vorschriften , sondern  ein  organisches 
Ganzes,  in  der  Tiefe  von  einheitlichem  Geiste  beherrscht, 
seine  Keime  .entfaltend , lebend  und  wachsend.  Den  Orga- 
nismus des  Rechts  in  seinem  Wachsthum  und  Leben 
darzustellen,  ist  daher  hier  die  Aufgabe  , wie  es  überhaupt 
die  Aufgabe  jeder  Rechtsgeschichte  ist.  Aber  Wachsthum 
ist  nicht  lediglich  Wechsel,  sondern  zugleich  aucli  Beharren, 
und  wiederum  ist  das  Wachsthum  nicht  zu  verstehen,  so 
lange  nicht  die  Gliederung  des  wachsenden  Organismus  selbst 


Schküdkk,  Geschieht*.1  des  ehelichen  Guter  rechts  in  Dcutscldand  (I.  Th. 
Stettin  1863;  11.  Th.  1868)  und  nächst  den  Darstellungen  in  dem  Kkaut’- 
schen  Werk  über  die  Vormundschaft  auf  v.  Mautitz  , Das  eheliche  Gü- 
terrecht  des  Ssp.  und  der  verwandten  Kechtsijuellcn  (Leipzig  1807);  Rive, 
Geschichte  der  Deutschen  Vormundschaft  (liraunschwcig  1862)  1,  264  f., 
und  Samuiaab,  Fränkisches  eheliches  Güterrecht  (Giessen  1866),  S.  48 — 121. 
Alle  diese  Darstellungen  können  zur  Genüge  darthuu,  wie  vcrhältniss- 
mässig  beschränkt  die  Ausbeute  aus  den  ältesten  Quellen  für  das  mitt- 
lere Recht  ist,  wie  sporadisch  der  Nachweix  des  genealogischen  Zu- 
sammenhangs zwischen  den  altern  und  den  neuem  Systemen  gelingt, 
und  wie  nur  ausnahmsweise  letztere  durch  erste  re  wesentlich  an  Ver- 
ständnis» gewinnen. 

1» 
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verstanden  ist.  So  ist  jede  innere  Rech tsgescbichte  zugleich 
wesentlich  Ergründung  eines  (frühem)  Systems  im  gegebnen 
Momente. 

Nach  dieser  Seite  hin  gilt  es  also,  die  Einheit  der  An- 
schauung in  der  Mannigfaltigkeit  der  Einzelbestimmungen,  die 
das  Ganze  beseelenden  und  beherrschenden  Grundgedanken  und 
den  innem  Zusammenhang  aller  Glieder,  auch  der  extremem, 
berauszustellen.  Man  hat  wohl  Zweifel  gehört,  ob  das  Deutsche 
Recht  überhaupt  ein  Organismus  in  diesem  Sinne  sei.  Solchen 
Zweifeln  — im  Grunde  gegen  die  Existenz  eines  Deutschen 
Rechts  überhaupt  gerichtet  — zu  begegnen,  soll  zugleich  diese 
Arbeit  dienen.  Wenn  sie  gelingt,  wird  sic  heraussteilen,  dass 
es  trotz  des  anscheinenden  Chaos  von  Einzelbestimmungen, 
Ausnahmen,  Beschränkungen,  Lücken  und  üeberladungen,  Wider- 
sprüchen und  Ineousequenzen  dennoch  leitende  Gedanken 
giebt,  welche  mehr  oder  minder  bewusst  das  Ganze  beherrschen, 
seien  es  solche,  die  die  allgemeine  Basis  des  gesamten  Deutschen 
Rechts  bilden,  seien  es  solche,  die  den  Stammesrechten  eigen- 
tümlich sind  und  diese  von  einander  scheiden.  Diese  leitenden 
Gedanken  herauszufinden  und  sie  in  der  bunten  Mannigfaltig- 
keit des  Details  bloszulegen  oder  aus  der  undurchsichtigen 
Masse  des  natürlicheil  Stofl's  zu  Tage  zu  fördern  und  sie  ent- 
weder als  bleibend  uachzuweisen,  oder  als  sich  verändernd  und 
entwickelnd  oder  schwindend  darzuthun,  ist  das  Ziel  der  oft 
mühseligen  Arbeit.  Wird  es  aber  erreicht,  so  ist  auch  der 
Gewinn  ein  nicht  blos  theoretischer,  sondern  für  das  moderne 
Recht  unmittelbar  zu  verwertender.  Denn  da  gerade  auf  dem 
Gebiet  des  ehelichen  Güterrechts  der  materielle  Gehalt  des- 
selben auch  in  den  modernen  Systemen  — vom  Dotalsystem 
natürlich  abgesehen  — wesentlich  deutsch  ist,  so  wird  erst 
durch  die  Klarstellung  seines  ursprünglichen  Wesens  das  Vcr- 
stäudniss  für  das  heutige  Recht  auf  diesem  Gebiet  ermöglicht. 
Die  Erkeuntniss  des  reinen,  noch  ungetrübten,  ursprünglichen 
Deutschen  Rechts  ist  die  unerlässliche  Bedingung  für  das  Vcr- 
ständniss  des  durch  das  moderne  Bewusstsein  hindurchgegan- 
genen und  von  ihm  — dem  römisch  geschulten  Bewusstsein  — 
neu  belebten  und  durchhauchten  Rechts. 
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Zugleich  löst  sich  aber  auch  durch  jene  Erkenntnis«  die 
Frage,  ob  und  inwiefern  die  ursprünglichen  Grundlagen  des  ehe- 
lichen Güter  rechts  in  ganz  Deutschland  dieselben  seien,  der- 
gestalt, dass  die  modernen  Gegensätze  erst  jüngem  Datums  und 
nicht  rein  Deutscher  Herkunft  wären,  concreter  gefasst,  die  Frage 
nach  dem  Verhältnis  des  Nord-  und  Süddeutschen  ehelichen 
Güterrechts.  Die  Antwort  hierauf  wird  zugleich  einen  Beitrag 
zur  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der  Deutschen  Staramesrechte 
überliaupt  liefern.  Aber  innerhalb  jener  grossen  Sphären  gilt 
es  noch  die  Gegensätze  des  Land-  und  Weichbildrechts  und 
wiederum  des  gemeinen  und  particularen  Rechts  in  Vergleich 
zu  setzen,  und  von  letzterem  wieder  die  Eigentümlichkeiten 
der  einzelnen  Rechtsfamilien  hervorzuheben.  Es  wird  zu  prüfen 
sein,  ob  und  inwieweit  die  Rechte  in  allen  diesen  grossen  und 
kleinern  Kreisen  auf  derselben  Basis  ruhen,  ob  die  Elemente 
der  darauf  errichteten  Gebäude  selbst  ganz  verschiedene  sind, 
oder  ob  nur  aus  der  ungleichartigen  Mischung  derselben  und 
dem  andern  Plane  und  Maasse  ihrer  Verwendung  sich  Gegen- 
sätze oder  Differenzen  entwickelt  haben,  wie  wir  sie  unläugbar 
beobachten.  Gelingt  dies,  so  wird  sich  von  selbst  ergeben, 
ob  und  inwiefern  wir  in  den  grössere  und  kleinere  Kreisen 
selbständige  Rechtsorganismen  anzuerkennen  haben,  ob  und  in- 
wiefern sie  in  höhere  Einheiten  sich  Zusammenschlüssen,  ob  und 
welche  Differenzen  zufälliger  Natur  sind.  Namentlich  aber  wird 
dann  die  Frage  nach  dem  Verhältniss  zwischen  Gütereinheit 
und  Gütergemeinschaft  von  selbst  ihre  Erledigung  finden. 

Auch  dem  Deutschen  Recht,  dem  gesamten  wie  den  Stam- 
mesrechten, dem  gemeinen  wie  dem  particularen,  können  wir 
die  Einheitlichkeit  und  organische  Gestaltung  je  in  höhere 
und  niedere  Kreisen  nicht  absprechen.  Aber  allerdings  ist  die 
Entfaltung  der  Prineipien  in  der  Mannigfaltigkeit  der  Eiu- 
zelbestimmungen minder  vollendet  als  im  Römischen  Recht 
und  der  Weg  zu  ihrer  Erkenntnis«  ein  andrer  als  in  diesem. 
Bekanntlich  liebt  es  auch  das  Römische  Recht  nicht,  ab- 
stracte  Sätze  aufzustellen  und  aus  diesen  von  Folgerung  zu 
Folgerung  bis  zu  den  äussersten  Verzweigungen  und  Ausläufern 
die  Grundidee  zu  entwickeln.  Vielmehr  stellen  uns  die  Quellen 
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weit  mehr  einen  reichen  Schatz  solcher  letzteu  Ausläufer  der 
Prineipien  in  höchst  concreter  Fassung  und  höchst  praktischer 
Anwendung  dar.  Die  Arbeit  der  Wissenschaft  ist  es,  aus 
diesen  concreten  Sätzen  das  Zufällige  auszuscheiden  und  das 
Allgemeine,  Prineipielle  zu  erkennen.  Wenn  sie  diese  Auf- 
gabe in  so  glänzender  Weise,  wie  geschehen,  gelöst  hat.  so 
verdankt  sie  dies  wesentlich  dem  Umstand,  dass  sich  in  den 
Quellen  des  Römischen  Rechts  das  Abstracto,  das  Allgemeine 
so  verhältnissmässig  leicht  vom  Besondern  und  Concreten  ab- 
heben lässt,  weil  es  der  Römische  Genius  mit  so  scharfer  Logik 
und  Consequpnz  überall  ausgeprägt  bat,  dass  aus  dem  Theil 
sich  das  Ganze  erkennen  und  dieses  sich  in  fehlenden  Theilen 
ergänzen,  und  so  ein  Recht  gewinnen  lässt,  das  von  dem  sein 
Object  bildenden  Stoffe  völlig  losgelöst  und  abstrahirt  werden 
kann.  Die  so  gewonnenen  Sätze  sind  so  abstract  und  so  ohne 
Beimischung  des  natürlichen  Stoffs,  dass  sich  mit  ihnen  bei- 
nahe wie  mit  selbständigen  Factoren  rechnen  lässt  und  die 
Versuchung  näher  liegt,  über  das  Reehtspriueip  das  Leben  zu 
vergessen,  als  dass  das  rechtliche  Moment  von  dem  natürlichen 
überwuchert  und  erstickt  werde.  Anders  steht  es  im  Deut- 
schen Recht.  Natürlich  entbehrt  dasselbe  auch  nicht  der 
dem  Rechte  so  unveräusserlichen  Eigenschaft  des  Allgemeinen, 
welches  das  Bcsondre  und  Concrete  zu  beherrschen  bestimmt 
ist.  Allein  zu  dieser  Herrschaft  ist  es,  so  lang  es  sich  rein 
entwickelt  hat.  seiner  Form  nach  nie  in  so  vollkommner 
Weise  gediehen  wie  das  Römische  Recht.  Die  Quellen  stellen 
es  in  einem  Zustand  dar,  in  welchem  es  air  der  Mannigfaltig- 
keit seines  Stoffs  noch  so  innig  haftet,  dass  es  von  demselben 
ohne  die  Gefahr  es  entweder  selbst  zu  lädiren  oder  Stücke 
dieses  natürlichen  Stoffs  mit  abzureissen,  schwer  gelöst  werden 
kann.  Und  doch  muss  diese  Lösung  erfolgen,  wenn  es  rein 
gewonnen  werden  soll.  Aber  der  Weg  zu  diesem  Ziele  ist 
hier  ein  andrer.  Es  muss  das  Recht  noch  an  und  auf  sei- 
nem Stoffe  geschaut,  als  ein  Ganzes  durch  Intuition  gewon- 
nen werden,  um  dadurch  seine  Grundgedanken  zu  erfassen, 
und  nunmehr  zu  prüfen,  ob  und  wieweit  dieselben  bereits  das 
Einzelne  und  Mannigfaltige  durchdrungen  und  beherrscht  ha- 
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ben  — immer  mit  dem  Bewusstsein,  dass  diese  Durchdringung 
vielleicht  noch  sehr  ungleich  und  sehr  unvollkommen  statt- 
gefunden hat  und  im  Einzelnen  daher  Inconsequenz  und  Dis- 
harmonie zu  erwarten  steht.  Das  rein  dialectische  Verfahren 
fuhrt  hier  leicht  auf  falsche  Resultate,  es  muss  unter  steter 
Centrolle  der  Anschauung  vom  Ganzen  stehen,  uud  die  Dar- 
stellung erhält  dadurch  etwas  Beschreibendes  statt  der  mehr 
syllogistischen  Form  in  der  Römischen  Jurisprudenz.  Nament- 
lich Ist  also  für  das  Deutsche  eheliche  Güterrecht  ein  völliges 
Verständnis  nur  dann  zu  gewinnen,  wenn  man  nicht  blos 
andre  Partien  des  Rechtslebens,  wie  das  Erbrecht,  das  elter- 
liche Verhältnis,  die  Vormundschaft  u.  s.  w.,  fortwährend  be- 
rücksichtigt, sondern  man  hat  sich  auch  jederzeit  gegenwärtig 
zu  halten  die  sittlichen  und  religiösen  Anschauungen,  die  Ge- 
wohnheiten, Uebungen  und  Gebräuche  des  Volks  oder  gewisser 
Classen  desselben,  die  ständischen  Gliederungen,  die  socialen 
Verhältnisse,  die  Werthe  und  Schätzungen  des  Vermögens  und 
besondrer  Theile  desselben,  die  autonomen  uud  vertragsmässigen 
Ergänzungen  oder  Abänderungen  des  Rechts  etc.  Nur  in  und 
mit  diesem  natürlichen  Stoff  ist  das  Deutsche  Recht  als  ein 
lebendiges,  d.  h.  als  ein  Organismus  zu  erkennen,  und  wenn 
es  auch  deshalb  noch  nicht  geboten  ist,  diesem  Stoffe  eine 
gesonderte  Darstellung  zu  widmen  -),  so  wird  man  doch  immer 
die  Fühlung  daran  zu  erhalten  und  gehörigen  Orts  Hinweisung 
darauf  zu  geben  haben.  So  aber  wird  es  auch,  wie  ich  denke, 
möglich  sein,  den  Geist,  welcher  unser  Rechtsgebiet  beseelt, 
zu  erkennen,  die  Principien  zu  fixiren,  welche  die  Systeme 
beherrschen,  und  so  das  letzte  Ziel  der  Aufgabe  zu  erreichen. 

Als  solches  denke  ich  mir:  dasSächsische  Stammes- 
recht in  den  Mittelpunkt  stellend,  die  Grund- 
gedanken des  gesamten  Deutschen  ehelichen  Gü- 
terrechts in  ihrer  Entfaltung  zu  einzelnen  In- 
stituten uud  Rechtssätzen,  in  ihrer  Einheitlich- 
keit und  in  ihrem  Gegensatz  je  nach  ihrer  Gel- 


*)  Dies  hat  Rivk  in  »einer  Geschichte  der  Vornrandschaft  im  richtigen 
Verständnis»  der  eigentümlichen  Natur  unseres  Recht»  mehrfach  gethan. 
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tung  in  den  verschiednen  Stammesrechten,  im 
Landrecht  und  im  Weichbild,  im  gemeinen  wie  im 
Particularrecht  aufzuweisen,  und  ihre  Entwick- 
lung von  da  an,  wo  sie  aus  dem  Dunkel  des  frü- 
heren Mittelalters  heraustreten,  bis  dahin,  wo  sie 
einer  Umbildung  durch  das  moderne  Bewusstsein 
und  namentlich  durch  das  eindringende  Römische 
Recht  unterliegen,  zu  verfolgen  und  so  eine  sichere 
Basis  für  das  heutige  Deutsche  eheliche  Güter- 
recht zu  gewinnen. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  zum  Voraus  übersichtlich 
darzustellen , versuche  ich  nun  zunächst,  die  treibenden 
und  leitenden  Gedanken  des  gesamten  Deutschen 
ehelichen  Güterrechts  ihren  Hauptzügen  und  ihrem  tie- 
fern  Zusammenhang  nach  kurz  hervorzuheben,  dergestalt,  dass 
sich  die  folgenden  Abschnitte  dazu  als  weitere  Ausführung 
und  quellenmässige  Begründung  verhalten. 


8 2. 

Die  Grundgedanken  des  Deutschen  ehelichen 
Güterrechts. 


Das  Römische  Recht  hat  die  Lösung  des  Problems  von 
zwei  Gesichtspunkten  aus  versucht,  die  ziemlich  als  entgegen- 
gesetzte Pole  angesehen  werden  können.  Es  hat  in  der  alten 
Manus  die  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  der  Frau  durch 
die  des  Mannes  nahezu  absorbiren  lassen , es  lässt  im  Dotal- 
system  die  beiderseitigen  Vermögen  als  Ganze  völlig  unberührt 
durch  die  Lebensgemeinschaft  ihrer  Subjecte.  Dort  werden 
die  Vermögensverhältnisse  construirt  auf  Grund  der  absoluten 
Negation  der  einen  Person,  hier  ohne  Rücksicht  darauf,  dass 
die  Ehe  die  Persönlichkeit  der  Gatten  selbst,  auch  die  ver- 
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mögensrechtliche,  afficiren  kann.  Das  Deutsche  Recht  meidet, 
und  zwar  nicht  minder  in  seinem  Norddeutschen  wie  in  seinem 
Süddeutschen  Typus,  beide  Einseitigkeiten.  Es  lässt  die  all- 
gemeine Vermögensrechts-  oder  Handlungsfähigkeit  keines  der 
beiden  Gatten  zu  Gunsten  des  andern  durch  die  Ehe  alteriren, 
es  ändert  nicht  einmal  etwas  an  dem  Subject  des  einen  oder 
des  andern  Vermögens,  aber  es  prägt  die  das  oberste  Princip 
des  Eherechts  bildende  völlige  und  innige  Lebensgemeinschaft 
der  Gatten  auf  deren  Dauer  auch  in  der  rechtlichen  Lage  ihres 
Vermögens  dadurch  aus,  dass  dieses  während  der  Ehe,  also 
nur  auf  Zeit  und  deshalb  nicht  bezüglich  seiner  Substanz,  doch 
aber  rücksichtlich  des  ganzen  Verkehrs-  und  wirtschaftlichen 
Lebens  möglichst  als  ein  einheitliches  Ganzes  erscheint. 

Die  Frau  ist  in  ihrer  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit 
freilich  beschränkter  als  ihr  Gatte.  Allein  diese  Beschrän- 
kungen sind  die  Folgen  des  weiblichen  Geschlechts,  nicht  der 
Ehe.  Vielmehr  gilt  als  Princip,  dass  die  Frau,  soweit  es  mit 
den  Beschränkungen  des  weiblichen  Geschlechts  vereinbar  ist, 
die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  des  Mannes,  auch  die  ver- 
mögensrechtliche, theilt.  Sie  ist  die  Genossin  ihres  Mannes. 
In  der  Genossenschaft  liegt  aber  nicht  blos  der  Begriff  der 
Gleichheit,  sondern  auch  der  irgendwelcher  Gemeinschaft. 
Diese  existirt  freilich  nicht  in  Bezug  auf  die  Zuständigkeit 
des  Vermögens:  die  Frau  bleibt  nicht  minder  Subject  ihres 
Guts,  als  der  Manu  des  seinigen.  Die  Substanz  des  Vermögens 
wird  nicht  irgendwie  gemeinschaftlich,  denn  die  Einwirkungen 
der  Ehe  sind  wie  diese  selbst  vorübergehend,  währeud  Aen- 
derungen  in  der  Zuständigkeit  desselben  bleibender  Natur  oder 
von  bleibenden  Folgen  begleitet  sein  müssten.  Aber  auch  ohne 
solche  fundamentale  Einwirkung  kann  sich  die  Idee  der  Ge- 
meinschaft geltend  machen.  Die  Sachengüter  haben  Werth 
für  ihren  Besitzer,  sofern  er  über  sie  disponirt  und  sofern  er 
sie  gebraucht  und  geniesst.  Soll  das  beiderseitige  Vermögen 
der  Ehe  dienen,  so  kann  sich  die  Idee  der  Gemeinschaft  gel- 
tend machen  in  der  Gemeinschaftlichkeit  des  Besitzes,  der 
Action,  des  Genusses  und  des  Erwerbs,  ohne  dass  deshalb  die 
Rechte  an  der  Substanz  gemeinschaftliche  würden. 
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Allein  eine  solche  absolut  und  formell  durchgeführte  Ge- 
meinschaftlichkeit der  Actiou  und  des  Erwerbs  würde  entfernt 
nicht  dem  Interesse  dienen,  für  das  sie  bestimmt  ist.  Ist  die 
Einheitlichkeit  der  Actiou  im  gewöhnlichen  Verkehrsleben  un- 
entbehrlich, so  kann  auch  die  Gerechtigkeit  erfordern,  nur  den 
Mann  als  den  eigentlichen  oder  doch  hauptsächlichen  Erwerber 
anzusehen.  Das  gemeinschaftliche  Interesse  selbst  erfordert  es, 
die  Gemeinschaftlichkeit  nicht  einseitig  massgebend  werden  zu 
lassen.  Die  natürliche  Superioiität  des  Mannes,  seine  durch 
Religion  und  Sitte  geschaffne  Ueberlegenheit,  die  natürliche 
oder  juristische  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  weib- 
lichen Geschlechts  macht  den  Mann  zum  Haupt  des  Weibes, 
zum  Haupt  der  ehelichen  Gemeinschaft,  zum  Herrn  des  Hauses. 
Aber  diese  Stellung  gebührt  ihm  nicht  in  seinem  eignen,  ein- 
seitigen, egoistischen  Interesse,  sondern  in  dem  gemeinschaft- 
lichen beider  Gatten,  in  dem  seinigen  nicht  mehr  als  in  dem 
der  Gattin.  Im  Verhältniss  zu  ihr  und  zu  ihrem  Gut  erscheint 
er  also  in  der  Stellung  eines  Vertreters.  Auf  diese  Vertretung 
hat  er  freilich  ein  Recht  durch  die  Ehe,  zugleich  aber  auch 
eine  Pflicht.  Sie  ist  sein  Beruf.  Aber  wie  jede  Vertretung 
nach  Aussen  eine  Herrschaft,  eine  Gewalt  über  den  Vertre- 
tenen , den  Schutzbedürftigen , den  Schutzbefohlenen , sowohl 
über  seine  Person  als  über  sein  Vermögen  erzeugt,  so  auch 
hier.  Der  Ehemann  hat  eine  Herrschaft  über  seine  Gattin, 
über  ihre  Person  und  folgeweise  über  ihr  Vermögen.  Aber 
diese  Herrschaft  ist  nicht  die  primäre,  die  einseitig  maass- 
gebende Idee,  sondern  erst  die  Cousequenz  der  Idee  einer  als 
Recht  und  Pflicht  gedachten  Vertretung  der  Frau.  Nicht  die 
Gewalt,  die  potestas,  ist  der  das  Verhältniss  nach  dieser  Seite 
hin  beherrschende  Grundgedanke  des  Deutschen  Rechts,  son- 
dern, wie  im  Bereich  des  Familien-,  ja  selbst  des  öffentlichen 
Rechts  überhaupt,  die  Vormundschaft. 

Genossenschaft  und  Vormundschaft  sind  die  beiden 
Schwerpunkte,  um  die  sich  das  Deutsche  eheliche  Güterreclit 
bewegt.  Es  sind  nicht  entgegengesetzte,  sich  ausschliessende 
Begriffe,  vielmehr  gehören  sie  demselben  Kreise  der  An- 
schauung an.  Genossenschaft  würde  mit  der  Römischen  potestas 
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um  erträglich  sein,  in  der  Vormundschaft  ist  sie  implicite  mit 
gesetzt.  Aber  innerhalb  derselben  Gedankenreihe  — welche  eine 
Sächsische  Rechtsquelle  ')  in  ihrer  Weise  dahin  resumirt,  dass 
die  Ehefrau,  obwohl  des  Mannes  Genossin  und  na  godliken 
dingen  syn  gelirh.  doch  soll  wesen  ander  synen  horsam  — 
bilden  sie  die  beiden  entgegengesetzten  Pole,  deren  Conse- 
quenzen  sich  gegenseitig  beschränken . ergänzen , bestimmen. 
In  dem  Grade,  dem  Maasse  und  der  Art,  in  welcher  dies  ge- 
schieht. liegt  überhaupt  die  Signatur  der  mannigfaltigen  Ge- 
staltungen der  Deutschen  ehelichen  Güterrechte.  In  dem  be- 
sondern  Verhältnisse  beider  heniht  aber  namentlich  der  Gegen- 
satz des  Nord-  und  Süddeutschen  Typus. 

Weder  iu  dem  Sächsischen  noch  in  dem  Schwäbisch -Frän- 
kischen Rechtsgebiet  herrscht  das  eine  oder  das  andre  Princip 
ausschliesslich,  noch  machen  sich  irgendwo  beide  so  intensiv 
geltend , dass  dadurch  die  Zuständigkeit  des  Vermögens  selbst 
alterirt  würde.  Beide  Stammesrechte  sind  eben  Typen  des 
einen  Deutschen  Rechts.  Aber  doch  verechiedne,  ja  gegen- 
sätzliche Typen!  Der  Gegensatz  beruht  nun  darauf,  dass  im 
Sächsischen  Recht  mehr  die  vormundschaftliche,  im  Schwäbisch- 
Fränkischen  mehr  die  genossenschaftliche  Idee  als  das  eigent- 
lich belebende  und  beherrschende  Princip  iu  den  Vordergrund 
tritt  und  das  Uebergewicht  erlangt.  Hat  aber  sonst  das  Ver- 
hältniss  des  Einflusses  beider  Principien  etwas  Schwankendes 
und  Relatives,  und  ist  auch  innerhalb  des  einen  oder  andern 
ßeeht-sgebiets  particularrechtlich  sehr  mannigfach  abgestuft, 
so  ist  der  Unterschied  in  den  beiden  Stammesrechten'  doch 
ein  specifischer.  Fehlt  dem  Sächsischen  Recht  auch  nicht  das 
genossenschaftliche  Element , so  wird  ihm  dasselbe  doch . ab- 
gesehen davon,  dass  auch  die  gleiche  Rechts-  und  Handlungs- 
fähigkeit beider  Gatten  darauf  beruht,  gewissermaassen  nur  mit 
und  in  dem  vormundschaftlichen  Princip  zugeführt.  Die  Con- 
sequenz  davon  ist,  dass  sich  zwar  eine  gewisse  Gemeinschaft- 
lichkeit in  Bezug  auf  das  Fraueugut  zeigt  durch  Gemein- 
schaft des  Besitzes  und  der  Action  bei  der  Disposition  über 

J)  Berliner  Stadtr.-Buch  bei  Fidicin  1,  142. 
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die  Substanz  wie  bei  der  Schuldenwirkung,  die  Rechtsverhält- 
nisse des  eheinännlichen  V ermögens  dagegen  absolut  un- 
berührt bleiben.  Umgekehrt  ist  die  G e m e i n sc  h a f 1 1 i c h k e i t 
der  Disposition  wie  des  Erwerbs  im  Schwäbisch -Frän- 
kischen Recht  auch  auf  das  Gut  des  Ehemanns  übertragen, 
und,  wenn  damit  auch  eine  Erweiterung  der  eheinännlichen 
Rechte  nach  gewissen  Richtungen  besteht,  so  erscheint  die 
Stellung  des  Mannes  doch  mehr  und  mehr  im  Lichte  einer 
Vertretung  der  ehelichen  Gemeinschaft  als  solcher. 

So  geschieht  es  denn,  dass  im  Sächsischen  Recht  das 
Vermögen  des  Ehemanns  durch  das  eheliche  Güterrecht  schlecht- 
hin unberührt  bleibt,  das  der  Ehefrau  dagegen  durch  die  Ehe 
in  eine  völlig  neue  Lage  kommt,  indem  der  Mann  die  Frau 
während  der  Dauer  der  Ehe  in  allen  ihren  Vermögensrechten, 
in  der  Verwaltung  und  Disposition,  im  Gebrauch  und  Genuss, 
in  der  Geltendmachung  gegen  Dritte,  wie  bei  der  Ordnung  im 
Innern  des  Hauses  vertritt,  ihre  Rechte,  sei  es  allein,  sei  es 
in  Gemeinschaft  mit  ihr,  immer  aber  dergestalt  ausübt,  dass 
deren  einseitige  Ausübung  durch  die  Frau  unzulässig  und  un- 
wirksam ist.  Die  Theilnahme  der  Frau  au  jener,  soweit  sie 
besteht,  beruht  auf  der  genossenschaftlichen  Idee,  das  Verbot 
einseitiger  Ausübung  auf  dem  Rechte  des  Mannes  zur  Ver- 
tretung in  allen  ihren  Vermögensrechten.  Die  Grundlage  und 
Garantie,  ja  überhaupt  die  juristische  Form  für  dieses  Recht 
des  Mannes  bildet  aber  seine  Ge  wer  e am  gesamten  Frauen- 
gutc,  die  zugleich  das  negative  Moment  in  sich  trägt,  dass 
der  Frau  irgendwelche  entsprechende  Rechte  am  Gute  des 
Mannes  nicht  zukommen.  Die  juristische  Form  des  Säch- 
sischen ehelichen  Güterrechts,  seine  Signatur  ist  dieGewere 
zu  rechter  Vormundschaft. 

Die  Signatur  des  Schwäbisch  - Fränkischen  Rechts  ist  da- 
gegen die  gesamte  Hand.  Die  eigentliche  Bedeutung  dieser 
fasst  sich  dahin  zusammen,  dass  für  die  Disposition  so- 
wohl wie  für  den  Gebrauch  und  Genuss  das  Gut  des 
Mannes  und  das  der  Frau  absolut  gleich  steht,  eine  in 
ihren  beiden  Bestandtheilen  ununterscheidbare  Masse  bildet,  und 
die  Action  wie  der  Erwerb  insoweit  wenigstens  gemeinschaftlich 
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ist,  als  dem  Manne  eine  einseitige  Vertretung  der  Genossen- 
schaft nur  in  einem  sehr  ausgedehnten , die  Veräusserung  der 
Mobilien  mit  umfassenden  Verwaltungsrecht  sowie  in  einzelnen 
besondern  Richtungen  zukommt,  und  nur  particularrechtlicli 
oft  erheblich  erweitert  worden  ist.  Nach  diesem  System  wird 
also  auch  des  Mannes  Gut  wesentlich  durch  seinen  Eintritt 
in  die  Ehe  afficirt;  das  genossenschaftliche  Moment  tritt 
völlig  in  den  Vordergrund,  das  vormundschaftliche  zurück. 
Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  hat  für  dieses  System 
gar  keinen  Sinn,  ist  ihm  absolut  fremd. 

Das  Resultat  dieser  eben  geschilderten  Grundgedanken  ist 
demnach  in  beiden  Rechtsgebieten  ein  Festhalten  an  der  ur- 
sprünglichen Zuständigkeit  des  beiderseitigen  Vermögens,  an- 
drerseits aber  doch  zugleich  eine  Vereinigung  desselben  auf 
die  Dauer  der  Ehe  zur  Verwerthung  für  deren  Interesse.  Diese 
äussere  Einheit  hat  freilich  nach  beiden  Typen  eine  etwas 
verschiedne  Färbung.  Nach  dem  Sächsischen  wild  sie  da- 
durch herbeigeführt,  dass  der  Mann  das  Gut  der  Frau  zu 
dem  seinigcn  in  die  Hand  nimmt  und  wie  das  seinige  be- 
handelt, obwohl  nicht  ohne  Beschränkungen  und  jedenfalls 
nur  in  Vertretung  der  Frau.  Nach  dem  Süddeutschen  System 
äudert  sich  aber  auch  die  rechtliche  Lage  des  ehemännlichen 
Vermögens , dergestalt,  dass  beiderlei  Gut  nach  absolut  glei- 
chen Grundsätzen  behandelt  wird.  Nach  beiden  Systemen 
erfolgt  aber  die  Einigung  nicht  der  Substanz  nach:  Un- 
gezweitheit  des  Guts  ist  das  Resultat  nicht  minder  der 
Schwäbisch  - Fränkischen  als  der  Sächsischen  Anschauungen. 
Aber  der  Charakter  derselben  war  schon  ursprünglich  nicht 
identisch,  die  Neigung  zur  Entwicklung  nach  entgegengesetz- 
ten Seiten  hin  eine  eingeborne.  Indessen  ist  diese  Neigung 
für  sich  allein  nicht  entscheidend  geworden:  der  wichtigste 
Impuls  für  die  Richtung  der  Fortbildung  kam  von  einer  an- 
dern Seite,  von  Seiten  der  Güterordnung  von  Todes- 
wegen. Diese  aber  kreuzte  die  Ideeukreise  beider  Stam- 
mesrechte und  führte  ausgänglich  zu  Bildungen  in  beiden 
Keditsgebieten , die  mindestens  äusserlich  sehr  nahe  verwandt 
erscheinen  müssen. 
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Das  eheliche  Güterreeht  erhält  seine  Ergänzung,  wie  durch 
Gewohnheiten,  bitten  und  autonomisehe  Festsetzungen,  so  auch 
durch  verwandte  Rechtspartien.  Die  wichtigste  der  letztem 
bilden  die  Vermögeusverhältnisac  nach  Auflösung  der  Ehe  durch 
den  Tod  eines  oder  des  andern  Gatten.  Von  einer  Erbfolge 
derselben  im  heutigen  oder  aucli  nur  im  mittelalterlichen  Sinne 
ist  da  nicht  die  Rede.  Das  Verhältniss  ist  vielmehr  in  seiner 
ursprünglichsten  und  einfachsten  Gestaltung  dies,  dass  mit  der 
Ehe  die  Wirkungen  derselben  auf  das  Gut  beider  Gatten  auf- 
hören, also  ebensowohl  die  Ausübung  der  Rechte  der  Frau 
durch  den  Mann,  als  irgendwelche  gemeinschaftliche  Ausübung 
von  Rechten,  und  dass  das  nunmehr  des  Einflusses  der  Ehe 
entledigte,  seiner  Zuständigkeit  nach  ohnehin  nicht  alterirte 
Vermögen  des  einen  oder  des  andern  Gatten  demselben  resp. 
seinen  Erben  nunmehr  gebührt,  wie  ohne  oder  vor  der  Ehe, 
dass  jedoch  dem  einen  wie  dem  andern  überlebenden  Gatten 
gewisse  Rechte  au  dem  Vermögen  des  Verstorbenen,  oder  au 
einzelnen  Stücken,  oder  an  Complexen  solcher  zukommeu,  die 
Wittwe  jedoch  hauptsächlich  aul  freiwillige,  aber  durch  die 
Sitte  geboteue,  vertragsmässige  Zuwendungen  angewiesen  ist. 
Dies  ist  die  Lage  der  Dinge  im  gemeinen  Sächsischen  Recht 
und  (abgesehen  \on  statutarischen  Erweiterungen  namentlich 
jüngein  Datums)  für  den  Fall  unbeerbter  Ehe  auch  die  in  den 
partieuiaren  Sächsischen,  wie  in  den  Fränkisch -Schwäbischen 
Rechten.  Ucberall  im  Deutschen  Recht  löst  sich  also  das 
während  der  Ehe  zu  einem  Ganzen  vereinigte  Gut  nach  deren 
Beendigung  seinem  Ursprung  nach  wieder  auf,  sei  es  nun 
jederzeit,  sei  es  wenigstens  nach  unbeerbter  Ehe.  Hierin  lag 
eine  beständige  Warnung  für  die  Rechtsauffassung  und  Rechts- 
gestaltung, die  Einigung  des  beiderseitigen  Vermögens  auch 
dessen  Zuständigkeit  afficiren  zu  hissen.  Denn  nur  wenn  mau 
auch  für  die  Zeit  während  der  Ehe  an  dieser  unverändert 
festhiclt,  konnte  sie  für  die  Verhältnisse  nach  der  Ehe  das 
bestimmende  Princip  werden,  und  nur  iu  dem  Maasse,  in  wel- 
chem dies  Letztere  nicht  mehr  geschah,  entwickelte  sich  die 
Neigung,  auch  während  der  Ehe  die  Vereinigung  des  Guts 
intensiver  werden  zu  lassen. 
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Nun  ist  es  aber  eine  merkwürdige,  bisher  nicht  genug 
beachtete  Erscheinung  im  Deutschen  Recht,  dass  für  die  Ver- 
hältnisse nach  aufgelöster  Ehe  die  genossenschaftliche  Idee 
früher  und  allgemeiner  die  Herrschaft  gewann,  als  für  die 
während  stehender  Ehe.  Es  gilt  dies  schon  im  gemeinen 
Sächsischen  Recht.  Nur  für  das  Grundvermögen  ist  die  strenge 
Sonderung  nach  dem  ursprünglichen  Eigenthum  durchgeführt. 
Bei  den  Mobilien  tritt  sie  zurück.  Dem  Wittwer  kommen  die- 
selben als  ein  ganzer  Complex  zu,  der  Wittwe  wenigstens 
insoweit,  als  sie  für  eine  Frau  nach  den  Anschauungen  der 
Zeit  von  besonderem  Werth  und  Bedeutung  sind.  Noch  viel 
entschieduer  tritt  aber  diese  Tendenz  wenigstens  für  den  Fall 
beerbter  Ehe  in  allen  Sächsischen  Particularrechten  wie  im 
ganzen  Süddeutschen  Recht  hervor.  Das  ganze,  während  der 
Ehe  nur  f usserlich  vereinigte  Vermögen  beider  Gatten  zerfällt 
nach  der  Ehe  nicht  seinem  Ursprung  nach,  sondern  unterliegt 
entweder  vermöge  des  Instituts  der  Verfangenschaft  einer  Re- 
gelung, die  von  der  ursprünglichen  Zuständigkeit  vollständig 
abstrahirt,  oder  sogar  einer  solchen , welche  ganz  bewusst  das 
beiderseitige  Vermögen  als  eine  einzige,  der  Substanz  nach 
vereinigt«  Masse  betrachtet,  an  welcher  dem  Ueberlebendeu 
ein  JI  iteigenthum  nach  Quoten  beigelegt  und  die  hienach  dem 
Verstorbenen  gebührende  Quote  den  Erben  desselben  zuge- 
sprochen wird.  Im  erstem  Falle  wird  ein  Gesamteigenthum 
ohne  Ausprägung  bestimmter  Quoten . im  letztem  Falle  ein 
Miteigentlium  nach  ideellen  Theilen,  wie  es  während  der  Ehe 
entschieden  nicht  galt,  für  die  Erbverhältnisse  das  maassgebende 
Princip;  eine  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  ist  den  Rechten 
unsrer  Periode  so  gewiss  bekannt,  als  ihnen  eine  Gütergemein- 
schaft unter  Lebenden  gewiss  unbekannt  ist.  So  entstand  eine 
Incongruenz  im  Rechtssystein,  von  dem  nur  das  gemeine  Säch- 
sische Recht  sich  fiei  erhielt.  Für  dieses  sind  daher  die  Ver- 
hältnisse nach  Auflösung  der  Ehe  von  geiingerer  Bedeutung. 
In  den  Sächsischen  Particularrechten  wie  im  Süddeutschen 
Recht  reagirte  dagegen  fortwährend  die  Gütergemeinschaft  von 
Todeswegen  gegen  die  Gütertrennung  während  der  Ehe,  und 
diese  Reaction  bildet  das  Ferment  für  die  Weiterentwicklung 
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der  Güterrechte.  Freilich  liegen  in  unsrer  Periode  nur  noch 
die  Keime  dieser  Fortbildung,  die  erst  in  der  folgenden  unter 
neuen  Verhältnissen  und  unter  dem  Einflüsse  neuer  An- 
schauungen in  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Systeme  mün- 
dete, deren  entgegengesetzte  äusserste  Endpunkte  das  System 
des  ehemännlichen  Niessbrauchs  und  die  durchgefülirte  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  bilden. 

So  kennzeichnet  sich  das  Deutsche  eheliche  Güterrecht  durch 
die  Genossenschaft  beider  Eheleute  auch  in  vermögensrecht- 
licher Beziehung  einerseits  und  durch  die  dem  Manne  kraft 
eignen  Rechts  gebührende  Vertretung  der  Frau  in  der  Aus- 
übung aller  ihrer  Vermögensrechte  andrerseits,  dergestalt,  dass 
das  beiderseitige  Vermögen  dem  Eigenthum  nach  getrennt, 
doch  während  der  Dauer  der  Ehe  dem  Interesse  der  ehelichen 
Gemeinschaft  unter  der  Vorherrschaft  des  Mannes  als  ein 
Ganzes  dient.  Innerhalb  dieser  Grenzen  tritt  der  Nord-  und 
Süddeutsche  Typus  hervor,  jenachdem  der  Gedanke  der  Vor- 
mundschaft oder  der  der  Genossenschaft  die  vorwiegenden  Im- 
pulse leiht.  Für  die  particularrechtlichen  Gestaltungen  endlich 
ist  maassgebend  geworden  die  weitere  oder  engere  Begrenzung 
der  einseitigen  Vertretung,  sei  es  der  Frau,  sei  es  der  ehe- 
lichen Genossenschaft  als  solcher  durch  den  Mann.  Dasjenige 
aber,  was  die  Kechtsentwieklung  ausserhalb  des  gemeinen 
Sächsischen  Rechts  nicht  zur  Ruhe  kommen  liess,  sondern 
immer  vorwärts  trieb,  war  die  Incongruenz  zwischen  der  Gü- 
tertrennung während  stehender  Ehe  und  der  Gütergemein- 
schaft von  Todes  wegen  — der  Grund  einer  Rechtsentwick- 
lung, die  erst  in  der  folgenden  Periode  ihren  Abschluss  fand  2). 


*)  Ob  und  inwiefern  auch  schon  die  Quellen  sich  des  oben  im 
Allgemeinen  skizzirten  Gegensatzes  bewusst  geworden  sind , wird  die  fol- 
gende Darstellung  ergeben.  Nur  darauf  mag  hier  (vgl.  auch  § 3,  Anm.  9) 
vorläufig  hingedeutet  werden,  wie  prägnant  dieses  Bewusstsein  in  den 
Süddeutschen  Bearbeitungen  des  Sacliscnspiegels  hervortritt.  So  eng  sie 
sich  seinen  allgemeinen  Sätzen  über  das  eheliche  Güterrecht  sonst  un- 
schliessen , auf  zwei  Punkten  weichen  sie  geflissentlich  von  ihm  ab : 
sie  beschränken  den  Satz  von  der  Vngezweitheit  des  Guts  nicht  auf  die 
Dauer  der  Ehe  (tu  irrne  live)  und  sie  beseitigen  die  Sätze  von  des  Mannes 
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Gewere  zu  rechter  Vormundschaft.  In  letzterem  Verfahren  findet  Schhöpkr 
(Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  II,  Abtli.  1,  § 14,  Amu.  18,  S.  98  f.) 
keine  sachliche  Tendenz.  Allein  das,  was  er  zur  Begründung  anführt, 
scheint  mir  zu  solcher  unzureichend.  Kr  weist  nach,  dass  auch  nach 
Schwäbisch -Baierischer  Anschauung  der  Mann  als  im  Besitz,  Genuss 
nnd  Verwaltung  des  Frauenguts  befindlich  angesehen  wurde.  Allein  nicht 
dies  ist  die  Frage , sondern  ob  dieser  Besitz  (als  der  Ausdruck  der  vor- 
mundschaftlichen , d.  h.  chemännlichen  Familiengewalt)  das  die  eheliche 
Güterordnung  beherrschende  Princip  ist,  ob  aus  ihm  die  vermögens- 
recktliehe  Stellung  des  Mannes  und  der  Frau  während  der  Ehe  und  l>ei 
Auflösung  derselben  tiiesst  und  durch  jenen  Rechtsgedanken  völlig  nnd 
adäquat  gedeckt  wird ? Dies  ist  meiner  Meinung  nach  nur  im  Sächsischen 
Recht , nicht  im  Süddeutschen  der  Fall , und  da  der  Sachsenspiegel  den 
Satz  in  dieser  principiellen  Bedeutung  meint,  und  die  Verfasser  des  Deut- 
whenspiegels  und  Schwabenspiegels  ihn  in  diesem  Sinne  auch  auffassten, 
mussten  sie  sich  abgehalten  sehen,  ihn  aufzunehmen.  Auch  keine  andre 
•Süddeutsche  Quelle  stellt  ihn  auf,  und  die  von  Schröder  beigebrachten 
Zeugnisse  für  den  — freilich  nicht  zu  bezweifelnden  — Besitz,  resp. 
Mitbesitz  des  Mannes  am  Frauengut  sind  fast  ausschliesslich  Süddeutschen 
Urkunden  entlehnt.  Abgesehen  von  dem  BrUnner  Recht,  dessen  specifisch 
Süddeutschen  Charakter  in  unserer  Partie  ich  bestreite,  finde  ich  höchstens 
in  dem  allcgirten  Obwaldcner  Landbuch  (bei  Blumek  1 , 480)  einen  Au- 
klang  au  die  Sächsische  Anschauung  („ — er  mag  wohl  ihr  vogt  seiu, 
ihr  guet  zu  besitzen  und  das  messen  als  ein  bidermann  seines  weibes 
guet  niessen  soll  “)  während  sich  das  — überhaupt  nur  von  der  Morgen- 
gabe handelnde  — Baicr'Bche  Landrecht  (131)  viel  unbestimmter  aus- 
drückt. 


Agr i Cola,  Oewsra  i.  r.  V. 
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I.  Buch. 


Das  Princip. 


I.  Kapitel. 

Einleitung. 


8 3. 


Das  Gebiet  des  Sächsischen  ehelichen  Gttterrechts. 


Der  Sachsenspiegel  (I,  30)  bemerkt: 

„Jewelk  inkomen  man  untveit  erve  binnen  deme 
lande  to  sassen  na  des  landes  rechte  nnde  nicht  na 
des  mannes,  he  si  beier,  svav  oder  vranke.“ 

Als  Stammesrechte  setzt  er  also ')  einander  entgegen  das 
Recht  der  Sachsen,  Tlaiern,  Schwaben  und  Franken. 
Er  bezeichnet  damit  die  grossen  Gegensätze  der  Hauptstämme 
des  damaligen  Deutschlands  und  ist  sich  des  Gegensatzes  auch 
ihrer  Rechte  bewusst.  Zugleich  deutet  er  schon  hier  im 
Grossen  und  Ganzen  die  Grenzen  an,  die  das  „lant  to  sassen“ 
umschliessen.  Westlich  die  Franken  auch  am  rechten  Ufer 
des  Rheins,  südlich  die  Baiem,  im  Norden  das  Meer  — denn 
auch  die  Lande  der  Holsaten,  Stürmer  und  Hadeler,  obwohl 
eigenthümliche  Rechtsbildungen  zeigend,  gehören  mit  zum 


>)  Entsprechend  III,  53,  1. 
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allgemeinen  Sächsischen  Rechts^ebiet  Nur  der  Friesisch- 
Ditmarsischen  Lande  wird  nicht  gedacht  und  nach  Osten  wird 
keine  Grenze  bezeichnet.  Sie  fiel  zusammen  mit  der  wandel- 
baren Grenzscheide  gegen  die  nicht  - deutschen  Racen  derSlaven, 
Sorben  und  Wenden.  Mit  dieser  Bestimmung  des  „landes  to 
sassen“  harmonirt  nun  auch  die  bekannte  Stelle  des  Sachsen- 
spiegels3), welche  die  politische  und  kirchliche  Eintheilung 
desselben  angiebt 4).  Das  „land  to  sassen“  begreift  nach  dieser 
die  Erzbisthümer  Magdeburg  und  Bremen  und  die  Bisthümer 
Naumburg,  Merseburg,  Meissen,  Brandenburg,  Havelberg,  Hal- 
berstadt, Hildesheim,  Verden,  Paderborn,  Osnabrück,  Minden, 
Münster,  Lübeck,  Schwerin  und  Ratzeburg  — deren  einige 
von  den  nicht -sächsischen  Metropoliten  von  Mainz  und  Köln 
ressortiren  5). 

Das  „land  to  sassen“  umschliesst  also  im  Sinne 
des  Sachsenspiegels  in  ziemlich  weitem  Gürtel  das  alt« 
Stammland  der  Sachsen  zwischen  Elbe  und  Weser,  nördlich 
durch  die  See,  westlich  durch  Fliesen  und  Franken,  süd- 
lich durch  Rhön,  Thüringer  Wald  und  Erzgebiige  begrenzt, 
östlich  bis  gegen  Spree  und  Oder  hin.  In  dem  engeren, 
ursprünglicheren  Sinne  fasst  zwar  der  Verm.  Sachsenspiegel, 
dem  Goslar’schen  Rechte6)  folgend,  den  Begriff,  wenn  er 
I,  34.  2 bemerkt: 

„Ouch  heysset  in  deine  lande  zeu  Sachsen  czwussen 
der  elbe  unde  der  wesser  und  zewussen  doringen  unde 
der  see“  — 

Doch  zeigt  das  Vorausgehende  so  wohl,  als  das  Prooemium  des 
ganzen  Werks,  dass  auch  er  das  Sächsische  Rechtsgebiet  in 
einem  weitern  Sinne  versteht 7). 

*)  Ssp.  III,  64.  3 vgl.  Stoiihe.  Rechtsgcschichte  I,  300. 

3)  III,  62  vgl.  dazu  die  Glosse,  die  den  Grund  angiebt,  warnm  Rraun- 
schweig  und  Lüneburg  nicht  als  besondre  Fahnlehnc  aufgefiihrt  seien. 

4)  Ebenso  die  Stelle  von  „der  Herren  Geburt“. 

5)  Die  Glosse  bemerkt  dazu:  „He  wil  nicht  seggen  dat  Sassenreclit 
also  veme  gha  als  der  bisehopj*  bau  geit,  sunder  he  meinet,  dat  dy  bi- 
schopdom  liggen  in  deine  lande  thu  Sassen  “. 

«)  S.  2ö,  » f. 

V Vergl.  damit  Pueooldt,  Kechtsb.  VI,  2:  „Das  Untrecht  ist  das 
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Wenn  nun  aber  auch  der  Sachsenspiegel  das  in  den  Säch- 
sischen Landen  geltende  Recht  andern,  insonderheit  den  drei 
Süddeutschen  Stammesrechten  gegenüberstellt , so  ist  damit 
noch  nichts  darüber  gesagt,  ob  und  wieweit  dasselbe  zu  ihnen 
im  Gegensatz  steht  und  ob  es  seinerseits  ein  in  sich  geschlos- 
senes und  durchweg  homogenes  Ganze  bildet.  Ob  das^Eine 
und  das  Andre  anzunehmen  ist,  in  welcher  Weise  und  wie 
weit?  lässt  sich  natürlich  nicht  allgemein  beantworten,  bedarf 
vielmehr  einer  Prüfung  der  verschiedenen  Rechtspartien  im 
Einzelnen.  Für  das  eheliche  Güterrecht,  meine  ich,  lässt  sich 
im  Ganzen  das  Eine  wie  das  Andre  annehmen  und  nach- 
weisen. 

Wir  haben  oben  (§  2)  die  allgemeinen  Züge  des  Gegen- 
satzes der  Sächsischen  und  der  Schwäbisch -Fränkisch -Baio- 
rischen  ehelichen  Güterordnung  angedeutet,  und  die  Detail- 
ausfuhrungen sollen  nachfolgen.  Als  die  Basis  der  erstem 
wird  sich,  wie  ich  denke,  die  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft, als  die  Basis  der  letztem  die  gesamte  Hand  mit  der 
Verfangenschaft  als  ihrer  charakteristischen  Fortsetzung  nach 
beendeter  Ehe  ( — sei  es  rein  oder  in  ihren  Surrogaten:  der 
gleichheitlichen  Disposition  des  Mannes  über  das  Gesamtgut 
resp.  dem  Theilrecht  — ) hcrausstellen.  Dort  nimmt  der  Ehe- 
mann das  gesamte  Frauengut  in  seinen  Besitz,  um  die  Rechte 
der  Frau  an  demselben,  namentlich  das  der  Disposition,  des 
Genusses  und  der  Vertretung  nach  Aussen,  mehr  oder  weniger 
unabhängig  von  der  Frau,  jedenfalls  aber  kraft  selbständigen 
Rechts  und  in  seinem  eignen  Interesse,  welches  eben  als  das 
Interesse  des  ganzen  Hauses  gedacht  wird,  auszuüben,  wogegen 
die  rechtliche  Lage  des  ehemännlicheu  Vermögens  durch  die 
Ehe  sowohl  während  derselben  als  auch  — abgesehen  von  dem 
Einfluss  der  Gerade  — nach  ihrer  Auflösung  nicht  im  Min- 
desten alterirt  wird,  desshalb  auch  die  beiderlei  Vermögen  der 
Gatten,  wiewohl  äusserlich  geeint,  während  und  namentlich 


gemeyn  recht  des  lande»  czn  Sachsenn,  Myssen.  Dhoringen  und  Hessen 

I>as  dritte  ist  wichpildrecht  oder  der  stete  recht  gemeinlichen , dye  in 
dem  wichbilde  zu  Sachsen,  das  ist  in  den  vorgenannten  landen , dye  deB 
sechschen  rechten  gebrachen.“ 
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nach  der  Ehe  in  ihrer  innem  Gesell iedenheit  sehr  bestimmt 
erkennbar  bleiben.  Hier,  im  Süddeutschen  System,  herrscht 
principiell  allerdings  auch  nur  die  äussere  Gütereinheit  und 
wird  als  solche  im  Falle  unbeerbter  Ehe  durch  das  Zerfallen 
des  Guts  auch  recht  erkennbar.  Allein  von  diesem  besondem 
Fall*  abgesehen,  sind  die  Verhältnisse  von  beiderlei  Gut  ohne 
Rücksicht  darauf,  welchem  von  beiden  Gatten  sie  zustehen, 
regulirt.  Auch  des  Mannes  Vermögen  geräth  durch  die  Ehe 
in  eine  wesentlich  neue  Lage.  Genuss  und  Action  stehen 
beiden  Gatten  über  das  gesamte  Gut  gemeinschaftlich  zu,  so- 
weit nicht  die  Action  dem  Manne  als  Vertreter  der  Gemein- 
schaft allein,  dann  aber  in  absolut  gleichem  Umfange  und 
Maasse  über  das  beiderseitige  Gut,  überlassen  ist  uud  dieses 
Verhältniss  der  Gemeinschaft  setzt  sich  nach  Auflösung  der 
beerbten  Ehe  durch  die  Verfangenschaft  oder  ihr  milderndes 
Surrogat,  das  Theilrecht  des  überlebenden  Gatten,  fort  uud 
äussert  ihre  prägnanteste  Wirkung  in  der  Geschlossenheit  des 
erstehelichen  Immobiliarvermögens  beim  Eintritt  des  über- 
lebenden Ehegatten  in  die  zweite  Ehe.  Für  das  Geraderecht 
ist  kein  Raum ; es  ist  dem  Namen  wie  der  Sache  nach  un- 
bekannt 8). 

Wie  nun  in  den  Fränkischen,  Schwäbischen,  Baierischen 
(auch  Oesterreichischen)  Landen  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft weder  dem  Namen  noch  ihrem  oben  dargestellten 
Wesen  nach  vorkommt  noch  Vorkommen  kann,  weil  sie  die 
eigenthüinliche  Güterordnung  dieser  Lande  eben  nicht  aus- 
drücken  noch  decken  würde  !'),  so  lassen  sich  diejenigen  Züge, 
welche  die  charakteristische  Grundlage  des  Süddeutschen  Sy- 
stems bilden,  in  keinem  derjenigen  Rechte  nachweisen,  welche 
das  Gebiet  beherrschen,  das  der  Sachsenspiegel  unter  dem  „ lande 
to  sassen“  versteht;  wohl  aber  sind  sie  alle  auf  das  Princip 


*)  Vgl.  über  die  Gerade  § 42,  Anm.  14. 

!l)  Am  auffälligsten  wird  sich  dies  in  der  Art  zeigen,  wie  die  Be- 
arbeitungen des  Sachsenspiegels  im  Deutschen-  und  Schwabcnspiegel,  die  die 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  lietreffenden  Stellen  des  Sachsenspiegels 
behandeln ; vgl.  § 2,  Anm.  2.  Das  Fehlen  der  Gerade  in  dem  Süddeutschen 
System  ist  schon  lange  als  bezeichnender  Differenzpunkt  bemerkt  worden. 
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der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  zurückführbar,  wie  sie 
denn  solches  auch  zum  Theil  mehr  oder  weniger  ausdrücklich 
bekennen.  Diese  Thatsache,  welche  nicht  minder  für  die  par- 
ticularen  als  für  die  gemeinen  Rechte  gilt,  ist  es,  welche 
Oberhaupt  erst  verstattet,  von  einem  Sächsischen  ehelichen  Gü- 
terrechte und  von  einem  geschlossenen  Rechtsgebiete  desselben 
zu  reden.  Ihr  Nachweis  lässt  sich  jedoch  natürlich  nicht  im 
Allgemeinen  erbringen,  sondern  nur  durch  die  Ergründung  der 
einzelnen  Institute  in  ihrem  innern  Wesen  und  ihrem  gegen- 
seitigen organischen  Zusammenhänge.  Ihr  Nachweis  fällt  daher 
mit  der  Erörterung  unseres  ganzen  Rechtsstoffs  zusammen  und  soll 
wesentlich  durch  sie  erzielt  werden.  Die  besprochne  Thatsache 
bedarf  aber  gleich  hier,  wo  es  sich  um  Begrenzung  des  Gebiets 
bandelt,  auf  dem  das  Sächsische  eheliche  Güterrecht  seine  Herr- 
schaft übt,  noch  einer  nähern  Bestimmung  und  Beschränkung. 

Vor  allen  Dingen  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  trotz  allen 
Gegensatzes  des  Sächsischen  und  des  Süddeutschen  Systems 
dennoch  auch  die  Verwandtschaft  beider  eine  sehr  nahe  ist. 
In  beiden  sind,  wie  wir  oben  vorausgeschickt  (§  2),  die  Grund- 
eltmente wesentlich  dieselben,  nur  ihre  Mischung  ist  eine  ver- 
schiedne.  Kein  Wunder,  dass  die  äussere  Erscheinung 
beider  oft,  zumal  in  den  particularrechtlichen  Bildungen, 
dieselbe  ist,  dass  viele  Vordersätze  nur  in  der  Färbung 
verschieden,  viele  (Konsequenzen  und  Anwendungen  wirklich 
oder  scheinbar  gleich  sind,  dass  auf  beiden  Gebieten  ganz 
gleichgestaltete  Institute  begegnen  und  in  denjenigen  Rechts- 
quellen, welche  zu  summarisch  sind,  um  einen  tiefem  Einblick 
in  das  ganze  Gebäude  zu  verstatten , an  und  für  sich  häufig 
der  Zweifel  bleibt,  mit  was  für  einem  System  wir  es  zu  thun 
haben.  Und  gerade  die  Particularrechte  sind  es,  welche  schon 
vermöge  ihrer  geänderten  Grundsätze  über  die  Erbfolge  der 
Ehegatten  der  Süddeutschen  Ordnung  näher  gerückt  sind  als 
das  gemeine  Recht.  Ungezweites  Gut  hier  wie  dort,  selbst 
nach  der  Auflösung  der  (beerbten)  Ehe  nicht  wieder  nach 
seinem  Ursprung  zerfallend , die  Disposition  des  Mannes  über 
das  Frauengut  öfter  dergestalt  erweitert,  dass  sie  der  über  sein 
eignes  Gut  ganz  gleich,  oder  wenigstens  nahe  steht,  der  Säch- 
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sische  Beisitz  äusserlich  ähnlich  dem  Verhältuiss  der  Ver- 
fangenschaft, die  Quotentheilung  der  Sächsischen  Particularrechte 
dem  Erfolge  nach  dem  Süddeutschen  Tlieilrechte  entsprechend, 
die  Disposition  des  Mannes  über  die  gesamte  Fahrniss  während 
der  Ehe  hier  wie  dort  gleich,  die  Institute  der  Leihzucht  und 
der  städtischen  Morgengabe  ganz  parallel  und  selbst  lur  die 
gesamte  Hand  particularrechtliche  Analogien,  wie  die  auf  der 
Leibzucht  der  Wittwe  beruhenden  Einspruchsrechte  derselben 
gegen  Dispositionen  des  Mannes  über  seine  eignen  Immobilien 
im  Goslar’schen  Rechtskreis.  So  geschah  es,  dass  die  äussere 
Erscheinung  der  beiden  Güterordnungeu  oft  keine  scharfen 
Gegensätze  zeigte  und,  wenn  mau  von  äussern  Gründen  ab- 
sehen  will,  oft  nur  das  Vorkommen  oder  Fehlen  der  charak- 
teristischen Momente  des  einen  oder  des  andern  Systems  in 
ihrer  Gesamtheit  über  den  Charakter  eines  Rechts  ent- 
scheidet. Die  äusserlich  fassbarste  und  charakteristischste  Dif- 
ferenz bleibt  immer  noch  die  Geschlossenheit  des  erstehelichen 
Immobiliarvermögens,  in  der  sich  die  Süddeutsche  gesamte 
Hand  und  Verfangenschaft  in  der  Regel  ausprägt  und  am 
Schärfsten  zuspitzt  und  von  der  kein  rein  Sächsisches  Recht 
auch  nur  ein  Analogon  bietet.  Dies  ist  denn  auch  der  Punkt, 
auf  dem  selbst  die  rein  Sächsischen  Quellen  sich  des  Gegen- 
satzes am  bestimmtesten  bewusst  werden  und  den  sie  desahalb 
direct  oder  indirect  hervorhebeu lu) , namentlich  auch  das  Mo- 
ment, welches  die  Gewähr  giebt,  dass  das  Goslar’sche  Recht 


io)  Nach  der  ganzen  Stmctur  de»  Sächsischen  System»  konnten  die 
Güterverhältnissc  in  und  nacli  der  zweiten  Ehe  gar  keine  andre  Be- 
handlung erfahren  als  in  und  nach  der  ersten.  Schon  dass  die  Säch- 
sischen Quellen  die»  noch  ausdrücklich  hervorzubebeu  für  geboten  halten 
weist,  darauf  hin,  dass  die  Verfasser  wussten,  wie  die»  anderwärts  anders 
geordnet  war.  So  der  S»p.  II,  23  i.  f.  (Vcrin.  Ssp.  1,  27.  2).  Weisthuui 
v.  1301  § 51  ».  f. ; Syst.  Sch.  R.  IV,  2.  37;  Kulin  IV,  73;  Glogauer 
Rechtst.,  cap.  117;  Poi.mans,  Dist.  IX,  13.  3;  Sippzahlrcgeln,  cap.  6 u.  7 
(Lei  Wasskksciii.kbks,  Princip  der  Successionsordn.,  S.  138).  Venn.  Ssp. 
I.  5.  5 für  die  Drittheilsrechte.  Kreybcrger  Statuten,  cap.  16.  Auf  den 
Gegensatz  ausdrücklich  hinweisend:  Venu.  Ssp.  I,  24.  4 a.  E. ; Pöi.m.vkn, 
Dist.  1,  9.  8.  ln  ausdrücklicher  Gegenüberstellung  gegen  das  System  der 
Verfangenschaft  das  Sächsische  Princip  hervorhebend : Eisenacher  Rechts- 
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trotz  mannigfacher  Analogien  mit  dem  Süddeutschen  System, 
dennoch,  auch  was  die  eheliche  Güterordnung  betrifft,  in  die 
Reihe  der  Sächsischen  Particularrechte  gehört11).  Abgesehen 
von  diesem  einen,  auch  äusserlich  sehr  hervortretenden  Mo- 
ment ist  aber  die  äussere  Erscheinung  beider  Systeme  eine 
sehr  ähnliche,  ihr  Gegensatz  erst  erkennbar,  wenn  man  die 
verschieden  nüancirten  Einzelbestimmungen  bis  zu  ihren  prin- 
cipiellen  Grundlagen  zurück  verfolgt.  Es  kann  daher  nicht 
befremden,  wenn  auch  im  „lande  to  sassen“  (z.  B.  in  Lüne- 
burg) der  Schwabenspiegel  Verbreitung  gefunden  bat  und  Par- 
tien desselben,  selbst  eherechtlichen  Inhalts,  in  rein  Sächsische 
Quellen,  theils  in  gemeinrechtliche,  theils  in  particularreeht- 
liche,  Eingang  gewonnen  oder  anorganisch  mit  ihnen  ver- 
bunden worden  sind,  wie  dies  im  fünften  Buch  des  Kulm  ge- 
schehen ist.  Für  die  Herstellung  des  Sächsischen  Systems  sind 
freilich  solche  fremdartige  Quellen  schlechthin  unbrauchbar. 

Auf  die  äussere  Erscheinung  beschränkt  sich  die  Gleich- 
heit, soweit  wir  nur  das  im  Sachsenlande  herrschende  gemeine 
Recht  in’s  Auge  fassen.  Dagegen  haben  die  im  „ lande  to 
sassen“  geltenden  Particularrechte  oft  auch  eine  wahre  in- 
nere Verwandtschaft  mit  dem  Süddeutschen  System.  Die 
Erörterung  dieses  Punkts  gehört  aber  erst  in  die  Darstellung 
der  Particularrechte , da  sie  ohne  ein  näheres  Eingehen  auf 
diese  unmöglich  ist.  Nur  die  allgemeinsten  Umrisse  der  dort 


buch  I,  18  (vgl.  1,  60);  Purgoldt’s  Rechtsbuch  I,  03  (vgl.  Roth,  Güter- 
einheit im  Jahrb.  d.  gern.  D.  R.'s  III,  322;  v.  Mautitz,  8.  359,  Amu.  13  i.  f.). 

ll)  Goslar'sche  Stat.  ed.  Gosch  kn  , S.  12 , » f.  Die  Nachweisungen 
im  Einzelnen,  wie  die  particularrechtlichen  Abweichungen  im  Guslar'scben 
Stat.  trotz  ihrer  äussern  Gleichheit  mit  den  Süddeutschen  Grundsätzen 
doch  wohl  auf  Sächsischer  Grundlage  erwachsen  sein  mögen,  auf  der  im 
l'ebrigen  das  Recht  ja  unzweifelhaft  beruht  („Na  sassen  rechte,  dar  wy 
beyden  syd  unde  alle  dussc  land  mede  bcgrcpen  synd  “ — ebend.  S.  107,  »4 
aus  der  Handschr.  E)  gehören  in  die  Darstellung  des  Goslar'schen  Parti- 
culam-chta  und  sollen  dort  folgen.  Ich  glaube  daher  auch  das  Goslar’sche 
eheliche  Giitcrrecht  als  ein  Sächsisches  ansprechen  zu  dürfen,  wenn  auch 
seine  Quellen  wegen  der  überaus  bedeutenden  particularrechtlichen  Abwei- 
chungen trotz  ihrer  Benutzung  im  Verm.  Ssp.  für  das  gemeine  Recht  nur 
sehr  vorsichtig  zu  benutzen  sind.  Vgl.  Anm.  18  und  § 5 zu  Anm.  21a. 
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zu  gewinnenden  Resultate  mögen  hier  angedeutet  werden,  um 
das  räumliche  Gebiet  zu  umgrenzen,  auf  dem  sich  unsere  Dar- 
stellung zu  bewegen  haben  wird. 

Zuvörderst  giebt  es  einige  Enklaven  des  Süddeutschen  Rechts 
auch  im  „lande  to  sassen“.  Dass  der  Nordschwabengau  auch 
eherechtliche  Eigenthümlichkeiten  behauptet  habe,  scheint  der 
Sachsenspiegel12)  nicht  anzunehmen.  Dagegen  sind  die  Nach- 
wirkungen des  Fränkischen  Rechtssystems  in  den  mannig- 
faltigen Niederlassungen  der  Fläminger  in  Sächsischen  Landen, 
wie  namentlich  um  Magdeburg,  Naumburg,  in  der  güldnen 
Aue,  in  Pommern,  in  der  Mark  (ebenso  wie  in  den  Slavischen 
Vorlanden  im  Osten:  namentlich  Schlesien,  Preussen,  Polen, 
Böhmen  und  Mähren)  auch  im  ehelichen  Güterrecht  noch  er- 
kennbar durch  die  meist  aufrecht  erhaltne  Flämische  Halb- 
theilung  des  gesamten  Guts  der  Eheleute  beim  Ableben  des 
einen  Gatten  I3).  Dass  sich  Fränkische  Gewohnheiten  an  solchen 
Flämischen  Orten  auch  im  Verhältnisse  stehender  Ehe  dem 
Sächsischen  Landesrecht  gegenüber  behauptet  hätten,  wird  aber 
nur  selten  nachweisbar  sein.  Wie  hier  die  Abstammung,  so  hat 
anderwärts  die  politische  Abhängigkeit  mancher  Sächsischer 
Landschaften  zur  Einbürgerung  auch  des  fremden  ehelichen 
Güterrechts  in  diese  geführt.  So  finden  sich  Spuren  desselben 
in  einigen  zu  Köln  in  politischer  Beziehung  stehenden  West- 
falischen Städten  und  in  dem  von  Mainz  abhängigen  Eichsfeld. 
Namentlich  zeigt  das  Heiligenstädter  Recht  des  14.  Jahrhun- 
derts den  ganz  ausgeprägten  Typus  des  Süddeutschen  Systems. 
Anderwärts  ist  es  die  Fränkische  Nachbarschaft,  die  diesem 
Eingang  verschaffte.  Die  grossen  Westfälischen  Gebiete  des 
Rüden  - Herforder  Stadtrechts  zeigen  völlig  das  Gepräge  der  « 


1,  19.  2:  vgl.  die  übrigen  auf  ihn  bezüglichen  Stellen  in  Homp.ykk’h 
Register  zum  Ssp.  s.  v.  „Suave“  u.  v.  Sydow,  Krbr.  d.  Ssp.,  S.  24  f.,  Anm.  82. 

ls)  Vgl.  darüber  Hkyhkmaxn . Elemente,  S.  105 f.  147 f.  u.  besonders 
v.  M ahtitz  , Ehcl.  tiüterr. . 8 4,  S.  23  f. : Rössleii,  Die  Stadtrecbte  von 
liriinn,  Einl.  8.  (’lf. ; Michei.skn,  Rechtsdenkmale  aus  Thüringen,  8.  14tif. 
löOf. ; Wasxkrschlbbkn,  Princip  der  Success. -Ordn.,  S.  84.  92.  Ferner 
v.  Kamptz,  Provinzialrechte  I.  521.  313  f. ; Böhme,  Dipl.  Beitr.  IV,  192; 
Pavlz,  Abh.  ans  d.  Lüb'schcn  Recht  III,  348  f. 
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Fränkisch -Schwäbischen  Güterordnung,  nur  mit  der  Sächsischen 
Niftelgerade  ausgestattet.  Umgekehrt  haben  die  Güterordnungen 
Thüringens  in  dem  Gebiete  des  Mühlhäuser  und  des  Eisenacb- 
Gothaischen  Stadtrechts  aus  dem  nahen  Hessen  und  Franken 
die  strenge  Verfangenschaft  recipirt  und  mit  ihrem  Sächsischen 
System  anorganisch  verbunden,  so  dass  sie  allerdings  ein  aus 
Nord-  und  Süddeutschem  Charakter  gemischtes  Gepräge  tragen 14). 
Dagegen  ist  die  Gemeinschaft  der  Errungenschaft,  wie  sie  auch 
im  Sächsischen  Rechtsgebiet  begegnet,  namentlich  im  Goslar- 
Thüringischen  Rechte,  im  Erfurter  Rechte  und  anscheinend 
selbst  im  Hamburger,  wohl  ein  selbständiges,  ohne  fremde  Ein- 
flüsse erwachsenes  Recbtsgebilde. 

Abgesehen  von  diesen  (und  vielleicht  noch  einigen  minder 
sicher  nachweisbaren lä))  Ausnahmen,  welche  allerdings  für  das 
eheliche  Güterrecht  von  Todeswegen  von  erheblichem  Umfang, 
für  das  Güterrecht  unter  Lebenden  minder  belangreich  sind  — 
wird  aber  in  dem  gesamten  „lande  to  sassen“  das  Sächsische 
eheüche  Güterrecht  als  herrschend  angenommen  werden  dürfen. 
Es  spricht  dafür  schon,  dass  überall  in  diesem  weiten  Gebiet 
der  Sachsenspiegel,  der  Venn.  Sachsenspiegel  und  zum  Theil 
das  Magdeburger  Weichbild  unbestritten  in  Anerkennung  und 
Anwendung  stand,  auch  manche  der  auf  ihnen  basirenden 
Rechtsbücher  innerhalb  jener  Grenzen  entstanden  und  in  Brauch 
gekommen  sind.  Die  entscheidende  Gewähr  liegt  aber  darin, 
dass  auch  sämtliche  innerhalb  jener  Grenzen  erwachsenen  par- 
ticulären,  namentlich  städtischen  Rechte,  keinen  andern  als 
den  Sächsischen  Typus  tragen.  Die  in  demselben  hervor- 
txetendeu  Besonderheiten  des  Güterrecbts  unter  Lebenden  liegen 
durchgängig  innerhalb  des  durch  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft gegebnen  Rahmens,  und  wenn  auch  die  Güter- 
ordnung  von  Todeswegen  einen  principiellen  Gegensatz  kund- 
giebt  und  wenigstens  theilweise  Süddeutschen  (Fränkisch- 

u)  Roth  (Krit.  Viertel jahrcsschr.  X,  S.  172)  zählt  sie  zu  allgemein 
and  unbedingt  den  Fränkischen  Rechten  bei.  Auf  Coburg,  das  zu  den 
Fränkischen  Orten“  Thüringens  gehört,  darf  er  sich  nicht  berufen. 

,5)  z.  B.  dem  alten  Mündener  und  dem  ursprünglichen  Amstädter 
Recht. 
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Flämischen)  Ursprungs  sein  mag,  so  hat  doch  auch  sie  den 
specifisch  Süddeutschen  Charakter  meist  abgestreift.  So  wenig 
als  von  gesamter  Hand  ist  in  ihnen  eine  Spur  von  der  strengen 
Verfangenschaft  oder  einem  Theilrecht  des  Ueberlebenden,  in- 
sofern dieses  nur  als  milderndes  Surrogat  für  jene  erschiene. 
Die  Darstellung  der  städtischen  Particularrechte  wird,  wie  ich 
lioflfe,  mit  den  obengedachten  beschränkenden  Ausnahmen  dieses 
Resultat  ergeben  für  die  weiten  Rechtskreise  der  Meissnisch- 
Voigtländischen  Städte  (Drittheilsrechte),  der  Märkischen  Städte 
(Halbschiedsrechte) , der  altern  Westfalischen  Weichbilde  von 
Soest,  Münster,  Dortmund  und  Osnabrück,  des  Hamburg- Lü- 
becker und  des  Rremer  Rechts,  der  Rechte  von  Braunschweig 
und  Hannover  etc.,  des  Goslar  - Lüneburg’schen  Rechtskreises 
und  der  beiden  Thüring’schen  Gruppen,  der  Eisenach -Gothai- 
schen  einerseits  (vgl.  jedoch  oben  zu  Anm.  14)  und  der 
Nordhäuser  - Greussen’schen  und  der  Saalfelder  andrerseits. 
Nimmt  man  hiezu  den  weiten  Bereich  des  Magdeburger  Rechts, 
so  decken  diese  Stadtrechte  ziemlich  vollständig  das  Rechts- 
gebiet, welches  der  Sachsenspiegel  als  das  „land  to  sassen“ 
bezeichnet.  Beruhen  sie  daher  wirklich  alle  in  ihrem  ehe- 
lichen Güterrecht  auf  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft, 
so  wird  man  gewiss  zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sein,  dass 
dieses  Princip  das  allgemein  im  Sacliscnlande  herrschende  ge- 
wesen ist  und  wiederum,  dass  dieses  letztere  der  Boden  ist, 
auf  dem  das  Sächsische  eheliche  Güterrecht  erwuchs,  sein 
reiches,  mannigfaltiges  Leben  entwickelte  und  präsumtiv  auch 
noch  heute  die  Grundlage  dieser  Rechtspartie  bildet  — im 
strongen  Abschluss  und  scharfen  Gegensatz  gegen  die  Süd- 
deutsche Güterordnung  der  Schwäbisch  - Fränkisch  - Baierischen 
Lande. 

Im  Allgemeinen  hat  man  diese  Thatsache  wohl  auch  nicht 
bestritten , seitdem  man  angefangen  hat , dem  Gegensätze  des 
Sächsischen  ehelichen  Güterrecbts  gegen  das  der  Süddeutschen 
Stämme  ernster  nachzugehen.  Namentlich  fallt  der  Streit  um 
die  Annahme  von  Gütergemeinschaft  oder  Gutseinheit  in  ein- 
zelnen Rechten  keineswegs  mit  der  Anerkennung  oder  Nicht- 
anerkennung jener  Thatsache  zusammen.  Denn  auch  aufSäch- 
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sischen  Grandlagen  konnte  eine  wahre  Gütergemeinschaft  er- 
wachsen, auf  anderem  Wege  freilich  (nämlich  auf  Grund  einer, 
jede  Frage  nach  der  Zuständigkeit  überflüssig  machenden  Er- 
weiterung der  ehemännlichen  Gewalt  einerseits  und  andrerseits 
der  hierdurch  möglichen,  zunächst  nur  aus  theoretischen  Gran- 
den vorgenommnen  Zurückverlegung  der  nach  der  Auflösung 
der  Ehe  eintreteuden  Idealtheilung  in  die  Verhältnisse  wäh- 
rend stehender  Ehe)  und  mit  einem  Ergebniss  von  zwar  äus- 
serlich  gleicher  Erscheinung,  aber  von  einer  doch  etwas  andern 
innem  Bedeutung  (mehr  Miteigentlium  zu  ideellen  Theilen 
als  Gesamteigenthum,  wie  es  das  Product  der  gesamten  Hand 
und  der  Verfangenschaft  war).  Wohl  aber  hat  man  für  ein- 
zelne Theile  des  Sachsenlandes  die  Herrschaft  Süddeutscher 
Principien  naehweisen  zu  können  geglaubt,  so  namentlich  für 
die  West-16)  und  die  sogenannten  Ostfälischen17)  Weichbilde. 
Ich  kann  mich  von  der  Richtigkeit  dieser  Annahmen  nicht 
überzeugen,  muss  aber  die  Ausführung  auf  die  Darstellung 
der  Particularrechte  verspüren w).  Indessen  ist  anzuerkennen, 


lfj  Während  man  früher  den  rein  Sächsischen  Ursprung  und  Charakter 
der  altem  Westfälischen  ehelichen  Gtiterrechte  festhielt  (Wigast>  , Pro- 
vinzialrechte von  Paderborn  und  Corvey  II,  § 4.  5.  6.  22 f. j Dkwiks, 
Das  Bccht  der  Verfangenschaft,  S.  27),  auch  Ckopp  (Hamburger  ehel. 
Güterrecht  in  seinen  Jurist.  Abhandl.  II,  455)  und  Runde  (Eheliches 
Güterrecht,  § 11)  nur  eine  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  als  Eigen- 
tümlichkeit hervorheben,  endlich  selbst  Eclkh  (Die  Güter-  und  Erbrechte 
der  Ehegatten  in  Frankfurt  a/M. , S.  9 vgl.  Anm.  7)  den  ursprünglich 
Sächsischen  Charakter  nicht  bezweifelt,  sucht  Roth  (Ueber  Gütereinheit 
and  Gütergemeinschaft,  in  d.  Jahrb.  des  gern.  Deutschen  Rechts  III,  343  f. 

u.  Kritische  Vierteljahresschrift  X,  1 70  f.)  für  alle  Westfälischen  iStadt- 
rechte  ebenso  wie  für  Bremen  - Oldenburg  den  Süddeutschen  Typus  nach- 
zuweisen. 

17)  Hänki,,  Die  eheliche  Gütergemeinschaft  in  Ostfalen  in  Rudorffs 
Zeitgehr,  für  Rechtsgeschichte  I,  274  f.  Ihm  scheint  Beukknd  (Stendalcr 
Urtheilsbnch , Anm.  S.  55)  u.  Roth  in  d.  Kritischen  Vierteljahresschrift 

v.  1868  X,  175 f.  ebenso  wie  v.  Mautitz  zu  folgen,  während  ihm  schon 
Gkrbzk  (System,  S.  588  f.  ed.  8)  entgegentritt. 

18)  Gegen  die  Beweiskraft  der  Deduction  Rotu’b  (a.  a.  0.)  habe  ich 
hauptsächlich  einzuwenden : 1)  dass  mit  ihm  schwerlich  anzunehmen,  dass 
der  tuperstes  mit  den  erstehelichen  Kindern  nur  bezüglich  des  eignen 
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dass  über  den  Sächsischen  Charakter  des  Goslar’schen  Rechts, 
zumal  in  der  Form,  die  es  im  Gebiete  des  Eisenach -Gothai- 
schen  Rechts  erhalten  hat,  am  ersten  Zweifel  erhoben  werden 
können  (vgl.  oben  zu  Aum.  14).  Dass  in  den  sogenannten 
Fränkischen  Orten  Thüringens,  d.  h.  den  südlich  des  Waldes 
gelegenen  Theilen,  das  Fränkische  System  galt,  ist  ohnehin 
selbstverständlich. 

Die  Herrschaft  des  Sächsischeu  ehelichen  Güterrechts  ist 
jedoch  bei  Weitem  nicht  auf  das  Land  „ to  sassen  “ beschränkt 
geblieben,  sondern  hat,  namentlich  nach  Osten  und  hauptsäch- 
lich getragen  durch  das  sich  je  länger  je  mehr  verbreitende 
Magdeburger  Weichbild,  eine  immer  weiter  reichende  Aus- 
dehnung gewonnen.  Mit  ihm  hat  es  namentlich  in  den  Städten 
von  Freussen,  Schlesien  und  der  Lausitz,  ja  selbst  von  Polen, 
Böhmen  und  Mähren  seinen  Einzug  gehalten.  Zwar  vermochte 
die  Ordnung  der  Verhältnisse  nach  aufgelöster  Ehe  auch  hier 
die  Bedürfnisse  in  den  Städten  nicht  überall  zu  befriedigen. 
Sie  wurde  nur  in  einem  Theil  der  Weichbilde  aufrecht  er- 
halten. ln  dem  andern  Theil  derselben  wurde  ihr  auch  hier 
eine  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  substituirt,  sei  es  in 
Aulehnuug  an  die  Meissnischen  Drittheilsrechte  oder  unter 
Aufrechterhaltung  der  Flämischen  Halbtheilung.  Aber  auch 
hier  blieben  die  charakteristischen  Züge  des  Süddeutschen  Typus 
ferngehalten  und  die  Ordnung  des  Verhältnisses  unter  Lebenden 


Guts  in  Theilung  geht;  2)  dass  Tkeilrecht  und  Theilpflicht  desselben  vor 
der  zweiten  Ehe  keineswegs  mit  Sicherheit  auf  den  Bestand  der  Ver- 
fangenschaf't  hin  weist,  3)  dass  der  Nachweis  der  gesamten  Hand  über- 
haupt fehlt.  Nur  für  das  Rüden  - Herforder  Weichbild  ist  ihm  unbedingt 
beizustimmen.  — Hänel  hat  Recht,  wenn  er  in  dem  Goslar’schen  Recht 
eine  bedeutende  äussere  Aehnlichkcit  mit  dem  Süddeutschen  Typus  findet. 
Dass  es  innerlich  von  ihm  geschieden  ist,  beweist  die  Unbekauntsehaft 
mit  der  Verfangenschaft,  die  die  neuere  Rccension  ausdrücklich  ablehnt, 
deren  Ablehnung  Seitens  der  altem  aber  namentlich  aus  der  Identität 
ihrer  Erbfolgeordnung  mit  der  Lüneburger  erhellt.  Die  Behauptung  auf 
die  gesamten  sogen.  Ostfälischen  Weichbilde  auszudehnen,  liegt  vollends 
kein  Grund  vor,  so  wenig  als  ein  Grund,  jene  Weichbilde  für  die  frag- 
liche Zeit  in  eine  „Ostfälische“  Gruppe  zusammenzufasseu.  Hier- 
über vgl.  v.  Mabtitz,  Ehel.  Güterrecht,  S.  7. 
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erlitt  kaum  irgend  principielle  Modificationen.  Auch  der 
Nachweis  dieser  Thatsache  gehört  in  die  Darstellung  derPar- 
ticularrechte.  Wenn  derselbe,  wie  ich  glaube,  für  viele  Lau- 
sitzer, Schlesische  und  I’reussische  Weichbilde,  ja  selbst  für 
das  Prager  und  Brünner19)  Recht  geführt  werden  kann,  und 
noch  durch  das  Görlitzcr  und  das  Schlesische  Landrecht  unter- 
stützt wird,  so  wird,  selbst  abgesehen  von  äusseren  Gründen, 
nicht  bezweifelt  werden  können,  dass  das  Sächsische  eheliche 
Güterrecht  auch  in  diesen  weiten,  ursprünglich  undeutschen 
Landen  mehrfach  zur  Herrschaft  gelangt  ist  und  damit  einen 
ausserordentlich  weiten  Geltungskreis  gewonnen  hat  *°). 


§4. 

Üle  Gegensätze  der  GUterordnungen  auf  dem  Sächsischen 
Rechtsgebiet. 

Haben  wir  damit  die  äusseren  Grenzen  umschrieben,  die 
einerseits  die  Sächsische  Güterordnung  gegen  Ordnungen  ab- 
sch Hessen,  welche  auf  principiell  andern  Grundlagen  ruhen, 
andrerseits  erstere  selbst  als  ein  einheitliches  principiell  gleich- 
artiges Ganze  umfassen,  so  versteht  es  sich  doch  nach  der 
Beschaffenheit  dieses  Rechtsgebiets  und  der  Art  der  Deutschen 
Rechtsbildung  im  Mittelalter  überhaupt  von  selbst,  dass  die 
Einheit  der  ganzen  Rechtsordnung  eben  nur  in  den  Grund- 
anschauungen ruht,  die  Ausführung  und  Anwendung  auf 
die  concreten  Verhältnisse  dagegen  eine  überaus  mannigfaltige, 
ihre  Entwicklung  in  den  drei  bis  vier  Jahrhunderten  unserer 
Periode  eine  überaus  ungleichartige  sein  konnte  und  sein  musste. 
In  der  That  ist  die  Mannigfaltigkeit  der  Gestaltungen,  die 


**)  leb  kann  mich  von  dem  speci  fisch  Süddeutschen  Charakter  des 
Brünner  ehelichen  Güterrechts , den  auch  neuerdings  Schröder  (gegen 
Weiske)  wieder  unbedenklich  anuinnut,  nicht  überzeugen,  wenn  auch  Süd- 
deutsche, namentlich  Oesterreichischc  Einflüsse  auf  die  Ausbildung  dieses 
Hechts  mitgewirkt  haben  mögen. 

,0)  A.  M.  ist  in  dieser  für  die  ganze  Rechtspartic  bedeutungsvollen  Frage 
r.  Mautitz  a.  a.  0.,  § 4 vgl.  darüber  unten  Anm.  2. 

Agricol»,  Gewere  x.  r.  V.  3 
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Fülle  der  concreten  Bildungen,  der  Reichthum  an  Gegensätzen, 
Uebergängen  und  Abstufungen  selbst  innerhalb  unseres  Systems 
eine  so  grosse,  dass  sie  die  Einheit  oft  völlig  verhüllt  und 
von  vornherein  darauf  verzichten  lässt,  alles  Detail  in  der 
Darstellung  zu  erschöpfen.  Auf  dieses  Detail  kommt  es  aber 
auch  für  die  historische  Entwickelung  des  Ganzen  nicht  an. 
Nur  ist  für  die  Ermittelung  der  grossen  Grundzüge,  um 
die  es  sich  hier  handelt,  auch  die  Beherrschung  der  concreten  - 
Bildungen  unentbehrlich,  diese  Beherrschung  aber,  wenn  man 
nicht  Gefahr  laufen  will,  sich  in  das  Detail  zu  verlieren,  da- 
durch bedingt,  dass  man  sich  die  grossen  Gegensätze  inner- 
halb des  Geltungsgebiets  und  der  Entwickelung  der  ganzen 
Rechtsordnung  gegenwärtig  erhält. 

Als  der  oberste  Gegensatz  innerhalb  der  allgemeinen 
Schranken  ist  nicht  der  zwischen  Landrecht  und  Stadtrecht, 
sondern  der  zwischen  dem  Landrecht  und  dem  Magdeburger 
Weichbild  einerseits  und  den  Rechten  aller  derjenigen  Städte 
andrerseits  anzusehen,  deren  eheliches  Güterrecht  nicht  blos 
auf  Modificationen  des  Magdeburger  beruht.  Der  Gegensatz 
dieser  beiden  Gruppen  ist  ein  principieller  und  fundamen- 
taler. Während  nämlich  Landrecht  und  Magdeburger  Weich- 
bild die  blos  äussere  Gütereinigung  auch  bei  Auflösung  der 
Ehe  durch  den  Tod  eines  Gatten  festhalten,  das  Gut  also 
nach  seinem  Ursprung  zerfallen  lassen  und  auch  hierbei  dem 
allgemeinen  Grundsatz  nicht  untreu  werden,  dass  das  Vermögen 
des  Mannes  (abgesehen  von  den  Wirkungen  des  Geraderechts) 
durch  das  eheliche  Verhältniss  völlig  unberührt  bleibt,  lassen 
alle  übrigen  Rechte  das  beiderseitige  Gut  (höchst  selten  nur 
die  Errungenschaft)  in  jedem  Falle  oder  wenigstens  nach  be- 
erbter Ehe  nicht  wieder  seinem  Ursprünge  nach  auseinander- 
fallen, sondern  behandeln  es  als  eine  einzige,  unscheidbare 
Masse,  an  der  dann  auch  der  Wittwe  Rechte  von  Todeswegen 
zustehen.  Dies  ist  eine  so  fundamentale  Abweichung,  dass  sie. 
obwohl  zunächst  nur  auf  Aenderung  der  Erbverhältuisse  ab- 
zielend , auch  auf  das  Güterrecht  während  stehender  Ehe  zu- 
rückwirkt. Die  Fragen  nach  dem  Umfang  der  Gewalt  des 
Mannes,  nach  seiner  Restitutionspflicht,  nach  dem  Recht  auf 
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den  ehelichen  Erwerb,  nach  der  Schuldenhaftung  des  Frauen- 
guts erhielten  eine  veränderte  Bedeutung,  und  wenigstens  da, 
wo  das  beiderseitige  Gut  sich  in  keinem  Falle  wieder  auflöste, 
bereitete  sich,  zumal  wo  es  nach  Hälften  zerfiel,  schon  in 
dieser  Periode  eine  Anschauung  vor,  die  in  der  folgenden  als- 
dann unter  fremdartigen  Einflüssen  zur  Ausbildung  der  Güter- 
gemeinschaft führte.  Jene  principielle  Abweichuug  war  aber 
auch  meist  von  Abänderungen  des  normalen  Systems  mehr 
zufälliger  Art  begleitet,  die  überwiegend  auf  eine  Erweiterung 
der  Disposition  des  Mannes  über  das  Frauengut,  meist  nur 
bezüglich  des  Schuldenwesens,  bisweilen  auch  bezüglich  der 
Immobilien,  gerichtet  war,  seltner  eiue  Erhöhung  der  Beeilte 
der  Frau,  namentlich  durch  ein  Recht  auf  Vertretung  des 
Mannes  oder  durch  ihre  Theilnahme  an  dem  ehelichen  Er- 
werbe, bezweckten.  Auch  in  diesen  Tendenzen  herrscht,  was 
Mittel  und  Ziele  betrifft,  grosse  Mannigfaltigkeit.  Dem  Land- 
rechte  stehen  die  Rechte  der  östlichen  Landstädte  — die 
Weichbilde  „Sächsischer  Art“,  wie  sie  der  Verm.  Sachsen- 
spiegel nennt  — näher  als  die  Kaiserweichbildc  der  westlichen 
Lande  und  als  die  meisten  Weichbilde  mit  Flämischer  Halb- 
theilung.  Am  weitesten  ab  liegt  das  Goslar’sche  Recht,  zu- 
mal in  der  Verbindung,  die  es  in  dem  erneu  seiner  Thüring’- 
schen  Zweige  — dem  Eisenach  - Gothaischen  Stadtrecht  — 
mit  der  Süddeutschen  Verfangenschaft  eingegangen  ist.  Wie- 
derum zeigen  weniger  im  Princip,  als  in  der  Art  und  dem 
Grad  seiner  Ausführung  und  Anwendung  die  meiste  Selbstän- 
digkeit und  Eigenthümlichkeit  neben  dem  Goslar’schen  Recht 
das  Lüneburger,  Hamburger,  Lüb’sche  uud  Brünner  Stadtrecht. 
Fast  isolirt  stehen  das  Mühlhäuser,  Erfurter  und  einige  Mär- 
kische Rechte.  Je  nach  den  verschiednen  Gesichtspunkten 
gruppiren  sich  alle  diese  Systeme  in  verschiedner  Weise,  eine 
jede  wieder  mehrfache  Gegensätze  in  sich  bergend,  bald  im 
Widerspruch  mit  andern  Gruppen,  bald  mehr  oder  weniger 
verwandt  — im  Ganzen  aber  allerdings  nach  den  Landschaften 
oder  den  Rechtsfamilien  gegliedert.  Diese  Gruppirung  im 
Einzelnen  zu  verfolgen  ist  erst  bei  der  eingehenden  Darstellung 
dieser  Rechte  möglich.  Hier  galt  es  nur,  im  Allgemeinen 
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ihren  prineipiellon  Gegensatz  gegen  das  Landrecht  und  das 
Magdeburger  Weichbild  zu  constatiren. 

Alle  ihre  Abweichungen  von  letzteren  beruhen  auf  auto- 
nomen Festsetzungen  und  kommen  desshalb  regelmässig  in 
Städten  zur  Erscheinung.  Sie  sind  desshalb  keineswegs  über- 
all willkürlicher  Natur,  d.  h.  auf  bewusster  Neuregulirung 
der  Verhältnisse  beruhend.  Vielmehr  basirten  die  allge- 
meinem Züge  gewiss  meist  auf  altem  Herkommen  in  den 
einzelnen  Landschaften.  Für  die  Halbtheilung  ist  dies  in 
den  altern  Westfalischen  und  Flämischen  Gewohnheiten  nach- 
weisbar. Gewiss  gilt  Ersteres  auch  in  dem  weiten  Gebiet 
der  Drittheilsrechte , die  ihre  statutarische  Portion  — nur 
durch  römische  Einflüsse  später  bei  beerbter  Ehe  auf  ein 
Viertheil  reducirt  — bis  auf  den  heutigen  Tag  behauptet 
haben.  Dass  aber  auch  diese  Drittheilsrechte  ein  Nachklang 
alt  - fränkischer  Gewohnheiten1)  seien,  wird  schwerlich  nach- 
zuweisen sein.  Mehr  künstlicher  Natur  sind  dagegen  die 
Ordnungen  mit  wechselnden  Quoten  oder  Kopftheilsrechten, 
ebenso  wie  die  Modificationen  des  Güterrechts  unter  Lebenden. 
Alle  aber  tragen  den  particularrechtlichen  Charakter, 
den  die  Statuten,  ihre  Glossatoren  und  Schöftensprüche  auch 
oft  ausdrücklich  hervorheben.  Ihnen  gegenüber  steht  daher 
das  auf  gleichen  Basen  ruhende  Landrecht  und  Magdeburger 
Weichbild  als  gemeines  Recht.  Gemeines  Recht  ist  bei- 
des, namentlich  das  letztere,  nun  aber  freilich  nicht  in  dem 
modernen  Sinne  eines  das  ganze  Sachsenland  mit  wenigstens 
subsidiärer  Wirksamkeit  beherrschenden  Rechts,  sondern  in 
dem  Sinne,  dass  im  Landrecht  ebenso  wie  im  Magdeburger 
Weichbild  die  dem  ehelichen  Güterrecht  der  »Sächsischen 
Lande  zur  Basis  dienenden , zeitlich  wie  begrifflich  ursprüng- 
lichen Grundanschauungen  ihren  reinsten  Ausdruck  gefunden 
haben,  d.  h.  dasjenige  Gepräge,  welches  durch  besondre,  locale 
Zuthaten  und  Abänderungen  oder  willkürliche  Bestimmungen 
und  Neubildungen  nicht  oder  verhältnissmässig  am  wenigsten 

1)  v.  Mahtitz  (a.  a.  0.,  S.  50)  findet  es  entsprechend  dein  Franzö- 
sischen Douaire. 
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roodificirt  worden  ist,  und  dessen  Grundzöge  daher  als  die 
Basis  des  Sächsischen  Systems  erscheinen  und  die  mehr  oder 
weniger  überall  da  maassgehend  hervortreten,  wo  particulare 
Rechtsschöpfungen  sie  nicht  beseitigt,  ersetzt  oder  umge- 
wandelt haben. 

Dass  dem  also  ist,  kann  nun  freilich  erst  die  Darstellung 
des  ganzen  Systems  lehren : die  Darstellung  des  Landrechts, 
wie  es  namentlich  aus  dem  Sachsenspiegel  und  den  ihm  fol- 
genden Rechtsbüchern  hervortritt,  und  seines  Verhältnisses 
einerseits  zu  dem  Magdeburger  Weichbild  und  andrerseits  zu 
den  Sächsischen  Particularrechten.  Der  Nachweis  wird  aber 
geführt  sein,  wenn  sich,  wie  ich  denke,  aus  dieser  Darstellung 
ergeben  wird,  dass  wie  im  Landrecht  so  auch  im  Magdeburger 
Weichbild  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  das  eheliche 
Giiterrecht  unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen  in  wesentlich 
gleichem  Maasse  (d.  h.  in  wesentlich  gleicher  Durchführung 
und  mit  gleichen  Consequenzen  für  die  Anwendung  auf  das 
Concrete)  beherrscht,  während  es  in  den  particularen  Rechten 
für  die  Verhältnisse  nach  Auflösung  der  Ehe  völlig  verlassen, 
für  die  Verhältnisse  in  der  Ehe  zwar  festgehalten  und  dadurch 
ihr  Sächsischer  Charakter  überhaupt  gewahrt,  in  der  Anwen- 
dung und  Durchführung  aber  mannigfach  neu  bestimmt  oder 
gar  alterirt,  beschränkt  und  ergänzt  ist.  Nur  wird  sich  in 
dieser  letztem  Beziehung.  Dank  der  Lückenhaftigkeit  unserer 
Quellen,  der  Nachweis  nicht  selten  auf  die  Negative  beschränken 
müssen,  dass  keine  Bestimmung  vorhanden,  welche  dem  Prin- 
cip  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  antipathisch  ist, 
ihr  widerspricht,  durch  sie  nicht  gedeckt  wird,  namentlich 
keine  nachweisbar  ist,  die  nur  durch  das  Princip  des  Süd- 
deutschen Rechts  motivirt  und  erklärbar  wird2). 

Mit  dem  Obigen  linde  ich  mich  im  Gegensatz  zu  der  Auffassung, 
»eiche  v.  Mautitz  von  dein  Verhältnis«  des  Sächsischen  Landrechts  und 
Magdeburger  Weichbilds  zu  den  Giitorordnnngen  der  meisten  Städte 
des  Landes  .,  to  .mxsuh  '•  hat  l§  4 seines  Werkes).  Er  nimmt  an,  dass 
ihrem  ehelichen  Giiterrecht  der  Sächsische  Charakter  überhaupt  abzu- 
sprechen  sei . weil  sie  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den 
Tod  eines  Gatten  das  Princip  der  Gütereinheit  verlassen  und  eine  Gnter- 
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Dass  der  Sachsenspiegel  die  Grundform  des  Sächsischen 
ehelichen  Güterrechts  darlegt,  wird  im  Allgemeinen  schwer- 
lich bestritten  werden.  Dass  dies  wenigstens  die  Intention 


gemeinschaft  sanetioniren.  Diese  Thatsache  ist  auch  mir  liber  allem 
Zweifel  erhaben,  so  wenig  sie  bisher  noch  beachtet  worden  ist.  Ich 
denke,  sie  soll  sich  bei  Betrachtung  der  Particularrechte  sicher  heraus- 
steilen. Aber  die  von  v.  Martitz  daraus  gezogne  Consequenz  kann  ich 
nicht  zugeben.  Zwar  halte  auch  ich  für  möglich,  dass  die  in  den 
Statutarreehten  sich  findende  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  we- 
nigstens zum  Theil  Süddeutschen  Ursprungs  ist,  namentlich  das  in  Wcst- 
nnd  < tstfalen . in  Lübeck , in  der  Mark , in  Preussen  n.  s.  w.  geltende 
Halbschiedsrecht , während  das  Drittlieilsrecht  vielleicht  eher  aut'  alten 
genuinen  Gewohnheiten  ruht,  die  bald  durch  besondre  Verleihung 
<z.  II.  in  Cottbus  i.  J.  1-409:  vgl.  Hkvi>f.mann\  Elemente,  S.  207).  bald 
durch  Autonomie  (vgl.  d.  Sch.  LT.  bei  Wasseksculktirx  , S.  135,  cap.  2. 
S.  359,  cap.  7 u.  s.  w.)  in  einzelnen  Städten  besonders  sanctionirt  wurden. 
Zwar  ist  ferner  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Erhaltung  und  Einführung 
einer  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  von  selbst  auf  die  Gestaltung 
des  ehelichen  Güterrechts  unter  Lebenden  znrüekwirkcn  musste  (vgl.  oben 
im  Texte)  und  die  statutarischen  Systeme  auch  dieses  nicht  in  der  Form 
und  Ausprägung  haben  konnten,  in  der  es  der  Ssp.  oder  das  Magde- 
burger Weichbild  haben.  Daraus  alter,  dass  es  nicht  grade  dieses  letz- 
tere Gepräge  trägt,  folgt,  noch  keineswegs,  dass  ihm  der  Sächsische 
Typus  auch  als  Güterrecht  unter  Lebenden  abgeht,  dass  es  auch 
sonst  nicht  auf  derjenigen  Grundlage  ruht,  auf  welcher  der  Sachsenspiegel 
oder  das  Magdeburger  Weichbild  sein  System  aufbaut,  dass  cs  nicht 
Sächsischen  sondern  Schwäbisch  - Fränkischen  Charakters  ist.  Vielmehr 
wartrotz  mancher  Unebenheiten  und  Incongntenzen.  die  zur  Ausgleichung 
aufforderten,  auch  das  Princip  des  ungezweiten  Guts,  wie  es  das  Säch- 
sische Recht  zur  Grundlage  hat,  mit  einer  Gütergemeinschaft  von  Todes- 
wegen so  vereinbar  wie  die  Süddeutsche  Ungezweithcit.  die  ja  auch  ihrem 
wahren  Wesen  nach  nur  Gütereinheit  war,  und  wiowohl  von  Anfang  an 
mehr  auf  wahre  Gütergemeinschaft  angelegt,  sich  zu  solcher  doch  auch 
erst  allmählig  und  meist  unter  römischen  Einflüssen  entwickelte.  Die 
Anerkennung  der  Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  ist  für  sich  allein 
daher  noch  kein  Kriterinm  dafür,  dass  auch  die  Unterordnung  unter 
Lebenden  nicht  auf  Sächsischen  Grundlagen  ruhe,  oder  zweifelt  man  an 
dieser  Grundlage  z.  B.  rücksichtlich  der  Hambnrg-Lüh'schen  Rcehte,  die 
doch  auch  eine  Gütergemeinschaft  v.  T.  w.  ordnen?  Die  Frage,  ob 
Ersteres  der  Fall  oder  nicht,  kann  sich  vielmehr  einzig  und  allein  darnach 
scheiden,  ob  die  statutarischen  Systeme  für  die  Verhältnisse  wäh- 
rend stehender  Ehe  durch  die  Principien  beherrscht  sind,  auf  welchen 
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des  Verfassers  war,  wird  nach  der  ganzen  Tendenz  seines 
Werkes  nicht  zu  bezweifeln  sein,  nach  der  eben  das  gemeine 
Land-  und  Lehnrecht  im  Gegensatz  zum  Weichbild  sowohl 


aneh  das  gemeine  Sächsische  Recht  basirt  war.  oder  durch  diejenigen, 
welche  den  Süddeutschen  Ordnungen  zu  Grunde  lagen  — d.  h.  durch  die 
licwere  zu  rechter  Vormundschaft  oder  durch  die  gesamte  Hand  in  Ver- 
bindung mit  der  Verfangenschaft?  Findet  sich,  dass  das  Vermögen  de« 
Khenianna  während  stehender  Ehe  durch  letztere  absolut  unberührt 
bleibt,  und  nur  die  rechtliche  Lage  des  Vermögens  der  Frau  sich  ändert 
und  zwar  sich  dadurch  ändert,  dass  der  Mann  die  Frau  in  allen  ihren 
Vermögensrechten  mehr  oder  minder  selbständig  im  Interesse  des  gemein- 
schaftlichen Haushalts  kraft  eignen  Rechts  vertritt  und  findet  sich  nichts 
von  einer  gesamten  Hand,  die  sich  auch  bei  erweiterten  Rechten  des  Mannes 
in  der  gleichen  Ausdehnung  dieser  über  das  beiderseitige  Vermögen,  in  der 
Verfangenschaft  und  in  der  Geschlossenheit  des  erstehelichen  Guts  kund- 
giebt,  so  wird  man  den  Sächsischen  Typus  anzuerkennen  haben,  mag 
seine  Ausgestaltung  auch  noch  so  viel  Eigenthümliches  bieten  und  mag 
sich  das  gesamte  Gut  unbedingt  oder  nur  in  gewissen  Fällen  seiner  ur- 
sprünglichen Zuständigkeit  nach  wieder  auflösen  oder  nicht.  Diese  Frage 
für  die  einzelnen  Particnlarrechts-Kreise  zu  erörtern,  ist  erst  hei  der 
l»arstellung  dieser  möglich.  So  mancher  Zweifel  hier  bleiben  mag.  im 
Allgemeinen . denke  ich . winl  sich  der  Sächsische  Charakter  auch  der 
meisten  particularen  Güterordnungen  im  „lande  lo  fassen"  heraussteilen. 

DasEbenmaoss  und  die  Abrundung,  wie  sie  das  System  desSsp.  zeigt, 
haben  in  diesen  städtischen  Rechten  freilich  einen  Bruch  erlitten.  Eine 
Ineongruenz  zwischen  der  Ordnung  der  Verhältnisse  während  und  nach 
Auflösung  der  Ehe  ist  unverkennbar  und  sic  ist  schärfer  als  in  den  Süd- 
deutschen Rechten.  Aber  die  Lage  war  der  Art,  dass  man  die  im  Lande 
geltenden,  von  früher  her  im  Bewusstsein  liegenden , durch  die  hohe 
Autorität  des  Ssp.  bestätigten  Grundsätze  über  die  Verhältnisse  während 
stehender  Ehe  im  Allgemeinen  anwenden  konnte,  ohne  mit  den  Bedürf- 
nissen des  städtischen  Lebens  in  Widerspruch  zu  gerathen:  aber  uner- 
träglich für  dasselbe  war  die  landrechtliche  Ordnung  der  Erbverhältnisse 
der  Ehegatten.  Man  änderte,  gestützt  auf  ehedem  nur  locale  Gewohn- 
heiten oder  sich  an  eine  zur  Observanz  werdende  Autonomie  der  Ehe- 
gatten anlehnend,  nur  da.  wo  die  Aendcrung  ganz  unumgänglich  war. 
und  licss,  soweit  dieselbe  nicht  andre  Modificationcn  von  selbst  nach  sich 
zog.  das  Uebrige  bestehen . unbekümmert  um  den  Bruch  in  der  princi- 
piellen  Durchführung.  Wenigstens  scheint  mir  dies  das  Bild  des  Rechts- 
zustamls.  wie  er  uns  ans  den  Quellen  hervortritt,  welche  jene  in  sich 
gegensätzlichen  Ordnungen  darstellen.  AVährend  der  Verm.  Ssp.  da,  wo 
er  die  Drittheilsrechte_  darstellt,  so  energisch  die  Aendcrung  der  Grund- 
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■wie  zu  particularen  landreehtlichen  Satzungen  das  Object  der 
Darstellung  bildet.  Aber  auch  der  Auffassung  des  Magde- 
burger Weichbilds  als  des  gemeinen  Weichbilds  sind  sich 


«ätze  über  die  Verhältnisse  nach  aufgelöster  Ehe  hervorhebt,  beruft  er 
sich  für  die  in  den  „wichbilden  scclmischer  ard“  während  stehender 
Ehe  geltenden  Regeln  auf  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  (I.  18.  2; 

1.  47.  5)  erkennt  die  Frau  als  Eigcnthiimerin  ihres  Vermögens  an  (1,5.5; 

1,  22.  2 s.  f.) , weiss  nichts  von  gesamter  Hand  oder  Vorfangenschaft 
(I,  5.  5;  I,  24.  4 s.  f.)  und  wiederholt  ausdrücklich  oder  tacite  die  Säch- 
sischen Grundsätze  über  die  rechtliche  Stellung  der  Eheleute  (I,  2t).  IG: 

I,  30,  2;  III,  4,  G:  III,  9,  10  u.  11).  Wie  der  Venu.  Ssp.  rücksichtlich 
der  Drittheilsrechte , so  verfährt  das  Berliner  Schöffenbuch  (Firnen», 
Historisch  - diplom.  Beiträge  zur  Gesch.  der  Stadt  Berlin  I)  rücksichtlich 
der  Märkischen  Halbschicdsreohte.  Es  giebt  das  eheliche  Güterrecht  des 
Ssp.  in  allen  wesentlichen  Punkten  wieder  (a.  a.  0.,  S.  142.  143.  145. 
148.  149.  120.  145.  150)  und  führt  da,  wo  es  auf  das  Weichbild  der 
Märkischen  Städte  zu  sprechen  kommt,  als  abweichend  lediglich  das 
Halbschicdsrecht  der  Gatten  an  (a.  a.  0.,  S.  123.  121.  142).  Dieselbe 
Auffassung  tritt,  wiewohl  mipder  prägnant,  in  den  Bearbeitungen  des 
Ssp.  für  Märkische  oder  Westfälische  Städte  insofern  hervor,  als  nur 
die  Erbfolgeverhältnisse  der  Ehegatten  neu  und  abweichend  geordnet 
werden,  z.  B.  im  Salzwedler  Rechtsbuch  (vgl.  Gkngi.sk , Stadtr.,  S.  395  f.l. 
Sollte  man  diese  Behandlung  des  Sachsenspiegel-Rechts  lediglich  auf 
Rechnung  der  Gedankenlosigkeit  der  Verfasser  setzen  dürfen  in  einer 
Rechtspartie,  wo  der  Widerspruch  mit  dem  wirklichen  Leben  sofort  her- 
vortreten musste?  Aber  auch  die  Praktiker,  die  Schöffen  selbst  waren 
von  gleicher  Anschauung  beherrscht ! Die  Magdeburger  Schöffen  ertheilen 
unbedenklich  nach  Magdeburger  Weichbild  auch  über  eherechtliche  Fragen 
ihre  Sprüche  an  solche  Rechtsgebiete , in  denen  eine  Gütergemeinschaft 
von  Todeswegen  besteht,  Halbschieds-  oder  Drittheilsrecht.  Ersteres  galt 
z.  B.  in  Stendal  (vgl.  Hf.yufjianv,  Elemente,  S.  95;  Behkknd,  Stendaler 
Urtheilsbuch . Anm.  S.  74:  gegen  v.  Martitz , S.  5,  Anm.  19).  Dennoch 
weist  das  Stendaler  Urtheilsbuch  eine  Reihe  von  Magdeburger  Schöffen- 
sprüchen aus,  welche  mit  jenem  Halbschicdsrecht  nicht  zusammenhängende 
eherechtliche  Fragen  nach  Magdeburger  Weichbild  entscheiden.  Dasselbe 
Verfahren  halten  Magdeburger  Schöffen  im  Gebiete  der  Drittheilsrechte 
ein,  und  hier  spricht  sich  das  Bewusstsein,  dass  die  ganze  Differenz  klüg- 
lich im  Punkte  der  Verhältnisse  nach  dem  Tode  eines  Gatten  ruht,  in- 
sofern recht  deutlich  aus,  als  sie  nur.  sobald  und  soweit  die  Frage  diesen 
Punkt  berührt,  die  Entscheidung  ausdrücklich  als  ihnen  nicht  zugänglich 
ablehnen.  (Vgl.  Sch. -TT.  bei  Wasskrschlkbkn,  S.  13G,  cap.  2;  S.  1G2.  cap.  2fi  ; 
8.  3GO,  cap.  7:  S.  382.  cap.  31;  S.  399,  cap.  43. . Vgl.  S,  148,  cap.  13; 
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die  Quellen  selbst  schon  bewusst  •').  Deutet  hierauf  doch  schon 
das  Sächsische  Weichbild  (Kap.  10),  dem  alten  Aufsatz  über 
die  Gerichte  zu  Magdeburg  folgend,  hin  4)  und  wird  es  doch 
namentlich  in  der  Vorrede  zum  Venn.  Sachsenspiegel  sehr 
bestimmt  hervorgehoben  r’) . und  daselbst  das  Magdeburger 
Recht  ausdrücklich  in  Gegensatz  gebracht  zu  den  mannig- 
faltigen Particularrechten  des  Sachsenlandes fi).  Die  Darstel- 
lung grade  dieser  Gegensätze  haben  sich  die  Rechtsbücher 
nach  D ist i n ct i o u en“,  voran  der  Venn.  Sachsenspiegel,  ihm 
nach:  Pölmann  und  die  Thüring'schen  Bearbeiter,  der  Ver- 
fasser des  Eisenacher  Rechtsbuchs  und  Purgoldt,  welche  nur 
noch  das  Eisenacher  Particularrecht  ergänzend  hervorheben, 
zur  Aufgabe  genommen.  In  keinem  einzigen  Punkte  sind 
aber  diese  Autoren  zur  Darlegung  jener  Gegensätze  so  häufig 
genöthigt  gewesen  als  im  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts, 


dangen  die  Leipziger  Schöffen,  S.  14ß,  cap.  12.  Vgl.  Stohbk,  Persona- 
lität und  Territorialität  der  Rechte  im  Jahrb.  des  gern.  Deutschen  Rechts 
\I,  S.  HO.)  — Ich  meine,  der  Venu.  Ssp.  hat  ko  unrecht  nicht,  wenn  er 
dergleichen  Stadtreehte  trotz  ihres  völlig  vcrändertcnPrincips  der  Gatten- 
Krbfolge  doch  noch  als  ,. irichfrilde  sr  rhsisch  e r nrd“  bezeichnet. 

31  Ucber  die  gleiche  Auffassung  im  lß.  Jalirh.  vgl.  Schi.kttkr,  Die 
fuustitntionen  von  1572,  Kinl.  S.  7 f.  und  die  handschriftliche  Notiz  aus 
einer  8cbspr.->Sauuul.  des  lti.  Jalirh.  bei  v.  Mautitz,  S.  ß4,  Anm.  ih 
*)  Abgedr.  hei  Gacpf  , Das  alte  Magdeb.  - Hallische  R.  (aus  einem 
Breslauer  Cod.).  S.  200:  „Do  — Magdeburg  allirerst  hesaezt  wart  mit 
Wniges  Otto  d.  gr.  rate  und  mit  des  landen  willeköre,  und  bestetigetc 
sie  an  seinem  rechte,  als  es  noch  an  wichbildc  rechte  hat  nach  der  alten 
gewonheit  und  Halle  duraus  bestätiget  wart,  dorumb  ist  es  alles  mit 
evnera  rechte  begriffen.  Hirumh  sullen  alle  die  von  Polan  und  von 
Behemen  and  ns  der  marke  zu  Meissen  und  ns  der  marke  zn  Rusitz  alle 
ir  recht  zu  Halle  holen.“ 

5)  ,.Dit  ist  eyn  hnch  des  rechten  in  wichbildc  in  scchsisszcr  art. 
also  is  dy  von  meydcbnrgk  gebrochen  unde  dy  von  halle,  unde  dy  are 
volbort  do  nemen . unde  dy  von  lipez  zen  halle*,  domoeb  vel  stete  zen 
missen  ore  vollmrt  nemen  dez  rechten.“  In  demselben  Sinne  PrRnnuvr's 
Rechtsb.  VI.  2 (vgl.  oben  § ,‘J.  Anm.  7). 

a)  „ Doch  holnm  in  den  landen  vel  stete  Hunderliche  gewnn- 
beyt,  dy  man  in  dem  geuieynen  rechte  nicht  phleyt  czn  haldene, 
unde  haben  is  noch  ores  selbes  köre." 
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zumal  desjenigen  von  Todeswegen.  Ueberblickt  man  nun  die 
Darstellung  dieser  Rechtsbüchcr.  namentlich  des  Verm.  Sachsen- 
spiegels, so  sind  es  die  sogenannten  Drittheilsrecbte  und  das 
Goslar’Behe  Stadtrecht,  welche  den  Verfassern  als  die  Reprä- 
sentanten der  Partieula rrechte  erscheinen.  Eine  erschöpfende 
Gliederung  ist  dies  freilich  nicht.  Die  östlichen  und  nörd- 
lichen Halbschiedsrechte  finden  keine  Erwähnung,  von  den 
westlichen  wird  nur  das  Goslar’sche  geschildert.  Das  nächste 
Motiv  zur  Wahl  dieses  letztem  war  gewiss  seine  Verbreitung 
in  den  dem  Verfasser  des  Verm.  Sachsenspiegels  zunächst  ge- 
legnen Thüring'schen  Landen.  Aber  der  Grill'  war  ein  glück- 
licher. Das  Goslar'sche  Kaiserweichbild  war  in  der  Tha't  die 
prägnanteste  particulare  Bildung  zumal  im  ehelichen  Gfiter- 
reeht  und  durch  seine  Verwandtschaft  mit  den  Westfälischen 
und  dadurch  mit  den  Lübisch-Hamburger  Rechten,  sowie  mit 
dein  Lüneburg-Bremer  und  dem  Mühlhäuser-Nordhäuser  Recht 
der  geeignetste  Repräsentant  der  westlichen  Weichbilde,  zumal 
der  Kaiserweichbilde.  Diesen  westlichen  Kaiserweichbilden 
und  den  östlichen  Rechten  der  Landstädte  (als  Rechten 
„Sächsischer  Art“,  „Rechten  dieses  Landes“),  später  nament- 
lich auch  den  Thüringischen,  stellen  nun  die  Distiuctionen- 
werke,  namentlich  der  Verm.  Sachsenspiegel,  das  Sächsische 
Landrecht  und  das  Magdeburger  Weichbildrecht  als  das  ge- 
meine Sächsische  Recht  gegenüber.  Eine  Scheidung  dieser 
beiden  letztem  Rechtsquellen  tritt  dagegen  in  der  Regel  bei 
der  Behandlung  eherechtlicher  Fragen  nicht  ein.  Die  Be- 
zeichnung als  „landrecht“  ersetzt  meist  die  als  „weichbild“ 
(d.  h.  gemeines  Magdeburger  Weichbild),  oder  beide  gehen 
unterschiedlos  neben  einander  her.  Abgesehen  von  eiuigen 
untergeordneten  Punkten  wie  von  der  Beschränkung  des  Mus- 
theils auf  einen  Jahresvorrath  im  Weichbild  'j  bebt  der  Verm. 
Sachsenspiegel  s)  in  einer  dem  Weichbild  entlehnten  Stelle 
als  Abweichung  vom  Land  recht  nur  hervor:  der  Morgengabe 


7)  Verm.  Ssp.  1,  10,  2. 

*)  I,  14,  1 u.  2 vgl.  Weichbild,  cap.  22,  § 1 — 3. 
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fehle  in  den  Städten  der  Gegenstand  und  an  ihre  Stelle 
seien  Vergabungen  aller  Art  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau 
getreten,  in  deren  Ermangelung  dieser  das  Recht  auf  Sitz  und 
Unterhalt  in  des  Mannes  Gut  zukomme. 

Obwohl  diese  Bestimmung  des  Gegensatzes  zwischen  ge- 
meinem Land-  um!  Stadtrecht  als  erschöpfend  nicht  betrachtet 
werden  kann,  so  weist  sie  doch  sehr  bestimmt  auf  den  Punkt 
hin,  auf  dem  jener  am  umfassendsten  und  wirksamsten  zu 
Tage,  tritt.  Er  beruht  darauf,  dass  das  Weichbild  der  Auto- 
nomie der  Ehegatten  einen  viel  freiem  Spielraum  zur  ver- 
tragsmässigen  Ordnung  der  ehelichen  Güterverhältnisse  wäh- 
rend der  Ehe  wie  für  die  Zeit  nach  ihrer  Beendigung  lässt 
als  das  gemeine  Landrecht.  Hierauf  beschränkt  sich  aber 
auch  die  Differenz  der  beiden  Systeme  — nur  dass  die  Güter- 
ordnung von  Rechtswegen,  obwohl  principiell  festgehalten,  in- 
soweit einigermaassen  geändert  wird,  als  man  auf  Grund  der 
erweiterten  Autonomie  gewissen  Acten,  namentlich  der  Frau, 
eine  Deutung  gab,  die  ihnen  im  Landrecht  nicht  zukam. 

Das  Stadtrecht  fand  einen  wesentlich  andern  Stoff  zur  Be- 
handlung und  Beherrschung  vor  als  das  Landrecht !').  Dieses 
hatte  Vermögensverhältnisse  zu  regeln,  deren  Mittelpunkt  der 
ländliche  Grundbesitz  war  mit  seinem  Zubehör  an  Gerecht- 
samen. an  Leibeigenen,  sowie  an  Häusern,  Stallungen  und 
Gehegen  von  so  einfacher  Einrichtung,  dass  sie  meist  noch 
versetzbar  waren,  mit  dem  Zucht-,  Last-  und  Mastvieh,  mit 
den  selbsterzeugten  Producten  an  Feld-  und  Gartenfrüchten, 
mit  dem  meist  wohl  noch  schlichten  Haus-  und  Zierrath,  mit 
Bett-,  Leib  - und  Tischwäsche,  Gewändern  und  allerlei  Pre- 
tiosen und  Kostbarkeiten . mit  den  Gerätheu  für  Ackerbau, 
Jagd  und  das  Handwerk  des  Kriegs.  Auch  kommen  hiezu 
noch  mancherlei  Rechte  und  Gerechtsame,  z.  B.  schon  frühzeitig 
wiederkäufliche  Renten,  mit  der  rechtlichen  Natur  von  Im- 
mobilien, — aber  durchgängig  tritt  uns  der  stabile  Cha- 
rakter des  ganzen  Besitzthums  entgegen.  Stabil  ist  es,  inso- 
fern die  Immobilien  die  Grundlage  des  ganzen  Reichthums 


9)  Vgl.  darüber  v.  Mautitz,  S.  239  f.  252  f. 
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bilden , zu  denen  sieb  die  mannigfaltige  Fabrhabe  als  Mittel 
zum  Zweck,  als  Zubehör  und  Accession  verhält.  - stabil  in- 
sofern, als  dieser  ganze  Besitz,  möglichst  eng  und  untrennbar 
mit  der  Familie  verknüpft  ist  und  ihr,  zumal  im  Manns- 
stamm,  conservirt  werden  soll.  stabil  endlich  dadurch,  dass 
die  Wirtschaft  in  der  Regel  eben  nur  auf  eigene  Erhaltung, 
Vermehrung  und  Ergänzung,  nicht  auf  Gewinn  durch  Umsatz 
und  Handel  berechnet  ist.  In  einem  solchen  Wirtschafts- 
system kommen  denn  freilich  Waaren  und  Handelsgüter,  selbst 
die  durch  Ackerbau  und  Viehzucht  erzeugten , nicht  in  Be- 
tracht, fand  Geld,  Kapital  und  Aussen  stand  kaum  eine 
Stelle. 

Dies  ist  das  Bild  der  socialen  Zustände  in  wirtschaft- 
licher Beziehung,  welches  aus  dem  Sachsenspiegel  und 
selbst  noch  aus  einigen  spätem  landrechtlichen  Quellen  her- 
vortritt. Es  ist  möglich , dass  Eyke , der  in  der  Zeit  einer 
beginnenden  Umwälzung  aller  socialen  Verhältnisse  lebte,  mehr 
rück-  als  vorwärts  geschaut  hat  und  jenes  Bild  schon  seine 
Zeit  nicht  vollkommen  treu  und  nicht  für  das  gesamte  land- 
rechtliche Gebiet  wiederspiegelt.  Darauf  kommt  hier  nichts 
au.  Das  Entscheidende  ist,  dass  das  von  ihm  dargestellte 
System  auf  der  eben  angedeuteten  Basis  der  socialen  Zustände 
ruht,  und  dafür  bürgt  uns  seine  Darstellung  eben  selbst. 

Ganz  anders  war  diese  Basis  nun  in  dem  vom  Sachsen- 
spiegel bei  seiner  Darstellung  völlig  ausgeschlossenen  Bereiche 
des  Stadt  rechts.  Unsere  Periode  umfasst,  die  Blüthezeit 
des  Deutschen  Städtelebens,  in  der  es  seine  reichste  Entfaltung 
erfuhr,  seinen  mächtigsten  Aufschwung  nahm,  geistig  und 
materiell  auf  seinen  Höhepunkt  gedieh.  Wie  ganz  anders 
lagen  da  die  Verhältnisse!  Wie  schneidend  war  der  Gegen- 
satz! Während  in  den  ländlichen  Verhältnissen  noch  die 
Stabilität  das  beherrschende  Princip  war.  trug  liier  Alles  das 
Gepräge  der  Beweglichkeit.  Der  Grundbesitz  trat  zurück, 
das  Kapital  ward  Herr.  Gewinn  und  Erwerb  durch  Umsatz 
oder  Production  beherrschten  Leben  und  Tkätigkeit.  Fabri- 
kate, Waaren,  Handelsgüter  aller  Art.  baares  Geld  und  Aussen- 
stände  bildeten  den  Reichthum  der  Familien.  Sie  konuten 
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ihrer  Natur  uaeli  nicht  in  diese  oder  jene  Familie  gebannt 
bleiben,  der  Vorzug  des  Mannsstammes  hatte  für  sie  keinen 
Sinn,  die  ständischen  Unterschiede  glichen  sich  aus,  die  Frei- 
heit der  Bewegung  war  die  Bedingung  dieses  ganzen  wirt- 
schaftlichen Lehens.  Alles  war  im  Flusse  und  Wandel,  und 
diese  Wandelbarkeit  trug  sich  mehr  und  mehr  selbst  auf  den 
Grundbesitz  über.  Es  scheint  selbstverständlich , dass  eine 
Rechtsmaterie,  welche  so  innig  mit  dem  ganzen  Volksleben 
verwachsen  ist  wie  das  eheliche  Güterrecht  je  nach  diesen 
Gegensätzen  eine  verschiedene  Behandlung  erforderte , ohne 
unerträgliche  Disharmonie  mit  den  realen  Interessen  nicht 
nach  denselben  Normen  und  Grundsätzen  entwickelt  werden 
konnte.  Dennoch  ist  dies  weniger  der  Fall,  als  man  bei  der 
ständischen  Natur  des  alten  Rechts  erwartet  hätte.  Der  Grund 
liegt  hauptsächlich  in  der  eigeuthümlichen  Anlage  des  ganzen 
Systems.  Dasselbe  war  im  Landrecht,  wie  es  uns  überliefert 
ist.  der  Art,  dass  es  sich  auf  die  grossen  Grundzüge  der 
ganzen  Ordnung  des  Verhältnisses  beschränkte,  nur  die  allge- 
meinen Richtungen  bestimmte,  in  der  die  Regelung  des  Con- 
ereten  erfolgen  sollte,  den  formellen  Rahmen  tixirte,  innerhalb 
dessen  sie  sich  zu  bewegen  hatte.  Innerhalb  dieses  Rahmens 
aber  blieb  es  den  Betheiligten  sowohl  wie  im  Streit  den 
rechtfindenden  Volksgenossen  überlassen,  die  Besonderheit  des 
Falls  in’s  Auge  zu  fassen  und  nach  dessen  concreter  Gestal- 
tung die  Billigkeit  und  die  Natur  der  Sache  maassgebend 
werden  zu  lassen.  Diese  Freiheit  der  Bewegung  tritt  uns  in 
den  städtischen  Schöffensprüchen  vielfach  entgegen  und  ihr  ist 
es  hauptsächlich  zu  danken,  dass  sich  die  landrechtliche 
Guterordnung  im  grossen  Ganzen  auch  den  städtischen  Ver- 
hältnissen gewachsen  zeigte.  Zureichend  war  aber  doch  jene 
lediglich  im  Einzelnen  und  in  der  Anwendung  mildernde, 
ergänzende,  corrigirendc  Tbätigkeit  der  Schöffen  nicht.  Denn 
es  fehlte  doch  viel,  dass  der  Rahmen  des  ursprünglichen 
Systems  den  so  heterogenen  Stoff  völlig  zu  umsch Hessen  ver- 
mocht hätte.  Er  bedurfte  selbst  der  Modifieatiou , wenn  er 
nicht  drückend  und  beengend  werden  sollte.  Diese  Arbeit 
hat  denn  nun  auch  das  Stadtrecht  unternommen  — aber  an- 
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ders  in  den  städtischen  Particularrechten,  anders  im  gemeinen 
Weichbild. 

Wie  es  im  Gebiete  der  erstem  geschehen  ist,  haben  wir 
im  Allgemeinen  oben  angegeben.  Man  brach , gestützt  auf 
alte  locale  Gewohnheiten,  mit  der  ganzen  landrechtlichen 
Güterordnung  von  Todeswegen,  setzte  an  die  Stelle  der  Zweiung 
der  Gütereinheit  die  Quotentheilung  eines  Gesamtguts  und 
vermochte  nunmehr,  in  dem  Güterverhältniss  unter  Lebenden 
mit  Modifieationen  und  Ergänzungen  im  Einzelnen  auszu- 
reichen. Das  Charakteristische  des  gemeinen  Weichbilds  ist 
es,  dass  es  das  landrechtliche  Princip  nicht  blos  für  die  Ver- 
hältnisse während  der  Ehe  beibehielt,  sondern  auch  für  die 
Verhältnisse  nach  deren  Auflösung.  Man  suchte,  auf  einem 
andern  Wege  dem  unläugbaren  Bedürfniss  gerecht  zu  werden. 
Man  liess  die  Güterordnung  in  ihren  wesentlichen  Grund- 
zügen  bestehen  und  eröffnete  nur  der  Autonomie  der  Be- 
thciligten  einen  freien  Spielraum , wie  ihn  das  Landrecht 
zumal  rücksichtlich  der  Fahrhabe  weitaus  nicht  verstattet 
hatte.  Man  überliess  den  Betheiligten  die  Correctur  des 
Systems,  man  bahnte  ihnen  die  Wege,  verstand  sich  dazu, 
ihre  Geschäfte  im  Zweifel  zu  ergänzen,  sie  im  Sinne  der  ge- 
änderten Verhältnisse  zu  deuten  und  zu  aecommodiren  und  auf 
diesem  Wege  einem  Bedürfniss  gerecht  z.u  werden,  dem  inan 
weder  durch  rechtsbildende  Acte  noch  durch  Entwickelung 
bereits  bestehender  Gewohnheitsrechte  direct  Abhülfe  zu  ver- 
schaffen wusste. 

Es  waren  hauptsächlich  drei  Punkte,  auf  denen  das  land- 
rechtliche System  selbst  in  seinen  wesentlichen  Grundzügen 
nicht  quadrirte.  Während  die  Gewalt  des  Mannes  über  das 
Frauengut  hinsichtlich  der  Immobilien  rechtlich  wie  natürlich 
dergestalt  beschränkt  war.  dass  der  Frau  und  ihren  Eiben 
wenigstens  die  Substanz  gesichert  erschien,  war  bei  fahrender 
Habe  seihst  diese  der  Willkür  des  Mannes  vollkommen  preis- 
gegeben. War  dies  einfachen  Verhältnissen,  in  denen  der  Grund- 
besitz den  eigentlichen  Träger  des  Vermögens  bildete,  ganz 
angemessen  und  entsprechend,  so  wurde  es  doch  sehr  bedenk- 
lich und  unter  Umständen  unerträglich  da,  wo  fahrende  Habe, 
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Waarenlager  und  Handelsgüter,  haar  Geld  und  Kapitalien  den 
Haupttbeil  des  Vermögens  ausmachten.  Noch  bedenklicher 
aber  wurde  die  Ordnung  der  Restitution  des  Frauenguts  bei 
Auflösung  der  Ehe.  Das  Recht  kannte  keine  obligatorische 
Kestitutionspflicht  des  Mannes,  sondern  nur  eine  Zweiung  des 
geeinten  Guts  nach  dessen  Bestand  zur  Zeit  der  Zweiung. 
Dies  mochte,  trotzdem  man  an  der  innern  Getrenntheit  des 
Gute  bei  äusserer  Einigung  in  des  Mannes  Hand  festhielt, 
genügen , solange  die  fahrende  Habe  von  untergeordneter  Be- 
deutung war  und  hauptsächlich  als  Zubehör  oder  Product  des 
Lindbesitzes,  als  Ausstattung  der  Frau  oder  Hausrath  des 
Mannes  in  Betracht  kam.  Ganz  anders,  wo  erstere,  zumal 
Geld  und  Kapitel,  in  den  Mittelpunkt  trat.  Ohne  obligato- 
rische Verbindlichkeit  des  Mannes  zur  Erstattung  in  gmere 
mussten  Fungibilien  der  Frau  durch  die  Illation  dieser  für 
immer  verloren  gehen.  Sie  wurden  und  blieben  Eigenthum 
des  Mannes  und  seiner  Erben;  und  selbst  nicht  vertretbare, 
aber  zum  Umsatz  oder  täglichen  Gebrauch  bestimmte,  be- 
wegliche Sachen  mochten  selten  nach  Beendigung  einer  länger 
dauernden  Ehe  noch  in  Natur  vorhanden  sein  und  gingen  so 
der  Frau  auch  ihrem  Werthe  nach  verloren.  Auf  einem 
Uechtsgebiet,  wo  in  solchen  Vermögensstücken  der  Hauptwerth 
ruhte,  führte  dies  zu  einem  Resultat,  das  dem  ursprünglichen 
Sinne  des  Systems  völlig  fern  lag:  zu  einem  Verlust  der  kost- 
barsten Vermögenstheile  der  Frau  zum  Vortheil  des  Mannes. 
Und  diese  Härte  wurde  endlich  noch  erheblich  dadurch  ge- 
steigert, dass  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  natürlich  im  Be- 
reich des  Städtelebens  eine  ungleich  erhöhte  Bedeutung  erhielt. 
Während  es  auf  dem  Lande  in  dem  Geraderecbt  der  Frau 
und  Niftel  ziemlich  sein  Gegengewicht  gefunden,  führte  es  in 
den  Städten  zu  einer  ganz  ausser  der  ursprünglichen  An- 
schauung liegenden  Ineongruenz.  Während  dem  überlebenden 
Manne  der  werthvollste  Theil  des  Frauenguts  verblieb,  musste 
die  Wittwe  mit  bloser  Hand  aus  des  Mannes  Gut  scheiden, 
höchstens  mit  Vortheilen  ausgestattet.  die  in  den  Städten  ent- 
weder überhaupt  keinen  Sinn  hatten  oder  wenigstens  eine  im 
Verhältnis»  zum  Mobiliarrecht  des  Mannes  völlig  untergeord- 
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note  Bedeutung.  Das  seiner  Grundlage  nach  zwar  einfaclie, 
aber  in  sich  harmonische  System  hatte  auf'  der  geänderten 
Basis  zu  Widersprüchen  und  Unbilligkeiten  geführt:  die  das 
nothwendige  Uebergewicht  des  Mannes  in  gerechtem  Einklang 
mit  der  genossenschaftlichen  Stellung  der  Frau  haltende  land- 
rechtliche Güterordnung  gebar  in  den  Städten  Härten,  die 
vielleicht  anfänglich  unscheinbar  und  auch  später  in  den 
kleinern  Städten  nicht  empfunden,  in  den  grossen  Handels- 
und Industrieplätzen  schon  früh  drückend  und  in  vielen  Fällen 
unerträglich  wurden. 

Sollte  diesen  in  dem  ursprünglichen  Plane  nicht  liegenden 
Incongruenzen  durch  die  Autonomie  abgeholfen  werden,  so 
konnte  diese  sich  in  zwei  Richtungen  bewegen.  Die  Harmonie 
des  Systems  konnte  hergestellt  werden,  wenn  man  den  Be- 
theiligten die  Möglichkeit  eröffnete,  im  Wege  der  Autonomie 
entweder  die  Gewalt  des  Mannes  hinsichtlich  des  beweglichen 
Frauenguts  einzuschränken  resp.  auszuschliessen  oder  es  zwar 
bei  dieser  zu  belassen,  aber  der  Frau  nach  Auflösung  der 
Ehe  durch  reichlichere  Beteiligung  am  Vermögen  des 
Mannes  einen  entsprechenden  Ersatz  zu  verschaffen,  die  Erb- 
folgeverhältnisse in  diesem  Sinne  durch  Privatdisposition  neu 
und  billig  zu  ordnen.  In  der  That  sehen  wir  das  gemeine 
Weichbild  diese  beiden  Wege  eiuschlagen , zuerst  vorwiegend 
den  letztem,  später  auch  den  erstem.  Jener  führte  zur  Zu- 
lassung und  Ausbildung  der  Vergabungen  unter  Ehe- 
gatten, dieser  zur  Entwickelung  des  Instituts  des  Ein- 
handsguts.  Durch  Constituirung  des  letztem,  das  fast  nur 
an  Fahrhabe,  vorzugsweise  an  Kapital  und  baarem  Gehle, 
vorkam,  wurde  die  Gewalt  des  Mannes  an  dem  Gut,  sein 
Eigentum  an  den  Fungibilien,  sein  Mobiliarrecht  ausge- 
schlossen, der  Frau  ihr  Vermögen  gegen  die  Einwirkungen 
der  Ehe  völlig  sichergestellt.  Durch  die  Vergabungen  aber,  die 
auch  von  Seiten  der  Frau  an  den  Mann  an  Bedeutung  ge- 
wannen, immer  aber  von  Seiten  dieses  an  jene  vorwiegend 
blieben,  wurden  der  Frau  Vortheile  aus  des  Mannes  Gut  ge- 
währt, die  nicht  blos  wie  im  Landrecht  eine  Wittwenver- 
sorgung  verschafften,  sondern  dahin  zielten,  ihr  Ersatz  für  ihre 
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durch  die  ülation  so  gefährdete  Fahrniss  zu  leisten.  Sie  be- 
zweckten oft  ausgesprochenermaassen,  noch  öfter  nach  still- 
schweigender Voraussetzung  eine  Abfindung  resp.  einen  Ersatz 
für  ihr  eingebrach tes  bewegliches  Vermögen,  namentlich  für 
ihr  Geld-  und  Kapital-Einbringen. 

Der  erste  Blick  in  die  Quellen  des  gemeinen  Weichbilds 
lehrt,  dass  hierin  ihr  Gegensatz  zum  Landrecht  lag.  Nament- 
lich die  altern  und  einfachem  Quellen  beschäftigen  sich,  wo 
sie  das  eheliche  Güterrecht  behandeln  und  nicht  blos  land- 
rechtliche Sätze  näher  bestimmen  und  modificiren,  fast  aus- 
schliesslich mit  der  Frage  nach  der  Statthaftigkeit,  der  Aus- 
legung und  den  Wirkungen  der  Vergabungen  unter  Ehegatten, 
zumal  des  Mannes  an  die  Frau.  Mehr  und  mehr  tritt  dann, 
neben  der  Behandlung  obligatorischer  Verhältnisse,  die  das 
Landrecht  kaum  berührte,  das  Einhandsgut  als  Thema  hervor. 
Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  in  der  Entwickelung  dieser 
autonomen  Gestaltungen  des  ehelichen  Güterrechts  der  eigent- 
liche Gegensatz  des  gemeiuen  Weichbilds  zum  Landrecht  ruht. 
Es  ist  aber  darin  auch  ein  sehr  merklicher  Unterschied  von 
den  städtischen  Particularrechten  zu  finden.  Freilich  keimen 
auch  sie  alle  Vergabungen  unter  Ehegatten,  zumal  die  gelobte 
Morgengabe  und  Abfindungsverträge  für  die  Illaten.  Aber  so 
unentbehrlich  wie  dem  gemeinen  Weichbild  waren  ihnen  die 
Vergabungen  im  Allgemeinen  nicht,  da  ihre  Quotentheilung 
die  Ansprüche  der  Frau  reichlich  befriedigte.  Vielmehr  lag 
hier  der  Anlass  grade  umgekehrt  in  dem  Bedürfniss,  die  Erb- 
rechte der  Frau  wieder  einzuengen.  Auch  Einhandsgut  der 
Frau  ist  ihnen  meist  nicht  fremd,  aber  fast  überall  von  unter- 
geordneter Bedeutung  und  minder  sicher  durchgebildet. ,0)  Die 
Hechte  der  Frau  fanden  ihre  ausreichende  Berücksichtigung 
durch  ihre  so  sehr  erweiterterten  erbrechtlichen  Vortheile. 
Als  unentbehrliche  Ergänzung  und  Correctiv  trat  die 
Autonomie  der  Ehegatten  nur  in  den  Quellen  des  Magdeburger 
Stadtrechts  hervor.  In  diesem  Sinne  lassen  sich  die  Institute 
der  Vergabungen  unter  Gatten  und  des  Einhandsguts,  die 


l0)  Vgl.  v.  Mahtitz,  S.  267,  Anm.  3. 

Agrieolx,  Gewere  x.  r,  V.  4 
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Autonomie  der  Ehegatten  in  diesen  Richtungen,  als  die  charak- 
teristische Signatur  des  gemeinen  Weichbilds  bezeichnen. 

Conservirte  dasselbe  aber  auch  principiell  die  landrechtliche 
Güterordnung  von  Rechtswegen,  so  gewannen  die  Aenderungen 
im  Bereiche  des  gewillkürten  Rechts  doch  indirect  auch  auf 
jene  einen  erheblicheu  Einfluss.  Ein  solcher  machte  sich 
nicht  rficksichtlich  des  Immobiliarvermögens  der  Frau  gel- 
tend, sondern  gemäss  der  eben  dargestellten  Entwickelung  nur 
in  Betreff  ihrer  fahrenden  Habe,  und  er  inodificirte  nicht  das 
Princip  selbst,  sondern  nur  seine  Anwendung  in  der  Sphäre 
der  so  völlig  andren  thatsächlichen  Verhältnisse. 

Auch  das  eheliche  Güterrecht  des  Weichbildes  war  von 
dem  Princip  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  beherrscht, 
wie  das  des  Landrechts.  Auch  dort  nahm  der  Mann  mit 
Eingehung  der  Ehe  das  gesamte  Gut  der  Frau  in  seine  Ge- 
were zu  rechter  Vormundschaft,  während  es  Eigenthum  der 
Frau  verblieb.  Neu  war  aber  dort,  dass  der  Frau  das  Recht 
gewährt  wurde,  diese  Gewere  des  Mannes  durch  einseitigen 
Act  auszuschliessen.  Dieser  Act  fand  seinen  äusseren  Aus- 
druck darin,  dass  die  Frau  das  Gut  nicht  in  den  körperlichen 
Besitz  des  Mannes  kommen  liess,  es  nicht  inferirte.  in  früherer 
Zeit  es  ausser  seinem  Hause  im  Besitze  eines  andern  Ver- 
walters, eines  Vormunds  zurückliess.  Ja  dieses  Nicht-Ein- 
bringen war  nicht  blos  der  Ausdruck  der  auf  Constituiruug 
gerichteten  Absicht,  sondern  deren  wesentliche.  Voraussetzung. 
Einmal  dem  Manne  in  die  Gewalt  und  unter  die  Hände  ge- 
geben, konnte  die  Frau  ihm  den  Besitz  nicht  wieder  einseitig 
entziehen.  Desshalb  aber  war  keineswegs  alles  noch  nicht  in 
die  Detention  des  Mannes  gelangte  Gut  der  Frau  ihr  Ein- 
handsgut, noch  umgekehrt  das  Einbringen  der  eigentliche 
Grund  der  ehemännlichen  Rechte.  Die  Absicht,  der 
Wille  der  Frau,  sich  Einhandsgut  vorzubehalten,  war  das 
Entscheidende  — einseitig  entscheidend  aber  nur,  wenn  und 
solange  der  Mann  noch  nicht  zur  thatsächlichen  Ausübung 
seiner  Rechte  in  und  mit  dem  Besitz  der  betreffenden  Sache 
gekommen  war.  Stand  es  aber  auch  principiell  so.  in  der 
Anwendung  gestaltete  sich  die  Sache  doch  etwas  anders.  Die 
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noch  ganz  an  die  sinnliche  Auffassung  gewöhnten  Rechte 
fanden  in  der  Thatsache  des  Nicht -Einbringens  wenigstens 
da.  wo  die  Ulation  möglich  und  an  sich  zu  erwarten  war, 
ohne  Weiteres  die  Absicht  des  Vorbehalts  von  Einhandsgut, 
sie  prüsumirten  sie  in  solchen  Fällen.  Ja  die  Quellen  drücken 
sich  öfter  so  allgemein  aus,  als  ob  sie  die  Thatsache  der 
Nicht-Illation  als  solche  und  allein  entscheiden  Hessen,  und 
pflegen,  nachdem  der  Vorbehalt  des  Einhandsguts  ganz  ge- 
wöhnlich geworden  war,  bei  Erörterung  der  Rechte  des  Mannes 
ausdrücklich  die  Voraussetzung  hervorzuheben,  dass  das  frag- 
liche Gut  dem  Manne  eingebracht,  in  seine  Gewere  und  unter 
seine  Hände  gegeben  d.  h.  nicht  zu  Einhandsgut  Vorbehalten 
worden  sei.  In  der  Anwendung,  durch  die  Deutung  der 
Acte  der  Frau  gedieh  man  so  dahin,  die  vormundschaftlichen 
Rechte  als  bedingt  durch  das  reelle  Einbringen  der  Sache  in 
die  Gewere  des  Mannes  darzustellcn,  — eine  Anschauung,  die 
dem  ältem  Landrechte  fremd  war  und  sein  musste. 

Deutete  man  so  die  Thatsache  der  Nicht -Illation  einzelner 
Vermögenstheile  der  Frau  als  Vorbehalt  zu  Einhandsgut,  so 
ueigte  man  auch  und  zwar  im  Zusammenhang  damit  all- 
mählig  dahin , in  der  Illation  von  Fahrhabe  eine  Abtretung 
des  Eigenthums  selbst  an  den  Mann  zu  erblicken.  Schon  im 
Landrecht  absorbirte  bei  Mobilien  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft das  Eigenthum  der  Frau  beinahe,  bei  verbrauch- 
baren Sachen  sogar  vollständig.  Grade  diese  letztere  Gattung 
musste  in  den  Städten  in  der  Regel  den  Haupttheil  der  11- 
laten  einer  Frau  bilden,  zumal  haar  Geld  und  Kapital.  Und 
auch  andre  bewegliche  Vermögensstücke  nahmen  im  Verhält- 
nis zu  der  gewöhnlichen  Dauer  einer  Ehe  den  Charakter  ver- 
brauchbarer Sachen  an.  In  der  That  reducirte  sich  so  der 
Unterschied  der  aus  dem  Eigenthum  und  der  aus  der  vor- 
mundschaftlichen Gewere  fliessenden  Rechte  auf  ein  solch 
geringes  Maass,  dass  er  sich  nur  in  besondern  Fällen  geltend 
machte  und  sich  fast  nur  principiell  festhalten  Hess.  Je  mehr 
man  sich  nun  gewöhnte,  um  des  Gegensatzes  zum  Einhands- 
gut willen,  das  Einbringen,  Uebergeben  und  Ueberlassen  des 
Frauengufcs  in  die  Gewere  des  Mannes  hervorzuheben  und  als 
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besondern  Act  zu  betonen,  um  so  mehr  musste  man,  da  gleich- 
zeitig Vergabungen  der  Frau  an  den  Mann  zulässig  geworden 
und  an  keine  besondere  Form  geknüpft  waren,  geneigt  sein, 
in  jenem  Einbringen  eben  eine  solche  Vergabung  zu  Eigen- 
thum zu  erblicken,  es  als  Abtretung  zu  solchem  zu  deuten. 
Dies  ist  in  den  städtischen  Quellen  auch  vielfach  geschehen, 
und  so  erwecken  dieselben  öfter  den  Anschein,  als  ob  ihnen 
überhaupt  der  Gedanke  zu  Grunde  liege,  dass  dem  Manne  am 
beweglichen  Gut  der  Frau  nicht  lediglich  eine  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft,  sondern  eine  Gewere  zu  Eigenthum  zu- 
stehe. Aber  principiell  ist  auch  hier  die  landrechtliche 
Grundanschauung  nicht  verlassen,  vielmehr  tritt  dieselbe  ge- 
wissermaassen  theoretisch  auch  in  den  stadtrechtlichen  Quellen 
hervor  und  wird  hie  und  da  selbst  praktisch  verwerthet. 

Wenn  sich  nun  dies  Alles,  wie  ich  hoffe,  aus  den  nach- 
folgenden Einzelerörterungen  ergeben  wird,  so  lässt  sich 
zwischen  dem  ältcrn  Landrecht  und  dem  gemeinen  Weichbild 
eine  sehr  wesentliche  Differenz  allerdings  nicht  verkennen. 
Die  treibende  Ursache  war  die  Verlegung  des  das  ganze 
sociale  und  wirtschaftliche  Leben  beherrschenden  Centrums 
aus  dem  Grundbesitz  in  die  Fabrhabe.  Sie  manifestirte  sich 
darin,  dass  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  nicht  alles 
bewegliche  Frauengut  ergriff,  sondern  nur  dasjenige,  welches 
die  Frau  sich  nicht  zu  Einhandsgut  vorbehielt,  sondern  vorbe- 
haltslos in  des  Mannes  Besitz  kommen  liess,  und  dass  wiederum 
diese  Einräumung  des  Besitzes  zu  rechter  Vormundschaft  mit 
der  Einräumung  des  Eigenthums  verschmolz,  wie  sie  in  den 
Städten  durch  Vergabung  unter  Ehegatten  frühzeitig  möglich 
und  ganz  gewöhnlich  geworden  war.  Man  sieht:  der  Gegen- 
satz des  land-  und  stadtrechtlichen  Systems  ist  bezüglich  des 
beweglichen  Frauenguts  gross  genug,  .aber  er  ist  darum  doch 
kein  solcher,  der  die  Grundlagen  betrifft,  wie  er  denn  ledig- 
lich auf  die  Fahrhabe  beschränkt  bleibt.  Er  ist  zurückführbar 
auf  die  Autonomie  der  Ehegatten  über  ihre  Güterverhältnisse 
im  concreten  Falle.  Dass  er  aber  so  grosse  Dimensionen  an- 
genommen, bat  seinen  Grand  darin,  dass  das  Bedürfniss  zur 
autonomen  Gestaltung  des  Güterverhältnisses  gegenüber  seiner 
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von  Rechtswegen  bestehenden  Ordnung  in  den  Städten  ein  so 
allgemeines  und  durchgängig  gleichartiges  war.  Darin,  dass 
tatsächlich  jene  Gestaltung  nicht  eine  blose  Ausnahme  bil- 
dete, dass  namentlich  Einhandsgut  wohl  begrifflich,  aber  nicht 
laotisch  ein  anomales  Verhältniss  war,  und  Vergabungen 
sogar  die  Regel  ausmachten,  lag  die  Bedeutung  der  ganzen 
Differenz. 

Der  Umstand  aber,  dass  kein  fundamentaler  Gegensatz 
zwischen  beiderlei  Güterordnungen  herrschte,  erklärt  auch  die 
Erscheinung,  dass,  als  nun  im  Foftgang  der  Zeit  die  länd- 
lichen Verhältnisse  ihre  alte  Einfachheit  einbüssten  und  der 
Grundbesitz  nicht  mehr  so  ausschliesslich  wie  früher  das  be- 
herrschende Princip  ausmachte,  man  kein  Bedenken  fand,  mehr 
oder  weniger  die  stadtrechtlichen  Principien  auch  für  jene 
herüberzunehmeu.  Man  hätte  dies  nicht  vermocht,  wenn  die 
wesentlichen  Principien  nicht  von  jeher  gleich  geblieben 
wären,  denn  wenn  sich  auch  die  ländlichen  Verhältnisse  den 
städtischen  mehr  näherten,  so  wurden  sie  doch  nicht  in  dem 
Sinne  gleich , dass  mau  zur  Adoption  einer  auf  den  letztem 
erwachsenen  Güterordnung  genöthigt  gewesen  wäre,  wenn  diese 
in  principiellera  Gegensatz  zu  der  andern  gestanden  hätte. 
Da  aber  beide  im  Wesen  identisch  waren,  so  trug  man  kein 
Bedenken,  beide  als  ein  Ganzes  zu  behandeln  und  dieses  getrost 
auch  in  ländlichen  Verhältnissen  anzuwenden,  das  Landrecht 
und  Weichbild,  wie  es  z.  B.  schon  der  Verm.  Sachsenspiegel 
meist  thut,  zusammenzufassen  und  dahin  zu  gelangen,  das 
Weichbild  gewissermaassen  als  eine  jüngere,  modificirte 
Gestaltung  des  gemeinen  Rechts  im  Gegensatz  zu  den  prin- 
cipiell  andern  Bildungen  der  städtischen  Particularrechte  an- 
zusehen. 

Dies  ist  das  Verhältniss  der  ehelichen  Güterrechte  auf 
dem  Gebiete  des  Sächsischen  Rechts.  Es  ergiebt  sich  daraus, 
dass  die  Darstellung  genöthigt  ist,  das  gemeine  Recht  und  die 
städtischen  Particularrechte  gesondert  zu  halten.  Dagegen 
liegt  eine  sachliche  Nöthigung  nicht  vor,  das  gemeine  Land- 
und  Stadtrecht  bei  der  Erörterung  völlig  zu  scheiden.  Man 
würde  in  Gefahr  kommen,  principiell  Gleichartiges  zu  trennen, 
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den  Zusammeuliaug  zu  verdunkeln,  den  Gang  der  Entwickelung 
zu  verhüllen.  Aus  diesem  Grund  wird  die  folgende  Dar- 
stellung das  gemeine  Land-  und  Stadtreeht  zusammenfassen 
und  nur  an  den  betreffenden  Punkten  die  ursprünglichen  oder 
sich  entwickelnden  Differenzen  darzulegen  versuchen11). 


§ 5- 

Die  Quellen  des  Sächsischen  ehelichen  GUUsrrcehts. 

Die  Quellen  des  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts  in 
der  Zeit  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert  sind  die  Quellen  des 
Sächsischen  Rechts  dieser  Periode  überhaupt.  Manche  be- 
schäftigen sich  vorzugsweise  mit  den  in  unsere  Rechtspartie 
einschlagenden  Instituten,  namentlich  mit  dem  Güterrecht  der 
Ehegatten  von  Todeswegen,  manche  berühren  sie  nur  ge- 
legentlich und  in  besondem  Anwendungen.  Kaum  eine  der 
umfassenderen  Quellen,  sowohl  des  gemeinen  als  des  parti- 
cularen  Rechts , übergeht  unseren  Gegenstand  vollständig. 
Fast  kein  Tlieil  des  so  überaus  reichen  Quellenmaterials 
kann  daher  für  unseren  Zweck  unberücksichtigt  bleiben. 
Wenn  wir  aber  hier  einen  Ueberblick  über  dasselbe  voraus- 
schicken , sehliessen  wir  die  lediglich  particularrechtliehen 
Quellen  aus,  indem  wir  uns  deren  Angabe  für  die  Dar- 
stellung des  particularen  ehelichen  Güterrechts  Vorbehalten. 
Doch  begegnen  wir  einer  Reihe  Bearbeitungen  gemeinrechtlicher 
Quellen  für  besondere  Theile  des  Sachsenlandes,  die  zwar  (less- 
halb den  allgemeinen  Rechtsstoff  zu  besondern,  particularen 
Formen  ausprägen,  ihn  aber  eben  doch  in  solchen  Formen 


")  Auch  in  der  Auffassung  des  Gegensatzes  des  gemeinen  land-  und 
stadtrcchtlichen  ehelichen  Güterrechts  — eines  Gegensatzes,  dem  ich  einen 
principicllen  Charakter  nicht  beilegen  kann  — finde  ich  mich  iin 
Widerspruch  mit  v.  Mautitz  a.  a.  0.  § 22—25  und  Dehkknd,  Stendaler 
Urtheibbueh  des  14.  Jahrh.  (Berlin  1868),  in  den  Anmerkk.  S.  52 — 58. 
Das  Nähere  hierüber  vgl.  am  Schlüsse  des  § 17. 


Digitized  by  Google 


Die  Sächsischen  Quellen  überhaupt. 


55 


wiedergeben  und  conserviren.  Sie  haben  daher  ihre  Bedeutung 
nach  beiden  Seiten  hin  und  grade,  weil  sie  die  Differenz- 
und  Einigungspunkte  der  allgemeinen  und  der  besondern  Rechts- 
ordnung zumal  auch  im  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts 
mit  mehr  oder  weniger  Glück  darstellen,  sind  sie  auch  schon 
für  die  richtige  Erkenntniss  des  gemeinen  Rechts  von  beson- 
derm  Werth.  Sie  dürfen  schon  in  diesem  Theile  der  Dar- 
stellung nicht  unberücksichtigt  bleiben. 

Seit  Homkyek’s  Forschungen,  auf  ihnen  ruhend  oder 
durch  sie  angeregt,  hat  die  Kunde  der  Quellen  des  gemeinen 
Sächsischen  Rechts  einen  bis  dahin  nicht  geahnten  Auf- 
schwung genommen.  Durch  die  vielseitigen  Arbeiten  von 
Homeyer  und  demnächst  Ortloff,  Gaupp,  Wasserschieben,  Stobbe, 
Laband,  Behrend,  Döhlau  u.  A.  sind  uns  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten fast  alle  diese  Quellen  in  einer  Weise  erschlossen 
und  zugänglich  gemacht  worden,  die  man  erst  dann  gerecht  zu 
würdigen  vermag,  wenn  man  die  Schwierigkeiten  sieht,  mit 
denen  ältere  Werke,  wie  die  Eichhorn’s  oder  etwa  Albrecht’s 
Gewere,  in  dieser  Beziehung  zu  kämpfen  gehabt  haben.  Für 
die  meisten  Quellen  ist  jetzt  Zeit  und  Ort  der  Abfassung 
befriedigend  festgestellt,  nicht  minder  die  innere  Structur 
und  Tendenz,  sowie  der  genealogische  Zusammenhang  mit  an- 
dern. Vor  Allem  aber  sind  durch  Homeyer  die  einzig  rich- 
tigen Principien  der  Textkritik  Deutscher  Rechtsquellen 
fixirt  und  theils  durch  ihn,  theils  durch  Andre  so  glücklich 
gehandhabt  und  angewendet  worden,  dass  uns  jetzt  für  alle 
wichtigem  Sächsischen  Rechtsquellen  befriedigende  Texte  zu 
Gebote  stehen  und,  wenn  auch  noch  manche  Rechtsquelle 
einer  abschliessenden  Ausgabe  harrt,  manche  (wie  namentlich 
einige  jüngere  Schöffeuspruch  - Sammlungen)  überhaupt  noch 
nicht  gedruckt  ist,  so  ist  doch  das  Quellenmaterial  in  allen 
Hauptpartien  durch  den  Druck  zugänglich  gemacht  und  voll- 
kommen zureichend,  den  Gang  der  Rechtsentwickelung  durch 
die  Zeit  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert  hindurch  in  seinen 
wesentlichen  Zügen  zu  verfolgen. 

Es  ist  freilich  für  einen  solchen  Zweck  unerlässlich,  sich 
den  äussem  wie  den  inuern  Stand,  die  Tendenz,  Structur, 
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o6  Die  Sächsischen  Quellen  überhaupt. 

Genealogie  und  Zeit  der  verschiedenen  Rechtsdenkmale  vor 
Augen  zu  halten.  Nur  so  kann  es  gelingen,  den  durch  sie 
gebotenen  Rechtsstoff  recht  zu  würdigen  und  zu  verstehen. 
Gleichwohl  wäre  es  überflüssig,  wenn  nicht  aninaassend,  hier 
eine  Darstellung  der  Quellen  nach  diesen  Gesichtspunkten 
vorauszuschicken.  Sie  würde  nur  die  bereits  durch  Andre 
gewonnenen  Resultate  wiederholen  und  sie  doch  nicht  er- 
schöpfend oder  gar  neu  begründen  können.  Zwar  haben  die 
Werke  der  oben  genannten  Forscher  eine  allgemeinere  Tendenz, 
als  sie  hier  in  Frage  kommt.  Allein  sie  decken  doch  auch 
unsem  Zweck.  Zudem  hat  v.  Martitz  in  der  Einleitung  zu 
seinem  Werke  uns  auch  speciell  vom  Gesichtspunkte  des  ehe- 
lichen Güterrechte  aus  eine  so  reichhaltige  und  umfassende 
Darstellung  der  Sächsischen  Rechtequellen  zu  liefern  ver- 
mocht, dass  auch  in  dieser  Beziehung  kaum  noch  etwas  zu 
thun  sein  dürfte. 

Indem  ich  aus  diesen  Gründen  unter  Verweisung  auf  das 
Werk  von  v.  Martitz  und  die  allgemeinem  Arbeiten  über  die 
Sächsische  Rechtsquellen-Kunde  auf  eine  ausführliche  Dar- 
stellung verzichte,  begnüge  ich  mich  mit  einem  summarischen 
Ueberblick  über  das  Quellenmaterial,  welches  ich  der  folgenden 
Darstellung  zu  Grunde  zu  legen  im  Stande  war,  wobei  ich 
mir  Vorbehalte,  entlegnere  und  weniger  Ausbeute  bietende 
Quellen  gelegentlich  anzuführen. 


I.  Landreehtliche  und  lehnrechtliche  Quellen. 

Die  Grandlage  bildet  selbstverständlich  das  Rechtebuch 
Eyke’s  von  Repgowe,  zunächst  und  hauptsächlich  in  seinem 
landrechtlichen  Theile  (um  1230).  Es  ist  doch  ein  wunder- 
bares Rechtedenkmal,  dieser  Sachsenspiegel ! Auch  in  unserer 
Partie  tritt  er  uns  als  eine  Erscheinung  einziger  Art  ent- 
gegen. In  wenigen,  aber  scharfen  und  inhaltsvollen  Zügen 
zeichnet  Eyke  I,  31,  1 u.  2 das  ganze  System  — ohne  Vor- 
gang und  doch  der  Vorgänger  aller  spätem  Sächsischen  Rechts- 
bücher, sich  mit  Ueberwindung  der  von  ihm  selbst  gefürch- 
teten Schwierigkeiten  eine  Rechtesprache  schaffend,  die  zum 
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Theil  selbst  dem  Römischen  Rechte  Trotz  geboten  hat,  un- 
mittelbar aus  dem  lebendigen  Rechtsbewusstsein  schöpfend 
und  für  die  unmittelbare  Anwendung  arbeitend  und  doch  in 
der  bunten  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  das  Alles  beherr- 
schende Princip  mit  sicherm  Blick  erfassend  und  durchführend, 
die  alten  schon  zu  seiner  Zeit  im  Schwinden  begriffenen  Ver- 
hältnisse zur  Grundlage  nehmend  und  doch  ein  System  grün- 
dend, welches  nicht  blos  die  hereinbrechende  neue  Zeit  be- 
herrscht, sondern  seiner  Grundlage  nach  auch  dem  technisch 
so  unendlich  überlegenen  Römischen  Recht  siegreichen  Wider- 
stand geleistet  hat.  Nur  Grundzüge  sind  es  freilich,  die  uns 
der  Sachsenspiegel  I,  31  giebt.  Aber  nicht  blos,  dass  die- 
selben von  ihm  anderwärts  doch  mannigfach  ausgeführt  und 
in  sehr  bestimmte  Rechtssätze,  wenn  auch  weitaus  nicht  zu 
einem  geschlossenen  und  erschöpfenden  System  entfaltet  wer- 
den, reichen  sie  auch  hin,  die  Gestalt  der  ganzen  Güter- 
ordnnng  sicher  erkennen  zu  lassen  und  der  ganzen  folgenden 
Bechtsentwickeluug  Maass  und  Richtung  zu  geben.  Als  die 
Signatur  jener  Güterordnung  hebt  er  hervor : die  Ungezweitheit 
d.  h.  (äussere)  Einheit  des  Guts  bei  Lebzeiten  der  Gatten 
auf  Grund  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft.  Zu  diesem 
Princip  verhalten  sich  alle  sonst  gegebenen  einzelnen  Sätze 
wie  Ausführungen,  nähere  Bestimmungen  oder  Modifikationen. 
Und  nicht  blos  das  Landrecht ! auch  im  lehnrechtlichen  Theil 
ruhen  die  Bestimmungen,  soweit  sie  den  Punkt  berühren, 
auf  jener  Grundauschauung,  und  immer  wieder  haben  wir,  um 
diese  allseitig  zu  kennzeichnen,  auf  Eyke’s  Werk  zu  recur- 
riren.  Zu  Grunde  legen  wir  Homeyer’s  Ausgabe  *)  unter 
Zuhülfenahme  der  in  mancher  Beziehung  eigenthümlichen 
Augsburger  Ausgabe  von  1516*)  und  der  von  Homeyer 3) 

*)  Sachsenspiegel , 1.  Theil  nach  der  Berl.  Handschr.  von  1369, 
td.  III  1866  u.  2.  Theil  1842  u.  1844.  Im  Auctor  vetns  fehlen  grade  die 
bedeutsamsten  Stellen  des  Sachs.  Lehnr.  wie  cap.  74  vgl.  75.  56. 

*)  Sie  enthält  die  Inhaltsangabe  nach  Ordnung  des  sogenannten 
Systematischen  Landrechts  (vgl.  Homeyer,  Rechtsbücher,  S.  8),  die  latei- 
nische Vulgata  und  eine  eigenthündiche  Form  der  Glosse. 

*)  Abhandlungen  der  Berliner  Academie  1861,  S.  239  f. 
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edirten  Extravaganten  des  Sachsenspiegels.  Die  lateinischen 
Uebersetzungen 3 a)  sind  für  unsere  Rechtspartie  meist  ohne 
besondere  Bedeutung. 

Das  nächste  Jahrhundert  lebt  und  zehrt  von  dem  Sachsen- 
spiegel: die  geistige  Arbeit  in  dieser  Richtung  geht  auf  in 
der  Aneignung,  Verbreitung  und  allenfalls  üebersetzung  des- 
selben. Erst  gegen  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  versucht 
man  sich  in  eigenen  Arbeiten.  Aber  auch  sie  lehnen  sich 
schlechthin  an  den  Sachsenspiegel  an,  bezwecken  dessen  Ver- 
ständniss,  casuistische  Anwendung  und  Accommodation  an  die 
geänderten  Verhältnisse.  Es  sind  die  Glossenwerke  und 
Rechtsgangbücher.  Die  letztem,  Richtsteig  Land-  und  Lehn- 
rechts samt  den  kleinem  Abhandlungen  der  Cautela  und 
Premis  4) , sind  für  unsern  Zweck  wenig  ergiebig : nur  für  die 
Geschlechtsvormundschaft  geben  sie  Anhaltspunkte.  Bedeu- 
tender sind  die  seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  be- 
ginnenden Glossen  des  Sachsenspiegels  Land-  und  Lehurechts, 
weniger  für  das  Verständuiss  des  Sachsenspiegels  selbst, 
als  für  die  sich  an  ihn  knüpfende  Entwickelung  des  Rechts. 
Ihrem  Werthe  nach  dieser  Richtung  thut  nun  freilich  die 
romanisirende  Tendenz  erheblichen  Eintrag.  Nur  nach  Abzug 
des  fremden  Beiwerks,  das  freilich  meist  nur  ganz  äusserlich 
beigem  ischt  ist,  sind  wir  im  Stande,  das  Deutsche  System  zu 
erkennen,  und  da  finden  wir  uns  im  Ganzen  noch  völlig  auf 
dem  Boden  des  Sachsenspiegels,  indem  im  Grunde  nur  ein- 
zelne Institute  wie  namentlich  die  Gerade,  Morgengabe,  Leib- 
zucht, mehr  oder  weuiger  wesentlich  umgestaltet  sind,  und 
das  Ganze  eine  verschwommene,  unklare  Gestalt  angenommen 
hat.  In  Betracht  kommen  vor  Allem:  1)  die  Glosse  Johann 
v.  Buchs,  wie  sie  ohne  die  BocKSDORF’sclien  Additionen  in 
der  Augsburger  Ausgabe  von  1516  enthalten  und  von  Ho- 
meyer  zum  Sachsenspiegel  Landrechts  auszugsweise  mitgetheilt 


3 »)  Vgl.  die  Anm.  2. 

*)  Richtet.  Landrechts  cd.  Homkybb  (Berlin  1857),  woselbst  (S.  3B2  f.) 
auch  Cautela  und  Premis.  — Richtet.  Lehnrecht  ed.  Homkykb,  Ssp.  11, 
S.  409  f. 
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ist;  2)  die  in  der  Ausgabe  von  1516  enthaltene,  eigentüm- 
liche, kürzere  Märkische  Glosse  des  Landrechts;  3)  die  (unge- 
druckte, mir  nur  nach  den  Auszügen  bei  Homeyer,  Kraut  etc. 
zugängliche)  Glosse  des  Brand  v.  Tzerstede  (um  1444); 
4)  die  durch  Nicolaus  Wurm  (um  1400)  und  die  Gebrüder 
Bocksdorf  (gegen  1450)  erweiterte  und  verbreiterte  BucH’sche 
Glosse,  wie  sie  die  Zobel’schen  Ausgaben  in  verschiedenen  Formen 
bieten  5) ; 5)  die  Glosse  zum  Lehnrecht  sowohl  in  der  kürzern 
Form  der  Augsburger  Ausgabe  von  1516  als  in  der  breitem 
der  Zobel’schen  Ausgaben 6).  — Ungefähr  gleichalterig  und 
von  ähnlicher  Tendenz  wie  diese  Glossen -Werke , aber,  weil 
grade  in  das  eheliche  Gfiterreeht  einschlagend,  hier  besonders 
zu  beachten,  sind  eine  Reihe  kleinerer  Aufsätze  (Stücke)  wie: 
das  Stück  von  der  Beweisung  um  Lehn-  und  Leibzucht 7), 
vom  Mustheil 8),  von  der  Gerade  9),  desgleichen  die  für  uns 
minder  wichtigen  Sippzahlregeln 10).  Endlich  gehören  hierher 
landrechtliche  Schöffensprüche,  meist  erst  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert, wie  sie  sich,  gewöhnlich  untermischt  mit  stadtrecht- 
lichen, in  einigen  Sammlungen  finden11). 

Eine  zweite  Reihe  landrechtlicher  Quellen  bilden  diejenigen 
Werke,  welche  den  Zweck  haben,  den  Sachsenspiegel  den  ltechta- 


5)  Mir  ist  die  Zobel'scho  Ausgabe  von  1582  zur  Hand.  Vgl.  über 
die  Glossen  überhaupt  Homrykr,  Deutsche  Rechtsbücher,  S.  5 f. 

*)  Von  letztere  liegt  mir  die  von  1557  (verbunden  mit  dem  Weich- 
bild und  der  Weichbild-Glosse)  vor. 

J)  Homkykk,  Ssp.  II,  1.  S.  363  f. 

8)  Abgedruckt  bei  Wilda  im  Rheinischen  Museum  VII,  S.  288  f.  und 
Bbcks,  Beiträge,  S.  171 — 173.  Aufgenommen  ist  es  in  das  Rigische 
Ridderrecht.  cap.  28  f. 

9)  Ungedruckt,  mir  nur  aus  den  Citaten  bei  v.  Maktitz  a.  a.  0.  be- 
kannt. 

,0)  Abgedruckt  bei  Wasskbschlbbun,  Princip  der  Successiomsorduung, 
S.  125  f. 

ll)  Dahin  gehören  Urtheile  der  Schöffen  zu  Leipzig , Dresden, 
Donyn  etc , wie  sie  bei  Wasskbsciu.f.bkn,  Rechtsquellcn  I(18G0),  bei  Item- 
pellten. Das  Princip  der  Successionsordnung  ( 1860),  S.  177  f.,  und  im  An- 
hang der  ZoncL’schen  Ausgaben  des  Ssp.  und  des  Lehnrechts  (vgl.  Anm.  5 
u.  6)  abgedruckt  sind. 
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zuständen  einzelner  Landschaften  zu  accommodiren,  durch  Aus- 
lassung oder  Umänderung  der  mit  jenen  in  Widerspruch 
stehenden  Bestimmungen.  Oltwohl  wir  nun  aus  solchen  Wer- 
ken zunächst  nur  Kenntniss  localer  Reehtsgrundsätze  gewinnen, 
so  ist  es  doch  nicht  blos  von  Interesse  auch  für  das  gemeine 
Recht,  dasselbe  im  Kampf  und  Gegensatz  zu  particularen 
Gewohnheiten  zu  sehen,  sondern  es  treten  uns  auch  in  solchen 
Rechtsquellen  ab  und  zu  entwickeltere  und  jüngere  Formen 
des  gemeinen  Rechts  entgegen.  Grade  das  eheliche  Güter- 
recht war  es  aber,  welches  am  häufigsten  Modificationeu  des 
Sachsenspiegels  herbeifuhrte.  Hierher  gehören  das  Görlitzer 
Rechtsbuch  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts12),  das 
Breslauer  oder  Schlesische  Landrecht  um  die  Mitte13),  das 
Berliner  Rechtsbuch  um  das  Ende  desselben  Jahrhunderts14), 
in  gewissem  Sinne  auch  das  mittlere  Livländische  oder  Rigische 
Ritterrecht  des  14.  Jahrhunderts14*),  das  Salzwedler 15),  Her- 
forder 16)  und  (wiewohl  hauptsächlich  städtisches  Particularrecht 
enthaltend)  das  Bocholder17)  Rechtsbuch  aus  derselben  Zeit 
Die  dritte  Reihe  endlich  wird  durch  die  Distinctionen- 
werke  gebildet,  d.  h.  diejenigen  Rechtsbücher,  welche  sich  zur 
Aufgabe  setzen,  die  Bestimmungen  des  gemeinen  Landrechts, 
des  gemeinen  Stadtrechts  und  der  particularen  Rechte,  nament- 
lich sowohl  der  Drittheilsrechte  als  des  Goslarischen  Kaiser- 
weichbildes oder  seiuer  Tochterrechte  gegenüberzustellen  und 
so  ihre  Uebereinstimmung  oder  ihre  Differenzen  nachzuweisen. 
Diese  letzteren  ergeben  sich  ihnen  vorzugsweise  im  Bereiche 
des  ehelichen  Güterrechts,  und  da  sie  hiedurch  veranlasst  auch 


ls)  Abgedr.  bei  Homeyer,  Sachsenspiegel  II,  2.  S.  177  f. 

15)  Gaupf  , Schlesisches  Landr.  (Leipzig  1828) , wo  die  sämtlichen 
Abweichungen  vom  Ssp.  angegeben  werden  (S.  137 

w)  Ed.  Fujicin,  Historisch-diplomatische  Beitrage  zur  Geschichte  der 
Stadt  Berlin  1837,  Bd.  I. 

,4a)  Ausg.  von  Obi.richs,  1773,  4°. 

,s)  Abgedr.  bei  Gengleh,  Stadtrechte,  S.  395  f. 

16)  Abgedr.  in  Wigasd’s  Archiv.  Bd.  II,  Heft  1,  S.  7 f. 

>7)  Ebendas.,  Bd.  III,  Heft  1,  S.  1 f. ; v.  Kamptz,  Provincialrechte  II, 
S.  612  f. 
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das  gemeine  Landrecht  und  zwar  in  der  Gestalt  reproduciren, 
in  welcher  es  sich  zu  ihrer  Zeit  ausgebildet  hatte,  sind  sie 
aucli  für  dessen  Entwickelungsgeschichte  von  Bedeutung,  zu- 
mal uns  das  gemeine  System  durch  den  Gegensatz  zum  par- 
ticularen  Recht  besonders  scharf  entgegentritt.  Dies  gilt  wenig- 
stens von  dem  ersten  und  grundlegenden  Werk  dieser  Gattung, 
von  dem  Rechtsbuch  nach  Distinctionen,  dem  sogen. 
Vermehrten  Sachsenspiegel.  Er  hält  sich  wenigstens 
im  ehelichen  Güterrecht  noch  völlig  rein  von  fremden  Ele- 
menten, und  die  Darstellung  der  Gegensätze  auf  diesem  Ge- 
biete stimmt  im  Wesentlichen  (nur  die  Wiedergabe  des 
Goslar’schen  Rechts  ist  weder  ganz  genau  nach  erschöpfend) 
mit  dem,  was  hierüber  sonst  zu  ermitteln  ist.  Trägt  er  daher 
auch  einen  compilatorisch- theoretischen  Charakter,  so  will  er 
doch  nicht  lediglich  aus  seinen  Quellen  beurtheilt  sein,  und 
die  weite  Verbreitung  und  häufige  Ueberarbeitung  bürgt  da- 
für, dass  sein  Inhalt  dem  Stande  des  Rechtsbewusstseins  seiner 
Entstehungszeit  (um  13S0)  und  des  folgenden  Jahrhunderts 
wohl  entsprochen  haben  mag18).  Weniger  gilt  das  Gesagte 
von  den  spätem , im  Wesentlichen  auf  dem  Verm.  Sachsen- 
spiegel rollenden  Distinctionenwerken.  Sie  sind  bereits  mit 
Römischem  Recht  vielfach  durchsetzt,  in  ihren  Angaben  un- 
zuverlässiger und  unselbständiger.  Am  wenigsten  mag  dies 
wohl  noch  den  sogenannten  Pölmann’schen  Distinctionen  vor- 
geworfen werden 1!'),  entschieden  dem  Eisenacher  (zweite  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts)80)  und  Purgoldt's  Rechtsbuch  (um 
1490) S1),  so  wichtig  diese  beiden  letztem  für  die  Geschichte 
des  einen  Thüringer  Zweigs  des  Goslar’schen  Stadtrechts  sind. 
Dieses  letztere  endlich  kann  natürlich  nicht  als  Quelle  des 
land rechts  geschweige  des  gemeinen  Landrechts  angesehen 
werden.  Es  ist  das  singulärste  aller  Sächsischen  Stadtrechte. 


**)  Ich  citire  ihn  nach  Ortloff’s  Ausgabe  in  der  Saimnl.  Deutscher 
Rechtsquellen,  Bd.  I (Jena  1836).  Der  Text  bei  Böhmb,  Diplom.  Beiträge 
(1770  f.),  Bd.  1 u.  II  ist  völlig  ungenügend. 

19)  Ausgabe  von  1592. 

*°)  Obtlopp,  Rechtsquellen  I,  S.  647  f. 
tl)  Daselbst  II.  Bd. 
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Nichtsdestoweniger  wird  zur  Controllirung  gerade  der  Distinc- 
tionenwerke  und  zur  Beleuchtung  des  Gegensatzes  auf  dieses 
reichhaltige  Stadtrecht  (vor  dem  .T.  1 359)  zurückgegangen  wer- 
den müssen  und  hiebei  werden  auch  die  darauf  ruhenden  be- 
merkenswerthen  Schöffeusprüche  in  Betracht  kommen*1*). 


H.  Stadtrechtliche  Quellen. 

Räumlich  und  zeitlich  liegen  die  Ausgangspunkte  des  ge- 
meinen Sächsischen  Land-  und  Weichbildrechts  nahe  genug 
zusammen.  Wenige  Meilen  von  Magdeburg,  dort  an  der  Elbe, 
lag  Salpke,  wo  Eyke  zuletzt  das  Schöffenamt  verwaltete;  und 
nur  wenige  Jahre  jünger  als  der  Sachsenspiegel  ist  das  älteste, 
auf  das  Privatrecht  näher  eingehende  Denkmal  des  Magde- 
burger Stadtrechts,  das  Hallische  Weisthum  nach  Neumarkt 
in  Schlesien  vom  Jahre  1235.  Der  äussere  Entwickelungs- 
gang beider  Rechte  ist  aber  doch  ein  sehr  verschiedener.  Der 
Sachsenspiegel  bildet  nicht  blos  den  Ausgangspunkt,  sondern 
auch  den  Gipfel  der  landrechtlichen  Entwickelung.  Der  Weg 
bis  zu  diesem  Gipfel  hinauf  ist  fast  ganz  in  Dunkel  gehüllt, 
der  Zauber  des  Genius  versetzt  uns  sofort  auf  die  Höhe.  Nur 
vermuthen  können  wir,  was  rückwärts  liegen  mag;  nach  vorn 
geht  es  sofort  wieder  abwärts.  Alle  spätem  Bildungen  sind 
nur  Reproductionen , die  Leben  erhalten  blos  durch  das  erste 
und  grösste  Werk.  Auch  dem  Weichbild  gegenüber  steht  es 
selbständig  da:  nirgends  finden  wir,  dass  dieses  einen  Einfluss 
darauf  geübt  hätte.  War  dies  doch  schon  der  Zeit  nach 
kaum  möglich.  Bestimmte  äussere  Formen  nahm  das  Weich- 
bild ja  erst  um  die  Zeit  an,  da  der  Sachsenspiegel  bereits 
vollendet  in  immer  weitere  Wirksamkeit  trat.  Denn  nur  zart 
und  unscheinbar  sind  eben  jene  ersten  Anfänge  des  Weich- 
bilds. Aber  rasch  und  mächtig  ist  seine  Entwickelung,  die 


81 »)  fioslarVclies  8ta<ltrecht  cd.  GOschks  (Berlin  1840,  8°).  Die 
Schöffcnsprtiche  1)  in  Bri  ns’  Beiträgen,  S.  IM).  225  f.;  2)  bei  v.  Kami  tz, 
Provincialreckte  1,  S.  375  f. ; 3)  in  Fohstkmann's  Neuen  Mittbcilungcn, 
IM.  1,  Heit  3,  S.  15  f. 
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wir  hier  fast  Schritt  für  Schritt  beobachten  können.  Wie 
seit  dem  13.  Jahrhundert  das  geistige  Leben  der  Nation  sich 
überhaupt  in  den  Städten  concentrirte , so  auch  das  Rechts- 
ieben. In  Sachsen  war  Magdeburg  einer  der  Hauptträger  der 
Keehtsentwickelung;  die  von  Anfang  an  nahe  und  innige  Ver- 
bindung seines  Rechts  mit  dem  Sachsenspiegel  machte  seinen 
Schöffenstuhl  fast  auf  ein  Jahrhundert  lang  zuin  einzigen  und 
später  zum  vorzüglichsten  Träger  des  gemeinrechtlichen  Typus 
des  städtischen  Sachsenrechts  — bis  dasselbe  zur  festen  Gestal- 
tung gefördert  in  so  vielen  Städten  des  Sachsenlands  und  seiner 
östlichen  und  nördlichen  Vorlande  ein  selbständiges  Leben 
fuhren  und  mit  solchem  in  die  nächste  Periode  eiutreten 
konnte  **). 

Es  hat  wohl  von  vornherein  die  Annahme  nicht  grade 
die  Wahrscheinlichkeit  für  sich,  dass  die  Rechte,  deren  Ent- 
wickelungsreihen  um  dieselbe  Zeit  von  local  so  nahe  gelegenen 
Punkten  ausgegangen  sind,  auf  ganz  verschiedenen  Grundlagen 
geruht  haben  sollten.  In  der  That  sind  sie  wesentlich  die- 
selben. Selbst  die  meisten  Rechtssätze,  zu  denen  sie  sich 
entfalten,  sind  gleich.  Freilich  fehlt  es  auch  nicht  an  zum 
Theil  wichtigen  Differenzen23),  aber  diese  berühren  doch  die 
Grundlagen  kaum.  Wenigstens  ist  dies  grade  im  ehelichen  Güter- 
recht der  altern  Zeit  nicht  der  Fall.  Erst  allmählig  nöthigen 
die  sich  in  den  Städten  immer  eigenthümlioher  gestaltenden 
Verhältnisse  auch  in  wesentlichen  Punkten  die  anfänglich  ge- 
meinsame Grundlage  anzurühren  und  sich  hie  und  da  der 
Herrschaft  des  Sachsenspiegels  zu  entziehen.  Man  ist  sogar 
nahe  daran,  sich  selbst  mit  dem  ursprünglich  herrschenden 
Princip  in  Widerspruch  zu  setzen , die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft,  die  Ungezweitheit  des  Guts  aufzugeben,  ln 
diesem  Stande  der  Entwickelung  bricht  nun  aber  das  Römische 

r-)  Ueber  diese  Entwickelung  und  Verbreitung  des  Magdeburger 
Weichbild*  vgl.  besonders  v.  Mautitz.  § 2 — 7 der  Einleitung. 

Vgl.  die  Vergleichung  beider  Systeme  bei  v.  Mautitz.  S.  15 — IC; 
Wissi-KPt  iiLKBKS,  Princip  der  Suceessionsordiiung,  S.  55  f. ; Stohuk,  Ueber 
das  Eintreten  de»  Erben  (im  Jahrbuch  des  gemeinen  Iteutsehen  Rechts  V. 
& #K>  f.J. 
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Recht  herein.  Ihm  vermag  man  auch  in  den  Städten  nur 
Stand  zu  halten,  wenn  man  sich  wieder  fester  an  das  ureigne 
Princip,  wie  es  der  Sachsenspiegel  repräsentirt , anschliesst. 
Unter  seinem  Schirme  hat  dann  aucli  das  Stadtrecht  die  Krise 
fiberstanden  und  ist,  wiewohl  tiefer  aflicirt  und  alterirt  als 
das  Landrecht,  sich  letzteres  aber  mehr  uud  mehr  assimilirend, 
in  die  neusten  Zeiten  eingetreten,  welche  dann  auch  die  letz- 
ten Reste  des  Gegensatzes  verwischt  haben. 

Dies  ist  ungefähr  der  Gang  der  geistigen  Arbeit,  die  wir 
in  den  immer  reichlicher  fliessenden  Quellen  des  gemeinen 
ursprünglich  in  dem  Magdeburger  Schöffenstuhl  seinen  Sitz 
habenden  Weichbilds  ziemlich  genau  verfolgen  können.  In 
diesen  Quellen  zeigen  sich  folgende  Gruppen. 

Es  sind  nicht  etwa  autonome  Festsetzungen  oder  Privi- 
legien des  Herrn  der  Stadt,  die  die  Quellen  des  Magdeburger 
Weichbilds  bilden.  Zwar  kennen  wir  dergleichen  Willküren 
in  Magdeburg  sowohl  als  auch  in  dem  nach  seinem  Rechte 
lebenden,  mit  ihm  so  eng  verbundenen  Halle,  wie  später  in 
vielen  Schlesischen,  mit  Magdeburger  Recht  bewidmeten  Städten. 
Sie  betreffen  zum  Theil  gerade  Partien  des  ehelichen  Güter- 
rechts*4) und  sind  darum  auch  für  uns  von  Interesse.  Aber 
gemeines  Recht  enthalten  sie  nicht,  sondern  particulares  Lo- 
calrecht. Man  ist  sich  des  Gegensatzes  sehr  bestimmt  bewusst. 
Nicht  das  gewillkürte  Localrecht  theilt  man  nach  Aussen  mit*5), 
sondern  das  Recht,  welches  als  ein  gemeines  dort  seit  lange 
geübt  und  vom  Schöffenstuhl  gehandhabt  wird.  Diese  Mit- 
theilungen, Weisthümer,  bilden  denn  auch  die  ältesten  Quellen 
desselben:  das  Halle’sche  Weisthum  nach  Neumarkt  von  1235, 
in  der  eherechtlichen  Partie  mit  dem  Magdeburger  Recht  völlig 


So  namentlich  die  den  beiden  erstem  Stadtrechten  eigne  Willkür 
über  die  Gerade  aus  dem  14.  Jahrh.,  abgedr.  bei  Förstkmann,  N.  Mitth. 
I , Hft.  2 , S.  80  — und  die  in  der  Glosse  zum  Weichbild , Art.  22  bei 
v.  Daniels,  S.  280,  <7  f.  inserirte  Magdeburger  Willkür  über  Vergabungen 
unter  Ehegatten ; vgl.  v.  Mautitz,  S.  10  u.  58 f. 

*5)  Glosse  a.  u.  O.:  „ . . . . nyndert  abir  teile  wir  die  gewonheit  vor 
eyD  recht  wenn  unsern  inwanern“. 
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übereinstimmend 26 »),  die  Magdeburger  Weisthümer  von  1261 
und  1295  nach  Breslau  und  das  von  1304  nach  Görlitz26) 
und  damit  im  Zusammenhang,  die  beiden  mittleren  Quellen 
verbindend,  das  Weisthum  von  Breslau  nach  Brieg  von  132727). 
In  das  Weisthum'  von  1304  ist  eine  Sammlung  von  Rechts- 
sätzen verwebt,  die  man  bereits  behufs  solcher  Rechtsmitthei- 
lungen in  Magdeburg  angelegt  hatte:  das  sogenannte  Magde- 
burger Schöffenrecht 28).  Dasselbe  bildet  auch  den  Ausgangs- 
punkt für  die  nun  folgenden  doctrinellen  Bearbeitungen  des 
Stadtrechts.  Eine  seiner  Formen  macht  neben  andern  Be- 
standteilen, namentlich  auch  Sätzen  aus  den  Weisthümem 
Ton  1261,  1295  und  1304  den  für  uns  wichtigsten  Theil  des 
sogenannten  Sächsischen  Weichbilds  aus  dem  Anfänge  des 
14.  Jahrhunderts  aus.  Letzteres  ist  in  verschiednen , mehr 
oder  minder  reichhaltigen  Formen,  auch  lateinisch  übersetzt, 
auf  uns  gekommen  und  kann  mit  den  Weisthümem  als  die 
Grundlage  unserer  Kenntniss  des  ältern  Magdeburger  Rechts 
angesehen  werden29).  In  alle  diese  Quellen  (mit  Ausnahme 


45  *)  Dies  gilt  jedoch  nur  von  den  bei  Gaupf  und  Stekzel  ersicht- 
lichen Formen.  Sehr  merkwürdig  verhält  sich  dazu  gerade  rücksichtlich 
leg  ehelichen  Güterrechts  die  von  Homeyer  (Abhandl.  der  Berliner  Aka- 
demie v.  1861,  S.  259  f.)  edirte.  Sie  wandelt  in  den  §§  17  u.  18  das 
Magdeburger  Recht  in  ein  Drittheilsrecht  um,  indem  sie  die  Wittwen- 
gerade beseitigt,  der  Wittwe  ein  Drittel,  dem  Wittwer  das  Gesamtgut 
zuspricht. 

sc)  Abgedr.  bei  Gaupp,  Das  alte  Magdeburg- Hallische  Recht  (Berlin 
1828,  8°)  und  Tschoppe  und  Stekzel,  Urkundensammlung  (Hamburg 
1832,  4“),  S.  294  f.  351  f.  428  f.  448  f.  Ich  citire  nach  letzterer  Ausgabe. 
Die  Mittheilung  des  Neumarkter  Rechts  nach  Oppeln  v.  J.  1327  (Stobbk, 
Ztschr.  f.  Rechtsg.  1,  S.  406  f.)  bringt  nichts  Neues. 
n)  Abgedr.  bei  Böhme,  Dipl.  Beitr.  1,  20f. 

*s)  Vergl.  Wilda,  Rheinisches  Museum  VII,  324  f.  355  f. 
w)  Ich  benutze,  wo  nichts  weiter  bemerkt  ist,  die  auch  die  Uel>er- 
setzung  enthaltende  Ausgabe  von  v.  Daniels  und  v.  Gruben  nach  einer 
Berliner  Handgehr,  des  15.  Jahrh.  (Berlin  1858),  daneben  die  Ausgabe 
v-  IUnibls'  nach  der  Berliner  Handschrift  von  1369  (Berlin  1853),  die 
».  TiiCsoes  nach  der  Heidelberger  Handschr.  v.  1504  (die  aber  schon 
viele  fremdartige  Zusätze  enthält)  und  den  ZoBKL'schen  Text  nach  der 
Ausgabe  von  1557. 

Afrieola,  Gewere  z.  r.  V.  5 
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des  WeisthumB  von  1235)  ist  auch  «ine  Reihe  von  Sätzen 
aus  dem  Sachsenspiegel  übergegangen , der  Hauptsache  nach 
aber  der  Stoff  den  Magdeburger  Weisthümem,  namentlich  den 
oben  genannten,  entnommen. 

Wie  unmittelbar  aus  der  üebung  und  Handhabung  des 
Rechts  Seitens  der  Schöffen  hervorgegangen,  so  bildete  sich 
daß  Magdeburger  Recht  auch  durch  solche  im  Laufe  des  14. 
und  15.  Jahrhunderts  fort.  Aus  den  Urtheilen  der  Schöffen, 
namentlich  der  Magdeburger,  demnächst  aber  auch  der  mit 
Magdeburger  Recht  bewidmeten  Städte  wie  Halle,  Leipzig, 
Dresden,  Breslau  etc.  ist  die  Entwickelung  auch  unsrer  Recbts- 
partie  zu  erkennen.  Ausserordentlich  gross  ist  die  Zahl  dieser 
Sprüche,  die  bis  jetzt  nur  zum  kleinem  Theil  gedruckt  sind. 
Aber  auch  schon  die  gedruckten  geben  ein  überaus  reiches 
Material  für  unsem  Zweck.  Wir  besitzen  dieselben  zunächst 
in  Sammlungen,  welche  in  Städten  angelegt  wurden,  die  sich 
solche  Urtheile  im  Laufe  der  Zeit  aus  Magdeburg  erholten. 
Dahin  gehören  wohl  Magdeburger  Sprüche  für  Naumburg40), 
für  Berlin31),  für  Breslau  und  Schweidnitz33),  für  Görlitz33), 
für  einige  Böhmische  Städte34),  für  Stendal36),  für  Preussische 
Städte36*).  Verwandt  diesen  Sammlungen  sind  andere,  die 
neben  den  Magdeburger  Urtheilen  auch  solche  der  eignen 
Schöppenstühle  der  Stadt  mit  umfassen.  Dahin  gehören  die 
reichhaltigen  Sammlungen,  welche  von  Wasserschleben36) 
aus  Leipziger  und  Dresdener  Handschriften  publicirt  sind  und 
welche  neben  Magdeburger  auch,  wiewohl  in  viel  geringerer 


so)  Abgedr.  bei  Walch,  Yerm.  Beitr.  VIII,  257—306  (VI,  323.  341. 
366  Halle'sche  Sprüche  ebendahin). 

3i)  Bei  Fldicin,  Historisch -Diplom.  Beitr.  II,  244  f. 

**)  Bei  Gaitp,  Schlesisches  Landrecht,  S.  259 — 271. 

33)  Bei  Nkumann,  Magdeburger  Weisthümer  (1852). 

**)  Bei  Gaupp,  Deutsche  Stadtrechte  II,  259f. 

»s)  Bei  Behbekd,  Stendaler  Urtheilsbuch  (Berlin  1868). 

35»)  Eine  Auswahl  aus  einer  Königsberger  Handschrift  bei  Stobbe, 
Beiträge,  S.  94 f.  — Die  das.  S.  127 f.  abgedr.  Leipziger  und  Witten- 
berger Sprüche  nach  Freiberg  gehören  erst  dem  16.  Jahrh.  an. 

3«)  Sammlungen  Deutscher  Rechtsquellen,  Bd.  I (Giessen  1860)  sub 
II,  IV  u.  V. 


Digitized  by  Google 


Schöffensprüche. 


67 


Zahl,  Dresdener  und  Leipziger  Urtheile  enthalten.  Von  der- 
selben Art  sind  auch  die  noch  ungedruckten  Sprüche  aus  dem 
Coder  No.  945  und  945  c der  Leipziger  Universitäts  - Biblio- 
thek37), endlich  die  jüngern  Sammlungen,  welche  sich  im 
Anhang  der  ZoBEL’schen  Ausgaben  des  Weichbilds  finden38). 
Doch  sind  in  diesen  Sammlungen  auch  mehr  oder  weniger 
landrechtliche  Schöffensprüche  untermischt.  Endlich  gehören 
hieher  die  bekannten  Werke  Privater,  welche  in  doctrineller, 
zum  Theil  systematisirender  Tendenz  Magdeburger  Schöffen- 
urtheile  in  Verbindung  mit  Sätzen  aus  den  Weisthümern 
von  1261  und  1295  sowie  mit  einigen  andern  Quellen  ent- 
weder in  der  Form  von  Urtheilen  oder  auch  dieser  Form 
entkleidet  in  theoretischen  Sätzen  zusammenstellen  und  das 
reichhaltigste  Material  auch  für  die  Geschichte  des  ehelichen 
Güterrechts  liefern39).  Es  sind  dies  1)  die  Sammlung  von 
Schöffensprüchen  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  in  Schlesien 
entstanden,  bei  Böhme40),  wenigstens  insofern  man  sie  als  ein 
Ganzes  betrachten  darf ; 2)  das  sogenannte  Systematische  Schöf- 
fenrecht um  die  Mitte  des  1 4.  Jahrhunderts  in  Breslau  ent- 
standen41) ; 3)  der  diese  Sammlung  in  einer  der  ältern  Formen 
wiedergebende,  sie  aber  durch  zum  Theil  fremdartige  Zusätze 
vermehrende  alte  Kulm  aus  dem  14.  Jahrhundert43);  4)  die 
gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  (nach  1386)  vermuthlich  in 


n)  Wassebschlkben  (Princip,  8.  53)  hat  den  Abdruck  wenigstens 
der  letztem  Sammlung  in  Aussicht  gestellt,  seine  Absicht  aber  leider 
noch  nicht  ausgeführt,  v.  Mabtitz  giebt  Auszüge  aus  beiden,  auf  die 
ich  mich  verwiesen  sehe. 

18 ) So  in  der  Ausgabe  v.  1557,  foL  108  f. 

®)  Ueber  Zeit,  Ort,  genetischen  Zusammenhang  und  Text  vgl.  Ho- 
mrteh , Deutsche  Rechtsbücher,  S.  26 f. ; Stoube,  Ztsckr.  für  Deutsches 
Recht  XVII,  409  f. ; Dcrs.,  Gesell,  des  Deutschen  Rechts  I,  421  f.,  und  die 
Einleitungen  von  Behbend  u.  Lab and  zu  ihren  Ausgaben. 

M)  Diplom.  Beiträge  VI,  90  f. 

4l)  Ausgabe  von  Labanii  (Berlin  1863). 

**)  Er  ist  durch  die  Ausgabe  des  Syst.  Sch. -Rechts  ziemlich  bedeu- 
tungslos geworden.  Ich  citire  ihn  nach  der  STBOBANu'schcn  Ausgabe 
mn  1584. 

5* 


Digitized  by  Google 


68 


Glossen  und  Rechtsbücher. 


Preussen  entstandenen  Magdeburger  Fragen43);  5)  das  Glo- 
gauer  Rechtsbuch  von  138641). 

In  allen  diesen  Quellen  tritt  uns  selbst  da,  wo  eine  theo- 
retisirende  Tendenz  obwaltet,  das  Recht  in  seiner  lebendigen 
Anwendung  und  Uebung  entgegen;  das  Römische  Recht  hat 
noch  keinen  Eingang  gefunden.  Andrer  Art  sind  diejenigen 
doctrinellen  Bearbeitungen  des  Magdeburger  Weichbilds,  welche 
schon  eine  Ausgleichung  desselben  mit  Römischen  Elementen 
suchen.  Am  werthvollsten  von  diesen  Werken  ist  die  noch 
im  14.  Jahrhundert  in  Magdeburg  entstandene  Glosse  zum 
Weichbild45),  werthvoll  namentlich  insoweit,  als  sie  Magde- 
burger Schöffensprüche  einflicht.  Minder  belangreich  sind  die 
romanisirenden  Werke  des  Nicolaus  Wurm,  das  sogenannte 
Liegnitzer  Stadtrechtsbuch  um  1 400 4€)  und  die  Blume  von 
Magdeburg45),  letztere  noch  verhältnissmässig  am  freisten  von 
fremdartigen  Zuthaten.  Viel  wichtiger  sind  für  unsem  Zweck 
die  oben  schon  besprochnen  Distinctionenwerke,  zumal  der  so- 
genannte Vennehrte  Sachsenspiegel  und  die  namentlich  Magde- 
burger Schöffensprüche  mit  heranziehenden  Pölmann’schen 
Distinctionen.  Es  sind  in  der  That  ihrer  eigentlichen  Tendenz 
nach  Stadtrechtsbücher,  die  das  Landrecht  der  Vergleichung 
halber  mit  aufnehmen.  Sie  verdienen  daher  für  das  Weichbild 
vorwiegend  Beachtung. 

Von  geringerem  Belang  gerade  für  unsern  Zweck  sind  Ge- 
richtsformeln48) und  Urkunden.  Nur  für  das  gewillkürte  ehe- 


43)  Ausgabe  von  Bkhrf.kd  (Berlin  1865). 

44 ) Abgedr.  bei  Was.skkschi.ehen  I,  lf. 

45)  In  den  ZoBEi.’schen  Ausgaben  des  Weichbilds,  z.  B.  der  v.  1557, 
enthalten.  Besser  in  der  Ausgabe  des  Weichbilds  von  v.  Daniels  v.  1858. 
Ich  citire  in  der  Regel  nach  letzterer. 

4e)  Der  Auszug  bei  Böhme  (Dipl.  Beitr.  III,  72  f.)  behandelt  gerade 
eherechtliche  Gegenstände. 

47)  Nachdem  bis  jetzt  nur  ein  Auszug  aus  diesem  Rechtsbuch  durch 
Homeyeb’b  Ausg.  des  Richtsteigs  bekannt  geworden  war,  ist  dasselbe 
neuerdings  vollständig  herausgegeben  von  Böhlac  (Weimar  1868). 

4S)  Vgl.  namentlich  die  von  Bühlau  (Zeitschr.  für  R.-Gesch.  I,  418  f.) 
edirten  Formeln  Theoderichs  v.  Bocksdorff  aus  der  Mitte  des  15.  Jahrh. 
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liehe  Güterrecht  ist  aus  letztem  Ausbeute  zu  gewinnen49). 
Ganz  besonders  gilt  dies  von  einer  Art  von  Documenten : von 
den  Inscriptionen  in  die  Stadt-  oder  Erbebücher.  Man  weiss, 
welche  Förderang  die  Kenntniss  des  Lüb’schen  ehelichen  Güter- 
rechts durch  Pauu’s  eindringende  Studien  des  Lüb’schen  Ober- 
und Niederstadtbuchs  erhalten  hat.  Aehnliches  ist  für  das 
Hamburger  Recht  zu  erwarten,  wenn  das  — bis  jetzt  nur  zu 
einem  kleinen  Theil  publicirte  — Erbebuch  allgemeiner  be- 
kannt wird.  Aehnliches  gilt  vom  Magdeburger  Weichbild, 
und  zwar  um  so  mehr,  je  wichtiger  die  Rolle  ist,  die  dort 
die  Autonomie  der  Ehegatten  spielt.  Es  fehlt  auch  in  seinem 
Bereich  nicht  an  diesen  Documenten.  So  sind  die  Stadtbücher 
von  Halle  seit  dem  Jahre  1266  ziemlich  vollständig  vorhan- 
den, aber  nur  in  kleinen  Auszügen  bekannt50).  Aehnlich  für 
Breslau,  aus  dessen  Stadtbüchern  Wendroth51)  sehr  dankens- 
werthe  Auszüge  gerade  für  unsere  Rechtspartie  liefert.  Der 
grössere  Theil  dieser  Art  von  Quellenschätzen  bleibt  aber  noch 
zu  erschliessen. 


§ 6. 


Oie  Grundgedanken  des  Sächsischen  ehelichen  GUterrechts  im 
Allgemeinen. 


Als  den  leitenden  Gedanken  des  Sächsischen  ehelichen 
Güterrechts  haben  wir  oben  den  bezeichnet,  dass  das  Gut 
beider  Ehegatten  bei  Festhaltung  der  ursprünglichen  Zustän- 
digkeit doch  dadurch  vereinigt  wird,  dass  der  Mann  zu  seinem 
in  ganz  unveränderter  Lage  verbleibenden  Vermögen  auf  die 
Dauer  der  Ehe  auch  das  der  Frau  in  die  Hand  nimmt,  indem 
er  kraft  eignen  Rechts  alle  ihre  Vermögensrechte  im  Interesse 
der  ehelichen  Gemeinschaft,  sei  es  allein,  sei  es  im  Verein 


*9)  Einen  reichen  Schatz  liefert  namentlich  das  Glossar  von  Hai.tacs, 
wo  auch  bis  dahin  ungedrucktc  Schöffensprüche  zu  finden  sind, 
so)  Vgl.  v.  Martitz,  S.  10  f.,  Anm.  20. 

51)  „Oe  institutis  qnibusdam  juris  dotalis  Saionico-Vratislaviensis“ 
Breslau  1862). 
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mit  ihr  ausübt,  die  Frau  dagegen  ungeachtet  ihrer  durch  die 
Ehe  nicht  geschmälerten  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  von 
der  einseitigen  Ausübung  ihrer  Rechte  schlechthin  ausschliesst 
Er  vertritt  sie  also  während  der  Ehe  in  der  Ausübung  aller 
ihrer  Rechte.  Diese  Vertretung  fasst  das  Sächsische  Recht 
unter  dem  allgemeinem  Gesichtspunkt  der  Vormundschaft  auf. 
Das  Wesen  dieser  letztem  ist  Schutz  d.  h.  Vertretung  nach 
Aussen  im  Interesse  des  Schutzbedürftigen  selbst.  Aber  jedes 
Schutzverhältniss  führt  mit  sich  eine  Gewalt  des  Schützenden, 
eine  Abhängigkeit  des  Geschützten.  Dass  Beides  aber  nicht 
im  einseitigen  Interesse  des  Erstem,  sondern  wesentlich  im 
Interesse  des  Letztem  besteht,  dass  die  Gewalt  nicht  blos 
Recht,  sondern  zugleich  Pflicht  ist,  kennzeichnet  die  Vormund- 
schaft gegenüber  der  potestas.  Ist  diese  die  Römische  Form 
jeder  Familiengewalt,  so  ist  jene  die  Deutsche  Form.  Es  ist 
aber  eben  nur  eine  Form,  deren  materieller  Gehalt  ein  sehr 
mannigfaltiger  sein  kann,  und  bei  den  verschiednen  Arten  der 
Familiengewalt  — und  der  Begriff  erstreckt  sich  auch  über 
diese  noch  weit  hinaus  — ein  sehr  verschiedner  wirklich  ist. 

Obwohl  nun  auch  die  eheliche  Vormundschaft  noch  ein 
sehr  dehnbarer  Begriff  ist,  so  hebt  er  sich  dennoch  von  an- 
dern Arten  der  Familiengewalt  ab.  Es  geschieht  dies  einmal 
dadurch,  dass  der  Ehemann  als  solcher  ein  Recht  auf  die 
Vormundschaft  hat.  Indess  ist  dies  keine  ausschliessliche 
Eigenschaft  des  ehelichen  Mundiums.  Sie  wird  aber  charak- 
teristisch durch  ihre  Verbindung  mit  dem  zweiten  Moment. 
Weil  das  Vermögen  der  Frau  nicht  minder  als  das  des  Mannes 
während  der  Ehe  den  Zwecken  dieser  dienen  soll,  so  wird  bei 
der  ehelichen  Vormundschaft  das  Interesse  des  Vormunds  und 
das  der  zu  bevormundenden  Frau  als  in  der  Regel  identisch 
vorausgesetzt.  Der  Ehemann  vertritt  daher  mit  der  Frau  In- 
teresse auch  das  seinige  und  mit  dem  seinen  auch  das  ihrige. 
Eben  hierin  liegt  der  Grund  der  zeitlichen  Einheit  des  beider- 
seitigen Guts.  Es  ergeben  sich  daraus  aber  noch  folgende 
weitere  Consequenzen. 

Obwohl  nur  Vertreter  der  Frau  in  ihren  Vermögensrechten, 
handelt  er  doch  auch  bei  dem  Gebahren  mit  diesem  nicht  in 
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ihrem  Auftrag,  auch  nicht  im  präsumptiven , sondern  kraft 
eignen  Rechts,  dem  sich  die  Frau  nicht  entziehen  kann.  Er 
handelt  auch  nicht  einmal  in  ihrem  Namen,  da  er  vielmehr 
im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  agirt,  das  zugleich 
das  seinige  ist,  und  das  er  vertritt. 

Wenn  er  das  Interesse  der  Ehe  mit  dem  Gute  der  Frau 
fordert,  so  verfährt  er  mit  demselben  nach  dessen  Bestimmung. 
Dass  desshalb  der  Gewinn  gleichheitlich  beiden  Gatten  zukommt, 
ist  noch  nicht  das  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft.  Eine 
solch’  formale  Gleichtheilung  ignorirt  die  Stellung  des  Ehe- 
manns, der  das  gesamte  eheliche  Interesse  kraft  eignen  Rechts 
vertritt.  Die  Sonderinteressen  der  Ehefrau  können  ihre  Be- 
rücksichtigung finden  erst  bei  der  Sonderung  des  Guts,  d.  h. 
durch  erbrechtliche  Ausgleichung. 

Endlich  kann  bei  der  Identität  der  Interessen  beider  Gatten 
die  Wahrung  derer  der  Ehefrau  dem  Wissen  und  Gewissen 
des  Mannes  völlig  anheimgegeben  werden.  Von  einer  Con- 
trolirung  desselben  durch  Dritte  oder  gar  durch  den  Richter 
ist  keine  Rede.  Selbst  von  irgend  welcher  juristischer  Ver- 
antwortlichkeit des  Mannes  wird  abstrahirt.  Das  Gut  der  Frau 
fallt  ihr  bei  der  Sonderung  in  dem  Zustande  zurück,  in  wel- 
chem es  sich  zur  Zeit  derselben  gerade  befindet.  Die  einzige 
Beschränkung  des  Mannes  hat  in  der  Weise  Statt,  dass  seiner 
Vorherrschaft  gegenüber  die  genossenschaftliche  Idee  noch  hie 
und  da  zur  Geltung  kommt.  Namentlich  bei  Verfügungen 
über  die  Substanz  der  Grundstücke  der  Frau  tritt  sie  hervor 
und  hindert  deren  einseitige  Durchführung  Seitens  des  Mannes. 

Durch  diese  Züge  hebt  sich  die  eheliche  Vormundschaft 
von  jeder  andern  des  Deutschen  Rechts  sehr  bestimmt  ab. 
In  diesem  Sinne  ist  der  Mann  „der  rechte  Vormund 
seiner  Frau“  und  übt  als  solcher  ihre  Vermögensrechte  aus. 
Die  Ausübung  von  dergleichen  kommt  rechtlich  nun  aber  über- 
all in  drei  Hauptbeziehungen  in  Betracht  Die  Herrschaft 
über  die  Sachenwelt  bethätigt  sich  einmal  im  Gebrauch  und 
Genuss,  sodann  in  der  natürlichen  und  juristischen 
Disposition,  endlich  in  der  Geltendmachung  und  Ver- 
tretung gegen  Andere.  Demjenigen  nun,  der  die  Herr- 
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schaft  über  die  Sachen  durch  Disposition , Genuss  oder  Ge- 
brauch thatsächlich  ausübt,  spricht  das  Deutsche  Recht  die 
Gewere  zu,  und  wiederum  bildet  die  Gewere  wenn  auch 
nicht  den  Grund,  doch  in  eigentümlicher  Weise  die  Voraus- 
setzung für  die  Geltendmachung  jener  Herrschaft  gegen  Dritte. 
Die  Gewere  ist  ihrem  Grundbegriffe  nach  Besitz,  aber  nicht 
Besitz  in  dem  abstracten  Sinn  des  Römischen  Rechts,  sc.  Inne- 
habung  mit  der  Absicht  ausschliesslicher  Beherrschung,  son- 
dern in  dem  concreteren  Sinne  des  wirklichen  Gebrauchs,  Ge- 
nusses, der  tatsächlichen  Gewalt  über  die  Sache.  Wem  die 
Gewere  rechtlich  zukommt,  dem  wird  damit  ein  Recht  auf 
Nutzung,  Genuss,  Verwaltung,  Disposition  zugesprochen.  In 
welcher  Weise?  in  welchem  Umfang?  — darüber  entscheidet 
die  Natur  seines  Rechts.  Denn  auch  die  Gewere  ist  ein  for- 
maler Begriff,  dessen  Inhalt  mehr  oder  minder  ausgedehnt 
oder  beschränkt  sein  kann.  Die  Grenzen  bestimmt  das  Recht, 
dessen  Verwirklichung  die  Gewere  bildet.  Wiederum  ist  dieses 
Recht  der  Grund  der  Klage,  mit  welcher  im  Falle  der  Störung 
oder  Entziehung  der  thatsächlichen  Ausübung  diese  geschützt 
oder  wiedergewonneu  wird,  — aber  doch  kommt  nur  dem  die 
Klage  zu,  der  die  Gewere  noch  hat  oder  schon  gehabt  hat. 
So  steht  cs  nun  auch  mit  der  Gewere  des  Ehemanns.  Er 
nimmt  das  Gut  der  Frau  als  ihr  Vormund  in  seine  Gewere, 
d.  h.  zunächst  in  sein  Haus  und  Hof,  dann  aber  auch  — ab- 
stracter  — in  seinen  Gebrauch,  Genuss  und  Disposition,  und 
ist  gegen  Störung  in  der  Ausübung  dieser  Rechte  gegen  jeden 
Dritten  geschützt.  Er  hat  gegen  Jeden  eine  Klage,  weil  er 
die  Gewere  am  Gute  der  Frau  hat  oder  bis  zur  Entziehung 
gehabt  hat.  Da  ihm  die  Gewere  aber  zur  Realisirung  seiner 
ehelichen  Vormundschaft  kraft  eignen  Rechts  zukommt,  er 
nicht  etwa  blos  die  seiner  Frau  ausübt,  so  steht  ihm  auch 
die  Klage  selbst  nicht  lediglich  in  Vertretung  und  Namens 
seiner  Frau  zu.  Dadurch  wird  sie  aber  geeignet,  ihn  auch 
gegen  einseitige  Dispositionen  und  Veräusserungsacte  seiner 
Frau  selbst  zu  sichern.  Die  Anfechtung  derselben  Namens 
dieser  letztem  würde  logisch  nur  denkbar  sein,  wenn  die  Frau 
als  handlungsunfähig  gedacht  würde.  Dies  ist  aber  eben  nicht 


Digitized  by  Google 


Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 


73 


der  Fall.  Auch  ihre  einseitigen  Dispositionen  sind  an  sich 
gültig,  und  nur  vom  Manne  anfechtbar,  weil  und  soweit  seine 
vormundschaftlichen  Rechte  dadurch  verletzt  werden.  Diese 
bedürfen  also  eines  selbständigen  Klagschutzes  gegen  Dritte 
nicht  minder  wie  gegen  die  Frau  selbst.  Dieser  wird  aber 
dem  Manne  im  Sinne  unsrer  Rechtsquellen  eben  dadurch  ge- 
währleistet, dass  ihm  eine  Gewere  beägelegt  wird.  Sie  kommt 
ihm  zu  am  ganzen  Frauengute  und  an  dein  Frauengute  als 
Ganzem.  Dieses  erscheint  hiebei  daher  als  eine  Universitas 
und  umfasst  auch  die  augenblicklich  vielleicht  nicht  im  Be- 
sitz der  Frau  befindlichen  Sachen  sowie  Rechte  und  Forde- 
rungen aller  Art.  Obwohl  solche  Vermögensobjecte  den  Gegen- 
stand einer  Gewere  nicht  bilden  können,  so  sind  sie  doch  als 
Bestandtheile  der  universitas  in  der  Gewere  an  derselben  mit 
umschlossen. 

War  nach  dem  oben  Gesagten  die  Grundidee  des  Säch- 
sischen Rechts:  die  Ausübung  sämtlicher  Vermögensrechte  der 
Frau  Seitens  des  Mannes  während  der  Ehe  in  dem  von  ihm 
vertretenen  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  kraft  eines 
ihm  zustehenden,  selbständigen  und  auch  gegen  Dritte  durch 
Klagschutz  verbürgten  Rechts,  — so  war  die  freilich  nur  der 
mittelalterlichen  Rechtsanschauung  angehörige,  nach  dieser  aber 
völlig  adäquate  juristische  Form  jenes  Rechtsgedankens : die 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft.  Dieselbe  hebt 
allerdings  die  zweite  Seite  des  Rechtsverhältnisses,  die  genos- 
senschaftliche, nicht  ausdrücklich  hervor,  aber  implicite  liegt 
sie  mit  darin.  Die  Vertretung  der  Frau  in  ihren  Vermögens- 
rechten durch  den  Mann  absorbirt  dieselben  nicht  vollständig : 
einmal  schon  während  der  Ehe  nicht  in  jeder  Beziehung,  dem- 
nächst aber  überhaupt  nur  zeitlich  beschränkt,  indem  jene 
Rechte  nach  Beendigung  der  Ehe  ipso  jure  wieder  aufleben. 
Diesem  Gedanken  giebt  das  Sächsische  Recht  nun  seine  ju- 
ristische Form  damit,  dass  es  auch  die  Gewere  der  Frau  an 
ihrem  Gute  während  der  Ehe  nicht  erlöschen  lässt,  beiden 
Gatten  also  an  demselben  eine  Gewere  beilegt,  so  dass  der 
Mann  mit  ihr  „in  der  Were  sitzt“.  Wirksam  wird  diese 

Gewere  der  Frau  aber  nur  in  der  Art,  dass  sie  der  letztem 
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während  der  Ehe  ihre  Mitwirkung  insoweit  garantirt,  als  die 
vormundschaftliche  Stellung  des  Mannes  ihn  nicht  zur  einsei- 
tigen Ausübung  befugt  und  in  der  Art,  dass  die  Vermögens- 
rechte der  Frau  von  selbst  aufleben,  sobald  mit  Beendigung  der 
Ehe  der  Druck  der  ehelichen  Vormundschaft  aufhört.  Von  einer 
gemeinschaftlichen  Gewere  beider  Gatten  am  gesamten 
Gut , wie  sie  wohl  das  spätere  Sächsische  Hecht  *)  aufstellen 
will,  ist  in  unsrer  Periode  nirgends  die  Rede.  Sie  steht  mit 
den  Grundprincipien  des  Sächsischen  Rechts  direct  im  Wider- 
spruch und  harmonirt  vielmehr  mit  dem  Süddeutschen  Recht, 
dem  eben  desshalb  umgekehrt  die  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft fremd  und  antipathisch'  ist. 

Der  bisher  dargestellte  Grundgedanke,  zu  dem  sich  alle 
einzelnen  Rechtssätze  wie  mittelbare  oder  unmittelbare,  mehr 
oder  weniger  bewusst  gezogne  Consequenzen  verhalten,  und 
dessen  innere  Wahrheit  eben  nur  an  diesen  geprüft  werden 
kann,  beherrscht  nun  das  eheliche  Güterrecht  aller  Sächsischen 
Lande.  Er  beherrscht  das  Landrecht  wie  das  Stadtrecht,  das 
gemeine  Recht  wie  das  particulare.  Zwar  werden  wir  Ab- 
weichungen und  Mannigfaltigkeit  genug  wahrnehmen,  aber 
immer  ist  es  nur  eine  verschiedne  Ausprägung  des  nämlichen 
Gehalts.  Zwischen  gemeinem  Land-  und  Stadtrecht  besteht 
im  Güterrecht  unter  Lebenden  überhaupt  ursprünglich  keine 
die  Güterordnung  von  Rechtswegen  tangireude,  wesentliche 
Differenz.  In  den  Particularrechten  reducirt  sich  dieselbe  auf 
eine  ziemlich  mannigfaltige  Bestimmung  der  Linie,  bis  wohin 
der  Mann  die  Rechte  der  Frau  allein,  bis  wohin  er  sie  in  Ge- 
meinschaft mit  ihr  auszuüben  hat.  Im  Ganzen  geht  die  Nei- 
gung namentlich  der  westlichen  Particularrechte  auf  eine  Er- 
weiterung der  Rechte  des  Mannes  bei  der  Schuldenwirkung, 
ja  selbst,  wenn  auch  weniger  allgemein,  bei  der  Disposition 
über  die  Substanz  der  Grundstücke.  Die  nicht  fehlenden  Er- 
weiterungen der  Rechte  der  Frau,  zum  Theil  selbst  das  Ver- 
mögen des  Mannes  mit  ergreifend,  tragen  sämtlich  den  Cha- 
rakter singulärer  und  bewusster  Ausnahmen.  Namentlich  im 

*)  Conut.  Aug.  III,  33  vgl.  unten  § 19  zu  Amn.  16  u.  17. 
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Goslar'schen  Rechtskreis  begegnen  solche  Erscheinungen.  Ueber- 
haupt  aber  sind  die  Abweichungen,  zumal  der  östlichen  Par- 
ticularrechte,  ziemlich  untergeordneter  Art.  Die  Gegensätze 
liegen  vielmehr  auf  dem  Gebiete  des  Güterrechts  von  Todes- 
weger«.  Hier  begegnet  er  schon  bei  der  Vergleichung  des  ge- 
meinen Stadt-  und  Landrechts.  Morgengabe  und  Gerade  sind 
verschieden  bestimmt,  an  die  Stelle  der  erstem  meist  die  ge- 
lobte Morgengabe  getreten,  der  Wittwe  in  Ermangelung  einer 
Leibzucht  ein  lebenslänglicher  Insitz  mit  Ansprach  auf  Unter- 
halt gewährt.  Viel  schneidender  ist  der  Gegensatz  zwischen 
gemeinem  und  particularem  Recht.  Derselbe  ist , so  offen  er 
zu  Tage  liegt,  früher  viel  zu  wenig  beachtet  worden.  Wäh- 
rend das  gemeine  Landrecht  und  Weichbild  das  bisher  geeinte 
Gut  stets  seinem  Ursprung  nach  wieder  auflösen,  lassen  alle 
Particularrechte,  wiewohl  meist  nur  nach  beerbter  Ehe,  dasselbe 
beisammen  und  geben  es  ganz  oder  quotenweise  dem  über- 
lebenden Gatten.  Entsteht  hiedurch  eine  der  gemeinrechtlichen 
völlig  entgegengesetzte  Erbordnung,  macht  sich  hiebei  inner- 
halb der  Particularrechte  selbst  die  grösste  Mannigfaltigkeit 
geltend,  wobei  sich  wieder  die  östlichen,  die  westlichen  und 
die  an  das  Süddeutsche  Rechtsgebiet  grenzenden  Particularrechte 
durch  gemeinschaftliche  Züge  zu  besondern  Gruppen  vereinigen, 
so  ist  es  auch  selbstverständlich , dass  die  principielle  und 
gegensätzliche  Umgestaltung  der  Erbordnung  nicht  ohne  Ein- 
fluss auf  das  Güterrecht  unter  Lebenden  bleiben  konnte.  Manche 
Grundsätze  desselben  verloren  ihren  ursprünglichen  Sinn,  manche 
wurden  selbstverständlich,  alle  erschienen  in  einem  etwas  an- 
dern Lichte.  Dennoch  hielt  man  sich  auch  in  den  Particular- 
rechten,  freilich  oft  nicht  ohne  eine  gewisse,  immer  reagirende 
Incongraenz  für  die  Verhältnisse  während  der  Ehe  inner- 
halb der  oben  dargestellten  Sächsischen  Anschauungen.  Die 
Fundamente  blieben  die  gemeinrechtlichen. 

Etwas  anders  verhielt  es  sich  mit  der  juristischen  Con- 
strnction.  Zwar  die  Idee  der  ehelichen  Vormundschaft  — und 
das  ist  die  Hauptsache  — blieb  überall  das  herrschende  und 
fast  überall  das  als  solches  ausgesprochne  Princip.  Aber  die 
Ergänzung  desselben  durch  die  juristische  Form  der  Gewere 
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trat  in  den  meisten  Particularrechten  in  den  Hintergrund. 
Es  ist  dies  bei  der  mehr  abstracten  und  principiellen  Bedeu- 
tung und  dem  mehr  und  mehr  schwindenden  Verständniss  für 
dieselbe  sehr  erklärlich.  Aber  nicht  nur,  dass  der  Sache  nach 
der  alte  Begriff  fortbesteht,  es  fehlt  auch  in  den  Particular- 
rechten nicht  an  Anzeichen , dass  man  auch  formell  an  dem- 
selben festgehalten  hat.  In  den  Kreisen  des  gemeinen  Rechts 
ist  dies  Letztere  sehr  bestimmt  und  sehr  bewusst  geschehen. 
Nichts  kann  irriger  sein,  als  wenn  man  meint,  dass  die  Ge- 
were zu  rechter  Vormundschaft  ein  theoretisches  Gebilde  Eyke’s 
v.  Repgowe  sei,  das  im  Leben  keinen  Halt  und  in  der  Ent- 
wickelung keine  Dauer  gehabt.  Vielmehr  bildet  es  die  ganze 
Basis  derselben  und  wenn  auch  manche  Quellen  sich  nicht 
recht  darein  zu  finden  gewusst  haben,  den  Versuch  dazu  haben 
t doch  gar  manche  gemacht,  und  oft  ist  er  gelungen.  Nament- 
lich haben  die  land-  und  stadtrechtlicben  Schöfifensprüche  die 
Gewere  zur  rechten  Vormundschaft  zur  Basis  ihrer  Entschei- 
dungen genommen  und  das  Princip  meist  so  glücklich  geband- 
habt,  dass  sie  einerseits  dessen  Geltung  für  das  Leben  bewährt, 
andrerseits  praktische  Illustrationen  für  die  principiellem  Aus- 
sprüche des  Sachsenspiegels  und  der  ihm  folgenden  Rechts- 
bücher gegeben  haben,  die  für  das  Verständniss  jener  von  ent- 
scheidender Bedeutung  sind. 

So  ist  denn  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
das  Centrum  des  ganzen  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts.  Eine 
Darstellung  des  letztem  in  seiner  innem  Einheit  und  in  seiner 
tiefern  Bedeutung  muss  zeigen , wie  sich  dieses  Princip  in 
seiner  Anwendung  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  durch  die  Ehe 
geschaffnen  Lebensverhältnisse  gestaltet  und  zu  einzelnen  Sätzen 
und  Bestimmungen  entwickelt.  Die  Darstellung  wird  daher 
zuvörderst  das  Princip  selbst  im  Ganzen  und  Einzelnen  quellen- 
mässig  zu  bestimmen  und  zu  begründen,  alsdann  aber  die  Con- 
sequenzen  desselben,  d.  i.  die  einzelnen  Grandsätze  des  ehe- 
lichen Güterrechts  zu  erörtern  haben,  woran  sich  naturgemäss 
die  Darstellung  der  Ergänzungen  reiht,  welche  das  System 
aus  andern  Partien  des  Rechts,  namentlich  dem  Erbrecht,  und 
durch  die  Autonomie  der  Betheiligten  erhält.  Bevor  jedoch 
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in  die  Sache  selbst  eingegangen  werden  kann,  lässt  es  sich 
nicht  umgehen,  einleitend  die  wesentlichen  Züge  der  beiden 
Grundbegriffe:  der  Vormundschaft  und  der  Gewere,  ab- 
gesehen von  ihrer  Verbindung  im  ehelichen  Gütenecht,  we- 
nigstens summarisch  anzugehen,  damit  dadurch  eine  feste  Basis 
für  die  folgenden  Untersuchungen  gewonnen  wird. 


§ 7. 

Vormundschaft. 

(Die  Geschlechtsvomiundschaft  in's  Besondrc.)  >) 

Vormundschaft  ist  in  allen  Rechten  ihrer  Grundidee  nach: 
Vertretung,  Beschützung  einer  sich  selbst  zu  vertreten  und  zu 
schützen  irgendwie  unfähigen  Person.  Das  Wort  „Vormund“ 


>)  Zuerst  hat  Kralt  (Die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des 
Deutschen  Rechts,  3 Bände,  Göttingen  1835.  1847.  1859)  Licht  über  die 
Deutsche  Vormundschaft  verbreitet.  So  reichhaltig  und  umfassend  dieses 
Werk  aber  auch  ist,  so  wenig  lässt  sich  demselben  in  der  Auffassung 
des  Wesens  der  Deutschen  Vormundschaft  und  in  den  Ergebnissen  der 
Detailforschungen  durchweg  beistimmen.  Letzteres  gilt  namentlich  auch 
in  der  Partie,  welche  sich  mit  dem  ehelichen  Güterrecht  beschäftigt.  Ich 
bin  in  demselben  zumal  da,  wo  Kraut  eigenthümliche  Ansichten  aufstellt, 
zu  andern  Resultaten  gekommen,  soviel  Anregung  ich  auch  seinen  Er- 
örterungen verdanke.  Die  Verschiedenheit  der  Resultate  im  Einzelnen 
ist  aber  nur  die  Folge  des  Gegensatzes  in  der  Grundanschauung.  Diese 
wurzelt  darin,  dass  Kraut  in  der  Vormundschaft,  in  welcher  Partie  des 
Rechtslebens  sie  uns  auch  entgegentrete,  ein  Rechtsinstitut  mit  überall 
wesentlich  gleichem  Inhalt  findet,  und  diese  Ansicht  hängt  damit  zu- 
sammen, dass  er  die  Vormundschaft  überall  auf  die  Schutzbedürftigkeit 
des  Wehrlosen  und  auf  die  Vertretung  desselben  durch  Selbsthülfe  und 
Fehde,  später  aber  auf  die  gerichtliche  Vertretung  glaubt  zurückführen 
zu  können.  Diesen  Irrthum  in  der  Grundanschauung  naebzuweisen , bin 
ich  aber  überhoben  durch  das  gerade  diesen  Zweck  verfolgende  neuere 
Werk  von  Rive  (Geschichte  der  Deutschen  Vormundschaft,  2 Bände, 
Braunschweig  1862.  1866).  In  seiner  kritischen  Partie  finde  ich  durch- 
weg eine  Bestätigung  meiner  Bedenken  gegen  Kraut,  und  die  Folge  davon 
ist,  dass  ich  auch  im  ehelichen  Güterrecht  seinen  Conscquenzen  viel  näher 
komme  als  den  von  Kraut  gezognen  Resultaten.  Aber  allseitig  und  er- 
schöpfend erscheint  mir  auch  Rive's  Auffassung  nicht.  Sie  lä&Bt  unbe- 
rücksichtigt oder  negirt  sogar  das  Moment  der  Gewalt,  welc\icS  m-  V, 
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bezeugt  dies  nicht  minder  als  der  Ausdruck  „tutor“.  Indessen 
sind  Schutz  und  Schutzbedürftigkeit  nur  die  natürlichen  Unter- 
lagen, welche  ihre  rechtliche  Ordnung  erheischen  und  durch 
das  Institut  der  Vormundschaft  erhalten  sollen.  Juristisch 
gefasst  setzen  sich  jene  natürlichen  Elemente  um  in  die  Recbts- 
begriffe  einer  rechtlichen  Unselbständigkeit  und  deren  Ergän- 
zung durch  die  Vertretung  Seitens  eines  rechtlich  Selb- 
ständigen. Diese  Vertretung  im  Rechtsverkehr  ist  der  ju- 
ristische Begriif  der  Vormundschaft.  Aber  schon  jene  natür- 
liche, stoffliche  Unterlage  des  Verhältnisses  hat  eine  zweite 
Seite,  die,  wiewohl  nur  begriffliche  Consequenz,  doch  unmittel- 
bar mit  gesetzt  ist.  Jeder  Schutz  eines  Schutzbedürftigen 
verleiht  über  diesen  je  nach  seinem  Maasse  eine  Gewalt.  Schutz 
ist  zugleich  Gewalt,  Schutzbedürftigkeit  zugleich  Abhängigkeit 

der  Deutschen  Vormundschaft  ihr  cigenthiimliches  Gepräge  verleiht,  sie 
als  Hecht  und  Pflicht  zugleich  dar« tollt,  und  sie  über  das  enge  Gebiet, 
wo  sie  zur  Ergänzung  einer  natürlichen  oder  juristisch  angenommnen  Be- 
schränkung der  H an  dl  ungBfäh  igkei  t dient,  hinaushebt.  Gerade  diese 
eigentümliche  Verbindung  von  Hecht  und  Pflicht  charakterisirt  aber  die 
Deutsche  Vormundschaft  in  der  Weise,  dass,  wo  immer  dieselbe  auftritt, 
dieses  ihr  Wesen,  wenn  auch  sehr  verschieden  temperirt,  sie  auszeichnet 
und  sic  als  ein  einheitliches  Institut  erscheinen  lässt  — aber  allerdings 
nur  als  formell  einheitlich!  Denn  in  der  That  dient  die  Vormundschaft 
nur  dazu,  den  mannigfachsten  Arten  und  Graden  des  Schutzes  und  der 
Gewalt  über  eine  Person  unter  dem  bczeichneten  Gesichtspunkt  Gestalt 
zu  geben.  Immerhin  aber  haben  wir  in  dem  Mundium,  wo  es  auch  I>e- 
gegnet,  einen  das  ganze  Deutsche  Hecht  beherrschenden  Rechtsbegriflf, 
ein  und  dieselfic  Hechtskategorie , ein  wenigstens  formell  einheitliches 
Rechtsinstitut  vor  uns.  Diesen  Gesichtspunkt  macht  Rive  nicht  geltend, 
und  lässt  ihn.  wo  er  sich  ihm  aufdrängt,  nicht  gelten.  Ich  denke  ihn 
als  Grundlage  der  ehelichen  Vormundschaft  ausführlicher  nachzuweisen, 
meine  aber,  dass  er  auch  sonst  nachweisbar  ist.  Ich  muss  mich  aber 
hier  mit  Hervorhebung  der  Thatsache  und  mit  Hindeutung  auf  die  haupt- 
sächlichsten Momente  begnügen,  um  die  Grenzen  meiner  Arbeit  nicht 
allzuweit  auszudehnen.  Dagegen  stimmt  in  der  Hauptsache  v.  Mautitz 
in  den  gewonnenen  Resultaten  mit  mir  überein  (vgl.  bes.  S.  83  f.),  wie 
ich  auch  für  einen  Punkt  (die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt)  bei 
Stobbk  (Beiträge  z.  Gosch,  des  Deutschen  Rechts  [1865] , S.  1 f.)  ganz 
entsprechende  Bedenken  gegen  Kraut  erhoben  finde,  wie  die  meinigen 
sind. 
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Dies  liegt  in  der  Natur  der  Dinge.  Aber  eben  darum  kann 
auch  die  Bechtsgestaltung  es  nie  ignoriren.  Sie  muss  es  wie- 
derspiegeln. Der,  welcher  den  rechtlich  Unselbständigen  ver- 
tritt muss  auch  rechtlich  irgendwelche  Gewalt  über  ihn  haben. 
Es  ist  auch  dies  nichts  specifisch  Deutsches,  sondern  allgemein. 
Auch  das  Römische  Recht  erkennt  es  an  *).  Das  nun  aber, 
was  die  Deutsche  Rechtsauffassung  auszeichnet,  ist,  dass  sie 
das  Moment  der  Gewalt  im  mundium  mehr  betont,  indem 
sie  überhaupt  geneigt  ist,  dasselbe  auch  als  ein  Interesse  des 
Vormunds  und  darum  als  ein  Object  seines  Rechts  anzuseheu, 
und  dass  sie,  im  Verfolg  dieses  Gedankens,  jene  Seite  des  mun- 
dium benutzt  und  verwerthet,  um  dasselbe  überhaupt  als  ju- 
ristische Form  einer  rechtlichen  Gewalt  über  eine  Person, 
selbst  über  die  Grenzen  ihrer  natürlichen  Unselbständigkeit 
hinaus,  zu  behandeln.  Eine  solche  Verwerthung  war  nun  frei- 
lich nur  möglich,  wenn  man  die  Herrschaft  über  eine  Person 
zunächst  oder  wenigstens  zugleich  als  zur  Sicherung  und  För- 
derung dieser  selbst  geeignet  ansah  und  sie  nicht  lediglich 
bestimmt  hielt,  dem  einseitigen  und  egoistischen  Interesse  des 
Inhabers  zu  dienen,  man  sie  also  nicht  lediglich  von  der  Seite 
Beines  Rechts,  sondern  auch  von  der  seiner  Pflicht  auffassen 
konnte.  Der  Art  sind  nun  aber  nach  Deutscher  Anschauung 
nicht  blos  alle  öffentlich-rechtlichen  Gewalten,  sondern  na- 
mentlich auch  die  privaten  familienrechtlichen.  Man  war  da- 
her geneigt,  beiderlei  Arten  unter  derselben  juristischen  Form 
der  Vormundschaft  oder  Vogtei  zusammenzufassen.  Wie  da- 
durch den  öffentlichen  Gewalten  auch  in  der  Form  der  patri- 
moniale  Typus  aufgeprägt  und  sie  den  familienrechtlichen  an- 
geschlossen wurden,  so  traten  wiederum  diese  alle  in  eine 
juristische  Kategorie  zusammen,  mochte  nun  die  rechtliche 
Unselbständigkeit  einer  Person  zunächst  die  Bestellung  einer 
Gewalt  über  sie  veranlasst  haben  und  die  Idee  der  Pflicht, 
des  Berufs  des  Vormunds  vorwalten  (wie  bei  der  Alters-,  Ge- 
schlechts- und  Zustandsvormundschäft),  oder  mochte  mehr  die 

*)  Sogar  ausdrücklich  vgl.  § 1 J.  1.  13:  „Est  autem  tutcla  vis 
ac  poteatas  in  capite  libero  ad  tuendum  cum  — .“ 
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familienrechtliche  Gewalt  eine  Unselbständigkeit  gewisser  Per- 
sonen mit  sich  bringen  und  mehr  der  Gesichtspunkt  des  Rechts 
des  Vormunds  in  den  Vordergrund  treten  (wie  bei  der  ehe- 
lichen und  väterlichen  Vormundschaft).  Nur  von  einem  re- 
lativen Uebergewicht  des  einen  oder  des  andern  Moments  han- 
delt es  sich  aber ; absolut  wird  in  der  Regel  keins  von  beiden 
in  der  einen  oder  der  andern  Gattung  fehlen.  Darum  kennt 
das  Deutsche  Recht  weder  die  Römische  tulela  noch  die  Rö- 
mische potestas;  indem  das  tnundium  beide  in  ein  Drittes 
auflöst,  negirt  es  beide  3). 

Dies  ist  der  rechtliche  Charakter  der  Deutschen  Vormund- 
schaft, mehr  oder  weniger  bewusst  jeder  Gattung  derselben 
aufgeprägt.  Weil  er  dies  ist,  lässt  sich  auch  von  der  Ein- 
heitlichkeit des  sie  beherrschenden  Gedankens  sprechen.  Zu- 
gleich aber  ergiebt  sich  damit,  dass  wir  in  ihr  nur  eine  ju- 
ristische Form  erkennen  können,  die  zur  Aufnahme  des 
mannigfaltigsten  Inhalts  fähig  ist,  je  nachdem  sie  auf  diesen 
oder  jenen  Rechtsstoff  angewendet  wird.  Hierin  liegt  die  Ana- 
logie der  Vormundschaft  mit  der  Gewere,  weiter  aber,  wie 
Albkecht  will 4) , reicht  sie  nicht.  Materiell  sind  beide  In- 
stitute Gegensätze,  da  der  Begriff  der  Gewere  das  Moment  der 
Pflicht  absolut  ausschliesst.  Der  Inhalt  der  Vormundschaft 
kann  also  ein  sehr  mannigfaltiger  sein.  Er  bestimmt  sich 
theils  nach  dem  Grade  und  Umfang  der  Schutzbedflrftigkeit, 
theils  danach,  ob  in  den  concreten  Verhältnissen  das  Moment 
der  Gewalt  oder  das  der  Schutzpflicht  mehr  oder  weniger  bei 
der  Gestaltung  des  Instituts  überwogen  hat.  Eins  wie  das 
Andre  war  je  nach  den  Gebieten  und  Zeiten,  je  nach  den  zu 
ordnenden  factischen  Verhältnissen  und  den  natürlichen  Ele- 
menten überaus  verschieden,  die  Gestaltungen  derselben  Idee 
überaus  mannigfaltig.  Während  z.  B.  in  der  Vogtei  über 
manche  Hörige  das  Moment  der  Gewalt  in  älterer  Zeit  so 
entschieden  hervortrat,  dass  sie  sich  mit  der  Gewere  am  Sclaven 

s)  Soviel  ich  finde,  ist  Waltkb  (Deutsches  Privatrecht,  § 191,  An  in.  1) 
der  Einzige,  der  diese  wesentliche  Seit«  des  Mundiums  hervorhebt. 

*)  Gewere,  S.  1 1 f . ; richtiger  Kiuut  I,  287. 
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fast  berühren  mochte,  trat  sie  z.  B.  in  der  Vormundschaft  über 
die  zu  ihren  Jahren  Gekommenen,  oder  in  der  eines  Vormunds 
über  Geistliche  so  verschwindend  zurück,  dass  der  Vormund 
fast  nur  die  Stellung  eines  von  seinem  Mündel  abhängigen 
Organs  hatte.  Während  die  Geschlechtsvormundschaft  im  Lauf 
der  Zeiten  zu  einer  blosen  Ehrenpflicht  mit  nach  Befinden 
recht  schweren  Lasten  geworden  war,  war  und  blieb  die  tutela 
usufructuaria  ein  mit  möglicher  Weise  recht  weitgreifenden  und 
recht  vortheilhaften  Befugnissen  ausgestattetes  Recht.  Während 
das  Moment  der  Pflicht  sich  in  vielen  Fällen  in  der  strengsten 
juristischen  Verantwortlichkeit  aussprach,  reducirte  sich  letztere 
in  andern  mehr  oder  weniger  auf  eine  blos  moralische.  Wenn 
daher  Jemandem  ein  Mundium  zugesprochen  wird,  so  sind  damit 
nur  die  allgemeinsten  Umrisse  des  Verhältnisses  angedeutet;  er 
ist  damit  nur  als  der  Träger  einer  Schutzpflicht  und  eines  Schutz- 
rechts bezeichnet ; welche  Rechte  und  Pflichten  aber  aus  dieser 
Stellung  fliessen,  wie  diese  sich  concret  gestaltet,  kann  nicht 
aus  den  Rechtsregeln  über  das  Mundium,  sondern  nur  aus 
denen  über  das  concrete  Verhältniss  entnommen  werden.  Die 
eben  bezeichneten  allgemeinen  Grundzüge  kehren  freilich  immer 
wieder  und  prägen  sich  dann  in  Sätzen  aus,  die  man  als  allen 
Arten  gemeinschaftlich  bezeichnen  kann,  wie  etwa  den,  dass 
der  Vormund  mindestens  Recht  und  Pflicht  hat,  den  Mündel 
vor  Gericht  zu  vertreten,  dass  der  Mündel  der  Vertretung  be- 
dürftig. der  Vormund  deren  fähig  sein  muss,  dass  Unmündige 
selbst  die  Vormundschaft  nicht  fuhren  können  u.  s.  w.  Aber 
mit  solchen,  nicht  einmal  ausnahmslos  im  Einzelnen  gültigen 
Sätzen  ist  so  wenig  gewonnen,  als  die  Ziehung  von  Analogien 
ton  einer  Gattung  auf  die  andre  irgend  sichere  Resultate  ge- 
währt. Jede  will  vielmehr  für  sich  betrachtet  sein,  und  das 
Gemeinschaftliche  liegt  nur  in  der  Identität  des  alle  beherr- 
schenden Rechtsbegriffs,  oder,  wo  und  soweit  dies  der  Fall, 
in  der  Verwandtschaft  des  Rechtsstoffs. 

Dies  ist  das  Wesen  der  Deutschen  Vormundschaft.  Die 
quellenmässige  Begründung  dieser  Ansicht  wird  sich  vorzüg- 
lich auf  zwei  Punkte  zu  richten  haben.  Einmal  wird  nach- 
zaweisen  sein,  dass  diejenigen  Arten  der  Vormundschaft,  welche 

Afrieol»,  Ge  wer»  i.  r.  V.  6 
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ihrer  ganzen  Tendenz  nach  die  Schutzbedürftigkeit  und  also 
das  Interesse  des  Schützlings  und  die  Pflicht  des  Vormunds 
in  dem  Vordergrund  haben,  wie  namentlich  die  Alters-  und 
Geschlechtsvormundschaft,  darum  dennoch  des  andern  Elements, 
nämlich  des  Rechts  des  Vormunds  auf  die  in  seiner  Stellung 
liegende  Gewalt,  keineswegs  ganz  entbehren  — und  zweitens, 
dass  die  familienrechtlicheu  Gewaltverhältnisse  (um  von  den 
öffentlich-rechtlichen  ganz  abzusehen)  vom  Deutschen  Recht 
wirklich  alle  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Vormundschaft  auf- 
gefasst werden.  Was  den  erstem  Punkt  betrifft,  so  muss  ich 
mich,  da  er  meiner  speciellen  Aufgabe  ferner  liegt,  einer  ein- 
gehendem Ausführung  enthalten.  Die  Entscheidung  beruht  dar- 
auf, ob  man  nach  der  Anschauung  der  Quellen  anzunehmen  hat, 
dass  die  in  der  Alters-  und  Geschlechtsvormundschaft  liegende 
Gewalt  über  die  Person  und  folgeweise  über  das  Vermögen 
des  Mündels  auch  als  ein  Interesse  des  Vormunds  be- 
handelt und  diesem  desshalb  ein  [privates]  Recht  auf  die 
Vormundschaft  gewährt  wild.  Dieser  Nachweis  scheint  mir 
unschwer.  Wenn  die  Quellen  bestimmen,  wer  der  „rechte 
Vormund“  eines  Unmündigen,  einer  Jungfrau  sein  solle,  so 
geschieht  das  nicht  oder  nicht  ausschliesslich  in  dem  Sinne, 
dass  die  Reihenfolge  der  Berufung  geordnet  wird,  sondern  auch 
zur  Feststellung  der  Berechtigung  auf  Führung  der  Vormund- 
schaft. Der  „rechte  Vormund“  ist  ein  etwas  andrer  Begriff 
als  der  „legitimus  tutor“  der  Römer.  Die  Unentziehbarkeit 
der  Vormundschaft  durch  Dispositionen  des  Vaters,  die  Mög- 
lichkeit eines  Rechtsstreits  über  die  Zuständigkeit  der  Vor- 
mundschaft, die  Verbindung  derselben  mit  einträglichen  Ver- 
mögensrechten, wie  dem  Herwede,  Wergeid  und  Busse,  die 
früher  vielleicht  allgemeine,  aber  auch  später  noch  wenigstens 
im  Sächsischen  Recht  die  Regel  bildende  tutela  usufructua- 
ria5),  die  früher  wohl  schlechthin  anerkannte,  später  freilich 
nur  als  Ausnahme  vorkommende  Abtretung  der  Vormund- 
schaft, der  Parallelismus  und  das  üebergehen  der  Geschleclits- 
resp.  Altersvormundschaft  und  der  ehelichen  mit  und  in  ein- 

B)  Vgl.  v.  Mabtitz,  Ehel.  Güterr.,  S.  1G9,  Anra.  4;  S.  332,  Anm.  17. 
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ander  — das  sind  lauter,  in  ihrer  Gesamtheit  unzweideutige 
Momente  für  die  obige  Auffassung,  wiewohl  aus  ihnen  auch 
zugleich  deutlich  erkennbar  wird,  dass  dieselbe  im  Lauf  der  Zeit 
mehr  und  mehr  zurücktritt  und  der  Anschauung  weicht,  dass 
die  dem  Vormund  zukommende  Gewalt  lediglich  im  Interesse 
des  Mündels  zur  Ergänzung  seiner  Handlungsunfähigkeit  zu 
üben,  lediglich  eine  Pflicht,  kein  Recht  des  Vormunds  ist. 

Der  zweite  Punkt,  der  zur  Begründung  unserer  Ansicht 
nachzuweisen,  ist  der,  dass  das  Deutsche  Recht  jede  fa- 
milienrechtliche  Gewalt  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Vormundschaft  auffasst.  Ist  der  erste  Punkt  meist  nur 
ignorirt  oder  für  die  Feststellung  des  Begriffs  nicht  genügend 
verwerthet,  so  ist  dieser  durch  die  neuern  Bearbeiter  bald  be- 
dingt, bald  unbedingt  bestritten.  Er  steht  mit  meiner  Auf- 
gabe in  innigerem  Zusammenhang  und  bedarf  daher  eines 
etwas  nähern  Eingehens.  Da  sieh  der  Beweis  für  die  eheliche 
Vormundschaft  aber  eben  aus  unserer  Darstellung  des  ehelichen 
Güterrechts  selbst  ergeben  wird,  so  bleibt  hier  die  Frage  nur 
zu  erörtern  bezüglich  der  andern  familienrechtlicheu  Gewalt, 
der  väterlichen,  resp.  (nach  manchen  Quellenkreisen)  der  elter- 
lichen überhaupt. 

Eine  directe  und  unzweideutige  Entscheidung  der  Quellen 
fehlt.  Das,  was  sie  in  dieser  Beziehung  an  Material  zur  Lö- 
sung der  Frage  liefern,  ist  Folgendes: 

Einerseits  bezeugen  sie  oder  lassen  wenigstens  voraussetzen, 
dass  dem  Vater  in  Beziehung  auf  das  Gut  des  Kindes  eine 
wiewohl  beschränkte  Vertretung  und  Disposition,  sowie  ein 
Besitz-,  Verwaltungs-  und  Nutzungsrecht  zukommt 6).  Andrer- 
seits lassen  sie  darüber  keinen  Zweifel,  dass  dem  Vater  die 
Vormundschaft  über  sein  Kind  beigelegt  wird  7).  Nun  bilden 
aber  jene,  dem  Vater  zukommenden  Befugnisse  gerade  den 
regelmässigen  Inhalt  jeder  familienrechtlichen  Vormundschaft  — 

6)  Vgl.  Kbact  U,  60Gf.  Rive  II,  178f.  — Trotz  des  Mangels  all- 
gemeiner Quellenzeugnisse  kann  die  Sache  selbst  nicht  bezweifelt  werden. 

i)  Vgl.  die  folgenden  Nachweisungen.  Das  Eine  wie  das  Andre  hat 
nach  manchen  Quellen  — namentlich  im  Goslar'schen  Rechtskreis  — 
Geltung  auch  für  die  Mutter  nach  des  Vaters  Tod. 

6* 
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die  Nutzungsbefugnisse  wenigstens  dann,  wenn  sie  eine  tutela 
tisufruduariu  ist,  und  dies  ist  ursprünglich  wohl  die  all- 
gemeine, in  unserer  Periode  wenigstens  in  Sachsen  noch  die 
regelmässige  Form  der  Vormundschaft  (vgl.  Anm.  5).  Was  also 
zunächst  eben  die  Nutzung  betrifft,  so  ist  bei  der  tutela  usu- 
fructuaria  der  leitende  Gedanke  augenscheinlich  ganz  derselbe 
wie  bei  dem  elterlichen  Verhältniss.  Bei  der  Einheit  des 
Hauswesens  gebührt  dem  Haupte  der  Abwurf  auch  vom  Ver- 
mögen der  Familienglieder,  da  es  wiederum  deren  Erhaltung 
und  Erziehung  über  sich  hat.  Nur  die  formelle  Ersatzpflicht 
fehlt,  nicht  die  materielle.  Für  die  Ausübung  der  Vermögens- 
rechte durch  Besitz,  Disposition,  Geltendmachung  gegen  Dritte 
ist  dagegen  der  Vater  (anders  als  der  Ehemann)  wenigstens 
im  Beisitz  — der  Fall,  bei  welchem  die  Quellen  fast  allein 
den  Umfang  der  väterlichen  Rechte  erörtern  — gerade  so  ju- 
ristisch verantwortlich  wie  der  Altem-  oder  Zustandsvormund. 
Das  Einzige,  was  die  Stellung  des  Erstem  von  der  des  Letz- 
tem nach  Römischen  und  heutigen  Begriffen  unterscheidet,  ist 
also,  dass  er  auf  die  alle  jene  Befugnisse  umschliessende  Ge- 
walt über  die  Person  seines  Kindes  ein  [privates]  Recht  hat, 
dass  sie  ihm  nicht  lediglich  im  Interesse  des  letztem,  sondern 
wesentlich  mit  in  seinem  eignen,  namentlich  im  Interesse  der 
Einheit  und  Ordnung  des  Hauswesens  zukommt.  Dies  ist  aber 
nach  dem  oben  Ausgeführten  im  Sinne  des  Deutschen  Rechts 
dem  Begriff  der  Vormundschaft  nichts  Antipathisches  und  wird 
es  auch  dadurch  nicht,  dass  in  der  Stellung  des  Vätern  dessen 
Interesse  mehr  in  den  Vordergrund  tritt  als  das  des  Kindes, 
welches  der  Gewalt  desselben  auch  dann  noch  unterliegt,  wenn 
seine  natürliche  Unselbständigkeit  mit  der  Mündigkeit  bereits 
aufgehört  hat,  nicht  sie  den  Schutz  und  die  Vertretung  durch 
den  Vater,  sondern  diese  umgekehrt  die  relative  Unselbstän- 
digkeit des  Kindes  herbeiführt.  Die  Verhältnisse  selbst  ent- 
halten also  nichts,  was  der  Annahme  entgegenstände,  die  Ge- 
samtheit der  Befugnisse  des  Vaters  auf  die  ihm  beigelegte 
Vormundschaft  zurückzuführen. 

Dennoch  wird  dies  von  Rive  schlechthin,  von  Kraut  we- 
nigstens insoweit  bestl  itten,  als  die  Befugnisse  des  Vaters  über 
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die  des  Altersvormunds  hinausgehen.  Beider  Zweifel  wurzelt 
darin,  dass  sich  diese  Befugnisse  keineswegs  decken,  und  darin, 
dass  die  Quellen  dem  parens  die  Vormundschaft  nur  über  die 
unmündigen  Kinder  beizulegen,  also  nur  von  Altersvormund- 
schaft zu  sprechen  scheinen.  In  ersterer  Beziehung  ist  der 
Schluss,  in  letzterer  die  Prämisse  irrig.  Wenn  nämlich  die 
väterlichen  Rechte  zwar  nicht  der  Art,  aber  dem  Umfange  nach 
andre  als  die  des  Altersvormunds  sind,  so  scheint  mir  daraus 
doch  nicht  zu  folgen,  dass  der  Vater  keine  Vormundschaft  über 
seine  Kinder  hat,  sondern  dass  seine  Vormundschaft,  deren 
Inhalt  eben  ein  sehr  mannigfaltiger  sein  kann,  eine  andre  ist 
als  die  des  Altersvormunds.  Die  erstere  Annahme  gewinnt 
daher  Halt  erst  durch  den  zweiten  Grund  — den  nämlich, 
dass  die  Quellen  dem  Vater  nur  für  die  Dauer  der  Unmündig- 
keit der  Kinder  die  Vormundschaft  beilegen,  seine  väterlichen 
Rechte  aber  diesen  Zeitpunkt  überdauern  sollen.  Diese  An- 
nahme halte  ich  nicht  für  ausreichend  erwiesen  7a). 

Der  Sachsenspiegel  (1, 1 1 ) erwähnt  bei  Bestimmung  der  Rechte 
und  Pflichten  des  väterlichen  Vormunds  der  Voraussetzung  der 
Unmündigkeit  so  wenig  als  das  Sächsische  Lehnrecht  (74,  § 1). 
Er  deutet  aber  nicht  blos  durch  die  Gleichstellung  des  Vaters 
und  der  Mutter,  welche  Letztere  nach  ihm  Altersvormünderin 
entschieden  nicht  sein  kann,  an,  dass  er  auch  dem  Vater  die 
Vormundschaft  hier  nicht  lediglich  im  Sinne  einer  Alters- 
vormundschaft beilegt,  sondern  er  weist  namentlich  auch  auf 
einen  andern  Endtermin  als  die  Mündigkeit  der  Kinder  hin, 
nämlich  auf  die  Trennung  der  bisher  gemeinsamen  Wirthschaft, 
die  wenigstens  in  der  Regel  mit  der  Abschichtung  zusammen- 
fieL  Der  Vater  — das  ist  der  Sinn  — ist  für  seine  Ver- 
waltung des  Mutterguts,  die  ihm  auf  die  Dauer  der  ungeteilten 
Were  kraft  seiner  Vormundschaft  über  die  Kinder  gebührt, 
verantwortlich,  und  zwar  in  andrer  Weise  als  der  Alters- 
vonnund  *).  In  demselben  Sinne  spricht  auch  der  Vermehrte 

7M  Neuerdings  ist  auch,  wie  ich  jetzt  finde,  Stobbb  bei  Prüfung 
feser  Frage  zu  demselben  Resultate  gelangt  in  seinen  Beiträgen  zur 
'jeschichte  des  Deutschen  Rechts  (1865),  S.  16  f. 

•)  Vgl.  Ssp.  I,  23,  § 1. 
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Sachsenspiegel 9) , der  übrigens  auch  die  Bestimmung  des 
Sachsenspiegels  wiederholt 10) , dem  Vater  die  vormundschaft- 
liche Stellung  auf  die  Zeit  zu,  da  er  das  Kind  „an  seinem 
Brode“  hat  — d.  h.  bis  zur  Absonderung  aus  dem  Gute. 
Dasselbe  besagt  nun  auch,  aber  viel  unzweideutiger,  das  Gos- 
lar’sche  Recht:  es  legt  dem  Vater,  solange  er  das  Kind  an 
seinem  Brode  hat,  die  Vormundschaft  bei,  mag  dasselbe 
zu  seinen  Jahren  gekommen  sein  oder  nicht  Und 
dasselbe  wiederholt  die  neuere  Recension  für  die  Mutter  “). 
Ebenso  zeigt  seine  Fassung  an  einer  andern  Stelle  12) , dass 
ihm  Vormundschaft  des  parens  und  ungetheilte  Were  zeitlich 
zusammenfallen  und  dies  wird  in  einem  Schöffenspruch  “) 
wiederholt.  Dasselbe  besagen  Pölmann’s  Distinct. u) , wie 
schon  Kraut  hervorgehoben  hat,  wenn  sie  auch  im  Ausdruck 
schon  romanisiren 18).  Andre  Rechte  sprechen  dem  parens 
bei  ungeteilter  Were  gleichfalls  die  Vormundschaft  zu,  drücken 
sich  aber  allgemeiner  aus 16).  Nach  allen  diesen  Quellen 
kommt  also  dem  Vater  eine  Vormundschaft  zu,  die  durch 
die  Unmündigkeit  des  Kindes  nicht  bedingt  ist,  mithin  nicht 
blose  Altersvormundschaft  sein  kann.  Vielmehr  muss  sie  im 
innigsten  Zusammenhang  mit  der  Stellung  des  Vaters  als 
solchen,  als  Haupt  des  Hauses,  gedacht  werden,  da  sie  mit 
dieser  seiner  Stellung  erlischt,  d.  h.  mit  dem  Scheiden  des 
Kindes  aus  dem  Hause,  mit  der  Auflösung  der  gemeinschaft- 
lichen Were.  Es  ist  also  ein  analoges  Verhältniss  wie  zwischen 


»)  I,  50.  8. 
w)  I,  20.  10. 

”)  S.  19,  it — »#. 
i»)  S.  17,  i—i. 

1S)  Bei  Bruns,  Beiträge,  S.  193,  Nr.  29  a.  E. 

»*)  I,  10.  8. 

15)  Schon  früh  findet  sich  die  Zusammenstellung  „potestas  et  tuitio“ 
für  väterliche  Gewalt,  cf.  Privileg,  von  Ncisse  von  1290  bei  Stkxbri., 
S.  410.  Dagegen  ist  Pitrooldt's  Rechtst.  I,  87  völlig  romanisirend. 

16)  So  d.  Braunschweiger  Stadtr.  v.  1400,  § 227.  Hannöver’sches  Stadtr. 
ed.  Gbotb  und  Brünnbbkro  im  Vaterland.  Archiv,  Jahrg.  1844,  S.  411. 
Brunner  Schöffenb.,  §5'  '2.  Herforder  Stadtrechtsbuch,  Art.  48  (Uknolbr, 
Stadtr.,  S.  195).  Naumburger  Stadtr.  v.  1337,  § 9 (eod.,  p.  310)  u.  a.  tu. 
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der  ehemännlichen  Vormundschaft  und  dem  ungezweiten  Gut, 
wesslialb  denn  auch  das  Sächsische  Lehnrecht  74,  § l unbe- 
denklich die  eheliche  Vormundschaft  und  die  väterliche  ganz 
parallel  stellt. 

Wie  aber  die  Geschlechtsvormundschaft  einen  wesentlichen 
Bestandteil  der  ehemännlichen  bildet  und  oft  allein  hervor- 
gehoben wird,  so  tritt  auch  in  der  väterlichen  resp.  elterlichen 
die  Altersvormundschaft  besonders  hervor.  Hiezu  war  aber  um 
so  mehr  Anlass,  als  sich  die  Stellung  des  Vaters  mit  der  Voll- 
jährigkeit der  Kinder,  selbst  bei  fortgesetzter  gemeinschaftlicher 
Were.  ändert,  indem  die  Fortsetzung  dieser  nun  oft  nur  auf  dem 
guten  Willen  der  Kinder  beruhte,  mehr  tatsächlicher  als  recht- 
licher Natur  war,  und  namentlich  die  Disposition  über  der  Kin- 
der Grundstücke  Seitens  des  Vaters  eine  beschränktere  wurde. 
Ein  Beispiel  bietet  die  oben  allegirte  Stelle  des  Goslar’schen 
Rechts17).  In  solchen  Rechten  geschieht  es  denn,  dass  die 
Befugnisse  des  Vaters  nur  für  die  Zeit  der  Unmündigkeit  der 
Kinder  behandelt  werden  18) , wobei  sogar  im  einzelnen  Fall 
fraglich  bleibt,  ob  man  nicht  davon  ausging,  dass  erstere  mit 
der  Volljährigkeit  der  Kinder  trotz  des  factisch  fortbestehenden 
Beisitzes  wirklich  erlöschen.  In  diesem  Sinne  wird  die  Vor- 
mundschaft des  parens  allerdings  öfter  nur  für  die  Zeit  der 
Unmündigkeit  der  Kinder  hervorgehoben  19),  namentlich  in  den 
Thüring’schen  Stadtrechten  mit  Verfangenschaft20).  Bezeich- 
nend ist  aber,  dass  auch  in  einem  dieser  Familie  angehörigen 
Recht 21)  nach  der  Abschichtung  eines  unmündigen  Kindes 
zur  'Wirksamkeit  der  Dispositionen  des  Vaters  erst  dessen  ge- 
richtliche Bestätigung  zum  Vormund  des  Kindes  erheischt  wird. 
Auch  nach  diesen  Rechten  erlosch  also  die  Vormundschaft  des 


»)  S.  19,  .i— w. 

•»)  So  in  den  Magdeb.  Fragen  I,  8.  4. 

19)  So  im  Lüneburger  Stadtr.  bei  Kraut,  S.  35,  » — i»,  im  Höiter’schcn 
Stadtr.  von  1376,  § 2.  3^  bei  Gbnglkr,  Stadtr.,  S.  203. 

20)  Z.  B.  im  Mühlhäuscr  Stadtr.  bei  Fürstbuanh,  N.  Mitth.,  Bd.  VII, 
Hft.  1,  S.  91  ff.,  in  den  Eisenacher  Gerichtsl.  63,  in  Purgoujt's  Rcchtsb. 
I.  123. 

*>)  Gothaischeg  Stadtr.  XII,  49  bei  Orti.off  II,  S.  341  ff. 
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Vaters  schon  mit  der  Abschichtung  des  unmündigen  Kindes 
— zum  deutlichen  Beweis,  dass  sie  nicht  eine  Altersvormund- 
schaft war.  Ueberall  ist  mithin  die  dem  Vater  im  Verhältniss 
zu  seinen  Kindern  zukommende  Stellung  zwar  materiell  eine 
andre  als  die  dem  Alters-  oder  Geschlechtsvormuud  ge- 
bührende, aber  auch  sie  wird  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Vormundschaft  aufgefasst  und  als  Vormundschaft  bezeichnet. 
Diese  vertritt  also  die  Stelle  der  römischen  patria  potestas 
im  Deutschen  Recht  — wie  dies  bis  auf  Kkaut  die  gemeine 
Meinung  und  wenigstens  in  Sachsen,  wiewohl  getrübt  durch 
die  römischen  Principien  von  der  väterlichen  Gewalt,  bis  heute 
gemeinen  Rechtens  war. 

Die  Vormundschaft  ist  sonach  die  familienrechtliche  Ge- 
walt, kraft  deren  ihr  Inhaber  eine  rechtlich  unselbständige 
Person  in  ihrer  ganzen  persönlichen  und  vermögensrecht- 
lichen Stellung,  und  also  in  der  Ausübung  ihrer  Rechte  und 
Pflichten  oder  ganzer  Partien  derselben  vertritt.  Diese 
Vertretung  erfolgt  überall  in  des  Bevormundeten  Interesse, 
aber  dessen  geeignete  und  bestmögliche  Wahrung  liegt  regel- 
mässig auch  im  Interesse  des  Vormunds,  und  dieser  hat 
desshalb  ein  Recht  auf  die  vormundschaftliche  Stellung,  mag 
nun  eine  natürliche  oder  rechtliche  Schutzbedürftigkeit  die 
Bevormundung  erheischt  oder  umgekehrt  die  vormundschaft- 
liche Gewalt  die  Beschränkung  der  rechtlichen  Selbständigkeit 
herbeigefuhrt  haben.  Die  Vormundschaft  ist  aber  ein  Institut 
von  zwar  überall  gleicher  formaler  Bedeutung,  jedoch  von  sehr 
mannigfaltigem  Inhalt,  der  sich  innerhalb  der  allgemeinen 
Form  nach  den  concreten  Verhältnissen  bestimmt,  auf  die  es 
im  einzelnen  Fall  Anwendung  leidet. 

Eine  dieser  Anwendungen  ist  nun  auch  die  Geschlechts- 
vormundschaft, deren  rechtliche  Natur  noch  einer  besonderen 
Erörterung  bedarf,  weil  sie  zu  der  ehemännlichen  in  besonders 
nahem  Verhältniss  steht  und  ihre  Kenntniss  auch  für  ein 
richtiges  Verständniss  dieser  wesentlich  ist.**) 

**)  Ucbcr  die  Geschlechtsvormundschaft  vgl.  Kraut,  Vormundschaft 
II,  S.  2ti6—291,  § 68.  Riv  u,  Geschichte  der  Vormundschaft  I,  S.  230  f. ; 
II,  S.  76  f. ; Croit,  Juristische  AbhandL  I,  S.  292;  II,  S.  459  f. 


Digitized  by  Google 


Bedeutung  der  fieschlechtsvormundsehaft. 


89 


Die  rechtliche  Unselbständigkeit  der  Frauenspersonen  in 
Vermögenssachen  hatte  ihren  Grund  zwar  auch  in  einer  bei 
ihnen  vorausgesetzten  natürlichen  Unselbständigkeit  des  Ur- 
theils  und  des  Willens.  Indessen  machte  sich  bei  ihnen  dieser 
Grund  doch  in  der  Regel  nur  für  besonders  bedenkliche  Rechts- 
geschäfte geltend  und  führte  fast  nirgends  zu  einer  allgemeinen 
Handlungsunfähigkeit.  Viel  weiter  reichte  hier  eine  auf  den 
socialen  Anschauungen  und  politischen  Einrichtungen  beruhende 
Rücksicht.  Frauenspersonen  konnten  in  der  öffentlichen  Ge- 
richtsversammlung in  der  Regel  nicht  handelnd  auftreten  und 
mussten  daher,  wo  das  Rechtsleben  dies  erfordert  hätte,  durch 
oder  wenigstens  mit  Männern  agiren.  Zwar  ist  auch  dies 
nicht  ausnahmsloser  Grundsatz:  es  finden  sich  im  gemeinen 
Recht  Ausnahmen  und  diese  werden  in  Particularrechten  oft  zur 
Regel.  Vorbehältlich  aller  aus  dem  Vorstehenden  sich  ergebenden 
Einschränkungen  darf  man  aber  wohl,  zumal  für  unsere  Periode, 
als  Grundsatz  aufstellen,  dass  Frauenspersonen  in  Vermögens- 
sachen im  Allgemeinen  handlungsfähig  und  nur  insoweit  be- 
schränkt sind,  dass  sie  vor  Gericht  nur  mit  oder  durch  Männer 
handelnd  auftreten  können.  Die  Ergänzung  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit in  dieser  Beziehung  ist  rücksichtlich  der  Vermögens- 
verhältnisse die  eigentliche  Bestimmung  der  Geschlecbtsvor- 
mnndschaft.,  im  Ganzen  eben  so  wie  im  ältern  römischen  Recht. 

Hierin  liegt  ein  Doppeltes.  Für’s  Erste  die  Negative,  dass 
die  Frau  bei  ihren  Handlungen  materiell  nicht  an  den  Consens 
des  Geschlechtsvormunds  gebunden  ist,  und  die  Positive,  dass 
sie  überall  da,  wo  ihre  Action  im  Gerichte  zu  erfolgen  hat,  zur 
formellen  Gültigkeit  derselben  Erstem  zuziehen  muss.  Indem 
wir  Beides  quellenmässig  zu  begründen  und  näher  zu  bestim- 
men suchen,  charakterisiren  wir  das  Wesen  der  Deutschen  Ge- 
schlechtsvormimdschaft  nach  der  vermögensrechtlichen  Seite  hin. 

Dass  eine  Frauensperson  zur  Wirksamkeit  ihrer  Dispositio- 
nen nicht  der  Einwilligung  ihres  Geschlechtsvormunds  be- 
darf, bezeugen  die  Quellen  so  allgemein,  dass  an  dem  Grund- 
satz gar  kein  Zweifel  stattfinden  kann  ss).  Particularrechtlich 


»)  Ssp.  I,  45.  2.  System.  Sch.  R.  IV,  1.  28.  Kulm  IV,  27.  Schspr. 
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bestehen  allerdings  Ausnahmen,  indem  bisweilen  der  Grundsatz 
schlechthin  umgekehrt 24),  bisweilen  nur  für  besonders  bedenk- 
liche Fälle  ein  vormundschaftlicher  Consens  verlangt  wird  *5). 
Dem  jüngeren  Recht  gehören  derartige  Beschränkungen  rück- 
sichtlich gewisser  Geschäfte  von  Ehefrauen  mit  ihren  Männern 
an  *6).  Solche  Ausnahmen  bestärken  nur  die  Regel.  Diese 
bestimmt  aber  überhaupt  nur  das  rechtlich  Nothwendige.  Da- 
mit ist  indessen  recht  wohl  vereinbar,  dass  die  Frauensperson 
thatsächlich  ihrem  Vormund  die  Verwaltung  und  Disposition 
über  ihr  Vermögen  anvertraute,  und  dafür,  dass  dies  wirklich 
zu  geschehen  pflegte,  spricht  die  ganze  Haltung  der  Quellen. 
Sie  stellen  die  Zuziehung  des  Gesehlechtsvormunds  offenbar 
nicht  als  etwas  blos  Sporadisches  hin,  sondern  setzen  den 
Bestand  der  Geschlechtsvormundschaft  als  eine  dauernde  bei 
jedem  mündigen  Frauenzimmer  voraus 27),  erörtern  umständlich 
das  Recht  auf  die  Führung  derselben  sowie  den  Uebergang  dieses 

bei  Wahserschlkbkn,  8.  188,  Cap.  49;  8.  281,  Cap.  142.  Glogauer  Rb., 
Cap.  97.  Pölmavn,  Dist.  II,  3.  8.  Pcroolut,  Rb.  I,  S.  121.  Rig. 
Ridderr.,  Cap.  42  u.  a.  iu.  Vgl.  Schböder  II,  S.  94. 

5<)  So  im  Mühlhäuser  Recht  bei  Forst  km  ann,  N.  Mitth.,  Bd.  VII.  Hft.  1. 
S.  104,  Abs.  2:  ,,  Nicchein  vrowi  in  mac  sich  nichtis  och  virlobi  an  umie 
Vormundin,  daz  dicheini  crapht  habi  an  ur  gibende,  daz  sal  och  sex 
phennigi  werdt  si  — “ und  danach  das  Nordhauser  Recht  III , 67  eod. 
Bd.  VI,  Hft.  4,  8.  35.  Ueberhaupt  zeigt  da«  Miihlhäuser  Recht  eine 
weit  strengere  Durchführung  der  Geschlechtsvormundsehaft  als  andere 
Quellen. 

*5)  So  stellt  das  Hamburger  Recht  von  1270  V,  3 die  Functionen 
des  Gesehlechtsvormunds  denen  des  Altersvormunds  für  alle  gerichtlichen 
Geschäfte  völlig  gleich  und  das  Lüb’sclic  Recht  (vgl.  bei  Hach,  Cod.  I, 
Cap.  21)  fordert  den  Consens  für  Immobiliar- Veräusserungen  und  Bürg- 
schaften. Ueber  die  Auslegung  vgl.  Rivk  a.  a.  0.  II,  S.  78  f. 

*•*)  Glosse  z.  Wclib.  Art.  22  bei  v.  Daniels,  S.  281  bei  Vergabungen; 
„ — unde  zu  der  gäbe  gibit  man  der  frouwen  einen  Vormunden  — — 
Und  ist  daruuunc,  ab  der  man  daz  wib  obirginge  mit  gute  adir  mit 
obil,  daz  sich  die  Frauwe  des  gutis  vorzege,  das  sy  des  keine  craft  zu 
thune  hette  ane  ihres  Vormundes  wille  — Kbcnso  die  Leibgedings-Vor- 
mundschaft  des  jüngeren  Landrechts. 

*7)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  64.  Kulm  IV,  106:  „Wen  cvn  knecht  12  jor 
alt  wirt.  zo  mag  her  \ormunde  untpern  ab  her  wiL  Abir  vrauwin  und 
junevrauwin  sullin  Vormunde  habin." 
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Rechts  auf  Andre  und  fassen  den  Fall  ungetreuer  Verwaltung 
ausdrücklich  in’s  Auge  *8).  Für  die  Lehnsvormundschaft  wird 
unsere  Annahme  speciell  bezeugt*9).  Das  Sachverhältniss  ist 
offenbar  analog  demjenigen  der  Vormundschaft  über  die  zwar  zu 
ihren  Jahren  aber  noch  nicht  zu  ihren  Tagen  Gekommenen 
oder  über  diejenigen,  die  diese  überschritten  haben  *°),  und  so 
wiederholt  sich  auch  beim  Geschlechts  Vormund  die  gewöhnliche 
Function  jeder  Vormundschaft:  die  Disposition  und  Verwaltung 
des  Vermögens  im  Interesse  des  Mündels.  Nur  ein  rechtlicher 
Zwang  bestand  nicht  dafür. 

Ein  solcher  fand  dagegen  statt,  wo  es  sich  um  die  Tbätig- 
keit  der  Frauen  vor  Gericht  handelte.  Zwar  sind  dieselben 
keineswegs  unfähig,  vor  demselben  persönlich  zu  erscheinen : 
eine  grosse  Anzahl  Schöffensprüche  lehrt  das  Gegentheil,  wie 
der  allgemeine  Grundsatz,  dass  Frauenspersonen  die  ihnen  zu- 
kommenden Eide  persönlich  zu  schwören  haben.  Von  dieser 
letzteren  Ausnahme  abgesehen  handelt  nun  aber  die  Frau  vor 
Gericht  stets  nur  durch  ihren  Vormund,  mag  sie  mit  ihm 
erschienen  sein  oder  nicht.  Für  die  prozessualische  Action 
wird  dies  für  das  gemeine  Recht  mannigfach  bezeugt31),  und 


*8)  Ssp.  I,  41.  Glogauer  Rb.,  Cap.  PC. 

**)  Rig.  Ridderr..  Cap.  49. 

**)  Ssp.  I,  42.  1.  Rig.  Ridderr.,  Cap.  50  — indirect  werden  beide 
Verhältnisse  zusammen  gestellt  im  Syst.  Sehr.  IV,  2.  64  cit. 

sl)  Der  Ssp.  1,  46;  II,  63.  1 und  ihm  wörtlich  nach  d.  Venn.  Ssp. 
I,  49.  11;  IV,  26.  13  haben  allerdings  nur  den  Pall  vor  Augen,  wo  die 
Frauensperson  die  Rolle  der  Klägerin  hat.  Aber  andre  gemeinrechtliche 
Quellen  sprechen  ganz  allgemein,  z.  B.  Weisth.  v.  1304,  § 131.  Glogauer 
Rb.,  Cap.  90.  Weichbild  (v.  Dasiels  1853)  83,  § 4.  Pubooldt's  Rb.  V,  39. 
Ebenso  Particularrechte  wie  d.  Hamburger  Stadtr.  von  1270  V,  3.  Eise- 
nacher Gerichtsläufte  § 87.  Gothaisches  Stadtr.  XI,  1 19.  Milhlhäuscr  Stadtr. 
bei  Föbstkmann  a.  a.  0.,  S.  104  f.,  Abs.  4.  Ich  kann  den  Satz  daher  nicht 
mit  Rivk  a.  a.  0.  II,  S.  80  f.  anf  die  Klägerin  beschränken.  Im  Goslar'schen 
Recht  (vgl.  die  Citate  bei  Rivk  a.  a.  0.,  Nr.  26)  geschieht  dies  allerdings. 
Ich  möchte  gerade  dies  für  particularrechtlich  halten.  Der  Anlass  zur  Unter- 
scheidung liegt  übrigens  nahe  genug.  Die  Klägerin  wird  ohne  Vormund 
mit  der  Klage  nicht  gehört  Auf  die  Beklagte  passte  das  Präjudiz  in 
solcher  Einfachheit  nicht.  Das  gemeine  Recht  und  die  ihm  folgenden 
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auch  particularrechtlich  sind  die  Ausnahmen  selten  3ä).  Zweifel- 
hafter ist,  ob  die  Frau  auch  zur  Vornahme  gerichtlicher  Ge- 
schäfte nicht-contentiöser  Natur  eines  Vormunds  bedurfte.  Ich 
möchte  die  Frage  mit  der  bisherigen  gemeinen  Meinung 3S) 
gegen  Kraut34)  bejahen. 

Vor  Allem  darf  man  sich  zum  Gegenbeweis  nicht  auf 
Sachsenspiegel  I,  15.  2 und  ähnliche  Stellen  berufen,  da  durch 
solche  nicht  die  Entbehrlichkeit  der  Mitwirkung,  sondern  nur 
der  Einwilligung  des  Geschlechtavormunds  (opp.  dem  Ehemanne) 
bekundet  wird.  Entscheidend  aber  sind  folgende  Stellen: 
System.  Sch.-R.  IV,  1.  28  = Kulm  IV,  27 : 

„ Ein  weip,  daz  nicht  elichis  mannis  hot,  mag  ir  erbe 
und  gut  — — vor  richter  und  vor  gehegtim  dinge, 
dorynne  ys  gelegyn  ist,  vorgebin  und  vorreich  in ; abir 
der  richter  sal  yr  gebin  enyn  Vormunde,  daz 
ist  eyn  vorspreche,  an  des  wort  ze  yehe.“ 
Glogauer  Rechtsbuch,  Cap.  95  schliesst  dieselbe  Stelle  mit 
den  Worten: 

„ — mag  sy  vorgebin  unde  vorreychin  mit  eyme 
Vormunde  unde  farende  habe  nyrne  wen  in  gehegittem 
dinge.“ 


Particularrechte  ordnen  an,  dass  der  ohne  Vormund  erschienenen  Beklagten 
ein  solcher  Gerichts  halber  bestellt  wird.  Das  Goslar'sche  Recht  spricht 
ihr  die  Dunst  der  Zuziehung  eines  Vormunds  ab. 

32)  Uebcr  das  Goslar'sche  Recht  vgl.  die  vorige  Note.  Das  älteste 
Soester  Recht,  § 27  (Gkxoi.hu,  Stadtr..  S.  442)  beschränkt  den  Satz  eigen- 
thümlich:  „Potest  clericus  aut  mulier  quaelibet  mobilia  vel  bona  vel  do- 
nationes,  vel  caduca,  quac  Ratha  dicuntur,  in  judicio  peterc  sine  pro- 
curatore.  Sed  si  intersunt  mancipia  vel  praedium  fundale,  quod  vulgo 
dicitur  Torfhaht  egen,  sine  procuratore  agere  non  potest.“ 

33)  Vgl.  Nietzsche,  De  prolocut.,  p.  67  sq.  Ckopp  II,  S.  469.  La- 
spkvres,  De  debitis  conjugum  ei  Hanseaticarum  civitatmu  jure  (1857), 
§ .'12 — 34.  Bkhrknu,  Anmerk.  z.  Stendaler  Urth.-Buch,  S.  110  (vgl.  auch 
v.  Mautitz,  S.  308,  Nr.  3).  Bi.untscht.i,  Deutsches  Privatr.  II,  S.  348  f. 
Mittekmayer,  Deutsches  Privatr.,  § 440,  Nr.  6,  und  Rive  a.  a.  O.  II, 
S.  80. 

»*)  A.  a.  0.  II,  S.  268  f.  Ihm  folgt  Gerber,  Deutsches  Privatr., 
§ 245,  Nr.  7 (ed.  8). 
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Eod.  Cap.  88: 

,,  Wenne  eyne  Frawe  eyne  gäbe  erbis  ader  gutis  gebin 
wil,  dy  sal  dorzu  eynen  Vormunde  habin.  Ap 

sy  keynen  mag  gehabin der  ricbter  gibit  yr  eynen 

billicb,  den  sy  von  rechtis  wegin  hat.  So  had  dy  gäbe 
ouch  billich  crafft  von  rechtis  wegin.34“)“ 

Diese  unter  sich  verwandten  Stellen  identifieiren  augen- 
scheinlich „Vormund“  und  „Vorsprechen“  — Kraut  M),  der 
freilich  uur  noch  die  erste  kennt,  meint:  nur  dem  Namen 
nach,  ich  meine : auch  der  Sache  nach.  Den  Beweis  für  Letz- 
teres finde  ich  in  der  Sachlage  selbst  und  in  der  Vergleichung 
mit  dem,  was  die  Quellen  über  die  Bedeutung  der  Geschlechts- 
vormundschaft in' Prozessen  enthalten. 

Im  Allgemeinen  ist  ein  Vorsprech  freilich  von  einem  Vor- 
mund gar  sehr  zu  unterscheiden.  Er  ist  ein  Vormund  nicht 
im  strengen  Sinne  des  Worts,  so  wenig  als  die  Salmanuen, 
welche  in  älterer  Zeit  gerichtliche  Uebereignungen  vermit- 
telten und  hie  und  da  auch  Vormünder  genannt  werden.  Auch 
die  Stellung  der  Geschlechtsvormünder  ist  eine  ganz  andre 
als  die  der  Vorsprechen  — aber  die  Functionen  derselben  bei 
der  Vertretung  vor  Gericht  sind  identisch.  Denn  während  ein 
andrer  Vormund  die  Curatel  über  seinen  willens-  oder  dis- 
positionsunfähigen Mündel  hat,  steht  dem  Geschlechtsvormund 
eine  solche  nicht  zu.  Er  ist  vielmehr  uur  das  Organ  seiner 
Mündel,  die  mit  ihm  vor  Gericht  erscheinen  kann  und  zu  er- 
scheinen pflegt.  Weiter  ist  aber  auch  der  Vorsprech  nichts36). 
Die  Functionen  sind  bei  der  Vertretung  ganz  dieselben,  uur 
kann  der  Geschlechtsvormund  deren  noch  mehr  üben ; er  pflegt 
ein  Recht  auf  die  Vormundschaft  zu  haben,  und,  was  ihn 
jedenfalls  auszeichnet,  ist,  dass,  während  es  im  Belieben  des 
Mannes  steht,  einen  Vorsprechen  zuzuziehen 87),  die  Frau  einen 

**•)  Vgl.  Augsburger  Stat  v.  1270  bei  v.  Fkkibebu,  S.  79:  „Ein  jeg- 
lich frowe,  diu  für  gericht  gan  wil  oder  muz  und  cbint,  diu  zir  tagen 
nibt  chomen  eint,  und  tören,  der  jegliehez  sol  einen  vormunt  han  vor  gerillte.“ 
U,  S.  275  f. 

M)  Vgl.  Homeykb,  Richtet.  Lande.,  S.  42U  f. 

3I)  Ebendas.,  8.  420. 
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Vormund  zuziehen  muss.  Dies  weist  nun  aber  eben  auf  ihre 
Unfähigkeit,  vor  Gericht  selbst  zu  handeln,  hin,  und  giebt 
ihrem  Vorsprech  die  Stellung  eines  Vormunds.  Dass  man 
aber  im  Uebrigen  Beide  völlig  gleichstellte,  ergiebt  sich  aus 
dem,  was  die  Quellen  über  den  Geschlechtsvormund  im  Prozess 
enthalten.  Sie  identificiren  ihn  hier  vollkommen  mit  dem 
Vorsprechen : 

Sachsenspiegel  II,  f>3.  1 : 

„It  ne  mach  nen  wif  vorspreke  sin,  noch  ane  vor- 
münden klagen do  ihr  wille  an  vorsprekene 

nicht  ne  muste  vortgan.“ 

Weisth.  v.  1304,  § 131: 

„Hat  ein  Vrowe  icht  zu  vorderne  vor  Gerichte,  da 
muz  sie  einen  Vormunden  umme  nemen,  swer  her 
joch  sie,  so  mac  sie  vorderen  unde  clagen  mit  Vors- 
prechen  unde  muz  selber“  (also  nicht  etwa  ein  Ge- 
schlechtsvormund)  „an  ires  Vorsprechen  wort  jen.“ 

Vgl.  Glogauer  R.,  Cap.  88  — 98,  wo  beiderlei  Aemter  augen- 
scheinlich immer  identisch  behandelt  werden.  Nur  zwischen 
dem  rechten  und  dem  vom  Richter  bestellten  Vormund  wird 
unterschieden  **) , letzterer  aber  so  mit  dem  Vorsprechen 
vermischt,  dass  schon  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  I,  47, 
§ 2 bemerkt:  „Disse  Vormünder  de  in  is  nicht  den 

als  ein  vorspreke  der  vrowen.“  Wenn  aber  bei  der  pro- 
zessualischen Vertretung  der  Geschlechtsvormund  nur  die 
Stellung  eines  unentbehrlichen  Vorsprechen  hat,  so  müssen 
auch  die  oben  allegirten  Stellen  über  die  Nothwendigkeit  der 
Mitwirkung  eines  Vormunds  bei  andern  gerichtlichen  Acten 
der  Frau  auf  den  Geschlechtsvormund  bezogen  werden.  Seine 
Unentbehrlichkeit  erhellt  übrigens  auch  daraus,  dass  der  Sachsen- 
spiegel 39)  für  das  einzige  von  ihm  erwähnte  gerichtliche  Ge- 
schäft einer  Frau  mit  ihrem  Manne  die  Bestellung  eines  Ge- 
schlechtsvormunds und  zwar  ganz  parallel  mit  der  eines 


38)  Sep.  I,  43;  I,  47,  § 1 n.  2. 
3«)  I,  44. 
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„kriegischen“,  wie  er  später  heisst,  verlangt40).  Dass  in  Ur- 
kunden regelmässig  der  Geschlechtsvorniund  ebenso  ausdrück- 
lich genannt  wird  wie  hei  der  Darstellung  von  Rechts  fällen 
in  Schöffensprüchen41)  und  dass  das  freilich  überhaupt  weiter 
gehende  spätere  Sächsische  Recht  über  die  Unerlässlichkeit 
des  Geschlechtsvormunds  bei  allen  gerichtlichen  Acten  keinen 
Zweifel  hat4*),  ist  allbekannt. 

Als  die  Bedeutung  der  Geschlechtsvormundschaft  stellt  sich 
nach  diesem  Allen  heraus  die  Vertretung  der  Frau  bei  allen 
gerichtlichen  Dispositionen  in  und  ausser  dem  Prozess , so 
jedoch,  dass  der  Vormund  dieselben  formell  zu  ergänzen,  nicht 
materiell  zu  entscheiden  hat,  womit  aber  vereinbar,  dass  ihm 
in  der  Regel  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Frau  und 
eine  mehr  oder  weniger  freie  Disposition  übertragen  wird. 
Von  einer  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  der  Frau 
und  einer  Ergänzung  derselben  durch  den  Vormund  ist  aber 
im  gemeinen  Sächsischen  Rechte  nirgends  die  Rede,  und  die 
Bedeutung  der  Geschlechtsvormundschaft  für  die  Vermögens- 
rechte daher  in  unserer  Periode  nur  eine  beschränkte.  Viel 
erheblicher  ist  sie  hinsichtlich  der  persönlichen  Rechte  der 
Frau,  namentlich  bezüglich  ihres  Eintritts  in  die  Ehe  oder 
in  ein  Kloster,  bezüglich  des  Wergeids  und  der  Busse43),  und 
diese  Seite  der  Stellung  ist  es,  welche  auch  ein  [privates! 
Recht  auf  die  Vormundschaft  motivirt,  dessen  Abtretung  hie 
und  da  erwähnt  wird44),  das  nur  durch  Urtheil  entzogen 
werden  kann  4S)  und  das  sich  wie  ein  Vermögensrecht  an  die 
agnatische  Erbfolge  knüpft. 


1#)  Für  diesen  Fall  erkennt  Kkact  (II,  8.  4251  die  Nnthwendigkeit 
seiner  Zuziehung  selbst  an. 

41)  Vgl.  z.  B.  Sehspr.  bei  Wasskrschlkiikn,  8. 143,  Cap.  10,  bei  Böhme, 
8. 151,  t.  Magdeburger  Fragen  I,  12.  5 u.  s.  w. 

**)  Kursächs.  Const.  v.  1572  II,  15. 

M)  Bezüglich  dieser  mir  ferner  liegenden  Partie  verweise  ich  auf 
Kraut  a.  a.  O.  II,  S.  271,  und  Rive  II,  S.  89  f. 

**)  Rig.  Ridderr.,  Cap.  51. 

4S)  S«p.  I,  41.  Rig.  Ridderr.,  Cap.  41  u.  a.  m. 
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§ 8. 

Die  Gewere  *). 

Gewere  ist  zunächst  und  ursprünglich  Gewahrsam, 
d.  i.  thatsächliches  Innehaben.  Sie  entspricht  also  am  meisten 
dem  Römischen  und  heutigen  Begriff  von  „Besitz“.  Doch 
fasst  das  Römische  und  moderne  Recht  den  Begriff  abstracter. 
das  Deutsche  concreter;  jenes  betont  mehr  die  innere  Seite, 
dieses  mehr  die  äussere  Erscheinung.  Dort  wird  das  thatsäch- 
liche  Innehaben  zum  Besitz  erst  durch  den  Willen,  die  Sache 


')  Es  kann  natürlich  nicht  meine  Absicht  sein,  hier  nochmals  in 
die  verwickelten  Untersuchungen  einzutreten , welche  das  Institut  der 
Gewere  bereits  erfahren  hat.  Es  muss  vielmehr  für  das  Einzelne  und 
für  alles  meiner  eigentlichen  Aufgabe  ferner  Liegende  auf  das  Meister- 
werk Ai.brecht’s  und  auf  die  vielen  demselben  theils  zustimmend,  theils 
ablehnend  folgenden , immer  aber  darauf  fussendcn  Bearbeitungen  ver- 
wiesen werden.  Von  denselben  scheinen  mir  besonders  beachtenswerth 
die  cinschlagenden  Abhandlungen  von  Homkykr  in  seinem  System  des 
Lehnrechts  II,  2,  S.  402  f.  420  f.  und  im  Richtsteig  Landrechts.  S.  439  f. 
Planck  in  d.  Zeitschr.  für  Deutsches  Recht  X,  S.  229  f.  345  f.  und  Be- 
weisurtheil,  S.  4(i  f.  Gerber  , Zeitschr.  für  Civilr.  u.  Prozess.  (N.  F.) 
XI,  S.  1 f.  Bruns,  Recht  des  Besitzes,  S.  283  f.  Delbrück,  Der  Schutz 
des  Eigenthums,  in  d.  Zeitsehr.  für  Deutsches  Recht  XIV,  S.  207  f.  und 
Dingliche  Klage  des  Deutschen  Rechts,  S.  20 — 77.  Bluntschli  in  der 
Kritischen  Ueberschau  VI,  S.  189  f.  RI'ckkrt  über  das  Deutsche  Sachen- 
recht der  Rcchtsbücher , namentlich  aber  Stobbe  über  die  Gewere  in 
Ersch  u.  Gkuber,  Allgem.  Encyklopädie  LXV,  S.  428  f.,  der  einschlagen- 
den Arbeiten  von  Budde,  Buackenhöft,  öaui’p,  Hanel,  Kraut,  Sasd- 
li aas,  Stein  etc.  nur  noch  zu  gedenken.  Die  neueste  ist  enthalten  in  v.  Bar, 
Beweisurtheil , S.  163  f.  In  obigen  Werken , namentlich  von  Aliirecht. 
Homkykr  , Delbrück,  Bruns  und  Stobbe  möchte  der  Stoff,  den  die 
Rechtsquellen  des  Mittelalters  bieten . namentlich  die  Sächsischen , wohl 
vollständig  zusaminengetragen  sein,  und  ich  darf  mich  unter  Bezugnahme 
auf  jene  Vorarbeiten  und  deren  Quellenzcugnisse  begnügen , hier  die 
Grundzüge,  wenigstens  die  cinigermaassen  feststehenden,  darzulegen  in 
der  Weise,  wie  sie  sich  mir  bei  dem  Studium  des  Deutschen  Rechts  auf- 
gedrängt  haben.  Eine  Darlegung  der  Grundzüge  kann  aber  nicht  um- 
gangen werden,  wenn,  wie  ich  glaube,  das  Sächsische  eheliche  Güterrecht 
wirklich  auf  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  basirt,  zumal  ich 
mich  nicht  in  der  Lage  sehe,  mir  eine  oder  die  andere  Auffassung  früherer 
Bearbeiter  vollständig  anzueignen. 
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ausschliesslich  und  für  sich  zu  haben,  und  es  eröffnet  sich 
ein  Gegensatz  zur  Detention:  Innehahen  für  Andere.  Ein 
solcher  Gegensatz  schwindet  denn  Deutschen  Recht.  Es  erkennt 
eine  Gewere  überall  da  an,  wo  sich  ein  Innehaben  der  Sache 
äusserlich  manifestirt.  Dies  geschieht  durch  die  be- 
liebige Verfügung  und  Gewalt  über  dieselbe  und  durch 
Gebrauch  und  Nutzung.  Die  Gewere  hat  also,  wer  die 
Sache  in  seiner  Gewalt  und  Nutzung  hat.  Die  Quellen  selbst 
geben,  wo  sie  definiren  wollen,  diese  Erklärung,  und  zahllos  sind 
die  Umschreibungen  und  die  erläuternden  Prädicate  derselben  — 
alle  in  diesem  Sinne.  Der  Begriff  der  „Gewere“  hat  also 
eine  andere  Nüancirung  als  der  des  Besitzes  oder  der  der 
Detention  und  mit  ihnen  nur  gemein  den  generellen  Begriff 
thatsächlicher  Beherrschung  einer  Sache. 

Ich  hebe  nur  einige  Belege  hervor,  suche  sie  aber  mög- 
lichst aus  allen  Theilen  des  Rechtsgebiets  zusammen,  um  die 
Allgemeinheit  der  Anschauungen  darzuthun  !) : 

Sächsisches  Lehnrecht  14,  § 1 : 

„Svie  so  it  (das  Lehngut)  in  nut  unde  in  gelde 

hevet  unde  den  tins  dar  ut  nimt die  hevet 

die  gewere  dar  an.“ 

Eod.  38,  § 2: 

„Hevet  die  man  it  gut  in  sinen  geweren  mit 
der  nut.“ 

Richtet.  Lehnr.  29,  § 7 : 

„eine  hebbende  were,  dat  is,  dat  tu  de  nud  dar 
ut  borest.“ 

Eod.  29,  § 2: 

„we  dar  denne  de  rechte  were  an  hebbe?  So  vintme: 
de  den  tins  dar  ut  boret.“ 

Richtet.  Landr.  26,  § 6: 

„ — we  an  dem  gude  tu  rechte  were  hebbe?  so 
vintme,  de  it  in  nut  unde  in  gelde  hebbe.“ 

*)  VgL  Homever  a.  a.  0.  II,  2.  S.  403  f.  und  Stoubk  a.  a.  0.,  § 21. 
Ith  mag  mich  auf  diesem  Punkt*  nicht  mit  bloser  Verweisung  begnügen, 
»eü  er  für  das  ganze  Sächsische  eheliche  Güterrecht  von  besonderer 
Bedeutung  ist. 

Afrieola,  Oewore  t.  r.  V.  7 
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Glosse  zum  Sachsenspiegel  I,  27  (als  Ausnahme): 

„Dit  is  als  en  man  dy  gut  in  geweren  hat  unde  it 
doch  in  nut  nicht  ne  hevet.  Also  gud,  dat  en  man  von 
dy  het,  dat  hestu  in  lenes  geweren  und  he  lieft  dat 
in  nut.“ 

Bremer  Mene  Ordele  III  bei  Oelrichs,  S.  70  und  gleich- 
lautend Bremer  Schedunge  von  1343  eod.  S.  240  (Berck, 
Bremer  Güterrecht,  Nr.  242,  S.  264): 

„ — unde  hebbet  dat  beseten  jar  und  dach  — unde 
hebbet  in  hebbender  gewere  und  in  nut  und  in  gelte.“ 
Schöppenspruch  bei  Wasseksoiileben,  S.  218,  Cap.  68 
(auch  S.  221,  Cap.  69): 

„Seyner  mutir  brudir  hat  den  hoff  yn  nuczlichen 
und  in  geniszlichen  geweren  — gehabt  und  be- 
sessen geruchlichen  und  ratliis  und  rechtis  yn  allen 
Sachen  davon  gepflogen.“ 

Ebenso  eod.  Cap.  85,  S.  429: 

„ — in  ruchlichin,  nutzlichin  unde  genislichin 
ge  wer  in  besessin  — unde  in  allen  rechten  vorczinset, 
vorschosset,  vorrichtet  und  vorrechtet  had.“ 

Ebenso  eod.  Cap.  74,  S.  228  f.  Ferner  eod.  S.  129, 
Cap.  1 : 

„ das  Rudolff sich  nicht  zcusayt  eyner  rechten 

habinden  geweren,  das  her  die  gehat  hette  an 
nutze  und  an  gelde  an  dem  dorfe  B.,  sundir  alleyne 
sich  zcusayt  der  lehnsgewere  und  nicht  der  gemeinen 
geweren  der  rechten  besiczunge  — “ 

Blume  von  Magdeb.  Part.  I,  S.  167: 

„Unde  diz  heist  einz  gutis  gewere  wer  it  in  seynir 
besiczunge  hot  und  in  nutze  und  in  gelde  one 
rechte  widerspräche  alz  recht.“ 

Ferner  Purqoldt’s  Rechtsb.  HI,  99: 

„Ab  eyner  null  spricht,  her  habe  guth  in  seinen 
lediglichin  gewerin,  und  habe  das  verczinset,  und  habe 
■ es  in  nutze  und  in  geilde  — “ 
oder: 

„in  gewalt  und  in  gewerin“, 
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wie  das  Mühlhäuser  Stadtrecht  aus  dem  1 3.  Jahrhundert s) 
und  das  Freiberger  Stadtrecht 4)  haben. 

In  ähnlicher  Wendung  bemerkt  der  Schöpponspruch  bei 
Wasserschleben  5) : 

„Was  gutis  und  geldis  eyne  frawe  zcu  erem  manne 
brengit  und  vorsperrit,  yn  seyne  gewalt  antwort 

alzo  das  der  man  des  gutis  lediglich  in  zundir 

andir  leute  wedirsproche  mag  gebruchen  noch  sey- 
nen  willen,  doran  hat  der  man  eyne  rechte  gewere.“ 
und  der  Eid  des  Vindicauten  im  Goslar’schen  Recht®)  lautet 
dahin: 

„Dat  dit  hus  min  erve  is  unde  in  mine  were  körnen 
i»,  als  ek  des  to  rechte  gheneten  sal“, 
und  das  Erfurter  Stadtrecht  von  1306,  Cap.  39,  schreibt  dem- 
jenigen, der  die  Sache  einem  Treuhänder  an  vertraut  hat,  mit 
der  Wendung  die  Gewere  zu,  dass  er  „in  der  gewere  sitze 
oder  den  nucz  davon  neme“. 

Ebenso  aber  auch  die  Süddeutschen  Quellen,  z.  B.: 
Schwabenspiegel  22: 

„ So  setze  im  einen  zins  daruz,  damit  hat  er  die  gewer.“ 
Rltpr.  v.  Freysing,  Cap.  103: 

„Nutz  und  gewer  an  aigen  leuten.“ 

Kleines  Kaiserrecht  II,  36: 

„ — im  auch  also  gegeben,  daz  er  möge  mit  tun 
und  lassen  und  daz  er  den  nutz  von  dem  gute  neme“ 
für  Aufgeben  der  Gewere.  — 

Eod.  II,  90: 

„Daz  ein  iglich  man  ein  gut  sal  besitzen  jar  und 
tag  in  nutz  und  in  dienst." 

Baier’sches  Landrecht  von  1346,  Cap.  116: 

„Swer  einem  ain  guot  machen  wil,  der  sol  den  in 
nucz  und  gewer  seczen  — “ 


3)  Bei  Förstemann,  N.  Mitth.,  Bd.  VII,  Hft.  1,  8.  90. 
♦)  § 101.  Bei  Walch  UI,  S.  198. 

Cap.  150  i.  f.  S.  97. 

«)  Göschen  8.  26,  if.  vgl.  S.  25,  »af. 

7* 
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Cap.  97: 

„ — under  den  eins  nucz  unde  gewer  inne  hiet  — “ 

Das  Baier’sche  Landrecht  hat  überhaupt  den  stehenden 
Ausdruck  „ nutz  und  gewer  “ 7) , während  das  Münchner  Stadt- 
recht regelmässig  die  Wendung  gebraucht  „des  guts  bey  nutz 
und  gewer  gesezzeu  “ sein  8).  Bezeichnend  ist  der  Ausdruck 
in  Cap.  131  des  letztem: 

„Ez  sol  ain  iglich  fraw,  die  bemorgengabt  wirt  — 
alle  die  gewer  haben,  die  ir  wirt  gehabt  hat  an  der 
morgengab,  an  daz  der  wirt  der  nücz  gewaltig  sal  sein, 
dieweil  er  lebt.“ 

Auch  das  Augsburger  Stadtrecht  von  1276  hat  regelmässig 
die  Zusammenstellung  von  „nutz  und  gewere“  z.  B. 9): 

„Swer  ein  eigen  hie  zu  Auspurk  hat  jar  und  tak 
in  nutze  und  in  gewer  — “. 

Die  Gewere  hat  also,  wer  die  Sache  thatsächlich  in 
Gewalt  und  Nutzung  hat.  Der  sich  durch  beides  reali- 
sirende  tbatsächliche  Besitz  tritt  aber  in  eigenthümliche  Ver- 
bindung und  Beziehung  zu  dem  Recht  an  der  Sache.  Es  geschieht 
dies  in  der  Weise,  dass  sich  die  Gewere  als  die  thatsächliche 
Ausübung,  die  Realisirung,  die  Verkörperung  des  Rechts  dar- 
stellt, und  durch  letzteres  ihren  Umfang  und  Inhalt  in  Bezug 
auf  Verfügungsgewalt  und  Nutzung  festgestellt  erhält.  Der 
Besitz  ist  so  nur  die  äussere,  sinnliche,  greifbare  Erscheinung 
des  lediglich  dem  Gedanken  und  Bewusstsein  angehörenden 
Rechts,  insonderheit  des  Rechts  an  der  Sache.  Auch  der 
Deutsche  hat  diesen  letztem  Begriff,  und  derselbe  entspricht 
im  Ganzen  dem  römischen  Begriff  des  dinglichen  Rechts. 
Aber  völlig  decken  sich  beide  Begriffe  nicht.  Das  Deutsche 
Recht  hat  sein  dingliches  Recht  noch  nicht  scharf  und  rein 
von  dem  Besitze  losgelöst,  es  behandelt  dasselbe  regelmässig 
in  dem  Gewand,  in  der  Verkörperung  des  Besitzes.  Es  lässt 
dasselbe  in  der  Regel  nur  in  und  mit  dem  Besitz  er- 

1)  Vgl.  Cap.  182.  184.  185.  186.  188.  193.  197.  198.  199.  201.  203. 
217.  218  etc. 

«)  Vgl.  Cap.  54.  98.  106.  154.  161.  198. 

*)  Bei  v.  Fkeyuirg,  S.  85.  86  (vgl.  bei  Walch,  Cap.  234  u.  237  i.  f. 
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werben,  übertragen  und  geltend  machen.  Es  hat  nicht  ein 
System  von  Erwerbsgrfmden  der  dinglichen  Rechte 10),  sondern 
kennt  nur  den  Erwerb  des  Besitzes  zu  diesem  oder  jenem  Recht; 
es  erkennt  das  dingliche  Recht  schon  vorläufig  und  relativ  an. 
wenn  und  weil  der  dasselbe  realisirende  Besitz  in  formell  gültiger 
Weise  erworben  ist;  es  schützt  das  dingliche  Recht  regelmässig 
nur  dann . wenn  und  soweit  es  mit  dem  Besitz  verbunden  ist 
oder  gewesen  ist.  So  bildet  dieser  eine  sehr  wesentliche  Grund- 
lage des  Rechts  an  der  Sache,  nicht  minder  für  den  Erwerb 
und  die  Behauptung  als  für  die  Geltendmachung.  Wegen 
dieser  ihrer  Bedeutung  ist  denn  die  Gewere  nicht  blos  Factum, 
sondern  ein  Recht  — ein  Besitzrecht.  Aber  allerdings 
nur  ein  formales  von  sehr  mannigfaltigem  Inhalt,  das  seine 
concrete  Bestimmung  erst  durch  das  Recht  erhält,  zu  dessen 
Realisirung  der  Besitz  dient. 

Die  Verbindung  des  letzteren  mit  dem  Recht  erweist  sich 
also  zuvörderst  darin,  dass  dieses  in  der  Regel  nur  mit  jenem 
erworben,  übertragen  oder  aufgegeben  wird.  Es  gilt  dies  zu- 
nächst für  Mobilien  und  prägt  sich  hier  recht  scharf  in  dem 
Princip  „Hand  wahre  Hand“  aus:  nur  dev  hat  das  Recht,  zu 
dem  ihm  die  Sache  übertragen  wird,  welcher  auch  den  Besitz 
übertragen  erhält,  und  wiederum  giebt  der  sein  Recht  an  der 
Sache  auf,  welcher  den  Besitz  überträgt.  Es  gilt  aber  auch, 
wiewohl  in  etwas  andrer  Weise,  für  Immobilien.  Hier  geht 
das  Recht  an  der  Sache  auch  nur  über,  wenn  der  Besitz 
übertragen  wird;  allein  diese  Uebertragung  muss  zu  solchem 
Zwecke  in  feierlicher  Form  mittelst  der  Auflassung  erfolgen. 
Jedoch  bildet  die  Einräumung  des  Besitzes  ein  wesentliches 
Moment  des  Acts,  der  Wegfall  der  Tradition  eine  Unregel- 
mässigkeit, die  für  die  Auffassung  im  Ganzen  nicht  von  Er- 
heblichkeit ist.  Das  Erforderniss  eines  solchen  solennen  Acts 
gewährt  nun  die  bei  Mobilien  ausgeschlossene  Möglichkeit, 
den  Besitz  ohne  das  Besitzrecht  aufzugeben,  indem  jener  ohne 
die  Form  der  Auflassung  übertragen  wird.  Der  Empfänger 
hat  dann  nur  ein  Recht  gegenüber  dem  Tradentcn  auf  den 

10)  Vgl.  DklbbCck,  Dingliche  Klage,  S.  27  f. 
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Besitz,  während  diesem  sein  Besitzreeht  an  der  Sache  verbleibt. 
Der  Gegensatz  des  dinglichen  Rechts  zum  persönlichen  tritt 
daher  hier  schärfer  hervor  als  bei  Mobilien , allein  dass  er 
auch  hier  nicht  rein  durchgeführt  ist,  wird  sich  unten  zeigen. 
Allerdings  erscheint  nun  auch  die  umgekehrte  Consequenz 
jenes  Grundsatzes,  dass  der  den  Besitz  von  Immobilien  mittelst 
Auflassung  Uebertragende  das  Besitzrecht  nicht  zurückbehalten 
kann,  selbst  in  dem  Falle  unvermeidlich,  wo  der  Uebertragende 
Nutzung  und  Disposition  nur  in  beschränktem  Maasse  und 
dergestalt  überträgt,  dass  ihm  noch  ein  Residuum  derselben 
verbleibt  — z.  B.  also  die  Rechte  des  Vasallen,  Leibzüchters, 
Zinsmanns  etc.  neben  denen  des  Eigenthümers.  In  der  That 
hat  dies  Stobbe  auch  als  die  Auffassung  unserer  Quellen  dar- 
zuthun  versucht11).  Er  bestreitet  auch  für  Immobilien  die 
Möglichkeit  eines  Nebeneinander  der  Gewere  verschiedener  Per- 
sonen. Ich  glaube  jedoch,  dass  ihm  dieser  Beweis  nicht  ge- 
nügend gelungen  ist,  und  die  Quellen  allerdings  bei  Immobilien 
in  dem  Falle,  wo  die  im  Besitzrecht  liegenden  Befugnisse  so 
getbeilt  sind,  dass  sie  sich  nicht  ausschliessen,  auch  demjenigen, 
welcher  das  Grundstück  zu  solch  beschränktem  Recht  auflässt, 
noch  ein  Besitzrecht,  eine  Gewere  in  diesem  Sinne  zu- 
erkennen — wie  dies  die  von  Ar, brecht,  Homeyer,  Bruns  etc. 
vertheidigte  gemeine  Ansicht  ist11*). 


>i)  A.  a.  0.,  § 22.  23.  32.  33. 

>*)  Stobbe  bestreitet  a.  a.  0.  gegen  Albrkciit  (S.  72.  74  . 99.  12G  f. 
291  f.  — S.  127.  278  f.),  Homeyer  (II,  2.  S.  385.  414  f.  423),  Grüns  (a.  a.  0., 
S.  323)  n.  A.  die  Möglichkeit  des  Ncbencinandcrbcstchens  zweier  Geweren 
an  Grundstücken,  nnd  zwar  sowohl  der  rechten,  weil  der  Eigenthömer 
zwar  Eigenthum  aber  keine  Gewere  neben  der  Lehna-,  Zins-,  Lcibzuchts- 
gewere  habe  (a.  a.  0.,  § 32.  33,  S.  434  f.),  als  der  gemeinen,  weil  der  Pachter, 
Miether,  Amtmann  keine  Gewere  — im  technischen  Sinne  — habe  (ebendas., 
§ 26,  S.  459).  Ich  glaube  liierin  der  gemeinen  Meinung  lblgen  zu 
dürfen.  Was  den  ersten  Fall  anbelangt,  so  giebt  Stobbe  (von  unzwei- 
deutigen Quellenzeugnissen  gedtängt)  selbst  zu,  dass  der  Lelmherr  sich 
im  Streit  mit  dem  Dritten  die  Gewere  des  Vasallen  zurecluien  und  desshalb 
die  Rechte  und  Vortheile  dar  Gewere  für  sich  geltend  machen  kann. 
Darin  scheint  mir  aber  zu  liegen , dass , wenn  mau  dies  auch  als  die 
Anschauung  der  Quellen  zugeben  wollte,  diese  doch  eben  damit  den  Lehn- 
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In  dieser  Weise  ist  also  die  Gewere,  d.  h.  das  durch  Dis- 
position und  Nutzung  sich  realisirende Innehaben, 
der  Träger  des  Rechts  an  der  Sache,  wenn  es  sich  um  deren 
Erwerben,  Uebertragen  oder  Aufgeben  handelt.  Man  kann  nicht 
sagen  wie  im  Römischen  Recht:  das  Recht  wird  erworben, 
übertragen,  verloren  in  der  Form  der  Ergreifung,  Abtretung, 
Aufgabe  des  Besitzes,  sondern  es  wird  der  Besitz  erworben  etc. 
zu  diesem  oder  jenem  Rechte.  Das  Recht  zur  Sache, 
für  das  es  in  dieser  Abstraction  der  ältem  Rechtssprache  zum 
Theil  sogar  am  Ausdruck  fehlt,  erscheint  nur  als  eine  beson- 
dere Qualification  des  Besitzes.  Dieser  wird  dadurch  über 
sich  selbst  hinausgehoben,  er  ist  mehr  als  blose  Thatsache. 
Denn  indem  in  und  mit  ihm  das  Recht  zur  Sache  anerkannt 
und  geschützt  wird,  muss  er  rechtlich  auch  da  noch  als 


herrn  als  Inhaber  der  Gewere  ohne  factischcn  Besitz  — „der  nur  Eines 
sein  kann“  — anerkennen,  d.  h.  als  Inhaber  einer  juristischen  Gewere. 
Dasselbe  muss  dann  auch  — abgesehen  von  andern  Gründen  — von 
Zinsrecht,  Leibzucht  etc.  gelten.  Dass  der  Eigenthiimer,  Lehnherr  etc. 
die  Gewere  behält,  auch  wenn  er  den  factischen  Besitz  dem  Pachter, 
Miether,  Amtmann  etc.  überlässt,  ist  unbestritten,  ebenso  unbestreitbar 
aber  auch,  dass  diesen  letztem  eine  „Gewere“  zugeschrieben  wird.  In- 
wiefern dies  aber  eine  Gewere  nicht  im  technischen  Sinne  sein  soll 
(a.  a.  0.,  S.  459),  ist  mir  unklar , da  das  Deutsche  Recht  auch  die  De- 
tention  mit  unter  Gewere  begreift  und  die  Abhängigkeit  des  Micthers  etc. 
vom  Vermieter  etc.  bei  der  Vertretung  des  Guts  im  Prozess  gegen  Dritte 
an  sich  die  Gewere  nicht  alterirt.  Ich  meine  vielmehr,  das  Verhältniss 
ist  bei  Grundstücken  dieses:  neben  der  Gewere  zu  Eigenthum  kann  noch 
eine  Gewere  zu  einem  andern  beschränkteren  Recht  bestehen.  Diese  Ge- 
were kann  entweder  (in  gewissen  Fällen)  durch  Auflassung  oder  (in  den 
nbrigen)  durch  simple  Tradition  begründet  werden.  Im  Rechtsstreit  des 
Eigentümers  gegen  Dritte  erscheint  derselbe  immerhin  als  Inhaber  der 
Gewere,  weil  er  dieselbe  durch  den  Besitzer  ausübt.  Dieser  kann  dagegen 
überhaupt  nur  selbständig  im  Rechtsstreit  gegen  Dritte  auftreten , wenn 
er  das  Grundstück  durch  Auflassung  erworben  hat.  Ist  ihm  dagegen  nur 
tradirt  worden,  so  bedarf  er  stets  der  Vertretung  des  Eigentümers , auf 
die  er  aber  kraft  der  „ Gabe  “ ein  obligatorisches  Recht  hat.  Gegen  die  dieses 
Recht  beeinträchtigenden  Verfügungen  des  Eigentümers  selbst  aber  ist 
er  in  der  Weise  gesichert,  dass  er  sein  Recht  nicht  blos  gegen  diesen  ver- 
treten, sondern  auch  gegen  jeden  Dritten  mittelst  selbständiger  dinglicher 
Klage  verfolgen  kann. 
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existent  angenommen  werden,  wo  er  thatsäch lieh  nicht  oder 
nicht  mehr  besteht.  Er  erscheint  dann  nicht  mehr  in  seiner 
ursprünglichen  Natur  als  Besitz,  sondern  als  Besitz  recht  — 
und  dieses  ist  der  weitere  Rechtsbegriff,  den  das  Deutsche  Recht 
mit  der  Ge  wer  e verbindet.  Das  einzige  Kennzeichen  aber  für 
die  Existenz  der  Gewere  als  eines  solchen  Besitzrechts  kann  nur 
sein  ihr  Klagschutz,  d.  h.  die  Erzeugung  ei^er  dinglichen  Klage. 
Nur  wenn  und  soweit  letztere  zum  Schutz  der  Gewere  ge- 
geben ist  und  auch  dann  noch,  wenn  letztere  thatsächlich  ver- 
loren gegangen,  gewährt  wird,  kann  von  einer  Gewere  als  Be- 
sitzrecht die  Rede  sein.  Inwiefern  Ersteres  nach  Deutschem 
Recht  der  Fall,  ist  daher  wie  für  die  Gewere  so  für  das  Deutsche 
Sachenrecht  überhaupt  von  entscheidender  Bedeutung. 

Dass  nun  der  dingliche  Klagschutz  irgendwie  zur  Gewere 
in  Beziehung  steht,  das  lehrt  jeder  flüchtige  Blick  in  diese 
Partie  unsrer  Rechtsquellen.  Dagegen  ist  deren  Auskunft 
über  die  Art  dieser  Beziehung  eine  überaus  unklare  und  zweifel- 
hafte. Die  ganze  Frage  ist  daher  auch  eine  sehr  bestrittene 
und  in  ihren  E inzelnheiten  schwerlich  sicher  zu  beantwortende. 
Eine  erschöpfende  Beantwortung  wird  auch  durch  das  Fol- 
gende natürlich  nicht  in  Anspruch  genommen.  Nur  die  Haupt- 
züge und  das  Wesen  des  Verhältnisses  will  ich  zu  geben  ver- 
suchen. 

Bekanntlich  beruht  Albrecht’s  Theorie  von  der  Gewere 
auf  dem  Doppelsatz:  die  Gewere  ist  die  unerlässliche  Voraus- 
setzung der  dinglichen  Klage,  sie  hat  diese  aber  auch  jederzeit 
zur  Folge.  Letzteres  pflegt  man  einzuräumen,  Ersteres  ist  in 
neuerer  Zeit  vielfach  bestritten  worden.  Der  Sachverhalt  ist, 
abgesehen  von  exceptionellen  Fällen  von  untergeordneter  Be- 
deutung. wohl  folgender: 

Keinem  berechtigten  Zweifel  scheint  mir  unterzogen  werden 
zu  können,  dass  die  Deutschen  Quellen  die  dingliche  Klage,  d.  h. 
die  gegen  jeden  Dritten  wirksame  Klage  zum  Schutze  irgend 
welchen  Besitzrechts,  demlnhaberdes  letztem  beilegen: 

1)  bei  Mobilien  dann,  wenn  er  den  Besitz  zu  jenem  Recht 
gehabt,  ihn  aber  wider  seinen  Willen  eingebüsst  hat.  Hand 
wahre  Hand! — ; 
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2)  bei  Immobilien  dann,  wenn  er  das  Grundstück  zu  jenem 
Recht  aufgelassen,  d.  h.  den  Besitz  desselben  in  der  solennen 
Form  öffentlicher  Auflassung  übertragen  erhalten  hat.  Der 
Fall,  dass  der  Auflassung  die  Tradition  nicht  gefolgt  ist,  ist 
ein  Ausnahmefall,  der  für  die  Grundanschauung  so  unerheblich 
ist,  als  die  zweifelhafte  Frage,  welches  Moment  für  den  Ueber- 
gang  der  Gewere  entscheidet:  die  Auflassung  oder  die  Tra- 
dition? Dem  Princip  nach  gehört  Beides  zusammen  — ; 

3)  bei  beiderlei  Gut  dann,  wenn  er  zwar  nicht  besitzt,  aber 
den  Besitzer  beerbt  hat,  indem  der  Erbe,  auch  ohne  den  Besitz 
wirklich  erhalten  zu  haben , seines  Erblassers  Klage  hat  — ; 

4)  bei  beiderlei  Gut  dann,  wenn  Jemand  eine  Sache  durch 
richterliches  Urtheil  zuerkannt  erhält,  ohne  doch  schon  den 
Besitz  erhalten  zu  haben  — ein  für  das  Sachverhältniss  im 
Ganzen  wenig  bedeutender  Fall  einer  juristischen  Fiction. 

Zweifelhaft  und  bestritten  sind  dagegen  die  beiden  fol- 
genden Punkte: 

5)  ob  demjenigen  der  dingliche  Klagschutz  gebührt,  der 
sich  zwar  auf  den  Besitz,  aber  nicht  darauf  berufen  kann,  dass 
dieser  Besitz  ihm  zu  einem  bestimmten  Recht  an  der  Sache 
übertragen  worden  sei,  mit  andern  Worten,  ob  es  eine  [dingliche] 
Klage  lediglich  zum  Schutze  des  Besitzes  gebe?  Ich  möchte 
die  principielle  Möglichkeit  nicht  schlechthin  bestreiten,  jedoch 
mit  der  Einschränkung: 

a)  dass  die  Klage  auch  dann  nicht  eine  eigentümliche 
Besitzklage  sondern  dieselbe  ist,  welche  auch  zur  Geltend- 
machung des  titulirten  Besitzes  dient; 

b)  dass  ein  rein  durchgeführter  Besitzstreit  ohne  Ein- 
mischung des  Petitorii  bei  der  Art  des  Deutschen 
Prozesses  eine  seltne  Ausnahme  bleiben  musste13). 

IS)  Da»  in  den  Rcchtsvjuellen  'vielfach  aufgestelltc  Verbot  eigen- 
mächtiger Entziehung  des  Besitzes  (z.  B.  Ssp.  I,  24.  1.  2.  Venn.  Ssp, 
I,  20.  1.  Schwsp.  235  etc.)  könnte  freilich  auf  Gestattung  der  Selbst- 
vertheidigung  und  den  Schutz  durch  Strafandrohung  zu  beziehen  »ein. 
Aber  näher  liegt  doch  und  der  allein  wirksame  Schutz  bleibt  doch  die 
Klage  auf  Rückgewährung  des  eigenmächtig  Entzogenen,  und  schwerlich 
ist  diese  Klage  auf  die  Richtung  gegen  den  Entziehenden  beschränkt 
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6)  ob  demjenigen  der  dingliche  Klagschutz  gebührt,  welchem 
ein  Grundstück  von  dem  Eigentkümer  etc.  zwar  übertragen, 
aber  nicht  zu  einem  dinglichen  Recht  und  darum  nicht  in 
Form  der  Auflassung  übertragen  worden  ist.  Ich  glaube,  dass 
in  diesem  Falle  der  Besitz  dem  Erwerber  einen  selbständigen 
Klagschutz  auch  gegen  Dritte  wenigstens  insoweit  verleiht, 
als  sein  Recht  durch  spätere  Dispositionen  des  Eigentümers 
selbst  beeinträchtigt  wird14). 


gewesen , wie  denn  die  Beschränkung  der  Besitzklage  auf  die  Person  des 
Entziehenden  weder  eine  in  ihrer  Natur  Oberhaupt  gelegene  ist  (hält  sie 
doch  z.  B.  das  Römische  Recht  bei  der  a ctin  quod  tnelus  causa  selbst 
nicht  fest)  noch  in’B  Besondere  nach  Deutscher  Anschauung.  Beweis 
dafür  scheint  mir  die  Geschichte  der  Spolienklage,  deren  Richtung  gegen 
Dritte  sieh  allen  Protesten  der  Römischen  Theorie  zum  Trotz  immer 
wieder  geltend  macht.  So  glaube  ich  denn , dass  nur  unter  der  prin- 
cipiellen  Voraussetzung  der  Möglichkeit  jener  Klage  das  eigenthümlich 
aus  Possessorium  und  Petitorium  gemischte  Deutsche  Klagverfahren  und 
namentlich  der  sonst  so  auffällige  prozessualische  Grundsatz  erklärlich 
wird,  dass  der  Kläger  seinen  [früheren]  Besitz,  nicht  aber  seinen  Rechts- 
erwerb, seinen  Besitztitel  zu  behaupten  und  zu  beweisen  hat,  vielmehr 
abwarten  kann,  ob  und  wie  der  Beklagte  einen  solchen  darthut  (Vgl. 
Planck,  Zcitschr.  a.  a.  0.,  S.  252.  271.  Delbrück,  Dingliche  Klage, 
S.  41.)  ln  der  Eidesformel  dos  Klägers  oder  Beklagten,  dass  die  Sache 
„sein“  sei,  bedeutet  das  „sein“  das  relativ  bessere  Recht  dessen,  dem 
seine  thatsächlichen , durch  den  Eid  eben  implicite  oder  ausdrücklich  zu 
bekräftigenden  Anführungen  das  Bcweisrcclit  verschaffen  (zu  eng  die 
Deutung  bei  Brüns  a.  a.  0.,  S.  313  f.)  und  ein  solch  besseres  Recht  kann 
auch  der  fehlerlose  Besitz  unter  Umständen  gewähren.  Directe  Zeugnisse 
für  jene  Klage  habe  auch  ich  freilich  nicht  gefunden,  sie  können  aber 
kaum  erwartet  werden,  da  das  Possessorium  wegen  der  zu  gewärtigenden 
petitorischen  Einreden  kaum  je  rein  zur  Durchführung  kommen  konnte. 
Insoweit  mögen  Stobbe  (a  a.  0.,  § 15).  Brüns  (a.  a.  0-,  S.  285  f.), 
Delbrück  (Dingliche  Klage,  S.  77  f.  Zeitschr.  a.  a.  O.,  S.  251  f.)  gegen 
Albrücht,  BLUNTscnu  (a.  a.  0.,  S.  19Gf.),  Rückkbt  (a.  a.  0.,  § 10,  S.  154  f.) 
Recht  haben  — principiell  schwerlich. 

!•*)  Der  Ssp.  III,  82,  2;  Weichbild  29;  Vcrm.  Ssp.  I,  38,  1,  und  (in 
erläuternder  Anwendung)  der  Vcrm.  Ssp.  II.  4.  5 u.  18;  Goslar’sches  Recht, 
S.  24,  i*f. ; Hamburger  Stadtr.  v.  1270  I,  7 im  Vergleich  mit  der 
Langenbeck 'sehen  Glosse  zu  dem  Stadtr.  von  1497  G,  3 (erst  dieses  spä- 
tere Stadtr.  lässt  Auflassung  und  Intabulation  absolut  entscheiden) ; Briinner 
Schöffenbuch,  Cap.  139;  Glosse  zum  Lchorecht,  44  § 1 (bei  Homeyeb 
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Gewährt  das  Deutsche  Recht  wirklich  die  dingliche  Klage 
in  diesen  sechs  Fällen  — und  nur  der  eine  ist  erheblicheren 
Bedenken  ausgesetzt  — , so  ist  soviel  klar,  dass  es  dieselbe  in 
der  Regel  demjenigen  gewährt,  welcher  bereits  den  Besitz 
hatte,  resp.  seinen  Erben,  bei  Immobilien  im  Allgemeinen  aber 
nur  dann , wenn  er  ihn  mittelst  Auflassung  erworben  batte. 
Damit  ist  nun  allerdings  noch  nicht  gesagt,  dass  es  nicht 
Fälle  der  dinglichen  Klage  gegeben  habe,  ohne  dass  der  Kläger 
bereits  vorher  im  Besitz  gewesen.  Vielmehr  lassen  sich  der- 
gleichen Fälle  nicht  in  Abrede  stellen , z.  B.  die  Revo- 
cationsklage  des  Erben  bei  Veräusserungen  ohne  seinen  Consens. 
Indessen  sind  Fälle  dieser  'Art  offenbar  exceptionell  und  im 
Vergleich  zu  der  Masse  der  übrigen  für  das  Princip  ohne  Be- 
deutung. Als  solches  darf  daher  festgehalten  werden,  dass  der 
Rechtsstreit  um  eine  Sache  geführt  wird  zwischen  dem  frühem 
Be  sitzer  der  Sache  resp.  seinem  Erben  und  dem  gegen- 
wärtigen Besitzer.  Darf  man  dies  aber  als  richtig  fest- 
halten,  so  kommt  kaum  etwas  darauf  an,  ob  der  Sprachgebrauch 
der  Quellen  jenem  frühem  Besitzer  noch  die  „Gewere“  beilegt 
oder  nicht.  Für  Immobilien  ist  dies  übrigens  unbestritten, 
und  auch  für  Mobilien  gewiss  anzunehmen 1S). 


II.  1.  S.  361)  scheinen  mir  das  schlechthinige  Rocht  dos  Pächters,  Miethers, 
Pfandinhabors  etc.  so  bestimmt  und  allgemein  anzuerkennen , dass  man 
dasselbe  unmöglich  auf  eine  persönliche  Entschädigungsforderung  gegen 
don  Eigent  hü  liier  rcduciren  kann.  Der  Satz  „ Kauf  bricht  nicht  Miethe  “ 
ist  offenbar  eine  Folge  jenes  allgemeinen  Principe  — nicht,  wofür  ihn 
•Stoi:es:  ausgeben  möchte,  ein  singulärer  Billigkeitssatz.  Eine  ganz  schla- 
gende Bestätigung  erhält  jenes  Princip  grade  im  ehelichen  Güterrecht 
(vgl.  unten  § 12  zu  Aum.  10  f.),  wo  des  Mannes  Recht  zur  Revocation  ein- 
seitiger Veräusserungen  von  Grundstücken  der  Fran  ganz  ausdrücklich 
auf  seine  Gewere  an  derselben  hasirt  wird , und  diese  doch  ohne  Auf- 
lassung vou  ihm  erworben  ist.  Diese  behält  dabei  für  die  Regel  immer 
ihre  Bedeutung  — wenn  es  sieh  nicht  um  beeinträchtigende  Dispositionen 
grade  des  Autors  seihst  handelt,  wegen  des  Beweises,  wegen  der  selbstän- 
digen Vertretung  im  Prozess  und  wegen  der  rechten  Gewere. 

l5)  Stobbk  hat  es  bestritten  und  behauptet,  die  Gewere  an  Mobilien 
«ei  jederzeit  Detention  (§  14).  Dies  ist  gewiss  unrichtig.  Denn  die 
juristische  Gewere  kraft  Erbschaft  erstreckt  sich  unzweifelhaft  auch  auf 
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Ist  aber  auch  der  Streit  um  die  Sache  principiell  ein 
Streit  des  frühem  und  des  gegenwärtigen  Besitzers,  ist  der 
frühere,  nunmehr  eingebüsste  Besitz  die  regelmässige  Voraus- 
setzung der  dinglichen  Klage,  so  ist  er  darum  doch  noch 
nicht  der  einzige  oder  auch  nur  der  regelmässige  Grund  der- 
selben. Er  kann  es  freilich  sein , wenn  es  richtig  ist,  was 
wir  oben  annahmen,  dass  auch  der  Besitz  als  solcher  und  ab- 
gesehen von  seiner  causa  einen  Klagschutz  geniesst.  In  der 
Regel  aber  bildet  nicht  der  Besitz  sondern  das  Recht,  zu  dem 
er  erworben,  den  eigentlichen  Klaggrund,  und  der  Besitz  dient 
dem  Recht  nur  als  Träger,  indem  er  einerseits  dem  Rechts- 
streit die  Form  giebt,  in  welchem  das  Recht  allein  zur  Geltung 
gebracht  werden  kann,  andrerseits  als  seine  thatsächliche  Ver- 
körperung auch  für  seine  Existenz  wenigstens  vorläufig  und 
solange  spricht,  als  der  Gegner  nicht  ein  besseres  Recht  aus- 
zuführen  vermag.' 

Der  Deutsche  Prozess  um  eine  Sache  ist  seiner  Form  nach 
ein  Possessorium,  seinem  Inhalt  nach  in  der  Regel  we- 
nigstens einPetitorium.  Möglich,  dass  sich  der  Kläger  lediglich 
darauf  stützte,  dass  ihm  sein  Besitz  in  formell  unrechtmässiger 
Weise  entzogen  worden  sei.  Aber  selten  mochte  ihn  das  zu 
seinem  Ziele  führen,  weil  sich  der  Beklagte  auf  sein  Recht  berufen 
durfte  und  voraussichtlich  darauf  berief.  Zur  Elidirung  einer 
solchen  zu  erwartenden  Einrede  batte  auch  der  Kläger  Anlass, 
sich  alsbald  auf  das  seinem  Besitze  als  causa  dienende  Recht 
zu  beziehen.  So  wird  der  Prozess  jederzeit  zu  einem  Rechtsstreit 
zweier  Besitzer,  des  gegenwärtigen  und  eines  frühem,  um 
das  bessere  Recht  die  Sache  zu  haben,  um  das  bessere 
Besitzrecht,  und  er  ist  weder  ein  reines  Possessorium  noch 
ein  reines  Petitorium.  Der  Richter  vergleicht  nun  den  Besitz, 
wie  ihn  jeder  von  Beiden  behauptet,  wägt  einen  gegen  den 
andern  ab  (ähnlich  wie  im  Römischen  Judicium  duplex),  und 
spricht  ihn  dem  zu.  auf  dessen  Seite  er  den  altem  oder  fehler- 

Mobilien.  Dass  irgendwo  demjenigen , der  fahrende  Habe  gegen  seinen 
Willen  verliert,  die  Gewere  als  Be  sitz  recht  abgesprochen  würde, 
kann  ich  nicht  finden ; der  schon  von  Albrecht  angeführte  Schspr.  bei 
Böhmb  VI,  S,  152.  2 erkennt  sie  offenbar  an. 
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freieren  oder  durch  seinen  Rechtstitel  bessdt  qualificirten  findet. 
Dies  geschieht  im  Beweisurtheil , welches  noch  den  Beweis 
der  Behauptung  vorbehält,  da  es  aber  dem  den  wirksameren 
Besitz  Behauptenden  zugleich  das  Beweisrecht  verleiht,  dem- 
selben, bei  der  Einfachheit  der  Beweismittel  (in  der  Regel 
der  Eid,  dass  die  Sache  „sein“  sei)  und  bei  dem  Ausschluss 
jedes  Gegenbeweises,  den  Sieg  bereits  in  die  Hand  giebt.  Um- 
gekehrt lässt  sich  daher  schon  aus  der  Zuerkennung  des  Beweis- 
rechts auf  die  Anerkennung  des  relativ  starkem  Besitzrechts 
schliessen,  und  jene  ist  in  den  Deutschen  Quellen  diejenige  Form, 
in  welcher  diese  Anerkennung  ausgesprochen  zu  werden  pflegt. 

So  kommt  das  dingliche  Recht  nach  Deutscher  Anschauung 
prozessualisch  nur  vom  Besitz  getragen,  als  Quali- 
fication desselben,  als  seine  causa  und  Titel  zur 
Geltung , theilt  aber  auch  in  Folge  davon  dessen  blos  relative 
Bedeutung.  Das  Deutsche  Recht  hat  den  Begriff  des  dinglichen 
Hechts  noch  nicht  aus  dem  des  Besitzes  herausgelöst  und  zu 
der  Abstraction  eines  absoluten  Rechts  an  der  Sache  erhoben. 
Es  hat  daher  noch  kein  System  von  Erwerbs-  oder  Verlustgründen 
des  dinglichen  Rechts  als  solchen,  sondern  an  deren  Stelle 
treten  Gründe  des  Besitzerwerbs  oder  Verlusts.  Statt  der  ab- 
soluten Geltung  des  Rechts  nach  allen  Seiten,  gegen  jeden  Dritten, 
geniesst  das  Recht  nur  die  relative  Bedeutung  des  mehr  oder 
weniger  gut  titulirten  Besitzes  einem  bestimmten,  einzelnen 
Gegner  gegenüber,  so  dass  nirgends  von  einem  absoluten,  sondern 
nnr  von  einem  im  Verhältniss  zu  einem  bestimmten  Andern 
mehr  oder  weniger  starken  Recht  die  Rede  ist.  Die  Ent- 
scheidung über  dasselbe  beruht  daher  jederzeit  auf  der  Ver- 
gleichung des  einen  Rechtsgrundes  mit  dem  andern  und  bei 
dem  derivativen  Erwerb  daher  auf  der  Auffindung  der  Mittel- 
glieder zwischen  beiden.  Namentlich  für  Mobilien  sind  die 
Quellen,  in’s  Besondere  die  Richtsteige,  voll  solcher  Operationen 
und  geben  ein  ziemlich  vollständiges  Bild  der  dabei  befolgten 
Grundsätze  15‘).  Bei  dieser  Behandlung  der  Sache  wurde  eine 


ls»)  Eine  Zusammenstellung  derselben  nach  den  Quellen  vgl.  Delbrück, 
bingliche  Klage,  S.  4ü  f.  • 
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Ermittelung  des  Rechts  bis  zum  letzten  Fundament  meist  er- 
spart; mau  konnte  sich  mit  dem  bessern  Recht  begnügen,  wenn 
sich  das  absolute  — wie  beim  originären  Erwerb  — nicht 
sofort  ergab.  Da  wurde  denn  nun  aucli  wieder  in  dieser  Be- 
ziehung der  Besitz  von  Bedeutung.  Derivativer  Eigeuthums- 
erwcrb  setzt  Existenz  und  Nachweis  des  Eigenthuras  in  der 
Hand  des  Autors  und  dessen  Autors  u.  s.  w.  voraus.  Allein 
der  formell  rechtmässig  entstandene  Besitz  lässt  die  Existenz 
des  Rechts,  zu  dem  er  erworben  ist,  solange  voraussetzen,  bis 
der  Gegner  sich  seinerseits  auf  den  Erwerb  von  einem  berech- 
tigten Autor  berult;  nuu  erst  ist  auch  der  Kläger  geuöthigt, 
auf  seinen  Autor  zurückzugehen,  bis  sich  eine  Vergleichung 
beider  Rechtsgründe  anstellen  lässt.  So  ist  es  vorläufig  gleich- 
gültig, ob  der  Vorbesitzor  das  von  ihm  übertragene  Recht 
wirklich  hatte  — genug,  wenn  er  es  mit  dem  Besitz  zu  über- 
tragen beabsichtigte.  Vorläufig  konnte  der  formell  rechtmässig 
zu  dem  bestimmten  Recht  erworbene  Besitz  genügeu,  denn 
dieser  war  bis  auf  Weiteres  Beweis  genug,  dass  das  Recht  in 
Uebung  bestand,  existirte.  So  ist  der  Besitz  auch  als  die 
thatsächliche  Realisirung  des  Rechts,  als  die  Bewähi  ung  seines 
Bestands,  als  die  Verkörperung  desselben  in  der  äusseren  Er- 
scheinung von  dem  wichtigsten  Einfluss  auf  dessen  prozessua- 
lische Geltendmachung.  Diese  Bedeutung  steigerte  sich  aber 
noch  ungemein  dann,  wenn  der  Besitz  als  thatsächliche  Uebung 
des  Rechts  längere  Zeit  gedauert  hatte. 

Schon  bei  Mobilien  konnte  es  für  den  Besitzer  unerträglich 
werden,  wenn  er  sich  doch  immer  gewärtig  halten  musste, 
auf  das  Recht  seines  Autors  zurückzugehen.  Die  natürliche 
Abhülfe  lag  darin,  dass  man  gegen  einen  Besitz,  der  eine 
bestimmte  Zeit  unangefochten  bestanden  hatte,  eine  Anfechtung 
ferner  nicht  zuliess.  Eine  solche  war  bei  Mobilien  gewöhnlich 
nur  möglich,  wenn  ein  Vorbesitzer  sie  gegen  seinen  Willen 
verloren.  So  half  man  nun,  indem  man  in  den  beiden  Hauptfällen 
unfreiwilligen  Verlusts  (zufälliges  Verlieren  und  Verlust  durch 
Verbrechen)  dem  Finder,  oder  dem,  der  die  Sache  dem  Dieb  ab- 
genommen etc.,  ein  öffentliches  Aufgebot  verstattete  und  dann 
nach  Ablauf  eines  bestimmten  Zeitraums  jeden  Anspruch  eines 
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Dritten  ausschloss.  Aehnliches  geschah  zum  Ausschluss  von 
Erbansprüchen  oder  ganz  allgemein  in  Handelsstädten  bei 
Waaren,  die  über  salze  See  gekommen  waren.  Noch  viel  un- 
erträglicher als  bei  den  Mobilien  ist  beim  Grundbesitz  die 
Möglichkeit  einer  Anfechtung  wegen  Mangels  des  materiellen 
Rechts  in  der  Hand  des  gegenwärtigen  Inhabers  oder  eines 
Vorbesitzers  auf  lange  Zeit  hinaus.  Was  bei  den  Mobilien 
daher  nur  in  -den  Hauptfällen  unerlässlich  schien , das  wurde 
bei  Immobilien  allgemeiner  Grundsatz:  wenn  der  Besitz  an 
Liegenschaften  in  der  solennen  Form  der  Auflassung  übertragen 
und  Jahr  und  Tag  ohne  Anfechtung  geblieben  war,  so  war  er 
nun  auch  für  alle  Zukunft  unanfechtbar.  Das  vorläufige  Besitz- 
recht steigert  sich  sonach  zu  einem  definitiven,  wenn  auch  keines- 
wegs zu  einem  absoluten,  gegen  jeden  Dritten  ohne  Ausnahme 
wirksamen.  Ein  absolutes  Eigenthum  etc.  giebt  es  auch  auf 
Grund  der  Verjährung  nicht,  sondern  nur  einen  gegen  gewisse 
Dritte  ohne  Zurückgehen  auf  einen  Vormann  geschützten  Eigen- 
thumsbesitz — keine  Ersitzung  sondern  Verschweigen  am  Angriff! 


Der  Besitz  in  dem  bisher  dargelegten  Sinne  und  in  der 
bisher  geschilderten  Bedeutung  für  das  dingliche  Kecht  und  das 
Sachenrecht  überhaupt  ist  es,  was  das  Deutsche  Recht  unter 
Gewere  versteht.  Sie  ist  also  einmal  das  sich  in  der  Ver- 
fügung und  Nutzung  der  Sache  realisirende  Innehaben  derselben, 
sie  ist  weiter  aber  auch,  als  Ausübung  des  mit  ihr  verbundenen 
und  sie  näher  bestimmenden  Rechts,  dessen  Träger  im  Rechts- 
verkehr wie  in  der  prozessualischen  Vertretung  und  weil  sie  in 
dieser  Function,  obwohl  thatsächlich  nicht  mehr  vorhanden, 
doch  rechtlich  noch  als  existent  anerkannt  und  geschützt  wird, 
selbst  mehr  als  blose  Thatsache,  sie  ist  ein  Besitzrecht,  aber 
ein  solches  von  ganz  genereller,  formaler,  relativer  Bedeutung, 
dessen  concreter  Inhalt  erst  durch  das  mit  ihr  verbundene, 
durch  sie  ausgeübte  Recht  näher  bestimmt  wird. 

Die  Gewere  und  mit  und  in  ihr  das  Recht  an  der  Sache 
wurzeln  also  in  einer  schlechthin  andern  Rechtsanschauuug 
als  das,  was  im  Römischen  Recht  ihre  Stelle  einnimmt.  Die 
Gewere  als  thatsächliches  Innehaben  legt  auf  das  innere  Moment, 
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den  animus  rem  sibi  habendi,  gar  kein  oder  nur  untergeord- 
netes Gewicht  und  tritt  darum  nicht  oder  nur  sehr  un- 
scheinbar in  den  Gegensatz  von  juristischem  Besitz  und  De- 
tention  aus  einander  — das  Recht  an  der  Sache,  wie  es  sich 
mit  der  Gewere  verbindet,  gelangt  nie  zu  der  Abstraction 
eines  absoluten  Rechts.  Die  Deutschen  Institute  erfüllen  ihren 
Zweck  auf  ganz  andrem  Wege  als  die  Römischen  — im  grossen 
Ganzen  ist  es  aber  doch  derselbe  Zweck.  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkt aus  ist  denn  auch  eine  Vergleichung  beider  und 
somit  der  Psincipien  beider  sachenrechtlichen  Systeme  möglich 
und,  um  den  Gegensatz  recht  zu  kennzeichnen,  auch  erspriesslich. 
Suchen  wir  aber  nach  Vergleichungspunkten,  so  entspricht 
die  Gewere  für  sich  allein  am  meisten  der  Detention,  welche 
auch  die  äusserliche  Erscheinung  vorzugsweise  in’s  Auge  fasst, 
die  Gewere  in  ihrer  regelmässigen  Verbindung  mit  dem  Rechte 
dagegen  dem  titulirten,  Publicianischen,  Civilbesitz  der  Römer. 
Da  nun  aber  bei  den  Römern  grade  der  juristische  Besitz  und 
das  absolute  dingliche  Recht  die  primären,  die  Grundbegriffe 
sind,  von  deren  Gegensatz  Detention  und  Civilbesitz  erst  ihre 
volle  und  wahre  Bedeutung  erhalten,  so  ist  es  begreiflich,  dass 
im  Deutschen  Rechte,  wo  jene  Grundbegriffe  fehlen,  die  Gewere 
trotz  ihrer  äusseren  Aehnlichkeit  mit  Detention  und  Civilbesitz 
doch  in  einem  ganz  andern  Lichte  erscheinen  als  diese.  Wohl 
legt  sich  in  den  entsprechenden  Instituten  dieselbe  allgemeine 
Rechtsidee  dar,  allein  deren  Gestaltung  wird  eine  verschiedene, 
weil  das  Römische  Recht  vom  Begriff  des  dinglichen  Rechts  ausging 
und  im  schärfsten  Gegensatz  dazu  den  Besitz  juristisch  ausbildete, 
das  Deutsche  Recht  dagegen  diesen  zur  Grundlage  nahm  und  auch 
nie  vermochte,  von  letzterer  das  Recht  rein  loszulösen,  es  von  der 
Herrschaft  und  dem  Drucke  des  Besitzes  zu  befreien.  Dieser 
Gegensatz  prägt  sich  in  beiden  Systemen  überall  aus  und  zeigt, 
daher  namentlich  die  beiden  gedachten,  anscheinend  ähnlichen 
Institute  in  ganz  verschiedenem  Lichte.  Obwohl  das  Wesen  der 
Gewere  grade  so  wie  das  des  Publicianischen  Besitzes  in  der  Re- 
lativität seiner  Geltung  uud  Wirksamkeit  beruht,  so  ist  doch 
1.  die  Gewere  die  principielle  Grundlage  des  ganzen  Sachen- 
rechts, der  Civilbesitz  nur  die  praktisch  unentbehrliche  Er- 


Digitized  by  Google 


Deutsches  und  Römisches  Sachenrecht. 


113 


gänzung  der  durch  die  Consequenz  des  ganzen  Systems  erzeugten 
Lücke ; 

2.  der  Civilbesitz  anticipirt  in  relativer  Weise  den  Schutz 
des  durch  die  Ersitzung  erwarteten  absoluten  Rechts;  in  der 
mit  dem  Recht  verbundenen  Gewere  ist  nur  der  Besitzschutz 
gesteigert; 

3.  der  Civilbesitz  wird  nach  Ablauf  einer  Frist  aus  einem 
relativen  ein  absolutes  Recht,  die  Gewere  aus  einem  vorläufig 
zu  einem  definitiv  geschützten  Besitzrecht; 

4.  der  Civilbesitz  wird  mittelst  einer  der  dinglichen  nach- 
gebildeten Klage,  die  Gewere  in  einem  wesentlich  possesso- 
rischen Verfahren  mit  gleichartigen  Parteirollen  — ähnlich 
dem  Römischen  judicium  duplex  — geschützt  und  es  giebt 
weder  ein  reines  Petitorium  noch  ein  reines  Possessorium. 

Nach  Allem  ist  soviel  nnläugbar,  dass  beide  Systeme  auf 
völlig  verschiedenen  Grundlagen  beruhen  und  man  zum  rich- 
tigen Verständniss  der  Sätze  des  einen  sich  von  den  Grund- 
ansehauungen losmachen  muss,  die  das  andre  beherrschen  und 
durchziehen.  Es  sind  incommensurable  Grössen!  Wie  man 
daher  für  Untersuchungen  des  Römischen  Rechts  nirgends  auf 
die  Deutschen  Begriffe  recurriren  kann,  und  wo  deutschrecht- 
liche Sätze  irgendwie  im  modernen  Systeme  stehen  geblieben 
sind,  dieselben  als  fremdartige,  anorganische  Elemente  er- 
scheinen, so  ist  andrerseits  unvermeidlich , sich  völlig  in  den 
Deutschen  Gedankenkreis  der  Gewere  zu  versetzen,  wo  es  gilt, 

I Institute  des  Deutschen  Rechts  zu  verstehen,  welche  das  Sachen- 
recht berühren.  Wir  können  dieser  Anforderung  am  wenigsten 
aus  dem  Wege  gehen,  wenn  es  sich  dämm  handelt,  eine 
fiechtspartie  erschöpfend  zu  erörtern,  die  die  Gewere  mit  zum 
Ansgangspunkt  ihrer  ganzen  Entfaltung  nimmt.  Und  so  steht 
1 es  um  das  Sächsische  eheliche  Güterrecht! 


A(rieol*,  Gewere  s.  r.  V.  & 
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II.  Kapitel.  . 

Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  als  Princip  des 
Sächsischen  ehelichen  Güterrechts. 

§ 9. 

Der  Rechtsbegriff  im  Allgemeinen. 

Wenn  in  den  beiden  letzten  Abschnitten  die  Begriffe  von 
Vormundschaft  und  Gewere  im  Sinne  unserer  mittelalterlichen 
Quellen  richtig  festgestellt  sind,  und  sich  nun  nachweisen 
lassen  sollte,  dass  das  Sächsische  Recht  als  leitendes  Princip 
zur  Grundlage  „die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft“ 
nimmt,  so  bezeichnet  es  damit  in  seiner  Rechtssprache  folgende 
Ordnung  des  ehelichen  Güterverhältnisses:  Der  Ehemann  hat  als 
solcher  eine  familienrechtliche  Gewalt  über  seine  Ehe- 
gattin. vermöge  deren  er  sie  im  Interesse  des  nach  Deutscher 
Anschauung  durch  die  Ehe  gebotenen  gemeinsamen  wirtschaft- 
lichen Lebens  in  irgend  welcher  Weise  und  in  irgend  welchem 
Umfang  in  der  Ausübung  ihrer  gesamten  Verm  ögens- 
rechte  kraft  eignen,  der  Frau  wie  Dritten  gegenüber  wirk- 
samen Rechts  und  darum  dergestalt  vertritt,  dass  er  ihr  ganzes 
Vermögen  in  den  Besitz,  d.  h.  in  Verwaltung  und  Dis- 
position, in  Gebrauch  und  Nutzung  insoweit  nimmt,  als 
eben  sein  Vertretungsrecht  reicht,  die  Frau  aber  ebensoweit 
von  jeder  einseitigen  Ausübung  ihrer  Rechte  ausschliesst 
Ich  denke,  dass  sich  dies  Alles  aus  dem  Begriff  der  Deut- 
schen Vormundschaft  als  einer  auf  dem  Schutz  und  der  Ver- 
tretung nach  Aussen  beruhenden  Gewalt  über  eine  irgendwie 
Schutzbefohlene  Person  — aus  dem  Begriff  der  Gewere,  als  dem 
sich  in  Disposition  und  Nutzung  irgend  welcher  Art  reali- 
sirenden,  einen  dinglichen  Klagschutz  für  das  zu  Grunde 
liegende  Recht  bedingenden  thatsäch liehen  Innehaben  — end- 
lich aus  der  Verbindung  beider  Rechtsbegriile , welche  die  j 
familienrechtliche  Gewalt  des  Mannes  als  den  Rechtsgrund, 
als  die  causa  des  ehemännlichen  Besitzes  erscheinen  lässt  und 
diesen  zu  einem  Besitzrecht  von  eigenthümlichem  Inhalt  er- 
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hebt,  von  selbst  ergeben  muss.  Zugleich  ergiebt  sich  aber 
auch  aus  der  Natur  dieser  Hechtsbegriffe,  dass  wir  mit  dem 
Allen  nur  den  ßahmen,  die  äussern  Grenzlinien  erhalten,  inner- 
halb deren  sich  die  ganze  Güterordnung  bewegt.  Wir  er- 
halten damit  nur  die  formalen  Grundgedanken,  keine  ma- 
teriellen Einzelbestimmungen.  Diese  haben  innerhalb  jenes 
Rahmens  noch  Raum  genug  zu  mannigfaltiger  Ausbildung  und 
können  vielfach  variiren  je  nach  dem  Umfang  und  der  Be- 
deutung des  Vertretungsrechts  des  Mannes.  Dieser  Spielraum 
ist  es,  innerhalb  dessen  sich  die  Mannigfaltigkeit  der  verschie- 
denen, neben  einander  bestehenden  Rechtskreise  offenbart,  und 
innerhalb  dessen  ein  Wechsel  zu  Tage  tritt  im  Fortgang  der 
Entwickelung.  Dennoch  ergiebt  das  allgemeine  Princip  schon 
so  bestimmte  Grundzüge,  dass  die  Signatur  jedes  Sächsischen 
ehelichen  Güterrechts  im  Gegensatz  zum  Süddeutschen,  Rö- 
mischen oder  modernen  System  daraus  klar  genug  zu  Tage 
tritt,  und  zwar  nicht  blos  negativ  durch  das,  was  es  ablehnt, 
sondern  auch  positiv  durch  das,  was  es  feststellt. 

Als  diese  wesentlichsten  Grundzüge  Bind  anzuerkennen  und 
iwar  in  negativer  Weise: 

1.  Nichteine  natürliche  oder  juristische  Beschränkung  der 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  als  solcher,  sondern  die 
Rechte  des  Mannes  bilden  die  Grundlage  des  Verhältnisses, 
dergestalt,  dass  ihre  Disposition  in  der  Regel  nicht  absolut, 
sondern  nur  insoweit  sie  der  Ehemann  nicht  gelten  zu  lassen 
braucht  und  nicht  gelten  lassen  will,  unwirksam  ist 

2.  Die  Zuständigkeit  des  Vermögens  beider  Gatten  wird 
durch  die  lllation  in  die  Ehe  nicht  alterirt,  so  dass  also  na- 
mentlich auch  die  Frau  keineswegs  aufhört  Subject  ihres  Ver- 
mögens zu  sein. 

?>.  Die  rechtliche  Lage  des  Vermögens  des  Ehemanns 
bleibt  nicht  blos  seiuer  Zuständigkeit  nach,  sondern  über- 
haupt durch  das  eheliche  Güterverhältniss  unter  Lebenden 
schlechthin  unberührt. 

In  positiver  Weise: 

1.  Der  Ehemann  ist  von  Rechtswegen  der  Geschlechts- 
rorarand  seiner  Frau. 

8* 
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2.  Jede  einseitige  Verfügung  der  Frau  über  ihr  Vermögen 
ist  relativ  sc.  für  den  Mann  unverbindlich. 

3.  Der  Mann  nimmt  von  Rechtswegen  das  gesamte  Gut  der 
Frau  in  seinen  Besitz,  d.  h.  er  ist  zu  irgend  welcher  auch  ein- 
seitigen Disposition  und  Nutzung  desselben  berechtigt  und  macht 
dieses  Recht  der  Frau  wie  Dritten  gegenüber  selbständig  geltend. 

4.  Beiderlei  Gut  erscheint  ebendesshalb  zwar  nicht  der  Zu- 
ständigkeit, wohl  aber  dem  Besitz,  der  Nutzung,  der  Verwal- 
tung und  in  gewissem  Umfang  selbst  der  Disposition  nach  als 
ein  Gut  des  Mannes  ’)  und  desshalb  als  ein  einheitliches  Ganzes 
— als  ein  ungezweites  Gut. 

In  und  mit  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  sind 
auch  zugleich  die  Schranken  für  die  die  Basis  bildenden 
Rechte  des  Mannes  gegeben.  Diese  Schranken  verdanken  ihre 
Entstehung  dem  genossenschaftlichen  Princip,  das  freilich  im 
Sächsischen  ehelichen  Güterrecht  zurücktritt,  aber  keineswegs 
fehlt.  Zurück  tritt  es  insofern,  als  es  ganz  ohne  Einfluss  auf 
die  rechtliche  Lage  des  Vermögens  des  Ehemanns  bleibt. 
Geltend  macht  es  sich  aber  in  Bezug  auf  die  rechtliche  Lage 
des  Frauenguts.  Es  fasst  sich  zusammen  in  dem  Satze,  dass 
der  Mann  mit  der  Frau  bezüglich  ihres  Guts  in  unge- 
teilter Were  sitzt,  und  macht  sich  namentlich  darin  geltend : 

1.  dass  die  Frau  Subject  ihres  ganzen  Vermögens  bleibt: 

2.  dass  sie  mit  dem  Manne  den  Besitz,  die  Nutzung  und 
Disposition  über  dasselbe  theilt,  soweit  sie  dem  Manne  nicht 
alleine  zustehen; 

3.  dass  mit  dem  Erlöschen  der  ehelichen  Vormundschaft 
die  Vermögensrechte  der  Frau  resp.  ihrer  Erben  ipso  jure  zu 
voller,  uneingeschränkter  Kraft  erwachen. 

In  diese  Folgesätze  legt  sich  das  Princip  der  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  aus  einander.  Sie  bilden  das  Gerippe 
der  Sächsischen  ehelichen  Güterordnung  1 “). 

l)  Vgl.  § 15,  Anm.  9». 

1 »)  lin  Ganzen  stimmt  mit  Obigem  die  Auffassung  vou  v.  Mahtitz, 
S.  82  f.  ii herein.  Mir  scheint  er  nur  zu  verkennen,  dass  auch  die  Gewere 
trotz  ihres  formalen  Begriffs  ein  sehr  wesentliches  Moment  in  dem  Prineig 
bildet,  indem  sie  den  Ausdruck  und  die  Gewahr  für  die  ganze  vormvund- 
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Wer  dürfte  sagen,  dass  diese  letztere  materiell  unsrer  heu- 
tigen Anschauung  *)  fremdartig  erscheinen  müsste  ? Im  Gegen- 
theil:  auch  das  heutige  Sächsische  Recht  ruht,  wenn  auch 
selbst  Hauptpunkte  erst  durch  Missverständniss  entstellt,  dann 
gradezu  umgewandelt  sind,  das  Ganze  durch  Einordnung  in 
das  moderne  Rechtssystem  getrübt  und  in  Nebendingen  durch 
Römische  Elemente  gefälscht  ist  *).  im  Wesentlichen  immer 
noeh  auf  diesen  Grundzügen,  und  es  sind  ganz  verwandte  An- 
schauungen , welche  Autoritäten  im  Fach , wie  Runde  4)  und 
Gerber  5)  bei  ihren  Gedanken  de  lege  ferenda,  mit  denen  sie 
loch  nicht  Recht  schaffen,  sondern  finden  wollen,  geleitet  haben, 
wiewohl  Beide  vielleicht  zu  weit  gehen,  wenn  sie  darin  ge- 
riwr  Maassen  den  idealen  Typus  des  modernen  Deutschen  ehe- 
lichen Güterrechts  überhaupt  zu  erblicken  geneigt  sind. 

Anders  verhält  es  sich  nun  freilich  mit  der  juristischen 
Construetion  der  obigen  Grundideen.  Die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  ist  als  juristische  Form  unserem  Rechtsbewusst- 
sein entschwunden,  wenn  man  auch  den  Ausdruck  aus  alter 


■chaftlicbe  Stellung  des  Mannes  abgiebt,  wie  das  Sächsische  Recht  solche 
anffasst;  vgl.  ebendas.,  S.  132,  Anm.  8. 

*)  Vgl.  unten  § 57. 

5!  Als  die  bedeutendsten  Abweichungen  des  neuem  Sächsischen  Recht«, 
welche  es  zum  alten  in  einen  wesentlichen  Gegensatz  bringen,  können 
nur  gelten:  1.  die  Auffassung  der  Frau  als  durch  die  Ehe  in  ihrer 
Handlungsfähigkeit  beschränkt  (vgl.  unten  Anm.  6),  2.  die  Ordnung  der  Re- 
stitution des  Frauenguts  nach  seinem  Bestand  z.  Z.  des  Einbringens  und  die 
Urans  folgende  Verantwortlichkeit  des  Mannes  für  seine  gesamte  Verwaltung 
nebst  der  damit  zusammenhängenden  Uebertragung  der  Privilegia  dotis 
auf  alle  Illaten  der  Frau  (vgl.  unten  § 32  zu  Anm.  8 f.).  — Nur  getrübt 
erscheinen  dagegen  die  alten  Principicn  hauptsächlich  durch  die  Ein- 
saugung der  chemännliehen  Verwaltungs-  und  Nutzungsrechte  in  die 
Kategorie  des  unusfructm  (vgl.  unten  im  Text),  durch  Verwerthung  der 
praemmtio  Muciavn  für  die  Rechte  des  Mannes  am  Erwerb  der  Frau  in 
■kr  Ehe  (§  26,  Anm.  29»)  u.  dgl.  Vgl.  überhaupt  § 57. 

*)  Deutsche«  eheliches  Güterrecht  (Oldenburg  1841)  in  dem  einen  Ent- 
wurf eines  neuen  Gesetzes  enthaltenden  Anhang,  S.  390  f. 

*)  in  dem  Aufsatz  über  das  Giitcrrecht  der  Ehegatten  in  seinen  und 
Iikhisg's  Jahrbüchern  für  Dogmatik  des  heutigen  Römischen  und  Deutschen 
Priratr.  (Jena  1857),  Bd.  I,  bes.  S.  258  f. 


Digitized  by  Google 


118 


Die  G.  z.  r.  V.  im  neueren  ehelichen  Gäterreeht. 


Gewohnheit  noch  zu  brauchen  pflegt.  Uns  ist  die  Idee  der 
Gewalt  in  dem  Begriff  der  Vormundschaft  völlig  zurückgetreten, 
weil  wir  gewohnt  sind,  dieselbe  schlechthin  nur  als  im  Inter- 
esse eines  Sobutzbedürftigen , eines  in  seiner  Handlungsfähig- 
keit Beschränkten  bestehend  aufzufassen.  Noch  fremder  und 
eigentlich  unverständlich  tritt  uns  die  Gewere  gegenüber,  eine 
Ruine,  die  in  der  fremden  Umgebung  fast  unheimlich  dasteht. 
Und  nicht  blos  dem  modernen  Bewusstsein  erscheint  sie  so. 
Schon  seit  Jahrhunderten  ist  sie  auch  dem  Sächsischen  Recht 
unverständlich  geworden.  So  hat  es  schon  seit  dem  Eindringen 
das  Römischen  Rechte  die  alten  Grundgedanken  in  neue  Formen 
zu  kleiden  versuchen  müssen.  Sie  haben  dabei  aber  entschied«« 
verloren.  Zunächst  an  innerer  Einheit  und  Geschlossenheit: 
die  vormundschaftliche  Gewere  wurde  mehr  zerspalten  als  auf- 
gelöst in  die  Detention,  in  ein  Verwaltungs-  und  ein  Niess- 
brauchsrecht  des  Mannes.  Sie  verloren  aber  auch  au  innerer 
Wahrheit  und  Gehalt.  Der  ususfructm  ist  offenbar  eine  viel 
za  enge,  matte  und  magere  Kategorie  für  die  gesamte  Aus- 
übung der  Vermögensrechte  der  Frau  nach  dieser  Seite  hin. 
Indessen  bot  dieselbe  doch  den  Vortheil,  dass  sie  vermöge  der 
dinglichen  Natur  des  Rechte  dem  Manne  einen  selbständigen 
Klagschutz  gewährte.  Dagegen  deckte  der  ususfructm  doch 
nur  sehr  kümmerlich  und  widerstrebend  die  Besitz-,  Verwal- 
tungs- und  Dispositionsrechte  des  Mannes  über  das  Frauen- 
gut, Dritten  namentlich  aber  der  Frau  selbst  gegenüber.  Gegen 
Beeinträchtigungen  durch  Dritte  konnte  sich  der  Mann,  wenn 
sie  nur  seinen  Niessbrauch  unberührt  Hessen,  nur  aus  der 
Person  der  Frau,  in  ihrem  Namen  klagend,  schützen;  damit 
schützte  er  ihr,  aber  nicht  sein  Recht.  Und  wenn  nun  die 
Frau  selbst  die  beeinträchtigende  war,  so  blieb  der  Mann  auf 
Endschädigungsansprüche  gegen  sie  angewiesen,  wenn  man  an 
der  ursprünglichen  .Anschauung  festhielt  Das  aber  konnte 
nicht  genügen.  So  bUeb  denn  nichts  übrig,  als  alle  einseitigen 
Dispositionen  der  Frau  nicht  blos  relativ  dem  Manne  gegen- 
über, sondern  absolut  und  in  sich  für  unwirksam,  für  null 
und  nichtig  auch  für  die  Frau  zu  erklären.  Damit  war  aber 
die  ursprüngliche  Basis  verlassen  und  die  Ehefrau  als  solche 
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für  handlungsunfähig  erklärt,  — eine  Auffassung,  die  in  der 
Umwandelung  des  Rechtsbegriffs  der  Vormundschaft  eine  neue 
Stütze  fand.  Nicht  mehr  die  familienrechtliche  Gewalt,  son- 
dern die  Ergänzung  der  Handlungsfähigkeit  war  ihre  alleinige 
Function  geworden,  und  sie  erschien  im  Lichte  einer  noch 
mehr  gesteigerten  Geschlechtsvormundschaft,  welche  ihrerseits 
gegen  den  Sinn  des  alten  Rechts  die  Bedeutung  einer  nicht 
blos  formellen  sondern  materiellen  Ergänzung  der  Handlungs- 
fähigkeit gewonnen  hatte 6). 

6)  So  schon  manche  der  ältesten  romanisirenden  Quellen,  z.  B.  die 
Bccu’sche  Glosse  z.  Ssp.  III,  76.  Nachdem  sie  den  Sächsischen  Grund- 
satz referirt  hat,  beseitigt  sie  ihn  dnreh  Berufung  anf  das  Römische  Recht 
and  lehrt  nun:  „ — dese  gave  ne  duchte  van  irsten  nicht,  dorch  dat  di 
man  is  Vormünder  sines  wives  nnde  nen  mundclin  darf  nicht  geven  noch 
loven  noch  reden  ane  sine  Vormünder  — Dies  ist  dann  das  Princip 
des  neuern  Sächsischen  Rechts,  Behon  in  seinen  ältesten  Quellen.  So  er- 
geben es  schon  die  Constitutionen  v.  1572.  Nach  ihnen  (II,  15)  sind 
VeräBHsenmgcn  und  Sehuldüberaahmen  von  Seiten  aller  Weibspersonen 
„ihnen  selbst  unschädlich  und  unnaehtheilig “ , wenn  sie  „ohne  Vor- 
vixsen  nnd  Autorität  ihrer  ehelichen  und  andern  geordneten  Vormünder 
(Tfolgen“.  mit  der  Beschränkung , dass  mündige  Jungfrauen,  Witt  wen 
nnd  Handelsfrauen  Fahrniss  auch  allein  wirksam  veräussern  können. 
Zwar  scheinen  sich  in  der  Praxis  wieder  Zweifel  über  die  Tragweite  dieses 
neuen  Princips  erhoben  zu  haben,  indessen  werden  diese  durch  die  Con- 
stitution v.  1722  (Cod.  August.  I,  p.  1209)  in  allen  ihren  Consequenzen 
beseitigt  und  namentlich  entschieden,  dass  die  von  Ehefrauen  geschlos- 
senen Geschäfte  ipso  .jure  nnd  dergestalt  nngültig  seien,  dass  solche  auch 
nach  des  Mannes  Tod  für  die  Frau  oder  deren  Erben  nicht  für  verbind- 
lich zu  achten  seien,  soweit  sie  nicht  Einhandsgut  betreffen.  Diese  Be- 
stimmung wird  in  der  ErL  Pr.-Ordn.  v.  1724,  Tit.  8,  § 3 wie  auch  in 
späten)  Sächsischen  Gesetzen  (z.  B.  der  Goth.  Pr.-Ordn.  v.  1776  I,  5,  § 6) 
wiederholt,  fuhrt  in  mancherlei  Consequenzen  zu  Abweichungen  vom  ältem 
Recht  (nnr  die  tersio  in  rem  der  Frau  selbst  z.  B.,  nicht  die  versio  in 
rem  des  Mannes,  wie  im  altern  Recht,  macht  den  Vertrag  gültig  (vgl.  Goth. 
Pr.-Ordn.  a.  a.  0.),  nnd  ist  in  die  Sächsische  Theorie  nnd  Praxis  zum 
Theil  mit  vollem  Bewusstsein  gegen  das  frühere  Recht  aufgenommen 
(vgl.  die  Citate  bei  Ekmihohaus,  Pandekten  des  gemeinen  Sächsischen 
Rechts,  S.  289,  Nr.-  55;  S.  304,  Nr.  6;  S.  306,  Anm.  1).  Die 
neuern  Sächsischen  Gesetze  beseitigen  nun  aber  überall  die  Geschlechts- 
Vormundschaft  über  nnverheirathetc  Frauenzimmer,  nnd  so  ergiebt  sich 
•las  Resultat,  dass  durch  die  Ehe  die  Beschränkung  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit nioht  blos  gesteigert,  sondern  überhaupt  erst  begründet  wird. 
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Diese  Auffassung  mag  in  einiger  Beziehung,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Folgen  der  erbrechtlichen  Stellung  des  Mannes, 
die  Verhältnisse  vereinfachen,  weil  sie  die  radicalere  ist 7).  Im 
Ganzen  geht  sie  entschieden  über  ihr  Ziel  hinaus.  Keinenfalls 
ist  sie  die  ursprüngliche  des  Sächsischen  Rechts.  Wollte  man 
diese  treuer  und  strenger  in  die  moderne  Anschauung  umbilden, 
so  hatte  man  die  Handlungsunfähigkeit  der  Frau  durch  die 
Ehe  völlig  unberührt  zu  lassen,  dagegen  dem  Manne  ein  ding- 
liches Besitzrecht  an  der  Universitas  des  Frauenguts  einzu- 
räumen, dessen  Inhalt  die  mehr  oder  weniger  an  die  Zustim- 
mung der  Frau  geknüpfte,  mehr  oder  weniger  verantwortliche 
Ausübung  ihrer  Vermögensrechte  und  Pflichten  zu  bilden  hatte 
und  wozu  die  umfangreichen  Besitzrechte  des  Deutschen  Rechts, 
ja  selbst  das  Römische  dominium  dotis  passende  Analogien 
boten.  Dies  wäre  die  einzig  richtige  Cebersetzung  der  Ge- 
were  zu  rechter  Vormundschaft  in  die  moderne  Rechtsspracbe 
gewesen,  wie  es  der  Gedanke  ist,  welcher  den  Sinn  vergegen- 
wärtigt, den  unser  altes  Recht  damit  verband  *). 

Wir  haben  oben  nur  vorläufig  vorausgesetzt , dass  das 
Sächsische  Recht  dem  Ehemanne  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 

Diess  ist  namentlich  auch  die  Auffassung,  von  der  da»  neue  bürgerliche 
Gesetzbuch  für  da»  Königreich  Sachsen,  § 1641,  au»geht.  (Vgl.  dazu  den 
Oommentar  v.  Sikhbnhaar  (Leipzig  1865)  III,  S.  39  f. , wo  auf  den 
Gegensatz  der  Auffassungen  speciell  aufmerksam  gemacht  wird.) 

J)  Vgl.  Bixkthchu,  Deutsches  Privatrecht,  § 154,  Nr.  3. 

s)  Aus  den  obigen  Gründen  kann  ich  es  auch  nicht  für  gerechtfertigt 
erachten,  wenn  es  Gf.rukb  a.  a.  0.,  S.  260  vor  Allem  darauf  ankommt,  zu 
constatircn,  dass  das  Recht  des  Mannes  am  Frauengut  in  keiner  Weise 
die  Natur  einer  dinglichen  Berechtigung  hat,  und  cs  lediglich  ein  For- 
derungsrecht des  Mannes  ist,  allgemeiner  Vermögensprocurator  der 
Frau  in  und  für  das  eheliche  Lehen  zu  sein.  Dies  ist  nur  unter  der 
Voraussetzung  durchführbar,  dass  die  Frau  in  ihrer  Handlungsfähigkeit 
bezüglich  ihres  gesamten  eingebrachten  Vermögens  beschränkt  ist.  Ob 
dies  ein  in  »ich  berechtigtes  Postulat  ist  — mag  dahingestellt  bleiben. 
Im  Sinne  des  alten  Rechts  ist  es  keinenfalls.  Richtig  ist  nur,  dass  der 
ehemännliche  Niessbraucb  eine  sehr  unvollkommene  Kategorie  für  das  dem 
Manne  gebührende  dingliche  Besitzrecht  ist,  sein  Verwaltung»-  und  Dis- 
positionsrecht als  solches  diesen  Charakter  gar  nicht  annehmen  kann. 
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mundschaft  beilege  und  nur  aus  der  allgemeinen  Bedeutung 
dieser  Rechtsbegriffe  zu  deduciren  gesucht,  welches  dann  die 
rechtliche  Stellung  der  Ehegatten  bezüglich  ihrer  Vermögens- 
verhältnisse sein  würde.  Wir  haben  nun  vor  Allem  jene 
Voraussetzung  quellenmässig  als  richtig  zu  begründen.  In- 
dessen bleibt  auch  die  apriorische  Ziehung  jener  Consequenzen 
bei  dem  Charakter  des  Deutschen  Rechts  und  namentlich  jener 
beiden  Rechtsbegriffe  misslich.  Wir  werden  daher  auch  weiter 
nachzuweisen  haben,  dass  das  Sächsische  Recht  wirklich  jene 
Consequenzen  gezogen  hat.  Dies  wird  aber  um  so  unerläss- 
licher. als  diese  Consequenzen  dann  erst  aus  ihrer  abstracten 
Allgemeinheit  heraustreten  und  die  Gestalt  concreter  praktischer 
Rechtssätze  annehmen.  Gelingt  aber  dieser  Nachweis,  dann 
ist  auch  die  Annahme  gerechtfertigt,  dass,,  wo  diese  Sätze  in 
Debuug  stehen,  auch  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
die  Grundlage  der  ehelichen  Güterordnung  bildet. 

Auf  diesem  Wege  wird  sie  sich  als  das  lebendige  und  or- 
ganische Princip  derselben  im  ganzen  Gebiete  des  Sachsen- 
rechts darstellen. 


§ 10. 

Xaehwels  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  aus  den  Rechts- 
quellen. 

Dass  der  Ehemann  der  rechte  Vormund  seiner  Frau 
ist,  wird  von  den  Deutschen,  namentlich  aber  den  Sächsischen 
Rechtsquellen  so  allgemein  und  entschieden  bezeugt,  dass  der 
Satz  an  sich  keinem  Zweifel  unterliegt,  unbestreitbar  und  un- 
bestritten ist  ‘).  Zweifelhafter  könnte  die  eigentliche  Bedeu- 
tung desselben  sein.  Man  könnte  lediglich  den  Sinn  darin 
finden  wollen,  der  Ehemann  sei  die  zum  Geschlechtsvormund 
der  Frau  berufene  Person.  Allein  wiewohl  es  richtig  ist,  dass 

/ 

>)Ssp.  III,  45,3;  1,42,  2:1,45,1. — Sachs.  I,ehnr.  74, 1. — Venu.  S«p. 
V,  32,  5;  I,  50,  11.  — Weichbild  (v.  Daniels  1853),  cap.  81,  § 1,  bei  Zobki., 
cap.  65.  Pölsiakn,  Dist.  I,  !»,  6 u.  7 u s.  w.  — Viele  Statuten  heben  den 
Satz  hervor  {vgl.  die  Particularrechte)  und  in  unzähligen  Schöffensprlichen 
kehrt  er  wieder. 
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der  Satz  auch  diesen  Sinn  hat,  oft  zunächst  hat,  so  ist  damit 
der  Gedanke  doch  noch  nicht  erschöpft  2).  Es  folgt  dies  ab- 
gesehen von  den  Zeugnissen  über  die  dem  Manne  so  vielfach 
zugesprochene  Ge  wer  e zu  rechter  Vormundschaft3)  daraus, 
dass  die  Quellen  den  Inhalt  beider  Arten  der  Vormundschaft 
sehr  bestimmt  unterscheiden,  die  Stellungen  des  Geschlechts- 
und  des  ehelichen  Vormunds  sehr  bestimmt  entgegensetzen*). 
Spätere  Quellen  bringen  den  Gegensatz  sogar  in  ein  förmliches 
System.  So  sagt  der  Glossator  zum  Weichbild,  Art.  26  5)  ähnlich 
wie  Johann  v.  Buch  z.  Ssp.  I,  45  *): 

„Nu  wollen  wir  sagen  eyn  wenig  von  der  dritten 
Vormundschaft;  unde  dy  ist,  dy  ein  elich  man  obir 
sien  wip  hat,  unde  disse  Vormundschaft  zweit  sich  mit 
den  ersten.  Disser  Vormund  darff  sines  wibes  gud  nicht 
vorbademen  als  der  andere  tun  mus.  Si  bedorffin  ouch 
der  mundelin  gut  nicht  berechen,  also  ghene  mussin  tlmn. 
Ouch  mag  man  solliche  Vormunde  nicht  abesetzen , als 
man  ghenen  thut.  Ouch  so  ist  em  nicht  not,  das  er 
ebinburtig  sy  — “ 

und  ähnlich  das  Scböffenbuch  von  Cleve,  Tit.  56  aus  dem  An- 
fang des  15.  Jahrhunderts  7): 

„ — und  dise  voirmunderschap  havet  ander  recht  denne 
voirmunderschap  van  magschaps  wegen  off  oic  den  voir- 
munderschap van  gerichtshalven , want  dise  vormunder- 
schap  en  derff  nyet  verwyssen,  dat  mogten  die  andern 


*)  Mit  Unrecht  meint  Brühend,  Stendaler  Urth.-B.,  8.  54  (nicht  so 
v.  Martitz,  S.  307  f.),  dass  wenigstem!  im  Weichbilde  die  vormundschaft- 
liche Stellung  des  Mannes  in  der  Geschlechtsvormundschaft  aufgegangen 
sei.  Es  wid  rlegt  sich  dies  durch  die  dem  Weichbild  ungehörigen  Zeug- 
nisse von  der  dem  Manne  am  Frauengut  zustehenden  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft;  vgl.  unten  Anm.  20 f. 

s)  VgL  die  vorige  Amu. 

4)  So  schon  der  Ssp.  I,  45,  2;  I,  44  vgl.  I,  41.  System.  Sehr.  IV,  1,  28. 
Kulm  IV,  27.  Pcrgoldt  1,  121.  Bigisch  Ridderr.  42  u.  s.  w. 

®)  Bei  v.  Daniels,  S.  313. 

*)  Ausgabe  v.  1516,  fol.  39  k. 

7)  Bei  v.  Kamttz,  Provinzialrechte  III,  S.  24f.  Vgl.  aber  dieses  merk- 
wärdige  Rechtsbuch  Genolkr,  Cod.  Mumie.  I,  S.  496. 
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doen,  then  anderen  sie  en  dürfen  ok  nyet  rekennen, 
thom  derden  men  en  mach  syn  nyett  affsetten,  als  man 
die  anderen  mach,  doch  mvssaikten  hey  die  gnede , soe 
mach  man  deirynne  voirtvaeren“. 

Auf  den  Grund  äes  Gegensatzes  weist  endlich  sehr  bewusst 
und  bestimmt  hin  die  Glosse  zum  Görlitzer  Landr.,  cap.  45,  § 9 : 
„ — worum  mugin  meyde  und  ungemande  weip  ir 
gut  vorgebin  an  irs  vormunders  wille  und  nicht  eliche 
weip?  Czu  dirre  frage  antwort  wir  also:  meide  und 
weip,  die  nicht  bemant  sin,  mögen  ir  gut  gebin,  wem 
si  wollen,  dorum  daz  ir  yormunde  mit  in  czu  schadin 
nicht  stet,  elicher  weibe  Vormunde  stet  abir  mit  irm 
manne  in  ebinture  uf  schade  und  uf  gewin.“  8) 
und  denselben  Gegensatz  hat  auch  die  Glosse  z.  Säch.  Lehnr., 
Art.  57  im  Auge,  wenn  sie  bemerkt: 

„ — der  man  ist  ein  Vormund  ires  guts  dieweil 
sie  lebt,  und  istdarzu  ires  leibes  Vormund — “ 9). 

Der  Ehemann  ist  also  seiner  Frau  Vormund  in  einem  ganz 
beaondern,  specifischen  Sinn,  und  er  hat  ein  Recht  auf  diese 
Vormundschaft.  Wenn  dies  überhaupt  auch  bei  andern  Arten 
der  Vormundschaft  im  Ausdruck  „ rechter  Vormund  “ mit 
liegt,  so  tritt  es  namentlich  bei  der  ehelichen  Vormundschaft 
hervor.  Die  Frau  kann  sich  einseitig  derselben  nicht  ent- 
ziehen und  einen  andern  Vormund  wählen l0) , der  Ehemann 
hat  als  solcher  ein  privates  Recht  auf  die  Vormundschaft. 

Dass  der  Ehemann  nach  den  Sächsischen  Quellen  an  dem 
Gute  seiner  Frau  die  Gewere  hat,  pflegt  nicht  so  allgemein 
eingeräumt  zu  werden.  Dennoch  ist  die  Zuständigkeit  der  Ge- 


*•)  Abgedr.  bei  Cropf,  Heidelberger  Jahrb.  (1823)  I,  S.  111. 

»)  Vgl.  nnten  § 14,  Anm.  18. 

■0)  Liegt  dies  überhaupt  allen  Sätzen  von  der  ehelichen  Vornmndscb&ft 
zu  Grunde,  so  wird  es  auch  öfter  ausdrücklich  hervorgehoben : Schspr. 
bei  Böhme,  S.  97  al.  6.  Syst.  Sehr.  IV,  1,  9.  Kulm.  R.  IV,  9:  „Keyne 
vrauwe  mag  obir  gut,  daz  ze  czu  crym  manne  broebt  hatte,  Vormund 
kysin  noch  en  mag  des  nicht  vorgebin  wedir  eris  elichin  mannis  wille.  “ 
Ebenso  der  Schspr.  bei  Wasskrschlebrs,  S.  99,  cap.  168.  Gothaisches 
Stadtr.  in  Pcsooldt's  Rechtsb.  XI,  119. 
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were  nicht  minder  gewiss  als  die  der  Vormundschaft.  Dies 
wird  sich  theils  aus  dem  gleich  Folgenden,  theils  aus  den  Ab- 
schnitten ergeben,  welche  den  Umfang  und  den  rechtlichen 
Charakter  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  erörtern. 
Aber  auch  den  Nachweis  der  Vormundschaft  des  Mannes  einer- 
seits und  seiner  Gewere  andererseits  vorausgesetzt,  ist  damit 
noch  nicht  ohne  Weiteres  ausser  Zweifel  gestellt,  dass  der 
Ehemann  die  Gewere  am  Frauengut  grade  in  seiner  Eigen- 
schaft als  ehelicher  Vormund  hat,  dass  Gewere  und  Vormund- 
schaft im  wesentlichen  Bezug  zu  einander  stehen,  dass  Beides 
ein  organisches  Kechtsinstitut  bildet,  welches  nach  der  An- 
schauung der  Quellen  die  Grundlage  der  ganzen  Güterord- 
nuug  abgiebt.  Dass  dies  aber  in  der  That  der  Sinn  un- 
serer Sächsischen  Quellen  ist,  dass  sie  wirklich  die  Gewere 
als  die  Realisirung  der  vormundschaftlichen  Rechte  des  Mannes, 
als  ein  eigentümliches  durch  letztere  ihrem  Umfang  und 
Inhalt  uach  bestimmtes  Besitzrecbt  auffassen,  dafür  kann  freilich 
der  erschöpfende,  vollständige  Beweis  nur  aus  der  Darstellung 
der  gesamten,  ehelichen  Güterordnung  gewonnen  werden.  Dass 
sich  aber  die  Quellen  wirklich  dieses  Zusammenhanges  bewusst 
gewesen  sind,  dass  sie  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  im 
obigen  Sinne  als  das  Princip  des  ehelichen  Güterrechts  hinzu- 
stellen wenigstens  gemeint  sind,  das  soll  hier  zunächst  nachzu- 
weisen versucht  werden. 

Für  diesen  Beweis  ist  es  nun  aber  bedeutsam,  ja  dem  un- 
befangenen Betrachter  meines  Erachtens  sogar  schon  allein 
entscheidend,  dass  wenigstens  der  Sachsenspiegel  in  der  be- 
stimmtesten und  bewusstesten  Weise  jenes  Princip  an  die 
Spitze  seines  ehelichen  Gnterrechts  stellt  mit  dem  allbekannten 
Satze : 

„Svenne  en  man  wif  nimt,  so  nimt  he  in 
sine  gewere  al  ir  gut  to  rechter  vormunt- 
scap  — “ u). 

Derselbe  kann  gar  keinen  andern  Sinn  haben  als  den,  dass 
der  Manh  das  ganze  Frauengut  in  seine  Gewere  nimmt  behufs 

»)  1,  31.  2. 
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seiner  Vormundschaft,  d.  i.  zur  Ausübung  und  Realisirung  seiner 
vormundschaftlichen  Rechte  und  umgekehrt  wieder,  auf  Grund 
eben  dieser  Rechte  “j.  Dem  Ehemann  wird  also  eine  Gewore 
von  besonderem  Inhalt,  von  besonderer  Eigenschaft  beigelegt, 
und  dieser  Inhalt  bestimmt  sich  nach  dem  Zwecke  derselben, 
der  Ausdruck,  die  Realisirung,  die  Grundlage  seiner  vormund- 
schaftlichen Rechte  zu  sein.  Könnte  man  hieran  noch  irgend- 
wie zweifeln,  so  wird  jeder  Zweifel  durch  den  folgenden 
Gegensatz  gehoben: 

„ — wende  die  man  ne  mach  an  sines  wives  gude 
nene  andere  were  gewinnen,  wen  alse  he  to  dem 
irsten  mit  ire  untvieng  in  vormundscap*1. 

Der  vormundschaftlichen  werden  also  andere  Geweren  ent- 
gegengesetzt, nämlich,  wie  der  Zusammenhang  ergiebt,  die- 
jenigen, welche  auf  Vergabungen  der  Frau  an  den  Mann  be- 
ruhen. also  hauptsächlich  die  Gewere  zu  Eigenthum,  nicht  minder 
aber  auch  die  zu  jedem  beliebigen  andern  Besitzrecht,  ding- 
lichen wie  obligatorischen13).  Wenigstens  dem  Sachsenspiegel 
erscheint  also  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  als  eine 
von  besonderem  Rechtsinhalt,  gradeso  wie  etwa  die  des  Eigen- 
tümers, Pfandgläubigers,  Zinsmannes,  Leibzüchters  oder  wenig- 
stens des  Treuhänders , Amtmannes,  Pachters  oder  Miethers. 
Zwar  hebt  er  das  Princip  nur  an  der  einen  Stelle  ira  Land- 
recht hervor , deutet  es  an  einer  andern  u)  nur  noch  einmal 
gelegentlich  an,  giebt  aber,  wie  sich  später  zeigen  wird, 


'*)  Kn.ur  (II,  S.  ;J52)  legt  den  Satz  dabin  aus:  der  Mann  nehme  da* 
Gut  in  »eine  Gewere  in  »einer  Eigenschaft  ul»  ehelicher  Vormund. 
Man  wird  dagegen  nicht»  haben  können,  aber  der  Sinn  bleibt  auch  der- 
»elbe.  Ebendeshalb  aber  ist  nicht  abzu»chen , warum  liei  dienern  Ver- 
ständnis die  Gewere  de»  Ehemanne»  iW»  milchen  nicht  al»  eine  Gewere 
von  besonderer  Eigenschaft  erscheine.  Der  Inhalt  der  Gewere  richtet  »ich 
nach  dem  Inhalt  de»  ihr  zn  Grunde  liegenden  Hecht»,  und  die»  ist  da» 
Hecht  de»  ehelichen  Vormund»,  wenn  die  Gewere  dem  Manne  in  dieser 
Eigenschaft  zukommt.  Eine  andre  Frage  ist  die,  oh  die  Gewere  des 
Mannes  und  die  dauelien  bestehende  der  Fran  in  dem  Verhältnis»  stehen 
wie  etwa  Eigenthuius-  und  Leibzuehtsgewerc. 

1S)  Dies  wird  von  Khavt  a.  a.  0.  völlig  unbeachtet  gelassen. 

**)  L 46,  Ü:  „durch  dat  he  mit  ir  in  den  geweren  sit". 
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nur  solche  Bestimmungen,  welche  aus  jener  Grundanschauung 
fliessen.  Im  Lehnrecht  kehrt  aber  auch  das  Princip  selbst 
scharf  ausgeprägt,  die  vormundschaftliche  Gewere  in  Gegen- 
satz zur  Lehnsgewere  gestellt,  wieder: 

„Hevet  en  man  gut  in  geweren  sunder  lenunge  von 
vormuntseap  sines  wives  oder  kindes  — “ I8). 

Ich  wüsste  nicht,  wie  man  von  Deutschen  Quellen  ein  klareres 
Zeugniss  erwarten  dürfte.  Ich  meine,  dasselbe  müsste  genügen, 
wenn  in  den  spätem , minder  scharf  und  principiell  gehal- 
tenen Sächsischen  Quellen  die  Güterordnung  des  Sachsenspiegels 
wenigstens  materiell  beibehalten  und  wiederholt  wird,  selbst 
wenn  sich  dort  das  Princip  nicht  so  klar  liervorgehoben  finden 
sollte.  So  steht  es  nun  allerdings  um  die  meisten  partieular- 
rechtlichen  Statuten  und  auch  um  manche  gemeinrechtliche  Quel- 
len. Man  irrt  aber  sehr 16),  wenn  man  meint,  es  fehle  überhaupt 
an  der  ausdrücklichen  Bestätigung  des  Princips  in  den  spätem 
Sächsischen  Quellen.  Vielmehr  zeigt  es  sich  auch  da  mehr 
oder  weniger  deutlich  in  bewusster,  lebendiger  Wirksamkeit 

Von  den  jüngern  landrechtlichen  Quellen  wiederholen 
mehrere,  den  Sachsenspiegel  wiedergebende  auch  dessen  Satz 
über  das  Güterverhältniss  der  Ehegatten  wfirtlich.  So  das 
Berliner  Rechtsbuch  17)  und  die  Pölmanu’schen  Distinctionen ,8) ; 
andre  haben  ihn  wenigstens  augenscheinlich  zur  stillschwei- 
genden Voraussetzung  18  *)  oder  reproduciren  ihn,  indem  sie  nur 
den  technischen  Ausdruck  durch  Umschreibung  ersetzen w). 

iS)  Lehnrccht  74,  § 1.  Wie  ans  dieser  Stelle  folgen  soll,  dna»  „Ge- 
were  zu  rechter  Vonnnndschaft  “ keine  technische  Bezeichnung  für  einen 
einheitlichen  Reehtsbcgriff  sei  (Gkhrkr,  Deutsche«  Privatr.  [8.  Ausgabe), 
§ 226,  Anm.  3)  vermag  ich  nicht  abzusehen. 

i«)  So  Kraut  II,  S.  352. 

,7)  Bei  Fmrcm,  Tom.  I,  8.  142.  148. 

,8)  I.  9,  5. 

'S»)  So  das  Görlitzer  Landrecht,  cap.  46,  7,  indem  es  die  Morgen- 
gahe  als  eine  solche  | ausnahmsweise  gültige]  Gabe  bezeichnet,  bei  der 
das  Object  ans  des  Gebers  (se.  des  Mannes)  Gewere  nicht  beraustritt. 
offenbar,  weil  dieselbe  dem  Manne  am  gesamten  Franengnt  zusteht. 

'»)  So  das  Stück  von  der  Beweisung  bei  Homkykb  II,  1.  S 366: 
„Doch  is  der  frouwen  gut  nnd  lyfftucbt  in  ores  mannes  vorsten- 
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Deutlicher  und  ganz  im  Sinne  des  Sachsenspiegels  kehrt  der 
Sitz  in  landrechtlichen  Schöffensprücben  wieder  (vgl.  unten), 
während  die  Glossen  zum  Land-  und  Lehnrecht,  die,  soweit 
sie  sich  theoretisch  halten,  romanisiren,  den  allgemeinen  Satz 
nirgends  hervorheben. 

Dass  die  stadtrechtlichen  Quellen  dem  Manne  eine 
Gewere  am  Gute  seiner  Frau  beilegen,  ja,  da  sie  der  letztem 
Terstatten,  einzelne  Vermögensstücke  zu  Einhandsgut  vorzube- 
halten, wofern  sie  dieselben  aus  des  Mannes  Gewere  fernhält, 
des  Letztem  Rechte  wenigstens  an  der  Fahrnisss  der  Frau 
nur  soweit  reichen  lassen , als  er  sie  eben  in#  seiner  Gewere 
hat.  wird  sich  unten  (§  2 1 u.  22)  noch  des  Nähern  ergeben. 
Es  wird  dort  auch  im  Einzelnen  auezuführeu  sein,  wie  diese 
Quellen  sich  dahin  neigen,  die  Gewere  an  der  Fahrniss  der 
Frau  als  Eigenthumsgewere  zu  deuten.  Dennoch  halten  sie 
prineipiell  an  der  Auffassung  der  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft auch  rücksichtlich  des  fahrenden  Guts  der  Frau  fest  19‘), 
wie  dies  rücksichtlich  der  Immobilien  schlechthin  und  unbe- 
dingt geschieht  Dies  ist  schon  hier  darzulegen. 

Die  ältern  Weisthümer  des  Magdeburg-  Hallischen  Rechts, 
die  ja  das  eheliche  Güterrecht  während  stehender  Ehe  über- 
haupt kaum  berühren,  enthalten  allerdings  nirgends  eine  be- 
stimmte Hinweisung  auf  den  hier  fraglichen  Grundsatz.  Aber 
schon  das  Magdeburger  Weichbild  *°)  hebt  ihn  sehr  bestimmt 
hervor : 

cap.  78,  § 2 

„Si  ne  mach  — — ires  marines 90 “)  guds  nicht  vor- 


dinge und  herschap  (d.  i.  Gewere),  all  dy  wile  sy  beide  leven , wente 
man  unde  wyff  neyn  getweyt  gud  hebben  mögen  by  orem  levende. 
Wolde  men.  dat  dy  man  also  an  synes  wyveB  gude  dy  herschap  an 
der  fruchtbrukingc  hebben  mach,  dat  is  doch  van  vormuntschap 
wegin“  (Landr.  I,  31,  2;  I,  45.  Lchnr.  50.  75)  — . während  die  ähnlich 
lautende  Stelle  ebendas.  S.  305  wohl  nicht  von  der  ehciuännlichen , sondern 
ton  der  I.ehnsvorniundschaft  handelt  (vgl.  Homkykr,  8ap.  II,  2.  8.  305  f.). 

19  *)  Vgl.  auch  v.  Mautitz,  8.  2HN,  Anm.  17.  18.  13. 

**)  v.  Daniem  1853. 

»o»)  Ueber  die  Bedeutung  dieses  Ausdrucks  vgl.  unten  g 15,  Anm.  9 •. 
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geven  an  ires  mannes  willen;  wente  en  man  en  wif 
nimt,  so  untveit  he  mit  ir  al  dat  gut,  dat  men 
mit  ire  gift  und  wat  sie  to  eme  brinet,  to  rechter 
vormuntscap;  darumme  so  ne  solen  sie  uen  getveiet 
gut  hebben  an  varender  have,  wente  die  man  dar 
an  uutvangen  hevet  ene  rechte  gewere“;  — 
nicht  minder  das  Glogauer  Rechtsbuch  **) : 
cap.  71  (vgl.  72.  588) 

„Daz  mannis  gewere  an  der  fraw’en  gute.  Wen  der 
man  mag  koyn  ander  gewere  an  orem  gute  gewinnen 
wen  als  her  czum  estin  mit  yr  entphing  (sc.  zur  Vor- 
mundschaft).“ 

Und  noch  bei  Nicolaus  Wurm  kehrt  er  in  der  Blume 
von  Magdeburg *'  *)  wieder: 

„Kein  man  mag  an  seynes  weybes  gute  keine  gewere 
irkrygin  wen  alz  er  czu  dem  irstin  mit  ir  intpfing  in 
Vormundschaft.  “ 

Dieselbe  Anschauung  wiederholt  sich  aber  wie  in  land- 
so  auch  in  stadtrechtlichen  Schöffensprüchen  mannigfach 
und  gelangt  dort  zu  praktischer  Anwendung.  So  in  dem 
Sch.-U.  bei  Böhme**),  wo  die  Schöffen  bemerken,  dass  der 
Mann 

„ — beyde  leyb  und  gut  yn  seyne  vor m u ntschaft 
und  yn  seyne  gewere  entphangen  und  genomen 
bette  “ **), 

indem  sie  im  Anschluss  hieran  auf  die  Frage  des  Wittwers: 
„ob  dy  vorgenannte  frau  ymandt  weder  seinen  willen 
icht  geantwort  bette,  ob  man  seine  gewere  domete 
gebrechen  möge  ? “ 


Bei  Wassp.rsohi.euks,  Hechtsquellen  I,  S.  10. 

«“)  II,  2,  142. 

**)  VI,  S.  152,  Abs.  3 f. 

*3)  In  demselben  Sinne  für  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft: 
Glosse  zum  Weichbild,  Art.  26  bei  v.  Daniels,  S.  313,  «f.  ., — wenne 
daz  wib  deine  manne  getruwit  wirt,  so  nympt  er  sy  unde  alle  ir  gut 
in  vormundeschaft “ (Landr.  I,  31).  — Aehnlich  die  Glosse  zum  Lehnr., 
Art.  57 : „ — der  man  ist  eyn  Vormund  ires  guts  — “. 
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die»  mit  der  Bemerkung  verneinen: 

„ Hette  dy  frawe  gereytis  gutis  adir  farnde  habe  von 
yr  gegebin  aws  des  mannes  gewere,  das  sol  durch 
recht  machtlosz  seyn.“ 

Ja  in  Wahrheit  gehen  diese  Schöffensprüche  den  Satz  des 
Sachsenspiegels  I,  31,  2,  den  andre  Quellen  nicht  aufgenommen 
haben,  weil  er  zu  der  Zeit,  wo  Vergabungen  unter  Eheleuten 
gestattet  waren,  eine  unmittelbare  Anwendung  nicht  mehr 
litt  wiewohl  mit  andern  Worten  uud  nach  den  spätem  Grund- 
sätzen über  Vergabungen  umgestaltet,  dahin  wieder: 

„Wenne  ein  man  einer  frawen  bette  obirschreitet, 
so  ist  her  alles  des  gewaldig,  das  se  czu  em  brengit  unde 
se  mag  an  in  nicht  vorgebin,  was  se  von  gerade  czu 
im  brengit,  das  heisst  denne  nym  gerade  — M) 

Denn  „gewaltig  sein“  ist  offenbar  nur  die  Umschreibung 
für  die  Gewere,  und  dass  hiebei  an  die  vormundschaftliche  zu 
denken  ist,  folgt  aus  der  Wendung,  die  die  Schöffen  an  vielen 
andern  Stellen  zum  Ausdruck  desselben  Gedankens  brauchen.  So : 
„Ein  man  mag  billich  sines  elichin  wibis  und 
eres  gudis  vorrath  und  Vormunde  wesin.“86) 
Während  aber  diesen  Quellen  sichtlich  die  Handhabung 
des  Princips  schwer  fällt,  bringen  es  andre  Schöffensprüche 
namentlich  in  den  Sammlungen  bei  Wassekschleben  leicht  und 
sicher  in  mannigfache  Anwendung,  meistentheils  um  die  Ge- 
were zu  rechter  Vormundschaft  in  Gegensatz  zur  Eigenthums- 
gewere  zu  stellen.  So  S.  138,  cap.  4: 

„ — — zo  hat  die  frawe  das  gut  uf  friczzen  im 
son  geerbit  mit  merem  rechte  denn  ir  wirt  uff  seyne 
kint  die  her  zedir  mit  eyner  gehabt  hat,  wenne  der 
man  mochtis  in  sines  weibes  gut  keyn  andere  ge- 
were gewynnen  denn  alz  her  czum  ersten  nam 
mit  ir  yn  vormuntschaft.“ 

Der  Satz  wird,  obwohl  es  sich  hier  zunächst  nur  um 
Grundstücke  handelt,  ganz  allgemein  für  das  gesamte  Frauen- 


*«)  VI,  S.  113,  al.  5. 

,5J  S.  111,  al.  5;  vgl.  Anm.  32  u.  23. 

Af  rieol»,  Oewere  «.  r.  V.  V 
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gut  aufgestellt.  Das  unbewegliche  betreffen  folgende  Zeug- 
nisse entweder  allein  oder  doch  vorzugsweise,  ohne  jedoch 
einen  Unterschied  zwischen  beiderlei  Vermögenstheilen  anzu- 
deuten. 

So  siegt  eine  Frau  mit  der  Behauptung: 

„ — den  hoff  barbaru  (die  Ehefrau)  noch  ere  mutter 
hansee  (dem  Ehemanne)  ouch  ny  uffgelassen  noch  sich 
des  vorczegin  babin  — dovon  hans  och  andir  ge- 
rrere an  dem  hoffe  ny  gewonnen  noch  gehabt  hat 
denne  yn  vormundeschafft  von  seynes  elicheu 
weybis  wegin.“*0) 

Wieder  in  etwas  andrer  Wendung  entscheiden  die  Schöffen 
einen  Fall  nach  Statuten  mit  Drittheilsrecbt  in  der  Weise: 

„ — zo  ist  das  kind  bey  seynir  mutir  dritteyl,  das 
ir  von  ir  mutir  anirstorben  was.  neher  zcu  bleybin  wenue 
des  mannes  frund  ym  das  vorenthalden  mögen.  Sind  das 
her  yn  die  gewere  und  besiczczunge  des  haw- 
szes  andirs  nicht  körnen  ist  wenne  alzo  eyn 
elicher  Vormunde  seynes  weybes27) 
und  fast  gleichlautend  einen  ähnlichen  Rechtsfall *8).  Ander- 
wärts siegen  die  Erben  einer  Frau  mit  dem  Anführen: 

„ — alz  deine  verstorbenen  manne  die  weynberge  von 
seynem  weybe,  ir  frundynne,  nicht  uffgelassen,  vorreicht 
noch  gegebin  synt  — das  sulche  gewere  ane  vor- 
reychunge  adir  ufflassunge  keyne  rechte  gewere 
nicht  geseyn  möge  und  andir  gewere  doran  nicht 
gewonnen  habe  wenne  yn  vormundeschafft 
seynes  weybes  — “**). 

oder : 

„Do  habe  er  si  und  alle  ir  gut  in  Vormund- 
schaft genomen,  recht  als  er  es  in  rechter  voll- 


*«)  a.  a.  0.,  S.  201,  cap.  61. 

«)  a.  a.  O.,  S.  220,  cap.  68  i.f. 

*»)  a.  a.  0.,  S.  222,  cap.  69  i.f. 

*9)  a.  a.  0.,  S.  227,  cap.  73,  und  ganz  ähnlich  auch  sonst  noch,  z.  H. 
cap.  74,  S.  228  f.  cap.  75,  S.  230. 
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komener  gewere  hette,  domitte  czu  tkun  und  czu 
lassen“30), 

während  andrer  Orten  die  Gewere  des  Mannes  ohne  be3ondre 
flarakterisirung  derselben  als  einer  zu  rechter  Vormundschaft 
genannt31)  oder  Beides  in  andern  Wendungen  umschrieben 
wird  3*). 

ln  keinem  particuläreu  Sächsischen  Stadtrecht  findet  sich 
,,die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft“  grade  mit  diesem 
technischen  Ausdruck  hervorgehoben.  Ja,  während  fast  alle  die 
eheliche  Vormundschaft  betonen,  legen  nur  wenige,  wie  z.  B. 
das  Lübsche  Recht  und  die  Liegnitzor  Willkür  von  13843*) 
dem  Ehemanne  mit  ausdrücklichen  Worten  eine  Gewere  am 
frauengut  bei.  Aber  nur  die  principielle  Auffassung  fehlt 
oder  liegt  dem  Zwecke  der  für  die  unmittelbare  Anwendung 
bestimmten  statutarischen  Festsetzungen  fern.  Dagegen  wird 
die  Darstellung  ihrer  Güterordnungen,  wie  ich  denke,  ergeben, 
dass  sie  materiell  überall  auf  jenem  Principe  beruhen.  So  ist 
es  denn  auch  geschehen,  dass,  wo  solche  Statutarrechte  Gegen- 
stand mehr  theoretischer  Darstellungen  geworden  sind  oder 
etwa  in  Schöffensprüchen  juristisch  verarbeitet  werden,  das 
Princip  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  entweder  in  aller 
Form  zur  Geltung  gebracht  wird,  oder  sich  wenigstens  An- 


Magdeb.  Sch.-U.,  abgedr.  bei  v.  Martitz,  S.  270,  Anm.  10. 

,l)  Namentlich  durch  Umschreibungen  wie  cap.  169,  S.  317:  „ — mit 
der  hat  her  erbe  und  gut  gehat  und  da«  hat  her  zeu  seiner  hant  brocht“ 
(opp.  Kinhandsgut,  das  nicht  in  den  Mannes  Gewere  fallt),  oder  cap.  62, 

S.  202:  „Ich  hal>e eyne  hawsfrawe  genumen,  zeu  der  ich  czoch  yn 

ir  gut  yn  haws  und  hoff  unde  undirwand  mich  allis,  das  sie  hatte.“ 
Onterwinden  ist  der  technische  Ausdruck  fiir  „in  Gewere  nehmen“. 

**)  z.  B.  cap.  74,  S.  228:  „ — der  sy  und  ere  guter  — — yn  pflege 
unde  yn  vormundachafft  gehabt  bat“,  was  gleich  darauf  als  Gewere  in 
rechter  Vormundschaft  bezeichnet  wird ; oder  cap.  142,  S.  281:  zo  mag 

ne  das  ere  vorgebin des  sie  sich  yn  Vormundeschaft  nicht  gegebüi 

hat“;  oder  cap.  168,  S.  99:  „Sintdemal  das  ich  habe  ein  drittheil  yn  dem 
baoaze  noch  meyner  hausfrawen  — “. 

**J  Vgl.  Böhms  a.  a.  0.  III,  S.  76:  „Auch  lesit  gy  gut  odir  farnde 
habe,  dy  der  man  hod  brecht  in  syne  gewere,  dy  weile  aie  lebite,  du 
•al  euch  — 

9* 
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klänge  an  dasselbe  finden.  So  steht  es  mit  der  Darstellung 
der  Dritth eilsrechte  im  Vermehrten  Sachsenspiegel34),  mit  der 
der  Märkischen  Rechte  im  Berliner  Stadtbuch35)  und  in  Schöffen- 
spröchen  aus  dem  Bremer  Stadtrechtsgebiet.  Am  bewusstesten 
und  selbständigsten  ist  aber  unser  Princip  in  dem  lateinisch 
abgefassten  Brünner  Schöffenbuch  behandelt,  wo  unter  Bezeich- 
nung der  Gewere  mit  dem  Worte  dominium  alle  Sätze  des 
ehelichen  Güterrechts  immer  wieder  darauf  zurückgeführt 
werden,  dass  der  Mann,  der  mit  der  Heirath  das  muvdium 
über  seine  Frau  bekommt, 

„sicut  uxoris  sic  et  bonorum  omnium  dominus  est 
et  rector“, 
und  die  Frau 

„ducens  virum,  ipsum  non  solum  sibi  sed  etiam 
bonis  suis  omnibus  in  rectorem  praeficit 
et  magistrum“. 

Ich  meine,  dass  nach  diesen  mannigfaltigen  Zeugnissen 
Sächsischer  Rechtsquellen  aller  Arten  und  aller  Zeiten,  ein 
berechtigter  Zweifel  darüber  nicht  obwalten  kann,  dass  alle 
mehr  oder  weniger  bewusst  und  klar  die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  bei  ihrer  Güterordnung  in  dem  Sinne  zur 
Basis  nehmen,  dass  sie  dem  Ehemanne  auf  Grund  und  zur 
Realisirung  seiner  ehelichen  Vormundschaft  eine  Gewere  an  dem 
Gute  seiner  Frau  zusprechen  und  dieselbe  wegen  dieses  ihres 
Grunds  und  Zwecks  als  eine  Gewere  von  besonderer  Art  und 
Inhalt  auffasseu. 36) 


M)  I,  47,  ö:  „ — wen  eyn  man  sincr  frawe  drittheil  in  sine  gewere 
entphangen  hat , alzo  behelt  er  ez  erblich  — 1,  18,  2 , „ Waz  abir  dor 
(sc.  der  Frau)  anerstorbin  ist,  daz  nemt  or  man  wol  in  fromde schaft 
unde  in  sinen  genigz  (d.  i.  in  seine  vormundschaftliche  Gewere)  dv 
wile  sy  lebet.“ 

M)  Vgl.  oben  Anm.  17. 

Sl>)  Diese  von  den  älteren  Rcchtslehrem  wie  noch  von  Eichhobs, 
Chil  L.  Rinds , Finsi.sk,  Albrkcht,  Wiganij,  Gropp,  Paiij , Wkiskk, 
Haiboi. i)  n.  a.  w.  fcstgebaltene  Ansicht  hat  erst  durch  Krait  Anfech- 
tung erfahren.  Er  bestreitet  in  seinem  Werk  Uber  die  Vormundschaft 


Digitized  by  Google 


Die  G.  z.  r.  V.  eine  Gewerc  des  Mannes  selbst.  183 

§ 11. 

Selbständigkeit  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

Wenn,  wie  nachgewiesen,  die  Sächsischen  Rechtsquellen 
dem  Ehemanne  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  am 
Frauengute  beilegen,  so  ist  damit  von  selbst  gegeben,  dass  sie 
ihm  ein  selbständige  Gewere  zusprecben  und  die  Ansicht 
ausgeschlossen,  dass  er  blos  die  Gewere  der  Ehefrau 
als  ihr  rechter  Vormund,  d.  h.  also,  zwar  kraft  eignen  Rechts 
auf  die  Vormundschaft,  aber  doch  nur  als  Vertreter  der  Frau, 
in  ihrem  Namen  ausübe.  Denn  dann  hätte  eben  nicht 
er  eine  Gewere,  sondern  nur  die  Frau,  während  sie  ihm  doch 
neben  der  Gewere  der  Frau  zukommt.  Selbst  die  Rechts- 
quellen sind  sich  dieses  Gegensatzes  schon  bewusst  gewesen. 
Derselbe  musste  ihnen  hauptsächlich  erkennbar  werden  im 
Zusammenhalt  der  ehelichen  Vormundschaft  mit  andern  Arten 
derselben.  Da  wo  die  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit, 
also  das  Interesse  des  Mündels,  das  nächste  und  vorwiegende 
Motiv  der  Vormundschaft  war,  wird  dem  Vormund  nirgends 
eine  Gewere  an  des  Mündels  Gut  beigelegt,  sondern  lediglich 
die  Ausübung  dieser  ').'  Wo  dagegen  das  Recht  und  Interesse 
des  Vormunds  in  den  Vordergrund  tritt,  da  steht  ihm  selbst 


nicht  blos,  dass  die  «Sächsischen  Quellen  ausser  dem  Ssp.  dem  Ehemanne 
eine  Gewere  am  Frauengut  beilegen  (II,  S.  344.  349  u.  a.),  sondern  über- 
haupt die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  als  Prineip  und  Quelle  des 
ehelichen  Gfiterrcohta.  Neuere  sind  ihm  namentlich  im  letzteren  Punkte 
gefolgt,  z.  B.  Grrbkr.  Seine  Zweifel  sind  in  ersterer  Beziehung  durch 
das  Obige  bereits  erledigt,  sein  Widerspruch  in  der  zweiten  Richtung 
wird  unten  (§  17  zu  Anm.  3 f.)  seine  Würdigung  linden.  — Andrer  Art  sind 
die  Einwendungen  von  v.  Martitz.  Er  erkennt  die  Allgemeingültigkeit 
des  Frincips  mit  Ausnahme  des  städtischen  Rechtsgebiets  an.  Hier  soll 
rücksichtlich  der  Fahrniss  der  Frau  (aber  auch  nur  der  Fahrniss)  ein 
andres  Prineip  geherrscht  haben,  wiewohl  er  auch  für  diese  Rechtspartie 
zugiebt.  dass  die  Quellen  theoretisch  noch  am  alten  Satze  festgehalten 
haben  (Ebel.  Güterr.,  8.  288,  Anm.  17.  18.  19);  vgl.  hierüber  unten  § 21  u.  22. 

>)  Hierauf  halten  schon  hingewiesen  Ai.urwht,  Gewere,  S.  12  u.  231  f., 
Anm.  619;  Caoi-n,  Jurist.  Abh.  II,  S.  439;  Heidelberger  Jabrb.  v.  1823  I, 
8.  111 ; v.  Martitz,  S.  131. 


Digitized  by  Google 


184  Die  G.  r.  r.  V.  eine  Gewcre  des  Mannes  selbst. 

eine  Gewere  am  Gute  des  Mündels  m.  So  gewiss  dem  In- 
haber der  ttitela  usufruduaria  *)  und  dem  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft. Ausdrücklich  wegen  seiner  Gewere  am  Frauen- 
gut werden  dem  Letztem  Rechte  beigelegt,  die  dem  Ge- 
schlechtsvormund abgesprochen  werden  Am  prägnantesten 
wird  der  Gegensatz  bei  der  Darstellung  lehnrechtlicher  Ver- 
hältnisse hervorgehoben.  Hier  ist  die  Lehnsunfähigkeit  der 
Frau  das  Motiv  der  Vormundschaft,  mithin  kein  Grund  vor- 
handen, dem  Lehnsvormund  eine  selbständige  Gewere  am  Lehn- 
gut beizulegen.  Nun  aber  macht  sich  hier,  anders  wie  ander- 
wärts, das  Bedürfniss  geltend,  den  Vormund  des  Lehnsun- 
fähigen, also  namentlich  der  Frau,  nach  Aussen,  d.  h.  im 
Verhältniss  zum  Lehnherm  und  zu  den  Mitbelehnten  als  das 
eigentliche  Subject,  als  den  Träger  des  Lehnrechts  hinzustellen 
und  ihm  zu  diesem  Zwecke  selbst  eine  lehnrechtliche  Gewere 
beizulegen 4).  Aber  auch  diese  nach  Aussen  selbständig  ge- 
dachte Gewere  des  Lehnsträgers  wird,  weil  sie  dem  eigent- 
lichen Lehnsinhaber  gegenüber  nicht  selbständig  erscheint, 
immer  nur  eine  Vertretung  desselben  bleibt,  vom  Sachsenspiegel 
sehr  bestimmt  von  der  vormundschaftlichen  Gewere  des  Ehemanns 
unterschieden 5).  Nur  eine  Vertretung  der  Frau  in  ihrem 
Lehnsverhältniss,  namentlich  in  ihrer  Lehnsgewere,  legt  er 
ihr  bei: 

• 

„Ok  mach  die  man  gut  untvan  mit  ener  vrowen,  so 
dat  he  sie  an  dem«  gude  vorsta  — Die  man  hevet 
den  herschilt  unde  die  gewere  von  der  vrowen 
halven  an  deme  gude.  — Stirffc  aver  die  vrowe,  von  der 
he  die  gewere  hevet  an  me  gude,  sine  lenunge 
hevet  ende,  die  he  to  vormuntscap  untvieng  — “ 6) 
während  er  im  Gegensatz  hiezu  die  vormundschaftliche  Ge- 
were des  Ehemanns  mit  der  selbständigen,  factischen  Gewere 

*)  Albrkcht  a.  a.  0.,  Anw.  619 ; vgl.  Kraut  II,  § 49,  be*.  S.  56  f. 

*)  Ssp.  I,  45,  2. 

*)  Albrrcht  a.  a.  0.,  8.  231  f. 

*)  Vgl.  Acbrkcht  a.  a.  0.,  S.  237.  277. 

*)  Sachs.  Txibnr.  56 ; § 1 u.  2,  vgl.  75,  § 1.  Sachs.  Landr.  1,  23,  2. 
Stock  von  der  Beweisung  bei  Homeyer  II,  1,  S.  365. 
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jedes  Dritten,  dem  das  Lehngut  nur  tradirt  ist,  auf  eine 
Linie  stellt 7).  Und  er  knüpft  hieran  in  ganz  consequenter 
Weise  die  wichtigsten  Folgen.  Denn  während  der  eheliche  Vor- 
mund eben  kraft  seiner  Gewere  jede  Veräusserung  der  Frau  wider- 
rufen konnte  8),  versagt  der  Sachsenspiegel  dem  Lehnsvormund 
jedes  Recht  zum  Einspruch  9),  wogegen  ehemännliche  und  Lehns- 
vormundBchaft  wegen  der  bei  beiden  der  Frau  verbleibenden 
Gewere  darin  gleichstanden,  dass  einseitige  Veräusserungen 
des  Vormunds  wirkungslos  waren10). 

So  sehen  wir  also  in  den  Quellen  das  Princip,  dass  dem 
Ehemanne  eine  selbständige  Gewere  am  Gute  der  Frau  zu- 
komme, auf  das  Unzweideutigste  bezeugt  und  namentlich  zu 
der  Consequenz  verwerthet,  dass  der  Mann  mittelst  derselben 
in  der  Lage  ist,  sich  gegen  einseitige  Dispositionen  der  Frau 
über  ihr  Gut  zu  sichern,  und  sie  der  Frau  wie  Dritten  gegen- 
über unwirksam  zu  machen.  Dies  ist  denn  auch  eine  so 
wichtige  Function  der  dem  Ehemann  selbst  zukommenden 
Gewere,  dass  ohne  dieselbe  die  ganze  Grundlage  des  ehelichen 
Güterrechts  verschoben  würde.  Denn  wenn  dem  Manne  nur 
die  Ausübung  der  Gewere  seiner  Ehefrau  zukäme,  so  bliebe  nur 
die  Annahme  möglich,  dass  der  Mann  eine  einseitige  Dis- 
position seiner  Frau  auf  Grund  ihrer  Gewere,  als  ihr  Vor- 
mund, in  ihrer  Vertretung  und  in  ihrem  Namen  revociren 
dürfe u),  wenn,  wie  wir  annehmen,  richtig  ist,  dass  für  die 
dingliche  Geltendmachung  von  Rechten  eine  Gewere  die  (in 
der  Regel)  unerlässliche  Voraussetzung  bildet.  Allein  diese 
Auffassung  würde  die  Einführung  eines  ganz  neuen  Princips 
in  das  eheliche  Güterrecht  in  sich  schliessen,  für  das  die 
Quellen  des  ursprünglichen  Sächsischen  Rechts  gar  keinen 
Anhalt  bieten,  das  sie  vielmehr  unzweideutig  ausschliessen. 
Denn  sollte  sich  der  Ehemann  auf  die  von  der  Frau  selbst 


7)  Sachs.  Lchnr.  74;  § 1,  vgl.  unten  § 12  im  Text  zu  Anm.  10. 

»)  Ssp.  I,  45,  2. 

»)  Sachs.  Lehnr.  56,  § 4. 

'*)  Sachs.  I/'hnr.  56,  § 4;  vgl.  Albrkcht  a.  a.  0.,  Anm.  642. 
n)  Auch  Kbaut  (II,  S.  401  f.)  erkennt  diese  Consequenz  an. 
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aufgegebene  Gewere  stützen,  so  läge  hierin  ein  Wider- 
spruch, wenn  man  sich  die  Veräusserung  nicht  als  an  sich, 
nicht  als  absolut  nichtig  dächte,  d.  h.  wenn  man  nicht 
die  Frau  als  mehr  oder  weniger  handlungsunfähig  ansähe. 
Man  hätte  sie  also,  wenn  man  dem  Manne  die  selbständige 
Gewere  absprechen  wollte,  nothwendig  dem  Unmündigen  gleich- 
stellen müssen,  auf  dessen  Gewere  gestützt  der  Vormund  ja 
der  Unmündige  selbst  allerdings  befugt  war,  die  vorgenommenen 
Veräusserungen  anzufechten  lä).  Von  einer  Handlungsunfähig- 
keit wie  bei  Unmündigen  ist  aber  bei  Weibern,  auch  bei  ver- 
heiratheten,  im  alten  Sächsischen  Recht  nicht  die  Rede,  denn 
überall  werden  dieselben  als  an  sich  fähig,  zu  veräussem.  sich  zu 
obligiren,  zu  verzichten  angesehen,  wenn  und  soweit  darunter 
nur  das  Interesse  des  Mannes  nicht  leidet 1S).  Die  juristische 
Formulirung  dieses  Gedankens  gewann  man  eben  dadurch,  dass 
man  dem  Ehemann  eine  selbständige  Gewere  au  dem  Gute 
seiner  Frau  zusprach. 

Zugleich  war  damit  aber  auch  die  juristische  Form  für 
die  materiellen  Rechte  des  Mannes  am  Gute  der  Frau  ge- 
funden. Gab  ihm  die  eheliche  Vormundschaft  das  Recht  zur 
Verwaltung.  Disposition,  Gebrauch  und  Nutzung  in  Vertretung 
der  Frau,  so  war  damit  noch  nicht  festgestellt,  dass  er  diese 
Vertretung  nicht  schlechthin  im  Interesse  und  zum  speciellen 
Nutzen  der  Frau  auszuüben  hatte,  wie  sie  dem  Altersvormund 
in  dem  ausschliesslichen  Interesse  des  Mündels  oblag.  Das 
war  nun  aber  entschieden  nicht  die  Bedeutung  der  ehelichen 
Vormundschaft.  Vielmehr  sollte  ihm  die  Vertretung  der  Frau 
in  ihrem  Gute  grade  in  seinem  eignen  Interesse  zukommen,  zwar 
nicht  in  seinem  einseitigen,  egoistischen,  wohl  aber  in  seinem 
eignen,  insofern  er  das  Haupt  und  die  Seele  der  ganzen  ehe- 
lichen Gemeinschaft  war.  Dieser  Gedanke  fand  nun  wiederum 
seinen  Ausdruck  in  der  ihm  zugesprochenen  eignen,  selb- 
ständigen Gewere  am  Fraueugut.  Denn  damit  erschienen  die 
aus  der  ehelichen  Vormundschaft  fliessenden  Rechte  der  Ver- 


'*)  Kkact  II,  S.  5f. 

1S)  Vgl.  unten  § 23  u.  24. 
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waltung,  Nutzung  und  Disposition  als  seine  eignen, 
nicht  blos  als  ffir  und  Namens  der  Frau  ausgeübt,  und  somit 
ihre  Verwerthung  für  die  eheliche  Gemeinschaft  unter  der 
Obhut  und  Leitung  des  Ehemanns  gewährleistet. 

Dies  Ist  die  Bedeutung  des  Sächsischen  Prineips,  dass  dem 
Ehemanne  eine  eigne,  selbständige  Gewere  am  Gute 
seiner  Frau  zukomme. 


8 12. 

Rechtlicher  Charakter  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

Legt  nach  dem  Gesagten  das  Sächsische  Recht  dem  Ehe- 
manne die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  am  Gute  der 
Frau  als  eine  Gewere  von  besondrer  Art  und  Inhalt  bei,  so 
heisst  das,  wenn  anders  unser  Verständniss  von  der  Gewere 
ein  richtiges  ist : dem  Manne  kommt  auf  Grund  und  Titel 
seines  Rechts  als  ehelicher  Vormund  der  Besitz 
am  Frauengute  zu  ').  Dieser  Besitz  ist  zwar  zunächst  that- 
sächliches  Innehaben,  d.  i.  thatsäohlich,  nicht  etwa  im 
Widerspruch  mit  dem  Recht,  sondern  körperlicher  Be- 
sitz, realisirt  durch  Genuss,  Nutzung,  Disposition  in  irgend  wel- 
chem Umfang  — in  Verbindung  mit  seiner  causa,  den  Rechten 
aus  der  ehelichen  Vormundschaft,  und  deren  dingliche  Wirk- 
samkeit bedingend,  aber  auch  ein  Besitzrecht,  welches  die 
Thatsache  des  Innehabens  möglicher  Weise  überdauert.  Die 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ist  diis  generelle,  formale 
Besitzrecht  der  Gewere  mit  dem  concreten  Inhalt  der  aus  der 
ehelichen  Vormundschaft  flipssenden  Befugnisse,  ungefähr  pa- 
rallel dem  Publicianischen  Besitz  des  Eherffanns  an  der  eins 
der  Frau  *). 


M 8o  auch  v.  Mautitz,  S.  82. 

®)  Richtig  ist  daher,  wenn  Kract  (II,  S.  3t>4f.),  Stokbk  (Gewere 
a.  a.  0.,  S.  477)  und  iiinen  folgend  Bbhbksd  (Stendaler  Urtheilsb.,  S.  52  f.) 
die  Gewere  des  Mannes  als  den  körperlichen  Besitz  am  Frauengut 
auffassen,  darum  geht  aber  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
nicht  im  körperlichen  Besitz  auf.  Der  in  der  Vormundschaft  liegende 
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Nun  wird  sich  unten  ergeben,  dass  ungeachtet  dieses  Be- 
sitzrechts des  Ehemanns  auch  die  Besitzrechte  der  Ehefrau, 
also  ihre  Gewere  zu  Eigenthum,  Lehn-,  Zins-,  Pfand-,  Leib- 
zuchtsrecht etc.  bestehen  bleiben,  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft also  neben  der  Gewere  der  Frau  zu  diesem  oder 
jenem  Rechte  hergeht.  Es  stehen  also  zwei  Personen  an  den- 
selben Suchen  zwei  Geweren  von  verschiedenem  Kechtsinbalt 
dergestalt  zu,  dass  die  eine  die  andre  nicht  ausschliesst,  beide 
sich  im  Verhältniss  gegenseitiger  Anerkennung  befinden.  Das 
Deutsche  Recht  erkennt  ein  solches  Nebeneinander  zweier  Ge- 
weren wenigstens  bei  Immobilien  nicht  blos  überhaupt,  sondern 
sogar  dergestalt  an , dass  jede  von  beiden  eines  gleich  wirk- 
samen Schutzes  sowohl  gegen  Dritte  wie  gegen  den  Inhaber 
der  andern  geniesst.  Der  Inhaber  der  Eigenthumsgewere  ist 
gegen  Beeinträchtigungen  durch  den  Vasallen,  Leibzüchter 
oder  auch  durch  Dritte  etc.  ganz  in  derselben  Weise  geschützt 
wie  der  Vasall,  Leibzüchter  etc.  gegen  den  Eigenthümer  oder 
gegen  Dritte.  Ihr  Beweisrecht  ist  parallel  geordnet;  jeder 
ist  bei  der  prozessualischen  Geltendmachung  seines  Rechts 
selbständig  und  bedarf  nicht  erst  des  Eintretens  eines  Andern 
für  ihn ; die  Gewere  eines  jeden  wird  mit  der  Zeit  zur  rechten 
Gewere 3).  In  dieser  Weise  behandelt  das  Deutsche  Recht 
jedoch  im  Allgemeinen  nur  den  Fall,  wo  die  eine  wie  die 
andre  Gewere  an  Immobilien  durch  Auflassung  zu  diesem  oder 
jenem  als  dinglich  anerkannten  Rechte  erfolgt  ist.  Wo  sie 
dagegen  durch  einfache  Tradition  erworben  war,  etwa  zu 
Mieth-  oder  Pachtrecht,  da  stand  ihrem  Inhaber  ein  selb- 
ständiger Klagschutz  gegen  Beeinträchtigungen  Dritter  über- 
haupt nicht  zu:  er  bedurfte  der  Vertretung  durch  den  In- 


Titel  reicht  über  das  hlime  Factum  hinaus.  Die  von  Krait  a.  a.  O.  ange- 
führten Gründe  sind  nicht  zutreffend:  das  Magdeburger  Weichbild  fordert 
in  der  Hegel  den  Besitz  des  Mannes  als  Zeichen,  dass  Einhandsgut  nicht 
vorliegt  (vgl.  § 22  u.  17  g. E.);  auch  Objecte,  die  nicht  in  der  Frauen 
Gewere  sind  oder  als  unkörperlich  nicht  sein  können,  unterliegen  der  Ge- 
were zu  rechter  Vormundschaft  (§  13);  dem  Manne  steht  die  Vindicatico 
nicht  im  Namen  der  Frau  sondern  in  seinem  eignen  zu  (§  11). 

3)  Vgl.  oben  § 8,  Anm.  12. 
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haber  einer  mittelst  Auflassung  gewonnenen  Gewere ; von  dem 
Erlangen  einer  rechten  Gewere  auf  seiner  Seite  konnte  über- 
haupt nicht  die  Rede  sein.  Nur  gegen  Beeinträchtigungen 
durch  den  Tradenten  selbst  deckte  auch  schon  die  ohne  Auf- 
lassung übertragene  Gewere  das  Recht  des  Erwerbers,  zu  dem 
sie  übertragen  war,  und  zwar  selbst  mit  Wirksamkeit  gegen 
Dritte  *).  Rücksichtlich  der  Mobilien  liess  das  Deutsche  Recht 
ein  Nebeneinander  einer  doppelten  Gewere  im  Verhältniss 
gegenseitiger  Anerkennung  sonst  nirgends  zu  ®).  Wie  das 
Deutsche  Recht  nun  diesen  letztem  Grandsatz  mit  dem  Be- 
stand der  Gewere  beider  Gatten  auch  am  beweglichen  Frauen- 
gut in  Einklang  setzte,  wird  sich  ergeben,  wenn  wir  über  das 
Verhältniss  des  beiderseitigen  Vermögens  zu  einander  handeln  ®). 
Dagegen  müssen  wir  zur  Charakterisirang  der  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  schon  hier  erörtern,  ob  das  Deutsche  Recht 
dem  Ehemanne  rücksichtlich  der  Immobilien  der  Frau  eine 
Stellung  einräumte  wie  dem,  der  sie  durch  förmliche  Auf- 
lassung erworben  hatte,  oder  nur  die  des  simpeln  Besitzers, 
z.  B.  des  Pachters,  Amtmanns,  Treuhänders  etc.? 

Aijbrecht  7)  behauptet  das  Erstere ; ich  halte  das  Letztere 
für  das  Richtige  *). 

Soviel  ist  wohl  von  vorne  herein  klar,  dass  die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  als  Gewere  zu  einem  völlig  selbständigen 
Besitzrecht  wie  die  Eigenthums-,  Leibzucht-,  Lehnsgewere  etc, 
ganz  einzig  dastehen  würde  durch  die  Entbehrlichkeit  der 
Auflassung,  durch  die  Unfähigkeit,  zur  rechten  Gewere  zu 
werden,  durch  die  Allgemeinheit  ihres  Rechtsinhalts  und  da- 
durch, dass  sie  mit  dem  Tode  der  Ehefrau  ipso  jure  erlischt. 
Eine  Nöthigung  zu  der  Albrecht’schen  Auffassung  könnte 
aber  höchstens  darin  gefunden  werden,  dass  dem  Ehemaune 
die  Befugniss  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  gegen  Be- 

M Vgl.  oben  a.  a.  0.,  Anm.  14. 

*)  Vgl.  oben  S.  101, 

•)  Vgl.  unten  § 15. 

D Gewere,  S.  257 f.  vgl.  S.  128.  231,  Anm.  019.  S.  120.  Anm.  270  g. 

*)  8o  auch  Ptobbe  in  nefner  Abhandlung  über  die  Gewere  a.  a.  O., 
§ 41,  S.  477. 
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einträchtigungen  durch  die  Frau  wie  durch  Dritte  zukommt. 
Indessen  kann  dieser  Grund  doch  als  zwingend  nicht  aner- 
kannt werden.  Denn  dass  eiu  Ehemann  selbständig  (d.  h. 
nicht  bloa  in  Vertretung  und  Namen  seiner  Ehefrau  oder  nicht 
mit  ihr  gemeinschaftlich)  ihre  Immobilien  gegen  Beeinträch- 
tigungen Dritter  klagweise  verfolgen  dürfte,  ist  nicht  erweis- 
lich #);  zu  einer  klageweisen  Geltendmachung  seiner  vormund- 
schaftlichen Rechte  gegen  beeinträchtigende  Dispositionen  der 
Frau  selber  befähigte  ihn  aber  nach  Obigem  auch  Dritten  gegen- 
über schon  das  Besitzrecht,  wie  es  durch  den  formlosen  Erwerb 
des  Besitzes  zu  irgend  welchem  Recht  erlangt  wurde.  Ein  innerer 
Grund  zur  Annahme  eines  Besitzrechts  zu  rechter  Vormundschaft 
mit  so  specifischer  Geltung  wie  die  durch  Auflassung  ent- 
stehenden verschiednen  Arten  derGewere  lässt  sich  daher  nicht 
absehen,  und  ihre  Annahme  hat  um  so  weniger  für  sich,  als 
sich  bei  Mobilien  die  Anomalie  dergestalt  steigern  würde,  dass 
die  Gewere  des  Ehemanns  bei  diesen  überhaupt  der  einzige 
Fall  einer  Gewere  dieser  Art  bilden  würde.  Die  Quellen 
lassen  aber  auch  nach  ausdrücklichen  Zeugnissen  jene  Auf- 
fassung Aujkbcht’8  nicht  zu  ,u). 

Sächsisches  Lehnrecht  74,  § 1 : 

„Hevet  en  man  gut  in  gewereu  sunder  lenunge  von 
vormuntscap  sin  es  wives  oder  kindes  oder  let  en 


'•')  Vielmehr  klagt  in  den  mannigfachen  in  Schölfensprüchen  mitge- 
theiltcn  Rechts  fallen  der  oben  bezeiclmeten  Art  der  Ehemann  jederzeit 
gemeinschaftlich  mit  seiner  Frau  oder  in  Vertretung  derselben,  meines 
Wissens  nirgends  allein  und  lediglich  anf  Grund  seiner  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft:  z.  R.  Nordhauser  Weisthiiiner  bei  Förstkmavn,  N.  Mittb.. 
Rd.  1.  H.  3.  S.  33,  g 23  fc.  System.  Sch.-K.  111.  2,  7 u.  8.  (Kulm  111,  44. 
46).  Schspr.  bei  Wasskusi  hlkiies.  S.  2(11,  cap.  61;  S.  228,  cap.  74;  S.  270, 
eap.  132;  8.  80,  cap.  1.  Sch.-D.  bei  ROhmk  VI.  S.  Ulf.  Magdeb.  Fr.  I, 
7,  23.  Kulm  111,  14.  16. 

,0)  Umgekehrt  liegt  darin , dass  unsere  Quellen  dem  Ehemanne  aus- 
drücklich den  blosen  Resitz  zusprechen , und  dennoch  anf  diesen  seinen 
Besitz  das  Recht  zum  Widerspruch  gegen  einseitige  Dispositionen  der 
Frau  und  die  Geltendmachung  desselben  auch  gegen  Dritte  stützen,  ein 
neuer  Beweis  für  den  oben  § 8,  Anm.  14  aufges teilten  allgemeinen  8atz 
über  die  Gewere. 
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man  sime  bruderc  sin  gut  in  sine  gewere  ane  des  herren 
willen  und  ane  sine  witscap  — — dat  ne  mach  he 
alene  uppe’n  hilgen  nicht  behalden  — 

§ 2: 

„Lenes  geweren  mut  man  getügen  mit  ses  mannen 
des  herrn.  Ene  blote  gewere  getüget  en  man  selve 
sevede  mit  unbesculdenen  lüden  an  irme  rechte,  svie 
sie  sin.“ 

Hier  werden  sehr  bestimmt  Lebnsgewere  (lenes  gewere) 
und  rein  factische,  gemeine  Gewere  (blote  gewere),  d.  i. 
einfach  körperlicher  Besitz  hinsichtlich  des  Unterschieds  in 
den  Beweismitteln  gegenübergestellt,  und  als  Beispiele  der 
letztem  des  Mannes  gewere  sunder  lenunge  u)  von  vormunt- 
scap  sines  wives  oder  kindes  ebenso  wie  der  Fall  angeführt, 
da  der  Vasall  seinem  Bruder  das  Lehngut  ohne  Auflassung 
durch  simple  Tradition  eingeräumt  hat.  Diese  Zusammen- 
stellung, die  Bezeichnung  als  blose  Gewere,  der  Gegensatz 
zur  Gewere  auf  Grund  der  Beleihung  und  die  Bestimmung 
der  ßeweisregeln  bezeugen  unzweideutig,  dass  die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  als  blos  körperlicher  Besitz  aufgefasst 
wurde.  Und  so  geschieht  es  auch  in  späteren  Zeugnissen.  So 
stellen  namentlich  die  Schöffensprüche  bei  Wassehschi.euen 
die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  in  bestimmten  Gegen- 
satz zu  der  durch  Auflassung  gewonnenen.  Ausser  den  oben 
citirten  '*)  gründet  der  Sohöffenspruch,  cap.  68.  S.  21 9 f.  und 
cap.  69,  S.  222  auf  die  Voraussetzung,  dass  die  Frau 

„erem  leczten  manne,  den  sie  zcu  der  ee  yn  ir  haws 
uff  die  holczecke  genomen  hat,  das  hausz  nicht  ge- 
gebin  adir  uffgelassen  hat  an  der  stad,  do  is  erafft  und 
macht  hat  — 

das  Erbrecht  ihrer  Erben  mit  der  Berufung  darauf,  dass  der 
Mann 

„yn  die  were  und  besyczczung  des  hawszes  andirs 

*i)  d.  i.,  wenn  er  nicht  als  I.ehntriiger  seiner  Frau  selbst  beliehen  ist; 
vgl.  Art.  75. 

12)  S.  201,  cap.  61;  S.  227,  cap.  73;  S.  228,  cap.  74;  8.  230,  cap.  75; 
»gl.  oben  S.  182  f. 
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nicht  gekomen  ist,  wenne  alzo  seynes  elichen  weybes 
Vormunde 

In  demselben  Sinne  sagen  die  Erben  einer  Frau  unter 
Beifall  der  Schöffen : 

„ — das  sulche  gewere  ane  vorreychunge  adir  uff- 
lassunge  keyne  rechte  gewere  nicht  geseyn  möge 
und  andir  gewere  dorau  nicht  gewonnen  habe,  wenn  yn 
vormundchaft  seynes  weybes  “ ,s). 

Noch  prägnanter  bemerkt  ein  andrer  Sohöffenspruch  u) : 
„unde  ist  her  uwern  bruder  nicht  uffgelassen  (sc.  der 

Hof) so  en  had  uwer  bruder  an  dem  hoffe  andere 

keyn  recht  wenne  dy  gebruchmige  gehabith.  — — ist 
der  weynberg,  deu  uwer  bruder  in  nuczlichin  weren  und 
gebrauchunge  gehabit  had,  seynes  leezten  weybis  gewest 
unde  had  sy  denne  uwern  b rudere  nicht  uffgelaszin  — 
so  en  hat  uwer  bruder  keyne  volkomene  gewere 
daran  gehabit.“ 

Was  hier  unvollkommene  Gewere  genannt  wird,  ist  offenbar 
nichts  anders  als  was  das  Sächsische  Lehnrecht  mit  der 
„b losen“  Gewere  bezeichnet,  nämlich  der  thaisächliche,  kör- 
perliche Besitz. 

Steht  ihm  aber  auch  nur  dieser  nach  allen  t^uellenzeug- 
nissen  zu,  so  bildet  derselbe  doch  eben  einerseits  in  seinen  regel- 
mässigen Aeusserungen  durch  Gebrauch,  Verwaltung  und  Dis- 
position die  Realisirung  der  gesamten  aus  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft fliessenden  Vermögensrechte  des  Mannes;  andrer- 
seits erfüllt  er,  wenn  auch  bei  Immobilien  nicht  in  vollkommen 
erschöpfender  Weise,  die  Voraussetzung,  unter  der  der  Mann  seine 
Rechte  der  Frau  wie  Dritten  gegenüber  geltend  machen  kann.  Ist 
die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  so  einerseits  eine  „blose“, 
eine  relativ  unvollkommene  Gewere,  so  ist  sie  andrerseits  doch 
eine  „rechtmässige  Gewere“,  ein  „Besitzrecht“,  welche  das 
blos  thatsächliche  Innehaben  zu  überdauern  geeignet  ist  — 


■3)  S.  227,  cap.  73. 
u)  Ebendas.,  S.  429,  cap.  85. 
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eine  „rechte  Gewere“,  d.  h.  ein  Besitzrecht  von  besonderem, 
eigentümlichem  Rechtsinhalt M*).  So  beschreibt  ihren  juristi- 
schen Charakter  am  eingehendsten,  aber  völlig  im  Sinne  aller 
Sächsischen  Rechte  ein  Schöffenspruch  bei  Wasserschleben, 
S.  96,  cap.  1 57  a.  E.: 

„Was  gutis  und  geldis  eyne  frawe  zcu  erem  manne 
brengit  und  vorsperrit,  yn  seyne  gewalt  antwort  adir 
antworten  adir  globin  lessit  von  iren  wegen  alzo  das 
der  man  des  gutis  lediglichin  zundir  andir  leute  wider- 
sproche  mag  gebruchin  noch  seynen  willen,  doran 
hat  der  man  eyne  rechte  gewere.“15) 

So  wird  auch  im  Weichbild,  cap.  78,  § 2 ,6)  dem  Manne 
an  dem  Gut,  das  er  mit  der  Frau  „to  rechter  vormuntscap 
untveit“,  im  Folgenden  eine  „rechte  gewere“  beigelegt  und 
in  dem  oben  § 10,  Anm.  30  abgedruckteu  Schöffen  - Urtheil 
ein  „rechte,  volkomene  were“.  Eine  solche  ist  sie,  weil  sie 
auf  der  causa  der  Vormundschaft  beruht,  und  sie  wird  erst 
zur  unrechtmässigen,  zur  blos  factischen  im  Sinne  einer  dem 
Recht  widersprechenden,  sobald  jene  ihre  causa  aufhört.  Sie 
wird  dadurch  nach  einem  andern  Schöffenspruch  17) , obwohl 
sie  eine  „gerugliche  und  nuczliche“  gewesen  sein  mag.  zu 
einer  „Unrechten  adir  betriglichen  gewere“,  der  die  Schöffen 
keine  rechtliche  Wirkung  zugestehen. 


§ 13. 


Ubjeet  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

Auch  auf  die  Frage,  in  welchem  Umfang  das  Fraueugut 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  unterliegt,  giebt  uns 
der  Sachsenspiegel  I,  31,  2 die  Antwort: 

„ — so  nimmt  he  in  sine  gewere  al  ir  gut  to 
rechter  vortmundscap.“ 


14  *)  So  schon  der  Ssp.  vgl.  oben  S.  125. 

u>)  Vgl.  § 56,  Anm.  15  ; § 35,  Anm.  11;  § 13  *.  f. 

,6)  Abgcdr.  oben  § 10  bei  Anm.  20. 

l7)  Bei  Wasskhschusbkn,  8.  227,  cap.  83. 
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Also  (las  gesamte  Frauengut  bildet  das  Object.  Eine  Voraus- 
setzung irgend  welcher  Art  wird  nicht  beigefügt  und  bei  der 
correcten  Fassung  des  Rechtsbuchs  ist  es  nicht  zulässig,  eine 
solche  hinzuzudenken.  In  zwei  Beziehungen  könnte  man  sich 
dazu  versucht  fühlen. 

Zunächst  könnte  man  von  des  Mauues  Gewere  ausgeschlossen 
halten  Vermögenstheile,  welche  zwar  in  der  Gewere  der  Frau 
sind,  nicht  aber  in  ihrem  körperlichen  Besitz  — also  nach  dem 
Albrecht’schen  Ausdruck:  die  Gegenstände  ihrer  juristischen 
Gewere,  mag  ein  körperlicher  Besitz  an  ihnen  überhaupt  nicht 
möglich  sein  z.  B.  an  dinglichen  Gerechtsamen,  oder  mag  er 
nur  im  eoncreten  Falle  der  Frau  nicht  zukommen,  wie  au 
Mobilien,  die  wider  ihren  Willen  aus  ihrem  Besitz  entkommen, 
oder  an  Immobilien,  an  denen  sie  den  Besitz  aus  irgend  einem 
Grunde  entbehrt,  ohne  doch  die  Gewere  solenn  aufgegeben 
zu  haben,  überhaupt  an  Sachen,  die  sie,  ohne  den  Besitz  zu 
erwerben,  in  erbschaftlicher  Gewere  hat  ').  Diese  Vermögens- 
stücke der  Frau  nicht  mit  als  „ir  gut“  zu  bezeichnen,  halte 
ich  für  unmöglich  *),  Kraut’s  3)  entgegenstehende  Ansicht  für 
unbegründet.  Die  Gewere  des  Mannes  auch  an  diesen  Ver- 
mögensstücken tritt  in  den  Wirkungen  deutlich  genug  hervor. 
Einmal  in  der  Nutzung  und  dem  Fruchtgenuss:  denn  der 
Mann  bezieht  vom  Frauengut  nicht  blos  die  naturalen,  sondern 
auch  die  civilen  Früchte,  wie  den  Pachtzins  4),  und  die  Gewere 


i 

>)  Auch  über  die  Fälle  der  juristischen  Gewere  ist  ruan  nicht  einig. 
Namentlich  hat  sie  Stobbb  a.  a.  Ö. , S.  4SI  theilweise  wenigstens  für 
die  älteren  Quellen  bestritten.  Ich  meine,  dass  sie  sich  für  die  oben 
angedeuteten  Fälle  wohl  nachweisen  lässt  (vgl.  oben  § 8,  Anui.  15).  Doch 
kommt  auf  die  einzelnen  Fälle  für  unsere  Frage  nichts  an. 

*)  Grade  auf  Objecte  dieser  Art  bezieht  sich  die  stehende  Eides- 
formel beim  Prozess  über  die  Gewere:  „dass  die  »Sache  sein  war  und 
noch  sein  sei“.  Vgl.  darüber  oben  § 8,  Anm.  13  und  Alurecht,  Ge- 
were. S.  83;  DblbrCck,  Dingliche  Klage,  S.  74.  Stobhk  a.  a.  0.,  § 11, 
Anm.  38.  Blcntschu,  Kritische  Ueberschau,  Bd.  VI,  S.  1%  f. 

3)  Vormundschaft  11 , S.  364  f.  368.  Ihm  scheint  Bkhkkni»  (Sten- 
»laler  Urth.-Buch,  S.  53)  zu  folgen. 

*)  Ssp.  111,  76,  5;  vgl.  unten  § 26,  Anm.  11  f. 
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hat  doch  „de  den  tins  dar  ut  höret“9).  Demnächst  in  dem 
Widerspruchsrecht  gegen  einseitige  Dispositionen  der  Frau. 
Obwohl  der  Sachsenspiegel  dasselbe  als  einen  Ausfluss  der 
Gewere  des  Mannes  ansieht5  6) , spricht  er  es  demselben  doch 
ohne  Einschränkung  in  Bezug  auf  das  ganze  Frauengut  zu  7), 
und  der  Vermehrte  Sachsenspiegel  bringt  es  ausdrücklich  für 
Fälle  der  obigen  Art  in  Anwendung  8 9). 

Dieselben  Grundsätze  hat  denn  auch  das  gemeine  Weich- 
bild. Zwar  wird  in  dessen  Quellen  wiederholt  und  in  den 
mannigfachsten  Wendungen,  sobald  es  sich  um  die  Fahrniss 
der  Frau  handelt,  hervorgehoben,  dass  der  Ehemann  nur  an 
demjenigen  Frauengut  Dispositionsbefugniss  und  Mobiliarrecht 
hat,  das  die  Frau  ihm  „unter  die  Hände  und  in  seine  Gewere 
gegeben  hat“,  im  Gegensatz  zu  dem,  „was  nie  in  seine  Ge- 
were gekommen  ist“  9).  Allein  hier  wird  nicht  Gut,  das  die 
Frau  besitzt,  und  solches,  woran  sie  den  (thatsächlichen)  Be- 
sitz nicht  hat,  sondern  eingebrachtes  und  vorbehal- 
tenes, d.  i.  Einhandsgut  gegenübergestellt.  Für  die  Ent- 
stehung von  Einhandsgut  ist  freilich  Nichteinbringen  in  die 
Gewere  des  Mannes  eine  wesentliche  Voraussetzung,  aber  nicht 


5)  Vgl.  oben  § 8 im  Text  zu  Amn.  2. 

*)  I,  45,  2.  Der  Versuch  v.  Bar's  (Bew.-Urtheil,  S.  202)  und  Bkic 
xtsn’s  (Stendaler  Urth.-Buch,  S.  53),  dieser  Stelle  ihre  principielle  Be- 
deutung zu  nehmen,  verdient  keinen  Beifall. 

’)  I,  31,  1. 

-*)  Verm.  Ssp.  I,  20,  16 : „Adder  noch  wiclibilde  mag  eyn  fruwe  wedder 
in  erbe  noch  in  erbegude  noch  lipczucht  noch  ore  anwartunge,  daz 

*y  anirstorben  mag,  laszen  ane  ores  elichen  mans  willen. 

Wcdderepreche  her  is  in  jare  unde  in  tage,  so  cn  were  des  alles  nicht, 
waz  dorane  getan  wer.  “ Die  Anwartung  kann  ein  noch  nicht  angcfallenes 
Erbrecht  bedeuten,  ist  aber  vermuthlich  im  Sinne  des  Goslar’schen  Rechts 
ein  Gut,  das  von  der  darauf  haftenden  Leibzucht  noch  nicht  ledig  ge- 
worden ist;  vgl.  Goslar’sche  Statuten  bei  Göschen,  S.  11,  ts  f.  Eisenacher 
Rechtst.  I,  41  (vgl.  unten  § 23,  Amn.  5;  dazu:  Bkhrknu,  Stcndaler 
l’rtheilsbuch , S.  55  — v.  Bau,  Beweisurthcil , S.  203).  Die  ganze 
Bestimmung  läuft  parallel  der  anderen  im  Venn.  Ssp.  I,  30,  2.  Goslar’- 
sebe  Stat.  a.  a.  ().,  p.  14,  i f.  Eisen.  Rechtsb.  I,  68.  Pölmann  IX,  18,  13. 

9)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  9.  Kulm  IV,  9.  Schspr.  bei  Böhme,  S.  97,  «; 
99,  »;  113,  »;  133,  i;  144,  r;  152,  < etc. 
ifricoU,  Gewere  t.  r.  V.  10 
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die  einzige,  vielmehr  gehört  dazu  noch  ein  auf  Constituirung 
zu  Einhandsgut  gerichteter,  wiewohl  iu  der  Eegel  schou  in 
der  Thatsache  der  (absichtlichen)  Nicht-Illation  ausgesprochener 
Willeusact  Darum  war  aber  auch  nicht  alles  Gut,  das  die 
Frau  nicht  reell  inferirte,  Einhandsgut  und  darum  auch  nicht 
zu  folgern,  dass  es  von  des  Mannes  Gewere  ausgeschlossen 
sei l0).  Das  Gegentheil  wird  vielmehr  in  einigen  Schöffen- 
sprüchen unzweideutig  genug  bezeugt,  indem  dem  Manne, 
dessen  Mobiliarrecht  nur  für  die  von  ihm  in  die  Gewere  ge- 
nommenen Mobilien  der  Frau  besteht,  diese  doch  zugesprochen 
werden,  wo  die  Frau  mit  ihren  Miterben  noch  nicht  abgetheilt, 
also  der  Mann  den  thatsäch liehen  Besitz  noch  nicht  erworben 
hatte  ll).  Die  Sache  steht  daher  so:  auch  nach  Weichbild  hat 

*#)  Kravt  (II,  S.  305,  Amu.  3)  beruft  sich  daher  mit  Unrecht  auf 
einige  der  obigen  Stellen  zur  Erörterung  seiner  entgegenstehenden  An- 
sicht. Ebenso  beruht  ui.  E.  auf  der  Verkennung  des  oben  dargestellten 
Sachvcrhältnisses  die  § 17  zu  Anm.  Ui  f.  besprochene  abweichende  Lehre 
von  v.  Mautitz,  § 22  f. 

•')  Sclispr.  bei  Wasskrschi.ebkn,  S.  204,  cap.  (13;  S.  405  f„  cap.  51 ; 
S.  248  ff.,  cap.  1(W.  Vgl.  Venn.  Ssp.  1,  23,  1 ; Schspr.  bei  Wassersch- 
i.kbkn,  S.  i(9,  cap.  168.  Ohne  Grund  sieht  hierin  v.  Martitz,  p.  276  f.  eine 
Ausnahme  vom  allgemeinen  Princip.  Vielmehr  ist  es  grade  der  weitaus 
gewöhnlieliste  Kall,  der  cbendesshalb  allein  in  den  Quellen  besprochen 
wird.  — Eine  übrigens  sehr  erklärliche  Modification  des  allgemeinen 
Grundsatzes  wird  man  anzuerkennen  haben.  Wenn  eine  Ehefrau  mit  dem 
überlebenden  Parens  und  mit  ihren  Geschwistern  in  ungetheilter  Were 
sitzt,  so  hat  sie  an  ihrem  (ideellen)  Erbtheil  zwar  die  erbschaftliche 
Gewere,  aber  bis  zur  reellen  Absonderung  unterliegt  derselbe  noch  dem 
Beisitz  des  Parens.  Letzterem  steht  daher  bezüglich  des  Erbtheils  der 
Krau  die  Gewere  zu,  wie  sic  der  Vater  bezüglich  des  Guts  seines  Haus- 
kinds  hat,  und  wie  sie  im  Ganzen  der  Gewere  des  Ehemanns  entspricht 
(vgl.  Sydow,  Erbrecht,  S.  278  f.  280.  288).  Es  ist  begreiflich,  dass  man 
sie  nicht  neben  dem  Parens  auch  noch  dem  Ehemanne  cinräumen  konnte. 
Wenigstens  nach  Hamburg-Lüh'schcm  Recht  wird  daher  in  solchem  Kalle 
dem  Ehemanne  Dispositions-  und  Erbrecht  an  solchen  Vermögenstheilen  der 
Krau  abgesprochen  (vgl.  Paui.J,  Abhandl.  II.  g 30,  S.  153  f.  11  f.;  Crom* 
II,  S.  488;  Kravt  II,  8.  366,  Anm.  4;  Laspp.yrrs,  l)e  debitis  conjugum 
ex  civitatum  Hanscaticarum  jure  (Halae  1857),  g 6).  Liegt  aber  der  Kall 
so,  dass  der  Mann  eine  Wittwe  heirathet,  die  noch  in  ungetheilter  Were 
mit  ihren  Kindern  sitzt,  so  fällt  ihr  Erbtheil  doch  in  die  Gewere  und 
das  Erbrecht  des  Mannes  (Verm.  Ssp.  I,  23,  1 a.  E.  und  die  Anwendung 
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der  Mann  die  Gewere  am  gesamten  Frauengut,  gleichviel 
ob  augenblicklich  in  ihrier  Detention  oder  nicht  — er  hat  die 
(lewere  aber  allerdings  rücksichtlich  der  Fahmiss  nur  in  dem 
Falle,  dass  die  Früu  diese  nicht  besoüders  aus  seiner  GeWere' 
femgehalten  hat,  um  sich  Einhandsgut  zu  wahren.  Die  Be- 
fughiss hierzu  gab  erst  das  Weichbild , aber  ein  principieller 
Gegensatz  bestand  nicht  l*j. 

Auch  Forderungen  nnd  Aussenstände  der  Ehefrau  gehören 
zu  „all  ihrem  Gut“  und  fallen  daher  mit  und  in  demselben 
in  des  Mannes  Gewere.  So  wenigstens,  wenn  der  Satz  des 
Sachsenspiegels  die  principielle  Bedeutung  hat,  die  seihe 
Fassung  fordert.  Zu  dieser  Annahme  sind  wir  aber  um  so 
gewisser  berechtigt,  als  spätere  Quellen  das  Verhättniss'  unter 
diesem  Gesichtspunkt  auffassen.  Sie  erörtern  die  Frage  dä, 
wo  sie  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  besprechen,  indem  sie 
dieses  nur  soweit  statuiren,  als  die  Frau  die  Fahrniss  in  des 
Mannes  Gewere'  eingebracht,  also  nicht  zu  Einhandsgut  Vor- 
behalten hat.  In  diesem  Zusammenhänge  sagt  das  Glogauer 
Rechtsbuch,  cap.  387: 

„Hette  abir  dy  frawe  snnderliche  schult,  dy  dem 
manne  nicht  globit  were,  dy  schult  mögen  ere  erbnamen 
furderen  und  nicht  der  man,  wenne  dy  schult  in 
ereB  mannes  gewere  nicht  ist  bracht.'“ 

Eine  nicht  „sonderliche“  Forderung  der  Frau  wird  mithin 
als  in  des  Mannes  GeWere  befindlich  gedacht 1S).  Positiv  und 
und  principiell  beantwortet  die  Frage  aber  ein  Schöffensprucb 
bei  Wasserschleben,  der  folgenden  Fall  zum  Thema  hat: 
Ein  Mann  hat  seine  Frau  bei  ihrer  Erbtheilung  mit  einem 
Kinde  erster  Ehe  bezüglich  des  Nachlasses  eines  andeni  Ver- 


des Grundsatzes  in  d.  Schspr.  bei  Wasskhsohi.f.rkn  , S.  99,  cap.  168). 
Febrilem  waren  Dispositionen  des  Erben  über  eine  zwar  angefullene,  aber 
noch  nicht  in  Besitz  genomnfcne  Erbschaft  überhaupt  beschränkt  (vgl. 
Kuhn  IV,  110;  Erfurter  Stat. , cap.  16;  Schwsp.  35  — vgl.  darüber 
8tobbk  a.  a.  0.,  8.  449). 

•*)  Ueber  v.  Maktitz’  entgegengesetzte  Ansicht  vgl.  unten  § 17  zu 
Ahm.  16  f. 

,s)  Vgl.  uiiten  über  Forderungen  zu  Einhandsgut  § 56,  Anm.  16  f. 

10* 
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treten.  Bevor  diese  Erbtheiluug  noch  völlig  in’s  Reine  ge- 
bracht ist,  stirbt  die  Frau.  Dem  Wittwer  gebührt  nun  die 
Fahmiss  der  Frau,  sofern  er  daran  die  Gewere  gehabt  hat. 
Die  Vormünder  des  Kindes  wollen  darunter  nur  das  im  körper- 
lichen Besitz  des  Mannes  Befindliche  verstehen,  diese i»  dagegen 
das  ganze  (Mobiliar-)  Vermögen  der  Frau  mit  allen  Rechten 
und  Forderungen:  „al  ir  gut“.  Die  Schöffen  treten  dieser 
letzteren  Ansicht  bei,  indem  sie  nicht  die  Detention  an  den 
einzelnen  Sachen  zur  Voraussetzung  machen,  sondern  als  Kenn- 
zeichen der  Gewere  nur  verlangen,  dass  die  Gewalt,  Verfügung 
und  Nutzung  daran  nicht  besonders  ausgeschlossen,  d.  h.  dass 
dasselbe  nicht  zu  Einhandsgut  erklärt  sei.  Es  ist  derselbe 
Schöffenspruch,  der  schon  oben  (§  12,  Anm.  15)  allegirt  ist 
Er  lautet  auf  die  Frage: 

„Sintemal,  das  her  is  mit  sampten  Vormunden  bey 
seynes  weybis  lebin  angemanet  habe  dem  schuldiger  und 
yu  beydirseyt  namen  nedirgelegit  wart  zeu  eynem  bedir- 
manne  — — ab  nu  dasselbe  geld  nicht  yn  seyner  ge- 
were gewest  sey  alzo  wol  alz  ab  her  is  do  heyine  hette 
— — und  wie  eyn  mau  seynes  weibes  varnde  habe  yn 
seynen  geweren  haben  sulle  — — ?“ 
vollständig  dahin: 

„Was  gutis  und  geldis  eyne  frawe  zeu  erem  manne 
brengit  und  vorsperrit,  yn  seyne  gewalt  antwort  adir 
antworten  adir  globin  lessit  von  iren  wegen, 
alzo  das  der  man  des  gutis  lediglichin  zundir  andir  leute 
wedirsproche  mag  gebruchin  noch  seynen  willen,  doran 
hat  der  man  eyne  rechte  gewere.  Sint  (sintemal) 
nu  die  gefordirten  schulde  und  gelt  zo  lediglich 
vorsperrit  und  yn  des  mannes  gewalt  uud  gewere  bey 
seyner  frawen  lebin  nicht  kommen  siut,  zo  ist  das  geld 
und  schulde  gefallen  uff  der  frawen  erbnemen  und 
nicht  uff  den  man  noch  erem  tode“ 
und  in  einem  andern  Falle  auf  die  Frage: 

„So  spricht  der  man,  wenne  is  yme  globit  sey,  zo  sey 
is  yn  zeyner  gewere  geweszin,  wo  is  gelegin  adir  gewest 
sey  alz  wol  als  ab  her  is  bei  ym  doheyme  hette“ 
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dabin: 

„Das  gelt,  das  die  frawe  erem  manne  sundir  undir- 
scheit  lis  globen,  den  is  dirmanet  was,  das  sal  man  dem 
manne  beezalen  und  nicht  der  frawen  kinder.“ 

Wenn  hier  die  Schöffen  eine  „dem  Manne  gelobte“  oder 
ihm  gegenüber  anerkannte  Schuld  voraussetzen,  so  ist  dieses 
Gelöbniss  und  diese  Anerkennung  doch  immer  nur  an  ihn  „von 
der  frawen  wegin“,  d.  h.  für  sie  erfolgt,  in  ihrem  Namen 
acceptirt,  und  der  ganze  Zusammenhang  ergiebt,  dass  es  sich 
um  Forderungen  der  Frau  handelt.  In  dem  einen  Fall  wird 
eine  solche  als  nicht  in  des  Mannes  Gewere  gelangt  angesehen, 
weil  ihm  durch  Deposition  des  Geldes  bei  einem  Sequester 
Seitens  des  Schuldners  Verfügung  und  Nutzung  daran  nicht 
zugestanden  hatte,  während  in  dem  anderen  Falle  dieses  Hin- 
demiss  seiner  Gewere  nicht  entgegenstand.  In  dem  einen  wie 
in  dem  anderen  Falle  gehen  aber  die  Schöffen  von  der  An- 
schauung aus,  dass  der  Mann  in  und  mit  dem  Gute  der  Frau 
auch  deren  Forderungen  in  seine  Gewere  nimmt. 

Ist  dies  aber  Sinn  und  Gedanke  des  Sächsischen  Rechts 
überhaupt,  so  erhebt  sich  natürlich  die  Frage,  wie  es  ihn 
damit  vereinbaren  konnte,  dass  es  in  der  Gewere  des  Mannes 
doch  zunächst  nur  den  körperlichen  Besitz  sah , und  ein  sol- 
cher natürlich  dem  Ehemanne  nicht  als  solchem  gebührte, 
wo  ihn  die  Frau  nicht  selbst  hatte,  und  ihm  noch  weniger 
an  Vermögenstheilen  beigelegt  werden  konnte,  die  überhaupt 
unfähig  waren,  das  Object  einer  Gewere  zu  bilden,  wie  nament- 
lich Forderungen.  Ich  meine:  die  ganze  Anschauung  war 
überhaupt  nur  unter  der  Voraussetzung  möglich,  dass  man 
das  Frauengut  als  ein  Ganzes,  als  eine  Universitas  auf- 
fasste, die  als  solche  mit  allen  ihren  Bestandtheilen  in  des 
Mannes  Besitz  fiberging  u).  Dem  Deutschen  Recht  war  nicht 
blos  der  Begriff  der  universitas  überhaupt  ganz  geläufig,  son- 
dern es  behandelt  sie  auch  häufig  genug  als  Gegenstand  einer 

14)  Dies  hebt  schon  Runde  (Eheliches  Güterrecht,  § 36,  Anra.  6, 
§•85:  § 37,  S.  87  f.)  sehr  bestimmt  und  richtig  hervor,  und  auch  Stobbe 
(Gewere  a.  a.  0.,  S.  477,  § 41)  folgt  dieser  Auffassung. 
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Gewere  lÄ) , und  grade  beim  Frauengut  in  der  Ehe  lag  diese 
Auffassung  unsern  Quellen  nahe  genug.  Schon  frühzeitig  war 
ihnen  die  Uebertragung  der  Gewere  zu  Eigenthum  am  ganzen 
Frauengut  geläufig  und  wurde  es  mehr  und  mehr.  Muss  sie 
schon  dem  Sachsenspiegel JS)  bekannt  gewesen  sein,  so  wird  sie 
in  den  stadtrechtlichen  Quellen  vollends  gewöhnlich17).  Man 
mochte  so  kein  Bedenken  finden,  nicht  nur  das  gesamte 
Frauengut  („al  ir  gut“)  sondern  Frauengut  als  Gesamt- 
heit dem  im  thatsächlichen  Besitz  des  Mannes  sich  realisi- 
rendcn  Besitzrecht  zu  unterwerfen  **). 

An  eine  Succession  in  die  universitas  des  Frauenguts19) 
ist  freilich  hiebei  schop  ppo  desswillen  nicht  zu  denken,  weil 
ja  die  Frau  nach  wie  vor  ihre  Gewere  beliäit-  Vielmehr  tritt 
der  Manp  nur  mit  in  dieselbe  ein,  aber  in  die  Gewere  an 
der  Gesamtheit.  Diese  Auffassung  ist  vop  sehr  wesent- 
licher Bedeutung.  Denn  sie  kehrt  in  einer  Beihe  von  einzelnen 
Anwendungen  wieder,  upd  dies  beweist  am  festen , wie  bc- 

15)  Man  erinnere  sich  nur  der  erbschaftlichen  oder  der  durch  Ver- 
gabungen begründeten  Gewere  an  ganzen  Vermögen  oder  Vermögens- 
quoten, der  Gewere  an  letztem  beim  Sitzen  in  ungeteilter  Were. 

i«)  IU,  74. 

17)  So  gehen  z.  B.  Einbringen  und  Vergabung  völlig  parallel  in  den 
Magdeb.  Fragen  I.  12,  5.  Am  sprechendsten  sind  die  in  den  Lüb'schen 
Inscriptionen  aufbewahrten  Vergabungsgeschäfte,  in  denen  man  sich  ganz 
unzweideutig  das  Vermögen  als  Ganzes  mit  allen  Lasten  und  Hechten, 
körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen , mit  allen  Forderungen  und 
Schulden  als  in  des  Mannes  Eigentum  übergehend  dachte  (vgl.  die  Ur- 
kunden fiej  Pmi.J,  Abhandl,  IJ,  S.  8.  28  und  Khact  II,  S.  373,  Anm.  2). 
Aehnlich  aber  auch  der  Schspr.  im  System.  Sch.  - R.  IV , 1 , 30  u.  31 
(Kulm  IV,  29.  30):  Begobit  cyne  vrauwe  cryn  man  mit  alle  irre  varende 

habe,  wo  ze  di  hat  czu  tun  und  czn  lassin  und  blibit  di  vrauwe  schiddic 
noch  erym  tode  an  koufmannschaft  adir  andir  schult  — — di  sal  der 
man  geldin  alzo  verre  alz  di  gift  wendit.  Noch  dem  mole  dy  kaof- 
manschqft  in  des  mannis  gewere  koujyn  ist  und  her  sich  der 
undirwqndin  hot , zo  sal  her  di  schult  geldin.“  Hier  wird  offenbar  das 
gesamte  bewegliche  Frauengut  als  Universität  behandelt,  die  in  des 
Mannes  Gewere  kommt. 

»»)  Vgl.  v.  Mabtitz,  S.  83.  130  f. 

in)  Von  einer  Universalsuccession  mit  Personeneinheit  im  Römischen 
Sinne  könnte  freilich  überhaupt  nicht  die  Rede  »ein. 
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stimmt  nnd  bewusst  sie  unseren  Rechten  zu  Grunde  lag.  Wir 
werden  ihren  Consequenzen  und  Anwendungen  in  allen  Rich- 
tungen begegnen.  Als  Ganzes  tritt  das  Frauengut  in  des 
Mannes  Gewere,  als  Ganzes  tritt  es  wieder  heraus.  Eine  be- 
sondere Tradition  der  einzelnen  Stöcke  ist  unwesentlich.  Von 
einem  Ersatz  för  das  Verbrauchte,  Verlorene,  Veräusserte  ist 
nicht  die  Rede.  Die  Forderungen  stehen  unter  der  Disposition 
des  Mannes.  Aber  auch  die  vorehelichen  Schulden  der  Frau 
lasten  auf  ihrem  Gut  und  sind  aus  ihm  zu  decken,  und  die 
Vertretung  der  Frau  durch  den  Mann  erstreckt  sich  so  auch 
auf  die  Lasten  Und  Pflichten,  welche  auf  dem  gesamten  Frauen- 
gut haften.  Kurz  alle  Merkmale  einer  Universitas,  quae  nasci- 
tur.  crescit,  decrescit,  moritur,  wie  sie  Marcian  *’)  beschreibt, 
liegen  vor,  und  nur  unter  ihrer  Voraussetzung  sind  alle  Einzel- 
bestimmungen erklärlich. 

Summa:  Ohject  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ist 
das  gesamte  Frauengut  und  zwar  als  eine  Gesamtheit,  als  ein 
einheitlicher  Complex,  als  eine  universitas. 


§ 14. 

Rechtsinhalt  der  Gewere  zn  rechter  Vormundsehart. 

Wir  haben  in  den  vorigen  Abschnitten  die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  als  den  körperlichen  Besitz  des  Ehe- 
manns an  der  Gesamtheit  des  Frauenguts  auf  Grund  und  Titel 
seiner  Rechte  aus  der  ehelichen  Vormundschaft  nachzuweisen 
versucht.  Letztere  bildet  also  das  Substrat  der  Gewere  des 
Ehemanns  und  verleiht  ihr  ihren  Rechtsinhalt.  Indessen  reicht 
die  eheliche  Vormundschaft  über  das  Gebiet  der  Gewere  hin- 
aus, weil  sie  über  das  Gebiet  des  Vermögensrechts  hinaus- 
reicht. Denn  wir  haben  dieselbe  als  die  Form  jeder  familien- 
rechtlichen  Gewalt  im  Deutschen  Recht  erkannt,  welche  einer- 
seits Schutz  und  Vertretung  irgend  eines  Pflegbefohlenen  nach 


*°)  L.  40  pr.  D.  de  peenlio  15,  1. 
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Aussen  zu  ihrem  Wesen  hat,  andererseits  eine  Abhängigkeit 
des  Letztem  vom  Vormund  mit  sich  fuhrt  — Beides  nicht 
nothwendig  im  ausschliesslichen  Interesse  des  Bevormundeten, 
sondern  möglicher  Weise  in  dem  als  mehr  oder  weniger 
identisch  und  gemeinschaftlich  gedachten  Interesse  des  Bevor- 
mundeten und  des  Vormunds.  In  diesem  Sinne  ist  nun  auch 
der  Ehemann  rechter  Vormund  seiner  Frau. 

Die  Vormundschaft  des  Ehemanns  ist  also  zunächst  ein 
Schutzrecht  über  die  Frau,  d.  h.  ein  Recht,  sie  in  wie 
ausser  dem  Gericht  gegen  die  Aussenwelt  zu  schützen,  sie 
namentlich  vor  Gericht  in  wie  ausser  dem  Prozess  zu  ver- 
treten. Dass  dem  Ehemanne  dieses  Recht  zusteht,  und  zwar 
kraft  seiner  Vormundschaft  zusteht,  leidet  keinen  Zweifel,  wird 
auch  nirgends  bestritten  l).  Es  ist  das  nämlich  im  Wesent- 
lichen der  Complex  von  Rechten,  welche  die  Functionen  des 
Geschlechtsvormunds  zum  Inhalt  haben.  Grade  in  dieser  Be- 
ziehung wird  der  vormundschaftlichen  Stellung  des  Ehemanns 
vorwiegend  in  allen  Quellen  des  Sächsischen  Rechts  gedacht, 
und  mannigfach  das  Recht  des  Ehemanns  auf  diese  Beschützung 
und  Vertretung  der  Frau  betont.  Bei  der  Darstellung  dieser, 
doch  auch  die  Güterverhältnisse  der  Ehegatten  berührenden 
Rechte  des  Mannes  werden  sich  die  Belege  für  das  Gesagte 
von  selbst  ergeben  *). 

Nur  die  Kehrseite  des  Schutzrechts  des  Ehemannes  bildet 
seine  Gewalt  über  die  Person  der  Ehefrau.  Diese  Gewalt  ist 
eben  ihrer  Natur  nach  nicht  blos  eine  Summe  von  Rechten 
auf  einzelne  Handlungen  und  Leistungen  der  Frau,  sondern 
involvirt  eine  Herrschaft  über  dieselbe;  ihr  entsprechen  nicht 
einzelne  Verpflichtungen  der  Frau,  sondern  ihre  gesamte  Ab- 
hängigkeit vom  Manne,  ihre  allgemeine  Pflicht  zum  Gehorsam. 
Für  einen  einzelnen  Fall  hebt  schon  der  Sachsenspiegel  das 
allgemeine  Princip  hervor,  I,  52,  4: 

„ Sve  binnen  siner  süke  sine  have  vergift  oder  ut  sat 
to  der  tiet,  alse  he’s  nicht  dun  ne  sal,  dat  wif  unde  dat 


>)  Vgl.  Kraut  II,  S.  329  f. 
*)  Vgl.  unten  § 24. 
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ingesinde  ne  sal  dar  niman  umme  sc&ldegen,  wen  se 
ne  müsten  des  mannes  gave  nicht  weder 
spreken,  sie  si  recht  oder  unrecht“, 
wie  denn  diese  schweigende  Fügsamkeit  den  Anordnungen  des 
Mannes  und  Hausherrn  gegenüber  ausdrücklich  auf  die  schlecht- 
hinige  Gehorsamspflicht  der  Frau  und  des  Gesindes  zurück- 
geführt wird  in  der  Fassung,  welche  dieselbe  Stelle  im  Gör- 
litzer  Landrecht  erhalten  hat,  cap.  4f>,  § 8: 

„Swelich  wip  in  iris  mannis  suche  durch  irs  mannis 
gebot  sinis  dingis  icht  vor  sezcit,  der  ne  darf  sie  durch 
recht  niht  ledigen,  wan  die  wile  daz  sie  ein  wort 
von  sinem  munde  vor  nemin  mac,  so  sal  daz 
wip  unde  al  ir  gesinde  durch  recht  gehorsam 
haldin.“ 

Am  principiellsten  und  speciell  auf  die  Vormundschaft  des 
Mannes  zurückgeführt,  sprechen  die  PöLMANN’schen  Distinctio- 
nen  den  Satz  aus,  I,  9,  7: 

„Der  man  ist  ein  Vogt  und  ein  Hauptmann 
seines  Weibes,  und  si  sol  nach  seynen  willen  leben 
und  unterthenig  und  gehorsam  seyn,  denn  sie 
ist  ihres  selbes  nicht  gewaltig  one  iren  Man 
weder  zu  thun  noch  zu  Lassen“  3), 
ein  Satz , der  aber  auch  anderwärts  wiederkehrt 4)  und  z.  B. 
dem  Vorbringen  der  Ehefrau  zu  Grunde  liegt,  welches  in 
SchöfTensprüchen  dahin  referirt  wird: 

„Ich  byn  meyn  selbis  nicht  mechtig  noch  gewaldig 
gewest,  sundir  ich  was  undir  meynes  mannes  be- 
szeme  yn  rechter  vormundschafft,  unde  was 
ym  phlichtig  allir  gehorszamkey L“  5) 

3)  So  bezeichnet  den  Mann  auch  „als  Haupt  des  Weibes"  die  Glosse 
i.  Wchb.  64  bei  v.  Daniels,  S.  387,  <#  f.  — Nicolai  s Wcrm  bemerkt  in 
<i.  Blume  v.  Magdeb.  II,  3,  39 : „ Weip  ist  undir  irs  mannis  gebot  — “ 
und  die  LAMOENBBex'sche  Glosse  z.  Hamburger  Stadtr.  v.  1497  K,  7 (bei 
Wpexbeko,  S.  274)  nennt  den  Mann  „ejn  hovet  und  Vormünder“  im 
Sinne  eines  Inhabers  einer  Familiengewalt. 

4)  Berliner  St.-R.-Buch,  S.  120.  142  bei  Fidicin. 

5)  Sehspr.  bei  Wasrkrschlkbkn,  cap.  150,  S.  285  und  aufgenommen 
in  d.  Glosse  z.  Weichbild,  Art.  22,  bei  v.  Daniels,  S.  275,  m f. 
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Dio  ehen  geschildert«*  familienreclitliche  Gewalt  des  Ehe- 
manns reicht  über  das  Gebiet  des  Vermögensrechts  hinaus 6) ; 
soweit  sie  sich  aber  innerhalb  desselben  hält,  macht  sie  sich 
geltend  als  Vertretung  der  Frau  in  der  Ausübung  ihrer  sämt- 
lichen Vermögensrechte  im  Interesse  der  ehelichen  Gemein- 
schaft, nach  dem  eigenen  mehr  oder  weniger  freien  Ermessen 
des  Mannes,  mit  mehr  oder  weniger  formell -juristischer  Ver- 
antwortlichkeit, mehr  oder  weniger  unabhängig  von  dem  Con- 
sense  der  Frau.  Erscheinen  aber  so  alle  Rechte  des  Mannes 
in  Bezug  auf  das  Frauengut  als  Ausflüsse  seiner  „rechten 
vormuntschafft “ , so  fassen  sie  sich  doch  in  der  auf  dieser 
ruhenden,  sie  realisirenden  und  garantirenden  Gewere  am  ge- 
samten Gut  der  Frau  zusammen  — das  vormundschaft- 
liche Besitzrecht  desMannes  an  demselben  ist  die 
juristische  Form,  in  der  seine  gesamte  familien- 
rechtliche Gewalt  bezüglich  des  ganzen  Vermö- 
gens der  Frau  aufgefasst  wird. 

Dass  dies  nun  von  Seiten  der  Quellen  mehr  oder  weniger 
bestimmt  und  klar  geschieht,  dass  sie  also  alle  Rechte  des 
Mannes  am  Frauengut  auf  jenes  Besitzrecht,  welches  sie  als 
„gewere  zu  rechter  Vormundschaft “ bezeichnen,  zurfickluhren, 
das  soll  jetzt  für  die  Hauptpunkte  nachgewiesen  werden.  Hie- 
bei wird  es  gleichgültig  sein,  ob  die  Rechtszeugnisse  des 
Mannes  Vormundschaft  direct  als  die  Quelle  seiner  Befugnisse 
betrachten,  oder  zunächst  seine  Gewere  nennen.  Dpnn  diese, 
an  sich  nichts  weiter  als  thatsächliches,  freilich  im  Sinne  des 
Deutschen  Rechts  ohne  irgendwelche  Disposition  und  Gebrauch 
nicht  denkbares  Innehaben,  erhält  ihren  conereten  Inhalt  durch 
ihre  rechtliche  causa,  die  Vormundschaft,  wird  erst  durch 
diese  zum  titulirten  Besitz,  zum  Besitzrecht.  Sie  ist  von  ihr 
gar  nicht  zu  trennen,  bildet  mit  ihr  einen  Rechtsbegriff. 
Wenn  dies  überhaupt  noch  eines  Nachweises  bedürfte,  so  liegt 
er  grade  für  das  vorliegende  Verhältniss  nahe  genug.  Wir 


6)  Vgl.  eine  Reihe  von  Anwendungen  ausserhalb  des  vcrmögensrecht- 
lichen  Gebiets  bei  Rivk,  Geschichte  der  Deutschen  Vormundschaft  II, 
S.  156  f. 
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werden  sehen,  dass  trotz  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
doch  auch  der  Frau  noch  «ine  Gewere  an  ihrem  Gute  bei- 
gelegt wird.  Dennoch  ist  der  Inhalt  dieser  letzteren  ein 
durchaus  anderer , im  Ganzen  viel  beschränkterer  als  der  der 
erstem.  Es  kann  dies  nur  daher  rühren , dass  das  ihren  In- 
halt bestimmende  Recht  ein  andres,  während  der  Dauer  der 
Ehe  weit  beschränkteres,  nahezu  verschwindendes  ist  im  Ver- 
hältniss  zu  dem  vormundschaftlichen  des  Mannes.  Es  ist  da- 
her völlig  gegen  den  Sinn  und  Geist  unserer  Quellen,  die 
Gewere  und  die  Vormundschaft  als  zwei  verschiedene  Aus- 
gangspunkte für  die  einzelnen  Rechte  des  Mannes  anzusehen  7). 

1.  Das  Recht  des  Mannes,  einseitige  Dispositionen  der 
Frau  über  ihr  Gut,  namentlich  Veräusserungen  aller  Art, 
schlechthin  auszuschli essen  und  unwirksam  zu  machen,  führt 
der  Sachsenspiegel 8)  und  spätere  Quellen  9)  ausdrücklich  auf 
seine  Gewere  zurück  und  sieht  grade  in  diesem  Widerspruchs- 
recbt  d«s  Ehemanns  eine  Abweichung  von  der  Stellung  andrer 
Vormünder.  Letzteres  geschieht  auch  in  späteren  Sächsischen 
Rechtsquellen 10) , die  des  Mannes  Widerspruchsrecht  direct 
auf  seine  Vormundschaft  zurückführen  “). 

2.  Das  Recht  zur  Verwaltung  bildet  einen  so  natürlichen 
and  regelmässigen  Bestandtheil  der  Vormundschaft,  dass  es 
Wunder  nehmen  müsste,  wenn  es  in  der  mit  den  ausgedehn- 
testen Rechten  ausgestatteten  Art  derselben  nicht  enthalten 
wäre.  Die  Quellen  lassen  aber  auch  keinen  Zweifel. 

Schöffienspruch  bei  Böhme,  S.  111,  Nr.  5 : 

„Ein  man  mag  billich  sines  elichin  wibes  und  eris 
gutis  vorrath  und  Vormunde  wesin.“ 


7)  So  verfahrt  Kraut  II,  S.  392  f. 

*)  I,  45,  2. 

*)  Schspr.  bei  Rühme  VI,  S.  152,  al.  3;  bei  Wassrrxciiukben,  S.  103, 
cap.  203. 

10)  VgL  z.  li.  Rigixch  Ridderr.,  cap.  42;  Glogauer  K.,  cap.  95.  97; 
Sjst.  Schöffenr.  IY,  1,  28;  Schspr,  bei  Wasskuschi.ebb»,  S.  281,  cap.  142. 

u)  So  auch  Hamburger  Stat.  y.  1270  IX,  13,  v.  1292  M,  10,  v, 
1497  L,  6. 


Digitized  by  Google 


156  Die  einzelnen  ehemännlichen  Rechte  ah)  Ausflüsse  der  G.  z.  r.  V. 

Vermehrter  Sachsenspiegel  I,  18,  2: 

„ — daz  nempt  or  man  wol  in  fromdeschaft  unde 
in  sinen  genisz“12). 

Schöffenspruch  bei  W assebschleben,  S.  228,  cap.  74: 

„ [Eine  Frau]  hat  eynen  mann  — — zeu  der  ee  ge- 
nomen,  der  sie  und  ere  guter  — — yn  phlege 
unde  yn  vormundeschafft  gehabt  hat.“ 

So  wird  man  auch  wohl  nur  als  Specialisirung  der  vormund- 
schaftlichen Stellung  nicht  als  Anerkennung  weiterer,  in  dieser 
nicht  beschlossener  Functionen  zu  betrachten  haben,  wenn  der 
Glossator  des  Hamburger  Rechts  des  Mannes  Stellung  so  be- 
schreibt: 

„ — indem  de  man  nicht  allenen  ysz  eyn  hovet 
unde  Vormünder,  den  ock  eyn  regerer,  hanterer, 
herschupper  unde  vorinerer  der  ghuder,  dem  alle 
upkamyngh  van  der ' fruwen  ghuder  unde  alle  wynste 
de  ghemenen  rechte  thodelen,  der  frowen  vorkerende 
unde  tho  untuchten  leggende,  wan  se  sick  winste  be- 
ropen  — “ ls). 

Alle  diese  Quellen  drücken  sichtlich  nur  unbeholfen  aus,  was 
der  schon  mehrfach  eitirte  Schöftenspruch : 

„Was  gutis  und  geldis  eyne  frawe  zeu  erera  manne 
brengit  und  vorsperrit,  yn  seyne  gewalt  antwort 
adir  antworten  adir  globen  lessit  von  iren 
wegen,  alzo  das  der  man  des  gutis  lediglich  in  zun- 
dir  andir  leute  wedirsproche  mag  gebruchin  noch 
seynen  willen,  doran  hat  der  man  eyne  rechte  gewere  “ u) 
principiell  und  unzweideutig  ausspricht. 

3.  Das  Verwaltungsrecht  des  Mannes  umfasst  im  Geiste 
des  Deutschen  Rechts  selbst  Dispositionen  über  die  Substanz 
mit,  soweit  es  sich  nicht  um  Immobilien  handelt.  Er  ist  des 
Frauenguts  „gewaltig“,  und  diese  Gewalt  ist  nach  den 

**)  Vgl.  Eisenacher  Rechtsbuch  I,  27;  Purooi.dt  I,  73. 

**)  Stadtr.  v.  1497  K,  7 bei  Lajtknberg,  S.  274.  Unter  „gemeinem 
Recht  “ versteht  Lanoksbkck  freilich  das  Römische  Recht.  Er  missversteht 
letzteres  aber,  weil  er  in  Wahrheit  das  Sächsische  Recht  vor  Augen  hat. 

w)  Wasserschlebkn,  S.  96  f.,  cap.  150. 
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eben  citirten  Quelleuzeugnissen  ein  Ausfluss  seiner  Gewere 
zu  rechter  Vormundschaft15). 

4.  Als  das  zweite  Moment  der  vormundschaftlichen  Gewere 
fuhrt  der  eben  (Anm.  14)  allegirte  Schöffenspruch  die  „ge- 
bruchunge“  an,  und  in  einer  Reihe  von  Schöffensprüchen  bei 
Wasskrsckleben  wird  theils  in  den  Parteivorträgen,  theils 
iu  den  Sprüchen  selbst  die  Gewere  des  Ehemanns,  die  er  in 
Vormundschaft  seines  Weibes  gewonnen  habe,  als  eine  „nucz- 
liche  geruchliche  gewere“,  als  eine  „genisliche  gewere“, 
alseine  „nützliche  were  und  gebruchunge“  bezeichnet 
oder  damit  umschrieben,  dass  der  Maun  das  Gut  „gebracht, 
vorczinst,  vorschosset  und  Vorrecht  hat“  16).  In  demselben 
Sinne  ist  es  daher  auch  zu  nehmen,  wenn  der  Vermehrte 
Sachsenspiegel 17)  statt  der  technischen  Bezeichnung  der  Gewere 
zu  rechter  Vormundschaft  bald  von  des  Mannes  „ fromdeschaft 
und  genisz“,  bald  von  seinem  „nucz  und  gewer“  spricht,  oder 
die  Glosse  zum  Sächsischen  Lehnrecht  das  Nutzungsrecht  des 
Mannes  direct  auf  seine  eheliche  Vormundschaft  zurückführt 1H) 
oder  ein  Schöflenurtheil 10)  iu  demselben  Sinne  bemerkt: 

„[Die  Frau  darf  die]  fracht  des  angestorven  erves 
nicht  vorgeven  ane  eres  mannes  wille,  sunder  der  man 
mach  sik  des  gudes  mit  er  brukeu  in  vor- 
mundescap,  de  wile  se  levet“, 


15)  Magdeb.  Weistli.  v.  1304,  § 130:  „Daz  der  Man  sine«  gutes 

gewaldic  ist. Niemet  her  sider  ein  ander  Wib,  her  beheldet  doch 

allez  daz  Gut,  doz  her  mit  der  ersten  und  mit  der  anderen  hatte  und 
her  mac  mit  deme  Gute  tun  und  lazen,  swaz  her  wil,  unde  geben,  swerne 
her  wil.“  Vgl.  über  diese  Stelle  unten  § 30,  Anm.  19.  Ebenso  Glosse 
z.  Wchb.,  Art.  93,  bei  v.  Daniels,  S.  407,  n f.;  Schsp.  hei  Böhme,  8. 
113,  ». 

'«)  Vgl.  S.  228  f.,  cap.  74;  S.  230  f.,  cap.  75;  S.  428,  cap.  85  u.  a.  in. 

>Y)  I,  18,  2 und  III,  9,  10. 

**)  Zu  Art.  57:  „Nirnbt  ein  man  eine  witwe,  die  leibgeding  hat, 
der  man  ist  ein  Vormund  ires  guts,  dieweil  si  lebt  und  ist  darzu 
ires  leibes  Vormund;  und  darum  h nimt  er  all  die  pfleg  und  friieht  sei- 
nes weites  von  den  gütern  bei  seine«  weibes  leben.“ 

iS)  Aus  dem  Leipziger  Cod.  945  c,  Fol.  54  abgedr.  bei  v.  Mautitz, 
8.  298,  Anm.  28. 
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oder"  das  Stück  von  der  Beweisung40)  dedücirt: 

„Woldemen,  dat  dy  man  also  an  sines  wyves  gude 
dy  herschapp  an  der  fnichtbrnkinge  hebben  mach,  dat 
is  doch  van  vormnntschapp  wegin.“ 

Die  Nutzung,  der  Fruchtgenuss  und  der  Bezug  selbst  der 
civilen  Früchte  erscheint  als  eiu  wesentlicher  Ausfluss  der  vor- 
mundschaftlichen Gewere,  wie  sich  grade  in  Gebrauch  und 
Nutzung  jede  Gewere  mehr  oder  weniger  zu  äusserh  pflegt. 
Dagegen  kann  auf  letztere  das  Recht  des  Mannes  auf  den  Erwerb 
der  Frau  durch  ihre  Thätigkeit  und:  Arbeit  natürlich  nicht 
zurückgeführt  werden;  auch  wüsste  ich  aus  den  Quellen  kein 
Zeugniss41)  dafür  anzuführen,  dass  sie  in  diesem  Rechte  einen 
Ausfluss  seiner  vormundschaftlichen  Stellung  erblickten. 
Dennoch  scheint  mir  diese  letztere  Annahme  völlig  in  dem 
Charakter  der  ehelichen  Vormundschaft  als  der  familienrfeebt- 
lichen  Gewalt  des  Mannes  über  seine  Ehegattin  , wie  sie  sieb 
uns  bisher  dargestellt  hat,  zu  liegen.  Bemerkenswerth  aber 
bleibt,  dass  grade  auf  diesem  Punkt,  wo  das  Princip  der  Gewere 
zu  rechter  Vormundschaft  seine  festen  Maasse  nicht  geben 
konnte,  die  particularrechtlichen  Abweichungen  am  energischsten 
einsefczen.  Das  Hamburger  Recht  zeigt  früh  Neiguitg  zur  Ge- 
meinschaft der  Errungenschaft  im  obigen1  Sinlite;  im  Goslar- 
Thüringischen  Rechtskreis  ist  sie  zu  entschiedener  Entwick- 
lung gekommen. 


*®)  Homkykr,  Sep.  II,  1.  S.  366. 

*>)  Nur  die  oben  Anni.  13  allegirte  Stolle  anB  der  Hamburger  Glosse 
liefert  ein  solches,  wenn  man,  wie  ich  glaube,  in  den  dort  aufgeftthrten 
Functionen  des  Ehemannes  nur  eine  Spociiicatiou  seiner  vormundschaft- 
lichen Stellung  zu  erblicken  hat. 
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§ 15. 

Verhältnis^  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  zur  Gewere 
der  Ehefrau. 

Steht  dem  Ehemauue  vermöge  seiner  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  ein  Besitzrecht  an  der  Gesamtheit  des  Frauen- 
guts zu,  kraft  dessen  er  die  Vermögensrechte  der  Frau  aus- 
übt. so  liegt  darin  von  selbst  mit  gegeben,  dass  die  Frau 
mehr  als  die  Ausübung  ihrer  Rechte  auf  die  Dauer  der 
Ehe  keinenfalls  verliert,  das«  sie  nach  wie  vor  Subject  ihrer 
Vermögensrechte  bleibt.  Dagegen  ist  damit  noch  keineswegs 
das  Weitere  von  selbst  gegeben,  dass  ihr  auch  nach  wie  vor 
die  Gewere  an  ihrem  Gute  verbleibt.  Aber  allerdings  ist 
dies  die  Anschauung,  von  der  unsere  Quellen  ausgehen.  Frei- 
lich wird  die  Gewere  der  Frau  neben  der  des  Mannps  selten 
ausdrücklich  hervorgehoben,  sie  tritt  vielmehr  in  den  Quellen- 
zeugnissen meist  verschwindend  hinter  ihr  zurück ; aber  darin 
spiegelt  sich  eben  nur  das  Verhältnis  beider  in  ihrer  theo- 
retischen wie  praktischen  Bedeutung  ab.  Die  Gewere  der' 
Frau  hat  weitaus  nicht  die  Tragweite  für  die  ganze  Güter- 
ordnung wie  die  vormundschaftliche  Gewere  des  Mannes.  Sie 
bildet  hauptsächlich  ein  Correctiv,  ein  Gegengewicht  gegen 
letztere;  sie  sichert  die  Vermögensrechte  der  Frau  gegen  völlige 
Absorbirung  durch  die  Vorherrschaft  des  Mannes ; sie  garantirt 
derselben  die  genossenschaftliche  Theilnahme  an  der  Ausübung 
ihrer  Rechte,  soweit  diese  dem  Manne  nicht  allein  zustehen 
soll.  So  bringt  sich  in  ihr  das  genossenschaftliche  Element 
zur  Geltung,  soweit  es  dem  Sächsischen  Recht,  wenigstens 
dem  gemeinen,  überhaupt  bekannt  ist,  nämlich  nur  in  Bezug 
auf  das  Vermögen  der  Frau,  und  auch  hier  nur  beschränkt 
und  bedingt  — sehr  im  Gegensatz  zu  dem  Fränkisch-Schwä- 
bischen System,  wo  grade  das  genossenschaftliche  Element 
ertensiv  wie  intensiv  so  entschieden  im  Vordergrund  steht. 

Auch  hier  ist  es  wieder  der  Sachsenspiegel,  der,  wenn 
auch  in  kürzester  Weise,  doch  am  allgemeinsten  und  bestimm- 
testen das  Princip  bezeugt.  Setzt  schon  die  Stelle  über  die 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  I,  31,  2 neben  dieser  noch 
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eine  Gewere  der  Frau  voraus,  die  durch  Vergabung  an  den 
Mann  übergehen  könnte , also  namentlich  eine  Gewere  zu 
Eigenthum  etc.,  so  wird  der  Satz  auch  noch  ausdrücklich 
hervorgehoben  in  I,  45,  2: 

„En  wif  ne  mach  ok  ane  ires  mannes  gelof  nicht 
ires  gudes  vergeven,  noch  egen  verkopeu,  noch  liftucht 
uplaten,  durch  dat  he  mit  ir  in  den  geweren 
s i t.“  ‘) 

Mit  der  Frau  sitzt  der  Mann  also  in  der  Gewere  ihres 
Guts,  und  zwar  ihres  gesamten  Guts,  ihres  fahrenden  nicht 
minder  als  ihres  liegenden  *),  des  ihr  zu  Eigenthum  oder  des 
ihr  zu  sonst  einem  Besitzrecht  zustehenden  Guts.  Dass  die  Frau 
während  der  Ehe  in  der  Gewere  ihrer  Liegenschaften  verbleibt, 
wird  nun  freilich  auch  durch  spätere  Quellen  so  mannigfach 
bezeugt s) , liegt  namentlich  in  dem  so  vielfach  bekundeten 
Gegensatz  der  dem  Manne  zustehenden  vormundschaftlichen 
und  der  der  Frau  gleichzeitig  zukommenden  Eigenthums- 
gewere 4)  und  folgt  so  bestimmt  aus  dem  Vindicationsrecht 
der  Frau  bei  einseitigen  Grundstücksveräusserungen  des  Man- 
nes 5) , dass  die  Annahme  rücksichtlich  des  Immobiliarbesitzes 
der  Ehefrau  nicht  zweifelhaft  ist,  meines  Wissens  auch  nirgends 


i)  Wiederholt  im  Berliner  Stadtr.-Buch  bei  Firnem  I,  S.  143. 

*)  Arg.  der  Gegensatz  von  gud,  egen  nnd  liftucht. 

3)  System.  Sehr.  III,  2,  7:  „ — erbe  and  gut  ist  mynym  wibe  anir- 

sturbin  von  erym  rechtin  e-vatir  und  von  irre  rechtin  e-mutir,  daz  ist 
mir  mit  er  gegebin  und  wurdin,  daz  habe  ich  mit  mynym  wibe 

besessyn  in  der  gewere  jar  und  tag“,  im  Sclispr.  dahin  resumirt: 

„unde  habin  ze  daz  vorsessin  jar  und  tag“;  vgl.  Kulm  III,  44;  Magdeb. 

Fr.  in  d.  Dresdener  Hdschr.  bei  Behren»,  S.  228  f. ; Stendaler  Urth.- 

Buch,  caji.  20 ; Schspr.  bei  Wassekschi.kbkn,  p.  80,  cap.  1 ; eliend.  S.  317, 
cap.  169:  „ — mit  der  hat  her  erbe  und  gut  gehat“  — . Bremer  Schei- 
dung bei  Bki«  k,  Anm.  242,  S.  264  u.  a.  m.  Glogauer  Rechtsb..  cap.  22; 
„ in  samppter  were  “ besessen,  bei  einem  von  der  Frau  dem  Manne  auf 
den  Todesfall  vergabten  Erbgute. 

4)  Vgl.  die  vielen  Schspr.  aus  der  Samml.  v.  Wassbhschlebkn  oben 
§ 10,  Anm.  26  f. 

6)  Vgl.  unten  § 31. 
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bestritten  wird 6).  Minder  klar  ist  die  Sache  rücksichtlich 
der  Mobilien  in  den  späteren  Quellen  bezeugt , indessen  fehlt 
es  doch  auch  hier  nicht  an  Hinweisungen  auf  die  Qewere 
der  Frau. 

Schon  das  alte  Halle  - Neumarkter  Weisthum  von  1235 
scheint  die  beiderseitige  Qewere  am  beweglichen  Frauengut 
im  Auge  zu  haben,  wenn  es  im  § 25  die  Erbfolge  in  dasselbe 
mit  den  Worten  bestimmt: 

„Si  alieui  hominum  uxor  sua  moritur  bona  ipso- 
rum  quae  possident,  spectabuntad  maritum,  excepto 
quod  Rade  vocatur.“  7) 

Ebenso  setzt  die  beiderseitige  Gewere  an  dem  beweglichen 
Frauengut  der  Vermehrte  Sachsenspiegel  III,  9,  11  voraus, 
wenn  er  bemerkt: 

„ — funde  man  der  gute  icht  by  ome  in  oren 
geweren“, 

and  am  Schluss  das  „by  ome“  prägnanter  dahin  ausgedrückt: 

„ — funde  man  ir  auch  keine  der  gute  in  synen 
geweren.“  8) 

Auch  die  Schöffensprüche  bei  Böhme  enthalten  noch 
Hinweisungen  auf  die  Gewere  der  Frau  an  ihren  Mobilien. 
Denn  auch  auf  diese  bezieht  es  sich,  wenn  ein  Rechtsfall  so 
dargestellt  wird: 

VI,  S.  133,  Nr.  1: 

„Darnach  quam  derselbe  (Ehemann)  vor  gehegit  ding, 
und  frogete  orteyls:  Sint  dem  mal  her  gesessen  hatte 
myt  seynir  frauwen  in  erem  gute  — 

•)  Vgl.  Albrkcht,  Gewere,  S.  266—276,  dessen  Gründen  ich  jedoch 
nnr  theilweise  beipflichten  kann.  Kkavt,  Vormundschaft  II,  8.  370  f. 

?)  Es  kann  hier  doch  nur  vom  Frauengut  und  zwar  dem  beweg- 
lichen die  Bede  sein  und  das  „ipsorum“  nur  auf  die  Gewere  bezogen 
weiden,  wie  es  dann  auch  durch  „possident“  erläutert  wird. 

*)  Nichts  Anderes  meint  der  Verm.  Ssp.  auch  I,  11,  2,  wenn  er 
»»gt:  „Nempt  sy  eynen  man  zcu  der  e,  waz  sy  ores  teyls  czu  om  brenget, 
4z  ist  sin  und  or.  Denn  nicht  beiderseitiges  Eigenthum  hat  er  im 
Sinne  und  kann  er  nach  seinem  Systeme  im  Sinne  haben,  sondern  nur 
die  beiderseitige  Gewere.  Ganz  dieselbe  Ausdrucksweise  kehrt  I,  20,  5 
i.  A.  wieder. 

A(ricola,  Gewere  *.  r.  V.  11 
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Ebenso  der  Schöffenspruch  S.  152,  » f. : 

„Hette  dy  l'rawe  gereytis  gutis  adir  farcnde  habe 
von  ir  gegebin  aws  des  rnaunes  gewere“, 
wo  der  Ausdruck  an  den  oben  citirten  des  Vermehrten  Sachsen- 
spiegels erinnert  *). 

Ueberall  sieht  man  aber,  wie  in  den  späteren  Quellen  die 
Gewere  der  Frau  an  ihren  Mobilien  fast  verschwindend  zurück- 
tritt, und  nicht  selten  ist  die  Darstellung  so  gefasst,  dass  jene 
gar  uicht  mehr  erkennbar  ist,  und  des  Mannes  Gewere  allein 
noch  zu  bestehen  scheint**).  Der  Grund  hievon  liegt  darin, 
dass,  wie  sich  sogleich  zeigen  wird,  die  Gewere  der  Frau  an 
ihrer  Fahrniss  während  der  Ehe  beinahe  ganz  ruht,  in  späteren 
Quellen  sogar  die  Neigung  herrscht,  sie  samt  dem  Eigenthum 
der  Frau  von  des  Mannes  Gewere  völlig  ahsorbiren  zu  lassen. 
Das  ist  aber  entschieden  uicht  die  ursprüngliche  Anschauung, 
vielmehr  bürgt  der  Sachsenspiegel  mit  den  älteren  Quellen 
dafür,  dass  man  auch  rücksichtlich  der  Fahmiss  von  der  gegen- 
theiligen  Auffassung  ausging. 

Verbleibt  also  der  Frau  die  Gewere  an  ihrem  Vermögen 
neben  der  vormundschaftlichen  des  Mannes,  so  entsteht  die  Frage, 
wie  sich  eine  zu  der  anderen  verhielt.  Hinsichtlich  der  Im- 
mobilien ergab  sich  keine  Schwierigkeit,  denu  es  war  dem 


»)  Vgl.  unten  Amn.  15  die  Stelle  aus  Wurm ’s  Stadtrechtsbnch  bei 
Börmk,  Dipl.  Bcitr.  III,  S.  72,  cap.  17. 

**)  Vgl.  die  Schspr.  bei  Böume  VI,  S.  95,  Abs.  5;  S.  141,  «.  152,  ». 
Weichbild,  cap.  78,  § 2 (v.  Daniels  1853).  Dahin  gehören  auch  Stellen, 
welche  das  vom  Manne  in  die  Gewere  genommene  Gut  der  Frau  als 
„seine“  bezeichnen,  damit  aber  doch  eben  nur  seine  Gewere  bezeichnen, 
wie  der  Verm.  Ssp.  I,  11,  2 (vgl.  I,  20,  5)  mit  „seine  und  ihr“  nur 
diesen  Sinn  verband.  Vgl.  System.  Sehr.  III,  2,  91  (Kulm  III,  121). 
Ebenso  Schspr.  bei  Wasskrschi.kbbn,  S.  284.  cap.  149.  Bremer  Stat.  v. 
1428  II,  18,  v.  1433  Stat.  10  bei  Oelrichs.  Verdener  Stat.  31  (bei 
Pi'skndork  I,  App.  p.  88).  Vgl.  Finsleh,  De  Oblig.  uioris,  p.  22, 
Anna.  6.  Berck,  Brera.  Gatorrecht  der  Ehegatten,  S.  282  u.  Amu.  268. 
Sogar  bei  Grundstücken  kommt  die  Wendung  vor  im  Prager  Rechtsb.  147. 
Aehnlich  die  Wendung  im  Verm.  Ssp.  I,  48,  9:  „eyn  man  — der  erbe- 
gud  had,  daz  su  zeu  ome  bracht  had.“  Vgl.  auch  die  Wendung  in 
den  § 52,  Anm.  2 allegirten  Stellen. 
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Deutschen  Rechte  durchaus  nichts  Fremdes,  dass  dem  Einen 
die  durch  Auflassung  erworbene  Gewere  zu  Eigentum  etc. 
rerblieb , während  ein  Andrer  den  blos  körperlichen  Besitz 
hatte.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  sehen  wir  denn  auch 
im  ehelichen  Gäterrecht  das  Verhältnis  der  Gewere  beider 
Ehegatten  geordnet.  So  schon  in  der  Steile  aus  dem  Säch- 
sischen Lehnreeht l0)  und  in  den  vielen  Sohöffensprüchen , die 
die  Eigenthumsgewere  der  Frau  der  vormundschaftlichen  des 
Mannes  gegenüberstellen  u).  Auch  hatte  hier  die  Gewere  der 
Frau  ihre  grosse  praktische  Wichtigkeit,  indem  sie  deren 
Eigentbum  etc.  einen  sichern  Halt  gegen  einseitige  Veräusse- 
rungen  des  Mannes  bot 11  *).  Dennoch  war  dies  nicht  die  ganze 
Bedeutung  der  Gewere  der  Ehefrau.  Sie  erschien  unseren 
Quellen  sichtlich  nicht  als  eine  bloe  „juristische“  (nach 
Albkbcht's  Ausdruck),  sondern  als  eine  mit  dem  tatsächliche« 
lonehaben  verbundene  — auch  bei  Grundstücken.  Denn  dar- 
auf weisen  die  obigen  Bezeichnungen,  „dass  der  Manu  mit 
der  Frau  in  der  Gewere  sitze“,  „dass  Mann  und  Frau  ein 
Grundstück  in  der  Gewere  besitzen“,  unzweideutig  hin.  Bei 
Mobilien  war  dies  die  im  Sinne  und  Geiste  unserer  Quellern 
einzig  mögliche  Auffassung12),  und  hinsichtlich  der  Gewere 


10|  VpL  oben  § 12  nach  Aiun.  10. 

ii)  Vgl.  oben  Anm.  4. 

**»)  Vgl.  unten  § 31. 

**)  Albeecht  ist  hierin  allerdings  anderer  Meinung.  Er  sieht  bei 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ein  Nebeneinander  einer  juristischen 
und  einer  £ae  tischen  Gewere  iui  Verhältnis»  gegenseitiger  Aaerkenuuog 
(vgl.  Gewere,  S.  29.  126,  Anm.  270  g;  S.  270  f.).  Es  würde  ein  solches 
Nebeneinander  einer  doppelten  Gewere  an  Mobilien  aber  nicht  b)os,  wie 
M brecht  selbst  Anerkennt,  der  einzige  Fall  dieser  Art  «ein,  sondern 
es  scheint  mir  die  Annahme  mit  der  fundamentalen  Anschauung  des 
Deutschen  Hechts,  welches  bei  Mobilien  «in  Rcabt  an  der  Sache  schlechter- 
dings nur  in  und  mit  dein  Ilesite  entstehen,  über-  und  untergehen  lässt, 
dengestalt  im  Widerspruch , dass  nur  die  zwingendsten  Gründe  jene  An- 
nahme rechtfertigen  dürften.  Was  aber  an  solchen  Gründen,  inneren  wie 
süsseren,  von  Albrecht  (a.  a.  0.  S.  270  f.)  beigebracht  wird,  weist  zwar 
auf  eine  Gewere  der  Krau,  aber  nicht  nothwendig  auf  die  sogenannte 
juristische  iun. 

11* 
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der  Frau  werden  ihre  Mobilien  und  Immobilien  ganz  überein 
behandelt. 

Wie  war  nun  aber  ein  körperlicher  Besitz  beider  Gatten 
am  Frauengute  denkbar?  Von  einem  Mitbesitz  nach  ideellen 
Tbeilen  machen  die  Quellen,  obwohl  ihnen  der  Begriff  z.  B. 
beim  Sitzen  in  ungetheilter  Were  ganz  geläufig  war,  beim 
Verhältniss  der  Ehegatten  entschieden  keinen  Gebrauch.  Ein 
Mitbesitz  in  soliduni  scheint  doch  aber  logisch  unhaltbar.  Ich 
meine,  dass  dem  Deutschen  Recht  diese  logische  Consequenz 
verhüllt  geblieben  ist,  weil  es  in  der  Gewere  nicht  sowohl 
den  abstracten  Begriff  ausschliesslicher  Herrschaft,  als  vielmehr 
die  äussere  Erscheinung  des  Innehabens  mittelst  des  Gebrauchs, 
der  Nutzung  und  der  Disposition  in's  Auge  fasste.  Acte  zur 
Ausübung  dieser  nahm  man  aber  auch  auf  Seiten  der  Frau 
wahr.  Freilich  hatte  der  Mann  den  Gebrauch  und  Genuss 
am  Frauengut.  Fehlte  er  aber  darum  schlechthin  der  Frau? 
Er  war  dem  des  Mannes  untergeordnet,  äusserte  sich  meist 
nur  in  einer  Theilnahme  an  demselben,  kam  ihr  aber  doch 
bisweilen  auch  allein  oder  zunächst  zu  (z.  B.  an  vielen.  Aus- 
steuergegenständen) und  war  keineswegs  absolut  und  allgemein 
ausgeschlossen.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  der  Disposition. 
Die  Frau  konnte  freilich  nicht  einseitig  über  ihr  Gut  dis* 
poniren;  aber  bei  Verfügungen  mit  ihrem  Manne  erscheint 
doch  sie  als  die  Disponirende,  selbst  rücksichtlich  der  Mobilien, 
z.  B.  bei  den  so  oft  erwähnten  Vergabungen  13).  In  Verfügung 
und  Gebrauch  und  Genuss  äussert  sich  aber,  wie  wir  wieder- 
holt gesehen , nach  der  Auffassung  des  Deutschen  Rechte 
wesentlich  die  Gewere.  Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass 
die  Deutschen  Quellen  sich  nicht  genöthigt  fanden,  sie  der 
Frau  abzusprechen,  weil  sie  dieselbe  dem  Manne  beilegten. 
War  doch  die  Ausschliesslichkeit  der  Beherrschung  des  Objecte 
da  kein  Hinderniss  für  die  Anwendung  des  Rechtsbegriffes 
des  Besitzes,  wo  Conflicten  durch  die  Ordnung  des  persönlichen 
Verhältnisses  beider  Inhaber  vollkommen  vorgebeugt  war  M). 


,s)  Hierauf  weint  schon  Albrecht  a.  a.  0.,  S.  273  hin. 

UJ  Die  Quellen  bieten  — worauf  Stoube  in  seiner  Akbandl.  Ober 
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Man  ging  von  der  Anschauung  aus,  die  am  prägnantesten 
in  der  oben  dargestellten  Weise  Nicolaus  Wurm  in  seinem 
Stadtreehtsbuch  15)  dahin  bezeichnet : 

„ — und  wist,  das  Gerade  heist  alzo  vil  als  gerethe, 
das  undir  eynes  mannes  gebietten  ist  czu  notze  und 
herrschafft  zu  seinem  lebin  (des  Mannes  vormundschaft- 
liche Gewere)  undir  der  frawen  beschirmunge 
und  hüte  (der  Frau  Gewere)“. 

So  verbleibt  also  auch  die  Frau  während  der  Ehe  im  Be- 
sitze ihres  Guts ; dieser  aber  tritt  unter  dem  Druck,  den  wäh- 
rend der  Ehe  die  ehemännliche  Gewere  ausöbt,  nur  sehr  be- 
dingt und  beschränkt  in  die  äussere  Erscheinung.  Gleichwohl 
hat  er  auch  in  dieser  Beschränkung  seine  wesentliche  Bedeu- 
tung für  die  ganze  Güterordnung,  insofern  er  als  Träger  des 
Eigenthums  das  Recht  der  Frau  an  ihrem  Gute  garantirt 
und  so  erst  die  Möglichkeit  bietet,  principiell  das  Eigenthum 
der  Frau  an  ihrem  Einbringen  festzuhalten.  Wie  dies  bei 
Immobilien  in  unseren  Quellen  geschieht,  ist  schon  oben  er- 
wähnt 16).  Es  gilt  aber  auch,  wiewohl  in  anderer  Weise,  von 
der  fahrenden  Habe.  Wäre  man  davon  ausgegangen,  dass  die 
Frau  durch  die  lllation  den  Besitz  ihres  Guts  an  ihren  Mann 


die  Gewere  a.  a.  0.,  § 14,  S.  439  schon  hinweist  (vgl.  v.  Martitz, 
8.  269  n.  135  f.)  — im  Familienrecht  noch  bei  einer  anderen  Gelegenheit 
das  Beispiel  eines  solchen  Nebeneinander  zweier  Gcwcrcn,  das  nur  durch 
das  Verhältniss  der  Unterordnung  der  Inhaber  realisirbar  wird.  Wenn 
der  Hausherr  einer  Person  aus  dem  Gesinde  Stücke  seines  fahrenden  Guts 
invertraut  und  überlässt,  z.  B.  zur  Vornahme  eines  häuslichen  Geschäfts, 
so  wird  man  ihr  die  Gewere  nicht  absprechen  können.  Dennoch  wird 
nicht  angenommen,  dass  der  Herr  die  Sache  aus  seiner  Gewere  gelassen 
habe,  auch  er  wird  noch  als  Inhaber  einer  solchen  angesehen,  denn  ihm 
wird  beim  Abhandenkommen  des  Guts  auch  gegen  den  Dritten  eine  Klage 
verstattet , die  ihm  bei  entgegengesetzter  Annahme  vermöge  des  „ Hand 
wahre  Hand“  nicht  zukomraen  könnte,  üeber  den  Hatz  vgl.  Albrkcht, 
Gewere,  Anm.  194;  Stobiib  a.  a.  0.,  Anm.  46.  Auch  der  Ssp.  III,  6,  1 
hat  wohl  schon  ein  solches  Verhältniss  vor  Augen!,  wie  wenigstens  die 
Glosse  voraussetzt. 

15)  Bei  Böhhb,  Dipl.  Bcitr.  III,  S.  72,  cap.  7,  I. 

16)  Za  Anm.  10  u.  11. 
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überlic8s,  so  konnte  man  nach  Deutscher  Anschauung  auch  an 
ihrem  Eigenthum  nicht  festhalten,  da  dieses  vom  Eigenthümer 
nirgends  behauptet  werden  konnte,  wenn  er  die  Sache  frei- 
willig aus  der  Gewere  liess.  Umgekehrt  konnte  man  die  Frau 
nur  dann  fort  und  fort  als  Eigenthümerin  ansehen,  wenn  man 
ihr  auch  die  Gewere  an  ihrem  Gute  zuschrieb.  Aber  auch 
in  dieser  ihrer  Function  ißt  die  letztere  wenigstens  bei  Mo- 
bilien während  der  Ehe  gelähmt  und  unterdrückt.  Dient  sie 
nämlich  sonst  der  Eigen  thumsklage  zur  Grundlage  und  Vor- 
aussetzung, so  geht  ihr  hier  doch  wenigstens  bei  Veräusse- 
rungen  von  Mobilien  durch  den  Mann  diese  Bedeutung  ab, 
weil  die  Frau  trotz  ihres  Eigenthums  die  Disposition  ihres 
Mannes  auch  bezüglich  der  Substanz  als  einen  Ausfluss  seiner 
vormundschaftlichen  Stellung  anerkennen  muss,  — ein  neuer 
Beweis,  dass  die  Gewere  zwar  die  Voraussetzung,  nicht  aber 
der  Grund  der  Vindication  ist,  dieser  vielmehr  in  dem  Rechte- 
titel der  Gewere  liegt  und  sich  lediglich  nach  dessen  Umfang 
und  Tragweite  richtet,  wie  umgekehrt  des  Mannes  Veräusse- 
rungsrecht  nicht  pure  auf  seine  Gewere,  sondern  nur  auf  deren 
causa , die  rechte  Vormundschaft,  zurückgeführt  werden  kann  17). 
Wird  aber  auch  die  Gewere  der  Ehefrau,  wenigstens  an  ihrer 
Fahrniss,  durch  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  während 
der  Ehe  in  allen  ihren  Wirkungen  nahezu  absorbirt,  so  äussert 
sie  dieselben  doch  bei  Auflösung  der  Ehe  um  so  entschie- 
dener, und  hierin  liegt  ihre  weitere  Bedeutung,  durch  die  das 
ganze  System  erst  seinen  Abschluss  und  seine  volle  Abrun- 
dung erhält. 

Mit  Auflösung  der  Ehe,  also  namentlich  mit  dem  Tode 
eines  Gatten,  erlischt  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
und  die  bis  dahin  unter  dem  Druck  der  letzteren  befindliche 
Eigenthumsgewere  etc.  der  Frau  tritt  in  ihre  natürliche  Wirk- 
samkeit und  Kraft.  Dies  ist  die  Anschauung  unserer  Quellen. 
Bei  Immobilien  führte  schon  der  Umstand,  dass  die  Eigen- 
thumsgewere der  Frau  etc.  nicht  in  solenner  Weise  übertragen 
war,  nach  allgemeinen  Principien  zu  jener  Consequenz,  bei 


17)  Vgl.  unten  § 30. 
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Mobilien  war  sie  nur  haltbar  unter  der  Voraussetzung,  dass 
die  Frau  auch  während  der  Ehe  als  Besitzerin  gedacht  worden 
war.  Hätte  man  dies  nicht  festgehalten,  so  hätte  man  die 
Rücknahme  der.  Elaten  Seitens  der  Frau  entweder  nur  auf 
ein  obligatorisches  Verhältniss  zurückführen  könneu 18)  oder 
die  Frau  gar  als  Erbin  behandeln  müssen.  Das  Eine  wie  das 
Andere  widerspricht  sichtlich  der  Auffassung  unserer  Quellen, 
wie  schon  daraus  mit  voller  Sicherheit  zu  entnehmen  ist,  dass 
nach  gemeinem  Recht  auch  die  Fahmiss  der  Frau  nicht  für 
des  Mannes  Schulden  haftet  Dies  ist  nur  mit  der  Annahme 
vereinbar,  dass  die  Frau  auch  ihr  bewegliches  Gut  als  Eigen- 
thümerin,  nötigenfalls  als  Vindicantin  zurücknimmt,  und  diese 
Annahme  setzt  im  Sinne  des  Deutschen  Rechts  wieder  voraus, 
dass  die  Frau  ihrerseits  den  Besitz  damit  nicht  aufgegeben 
batte,  dass  sie  ihr  Vermögen  in  die  Gewere  des  Mannes 
brachte,  es  ihm  „unter  seine  Hände“  gab.  Auch  ist  nur  bei 
dieser  Anschauung  erklärlich,  dass  die  Rechtsbücher  bei  Dar- 
stellung der  Erbverhältnisse  im  Falle  des  Absterbens  des  Ehe- 
manns, obwohl  sie  sich  nicht  strict  auf  seinen  Nachlass  be- 
schränken (arg.  Gerade,  Mustheil  und  Morgengabe),  doch  der 
Rücknahme  des  Frauenguts  nicht  ausdrücklich  gedenken.  Es 
war  und  blieb  nach  Erlöschen  des  ehemännlichen  Besitzes  im 
Besitz  wie  im  Eigenthum  der  Frau. 

Dies  ist  Sinn  und  Bedeutung  des  Grundsatzes,  dass  der 
Mann,  ungeachtet  er  das  Frauengut  in  seine  Gewere  nimmt, 
doch  eben  nur  mit  ihr  in  der  Gewere  sitzt  — ein  wesent- 
liches Correlat  und  Correctiv  der  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft, das  dieses  Princip  erst  in  das  richtige  Licht  stellt,  in- 
dem es  dasselbe  insoweit  beschränkt,  dass  es  nicht  die  ganze 
rechtliche  Stellung  der  Frau  absorbirt , diese  vielmehr 


n*)  Hiezu  sah  man  sich  vielleicht  im  Falle  der  Annullirung  einer 
Ehe  genöthigt,  weil  durch  sie  zwar  die  Vormnndschaft,  aber  nicht  die 
Thatsachc  des  Besitzes  des  Mannes  ihr  Ende  erreichte  und  nnn  der 
Vindication  der  Frau  das  „Hand  wahre  Hand"  hinderlich  erscheinen 
mnehte.  Die  Ausdrucksweise  des  Ssp.  111,  74  lässt  mich  diese  Auffassung 
hier  voraussetzen. 
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wenigstens  rücksichtlich  ihres  Guts  als  die,  wenn  auch  der 
familienrechtlichen  Gewalt  des  Mannes  unterworfene  Genossin 
desselben  erscheinen  lässt. 


§ 16. 

Das  ungezweite  Gut. 

Hat  der  Ehemann  vermöge  seiner  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft die  Vertretung  seiner  Frau  in  ihrer  ganzen  ver- 
mögensrechtlichen Stellung,  hat  er  also  die  Ausübung  ihrer 
gesamten  Vermögensrechte  und  bleibt  andererseits  die  Aus- 
übung der  eigenen  Vermögensrechte  und  Pflichten  durch  das 
eheliche  Güterverhältniss  vollkommen  unberührt,  so  ist  die 
nothwendige  Consequenz  dieser  Ordnung  der  Dinge,  dass  die 
Ausübung  jener  in  Bezug  auf  das  beiderseitige  Gut  eine 
einheitliche,  ungeschiedene  ist,  ohne  dass  die  Zustän- 
digkeit der  Vermögenssubstanz  durch  die  Ehe  in  irgend  einer 
Weise  alterirt  wird.  Dies  ist  es,  was  die  Quellen  mit  dem 
Grundsatz  bezeichnen,  dass  Mann  und  Weib  während  stehender 
Ehe  „ungezweites  Gut“  haben.  Voran  auch  hier  der 
Sachsenspiegel  I,  31,  1: 

„Man  unde  wif  ne  hebbet  nein  getveiet  gut  to  irme 
live.“ 

Aber  auch  die  späteren  Sächsischen  Rechte  wiederholen  häufig 
den  Satz  ').  Den  bemerkten  Zusammenhang  hebt  am  be- 
stimmtesten das  Stück  von  der  Beweisung  *)  hervor : 

„Doch  is  der  frouwen  gut  unde  lyfftucht  in  ores 
mannes  vorstendinge  unde  herschapp,  all  dy  wile  sy  beide 


*)  Woichbild  der  Berl.  Hdschr.  (v.  Daniels  1853)  78,  § 2 abgedr. 
§ 10,  zu  Antn.  20.  Verm.  Ssp.  I,  20,  15;  I,  47,  10,  wo  er  als  Landwcich- 
bild-  und  Kaiserweichbild  - Hecht  bezeichnet  wird.  Blume  v.  Magdcbm-g 
II,  2,  166.  Goslar'sches  R.,  S.  29,  ««  f.  Purgoldt  , Rb.  II , 106.  Pöl- 
mann  I,  9,  2.  Glosse  z.  Weichbild,  Art.  26  bei  v.  Daniels,  S.  314,  t f. 
Angeweudct  im  Schspr.  bei  Wasserschlebkn,  S.  201,  cap.  61  u.  s.  w. 
s)  Homeykb  II,  1.  S.  366. 
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leven,  wente  man  unde  wyff  neyn  getweyet  gud  hebben 
mögen  by  orem  levende.“ 

In  diesem  Sinne  ist  derselbe  ein  so  unmittelbares  und 
natürliches  Ergebniss  der  auf  der  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft beruhenden  Güterordnung,  dass  der  Zusammenhang  gar 
nicht  zu  verkennen  ist  *). 

Nur  ist  dieser  Zusammenhang  nicht  der  Art,  dass  die 
üngezweitheit  des  Guts  der  Ehegatten  schlechthin  die  Gewere 
zu  rechter  Vormundschaft  voraussetzte.  Im  Gegentheil:  wo  die 
Vereinigung  des  beiderseitigen  Guts  noch  intensiver  und  nicht 
auf  die  Dauer  der  Ehe  beschränkt  ist,  wo  die  Gleichstellung 
des  einen  und  andern  Guts  in  den  juristischen  Verhältnissen 
und  Schicksalen  noch  strenger  durchgeführt  wird,  da  ist  auch 
die  üngezweitheit  des  Guts  in  einem  noch  eminenteren  und 
prägnanteren  Sinne  vorhanden.  So  geschieht  es,  dass,  während 
nicht  eine  der  Süddeutschen  Quellen  von  der  vormundschaft- 
lichen Gewere  des  Mannes  am  Frauengute  spricht,  gar  manche 
derselben  die  „üngezweitheit“  der  Güter  hervorheben;  diese 
ist  daher  im  Allgemeinen  durchaus  keine  Eigentümlichkeit 
des  Sächsischen  Rechts,  wie  es  die  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft ist,  wohl  aber  hat  sie  als  Ausfluss  der  letztem  im 
Sächsischen  Recht  jene  specifische  Bedeutung,  welche  im  Ein- 
gang bezeichnet  ist. 

Erscheint  aber  so  einerseits  die  üngezweitheit  der  Güter 
in  diesem  Sinne  nur  als  die  natürliche  Consequenz  und  ge- 
wisser Maassen  als  der  Abschluss  des  ganzen  Systems,  so 
drückt  sich  in  derselben  doch  andrerseits  auch  wieder  ein 
selbständiger  Bechtsgedanke  aus,  mit  dem  das  System  in  eine 
Gedankenreihe  von  allgemeinerem,  nicht  auf  das  eheliche  Güter- 
verhältniss  beschränktem  Inhalt  einmündet.  Es  ist  der  Ge- 
danke der  Einheitlichheit  der  Wirthschaft  innerhalb 
des  Hauses,  unter  dem  Haupte  und  Herrn  dieses  letztem. 

Wir  begegnen  im  Gebiete  des  Deutschen  Familienrechts 
einer  Reihe  von  Personenkreisen,  die  nach  Sitte  und  An- 

J)  Dennoch  geschieht  die«  von  Kraut  II , 8.  550  f.  in  Folge  seiner 
unhaltbaren  Auffassung  der  ehelichen  Vormundschaft.  Trotz  der  Berich- 
tigung dieser  hält  aber  auch  Rive  (Vormundschaft  LL,  S.  153)  an 
Kzact's  Ansicht  fest.  Seine  Gründe  sind  mir  nicht  klar. 
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schaumig  unseres  Volks  zu  einer  mehr  oder  weniger  innigen 
und  dauernden  Gemeinschaft  des  Lebens  vereinigt  sind.  Die 
oberste  und  innigste  Vereinigung  dieser  Art  ist  die  der  Ehe- 
gatten®*). Dieselbe  erweitert  sich  sogleich  durch  die  Geburt 
von  Kindern  und  setzt  sich  mit  ihnen  in  der  Hegel  auch  dann 
fort,  wenn  ein  Gatte  durch  den  Tod  ausgeschieden  ist.  Aber 
auch  wenn  beide  Eltern  verstorben  sind,  bleibt  häufig  unter  Ge- 
schwistern eine  solche  Lebensgemeinschaft  bestehen,  und  oft 
geschieht  es,  dass  in  solche  Kreise  auch  sonst  Verwandte  ein- 
treten,  etwa  der  alte  parens  des  Hausherrn  oder  mancher 
Orten  der  verwandte  Mündel.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Per- 
sonen wie  der  Güter  in  allen  diesen  Familiengenossenschaften 
sind  nach  sehr  verschiedenen  Gesichtspunkten  geordnet  und 
darum  sehr  mannigfaltig  gestaltet.  Ein  Grundzug  geht  aber 
durch  alle  diese  Gestaltungen  hindurch,  zumal  in  den  ältem 
Quellen.  Es  ist  die  Anknüpfung  der  Ordnung  dieser  Verhält- 
nisse an  die  räumliche  Grundlage  der  Familie,  an  Haus 
und  Hof.  Beruht  einerseits  Bestimmung  und  Ziel  dieser 
Vereinigungen  in  der  Gemeinschaft  des  Lebens  bei  Einheit 
der  Wirthschaft  und  des  Hausstandes,  so  werden  sie  andrer- 
seits abhängig  gedacht  von  dem  Eintritt  resp.  dem  Verbleiben 
der  einzelnen  Mitglieder  im  Hause,  von  dem  Einbringen  resp. 
Verbleiben  ihrer  Güter  in  Haus  und  Hof.  Dieses  Zusammen- 
sein von  Personen  und  Gütern  in  demselben  Haus  und  Hof  stellt, 
mag  das  persönliche  Verhältniss  geordnet  sein  wie  es  will  und 
die  Zuständigkeit  des  Vermögens  völlig  unberührt  bleiben,  letz- 
teres doch  mehr  oder  weniger  unter  Verwaltung,  Disposition, 
Verwendung  und  Nutzung  des  oder  der  Herren  von  Haus  und 
Hof  im  gemeinschaftlichen  Interesse  und  zum  Besten  des 
Ganzen,  dergestalt,  dass  ein  Mitglied  sich  und  sein  Gut  von 
dieser  Abhängigkeit  erst  dann  völlig  befreit,  wenn  und  soweit 
es  mit  seinem  Gute  aus  dem  Hause  scheidet  Mit  einem 
Wort:  die  Familie  erscheint  der  Deutschen  Anschauung,  zu- 

s»)  Sie  steht  an  der  Spitze  der  ganzen  Gliederung : „In  deine  hovedc 
is  besedden  man  nnde  wif  to  stände,  die  elike  unde  echtlike  to  samene 
keinen  sin“  — wie  für  das  Familienrecht  von  Todeswegen  gelehrt  wird. 
Ssp.  I,  3,  3 u.  b.  w. 
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mal  der  ältern  und  ursprünglichen , nicht  in  der  begrifflichen 
Abatraction  wie  den  Römern,  sondern  räumlich  an  Haus  und 
Hof  geknüpft.  Jede  Familie  und  jede  Familiengewalt  hat  ihr 
Territorium:  das  Haus.  Die  Deutsche  Sprache  selbst  hat 
für  das  Abstractum  „Familie“  gar  kein  Wort.  Sie  sagt  dafür: 
dag  Haus 4). 


*)  Die  obige  Anschauung  tritt  iin  Sächsischen  Familiengüterrecht 
hauptsächlich  da  hervor,  wo  von  der  Zweiung  des  bis  dahin  ungezweiten 
Guts  die  Rede  ist.  Sie  setzt  regelmässig  ein  Ausscheiden  des  Familien- 
glieds mit  seinem  Gute  aus  dem  Hause  voraus.  I)jeseB  wird  allerdings 
meistenthcils  als  „ were  “ bezeichnet ; dass  dieses  aber  wenigstens  ur- 
sprünglich in  der  Regel  „Hans  und  Hof"  ausdriieken  sollte,  ergiebt  sich 
nicht  nur  meiat  aus  dem  Zusammenhang,  sondern  folgt  auch  daraus,  dass 
der  Ausdruck  oft  mit  „Haus  und  Hof“  wechselt.  (Ucber  diesen  Begriff 
der  „were“  vgl.  am  ausführlichsten  Crocf  in  Hcot’Walckeh's  Crim.-Beitr. 
II,  S.  IG  — 22.)  Ich  hebe  nur  einige  dieser  Quellcnzeugnisse  hervor: 

I.  Das  elterliche  Verhältniss  betr. 

1.  Schon  der  Ssp.  1,  20,  3 ; III,  73,  1 bezeichnet  das  noch  im  Beisitz 
vereinigte  Gut  grade  so  wie  das  der  Eheleute  als  „ungezweit  gut“  und 
nennt  damit  im  Zusammenhang  I,  20,  5 den  Sohn  einen  „Gast  in  der 
Mutter  gewere“. 

2.  Die  Abtheilung  der  Kinder  war  wenigstens  ursprünglich  durch 
ein  Ausscheiden  aus  dem  Hause  bedingt.  Immer  kehrt  der  Gegensatz 
von  Kindern  in  und  ausser  dem  Hause  oder  der  „were“  wieder.  Vgl. 
Magdeb.  Weichbild,  cap.  56,  § 5 u,  6 ; cap.  62  (ed.  v.  1'hüNOKN  43,  59) ; 
Msgiiel*.  Weisth.  v.  1304,  § 20  i.  f. , SO,  26,  124 ; System.  Sehr.  IV,  2, 
31  u.  42;  Magdeb.  Fragen  I,  7,  19;  Hübsches  R„  Cud.  II,  104;  Hamb. 
R.  v.  1270  UI,  2,  4.  17.  IV,  6;  Lüneb.  R„  S.  46,  n f.  47,  i»  f.  u.  s.  w. 
Nicht  entgegen  ist  der  Ssp.  I,  13,  1,  der  die  Realabtlieilung  nur 
nicht  als  Voraussetzung  der  Abfindung  für  das  Erbrecht  ansieht. 

3.  Aehnlich  mit  der  Ansradung  der  Töchter  — vgl.  Ssp.  I,  5,  2; 
Venn.  Ssp.  I,  18,  3;  Schspr.  bei  Wassbhschlbben,  S.  139,  cap.  6;  S.  244, 
cap.  98  ». 

4.  Sondergnt  eines  Kindes  setzt  Erwerb  ausser  dem  Hause  nnd  Fern- 
haltung  ans  demselben  voraus.  Vgl.  Verm.  Ssp.  I,  20,  7;  System.  Sehr. 
IV,  1,  14  (vgl.  Stobbk,  Gewere  a.  a.  0.,  S.  449  i.  f.  f.). 

U.  And  ere  häusliche  Gemeinschaften  betr. 

1.  Verwandte,  wie  die  Mutter,  sind  Gast  in  des  Sohnes  Gewere  nnd 
*o  lange  ist  ihr  Gut  ein  ungezweites  (Ssp.  1,  4,  4 u.  7;  Schspr.  bei 
WASSEMCHi.KBBK,  S.  109,  C»p.  214). 

2.  Geschwister  in  ungetheilter  Were  — vgL  Sep.  I,  12;  Verm.  Ssp. 
I»  20,  8;  Richtet.  Landr.  I,  20,  4. 


Digitized  by  Google 


172 


Hausherrechaft  uud  G.  z.  r.  V. 


Auch  die  Familiengewalt  des  Ehemanns  trägt  diesen  Cha- 
rakter oder,  wenn  man  lieber  will,  diese  charakteristische 
Färbung  des  allgemeinen  Begriffs.  Der  Mann  nimmt  die 
Frau  mit  ihrer  lahrenden  Habe  in  sein  Haus  und  Hof,  d.  h. 
in  seine  „ Wer e“,  oder  übernimmt  in  und  mit  ihrem  Haus 
und  Hof  all  ihr  Gut,  so  dass  er  es  auf  die  Zeit  der  Ehe 
mit  dem  seinigen  zur  Führung  ein  und  desselben  Haushalts 
vereinigt  Beiderlei  Gut  dient  nun  ungeschieden  der  einen 
Wirthschaft  im  Hause  und  unterliegt  der  einen  Gewalt,  die 
im  Hause  regiert.  Es  geschieht  räumlich  und  tbatsächlich, 
was  das  Recht  mit  seiner  Ungezweitheit  des  Guts  auf  Grund 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  begrifflich  formalisirt, 
und  umgekehrt  trägt  der  Rechtsbegriff  noch  das  Gepräge  des 
natürlichen  Verhältnisses,  von  dem  er  abstrahirt  ist.  Vielfach 
geht  in  der  Darstellung  der  ehelichen  Güterverhältnisse  bei 
dem  Ausdruck  „Gewere  oder  Were“,  „in  die  Gewere  er- 
bringen, ziehen  oder  sie  räumen“  unvermerkt  die  natürliche 
Bedeutung  von  „ Haus  und  Hof“  und  die  abstracte  Bedeutung 
von  „Besitz“  in  einander  über  oder  die  Ausdrücke  wechseln 
willkürlich  8). 


5)  Schspr.  bei  Böhmk  V,  S.  152,  »:  „Beyde  leib  und  gut  (der  Frau) 
yn  seyne  vormnntschaft  und  yn  seyne  gewere  entphangin  und  genomen 
hette  — “.  Schspr.  bei  Wasskrschlkbkk,  S.  161,  cap.  26:  „Nu  hat  her 
sie  laszen  furen  yn  seyn  gewere  von  Dresden  keyn  Pinie  und  hat  die 
frawe  ynnc  gehat  — “.  Weichbild  cap.  24,  § 3:  „Alle  die  wile  darf  si 
oueh  nicht  der  gewere  ruinen  — “.  System.  Schliffen r.  IV,  2.  3 » (Kulm 
IV,  39):  „ — so  darf  se  der  were,  do  her  ynne  besturbin  ist,  die  eris 
mannes  was , do  her  tot  ausgetragin  wart , nicht  rumyn  — und  diewile 
— — se  in  der  were  blibet  ane  man  — Achnlich  ebend.  IV , 2 , R » 
(Kulm  IV,  45).  Rig.  Ridderr.  20,  53.  Glogauer  R.-Buch,  cap.  42.  Lflb'schc 
Stat.  Cod.  II , 14  von  der  Zeit  nach  Erlöschen  der  ehelichen  Vormund- 
schaft durch  des  Mannes  Tod:  „ne  wolden  sine  vrint  ere  des  nicht 
truwen,  dat  de  medegift  in  de  were  ghekomen  were  — — men  schal 
ere  medegift  uth  richten  uth  der  were  — “ Schspr.  bei  Wasskrschi.erf.n, 

S.  202,  cap.  62 : „ Ich  habe cyne  hawsfrawe  genomen,  zeu  der  ich 

czoch  yn  ir  gut  yn  haws  und  hoff  unde  undirwand  mich  alüs,  das  sie 
hatte“.  Aehnlich  ebend.  8.  218  f.,  cap.  68  i.  f.  (Ssp.  III,  76,  2).  Prägnant 
die  Ausfährung  eines  Ehemanns  in  d.  Schspr.  hei  Wassf.r8I.ebbk  , S.  96, 
cap.  150:  „ — zo  sey  is  yn  zeyner  gewere  geweszin,  wo  is  gelegin 
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Ja  selbst  an  rechtlichen  Folgerungen  fehlt  es  insofern 
nicht,  als  wenigstens  ursprünglich  zum  Ausschluss  der  ehe- 
männlichen  Gewere  und  der  Ungezweitheit  des  Guts  d.  h.  zur 
Begründung  von  Einhandsgut  vorausgesetzt  wurde,  dass  die 
vorbehaltenen  Vermögensstücke  gar  nicht  in  des  Mannes  Haus 
und  Hof  eingebracht  wurden. 6) 

Indem  so  die  durch  die  ehemännliche  Vormundschaft  re- 
präsentirte  Familiengewalt  diesen  Bezug  auf  das  Haus  — ge- 
wisser Maassen  ihr  Reich  und  Territorium  — gewinnt,  fasst 
sie  sich  mit  den  übrigen,  ähnlich  nüancirten  Familiengewalten 
zu  einem  allgemeinem  Begriff  auch  nach  dieser  Seite  hin  zu- 
sammen. Sie  ist  nur  ein  Theil  der  dem  Familienhaupte  ge- 
bührenden Herrschaft  in  seiner  Familie  d.  i.  in  seinem  Hause, 
oder  umgekehrt  die  Herrschaft  des  Familienhaupts  und  Haus- 
herrn ist  im  Verhältniss  zur  Gattin  die  eheliche  Vormund- 
schaft, gestützt  und  getragen  von  der  Gewere  an  ihrem  Gut. 
Aber  wenn  auch  diese  Idee  der  Keehtsbildung  zu  Grunde  liegt, 
so  hat  sie  doch  nicht  zur  Zusammenfassung  der  verschiedenen 
Institute  der  Familiengewalten  in  einen  höhern  Organismus 
geführt.  Zu  einem  einheitlichen  Rechts-Institut  mit  bestimmten 
Grenzen  und  Inhalt  hat  sich  die  Gewalt  des  Familienhaupts, 
die  Hausherrlichkeit,  in  Deutschland  nirgends  entwickelt;  viel- 
mehr erscheint  sie  je  nach  der  Richtung  auf  die  verschiednen 
Familienglieder  bald  in  der  Form  der  ehelichen  oder  elter- 
lichen, bald  der  Geschlechts-  oder  Alters-Vonnundschaft,  bald 
der  Vormundschaft  über  das  unfreie,  ja  — wiewohl  nur  sehr 
bedingt  und  beschränkt  auf  einzelne  Wirkungen  — über  das 
freie  Hausgesinde  7). 


»dir  gewest  sey  alz  wol  alz  ab  her  i»  bey  y m do  heyiue  liette.  In 
der  Gewere  haben  zunächst  und  ursprünglich  — „ du  heyme“,  zu  Hause 
haben. 

6)  Vgl.  unten  § 56  zn  Anm.  3 u.  4. 

t)  Dass  Khaut  die  Hausherrschaft  neben  die  Vormundschaft  und 
Gewere  des  Mannes  stellt,  ist  hienach  ganz  gegen  den  Sinn  unserer 
Quellen.  Vgl.  darüber  g 17  i.  A.  bes.  Anm.  12. 
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§ 17. 

Ueberblkk. 

Die  bisherigen  Abschnitte  haben  darlegen  sollen,  welchen 
Begriff  die  Sächsischen  Eechtsqnelleu  mit  der  „Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft“  verknüpfen,  und.  in  welcher  Weise  sie 
auf  derselben  das  System  ihrer  Güterordnung  unter  Ehegatten 
aufbauen.  Es  hat  damit  nicht  behauptet  werden  sollen,  dass 
sich  die  einzelnen  Autoren  unserer  Rechtequellen,  namentlich 
der  Rechtsbücher,  jenes  Principe  in  der  eben  dargestellten 
vollen  Entfaltung,  Geschlossenheit  und  Abrundung  überall 
sicher  und  klar  bewusst  gewesen  seien,  und  noch  viel  weniger, 
dass  sie  aus  dem  Princip  im  Wege  dialektischer  Entwickelung 
alle  die  Normen  und  Sätze  gewonnen  hätten,  zu  denen  sich 
das  System  entfaltet.  Was  aber,  wenn  ich  mich  nicht  täusche, 
der  bisher  dargestellte  Inhalt  der  Quellen  ausweisen  muss,  ist, 
dass  dieselben  bei  der  Ordnung  der  einzelnen,  einschlägigen 
Verhältnisse  von  einer  Grundanschauung  ausgehen , welche 
ihnen  aus  ihrer  Idee  von  der  Ehe  und  aus  der  Auffassung  der 
ehelichen  Gemeinschaff,  wie  se  Religion,  Geschichte  und  Sitte 
ihnen  gelehrt  hatte,  von  selbst  quoll,  und  dass  diese  Grund- 
anschauung Richtung,  Maass  und  Ziel  abgiebt,  nach  welchem 
die  natürlichen  Verhältnisse  durch  die  allgemeinen  Rechts- 
begriffe and  Institute  des  mittelalterlichen  Deutschen  Rechts 
beherrscht  werden.  Und  mich  dünkt,  dass  man  sein  Ziel  nach 
Maassgabe  der  gebotnen  Mittel  in  der  befriedigendsten  Weise 
erreicht  hätte.  Demi  es  gelang  mit  Hülfe  der  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  zuvörderst  die  Lösung  des  Problems: 
auch  im  Gebiete  des  Vermögensrechte  der  innigen  Lebens- 
gemeinschaft beider  Gatten  unter  der  Vorherrschaft  des  Mannes, 
als  des  Haupts  der  Frau  und  des  ganzen  Hauses,  Ausdruck 
zu  verschaffen,  dergestalt,  dass  das  beiderseitige  Gut  als  ein 
Ganzes  unter  der  Leitung  des  Mannes  dem  einheitlichen  In- 
teresse der  ehelichen  Gemeinschaft  auf  deren  Dauer  dienstbar 
gemacht  wurde,  ohne  dass  die  Frau  darum  aufgehört  hätte, 
Subject  ihres  Vermögens  zu  sein,  und  es  gelang  somit,  die 
beiden  der  Deutschen  Idee  von  der  Ehe  widersprechenden  Ab- 
wege des  Römischen  Rechte  zu  vermeiden,  sowohl  den,  dass 
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die  Frau  überhaupt  aufhörte,  rechts-  oder  handlungsfähig  zu 
sein , als  den,  dass  sie  dem  Manne  bezüglich  des  Vermögens 
als  eine  dritte  fremde  Person,  nur  durch  obligatorische  Bande 
verknüpft,  gegenüberstand.  Es  gelang  aber  noch  weiter  mit 
Hülfe  jenes  Instituts,  ohne  Gefährdung  des  ehelichen  Interesses 
die  Einheit  des  Guts  nur  in  dem  Moasse  und  mit  der  Schranke 
durchzufuhren,  dass  es  nicht  nothwendig  wurde,  entweder  auch 
die  vermögensrechtliche  Stellung  des  Mannes  in  Bezug  auf 
sein  Gut  durch  die  Ehe  alteriren  zu  lassen,  oder  aber  dem 
Manne  die  ganze  Freiheit  der  Bewegung  bezüglich  Frauenguts 
zu  gönnen,  die  er  bezüglich  des  eignen  hatte,  und  es  gelang  so 
auch  für  die  Verhältnisse  während  der  Ehe  stets  im  Auge  zu 
behalten,  dass  sich  das  beiderseitige  Gut  nach  ihrer  Beendi- 
gung seinem  Ursprung  nach  wieder  auflöst.  So  blieben  in 
dem  vereinigten  Gut  die  ursprünglichen  Bestandtheile  immer 
erkennbar,  und  wo  die  organische  Entwickelung  des  Systems 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  nicht  unterbrochen 
wurde,  da  blieb  das  Sächsische  Recht  vor  einer  Verschmelzung 
des  Guts  bewahrt,  welche  im  Süddeutschen  Recht  allmählig 
zur  Absorbirung  der  gesonderten  vermögensrechtlichen  Per- 
sönlichkeit eines  jeden  von  beiden  Gatten  führte. 

Diese  Auffassung  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
ist  auch  nicht  etwa  eine  neue;  vielmehr  hat  sie  unter  den 
Rechtslehrern  in  wie  ausser  Sachsen  der  Hauptsache  nach 
längst  bestanden.  Es  ist  die  Lehre  Eichhorn’s,  Albrecht’s, 
v.  Sydow’s,  Finsler’s,  Runde’s,  Ckopp’s,  Pauli’s,  Berck’s, 
Hauboldt’s,  Heimbach’s,  Weiske’s  und  A.  in.,  im  Vor- 
stehenden nur  von  Neuem,  vielleicht  fester  und  umfassen- 
der begründet  als  zuvor.  Erst  Kraut  hat  es  in  seinem 
Werke  über  die  Vormundschaft  unternommen,  die  Lehre  in 
ihrer  Grundlage  zu  erschüttern  und  in  ihren  (Konsequenzen 
za  zersetzen  und  aufzulösen.  Ihm  sind  dann  Neuere  ge- 
folgt , wie  Beseler  ') , Schwarz  *) , und  namentlich  auch 

*)  System  d.  Deutschen  Privntr.,  2.  Aufl.,  § 186,  Anw.  2.  ßr  findet 
» freilich  selbst  auffällig,  dass  schon  ältere  Quellen  die  Machtvolfkonnuen- 
heit  des  Mannes  auf  seine  Vormundschaft  zurück  führen. 

*)  Fränkisches  ehel.  Güterrecht,  8.  3 f.  14. 
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Gerber3);  doch  ist  bereits  die  Schwäche  der  Fundamente, 
auf  welcher  die  ganze  neue  Lehre  beruht,  in  mehreren  Punkten 
von  Bluntschli  4),  von  Walter5)  und  ausführlicher  von 
Rive  in  seiner  Geschichte  der  Deutschen  Vormundschaft6) 
aufgedeckt  worden.  Speziell  für  das  eheliche  Güterrecht  hat 
sich  v.  Martitz  gegen  dieselbe  erklärt 7). 

Kraut’«  Ansicht  (Bd.  II,  S.  345  f.  vgl.  331  f.)  fasst  sich, 
soweit  sie  das  Sächsische  Recht  angeht,  dahin  zusammeu:  als 
Ausfluss  der  ehelichen  Vormundschaft  erscheint  nur  das  Recht 

*)  Vgl.  Gebbp.r,  Syst,  des  D.  Pr.-R.’s,  8.  Aufl.,  § 226,  Anm.  3.  Vgl. 
g 222.  223.  246,  Anm.  9.  (Auch  in  d.  9.  Ausg.  ist  hier  Nichts  geändert) 
Derselbe  hebt  ni.  E.  ganz  richtig  (vgl.  g 230  zu  Anm.  3)  hervor,  dass' 
nach  Deutscher  Recbtsanschauung  dem  Ehemanne  nicht  eine  Summe  von 
einzelnen  Rechten  am  Frauengut  zukommt,  sich  vielmehr  seine  ganze 
Stellung  darin  concentrirt,  dass  er  ein  Recht  auf  Vertretung  der  Frau 
;n  allen  Vermögensrechten,  also  namentlich  in  Nutzung  und  Disposition 
hat.  Aber,  mit  Kraut  die  ehemännliche  Vormundschaft  im  Wesentlichen 
nur  für  eine  etwas  moditicirtc  Geschlechtsvormundschaft  haltend,  und  die 
Gewere  in  auch  anderwärts  ausgesprochener  Abneigung  gar  nicht  beach- 
tend, muss  er  Bedenken  tragen,  jene  richtig  bezeichnete  Stellung  des 
Ehemannes  in  der  Vormundschaft  desselben  ausgeprägt  und  durch  die 
darauf  ruhende  Gewere  zusammengefasst  zu  finden.  So  stellt  er  zwar 
das  System  der  Gütereinheit  den  Sächsischen  Rechtsquellen  entsprechend 
dar,  erklärt  es  sogar  (m.  E.auch  irrig!)  für  den  alleinigen,  aber  auch  master 
gültigen  Typus  des  gesamten  rein-deutschen  Rechts , verkennt  aber , dass 
das  Sächsische  Recht  in  seiner  Sprache  und  Weise  und  mit  seinen  Mitteln 
diese  Güterordnung  schon  in  einer  Geschlossenheit  und  Abrundung  bietet, 
welche  die  einzelnen  Bestimmungen  erst  in  ihrem  wahren  Lichte  zeigt 
und  allein  davor  schützt,  sie  mit  den  Grundsätzen  des  Süddeutschen 
Systems  verschwimmen  zu  lassen,  wie  di«)  denn  Gkkbkk  wirklich  be- 
gegnet ist.  Dabei  mag  man  aber  immerhin  bedenklich  finden,  die  Stellung 
des  Ehemannes  auch  nach  heutiger  Rechtsanschauung  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Vormundschaft  aufzufassen , da  der  im  mittelalterlichen 
Recht  ihn  ergänzende  Begriff  der  Gewere  uns  völlig  entschwunden  ist. 
Man  mag  insoweit  daher  gern  zugeben , was  Gerber  in  seinen  und 
Ihering's  Jahrbüchern  1,  S.  258  f.  ausführt. 

*)  Deutsches  Privatrecht  II,  S.  200. 

6)  Deutsches  Privatrecht,  § 191,  Anm.  1. 

«)  Braunschweig  1862.  8®.  1,  S.  265  — 270  für  die  ältere  und  II, 
S.  148  f.  für  die  hier  besprochene  Periode. 

7)  S.  83,  Anm.  5.  S.  132. 


Digitized  by  Google 


Kkact's  Ansicht. 


177 


des  Mannes,  die  Frau  zu  beschützen,  gerichtlich  und  ausser- 
gerichtlich  zu  vertreten  (II,  S.  329  f.).  Dagegen  ist  das 
Recht  des  Ehemannes,  einseitigen  Veräusserungen  seiner  Frau 
zu  widersprechen,  eine  Wirkung  seiner  Gewere  und  nur  nach 
manchen  Statuten  eine  Wirkung  der  Vormundschaft  (II,  S. 
392  f.).  Alle  übrigen  Rechte  des  Ehemannes  an  die  Person 
oder  das  Vermögen  der  Frau  sind  weder  auf  das  Eine  noch 
auf  das  Andre  zurückzufuhren , sondern  auf  etwas  davon  ganz 
Verschiedenes  und  Unabhängiges,  nämlich  auf  die  Herrschaft 
des  Mannes  im  Hause  — so  das  Recht  auf  Gehorsam  der 
Frau  (I,  S.  292),  das  Verwaltungs-  (II,  S.  377),  Nutzungs- 
(D,  S.  391  f.  531  f.),  Dispositionsrecht  des  Mannes  (II,  S. 
445.  500  f.  514;  vgl.  520.  523.  527),  und  folgeweise  ist  auch 
die  üngezweitheit  des  Guts  überhaupt  ein  ausser  Zusammen- 
hang mit  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  stehender 
Rechtssatz  (II,  S.  550  f.). 

Man  sieht:  die  Sätze  fliegen  nach  allen  vier  Winden  aus 
einander  wie  Spreu  im  Wirbel.  So  locker  und  lose  hängen 
sie  aber  in  unsern  Quellen  nicht  zusammen,  eine  solche  fast 
kunstvolle  Zerfahrenheit  stimmt  nicht  zu  der  Naturwüchsig- 
keit derselben  8).  Die  Sache  ist  vielmehr  die : die  Quellen 
gewähren  die  Lehre  in  einheitlicher  Gliederung;  nur  ihr  Miss- 
verstehen erzeugt  die  Zerfahrenheit.  Dieses  Missverständniss 
ist  aber  ein  so  folgenreiches  geworden,  weil  es  grade  die  Funda- 
mente betraf.  Denn  es  war  unvermeidlich,  wenn  Kraut 

1)  die  Vormundschaft  als  ein  nicht  blos  formal,  sondern  auch 
materiell  gleichartiges  Institut,  von  zwar  nicht  absolut 
identischem,  aber  doch  wesentlich  gleichem  Inhalt  für 
das  gesamte  Rechtsgebiet  nachweisen  und  namentlich  die 
ehemännliche  Vormundschaft  nur  als  eine  eigenthümlich 
erweiterte  Geschlechtsvormundschaft  ansehen  will !l); 

2)  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  ja  die  ehemänn- 
liche Gewere  überhaupt  als  bestimmten  Rechtsbegriff  nur 


8)  Schon  Rive  (a.  a.  0.  II,  S.  151)  weist  auf  die  offenbare  Luwög- 
liehkeit  einer  solchen  Auffassung  hin. 

»)  Vgl.  z.  B.  II,  S.  501.  329.  334  f. 

Africol»,  Gewere  i.  r.  V,  12 
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dem  Sachsenspiegel  zuspricht,  ihn  in  keiner  andern 
Sächsischen  Rechtsquelle  für  nachweisbar  hält10); 

3)  überhaupt  die  Zusammengehörigkeit  beider  Begriffe 
läugnet11)  und,  statt  sie  vereinigt  als  ein  organisches 
Rechtsinstitut  aufzufassen,  sie  mehrfach  in  Gegensatz 
bringt11*). 

Beruhen  aber  diese  drei  Behauptungen  auf  Irrthum,  so 
stellt  sich  die  Einheit  und  Geschlossenheit  des  Institute,  die 
Entbehrlichkeit  der  Annahme  der  „Hausherrschaft“  als  eines 
besondem  Princips  des  ehelichen  Güterrechts 1S)  und  der  Kbaüt 

10)  Vgl.  II,  S.  344.  352. 

11)  Vgl.  ebend.  S.  352. 

u»)  Am  auffallendsten  geschieht  dies  hei  dem  Rechte  des  Mannes, 
einseitigen  Veräusserungen  der  Frau  zu  widersprechen  (II,  S.  392  f.).  Ea 
soll  nach  dem  Ssp.  seinen  Grund  in  der  Gewere,  nach  Sachs.  Stadtr.  in 
der  ehelichen  Vormundschaft  haben,  und  desshalb  von  sehr  verschiedenem 
Umfang  sein.  Letzteres  mit  Kraut  a.  a.  0.  auf  den  Verm.  Ssp.  I,  20,  lß 
zu  stützen,  halte  ich  für  sehr  bedenklich.  Dagegen  ist  das  Erstere  zum 
Theil  richtig  (vgl.  oben  § 14 , Anm.  8 f.).  Es  ist  mir  aber  gerade  ein 
Deuer  Beweis,  dass  die  Zurückführung  jenes  Rechts  des  Ehemanns  auf 
seine  Gewere  eben  nur  die  Rückführung  auf  seine  „vormundschaft- 
liche Gewere“  bedeutet.  Dass  die  Gewere  als  solche  jenes  Recht 
nicht  involvirt,  geht  schon  zur  Genüge  daraus  hervor,  dass  die  Frau  ja 
auch  die  Gewere,  keineswegs  aber  (bei  Mobilien)  jenes  Recht  dem  Manne 
gegenüber  hat. 

i*)  Ein  ausdrückliches  Zcugniss  für  die  Idee  der  Hausherrschaft  als 
selbständiges  Princip  des  ehelichen  Güterrechts  bieten  die  Sächsischen 
Quellen  nirgends.  Denn  man  kann  dafür  unmöglich  gelten  lassen , dass 
einzelne  spätere  Sächsische  Quellen  den  Mann  statt  einfach  als  „Vor- 
mund“ bisweilen  bezeichnen  als  „Vogt  und  Hauptmann“  oder  „Haupt 
und  Vormund“  oder  auch  blos  als  „Haupt  des  Weibes“  (vgl.  oben  § 14, 
Anm.  3 f.).  Schon  die  Schspr.  bei  Böhme  nennen  ihn  „sinis  elichin  wibia 
und  eris  gudis  vorrath  und  Vormunde  (§  10,  Anm.  25).  Eher  Hessen 
sich  vielleicht  in  den  Süddeutschen  Quellen  Zeichen  dafür  entdecken,  dass 
die  Idee  der  Vormundschaft  der  der  Hausherrschaft  in  dem  Maasse  wich, 
in  welchem  das  beiderseitige  Gut  in  ein  Ganzes  verschmolz.  Denn  wenn 
auch  Dsp.,  Schwsp.  und  viele  Particularrechte  die  erstere  noch  treu  fest- 
halten  (vgl.  Schböder  II,  S.  95),  weicht  schon  im  Kl.  Kaiserr. , in  den 
Baierisch  - Oesterreich'schen  Quellen  der  Ausdruck  „Vormund,  Vogt, 
Mompar“  den  allgemeinem  Bezeichnungen:  gebieter,  maister,  wirt  etc. 
beinahe  vollständig.  Dass  auch  der  Schwsp.  cap.  9 hiezu  eine  Neigung 
verräth  ( Kbalt  II,  S.  514),  mag  sein,  aber  mehr  als  ein  Anklang  liegt 
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immer  wieder  unter  den  Händen  schwindende  Gegensatz  des 
Sächsischen  ünd  des  Süddeutschen  Systems  von  selbst  wieder 
heraus.  Directe  Quellenzeugnisse  für  seine  Anschauung  hat 
er  nicht  erbracht,  und  die  innern  Gründe  speciellerer  Natur, 
welche  er  anführt , sind  offenbar  nicht  stichhaltig1*). 

Wesentlich  andrer  Art  ist  der  Angriff,  den  die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  als  Princip  des  Sächsischen  ehelichen 
Güterrechts  von  dessen  neustem  Bearbeiter,  von  v.  Maktitz, 
erfahren  hat,  dem  schon  Wendkoth  u)  in  dieser  Richtung 

hier  schwerlich  schon  vor  — und  keinenfalls  hat  sein  Zeugnis«  Beweiskraft 
für  das  Sächsische  Recht;  das  von  Gerber  § 226,  Anm.  3 dafür  ange- 
führte RiPREtHT’sche  Rechtsbuch  c.  52  scheint  mir  das  grade  Gegentheil 
zu  beweisen. 

1S)  Als  solche  werden  besondere  folgende  zwei  hervorgehoben  und  überall 
als  die  Symptome  einer  entgegenstehenden  Auffassung  geltend  gemacht: 

1.  Mehre  von  uns  auf  die  Vormundschaft  des  Mannes  zurückgeführte 
Befugnisse  bezüglich  des  ungezweiten  Guts  werden  nach  einigen  Säch- 
sischen Rechten  auch  der  Frau  dann  beigelegt,  wenn  der  Mann  abwesend 
oder  sonst  behindert  ist  (II,  S.  441  f.),  und  doch  kann  die  Frau  nie  ihres 
Mannes  Vormund  sein  (II,  S.  346.  377.  502).  Letzteres  ist  so  gewiss 
wie  Ereteres.  (Vergl.  jetzt  noch  Schspr.  bei  Wassebschukben,  S.  334, 
cap.  84  a.  E. : „wenne  keyn  wip  ires  elichin  mannis  Vormunde  gesin  mag“. 
Eine  spätere  Beschränkung  des  Grundsatzes  enthalten  die  Eisenacher  Ge- 
richts läuffte  40,  und  daraus  Pcruoldt’s  Rechtsb.  V,  50).  Aber  was 
folgt  daraus?  Doch  nur  soviel,  dass  jene  Befugnisse  nnd  selbst  die  Ge- 
were der  Ehefrau,  wo  sie  anzuerkennen  ist,  in  solchen  Ausnahmefällen 
eben  auf  einem  andern  Beehtsgrnnd  als  dem  der  Vormundschaft  beruhen  — 
auf  einem  Recht  zur  Vertretung  des  Mannes,  auf  dem  Beisitz  u.  dergl. 
(vgl  auch  Rive  a.  a.  0.  II,  S.  152).  Obgleich  die  Frau  das  Recht  hat, 
über  das  gemeinsame  Gut  hei  Leibcsnoth  in  der  Abwesenheit  des  Mannes 
zu  verfügen  (vgl.  Kraut  II,  S.  441),  führt  doch  der  Schwsp.  die  gleiche 
Dispositionsbefugniss  des  Mannes  auf  seine  Vormundschaft  zurück.  Dieses 
eine  Beispiel  lehrt,  wie  misslich  jener  Schloss  ist. 

2.  Umgekehrt  erstrecke  sich  die  Vormundschaft  des  Mannes  auch  auf 
das  Einhandsgut  der  Frau,  obwohl  von  solchem  die  vermögensrechtlichen 
Befugnisse  des  Mannes  ausgeschlossen  seien  (II,  S.  501).  Hier  ist  die  erste 
Prämisse  bedenklich,  für  die  Quellen  des  gemeinen  Rechts  zum  l’heil  ge- 
wiss falsch.  Und  was  würde  folgen?  Höchstens  soviel,  dass  dem  Ehe- 
manne  um  desswillen , weil  seine  eheliche  Vormundschaft  ausgeschlossen 
wäre,  doch  die  Geschlechtsvonnundschaft  über  seine  Frau  übrig  bliebe. 
In  dem  Identificiren  beider  liegt  eben  Kraut’s  Grundirrthum. 

1*)  De  institutis  juris  dot.  Sazonico-Vratislaviensis,  p.  5 f 

12* 
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vorausgegangen  und  mit  dem  dann  auch  Behkend  im  Wesend 
liehen  übereinstimmt l6).  v.  Maktitz  erkennt  mit  mir  die 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  als  die  principielle  Grund- 
lage des  ehelichen  Güterrechts,  wie  es  der  Sachsenspiegel  und 
die  ihm  folgenden  Landrechte  darstellen,  an  16),  wenn  er  auch, 
wie  ich  glaube,  zu  wenig  Gewicht  auf  den  Nachweis  legt, 
dass  wirklich  jene  Grundanschauung  den  Keim  enthielt,  aus 
dem  sich  ein  lebendiger  und  lebensfähiger  Organismus  ent- 
wickelte, und  wenn  er  auch  sogar  das  Mobiliargüterrecht  mit 
dem  Princip  durch  die  Annahme  in  Widersprach  setzt,  dass 
auch  der  überlebenden  Frau  ihre  Fahrniss  nicht  verblieben 
sei ,7).  Er  erkennt  ferner  auch  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft als  das  dauernde  Princip  des  gemeinen  Weichbilds 
an,  soweit  es  sich  um  die  Liegenschaften  der  Frau  handelt 18); 
er  bestreitet  endlich  nicht,  dass  die  Quellen  auch  dieses  Rechts- 
gebiets mindestens  zum  Theil  selbst  rücksichtlich  der  Fahrhabe 
der  Frau  die  Rechte  des  Mannes  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  auffassen  19).  Das  aber,  was 
er  bestreitet,  ist:  einmal,  dass  diese  Auffassung  rücksichtlich 
des  beweglichen  Frauenguts  im  System  des  Weichbilds  noch 
eine  treffende  und  adäquate  gewesen  sei,  da  der  Mann  ersteres 
nicht  mehr  blos  in  seiner  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft, 
sondern  zu  Eigenthum  gehabt  habe,  fur’s  Zweite,  dass  im 
Weichbild  die  Gewere  des  Mannes  am  beweglichen  Frauengut 
auf  rechtlicher  Nothwendigkeit  beruhte  wie  im  Landrecht,  da 
sie  vielmehr  auf  einem  Rechtsgeschäfte , einem  besondere 
Willensacte  der  Frau,  dem  Acte  der  Illation,  basirte  *°).  Beide 
Seiten  dieser  Ansicht  fassen  sich  also  dahin  zusammen,  dass 
im  Weichbild  das  Recht  des  Mannes  am  beweglichen  Frauen- 
gut in  Wahrheit  ein  auf  besondrer  Uebertragung  der  Frau 
beruhendes  Eigenthum  sei. 

15)  Stendaler  Urtheilsbuch,  Aum.  z.  Urtli.  XI,  S.  52—  58. 

1«)  Ehel.  Güten.,  S.  81—83.  253.  269.  276. 

ii)  Vgl.  osten  § 21,  Assi.  2 u.  2a. 

i«)  A.  a.  0.,  S.  300  f. 

1»)  Ebend.,  S.  288  Anm.  16  a.  E.  17.  18.  19. 

*0)  Ebend.,  S.  287.  276.  269. 
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Nun  lässt  sich  allerdings  nicht  verkennen,  dass  das  Weich- 
bild auf  diesem  Punkte  zwei  Grundsätze  hat,  welche  eine 
wesentliche  Abweichung  vom  Landrecht  begründen: 

1)  Das  Weichbild  verstattet,  abweichend  vom  Landrecht, 
der  Frau,  die  Rechte  des  Mannes  an  ihrer  Fahrhabe  dadurch 
einseitig  auszuschliessen , dass  sie  dieselbe  überhaupt  nicht  in 
seine  Gewere  d.  i.  in  seine  Detention , Gewalt  und  Nutzung 
kommen  lässt,  sie  sich  also  als  Einhandsgut  vorbehält !1). 

2)  Es  verstattet  weiter  der  Frau,  abweichend  vom  Land- 
recht,  Vergabungen  an  den- Mann,  und  zwar  an  Fahmiss  ohne 
weitere  Form  blos  durch  Uebertragung  der  Gewere.  Da  nun 
in  Ermangelung  einer  Verpflichtung  des  Mannes  zur  Restitution 
in  genere  bei  dem  überwiegenden  Bestand  der  städtischen 
Fahmiss  aus  vertretbaren  Sachen  als  Handelsgütern,  Geld  und 
Kapital  wenigstens  bei  diesen  auch  die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  das  Eigenthum  der  Frau  völlig  erschöpft,  so 
sind  die  Quellen  geneigt,  in  jeder  Illation  von  Fahmiss  eine 
Gabe  zu  Eigenthum  zu  sehen,  bei  unvertretbaren  Sachen  sie 
im  Zweifel  dahin  zu  interpretiren  **). 

Im  Erfolg  und  äusserlich  stellt  sich  daher  die  Sache  aller- 
dings so,  dass  die  Unterlassung  der  Illation  oft  als  Vorbehalt 
zu  Einhandsgut  aufgefasst  wird  und  des  Mannes  Rechte  aus- 
achliesst,  umgekehrt  aber  die  Vornahme  der  Illation  das  Eigen- 
thum des  Mannes  begründet  oder  wenigstens  als  Gabe  zu 
Eigenthum  gedeutet  wird  *s). 

In  dieser  Weise  und  in  diesem  Zusammenhang  halte  auch 
ich  die  angegebenen  Sätze  und  die  daraus  gewonnene  Schluss- 
folgerung für  richtig.  Aber  in  diesem  Lichte  erscheint  Beides 
bei  v.  Mabtitz  nicht.  Es  liegt  dies  zunächst  in  der  etwas 
andern  Fassung  der  beiden  gedachten  Vordersätze.  Den  unter 
Nr.  1 fasst  er  nämlich  statt  dahin:  des  Mannes  Rechte  er- 
greifen die  Fahrhabe  der  Frau,  soweit  sie  dieselbe  nicht  aus 
der  Gewere  des  Mannes  besonders  zurückbehalten  hat,  vielmehr 


*i)  § 56  m Anm.  3 f. ; v.  Mabtitz,  § 22,  Nr.  1.  3.  4 u.  5. 
«)  VgL  unten  § 22. 

»)  Vgl.  § 22  u.  56;  v.  Mabtitz,  § 22,  Nr.  2 u.  5. 
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positiv  dahin:  die  Rechte  des  Mannes  reichen  nur  soweit,  als 
die  Frau  die  Fahmiss  seiner  Gewalt  und  Gewere  besondere 
untergeben  hat  *4).  Dies  scheint  mir  aber  zuvörderst  nicht 
der  Darstellung  der  Quellen  entsprechend.  Freilich  bezeichnen 
sie  das  Einbringen  des  Guts  in  die  Gewere  des  Mannes  häufig 
genug  als  die  Voraussetzung  seiner  Rechte.  Dass  aber  nicht 
der  Act  der  Illation,  d.  h.  die  Hin-  und  Uebergabe,  sondern 
die  Thatsache  seiner  Gewere  als  solche  diese  Rechte  bedingt, 
weil  sie  die  Annahme  eines  Vorbehalts  von  Einhandagut  der 
Frau  ausschliesst , folgt  zur  Genüge  daraus,  dass  anderwärts 
eben  nur  die  Tbatsache  der  Gewere  des  Mannes  als  die  Vor- 
aussetzung seiner  Rechte  angeführt  *5)  und  meist  blos  da , wo 
ein  reelles  Einbringen  überhaupt  nicht  denkbar  war,  danach  ge- 
fragt wird,  ob  die  Frau  das  Object  der  Gewalt  und  Verfügung 
des  Mannes  überlassen  wollte  oder  nicht  *6).  Der  Gedanke 
scheint  mir  überall  der  zu  sein:  die  Rechte  des  Mannes  am 
Frauengut  reichen  so  weit,  als  die  Frau  das  Gut  nicht  in  der 
Absicht,  Einhandsgut  zu  reserviren,  aus  der  Verfügung  und 
Gewalt  des  Mannes  herausbehalten  hat,  nicht  aber,  dass  der 
Act  der  Illation  als  die  eigentliche  causa  seiner  Rechte  er- 
schiene. Dies  war  vielmehr,  wie  im  Landrecht  und  wie  bei 
Immobilien  auch  im  Weichbild,  die  Ehe  selbst  und  die  sich 
von  Rechtswegen  daran  knüpfende  eheliche  Vormundschaft 
des  Mannes.  Und  wie  der  Besitz  des  Mannes,  nicht  der  Act 
des  Einbringens  das  entscheidende  Moment  ist,  so  ist  auch 
nicht  einmal  jener  die  schlechthinige  Voraussetzung  der  Rechte 
des  Mannes  — nämlich  da  nicht,  wo  die  Frau  selbst  den  Besitz 
nicht  hatte,  wie  bei  noch  nicht  erworbenen  Erbschaften.  Auch 
auf  sie  erstrecken  sich  die  Rechte  des  Mannes,  sind  also  ge- 
wiss ohne  Illation  begründet !7).  Der  Act  des  Einbringens  hat 


**)  a.  a.  0.  S.  271  f. 

*5)  Sch.-U.  bei  Wassers  chj.  eben  , S.  101,  cap.  178;  bei  Höhne  VI, 
S.  144,  Abs.  7.  Syst  Sch.-R.  IV,  1,  32.  Kulm  IV,  31.  Sch.-U.  im  Cud. 
Lips.  945  c.  fol.  24  u.  41. 

*6)  Sch.-U.  bei  Wassekschlebkn,  S.  97,  cap.  150. 

*7)  Vgl.  g 13,  Anm.  11  f.  Auch  v.  Mautitz,  S.  27(5  f.  erkennt  dies 
an,  sieht  darin  aber  eine  principwidrige  Ausnahme  beim  Erbschaffserwerb. 
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daher  im  Auge  unserer  Qnellen  keine  andre  rechtliche  Be- 
deutung als  die,  dass  dadurch  auf  unzweideutige  Weise  be- 
kundet wird,  dass  sich  die  Frau  Einhandsgut  nicht  Vorbehalten 
wolle;  je  gewöhnlicher  und  allgemeiner  dieser  Vorbehalt  aber 
in  den  Städten  wurde,  desto  häufiger  und  bestimmter  wurde 
die  Blation  erwähnt  und  betont.  Immer  aber  blieb  das  Ein- 
handsgut das  juristisch  anomale  Verhältniss  auch  im  Weich- 
bild. Bei  v.  Mautitz  (S.  276)  erscheint  es  als  das  normale. 

Auch  den  Satz  sub  2 fasst  v.  Martitz  2h)  unbedingter 
und  allgemeiner  dahin:  die  Illation  des  fahrenden  Frauenguts 
begründet  das  Eigenthum  des  Mannes  an  demselben;  während 
wir  sagen:  Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  an  den 
Fungibilien  der  Frau  gewährt  im  Erfolg  jederzeit,  an  andrer 
Fahrniss  wenigstens  oft  dieselben  Rechte  wie  das  Eigenthum, 
und  darum  lag  es  nahe  und  wurde  immer  gewöhnlicher , die 
Illation  als  eine  Gabe  der  Frau  an  den  Mann  zu  Eigenthum 
zu  deuten.  Dass  dies  die  Auffassung  der  stadtrechtlichen 
Quellen  ist,  hoffe  ich  in  den  §§  21  u.  22  nachweisen  zu 
können. 

Man  sieht:  in  beiden  bisher  besprochnen  Punkten  weichen 
die  Auffassungen  weniger  im  Betreff  der  materiellen  Bedeutung 
der  Rechtssätze  ab,  als  rücksicbtlich  der  Beurtheilung  ihres 
innem  Zusammenhangs  mit  den  übrigen  eherechtlichen  Prin- 
eipien  und  des  Gedankengangs,  der  zu  ihnen  geführt  hat. 
Grade  dies  ist  aber  für  die  principielle  Frage,  die  uns  hier 
beschäftigt,  entscheidend.  Bei  v.  Martitz’  Auffassung  hört 
im  Betreff  der  Mobilien  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
auf,  das  das  eheliche  Güterrecht  des  Sächsischen  gemeinen 
Stadtrechts  beherrschende  Prinoip  zu  bilden,  und  an  seine  Stelle 
tritt  ein  Rechtsgeschäft  beider  Eheleute,  kraft  dessen  die  Frau 
dem  Manne  gewisse  Theile  ihres  fahrenden  Guts  zu  Eigen- 
thum abtritt,  ein  Rechtsgeschäft,  das  dem  der  Constituirung 
einer  dos  sehr  nahe  kommt.  Nach  unserer  Auffassung  ist  und 
bleibt  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  auch  im  Weich- 
bild der  Grundgedanke,  nicht  minder  rücksichlich  der  Mobilien 


*»)  a.  a.  0.,  § 25  u.  § 22  aub  2. 
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ab  der  Immobilien  der  Frau,  und  neu  ist  nur  die  Möglichkeit, 
sie  durch  Autonomie  auszuschliessen,  sei  es  durch  völlige  Auf- 
hebung aller  Rechte  des  Mannes,  sei  es  durch  Steigerung 
dieser  Rechte  zu  vollem  Eigenthum. 

Dass  nun  den  obigen  beiden  Grundsätzen  wirklich  die  Be- 
deutung zukommt,  die  wir  ihnen  beigelegt  haben,  dafür  möchte 
man  vielleicht  einen  stringenten,  in  allen  Punkten  vollkommen 
befriedigenden  Beweis  vermissen.  Es  ist  bei  der  mehr  theore- 
tischen Natur  der  ganzen  Frage  von  den  Quellen,  zumal  aus 
einer  Zeit  der  Schwankung  und  des  Uebergangs,  kaum  zu  er- 
warten. Sollten  aber  hier  noch  Zweifel  übrig  bleiben,  so 
scheinen  sie  mir  doch  jedenfalls  der  Thatsache  gegenüber  völlig 
zu  schwinden,  dass  auch  die  Quellen  des  Weichbilds  noch 
häufig  genug,  wie  wir  oben*9)  gesehen  haben,  das  Princip 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ausdrücklich  an  die 
Spitze  ihrer  eherechtlichen  Entscheidungen  stellen,  auch  da, 
wo  sie  nicht  von  Immobilien,  sondern  von  dem  fahrenden  Gut 
der  Frau  reden.  Scheuen  sich  diese  Quellen  aber  nicht,  dem 
Manne  eine  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  am  Frauengut 
insoweit  beizulegen,  als  es  nicht  zu  Einhandsgut  Vorbehalten 
worden,  so  bleibt  kein  Raum  für  eine  Eigenthumsgewere  des 
Mannes,  und  wo  die  Quellen  diese  dennoch  annehmen,  müssen 
sie  besondre  Gründe  des  Eigenthums-Uebergangs  voraussetzen, 
sei  es  die  Qualität  des  Objects  als  fungible  Sache,  sei  es  eine 
Gabe  zu  Eigenthum  80).  Unter  diesen  Gesichtspunkten  werden 
die  vom  Eigenthum  des  Mannes  redenden  Stellen,  wie  ich 
glaube,  ihre  zureichende  Erklärung  finden  (§  22);  wenn  sie 
dagegen  mit  v.  Martitz  als  Aussprüche  des  angeblich  neuen 
Princips  eines  Eigenthums  des  Mannes  an  den  Illaten  der 
Frau  auf  Grund  eines  besondem  Rechtsgeschäfts  betrachtet 

*»)  g 10  zu  Anm.  20—35. 

so)  v.  Mabtitz,  dem  jene  Zeugnisse  nicht  entgangen  sind  (S.  288, 
Anm.  17.  18.  19),  wenn  es  auch  noch  unzweideutigere  giebt  als  die  von 
ihm  grade  citirten,  nimmt  einen  unlösbaren  Widerspruch  der  Quellen  an 
und  findet,  dass  die  Autoren  jener  Zeugnisse  nur  nicht  dazu  vorgeschritten 
seien,  den  Gedanken  auch  auBzusprechen,  der  die  Grundlage  ihres  Systems 
bildete  (S.  .287). 
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werden  sollen,  so  erscheinen  die  mannigfaltigen  Zeugnisse  für 
die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  als  sinn-  und  gedanken- 
lose Reminiscenzen  aus  dem  Landrecht,  in  unverkennbarstem 
Widerspruch  mit  den  lebendigen  Rechtszuständen.  Und  solche 
mit  den  einzelnen  praktischen  Sätzen  unvereinbare  Theorien 
hätten  die  Kraft  gehabt,  das  alte  Sächsische  Princip,  welches 
durch  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ausgedrückt  wird, 
nämlich  die  Vertretung  der  Frau  in  allen  ihren  Vermögens- 
rechten durch  den  Mann  ohne  einen  Wechsel  der  Zuständig- 
keit dieses  Vermögens,  so  wie  geschehen  dem  eindringenden 
Dotalsystem  gegenüber  durchzusetzen,  während  das  angebliche 
im  Land-  und  Stadtrechtsgebiet  in  Leben  und  Geltung  be- 
findliche Recht  dem  Dotalsystem  so  viel  wesentliche  Anknüpfungs- 
punkte bot?  Die  Thatsache,  dass  schon  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  das  angebliche  Princip 
des  gemeinen  Weichbilds,  sondern  das  des  Sachsenspiegels  den 
romanisirenden  Tendenzen  gegenüber  immer  und  überall  das 
Feld  behauptet  hat,  zwar  in  Römische  Formen  und  Rechts- 
begriffe  übersetzt  und  im  Römischen  Sinne  modificirt,  aber  in 
seiner  alten  Idee  unverändert Sl),  ist  ein  sprechender  Beweis, 
dass  auch  die  Quellen  des  Weichbilds  und  jüngern  Landrechts 
die  alte  Anschauung  principiell  gewahrt  und  nicht  im  Wider- 
spruch mit  Wahrheit  und  Leben  gedankenlos  nachgesprochen 
haben. 

Auch  v.  Mabtitz’  Versuch,  der  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft wenigstens  für  das  Gebiet  des  Weichbilds  rück- 
sichtlich der  Fahrhabe  der  Frau  die  grundlegende  Bedeutung 
abzusprechen,  kann  ich  daher  für  gelungen  nicht  achten.  Sie 
bildet  meiner  Ueberzeugung  nach  die  Basis  des  Sächsischen 
ehelichen  Güterrechts  in  allen  seinen  Gebieten  und  in  der 
ganzen  hier  zu  besprechenden  Periode.  Seinen  Abschluss  kann 
der  Beweis  dieser  Thatsache  jedoch  erst  dadurch  finden,  das 
sich  zeigt,  wie  die  Summe  der  materiellen  Rechtssätze  sich 
wirklich  in  die  durch  das  oberste  Princip  gezogenen  Schranken 
und  Maasse  einfügt,  ihnen  in  keinem  Punkte  widerstrebt,  sie 


S1)  § 9 zu  Anm.  2 f.  u.  § 57;  vgl.  v.  Mabtitz,  S.  28%  f. 
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aber  auch  vollkomraeu  und  in  allen  Punkten  ausfüllt.  Und 
dies  führt  nun  zum  zweiten  Theile  unsrer  Aufgabe,  der 
eben  die  materielle  und  concrete  Ausführung  des  bisher  be- 
sprochnen  allgemeinen  Princips  zum  Gegenstände  hat  Denn 
wie  sich  aus  der  bisherigen  Darstellung  nunmehr  erwiesen 
haben  muss,  erhalten  wir  durch  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft nur  die  Grundlinien  und  die  Gesamtrichtung  des 
Sächsischen  ehelichen  Güterrechts,  noch  nicht  dessen  positiven 
Inhalt,  eine  Summe  von  Principien,  aber  nicht  concrete,  greif- 
bare Bestimmungen  zur  praktischen  Anwendung,  zwar  die 
Seele,  aber  noch  nieht  den  Leib  des  Rechtsorganismus. 


Indem  wir  nun  aber  zu  diesem  zweiten  Theile  übergehen, 
scheidet  sich  unser  Stoff  in  zwei  grosse  Hauptmassen.  Für 
die  bisherige  Betrachtung  bildete  ihn  das  gemeine  wie  das 
particulare  Recht  gemeinschaftlich,  und  letzteres  trat  nur  um 
desswillen  mehr  zurück,  weil  die  ausdrücklichen  Zeugnisse  der 
principiellen  Auffassung  der  Natur  der  Sache  nach  weniger  in 
den  statutarischen  Codifieationen  als  in  den  mehr  theoretischen 
Bearbeitungen  durch  die  Rechtsbücher  und  in  den  Verarbei- 
tungen durch  Schöffensprüche,  die  vorzugsweise  dem  gemeinen 
Rechte  angehören,  zu  finden  waren.  Die  materiellen  Einzel- 
bestimmungen gehören  dagegen  beiderlei  Rechtskreisen  an. 
In  beiden  aber  bewegt  sich  die  Rechtsentwickclung , obwohl 
stets  innerhalb  derselben  Gesamtrichtung,  doch  in  verschiedner 
Weise  und  auf  mannigfaltigen,  oft  sich  kreuzenden  Wegen. 
Von  nun  an  muss  sich  auch  die  Darstellung,  soll  sie  anders 
klar  und  durchsichtig  werden,  scheiden,  wenn  es  auch  zur 
Darlegung  des  Gegensatzes  öfter  angemessen  erscheint,  bei  der 
Erörterung  der  einzelnen  gemeinrechtlichen  Institute  kurz  auf  die 
entsprechenden  Bildungen  in  den  Particularrechten  hinzuweisen. 

Geht  die  Darstellung  aber  zunächst  auf  das  gemeine 
Sächsische  Recht  über,  so  zerfällt  ihr  Stoff  hier  sofort 
in  zwei  grosse  Gruppen.  Es  ist  nämlich  eine  Eigenthümlich- 
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keit,  wie  andrer  Deutscher  Rechtainstitute , so  in’s  Besondre 
des  ehelichen  Güterrechts  auf  der  Stufe  der  Entwickelung,  die 
wir  hier  betrachten,  dass  es  zur  Beherrschung  seines  Stofis 
für  sich  allein  nicht  vollkommen  genügt,  vielmehr  der  Er- 
gänzung durch  andre  verwandte  Institute  und  der  fortlaufenden 
Unterstützung  und  nähern  Bestimmung  durch  die  Autonomie 
der  Interessenten  bedarf.  Unsere  Darstellung  hat  sich  daher 
mit  der  Güterordnung  der  Ehegatten,  wie  sie  während  der 
Ehe  von  Rechtswegen  besteht,  zunächst  und  hauptsächlich 
zu  beschäftigen,  daran  aber  dann  die  Erörterung  der  ergän- 
zenden verwandten  Institute,  namentlich  des  Erbrechts, 
und  die  Erörterung  der  Autonomie  der  Ehegatten  zu  knüpfen. 

Bildet  aber  die  Sächsische  Güter  Ordnung  unter  Le- 
benden nur  die  Ausführung  der  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft, so  ist  der  Gang  der  Darstellung  durch  letztere  im 
grossen  Ganzen  vorgezeichnet.  Er  ist  folgender: 

Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  realisirt  sich: 

I.  in  negativer  Weise  darin,  dass 

1)  die  Stellung  des  Ehemannes  zu  seinem  Ver- 
mögen durch  die  Ehe  nicht  alterirt  wird; 

2)  die  Zuständigkeit  des  Guts  der  Ehefrau  durch 
die  Ehe  keine  Abänderung  leidet; 

II.  in  positiver  Weise  dadurch,  dass  der  Ehemann  die  Ehe- 
frau in  ihren  Vermögensrechten  vertritt,  und  zwar 

1)  nach  Aussen  durch  Vertretung  und  Schutz  in  wie 
ausser  dem  Gericht; 

2)  nach  Innen  und  zwar 

a)  in  Verwaltung  und  Disposition  über  ihr  Gut, 

b)  in  Gebrauch  und  Genuss  desselben, 
und  zwar  Alles  dergestalt,  dass 

3)  der  Mann  jede  einseitige  Ausübung  ihrer  Rechte 
Seitens  der  Ehefrau  ausschliesst 

Alle  diese  Grundsätze  kommen  im  Wesentlichen  auch  im 
Gebiete  des  Obligationenrechts  zur  Geltung;  aberäusser- 
üche  Gründe  der  Darstellung  lassen  es  angemessen  erscheinen, 
die  für  dasselbe  geltenden  Grundsätze  für  sich  und  gesondert 
2M»mmenzufassen. 
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Der  gesamten  Erörterung  muss  die  Darstellung  des  An- 
fangs und  der  Beendigung  der  unter  lebenden  Ehegatten 
bestehenden  Güterverhältnisse  vorausgehen,  wobei  ich  — ledig- 
lich aus  äussern  Gründen  — zugleich  die  particularrechtlichen 
Quellen  mit  berücksichtige. 
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Die  Ausführung  des  Princips  im  ge- 
meinen Sächsischen  Rechte. 

Erster  Abschnitt 

Die  Güterordnung  von  Kechtswegen  während 
stehender  Ehe. 


I.  Kapitel. 

§ 18. 

Begründung-  und  Beendigrung-  des  ehelichen  GttterrerhKltnisses.  ') 

Die  wesentliche  Voraussetzung  des  ehelichen  Güterver- 
hältnisses ist  selbstverständlich  eine  rechtmässige  (ächte)  Ehe 
— gleichviel  ob  es  die  erste,  zweite,  dritte  etc.  eines  oder 
beider  Gatten  ist  *).  Der  rechtmässigen  steht  die  von  den 
Gatten  für  rechtmässig  gehaltene  Ehe  bis  zur  Scheidung 


*)  Vgl.  über  das  Ganze : Rive,  Geschichte  der  Vormundschaft  H>  8. 
107  f.  116  f. 

*)  Ssp.  II,  23. 
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gleich  s).  Die  Voraussetzungen  einer  Ehe  aber  bestimmen  sich 
in  unsrer  Periode  lediglich  nach  den  Vorschriften  des  kano- 
nischen Rechts.  Nach  diesem  lag  der  eigentliche  Act  der 
Eheschliessung  schlechthin  im  Consens  der  beiden  Gatten,  und 
namentlich  kirchliche  Trauung  war  noch  kein  Essentiale 4). 
Mit  dieser  Sachlage  ist  indessen  recht  wohl  vereinbar,  dass 
die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  noch  an  besondre,  dem 
bürgerlichen  Recht  ungehörige  Bedinguhgen  geknüpft  waren  “). 
Hinsichtlich  der  persönlichen  Verhältnisse  ist  dies  auch  ge- 
schehen 6).  Nur  sehr  beschränkt  hinsichtlich  der  Vermögens- 
Verhältnisse  ! 

Allerdings  fasst  sich  das  eheliche  Güterrecht  zusammen  in 
der  ehelichen  Vormundschaft.  Aber  diese  regelt  sich  nach 
ihren  eigenthümlichen  Grundsätzen,  wie  überhaupt  so  auch 
was  die  persönliche  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  zu  ihrer  Füh- 
rung betrifft.  Von  den  allgemeinen  Unfähigkeitsgründen  kommt 
zunächst  die  Unfreiheit  in  Betracht  Indessen  beschäftigen 
sich  die  Quellen  des  Jus  commune  mit  dem  Einfluss  derselben 
auf  die  ehelichen  Güterverhältnisse  nicht  näher  7) ; was  aber 
Hof-  und  Dienstrechte  darüber  ergeben,  hat  mehr  Bedeutung 

s)  Für  das  Verhältnis»  der  Güter  während  stehender  Ehe  wird  dies 
freilich  erst  in  Puroolut’b  Rechtsb.  I,  86  („ — wan  die  Unwissenheit 
en  schadet  wedder  denn  eildeni  noch  den  kindem , wedder  an  den  erin 
noch  an  dem  g n d e noch  an  erem  rechtin  “)  mit  bezeugt , ist  aber  wohl 
um  so  gewisser  anzunehmen,  als  selbst  die  Verhältnisse  nach  der  Schei- 
dung denen  der  Auflösung  der  Ehe  durch  des  Mannes  Tod  ziemlich  gleich 
behandelt  werden.  Ssp.  III,  74;  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  146,  i f. 
Ueber  die  persönlichen  Verhältnisse  vgl.  Ssp.  III,  27.  Waisthum  v.  1304, 
§ 121. 

4)  Vgl.  Richteb,  Kirchenr.,  § 263,  Amn.  11;  Rive  a.  a.  0.  II,  S.  114  f. 

5)  Vgl.  den  bewussten  Gegensatz  im  Venn.  Ssp.  I,  21,  3. 

6)  Vgl.  v.  Swdow,  Erbrecht,  § 10.  11. 

J)  Der  Ssp.  III,  73  und  das  Weichbild,  Art.  3 setzen  zwar  die  Gül- 
tigkeit solcher  Ehen  voraus  (vgl.  v.  Srnow,  S.  53  f.),  sagen  aber  nichts 
über  das  eheliche  Güterverhältniss.  Es  gehörte  in  die  Hof-  und  Dienst- 
rechte, und  hier  wurden  die  Rechte  des  Herrn  in  der  mannigfaltigsten 
Weise  maassgebend  (vgl.  Berck,  Bremer  ehel.  Güterr.,  S.  211,  Anm.  200b). 
Rcnde,  Ehel.  Güterr.,  § 17  betrifft  späteres  Recht.  Ueber  die  Ehe  mit 
fremden  eignen  oder  hörigen  Leuten  vgl.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Frohn- 
höfe,  § 464  f.,  UI,  S.  149  f. 
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för  die  Charakterisirung  der  Dienstbarkeit  ais  des  ehelichen 
Güterrechts.  Abgesehen  von  der  Unfreiheit  haben  aber  die 
Standesverhaltnisse  keinen  Einfluss  auf  das  Gütenecht;  selbst 
wenn  sie  zu  andern  Arten  der  Vormundschaft  unfähig  machen, 
die  Fähigkeit  der  ehelichen  Vormundschaft  schliessen  sie  nicht 
aus.  Sogar  der  Rechtlose  — im  Gegensatz  zum  Echtlosen  8)  — 
hatte  sie  über  seine  Frau  9),  obwohl  er  sonst  zur  Führung 
einer  Vormundschaft  unfähig  war.  Und,  während  sonst  über- 
haupt nur  der  Ebenbürtige  als  zu  einer  solchen  befähigt  galt, 
war  Ebenbürtigkeit  doch  keine  Voraussetzung  der  ehelichen 
Vormundschaft 1#).  Tritt  doch  die  Frau  mit  der  Heirath  in 
des  Mannes  Stand  ein!  n)  Von  sonstigen  allgemeinen  Un- 
f&higkeitsgründen  kann  bei  der  ehelichen  Vormundschaft  kaum 
noch  ein  andrer  in  Betracht  kommen  als  das  Alter  und  etwa 
körperliche  oder  geistige  Schwäche  “).  In  letzterer  Beziehung 
geben  die  Quellen  keine  Auskunft 1S).  Was  aber  das  Alter 
betrifft,  so  kann  der,  welcher  seine  Jahre  (wiewohl  noch 
nicht  seine  Tage)  erreicht  hat,  wie  jede  andere  so  auch  die 
eheliche  Vormundschaft  ausüben  u),  und  für  die  Frau  scheint 


*)  Vgl.  v.  Sroow,  S.  46  £;  Kraut  I,  S.  51  f..  Anin,  6 u.  7. 

9)  Ssp.  1,  51,  1.  Verrn.  Ssp.  I,  50,  11.  Gosl.  Stat.,  S.  20,  a f. 

Ssp.  I,  45,  1:  „Al  ne  si  en  man  sinme  wive  nicht  evenbnrdich, 
he  is  doch  ire'  vormönde.“  Vgl.  Glosse  z.  Weichbild  Art.  26,  oben  § 10, 
Anm.  4 f. 

i»)  Vgl.  Kraut  I,  S.  178  f. 

**)  Gosl.  Stadtr.,  S.  17,  • f.  Verm.  Ssp.  1,  8,  2;  vgl.  Kraut  I,  S.  57. 

1S)  Nur  vom  Verlöbniss,  wie  der  Fortgang  der  Stelle  ausweißt,  redet 
Pubgoldt,  Rh.  I,  16:  „Eyn  iglich  kind,  das  sich  vorlobet,  das  sin  globe 
redelich  und  bestendig  sin  möge,  das  sal  zcu  den  rainsten  achte  jar  alt 
sein,  und  sal  ouch  midt  denn  sinnen  redelich  und  vornunftigk 
sein.“ 

u)  Ssp.  I,  42,  2:  „Svenne  en  kint  to  sinen  jaren  kuint,  so  mut  it 

wol  vormönde  sines  wives  sin wend  als  it  sik  selven  mut  vore 

stan , also  mut  it  sine  mundelen  wol  vore  stan.  “ Dieser  Bestimmung 
psrallel  macht  schon  das  Möhlhäuser  Stadtrecht  (vgl.  Föustkmann,  N. 
Mitth.,  Bd.  Vll,  H.  1,  S.  104)  die  Eingehung  der  Ehe  selbst  von  der 
Erreichnng  der  Jahre  abhängig:  „Iz  inrnac  och  nichein  kind,  iz  sie 
Btannisname  edir  wibisname,  nummi  nicheini  ewi  giobi,  iz  in  si  zu  sinin 
jvin  komin.“ 
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es  überhaupt  keine  Altersgrenze  zu  geben  15).  Besondere 
Voraussetzungen  für  den  Eintritt  der  ehelichen  Vermögens- 
Verhältnisse  kennt  also  das  Recht  hinsichtlich  der  persönlichen 
Fähigkeit  der  Ehegatten,  in’s  Besondere  des  Ehemanns,  nicht 

Wie  es  diese  nicht  wesentlich  anders  bestimmt  als  das 
kanonische  Recht,  so  knüpft  es  auch  im  Allgemeinen  die  ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen  nicht  an  noch  andre  Momente 
und  Acte  als  an  den  der  kanonischen  Eheschliessung.  Indessen 
bedarf  dies  doch  einer  nähern  Bestimmung  und  ist  nicht  ohne 
Einschränkung  wahr. 

Zur  Zeit  der  Volksrechte  kennzeichnete  sich  Grund  und 
Anfang  des  ehelichen  Güterrechts  sehr  bestimmt  durch  Ab- 
tretung der  Vormundschaft  Seitens  des  bisherigen  Vormunds 
der  Frau  an  den  Ehemann.  Durchgeführt  auch  für  die  ma- 
teriellen Bestimmungen  des  ehelichen  Güterrechts  ist  dies 
freilich  nur  für  einige  Stammesrechte,  aber  gradezu  fremd 
erscheint  auch  den  übrigen  die  Anschauung  nicht  ,6).  Nur 
Letzteres  lässt  sich  auch  für  das  Sächsische  Recht  unsrer 
Periode  behaupten.  Man  könnte  meinen,  da  sich  in  der  Vor- 
mundschaft des  Mannes  das  ganze  eheliche  Güterrecht  concen- 
trire , müsse  sich  in  deren  Uebergang  auf  ihn  vom  bisherigen 
Vormund  (Vater,  Alters-  oder  Geschlechtsvormund)  der  Beginn 
des  ehelichen  Güterrechts  signalisiren.  Dies  wäre  aber  irrig. 
Denn  da  der  Inhalt  der  elterlichen,  Alters-  oder  Geschlechts- 
vormundschaft ein  schlechthin  verschiedner  von  dem  der  ehe- 
lichen sein  kann  und  ist,  kann  auch  der  Uebergang  und  die 
Abtretung  der  erstem  die  vermeinte  Bedeutung  gar  nicht 
haben l7).  Von  einem  Uebergang  konnte  vielmehr  nur  hin- 
sichtlich der  Geschlechtsvormundschaft  die  Rede  sein  und 
einen  solchen  nehmen  unsere  Quellen  auch  entschieden  an. 

15)  Storni aler  Urth.  - Buch , cap.  21  gedenkt  der  Heirath  eine» 
Mädchen»  „ beneden  tcyn  jaren  “ ; vgl.  dazu  Bbhhknd. 

i®)  Kraut  I , S.  297  — 320.  Ungehörige  Verallgemeinerung  und 
in  Folge  davon  principielle  Missdeutung  weist  Riva  I,  S.  238  f.  244  f. 
262  f.  nach. 

17)  Dies  führt  schon  Riva  a.  a.  0.  II,  S.  116  f.,  gegen  Kraut  gewen- 
det, zur  Genüge  au». 
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Ja  in  einigen  derselben  erfolgt  dieser  Uebergang  sogar  im 
Wege  einer  förmlichen  üebertragung  und  Abtretung,  und  an 
solche  werden  dann  allerdings  .die  bürgerlichen  Wirkungen  der 
Ehe  angeknüpft.  Sie  leiht  aber  nur  die  Form,  bildet  nicht 
die  materielle  causa.  Am  prägnantesten  tritt  die  Erscheinung 
in  dem  alten  Mühlhäuser  Stadtrechtsbuch  hervor: 

„ 1s  dan  daz  die  vroiwi  einin  vatir  heit,  die  sal  zu  rechti 
die  vormuntscaph  uflazi  svanni  su  uri  huisherri  bislaphin 
heit  eini  nacht.  In  mac  su  uris  vater  nicht  habi,  so 
sal  su  uflazi  ir  nesti  vatirmae,  di  zu  siemi  jari  kumin 
is,  stirbit  dan  der  vroiwin  uri  elichi  man  so  sal  su  uris 
manis  neisti  vatirmae  habi  zu  einime  Vormundin,  wil 
di  vroiwi  einin  andirin  man  neimi,  daz  mag  su  woli  tu 
zu  rechtir  e,  he  in  mac  abir  uri  vormundi  nicht  gisie, 
die  vormundi  inlazi  su  dan  uf,  die  su  von  urmi  man  is 
ani  kumin,  den  sal  su  is  dan  bite,  daz  he  su  uf 
lazi  — — In  woldi  he  is  dan  nicht  tu  durch  uri 
beti,  so  mac  uri  eliche  man  woli  dan  uri  vormundi  sie.“  18) 
Aehnlich  aber  auch  im  Rigischen  Ridderr.,  cap.  51: 

„ Vormündtschop  mach  men  upgeven,  weme 
men  will.  Synt  broder,  einer,  twe  edder  mer,  de 
süsteren  hebben,  unde  willen  de  broder,  so  bemannen  se 
de  süster  — “ 

ganz  entsprechend  den  in  Süddeutschland  vorkommenden  alten 
Eheschliessungsformeln,  z.  B.: 

„Nu  nimet  — ir  geboren  voget  — die  frouwen 
und  antwortet  si  den  man  und  spricht:  wa  ich  ju 
bevilhe  mine  muntadele  ze  iueren  triwon  und  ze  jueren 
gnaden  und  bit  juch  durch  die  triwe,  als  ich  si  ju  bevilhe, 
daz  ir  ir  rehte  voget  situndirge  na  dich  voget 
sit  und  daz  ir  nit  palemunt  ne  werdent“19) 

Von  einer  solch  solennen  Üebertragung  der  Vormundschaft 
weiss  nun  zwar  das  gemeine  Recht  nichts,  geschweige  denn 

**)  Vgl.  Stephan,  Neue  Stofflieferungen  (Mühlhausen  1846),  I.  Heft, 
S.  40  f.  u.  Forstkmann,  Neue  Mittheil.,  Bd.  VII,  H.  1,  S.  93. 

*•)  Kkact,  I,  S.  177.  Vgl.  damit  die  Schwäbische  Formel  bei 

Schködeb,  n,  S.  71,  f. 

Afrleolm,  Qeweze  i.  r.  V.  13 


Digitized  by  Google 


194 


Beginn  von  der  ..Trauung“  an. 


von  einer  mehr  oder  weniger  willkürlichen  Verheirathung 
durch  den  bisherigen  Vormund , aber  ein  für  die  persönlichen 
und  Vermögens- Verhältnisse  so  folgenreicher  Act  wie  die  Ehe- 
schliessung forderte  im  regelmässigen  Gang  der  Dinge  zu 
allen  Zeiten  die  Concurrenz  der  beiderseitigen  Familien  und 
namentlich  die  des  bisherigen  Vormunds  der  Braut,  und  so 
geschah  es  wohl,  dass  die  Sitte  an  die  Stelle  einer  förmlichen 
Uebertragnng  der  Vormundschaft  eine  Zuführung,  Uebergabe 
der  Braut  an  den  Bräutigam  Seitens  ihrer  .,  Freunde  insonder- 
heit ihres  natürlichen  oder  rechten  Vormunds  setzte,  und  in 
diesem  Act  erst  die  bestimmte  und  definitive  Erklärung  des 
Eheconsenses  erblickte  *°).  An  diesen  Act  knüpft  sich  nun 
auch  der  Beginn  der  ehelichen  Vormundschaft  und  des  ehe- 
lichen Güterreehts;  ihn  hat  der  Sachsenspiegel  im  Sinne,  wenn 
er  bestimmt: 

„Die  man  is  ok  vormünde  sines  wives  to  hant  als 
sie  ime  getrüwet  wert“*1). 

In  ähnlichem  Sinne  steht  anderwärts  „vortrüwen  und  geven“**), 
„ vorlobenn  und  zeusammengeven  “ von  Seiten  der  Eltern  iS). 
„to  manne  geven“  *4)  u.  dergl.  *5).  Aber  wenn  auch  die  Sitte 
eine  solch’  feierliche  Zuführung  der  Braut  mit  sich  brachte 
und  das  Recht  sogar  den  Consens  der  Eltern  oder  des  Vor- 
munds wenigstens  der  Braut  ausdrücklich  erheischte,  so  war 
doch  weder  das  Eine  noch  das  Andre  in  dem  Sinne  ein  Po- 
stulat, dass  ohne  dessen  Erfüllung  ein  eheliches  Verhältniss  in 
persönlicher  oder  vermögensrechtlicher  Beziehung  gar  nicht  be- 
gründet worden  wäre.  Vielmehr  reichte  dazu  der  Consens 

*«)  Vgl.  Rivr.  a.  a.  0.  II,  S.  108  f.  11«  f. 

!1)  III,  45,  3;  vgl.  v.  Mautitz,  S.  87.  Das»  unter  diesem  „Tranen“ 
nicht  etwa  die  kirchliche  Trauung  verstanden  wird,  hat  schon  Kraut 
I,  S.  17t»  f.  zur  Genüge  erwiesen.  Dieselbe  Bestimmung  hat  der  Verm. 
Ssp.  IV,  32,  5. 

-*)  Goslar'sches  Weistbnm  bei  v.  Ramitz,  Provinciairechte  I,  S.  376, 
Nr.  39;  vgl.  auch  Berck,  Bremer  ehel.  Giiterr.,  Anm.  198,  S.  287  f. 

8S)  Purgordt’s  Rechtst.  1,  17.  18.  Verm.  Ssp.  I,  15,  1 i.  A. 

8‘)  Hamburger  Stadtr.  v.  1270  X,  8. 

85)  Verschieden  davon  ist  das  Verlobungsrecht  der  Eltern,  wie  es 
Pcbooldt’»  Rechtsb.  I,  76  f.  näher  bespricht. 
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beider  Brautleute  vollkommen  aus,  und  die  mangelnde  Zu- 
stimmung der  Freunde  und  des  Vormunds  der  Braut  hatte 
lediglich  Einfluss  auf  deren  Verhältniss  zu  ihrer  Familie,  d.  h. 
also  namentlich  auf  ihr  Erbrecht.  Dieser  Satz,  obwohl  im 
gemeinen  Recht  nicht  besonders  hervorgehoben,  wird  doch 
durch  die  Particularrechte  so  durchgehend  bezeugt,  dass  man 
an  seiner  allgemeinen  Gültigkeit  nicht  zweifeln  kann  *6).  Auch 
die  Cebergabe  der  Braut  — die  Trauung  im  alten  Sinne  — 
ist  daher  nicht  ein  essentiale  der  Eheschliessung,  sondern  nur 
die  gewöhnliche  Form  der  Consenserklärung , selbst  soweit 
es  sich  nur  um  die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe 
handelt. 

Aber  allerdings  kannten  die  Deutschen  Rechte  für  diese 


*6)  Beiuerkenswerth  ist.  dass  sie  fast  alle  nur  von  der  Verlieirathung 
entweder  Unmündiger  oder  der  Töchter  reden  und  den  Consens  der  „ Freunde 
resp.  Vormünder“  nur  für  diese  erheischen.  Der  alte  Zusammenhang  mit 
der  Vormundschaft  tritt  darin  noch  heraus.  Vgl.  Goslar 'sches  Stadtr., 
S.  18,  « f.  102,  »*  f.  113,  »7  f. ; Goslar 'sches  Weisthum  bei  Föbste- 
sunn,  N.  Mitth.,  Bd.  I,  H.  3,  S.  80,  § 5.  Bremer  Stat.  v.  1303, 
Art.  125.  Hamburger  Stadtr.  von  1270  X,  4.  Iiüb’sches  Stadtr.,  Cod. 
II,  5.  Braunschweiger  Stadtr.  des  13.  Jh.  (bei  Gengler,  Stadtr.,  S.  39), 
§ 35.  Duderstädter  Stadtr.  (ebend.  S.  941,  § 114.  Nordhauser  Stadtr.  des 
14.  Jh.,  cap.  112  (Fohstemann,  N.  Mitth.,  Bd.  III,  H.  1,  S.  59)  n.  cap. 
54  (ebend.  H.  2,  S.  13).  Ccller  Stadtr.  v.  1306,  cap.  33  (bei  Püfendorf, 
Observ.,  Tom.  II,  App.  No.  2.  p.  19).  Zusätze  z.  Erfurter  Stadtr.  v.  1376 
(bei  Walch  II,  S.  50,  Abs.  1 ).  Halle’sches  Stadtr.  aus  d.  14.  Jh.  (bei 
Forstehann  a.  a.  0.,  Bd.  I,  H 2,  S.  78).  Privilegium  für  Ncisse  v.  1290 
n.  1310  (Stenzel,  Urkundensamml.,  S.  410  u.  486).  Stadtr.  v.  Brieg  v. 
1324,  § 19  (ebend.  S.  507).  Stadtr.  v.  Leobschütz  v.  1276  (Böhme,  Diplom. 
Beitr.  II,  S.  5).  Diese  alle  reden  nur  von  den  Töchtern,  welche  sie  ent- 
erben, wenn  dieselben  ohne  Consens  der  Eltern  resp.  Vormünder  heirathen. 
Andre  bezeugen  dasselbe,  lehnen  es  aber  für  die  Söhne  ausdrücklich  ab. 
So  das  Freiberger  Stadtr.,  § 77.  78  (bei  Walch,  Sanunl.  III,  S.  190); 
Alte  Soester  Schrae,  § 168,  169  (Seibertz,  Urkundenbucb  U,  S.  460  u. 
Emminohacs  S.  193).  Eine  alte  Glogauer  Willkür  ächtet  den , welcher 
eine  Tochter  ohne  ihrer  Eltern  Consens  lieirathet,  auf  100  Jahr  und  1 Tag 
(Glogauer  ßeebtsb.,  cap.  98).  Nur  das  alte  Lüneburger  Stadtr.  nennt 
überhaupt  „junevrowe  odder  maghet  edder  knape“  (Kraut,  S.  25,  u f.  u. 
Abdr.  bei  Dbkyf.r,  S.  70,  § 65  ebend.)  — Vgl.  überhaupt  Kraut  I, 
8.  322  I 

13* 
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Wirkungen  eine,  dem  kanonischen  Recht  in  dieser  Weise 
fremde,  wesentliche  Voraussetzung  — nämlich  die  Voll- 
ziehung der  Ehe,  die  Beschreitung  des  Ehebetts.  Das  Land- 
recht knüpft  an  solche  nur  Wirkungen  für  die  persönlichen 
Verhältnisse,  nämlich  den  Eintritt  der  Frau  in  den  Stand 
des  Mannes,  und  damit  namentlich  die  verhältnissmässige 
Theilnahme  an  seinem  Wergeid  und  seiner  Busse.  So  Ssp.  III, 
45,  3: 

„ Di  man  is  ok  vormünde  sines  wives,  tohand  als  sie 
ime  getrüwet  wert.  Dat  wif  is  ok  des  mannes  genotinne 
tohant  alse  sie  in  sin  bedde  trit ; na  des  mannes  dode 
so  is  sie  ledich  von  des  mannes  rechte.“  27) 

Anders  nach  Stadtrecht!  Dasselbe  geht  von  der  Voraus- 
setzung der  Standesgleichheit,  wenn  nicht  auch  von  der  Frei- 
heit aller  Einwohner  aus  28).  Für  die  Standesverhältnisse  be- 
durfte es  daher  im  Weichbild  keiner  Festsetzung  eines  An- 
fangspunkts. Es  scheint,  dass  hierin  der  Anlass  lag,  den 
landrechtlich  dafür  bestimmten  Moment  der  Beschreitung  des 
Ehebetts  für  den  Anfang  des  ehelichen  Güterrechts  herüber- 
zunehmen. Schon  das  Weichbild  bei  Zobel,  Art.  65  **)  be- 
merkt: 

„Wenn  man  dem  man  das  weib  vertrawet,  und  sie 
in  sin  beth  tritt,  so  ist  sie  des  mannes  genossin  und 
er  ist  ir  Vormund,  wo  sie  es  bedarff.“ 


27)  Aehnlicher  Gegensatz  I,  45,  1:  „Al  ne  si  en  man  sime  wive 
nicht  evenburdich,  he  is  doch  ire  vormünde,  unde  se  is  sin  genotinne  und« 
trit  in  sin  recht,  swenne  se  in  sin  bedde  gat.“  Ueber  die  Folgen  vgl. 
m,  45,  2.  Verm.  Ssp.  IV,  32,  5 vgl.  3;  IV,  45,  24.  - Vgl.  Kraut 
I,  S.  178  f. 

*8)  Weichbild,  Art.  22,  § 3:  „Hinrni  zweiet  sich  daz  lantrecht  nnde 

wichbilderecht,  wenn sien  alle  mit  eynem  rechte  begriffen,  die  yn 

dem  wichbilde  gesessin  sien  — “ (vgl.  übrigens  Art.  3).  — Verm.  Ssp. 
IV,  32,  6:  „Snmnieliche  lute  sprechen,  daz  in  wichbilde  alle,  dy  in  wich- 
bilde schucz  haben , mit  evme  wergelde  unde  mit  evner  busse  begriffen 
sint;  daz  sal  man  halfen  vor  wor  an  aller,  dy  in  rechter  friger  bord  sten 
unde  ores  rechten  unvorsprochen  sint.“ 

*9)  Bei  v.  Daniels,  Art.  64,  fehlen  freilich  die  obigen  Worte. 
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Deutlicher  der  Schöffenspruch  bei  Böhme,  S.  113,  5: 

„Wenne  ein  man  einer  frawen  bette  obirschreitet,  so 
ist  her  alles  des  gewaldig,  das  se  czu  im  brengit“, 
d.  h.  er  nimmt  ihr  eingebrachtes  Gut  in  seine  Gewere.  Na- 
mentlich haben  aber  viele  particulare  Stadtrechte  diesen  Satz 30), 
während  manche  an  jenen  Moment  (wenigstens  ausdrücklich) 
nur  den  Eintritt  der  Erbrechte  knüpfen31)  und  zweifelhaft 
lassen,  ob  dasselbe  auch  für  das  Güterverhältniss  unter  Le- 
benden gilt. 

Mit  dieser  einen  Beschränkung  kennen  die  Deutschen 
Hechte  auch  für  die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  keine 
andre  Voraussetzung  als  die  kanonischen  der  Eheschliessung, 
und  zudem  steht  die  Putativehe  der  rechtmässigen  gleich. 
Jene  Beschränkung  gilt  aber  für  das  Güterrecht  nur  in  einem 
engem  Kreise  von  Rechten,  und  auch  im  jüngern  Weichbild 
nicht  so  allgemein,  wie  für  die  Süddeutschen  Rechte  ange- 
nommen werden  muss. 

Beendet  wird  das  Güterverhältniss  durch  Beendigung 
der  Ehe,  also  in  der  Regel  nur  durch  den  Tod  eines  oder  des 
andern  Ehegatten.  Zwar  löst  sich  das  ganze  Hauswesen  und 
das  bisher  ungezweite  Gut  erst  mit  dem  dreissigsten  Tage  3!), 
und  selbst  dann  setzt  sich  im  Falle  des  Beisitzes  die  Unge- 
zweitheit  noch  fort;  allein  die  Aehnlichkeit  beider  Verhält- 
nisse mit  dem  während  der  Ehe  ist  eine  ganz  äusserliche, 
erstere  sind  in  sich  nach  wesentlich  andern  Grundsätzen  ge- 
ordnet als  das  letztere.  Dort  fehlt  die  eheliche  Vormund- 
schaft, die  hier  allein  regiert. 


so)  Vgl.  Pauli,  Abhandl.  II,  S.  3 f. ; Berck,  Bremer  Güterr.,  S.  212, 
Anm.  201 ; Kraut  II,  S.  3ß9  f.  Wegen  Mühlhausen  vgl.  oben  Anin.  18. 

31)  So  das  Goslar'sche  Weisthuni  bei  v.  Kamptz,  Provincialr.  I,  S.  376, 
Nr.  39.  Ebenso  spätere  Rechte,  wie  die  Sachs.  Constit.  v.  1572  III,  19. 
Ueber  die  hieran  sich  ankniipfende  Controverse  vgl.  Kind,  Quaest.  for. 
II,  qu.  54;  Haubold,  Sachs.  R.,  § 84,  Anm.  2. 

s*)  Heber  die  Bedeutung  des  Dreissigsten  vgl.  die  Abhandl.  v.  Ho- 
*eyer  in  den  Abhandl.  der  Berliner  Akademie  1864,  S.  87  — 270,  bes. 
8.  199  f.  208  f. 
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Da  die  Putativehe  der  rechtsgültigen  völlig  gleicbsteht S3), 
so  steht  auch  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eü.es 
Gatten  die  Scheidung  zur  Seite,  d.  i.  die  Annullirung  der  Ehe 
wegen  bestehender  absoluter  Ehehindernisse,  deren  Feststellung 
wiederum  dem  kanonischen  Recht  überlassen  war.  Auch  mit 
der  Scheidung  erlischt  die  eheliche  Vormundschaft  des  Mannes, 
seine  Gewere  verliert  ihren  Grund,  und  er  muss  der  Frau  ihr 
Gut  restituiren,  ja,  da  die  Ehe  von  Anfang  an  nichtig  gewesen 
ist,  wird  die  Auflösung  des  ungezweiten  Guts  hier  nicht  nach 
dessen  dermaligen,  sondern  nach  seinem  ursprünglichen  Be- 
stände geregelt S4).  Dieser  Gesichtspunkt  wird  indessen  insofern 
nicht  festgehalten , als  der  Frau  — mit  Ausnahme  der 
Morgengabe  — dieselben  Vermögensvortheile  wie  der  Wittwe 
zugesprochen  werden : Gerade , Mustheil  und  Leibzucht M). 
Einen  eigenthümlichen  Nichtigkeitsgrund  gab  nach  kanonischem 
Recht  der  Eintritt  eines  Gatten  in  das  Kloster  vor  vollzogner 
Ehe,  wozu  es  nicht  einmal  des  Consenses  des  andern  Gatten 
bedurfte 36).  Nach  Consummirung  der  Ehe  bedurfte  es  desselben 
und  ohne  ihn  konnte  der  Zurückbleibende  den  Eingetretenen 
aus  dein  Kloster  zurückfordern  37).  Aber  auch , wenn  er  ein- 
willigte, blieb  die  Ehe  bestehen  38);  da  jedoch  jeder  im  Kloster 
Verbleibende  sein  Landrecht  zu  Gunsten  seiner  Erben  verlor s9), 

33)  Ssp.  III,  27.  Venn.  Ssp.  I,  22,  2 i.  A.  Magdeb.  Fr.  I,  9,  5. 

M)  Vgl.  unten  § 33,  Anm.  1 f.,  und  v.  Mautitz,  S.  127  f.  332  f. 

*<>)  Ssp.  III,  74;  I,  21,  2;  vgl.  III,  27.  Verm.  Ssp.  I,  22,  1 u.  2. 
Goslar’sches  Stadtr.,  S.  10,  s»  f.  15,  « f.  Weisth.  v.  1304,  § 121. 
Weichbild  (v.  Damki.s  1853),  cap.  28,  § 8.  System.  Schöffenr.  IV,  2,  22. 
Kulm  IV,  64.  Pcküoldt,  Rb.  I,  86. 

**)  Vgl.  Richtkh,  Kirchenr.,  § 255,  Anm.  7.  Der  Satz  ist  aufge- 
nommen in  Pübgoi,dt’s  Rechtsb.  I,  108. 

M)  Sep.  I,  25,  4 : „Hevet  aver  he  sik  begeven  ane  sines  echten  wives 
willen,  unde  irvordert  se  ine  to  senet  rechte  ut  dem  levende,  sin  lantrecht 
hevet  he  behalden  unde  nicht  sin  len,  dere  he  af  gestan  is  — .“  Verm. 
Ssp.  I,  19,  4.  Goslar'sches  Stadtr.,  S.  10,  » f.  Eisen.  Rb.  I,  52.  Pölmakn, 
Dist.  1 , 22 . 5.  — Dasselbe  gilt  gewiss  beim  Eintritt  der  Frau  in  das 
Kloster,  vgl.  v.  Sydow,  Erbr.,  S.  64. 

**)  Vgl.  Richter  a.  a.  0.;  Purooldt’s  Rechtsb.  I,  108. 

39)  Ssp.  I,  25,  2.  3.  5.  Verm.  Ssp.  I,  19,  3.  Goslarsche  Stat., 
S.  10,  > L 
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so  lässt  sich  nicht  zweifeln,  dass  der  Ehemann  mit  seinem 
Eintritt  auph  seine  eheliche  Vormundschaft  einbüsste,  trotz  des 
Fortbestandes  der  Ehe  also  das  eheliche  Gflterverhältniss  er- 
losch 40).  Dies  ist  aber  auch  der  einzige  Fall  dieser  Art. 
Namentlich  hatte  die  Trennung  der  Ehe  von  Tisch  und  Bett 
gemeinrechtlich  diese  Wirkung  nicht.  Zwar  wird  in  den 
Quellen  ausdrücklich  nur  das  hervorgehoben,  dass  dieselbe  an 
den  erbrechtlichen  Vortheilen  und  Zuwendungen  der  Ehegatten 
nichts  ändern41);  da  indessen  der  Satz,  dass  das  Weib  durch 
Unkeuschheit  zwar  ihre  Ehre,  nicht  aber  ihr  Recht  und  Erbe 
kränke,  ganz  allgemein  und  also  auch  für  verheirathete  Frauen- 
zimmer aufgestellt  wird  42),  so  lässt  sich  wohl  annehmen,  dass 
dieser  wichtigste  Fall  einer  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
ohne  Einfluss  auf  die  Vermögensverhältnisse  bleibt  *s). 

Das  Süddeutsche  Recht  kennt  eine  Aufhebung  des  ehelichen 
Güterverhältnisses  während  stehender  Ehe  durch  Entziehung 
der  ehelichen  Vormundschaft  wegen  Missbrauchs  Seitens  des 
Ehemannes.  Dem  gemeinen  Sächsischen  Recht  ist  ein  solches 
Institut  fremd  und  selbst  den  particularen  Rechten  nur  aus- 
nahmsweise bekannt.  Ueber  den  Einfluss  der  Autonomie  der 
Gatten  auf  diesen  Punkt  wird  erst  bei  der  Erörterung  dieser, 
namentlich  des  Einhandsguts,  zu  sprechen  sein. 


«)  Vgl.  Kragt  II,  8.  563. 

41)  Schöffenspruch  bei  Wasskrsculrbrn,  S.  117,  cap.  242;  S.  318, 
cap,  170. 

«)  Ssp.  I,  5,  2.  Gosl.  R„  S.  10,  » f.  Cod.  Palat.  des  Wchb.  ed. 
v.  ThCkgen,  Art.  226.  Gloganer  R.,  cap.  149  u.  s.  w. 

u)  Partieularrecbtlich  war  dies  aber  hie  und  da  anders,  z.  B.  in 
Lübeck.  Desshalb  ist  v.  Mautitz,  8.  128  hier  andrer  Meinung. 
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II.  Kapitel. 

Die  Grenzen  der  Wirkungen  der  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft. 

§ 19. 

I.  Die  rechtliche  Lage  des  ehemännlichen  Vermögens 
wird  durch  die  Ehe  nicht  alterirt 

Wenn  sich  das  ganze  eheliche  Güterrecht  darin  zusammen- 
fasst, dass  der  Mann  das  Frauengut  in  seine  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  nimmt,  so  betrifft  der  ganze  juristische  Vor- 
gang ausschliesslich  eben  das  Frauengut.  Des  Mannes  Ver- 
mögen bleibt  während  der  Ehe  unberührt  von  den 
Wirkungen  dieser  letztem  — womit  aber  vereinbar, 
dass  das  eheliche  Güterrecht  von  Todeswegen  auch  des  Mannes 
Gut  ergreift,  ja  in  gewisser  Weise  selbst  auf  die  Verhältnisse 
während  stehender  Ehe  zurückwirkt.  Selbst  das  Güterrecht 
v.  T.  w.  entfernt  sich  jedoch  möglichst  wenig  von  jenem 
* Princip.  Im  Süddeutschen  Recht  wird  dagegen  auch  des 
Mannes  Stellung  zu  seinem  eignen  Vermögen  durch  die  Ehe 
afficirt ; darin,  dass  das  Sächsische  Recht  dies  principiell  ablehnt, 
liegt  einer  der  wesentlichen  Gegensätze  beider  Systeme.  Wie 
das  Sächsische  Recht  sein  Princip  auf  diesem  Punkte  durch- 
führt, ist  jetzt  zu  zeigen. 

Wie  der  Ehefrau  jeder  rechtlich  entscheidende  Einfluss  auf 
die  Entschliessungen  des  Mannes  über  seine  persönlichen  Ver- 
hältnisse versagt  wird  *),  so  ist  er  ihr  auch  versagt  in  Betreff 
seines  Vermögens.  Der  Mann  sitzt  mit  der  Frau  also  be- 
züglich ihres  Guts  in  der  Gewere  >),  nicht  sie  mit  ihm  s). 

i)  Ssp.  1,  25,  4:  „ — en  man  mut  wol  einen  herschilt  neder  legen 
ane  eines  wives  gelof. " Verm.  Ssp.  I,  19,  4. 

*)  Ssp.  I,  45,  2. 

3)  Dass  in  dem  Halle 'sehen  Weisthum  v.  1235,  § 25  die  „bona 
ipsorum,  quae  possident“  nur  auf  der  Frau  F ahrniss  zu  beziehen  sind, 
darüber  vgl.  oben  § 15,  Anm.  7. 
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Die  eheliche  Errungenschaft,  also  namentlich  der  Ertrag  aus 
des  Mannes  Gut , steht  diesem  allein  zu  4).  Die  Frau  kann 
nicht  einmal  einseitig  über  i h r Gut,  geschweige  über  das  des 
Mannes  verfügen  5).  Von  ihr  einseitig  gewirkte  Schulden  ver- 
pflichten den  Mann  ohne  Hinzutritt  eines  besondern  Obligations- 
grands  nicht 8).  Kein  Schuldbekenntnis  der  Frau  bindet  den 
Mann*7).  Sie  kann  ihn  nie  vormundschaftlich  vertreten 8). 
Ebensowenig  steht  ihr  aber  auch  andrerseits  je  ein  Einspruch 
gegen  des  Mannes  Action  im  Betreff  seines  Guts  zu.  Er  ver- 
waltet und  gebraucht  es  lediglich  nach  seinem  Ermessen 9). 

*)  Schspr.  bei  Wasserschleben,  S.  207,  cap.  65e;  vgl.  unten  § 26 
m Anm.  9». 

®)  Dieser  selbstverständliche  Satz  wird  selten  ausdrücklich  hervorge- 
hoben. Cod.  Palat.  des  Weichb.  ed.  v.  ThCngen,  Art.  225  (vielleicht 
dran  Schws.,  S.  74  entlehnt):  „Iczlich  weypp  das  en  mag  vres  mannes 
gut  nicht  vorgebenn  an  Beinen  willen , das  ers  dor  durch  lossen  sulle.  “ 
Berliner  Stadtr.-Buch  bei  Firacis  I,  S.  142:  „ — sy  mach  ok  synes 
gudes  nicht  vorgeven  ane  synen  willen,  dat  he  durch  recht  dulden  dürfe.“ 
Pthgoldt,  Rechtsb.  I,  103:  „Eyn  iglichs  wip,  das  do  sitzet  mit  orem 
elichen  manne,  die  frouwe  en  mag  noch  en  kan,  dieweile  her  en  die 
notdorft  gibt,  mit  keyme  rechtin  nicht  vorgeben  noch  vorloben  seines  guts 
ane  seinen  willen  und  wiessen,  das  eine  geschadin  möge.“  Eisenacher 
Gerichtsl.  51.  — Der  Satz  ergiebt  sich  u.  A.  aus  seinen  Ausnahmen,  vgl. 
unten  zu  Anm.  18  f. 

®)  Vgl.  unten  § 38. 

’)  Schspr.  bei  Wasserschleben,  S.  410,  cap.  56  a.  E.:  „ — sprechen 
wir  vor  recht,  daz  sulch  bekentenis,  daz  N.'s  hussfrawe  ymande  seyner 
»chuld  bekand  hette  — — daz  kan  H.  und  H.  (andern  Gläubigem  des 
Mannes)  czu  keynen  schaden  kommen  — .“ 

6)  Schsp.  bei  Wassers chi.ebkn,  S.  334,  cap.  184  a.  E. : „ — wes  sich 
H.'s  elich  weip  vor  gerichte  und  gehegitter  bang  von  ircs  elichen 
mannis  dirgebin  hat,  daz  ist  machtlosz  und  hat  keyne  krafft  und  H.  an 
nenne  rechte  keyns  zeu  schaden  komen,  wenne  keyn  weip  ires  elichin 
mannis  Vormunde  gesin  mag.“ 

9)  Bremer  Landrecht  (Bai.iu.-in's  Rechtsb.)  v.  1434  (?)  bei  Spanorn- 
bkrg,  Beitr.  zu  Deutschen  R.-Alterth.,  S.  126:  „Ein  jcwclick  mag  sines 
gudes  gebruken  na  sinem  willen,  des  en  moget  de  frucn  nicht  hinderen.“ 
Aehnlich , aber  doch  mit  einem  besondern  Nebensinn , weil  das  gesamte 
Gut  umfassend,  die  Schweidnitzer  Willkür  v.  1341,  § 5.  Genglkr, 
Stadtr.,  S.  424 : .,  Vorbas  sal  ouch  ein  iczlich  man  Keynen  gutis  gewaltic 
seyn,  dy  weile  er  lebit,  doran  sal  im  nymant  hindern  wedir  weip 
noch  kint.“ 
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Er  disponirt  auch  frei  über  die  Substanz,  und  selbst  eine  an 
sich  rechtswidrige  Disposition  kann  die  Frau  nicht  hindern 
oder  unwirksam  machen  I0).  Man  sieht  nach  Allem,  der  Frau 
gebührt  schlechthin  keine  rechtliche  Einwirkung  auf  das  Gut 
des  Mannes,  kein  Besitzact  kommt  ihr  zu,  auch  nicht  in 
dem  beschränkten  Maasse,  wie  ihr  dergleichen  während  der 
Ehe  am  eignen  Gute  gebühren ; sie  nimmt  nicht  Theil  an  der 
Gewere  des  Mannes  an  seinem  Vermögen.  Es  giebt  kein 
Einbringen,  keine  Illaten  des  Mannes  — so  wenig  als 
umgekehrt  Einhandsgut  desselben.  Dergleichen  Rechtsbegriffe 
bilden  Widersprüche  in  sich  selbst  auf  der  Basis  des  Säch- 
sischen ehelichen  Güterrechts  101). 

Diesem  Sachverhalt  gegenüber  lässt  sich  auch  aus  dem 
Umstand,  dass  nach  Beendigung  der  Ehe  durch  des  Mannes 
Tod  der  WTittwe  bis  zum  Dreissigsten , ja  im  Falle  des  Bei- 
sitzes auch  noch  länger  die  Gewere  an  dem  gesamten  Gut, 
also  auch  an  dem  des  Mannes,  nicht  abgesprochen  werden 
kann,  kein  Rückschluss  auf  die  Zeit  während  der  Ehe  ziehen. 
Es  ist  wahr:  sie  bleibt  bis  zum  Dreissigsten  „in  dem  Gute 
sitzen“,  nimmt  die  Erbtheilung  in  die  Hand,  besorgt  des 
Mannes  BegTäbniss  u),  und  wenn  auch  dessen  Erbe  zu  ihr  in 
das  Gut  fährt,  so  hat  er  über  dasselbe  doch  weiter  keine  Ge- 
walt als  die  der  Verhinderung  von  Verfügungen,  welche  seine 

I0)  Ssp.  I,  52,  4:  „Sve  binnen  siner  süke  Bine  have  vergift  oder  nt 
sat  to  der  tiet , alse  he’s  nicht  dun  ne  sal , dat  wif  undc  dat  ingesinde 
ne  Kal  dar  niman  um  me  scüldegen,  wen  Be  ne  miisten  des  manne» 
gave  nicht  weder  spreken,  «ie  si  recht  oder  unrecht.“  Gör- 
litzcr  Landr.,  cap.  65,  § 8.  Weichbild  (v.  Daniels  1853),  cap.  80.  Berliner 
Stadtr.-Buch  bei  Fidicin,  1,  S.  142.  Eb  ist  durchaus  unniotivirt,  wenn 
v.  Martitz  (S.  292,  Anm.  3 f.)  jene  Stelle  des  Ssp.  und  des  Weichbilds 
auch  auf  Dispositionen  über  das  Frauengut  beziehen  will.  — Vgl.  den 
scharfen  Gegensatz  zu  dem  Allen  im  Schwsp.,  cap.  34  a.  E. 

10»)  Das  süddeutsche,  z.  B.  Baierisches  Recht,  spricht  dagegen  un- 
bedenklich von  Illaten  (Heirathsgut)  beider  Gatten  — vgl.  Belege  bei 
Schröder  II,  S.  20,  Anm.  3. 

H)  Jedoch  ohne  von  ihren  erbrechtlichen  Vortheilen  zu  den  Begrab- 
nisskosten  beizutragen,  vgl.  Schspr.  bei  WASBERsrin-KiiBN,  S.  205,  cap.  65. 
Anders,  wo  sie  Erbin  wird,  vgl.  Freiberger  Stadtr.  v.  1294  I,  17  bei 
Schott,  Sanuul.  z.  d.  Deutschen  Land-  und  Stadtr.  111,  S.  155. 
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Rechte  kränken  würden  1S).  Wie  ihr  hier  wenigstens  in- 
wrimistisch  die  Gewere  zukam,  so  im  Beisitz  definitiv.  Die 
Kinder  sind  hier  Gast  in  der  Mutter  Gewere  ,s)  und  der 
Letztem  Stellung  der  des  Wittwers,  welchem  doch  im  Bei- 
sitz unzweifelhaft  die  Gewere  zukam,  im  Wesentlichen  gleich  u). 
Auch  mag  das  der  Wittwe  nach  Weichbild  16)  gebührende 
Recht:  „die  Gewere  nicht  eher  zu  räumen“,  als  bis  ihr  die 
Erben  die  ausgesetzte  Morgengabe  geleistet  haben,  welches 
später  unter  der  Kategorie  eines  Retentionsrechts  aufgefasst 
worden  ist,  auf  eine  Gewere  derselben  an  des  Mannes  Gut 
hinweisen.  Wenn  also  auch  an  dieser  nach  des  Mannes  Tod 
nicht  wohl  zu  zweifeln  ist,  und  schon  das  jüngere  Sächsische 
Recht 1S)  und  darauf  hin  die  Sächsische  Rechtstheorie  17)  aus 
diesem  Sachverhalt  Veranlassung  nehmen,  der  Ehefrau  „die 
gleiche  Gewere“,  den  Mitbesitz  an  des  Mannes  Gut  auch 
während  stehender  Ehe  einzuräumen,  und  dies  zum  Theil 


■*)  Ssp.  I,  22,  2.  Rig.  Ridderr.  20,  53 : „ Stervet  er  man  darna  siinder 
erren,  ge  schall  besitten  — — in  eres  raannes  gnde  jar  und 
dach  — — unde  helpen  syne  schuld  gelden  unde  plegcn  syner  seien.  “ 
Scbspr.  bei  Böhme  VI,  S.  108  = System.  Sch.-R.  IV,  2,  8»  (Kulm  IV,  45): 
„Noch  des  niannes  tode  endarf  man  einer  vrowcn  morgingabe  nicht 
geben,  wenne  czu  des  manne»  drysichsten , wenn  man  sine  raanczit  be- 
gangen hat.  Gibet  man  aber  ir  e ire  morgengabe,  so  mag  sy  — — be- 
sitzen in  des  mannes  gute,  bys  an  dy  vorbenumpte  czit.“  Nach  dieser 
Zeit  steht  ihr  dieses  Recht  nur  mit  Genehmigung  der  Erben  oder  zur 
Sicherung  ihrer  Morgengabe  zu;  vgl.  Glogauer  R.-B.,  cap.  42.  42:  Schspr. 
bei  Böhme  a.  a.  0.,  S.  125,  <;  Syst.  Sch.-R.  IV,  2,  3»;  Kulm  IV,  39; 
Bltune  v.  Magdeb.,  Part.  I,  cap.  14. 

>»)  Ssp.  I.  20,  3 u.  7;  III,  76,  1. 

u)  Ssp.  I,  11.  Verrn.  Ssp.  I,  20,  10.  v.  Sydow,  Erbrecht,  S.  278  f. 
Käact  II,  S.  608. 

1S)  Weichbild,  Art.  24,  § 2 u.  3.  Glogauer  Rechtsb.,  cap.  41.  42. 
?chspr.  bei  Böhme,  S.  107,  ».  System.  Schöffenr.  IV,  2,  3». 

ls)  Const.  August,  v.  1572  III,  33:  „Dieweil  die  Wittwe  mit  dem 
Manne  bei  seinem  Leben  in  gleicher  Gewere  gewesen,  auch  nach  seinem 
Tode  das  Jus  retentionis  hat,  also  dass  sie  — .“  Vgl.  dazu  Schletter, 
Sachs.  Constitutionen  v.  1572  (Leipzig  1857),  S.  246,  Anm.  1. 

,J)  Bebgee,  Dissert.  de  possessione  uxori  in  bonis  mariti  competente. 
Hacbold,  Sachs.  Privatrecht,  § 77.  Hembach,  Sachs.  Privatr.,  § 101. 


Digitized  by  Google 


204 


Ausnahmen. 


selbst  auf  den  Sachsenspiegel  zurüekführen  zu  könnnen  meinen 
(ohne  übrigens  irgendwelche  andre  (Konsequenz  daran  zu  knüpfen 
als  eben  jenes  Retentionsrecht  der  Wittwe),  so  ist  dies 
Letztere  doch  nach  dem  oben  Ausgeführten  entschieden  irrig, 
eine  Gewere  der  Frau  am  Gute  des  Mannes  vielmehr  der  An- 
schauung aller  ältem  Sächsischen  Quellen  vollkommen  fremd 
und  ihr  gradezu  widersprechend. 

Allerdings  erleidet  der  bisher  dargelegte  Grundsatz  des 
Sächsischen  Rechts  einige  wenige  Beschränkungen,  allein  nur 
in  einem  Kreise  jüngerer  Bildungen,  namentlich  des  Weich- 
bilds, und  auch  hier  sind  sie  von  so  singulärer  Natur,  dass 
sie  den  Grundsatz  selbst  nur  um  so  fester  erscheinen  lassen. 
Nicht  in  die  Kategorie  solcher  Ausnahmen  fallen  jedoch  die 
allerdings  auch  dem  gemeinen  Recht  und  allen  Quellen  ange- 
hörigen  Rückwirkungen  der  erbrechtlichen  Institute  auf  das 
Güterrecht  unter  Lebenden,  wie  die  aus  der  Morgengabe-  und 
Leibzuchtbestellung  messenden  Dispositionsbeschränkungen  des 
Ehemannes.  Sie  gehören  um  desswillen  gar  nicht  hieher,  weil 
durch  dergleichen  Verträge  der  Frau  bereits  während  der  Ehe 
mindestens  eventuelle  Rechte  an  des  Mannes  Gut  gewährt  wur- 
den, welche  dieses  eben  in  gewissem  Maasse  schon  als  zum 
Vermögen  der  Frau  gehörig,  und  zwar  kraft  Vertrags  dazu 
gehörig  erscheinen  Hessen.  Nur  ist  soviel  anzuerkennen,  dass 
die  Allgemeinheit  solcher  Verträge,  namentlich  der  Leibzuchts- 
bestellung, in  einigen  Rechtskreisen,  besonders  im  Goslar’schen, 
die  Einwirkung  der  Frau  auf  Dispositionen  des  Mannes  über 
seine  Grundstücke  so  verallgemeinert  haben , dass  sie  zur 
Regel  wurde  I8).  Das  Princip  selbst  wurde  aber  dadurch  nicht 
berührt.  Folgende  beide  Ausnahmen  sind  aber  anzuerkennen: 

Die  erste  gehört  dem  Goslar’schen  Rechtskreis  an;  aus 
ihm  hat  sie  der  Vermehrte  Sachsenspiegel  entlehnt  und  ans 
diesem  ist  sie  in  die  auf  ihm  fussenden  Quellen,  wie  das  Eise- 
nacher, PuRGOLDT’sche  und  PöLMANs’sche  Rechtsbuch  überge- 
gangen. Dem  ältern  Land-  und  Weichbildrecht  ist  sie  entschieden 


1«)  Hierüber  bei  den  Particularrechten. 
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fremd  l9),  und,  obwohl  der  Vermehrte  Sachsenspiegel  sie  als  zu 
seiner  Zeit  auch  dem  gemeinen  Land-  und  Stadtrecht  angehörig 
bezeichnet,  bleibt  es  doch  auffällig , dass  gleichzeitige  oder 
spätere  gemeinrechtliche  Quellen,  soweit  sie  mit  dem  Goslar- 
Thfiring’schen  Rechtskreis  nicht  in  Verbindung  stehen,  nament- 
lich die  des  Magdedurger  Weichbilds,  derselben  nicht  gedenken. 
Es  ist  die  Ausnahme,  welche  mit  dem  durch  das  Goslar’sche 
Recht  auch  sonst  zur  Geltung  gebrachten  Princip  „der  Leibes- 
noth  “ zusammenhängt  *°). 

Wie  nämlich  das  Goslar’sche  Recht  und  ihm  folgend  der 
Vermehrte  Sachsenspiegel  der  Ehefrau  in  Leibesnoth  die  Dispo- 
sition über  ihr  eignes  Gut  verstatten,  so  auch  über  des  Mannes 
wohlerworbenes  Grundvermögen  *‘)  — in  dem  Falle,  dass  der 
Mann  abwesend  ist  und  der  Frau  nicht  die  Mittel  zur  Deckung 
ihrer  Nothdurft  gelassen  hat,  vorausgesetzt,  dass  sie  vorher 
beim  Gerichte  Anzeige  erstattet  und  ihre  Leibesnoth  eidlich 
erhärtet  hat  **).  Dasselbe  gilt  auch  von  der  Disposition  der 
Frau  über  die  Aussenstände  ihres  Mannes:  sie  darf  dieselben 
zu  ihrer  Nothdurft  einziehen  M).  Als  wesentliche  Voraus- 
setzung wird  aber  des  Mannes  Abwesenheit  hingestellt,  und 
ihre  Disposition  reicht  schlechterdings  nicht  weiter  als  ihre 
Nothdurft  *4) , worauf  auch  beruht , dass  zunächst  nur  ihres 
Rechts  zur  Verkümmerung  des  Guts  gedacht  wird.  Zu  andern 


19)  A.  M.  ist  Stobbe  in  s.  Abhandlung  über  das  Eintreten  der  Erben 
in  obligatorische  Verhältnisse  — in  den  Jahrb.  des  gern.  Deutschen  R.,  Bd. 
V S.  311.  Seine  Gründe  überzeugen  mich  aber  nicht. 

10 ) Vgl.  über  diese  Ausnahme  Kraüt  II,  S.  441  f. 

**)  Nicht  über  sein  Erbeigen,  vgl.  auch  Hä.vbl  in  Rüdorff’b  Ztschr. 
für  R.-Gesch.  I,  S.  280. 

**)  Goslar’sches  St.-R.,  S.  29,  •»  f.  Vcrm.  Ssp.  I,  47,  10.  Eisenacher 
Rechtsb.  I,  80.  Pchgoldt's  Rechtsb.  U,  34;  vgl.  I,  103.  Pölmann, 
bist.  II,  3,  4. 

*3)  Goslar’sches  St.-R.  a.  a.  0.  Verm.  Ssp.  I,  47,  10.  Eisenacher 
Rechtsb.  a.  a.  0.  Pi  kooldt’s  Rechtsb.  II,  100. 

„ — daz  muchte  sy  wol  vorkummern,  so  daz  sy  ore  notdorft 
derabe  muchte  gehaben  noch  redelichen  dingen.“ 
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Zwecken  steht  ihr  also  eine  Disposition  nicht  zu  *5),  und  schon 
daraus  folgt,  dass  der  Frau  bei  Abwesenheit  des  Mannes  nicht 
von  Rechtswegen  die  Verwaltung  über  das  ungezweite  Gut 
zukommt 86).  Nirgends  wird  ihr  eine  solche  zugesprochen. 
Zwar  wird  anerkannt,  dass  die  Frau  den  Mann  in  seiner  Ab- 
wesenheit durch  Aufnahme  einer  Schuld  unter  Umständen 
verpflichten  kann;  aber  dieses  Recht  wird  nicht  auf  das  Yer- 
waltungsrecht  der  Frau,  sondern  auf  den  allgemeinen  Grund 
zurückgeführt,  dass  eine  zu  beider  Gatten  Nutz  aufgenommene 
Schuld  auch  beide  bindet  *7),  und  desshalb  gilt  der  Satz  auch, 
wenn  der  Mann  anwesend  ist  **).  Ebenso  muss  der  Frau  die 
Beschlagnahme  des  Guts  ihres  abwesenden  Ehemannes  vom 
Kläger  bekannt  gemacht  werden,  und  sie  hat  die  Befugniss 
den  Mann  im  Prozess  zu  vertreten,  wenn  sie  ihn  nicht  sistiren 
kann;  aber  dies  Recht  gebührt  auch  dem  Erben  und  ist  also 
nicht  ein  Ausfluss  eines  angeblichen  Verwaltungsrechts  der  Frau, 
sondern  des  Rechts  jedes  zunächst  Interessirten , dcfensorio 
nomine  für  den  Abwesenden  aufzutreten  <M).  Nirgends  also 
ist  von  einem  Verwaltungsrechte  der  Frau  bei  Abwesenheit 
des  Mannes  die  Rede,  und  Alles  reducirt  sich  auf  ein  in  sehr 
enge  Grenzen  geschlossenes  Recht  der  Frau,  im  Notbfall  sich 


s!5)  So  scheint  auch  <i.  Schspr.  bei  Böhme,  S.  152,  >,  und  Wasskrsch- 
r.EBKN , S.  103,  cap.  203.  Veräosserungen  der  Frau  während  Handels- 
reisen des  Mannes  vorauszusetzen,  und  doch  erklärt  er  sie  für  nichtig. 

***)  Krai't  nimmt  dies  an  II,  S.  377.  Und  schon  mit  dieser  Prä- 
misse fällt  sein,  übrigens  auch  an  sich  falscher  Schluss,  dass  das  Ver- 
waltungsrecht des  Mannes  nicht  ein  Ausfluss  seiner  Vormundschaft  sein 
könne. 

2")  Verm.  Ssp.  III,  9,  9.  Polmann  V,  6,  4. 

*»)  Venn.  Ssp.  III,  9,  10.  — Freiberger  Stadtr.,  § 15:  „Was  aber 
eine  Frawe  gelobet  an  farender  habe  und  kleider  um  irer  notdorft,  das 
mus  der  man  verantworten  zu  recht.“ 

29 ) Venn..  Ssp.  III,  4,  4:  „ Had  abir  jener  wip  unde  erben,  den  sal 
man  is  ouch  vorknndigen.  Wullen  sy  dor  vortreten  mit  rechte,  des  sal 
man  on  gestaten.“  Pcroolwt’s  R.-B.  7,  33.  Eisenacher  Gerichtsläufte, 
cap.  55  (vgl.  die  Ausnahme  im  Verm.  Ssp.  III,  9,  14).  Schspr.  bei 
Böhme  VI,  S.  153,  « f.  Das  Itiglsche  Ridderr.,  cap."  117  besagt  von 
einem  solchen  Verwaltungsrecht  nichts. 
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und  den  Kindern,  selbst  aus  der  Substanz  des  ehemännlichen 
Vermögens,  ihre  Leibesnahrung  und  Nothdurft  zu  verschaffen  80). 

Eine  weitere  Modificatiou  unseres  Princips  ist  nicht  einmal 
als  eine  eigentliche  Ausnahme  von  demselben  zu  betrachten, 
weil  die  Einwirkung  der  Frau  auf  des  Mannes  Gut  nur  unter 
seiner  Oberleitung  und  Obhut  erfolgt  und  zwar  nicht  seine 
Genehmigung  voraussetzt,  aber  doch  schwerlich  von  der  Frau 
gegen  seinen  ausdrücklichen  Widerspruch  durchgesetzt  werden 
kann.  Es  ist  die  Disposition  der  Frau  über  das  ungezweite 
Gut  innerhalb  des  Kreises  ihrer  Hauswirthschaft.  Das 
Recht  hiezu  anzuerkennen,  widerspricht  gewiss  auch  dem  System 
unserer  gemeinrechtlichen  älteren  und  jüngeren  Quellen  in 
keiner  Weise.  Dennoch  findet  es  sich  nirgends  in  ihnen 
bezeugt 31).  Dem  Dedürfnisse  mag  theilweise  durch  den  Grund- 
satz abgeholfen  worden  sein,  dass  die  Contrahirung  von  Schul- 
den durch  die  Ehefrau  im  Interesse  beider  Gatten  und  mit 
diesem  Erfolg  auch  den  Mann  verpflichtete,  und  dass  man 
wenigstens  später  der  Frau  die  Disposition  bis  zu  einem  ge- 
wissen, freilich  sehr  geringen  Werthbetrag  verstattete.  Aber 
auch  diese  Auskunft  kennt  nur  eine  Quelle  des  gemeinen 
Rechts  32).  In  Particularrechten  ist  sie  häufig 33).  Erst  im 


so)  Man  sieht  auch  hier  wieder,  wie  misslich  die  auf  diese  Rechts- 
sätze gestützten  Schlüsse  auf  das  Princip,  wie  sie  Kraut  II.  S.  346. 
■377.  501  f.  zieht,  sind.  • 

5l)  Auch  das  heutige  Recht  stützt  sich  nur  auf  die  Theorie  und 
diese  auf  die  ganz  ungehörige  Annahme  eines  mandatum  prnemmtnw,  vgl. 
B ergeh,  Oecon.  Jur.  I,  tit.  4,  th.  6,  not.  3;  Km«,  Quaest.  for.  111,  111 
(vgl.  Anm.  d,  wo  das  Lüb'sche  Recht  angezogen  wird);  Havhold,  Sachs. 

R. ,  § 71,  Nr.  2. 

**)  Görlitzer  Landr.  45,  § 9;  „Swelich  wip  ane  irs  raannis  orloup 
iebt  vorgibit,  daz  racre  dan  dri  Schillinge  wert  ist,  daz  mach  der  man 
wol  wider  nemin,  ob  er  wil“,  — wobei  gewiss  nicht  grade  an  Gut  der 
Frau  gedacht  ist. 

33)  Vgl.  Mühlhäuser  St.-R.  bei  Föbstemann,  N.  Mitth.  VII,  H.  1, 

S.  104,  Abs.  2 (6  Pfennige).  Gotbaischcs  St.-R.  in  Pcroolpt's  Rechtab. 
XI,  97  (5  Schillinge).  Erfurter  Zuchtbrief,  cap.  75,  hei  Förstemann 
».  a.  0.  VIII,  8.  114  ( 5 Schillinge ).  Freiberger  Stadtr.,  § Id.  23,  bei 
Waj.ch  III,  S.  167  f.  (21/*  Pfennige),  u.  s.  w. 
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Rechte  der  Frau  im  Kreise  der  Hauswirthschaft. 


Kreise  der  Lübisch  - Hamburger  Rechte  finden  sich  Ansätze 
zur  Ausbildung  des  Rechts  der  Frau  grade  mit  Bezug  auf 
den  Kreis  der  Wirthschaft.  Sie  erhält  die  Disposition  über 
gewisse  (übrigens  geringfügige)  Theile  ihrer  Kleidung  und 
Geräthe  — anscheinend  ohne  Unterscheidung,  ob  sie  grade 
ihr  Eigenthum  sind  oder  des  Mannes  **). 

Endlich  können  Modificationen  des  Princips  möglicher 
Weise  auch  herbeigeführt  werden  durch  die  eigenthümlichen 
Rechtsverhältnisse  der  Kauffrau.  Auch  sie  verdanken  jedoch 
ihre  eigentliche  Ausbildung  dem  Particularrecht  und  mögen 
dort  gelegentlich  berührt  werten. 

Man  sieht:  diese  wenigen,  auch  nicht  einmal  im  ganzen 
Sächsischen  Rechtsgebiet  zur  Herrschaft  gediehenen  Modi- 
ficationen sind  höchst  singulärer  Natur  und  bestärken  nur  noch 
den  Grundsatz,  dass  durch  die  Ehe  die  rechtliche  Lage  des 
ehemännlichen  Vermögens  in  keiner  Beziehung  alterirt  wird,  — 
ein  Grundsatz,  der  mit  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
gegeben  durch  alle  Sächsischen  Rechte  hindurchgeht  und  einen 
wesentlichen  Grundzug  desselben  bildet. 


II.  Die  Zuständigkeit  des  Vermögens  der  Ehefrau 
wird  durch  die  Ehe  nicht  alterirt» 

§ 20. 

Der  Grundsatz  In  Rezug  auf  das  Frauengut  Überhaupt. 

Wie  durch  die  Ehe  die  rechtliche  Lage  des  ehemänn- 
lichen Vermögens  überhaupt  nicht  alterirt  wird,  so  die  des 
ehe  weiblichen  wenigstens  nicht  hinsichtlich  seiner 
Zuständigkeit.  Da  der  Mann  an  ihm  nur  die  Gewere  zu 


3-*)  So  das  Hamburger  Recht  v.  1270  IX,  13  a.  E.,  v.  1292  M.  10, 
v.  1497  L.  6 — Stader  Stat.  v.  1279,  Art.  12,  bei  Pcffndohf  I,  S.  202 
des  Appendix.  Rigisch  Stat  1,  11.  Hildesh.  Stadtr.  v.  1249,  bei  Pcfes- 
dprf  IV,  App.  14,  S.  285,  Abs.  u.  s.  w.  Vgl.  Laspkyres,  De  debitLs 
conjugum  ex  Hanseat,  civit.  jure  (1857),  § 42. 
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rechter  Vormundschaft  gewinnt,  ja  nach  älterem  System  eine  andre 
Gewere  gar  nicht  gewinnen  kann,  so  bleibt  die  Frau  auch 
während  der  Ehe  nach  wie  vor  Subject  ihres  Vermögens. 
Sie  behält  ihr  Eigenthum.  Lehn-,  Zins-,  Leibzuchtsrecht  etc., 
sie  bleibt  Gläubigerin  und  Schuldnerin  l).  Ueber  dies  Letztere 
vgl.  unten  § 35  u.  37.  Den  Nachweis  der  unveränderten 
Fortdauer  ihrer  Besitzrechte  — und  hier  kann  überall  das 
Eigen thu  in  statt  aller  genannt  werden  — haben  wir  hier  zu 
führen,  und  hiebei  zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss  zu 
scheiden,  nicht  blos  weil  das  Deutsche  Recht  überhaupt  die 
Besitzrechte  an  beiden  Vermögenstücken  verschieden  behandelt, 
smdern  namentlich  weil  die  vormundschaftliche  Gewere  bei 
beiden  einen  durchaus  verschiednen  Rechtsinhalt  hat,  beider 
rechtliche  Lage  daher  eine  völlig  verschiedne  ist. 

Für  Immobilien  nebst  ihrem  Zubehör  an  erd-  und  nagel- 
festen Bestaudtheilen  -) , und  jenen  gleichgeachtete  andre 
Sachen  — wie  namentlich  Leibeigne  3),  Zinsen  und  Zehnten  *), 
auf  Rentenkauf  ausgeliehene  Kapitalien  5),  — ist  der  Nachweis 
aus  den  Quellen  so  einfach,  die  Sachlage  so  klar,  dass  über 
dieselbe  niemals  irgend  welcher  Zweifel  bestanden  hat.  Die 
Frau  behält  ihr  Eigenthum  etc.  an  diesen  Objecten  in  der 
Ehe,  wie  sie  es  vor  derselben  hatte.  Sie  wird  in  den  Quellen 


*)  Eine  Consequenz  dies,i . Princips  ist  der  Satz,  dass,  wenn  der 
Mann  noch  mit  seinen  Gesell  wintern  in  ungeteilter  Were  sitzt  und 
ilarurn  jeder  Erwerb  in  die  Gütergemeinschaft  füllt . dahin  doch  nicht  ge- 
hört, was  „der  man  mit  seinem  weihe  nimt“,  d.  h.  ihr  Einbringen. 
•Ssp.  I,  12.  Venu.  Ssp.  I,  42,  I ; I.  20.  6 f.  Richtst..  cup.  20,  § 4. 
Magdeb.  Weistli.  v.  1304,  § 84. 

*)  Goslar’sehes  Stadtr. , S.  26.  « f.  Rigisch  Ridderr.  56.  Schspr. 
hei  Wasskbsi  hi.bbkn.  S.  202  f. : ebend.  S.  62  rechnen  sie  dahin  Braugefässe. 

3)  Ssp.  I,  52,  1.  Görlitzer  Landrecht  47.  6 ( v.  Syixiw  , Erbrecht, 
Amn.  554  f.|.  Soester  Recht  des  13.  .Ih..  § 27  bei  Gkngi.er,  Stadtr..  S.  442. 

')  Rigisch  Ridderr.,  cap.  56. 

ä)  Gloganer  R.,  cap.  69.  Eisenacher  Gerichtsl.  110.  Eisenacher 
Rechtst).  I,  69.  Purgoldt’h  Rechtsb.  1,  56  u.  Ul.  5.  Leipziger  Schspr. 
iffl  Anhang  znni  Ssp.  in  den  ZoitEi.’schen  Ausgaben  iol.  538k;  vgl.  unten 
§ 34,  Anm.  3. 

Agrieole,  Gewere  x.  r.  V.  14 
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durchgängig  als  Eigenthümerin  bezeichnet 6),  und  die  Wir- 
kungen ihres  Eigenthums  treten  mannigfach  hervor.  So  nament- 
lich darin,  dass  sie  oft  als  das  veräussemde  Subject  genannt 
wird1),  und  dass  sie  es  ist,  welche  die  Grundstücke  auf  ihre 
Erben  vererbt #).  Am  bestimmtesten  manifestirt  sich  ihr 
Eigenthum  darin,  dass  zur  Uebertragung  desselben  auf  den 
Mann  die  blose  lllation  nicht  ausreicht,  es  vielmehr  der 
solennen  Auflassung  mit  Consens  der  Erben  bedarf9).  Der 
Grundsatz  wiederholt  sich  in  allen  Particularrechten  10)  und 
erhält  sich  durch  alle  Zeiten. 

Viel  weniger  sicher  und  klar  ist  die  Sachlage  hinsichtlich 
der  fahrenden  Habe.  Es  hat  dies  seinen  natürlichen  Grund 
darin,  dass  bei  dieser  das  Eigenthum  der  Frau  während  der 
Ehe  in  seinen  Wirkungen  von  der  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft nahezu  absorbirt  wird  und  seine  greifbarste 
Folge  erst  bei  der  Auflösung  der  Ehe  darin  hervortritt,  das* 
es  nunmehr  ipso  jure  zu  freier  Wirksamkeit  erwacht,  auch 
dies  aber  vermöge  der  eigenthümlichen  Gestaltung  des  Güter- 
rechts von  Todeswegen  verhältnissmässig  selten  zur  Erscheinung 
kommt.  Je  weniger  die  Quellen  daher  auf  eine  prineipielle 


*)  Ssp.  I.  45,  2;  I,  31,  2.  SäcliB.  Lehnr.  74,  1.  Sclispr.  bei  Böhme 

VI,  S.  132,  i =-  Wasskkschi.eben,  S.  97.  cap.  158  u.  a.  m. 

7)  Vgl.  unten  Anm.  9. 

8)  S«p.  III,  76,  § 3 — 5;  I,  31,  1.  Venn.  Ssp.  I,  20,  13  u.  15. 
Stendaler  Urth.-Bueli,  cap.  20  u.  11.  § 1:  „ — und  gav  se  ome  des  (egene 
unde  stände  erve)  nicht,  so  scal  it  volghcn  to  rechte  oren  erven“. 
Magdeb.  Fr.  I,  14,  2 a.  E.  System.  Sch.-R.  IV.  1,  32.  Kulm  IV,  31. 
Magdeb.  Sch.-U.  bei  Gaitp,  Stadtr.  II,  S.  207,  Nr.  10,  u.  bei  Stobbk. 
Beiträge.  S.  121,  Nr.  51  a.  E.  Schspr.  bei  Ruhme  VI,  S.  133,  1.  1: 
bei  Wasskhschleben,  S.  101,  cap.  178,  S.  204,  cap.  03-,  S.  222,  cap.  69. 
Goslar’sches  Weisth.  bei  Förstkmasn.  N.  Mitth.  I.  Heft  3.  S.  37,  § 22 
u.  s.  w. 

9)  System.  Sch.-R.  IV,  1.  4.  12  u.  32.  Kulm  IV,  4,  12.  31.  Schspr. 

bei  Wassebschi.emkn,  S.  218,  cap.  68  a.  E. ; S.  227,  cap.  73;  S.  244. 

cap.  98:  S.  228.  cap.  74  — bei  Böhme  VI,  S.  95.  Abs.  4 n.  5:  S.  139. 
Ab«.  2 u.  a.  m. 

10)  Vgl.  diese.  Selbst  in  der  Liib’schcn  Präzis  beruht  die  Neigung, 
ein  zeitliche«  Eigenthum  des  Mannes  anzuerkennen,  wohl  auf  Schein. 
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Erfassung  des  Rechtsverhältnisses  Gewicht  legen,  desto  weniger 
Anlass  haben  sie,  auf  die  Frage  überhaupt  einzugeben.  Es 
ist  für  dieselbe  von  Interesse,  diesen  Sachverhalt  vorerst  noch 
näher  in’s  Auge  zu  fassen. 

Während  der  Ehe  steht  dem  Manne  einseitig  die  natür- 
liche und  juristische  Disposition  über  die  Fahrniss  der  Frau 
ihrer  Substanz  wie  ihrer  Nutzung  und  Verwaltung  nach  zu,  — 
eine  Disposition , die  nicht  einmal  durch  formelle  Verant- 
wortlichkeit für  dieselbe  beschränkt  ist.  Wenn  dagegen  die 
Frau  ihrerseits  über  die  Fahrniss  verfügt,  so  wird  ihre  Ver- 
fügung nur  wirksam  durch  des  Mannes  Genehmigung  und 
fiese,  nicht  ihr  eignes  Besitzrecht,  erscheint  als  der  eigentliche 
Grund  der  Wirksamkeit.  Zwar  können  sich  die  Verhältnisse 
so  gestalten,  dass  trotz  alledem  das  sonst  verdeckt  ruhende 
Eigenthum  der  Frau  schon  während  der  Ehe  sichtbar  wird 
— einmal  bei  Vergabungen  der  Frau  an  den  Mann,  sodann 
bei  der  Haftung  des  Guts  für  seine  Schulden  — ; in  der  Regel 
wird  es  aber  erst  bei  Auflösung  der  Ehe  bestimmt  er- 
kennbar u).  Aber  auch  dies  ist  keineswegs  allgemein  der 
Fall.  Da  nämlich  dann,  wenn  sich  die  Ehe  durch  den  Tod 
der  Frau  löst,  auch  der  Frau  Fahrniss  dem  Manne  verbleibt, 
so  kann  sich  das  Eigenthum  an  derselben  nur  geltend  machen, 
wenn  die  Ehe  durch  des  Mannes  Tod  oder  etwa  durch  An- 
nullirung  aufgehoben  wird.  Nur  sehr  bedingt  und  beschränkt 
ist  daher  überhaupt  die  praktische  Bedeutung  des  Eigen thums 
der  Frau.  Diese  Bedeutung  schwindet  aber  noch  erheblich 
aus  zwei  weiteren  Gründen  12).  In  der  Natur  und  Bestimmung 
des  bei  Weitem  grössten  Theils  der  Mobilien  liegt  es,  dass 
sie  entweder  überhaupt  von  kurzer  Dauer  sind  oder  wenigstens 
nur  kurze  Zeit  in  der  Hand  desselben  Eigenthümers  bleiben. 


ll)  Vgl.  Finsi.br,  I)c  oblig  uxoris.  p.  20,  N.  3;  p.  22,  N.  6. 

1S)  Nicht  ohne  Bedeutung  ist  hier  auch  wohl  der  Umstand , dass 
nach  Deutscher  Anschauung  ( vgl.  Albrecht  . Gewere , S.  220  f.  22- 
7ft  f. ; Bksrlkr,  Rrbvertr.  1,  S.  103  f.)  mit  den  Grundstücken  auch  die- 
jenigen Mobilien  von  selbst  zurückfielen,  die  dazu  in  irgendwelchem  Per- 
tinenzverhältniss  standen.  Ein  Beispiel  giebt  der  Schspr.  bei  Wasskbscii. 
i.kben,  S.  202,  cap.  02,  wiewohl  in  andrer  Richtung. 

14* 
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Nur  zum  kleinsten  Theile  wird  in  der  Regel  das  Eigenthum 
au  Fahrniss  eine  Ehe  überdauern.  Die  Verpflichtung  zum  Er- 
satz ist  aber  keine  directe  Wirkung  des  Eigenthums,  und  wir 
werden  sehen,  dass  sie  principiell  im  vorliegenden  Falle  über- 
haupt nicht  besteht.  Nur  für  den  kleineren  Theil  der  Fahr- 
niss also,  der  in  Natur  die  Ehe  in  der  Haud  der  Eheleute 
überdauert,  kann  das  Eigenthum  der  Frau  auch  nur  jene 
bedingte  Wirksamkeit  nach  Beendigung  der  Ehe  entfalten. 
Und  diese  wird  endlich  noch  dadurch  wesentlich  reducirt, 
dass  die  Rücknahme  des  Hauptbestandteils  des  beweglichen 
Frauenguts  auf  einem  andern . an  das  Eigenthum  der  Frau 
nicht  gebundnen  Rechtsgrund  beruht  — auf  einem  erbrecht- 
lichen Vortheil  der  Frau.  Soweit  nämlich  deren  Fahmiss  in 
Geradestücken  besteht,  wird  die  fragliche  Wirkung  ihres  Eigen- 
thums durch  ihr  Geraderecht  absorbirt. 

Nur  diese  so  überaus  bedingte  und  beschränkte  praktische 
Bedeutung  des  Eigenthums  der  Ehefrau  an  ihrer  Fahrniss 
macht  die  sonst  so  befremdende  Erscheinung  erklärlich,  dass 
die  Sächsischen  Reebtequellen  über  einen  anscheinend  funda- 
mentalen Punkt  so  wenige  directe  und  unzweideutige  Zeug- 
nisse enthalten,  und  dass  sie,  je  mannigfaltiger  das  Leben  und 
je  unfähiger  die  Verfasser  für  principielle  Durchführung  und 
consequente  Beherrschung  des  Stoffs  sind,  selbst  um  so  un- 
sicherer und  unklarer  werden  und  namentlich  um  so  bedenk- 
licher schwanken,  je  unklarer  ihnen  das  Verhältniss  zwischen 
Eigenthum  und  Gewere  wird.  Hatte  der  Sachsenpiegel  es 
noch  vermocht,  das  Princip  festzuhalten  und  in  den  einfachen 
Verhältnissen  seiner  Zeit  durchzuführen,  so  ringen  die  spätem 
Quellen  oft  vergeblich  danach , mit  dem  Princip  den  reichem 
Stoff  zu  beherrschen.  Oft  schwindet  es  ihnen  unter  den  Hän- 
den, sie  halten  wohl  die  einzelnen  Rechtssätze  fest,  wenden 
sie  aber,  da  sie  dieselben  unorganisch  nebeneinander  haben, 
auf  neue  Verhältnisse  oft  unsicher  an,  und  suchen  da,  wo  in  der 
That  die  alte  Rechtsanschauung  nicht  mehr  ausreicht,  nicht 
in  der  Erweiterung  oder  Umgestaltung  des  Princips,  sondern 
in  der  Aufstellung  positiver  Beschränkungen  oder  in  der  Ver- 
weisung auf  die  Privatautonomie  ihre  Zuflucht. 
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So  ist  es  denn  geschehen,  dass  ein  Kenner  des  Deutschen 
Rechts  wie  Albrecht  '*),  namentlich  auf  etwas  jüngere  Zeug- 
nisse gestützt,  nicht  gezweifelt  hat,  dass,  wie  nach  dem  Sachsen- 
spiegel, so  auch  nach  jüngerem  Landrecht  und  nach  Weichbild 
die  gesamte  Pahrniss  der  Frau  ( excl.  der  Gerade ) mit  ihrem 
Einbringen  in  die  Ehe  sofort  und  schlechthin  in  des  Mannes 
Eigeuthum  übergehe  und  unter  keinen  Umständen  an  Erstere 
zurückfalle.  Seine  Ansicht  hat  wenigstens  in  dieser  Allge- 
meinheit keinen  Beifall  gefunden  u).  So  schlechthin  lässt  sie 
sich  indessen  keineswegs  ablehnen,  wie  man  bisher  meist  ver- 
sucht hat.  Vielmehr  hat  sie  für  gewisse  Theile  des  weiblichen 
Einbringens,  wenigstens  den  praktischen  Erfolg  angesehen, 
ihre  volle  Wahrheit,  und  zwar  grade  hinsichtlich  solcher  Stücke, 
welche  im  Weichbild  den  hauptsächlichsten  Theil  der  Illaten 
der  Frau  bildeten,  nämlich  hinsichtlich  aller  der  Sachen,  deren 
Gebrauch  und  Nutzung  im  Verbrauch  oder  Umsatz  bestehen, 
wie  Handelsgüter  und  Fabrikate  aller  Art,  Aussenstände, 
Kapitalien  und  baar  Geld.  Ja  da  überhaupt  alle  bewegliche 
Habe  im  Verhältniss  zu  einer  voraussichtlich  langjährigen  Ehe 
in  gewissem  Maasse  den  Charakter  jener  Fungibilien  annimmt, 
so  war  man  in  den  Städten  und  im  jüngern  Landrecht  geneigt, 
das  Bewusstsein  und  den  Willen  einer  Aufgabe  des  Eigen- 
thums bei  der  Illatiou  vorauszusetzen  und  diese  im  Zweifel 
als  eine  Gabe  der  Frau  au  den  Maim  zu  Eigenthum  zu  deuten. 
Indessen  sind  dies  eben  doch  besondre  Gründe  des  Eigenthums- 
übergangs. So  häutig  sie  eintreten  mochten,  im  Princip 
lagen  sie  nicht.  Eine  solch’  principielle  Bedeutung  ist  es 
aber,  welche  der  neueste  Bearbeiter  des  Gegenstands,  v.  Martitz, 
der  Erscheinung  beilegt.  Er  gelangt  auf  diesem  Wege  für  die 
fahrende  Habe  im  Weichbildrecht  allerdings  zur  ALBRECHT’schen 
Ansicht,  wiewohl  er,  vorsichtiger  als  Behrend  15)  wenigstens 
anerkennt,  dass  die  Quellen  selbst  diese  Auffassung  keineswegs 


Gewere,  S.  262  f. 

M)  Ich  finde  nur.  dass  sich  Wigand  ( Provinzialrechte  von  Paderborn 
nnd  Corvey.  Einleit.,  S.  16.  Nr.  3)  ihm  anschliesst. 

**)  Stendaler  Urth.-Buch,  S.  54  f. 
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durchgängig  theilen  ,s).  Auf  diese  letztere  Thatsache  scheint 
er  mir  aber  zu  wenig  Gewicht  zu  legen.  Sie  bestimmt  mich 
zu  der  Annahme,  dass  auch  das  Weichbild  sehr  ernstlich  an 
dem  alten  Princip  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  fest- 
gehalten hat  und,  so  oft  es  davon  abzuweichen  scheint,  dies 
besondem  Gründen  beizumessen  ist,  die,  so  gewöhnlich  sie 
eintreten  mochten,  doch  nicht  im  feindlichen  Gegensatz  zum 
Princip  selbst  standen  l7).  Ich  denke . die  folgenden  Paragra- 
phen sollen  dies  erhärten. 


§ 21. 


Geltung  für  das  bewegliche  Frauengut  in’s  Besondere. 

Der  Sachsenspiegel  hat  grade  über  das  Verhältniss,  in 
welchem  sich  das  Eigenthum  der  Frau  an  ihrer  Fahrniss  am 
unzweideutigsten  erweisen  müsste,  über  die  Auflösung  des  un- 
gezweiten  Guts  beim  Tode  des  Mannes  keine  ausdrückliche 
Bestimmung : die  sich  mit  den  Erbverhältnissen  in  dem  letztem 
Fall  eingehend  genug  beschäftigenden  Artikel  ')  sollen  nicht 
die  Art  der  Zweiung  des  bis  dahin  vereinigten  Guts, 
sondern  lediglich  die  erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe  an 
des  Mannes  Nachlass  darstellen.  Ihr  eignes  Gut  bleibt 
völlig  ausser  Betracht,  auch  ihre  Grundstücke,  die  bei  der 
Zweiung  unzweifelhaft  ihr  verbleiben,  werden  nicht  erwähnt  *). 


16J  v.  Mabtitz,  S.  287  f.,  bes.  Amu.  16  f. 

17)  Ueber  v.  Martitz’  I^ehre  vgl.  besondere  § 17,  Anm.  16  f. 

i)  I,  20,  21.  22.  24. 

*)  In  den  allegirten  Artikeln  ist  überall  von  des  Mannes  Nachlass 
die  Rede  und  auf  diesen  daher  auch  der  Schlusssatz  zu  beziehen:  „Svat 
so  boven  dit  benomde  ding  is,  dat  hört  al  to’  me  erve“  (I,  24,  H).  Nur 
die  Gerade  würde  sich  und  zwar  ausschliesslich  auf  das  Frauengut  be- 
ziehen. wenn  sie  als  solche  schon  während  der  Ehe  Eigenthum  der  Frau 
wäre,  wie  dies  Auwecut  ( a.  a.  0.,  S.  271)  und  in  viel  unbedingterer 
Fassung  Kract  (II,  S.  354  f.  420)  behauptet.  Diese  Behauptung  ist 
irrig  (vgl.  unten  § 44).  Vielmehr  ist  die  Gerade  eine  Art  Erbrecht 
aus  dem  ungezweiten  Gut,  bei  dem  das  etwaige  Eigenthum  der  Frau 
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Ist  dem  aber  so.  so  können  diese  Stellen  nur  von  der  still- 
schweigenden Voraussetzung  ausgehen,  dass  die  Fahrniss  der 
Frau  bei  des  Mannes  Tode  ihr  verbleibt.  Es  wird  sich  er- 
geben, dass  dies  nahezu  die  einzige  Wirkung  ihres  Eigen- 
thums  an  derselben  ist,  und  auch  diese  nur  sehr  bedingt 
hervortritt  vermöge  der  Grundsätze  über  die  Art  Restitution 
des  Frauenguts.  In  den  Beschränkungen  dieser  liegt  der  Grund, 
warum  die  Frage  nach  der  Rücknahme  mehr  eine  principielle 
als  eine  praktische  war  *l).  Indessen  wird  sie  in  einem  be- 

ear  nicht  in  Betracht  kommt.  Sie  konnte  daher  auch  da  nicht  uner- 
vihnt  bleiben,  wo  die  Rechte  der  Wittwe  auch  nur  an  de«  Manne« 
Vachlas.«  dargestellt  werden  sollten,  und  ihre  Erwähnung  spricht  also 
sicht  gegen  diese  Auslegung.  Die  Gerade  ist  es  aber  allerdings,  welche 
hauptsächlich  den  Schein  der  entgegengesetzten  Tendenz  erweckt.  Auf 
diesem  beruht  das  Ansprechende  der  Auffassung,  wie  sie  jetzt  wieder 
v.  Mautitz  vertritt  (S.  101  f.).  Ich  kann  mich  mit  dieser  Auffassung 
nicht  einverstehen.  Die  objectiven  Kriterien  haben  so  gut  Sinn  für  die 
Theilung  des  Nachlasses  des  Mannes  als  des  gesamten  ungezweiten  Guts 
z.  B.  das  ungewirkte  Gold  und  Silber  sc.  des  Mannes  fällt  in  das 
Erbe,  nicht  in  die  Gerade).  Nicht  anders  brauchen  verstanden  zu  werden 
Ssp.  III,  70,  2;  1,  20,  3 — 5.  Ja  hier  heisst  es  ausdrücklich:  „ire  rade 
an  ire«  manu  es  gude“.  Deutlicher  noch  der  Schspr.  bei  Wassebsch- 
lebkn  , S.  415,  cap.  08 : ..  Eine  iczliche  frawe  von  ridders  ard  hat  czu 
Deinen  vierleye  uf  yres  nianes  nachgelasen  gude:  czweyerleie  von 
beschri heuen  rechte:  daz  erste  ist  gerade,  daz  ander  ist  musteyl.  Dör- 
nach nymmet  By  czwey  von  gegclienen  rechte  also  yre  morgengabe  und 
lipezug.  “ (Ueber  Pölma.sn  I.  9,  1 vgl.  unten  § 22,  Anm.  24.)  Der 
Ssp.  stellt  a.  a.  0.  die  Zweiung  des  gesamten  Guts  fßr  den  Fall  des 
Todes  des  Mannes  so  wenig  dar,  als  1 , 31 , 2 und  UI,  76,  2 für  den 
Pall  des  Todes  der  Frau.  Warum  blieben  sonst  die  Grundstücke  der- 
selben dort  unerwähnt?  Der  entscheidende  Grund  liegt  aber  in  dem 
innem  Widerspruch  der  Auffassung  mit  den  anderweiten  Grundlagen  des 
Systems  des  Ssp. ; vgl.  folgende  Anmerkung. 

2»)  v.  Martitz  (S.  81;  S.  142,  Anm.  23;  S.  233.  120  ; 8.  124,  Anm.  13 
a.  E.)  erkennt  an,  dass  die  von  der  Frau  inferirte  Fabrniss  ihr  Eigen- 
thum verbleibt.  Er  erkennt  auch  an,  dass  der  Mann  den  Besitz,  Genuss 
und  die  völlig  freie  Disposition  über  sic  hat  (S.  121.  92.  136  f.)  und 
dass  sie  (ausser  der  Gerade)  beim  Tode  der  Frau  auf  den  Mann  vererbt 
wird  (8.  124).  Aber  nach  seiner  Ansicht  fällt  sie  (ausser  der  Gerade) 
auch  beim  Tode  des  Manne«  an  dessen  Erben  (S.  102  f.  257).  Ist  dies 
Letztere  aber  der  Fall , dann  ist  das  Eigenthum  der  Frau  und  ihre 


Digitized  by  Google 


216  Das  Eigenthum  der  Frau  an  der  Fahrniss  nach  dem  Ssp. 

sondern  Falle  dennoch  wenigstens  indirect  in  dem  oben  ange- 
gebenen Sinne  beantwortet.  Zwar  nicht  im  vulgären  Text 
des  Sachsenspiegels,  wohl  aber  in  einer  der  von  Homeyer  edirten 
Extravaganten  desselben  zu  III,  74.  Es  ist  dies  aber  auch  das 
einzige  ausdrückliche  Zeugniss  aus  dem  Sachsenspiegel  2b).  Für 
den  Fall  der  Scheidung  wird  der  Rücknahme  der  Fahmiss 
Seitens  der  Frau  allerdings  auch  ausdrücklich  gedacht.  Allein 
ein  Schluss  auf  der  Frau  Eigentbum  lässt  sich  daraus  nicht 
ziehen,  weil  bei  der  Annullinmg  der  Ehe  der  Gesichtspunkt 
obgewaltet  hat,  dass  das  ungezweite  Gut  zerfalle,  als  sei  es 
gar  nicht  vereinigt  gewesen  s).  Jedenfalls  ergiebt  sich  soviel, 
dass  der  Sachsenspiegel  keine  Bestimmung  enthält,  nach  welcher 
die  Fahmiss  in  beiden  eben  besprochnen  Fällen  dem  Manne 
zufiele,  und  so  lässt  sich  nach  der  ganz  gleichen  Darstellung 
rücksichtlich  der  Immobilien  nur  annehmen,  dass  sie  wie  der 
Grandbesitz  der  Frau  verbleibt  — wenn  sie  nicht  sonst  als  des 
Mannes  Eigenthum  behandelt  wird.  Das  Letztere  ist  nirgends 
der  Fall,  vielmehr  das  Gegentheil. 

Zuvörderst  behandelt  der  Sachsenspiegel  I,  31,  2: 

„ — dar  umme  ue  mach  nen  wif  ireme  maune  nene 
gave  g'even  an  irme  egene,  noch  an  irer  varende 
have,  dar  se’t  ireu  rechten  erven  verne  ua  irme  dode; 
wende  die  man  ne  mach  an  sines  wives  gude  nene 


Gewere  daran  äqual  null.  Dann  ist  bei  de»  Manne»  Tode  das  Eigenthum 
der  Frau  „das  Erbe  des  Mannes"  — und  doch  ist  „erbe“  (Ssp.  1,  24, 
3 a.  E.)  nnr  da«  Gut.  mit  dem  Jemand  bestirbt.  (Ssp.  I,  6,  1).  Dann  hat 
der  Mann  daran  nicht  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  sondern  zu 
Eigenthum.  Dann  besteht  während  der  Ehe  rücksichtlich  der  Fahrnis» 
nicht  ungezweites  Gut.  noch  zweit  es  sich  mit  Auflösung  der  Ehe.  Alles 
würde  rücksichtlich  ihrer  nur  Schein  ohne  innere  Wahrheit,  Theorie  ohne 
jede  praktische  (Konsequenz  sein.  Ulme  zwingende  Gründe  sind  solche 
Widersprüche  mit  den  ganzen  Grundlagen  des  Systems  wenigstens  dem 
Ssp.  nicht  zu  imputiren,  wie  v.  Mautitz  (S.  125  f. ; S.  140,  Anm.  23) 
thut.  Solche  Gründe  vermag  ich  nicht  mit  ihm  im  Ssp.  1,  20  f.  zu 
entdecken;  vgl.  die  vorig«;  Anm. 

2t)  Vgl.  die  Stelle  und  über  deren  Sinn  unten  § 55  zu  Anm.  16». 

»)  Ul,  74;  vgl.  § 33,  Anm.  1 f. 
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andere  were  gewinnen,  wen  alse  he  to  dem  irsten  mit 
ire  untvieng  in  vormuntscap  “ 
die  Frau  als  über  ihre  Fahrniss  disponirende  Eigenthümerin 
grade  im  Gegensatz  zum  Ehemanne  als  Nichteigenthümer  und 
blosen  Besitzer  *).  Er  behandelt  sie  aber  auch  als  Erblasserin 


M Allerdings  würde  diese  Stelle  beweisun  kräftig  werden,  wenn  wir 
hier  mit  Albrkcht  , S.  26U  zu  Anm.  753  und  Kraut  II , S.  428  f. 
•dagegen  v.  Mautitz  a.  a.  0.,  S.  233)  rniter  „varende  halie“  lediglich 
Jet  Geradecomplex  verstehen  dürften.  Dieses  Verständnis«  steht  und 
fällt  aber  mit  der  Behauptung  Kraut’s  ( Alurm.tit  drückt  sieh  viel  vor- 
schtiger  aus',  dass  dieser  Oomplex  schon  während  der  Ehe  Eigenthum 
ier  Frau  sei  (vgl.  die  Note  2 f.  oben).  Die  Unhaltbarkcit.  derselben 
wird  sich  unten  § 44  klar  heraussteilen.  Ist  aber,  wie  sich  ergeben  wird, 
die  Gerade  im  Wesentlichen  ein  Erwerb  von  Todeswegen,  eine  eigeuthüm- 
liche  Art  Erbrecht,  so  könnten  die  Worte  unserer  Stelle.  lediglich  auf  die 
Gerade  bezogen . nur  von  der  Uebertragung  eines  solch  künftigen  Erb- 
rechts. oder  von  einem  Verzicht  auf  solches  verstanden  werden.  Dazu 
passen  dann  aber  weder  die  Worte,  noch  der  für  den  Satz  angeführte 
Grund,  noch  das  Recht  des  Ssp.  überhaupt,  das  von  einem  solchen  Erb- 
vertrag sonst  nirgends  weiss.  Freilich  heisst  die  Gerade  während  ste- 
hender Ehe  „varende  habe":  aber  sie  heisst  so.  weil  sie  nichts  weiter  ist 
• vgl.  unten  § 44  zu  Anm.  7 u.  8).  Darum  ist  aber  natürlich  uieht 
jedesmal , wenn  von  fahrender  Habe  während  der  Ehe  die  Rede  ist. . dies 
ausschliesslich  auf  den  Tbeil  zu  beziehen,  der  später  einmal  Gerade  wird. 
Dies  würde  nur  da  gerechtfertigt  sein,  wo  es  der  Zusammenhang  forderte. 
Dies  soll  nun  freilich  hier  nach  Kraut  der  Fall  sein,  weil  nach  der 
Frau  Tod  mit  Ausnahme  der  Gerade  doch  die  gesamte  Fahmiss  dem 
Mann  verbleibt.  Dies  ist  richtig.  Aber  eben  desslialb  muss,  soweit  die 
Stelle  unter  .. varende  habt  “ auch  die  nicht  zur  Gerade  gehörigen  Mobilien 
im  Auge  bat.  an  den  Fall  gedacht  sein,  wo  die  Frau  den  Mann  überlebt 
und  die  Fahmiss  ohne  Gabe  nicht  air  ihn  und  seine  Erben  fällt.  Denn 
warum  (nach  Kraut)  grade  dieser  Fall  ..offenbar“  nicht  gemeint  sein 
soll,  ist  schlechterdings  nicht  abzusehen'.  Bei  dem  Verständniss  der 
..varenden  habe  “ ausschliesslich  von  der  Gerade  passt  aber  auch  der  vom 
Ssp.  angeführte  Grund  nicht.  Die  Unzulässigkeit  der  Vergabung  der 
Gerade  beruhte  nicht  auf  der  Unmöglichkeit,  dass  der  Mann  eine  andre 
•lewere  noch  neben  der  vormundschaftlichen  gewinnen  könne,  sondern 
hatte  einen  ganz  andern  Grund . wie  schon  daraus  mit  Gewissheit  folgt, 
•lass  man  anch  in  den  Quellen . welche  Vergabungen  der  Frau  an  den 
Mann  verstatteten . Vergabungen  der  Gerade  doch  immer  für  unwirksam 
erklärte  (vgl.  z.  B.  Schspr.  bei  Bo  hmh  VI,  S.  144.  r vgl.  mit  S.  113.  «). 
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bezüglich  derselben,  ihren  Mann  als  Erben  (d.  h.  als  Erwerber 
von  Todeswegen),  nicht  als  Eigentümer.  So  in  der  unmittel- 
bar vorausgehenden  Stelle  I,  31,  1: 

„Stirft  aver  dat  wif  bi  des  maunes  live,  se  ne  erft 
uene  v a r e n d e h a v e , wenne  rade  unde  egen , of  se 
dat  hevet,  in  den  nesten  “ ä), 

und  womöglich  noch  unzweideutiger  in  der  Bestimmung  gleichen 
Inhalts  III,  76, 

„Hadde  aver  die  vrowe  man  genomen,  unde  was  he 
to  ire  unde  to  den  kinderen  in  dat  ungetveide  gut  ge- 
varen,  unde  stirft  denne  dat  wif,  di  man  behalt  al  des 
wives  /echt  in  der  varender  have  sunder  dat 
gebu  unde  sunder  die  rade.“ 

So  kann  auch  im  Sachsenspiegel  I,  45,  2: 

„En  wif  ne  mach  ok  ane  ires  mannes  gelof  nicht 
ires  gudes  vergeven,  noch  egen  verkopen,  noch  lif- 
tucht  uplatcn  — “ 

vermöge  des  Gegensatzes  unter  „ihrem  Gut“  eben  nur  ihre 
Fahrniss  verstanden  werden  6).  Ich  wüsste  nicht,  ob  man  bei 
der  mehr  principiellen  Bedeutung  der  ganzen  Frage  von  einer 
Deutschen  Rechtsquelle  eine  bestimmtere  Antwort  erwarten 
dürfte,  als  der  Sachsenspiegel  hier  dahin  giebt,  dass  die  Frau 
während  der  Ehe  das  Eigenthum  an  ihrer  eingebrachten  Fahr- 


Indem  der  Ssp.  einen  viel  allgemeinem  Grund  auführt.  bekundet  er,  das* 
er  nicht  von  Gerade  in'*  Besondre,  sondern  von  Fahrnis«  überhaupt  redet, 
mag  dieselbe  «pater  einmal  unter  die  Gerade  fallen  oder  nicht.  Dasselbe 
erhellt  endlich  unzweideutig  au«  dem  Zusammenhang  der  Stelle  mit  der 
unmittelbar  vorausgehenden  (vgl.  oben  im  Text).  Denn  so  gewiss  im  § 1 
unter  „varende  habe“  die  gesamte  Fahrnis«  verstanden  wird,  so  gewiss 
auch  gleich  darauf  im  § 2. 

5)  Der  ganze  Ausdruck , namentlich  die  parallele  Stellung  von 
„varende  have“  und  „egen“  passt  doch  nur  zu  dem  Gedanken  einer  Ver- 
erbung. welche  das  Eigenthum  der  Frau  voraussetzt. 

8)  Ebenso  mag  auch  der  Grund  der  Bestimmung  im  Ssp.  I,  12: 
„Svat  aver  en  man  mit  sime  wive  nimt,  des  ne  delt  he  mit  einem  bru- 
dcre  nicht“  (vgl.  Richtsteig  I.andr.  I,  19,  4)  auf  der  Anerkennung  des 
Eigenthum*  der  Frau  beruhen  und  sich  nicht  auf  das  beziehen,  was  der 
Mann  kraft  seines  Mobiliarrechts  von  ihr  («pp.:  mit  ihr)  erhält. 
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nisfi  — künftigen  Bestandtheilen  der  Gerade  oder  nicht  — 
behält  und  es  auch  behauptet,  wenn  sich  die  Ehe  durch  des 
Mannes  Tod  oder  durch  Aunullirung  löst. 

Die  sich  dem  Sachsenspiegel  unmittelbar  anschliessenden 
landrechtlichen  Quellen  beruhen  völlig  auf  derselben  Grund- 
lage und  wiederholen  seine  obigen  Bestimmungen  alle  oder 
mm  Theil  wörtlich  7).  Auch  das  gemeine  Weichbild  ent- 
scheidet unsere  Frage  principiell  uicht  anders.  Es  hat  ja  noch 
dieselben  Grundzüge  des  ganzen  Systems:  die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft,  dieselben  erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe, 
wmentlich  die  Gerade  und  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  8). 
Aber  so  klare  Zeugnisse  für  das  Eigenthum  der  Frau  an  der 
fon  ih  reingehraehten  Fahrniss  wie  der  Sachsenspiegel  hat  es 
flicht  in  allen  seinen  Quellen.  Nur  mehr  oder  weniger  be- 
stimmte Andeutungen,  dass  sie  jenes  voraussetzen,  finden  sich ; 
jedoch  sind  dabei  Stellen  auszuscheiden , welche  möglicher 
Weise  Einhandsgut  oder  Gerade  im  Auge  haben  : 

Zuvörderst  stellen  diese  Quellen  wieder  das  Mobiliarrecht 
des  Mannes  als  einen  Erwerb  desselben  von  Todeswegen 
dar,  dergestalt,  dass  der  Mann  erst  mit  der  Frau  Tod,  obwohl 
bis  dahin  schon  im  Besitz,  das  Eigenthum  erwirbt 9).  Ferner 


')  So  namentlich  der  Verm.  Ssp.  I,  20,  15;  I,  23,  1:  I,  22,  2; 
1,7—10:  Görlitzer  Landr.,  cap.  38,  § 3;  Rigisch  Ridderr..  cap.  28 — 32 
vgL  18 — 21,  wenigsten»  für  den  Fall  der  Nichtabfindung  durch  Morgen- 
gabe im  Falle  unbeerbter  Ehe.  Ucber  die  landrechtlichen  Schöffen- 
sprüche vergleiche  das  Folgende. 

*)  Ueber  dieses  vgl.  u.  A. : Halle'sches  Weisth.  v.  1235,  8 25;  Wcisth. 
>.  1304,  § 130:  Glogauer  Rechtsb. , cap.  588;  Schspr.  bei  Böhms  VI, 
8.  133,  i=  bei  Washeknchleisen.  S.  101,  cap.  178;  S.  95,  cap.  150  u.  a.  m. 

9)  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  133,  Abs.  1 = bei  Wasserschleben, 
S.  101,  cap.  78 , wo  die  Schöffen  die  Fahmiss  dem  Manne  zusprechen 
auf  die  ganz  im  Sinne  des  Ssp.  formulirte  Frage : „Sintdemmale  das  her 
gesessen  hette  mit  seyner  elichin  frawen  vn  erem  gut«  mit  vollem 
fechte  und  dorynne  bestorbin  were  mit  allem  rechte,  ab  her  der  frawen 
recht  yn  erem  gute  mit  vollem  rechte  behalden  und  irvolgen  sulle 
»der  was  recht  sey  an  vamder  habe?“  Resp. : „Was  der  man  seyner 

elichin  frawen  vamdc  habe,  die  weyle  si  lebitte  yn  scyne  were  nam  und 
h*tte,  die  sal  er  behaldin  zundir  dar  czu  der  gerade  gehöret.“  Der  Mann 
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wird  auch  rücksichtlich  der  Fahrnis»  die  vormundschaftliche 
(lewere  des  Mannes  mit  scharfer  Unterscheidung  vom  Eigen- 
thum definirt  l0)  und  diese  Unterscheidung  auch  praktisch  durch- 
geführt, indem  zwischen  der  blosen  lllation  der  Fahmiss  und 
einer  Uebertragung  derselben  durch  ein  Vergabungsgeschäft 
mit  dem  Manne  unterschieden  “),  auch  bei  dem  Grundsatz, 
dass  das  Frauengut  an  sich  nicht  für  die  vom  Manne  gewirkten 
Schulden  hafte,  nicht  zwischen  liegender  und  fahrender  Habe 
der  Frau  oder  Wittwe  eine  Unterscheidung  gemacht  wird  1S). 
Man  wird  daher  nicht  zweifeln  dürfen,  dass  auch  das  gemeine 
Weichbild  im  Allgemeinen  von  der  Voraussetzung  ausgeht, 
dass  die  Frau  während  der  Ehe  Eigenthümerin  ihrer  inferirten 
Mobilien  bleibt,  wenn  es  auch  gewiss  auffällig  erscheint,  dass 
es  an  einem  bündigen  Zeugnis»  für  die  Hauptwirkung  desselben, 
nämlich  das  Verbleiben  der  Fahrniss  bei  der  Wittwe,  wenn 
sich  die  Ehe  durch  des  Mannes  Tod  löst,  im  ganzen  Umkreis 
dieser  Quellen  fehlt  *3).  Diese  Erscheinung  findet  in  der 


beansprucht  also  für  <lie  Zeit  während  der  Ehe  selbst  nur  die  Gewere. 
nicht  das  Eigenthum.  Ebend.  S.  346.  cap.  194  entscheiden  die  Schöffen: 
.. — die  czwu  kuhe  gereith  geld  und  ander  farade  habe,  die  czu  gerade 
nicht  gehört,  die  nach  der  frauwin  tode  hiebin  ist,  had  die  vorstorbene 
frawe  mit  merem  rechte  uff  irern  elichin  man  geerbit  denn  uff  iren 
bruder.“  Ebenso  die  unten  § 22,  Anm.  H allegirte  Stelle  aus  einem  stadt- 
rechtlichen Sch. -IT.  Ferner  Licgnitzer  Willkür  von  1384  bei  Böhme 
a.  a.  0.  111,  S.  76  (vgl.  Gknoler,  Stadtr.,  S.  251  f.):  „Auch  lesit  sye 
gut  adir  farnde  habe,  dy  der  man  hod  brecht  in  syne  gewere,  dy  wile 
»y  lebite.  das  sol  ouch  bey  dem  manne  bleyben  und  sich  erbin  als 
andre  farnde  habe." 

»o.l  Vgl.  g 10,  Anm.  20  f. 

Schspr.  bei  Böhme,  S.  144.  7 — bei  Wasskrhcri.rbisn  . S.  80, 
cap.  48:  ..  Varnde  habe,  die  eync  frawe  lessit  noch  erem  tode  yn 
ires  mannes  were.  die  ist  des  mannes  sunder  die  gerade.  Auch  mag 
eyne  frawe  erem  manne  ir  varnde  habe  ane  erbe  gelob  geben  bey 
erem  leben.“  Ebenso  der  Schspr.  bei  Böhme  a.  a.  0..  S.  151,  i.  » = 
Magdei).  Fragen  1,  12,  5.  Die  Erklärungsversuche  von  v.  Martitz.  S.  263. 
Anm.  30  genügen  nicht. 

**)  Vgl.  nnten  § 39. 

IS)  Die  einzige  Hinweisung  finde  ich  in  dem  Syst.  Sch.-R.  IV.  2.  37 
(Kulm  IV.  79t  — Schspr.  bei  Böhme  VT,  S.  124,  * (vgl.  S.  128,  i)- 
Hier  wird  bestimmt,  dass  das  erstebeliche  Kind  1)  Grundstücke  nur  zu 
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gleich  zu  erörternden  Beschränkung  unseres  Grundsatzes  seine 
Erklärung,  während  der  Umstand,  dass  hie  und  da  die  Illateu 
der  Frau  als  dem  Manne  gehörig , als  „ seine  “ bezeichnet  wer- 
den. darauf  beruht,  dass  mit  diesem  Ausdruck  nur  des  Mannes 
Gewere,  nicht  sein  Eigenthum  ausgedrückt  werden  soll  u). 

Auch  die  dem  gemeinen  Weichbild  sich  anschliessenden 
particularen  Gestaltungen  des  ehelichen  Güterrechts  werden 
keine  Aenderuug  in  diesem  Punkte  erkennen  lassen,  wiewohl 
nach  dem  in  ihnen  geltenden  Erbfolgeprincip  ein  Rückfall 
4er  Mobilien  an  die  Frau  nur  in  mehr  oder  weniger  be- 
schränkten Fällen  eintrat.  Nicht  die  Particularrechte  sind  es, 
»eiche  auf  diesem  Punkte  eine  Neigung  verrathen,  vom  ur- 
sprünglichen Principe  allmählig  abzugehen.  Vielmehr  tritt 
diese  Neigung  im  gemeinen  Weichbild  selbst  und  im  spätem 
landrecht  hervor  und  steht  in  innigem  Zusammenhang  mit 
der  ursprünglichen  Anlage  des  gemeinen  Rechts  selbst.  Diese 
Entwickelung  ist  nun  im  Einzelnen  zu  verfolgen. 

Leibzueht  auf  «eine  Mutter  vererbt,  2)  Fahmiss  dagegen,  abgesehen  von 
ausdrücklichen  letztwilligen  Dispositionen,  zu  freiem  Eigenthum,  mit  der 
Wirkung,  dass  sie  nach  der  Mutter  Tod  von  dieser  gleichinässig  auf  ihre 
erst-  und  zweitchelicbcn  Kinder  fällt.  Dies  ist  nur  unter  der  Voraus- 
setzung möglich . dass  diese  Fahmiss  nicht  Eigenthum  des  zweiten 
Mannes  geworden,  der  Frau  auch  nach  des  Letztem  Tod  verblieben  war. 
Dass  dieser  die  Frau  nicht  etwa  überlebt  hatte,  muss  angenommen 
werden , weil  er  sonst  kraft  des  Mobiliarrechts  gewiss  Eigenthümer  ge- 
worden wäre.  — Anscheinend  setzt  auch  das  Syst.  Sch.-R.  111,  2,  91  die 
Wittwe  als  Eigent hiimerin  der  inferirten  „varende  habe  adir  hausrot,  di 
der  man  geloain  hat",  d.  h.  des  Frauenguts,  das  er  in  seiner  (lewere  ge- 
habt hat  (vgl.  oben  (ä  15.  Anm.  9a)  voraus,  da  es  ihr  die  Disposition, 
darüber  nicht  an  sich,  sondern  nur  desshalb  abspricht,  weil  es  der  Mann 
verpfändet  hatte  (vgl.  Kulm  III.  121).  Eine  sehr  sprechende  Analogie 
bieten  jedenfalls  die  der  Fahmiss  parallel  behandelten  Forderungsrcchte, 
wenn  sie  Fahmiss,  namentlich  Geld,  zum  Gegenstände  haben.  Sie  stehen 
dem  Wittwer  kraft  seines  Mobiliarrechts  zu . verbleiben  dagegen , wenn 
der  Mann  zuerst  stirbt,  der  Wittwe  (vgl.  unten  § 35.  Anm.  21). 

u)  Vgl.  die  hierher  gehörigen  Stellen  oben  (j  15,  Amu.  9a. 
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8 -2. 

Beschränkim?  des  Satzes  und  Fortbildung'  im  spätem  Rechte. 

Die  fahrende  Habe  ist  ihrer  Natur  nach  der  Art,  dass  sie 
in  der  Regel  eine,  zumal  langjährige  Ehe  nicht  überdauert, 
entweder  überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  der  Hand 
der  Eheleute.  Ihre  Restitution  ist  daher  in  natura  nach 
Beendigung  der  Ehe  fast  nur  ausnahmsweise  möglich.  Ob  sie 
möglich?  ist  während  der  Ehe  ungewiss,  von  Zufälligkeiten 
abhängig.  Indessen  giebt  es  doch  ganze  Gattungen  von  Fahr- 
niss, welche  ihrer  eignen  Bestimmung  nach  niemals  in 
Natur  restituirt  werden  können,  jede  Restitution  nur  in  einem 
Ersatz,  einer  Erstattung  in  generc  bestehen  kann : Fungibilien, 
namentlich  Consumptibilien  und  Geld.  Die  Illation  dieser 
Objecte  in  die  Ehe  Seitens  der  Frau  involvirt  nothwendig  eine 
Abtretung  des  Eigenthums  an  den  einzelnen  Stücken  zu  Gunsten 
des  Mannes.  Aber  wenn  aucli  mit  der  Illation  erlöschend, 
konnte  es  doch  darin  immer  fortwirken  und  sichtbar  werden, 
dass  die  Frau  nach  Beendigung  der  Ehe,  wenn  sie  sonst  Re- 
stitution in  specie  verlangen  konnte,  hier  wenigstens  Erstattung 
in  genere  zu  fordern  berechtigt  war.  Nur  dies  war  die  dem 
ganzen  System  entsprechende  Behandlung  des  hesondem  Falls,  < 
ja  dieser  wurde  dann  allen  übrigen  insofern  völlig  parallel 
gestellt,  als,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  bei  den  übrigen 
das  Wiederaufleben  des  Eigenthuras  nach  der  Ehe  ziemlich 
die  einzige,  praktisch  wichtige  Consequenz  des  Eigenthums 
der  Frau  an  der  inferirten  Fahrniss  war.  In  der  That  haben 
auch  einzelne  besonders  entwickelte  Stadtrechte,  wie  die  Ham- 
burg-Lüb’schen , diesen  in  unsern  Augen  allein  sachgemässen 
Weg  eingeschlagen.  Dagegen  lag  derselbe  nicht  im  Geiste 
des  gemeinen  Sächsischen  Rechts,  und  auch  als  die  Frage  mit 
der  Zeit  in  den  Städten  immer  brennender  wurde,  hat  es  sich 
doch  zur  Lösung  des  Problems  in  diesem  Sinne  nicht  erhoben, 
sondern  dem  Bedürfniss  auf  Umwegen  Abhülfe  zu  verschaffen 
gesucht.  Dies  ist  jetzt  näher  zu  erörtern: 

Wir  werden  unten  (§  32  f.)  sehen,  wie  dem  Sächsischen 
Recht  der  Gedanke  einer  Verpflichtung  zur  Restitution  des 
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Frauenguts  in  Römischer  oder  heutiger  Weise  dergestalt,  dass 
(Ir  das  Verbrauchte.  Veräusserte,  Verlorne  etc.  ein  genau  abge- 
wogner Ersatz  zu  leisten  ist,  in  den  Fällen  fern  lag.  wo  das 
Einbringen  der  Frau  in  unvertretbaren  Sachen  bestand.  Das 
vereinigte  Gut  von  Mann  und  Frau  löst  sich  lediglich  nach 
dem  Stande  auf,  in  welchem  es  sich  grade  z.  Z.  der  Auflösung 
befindet;  ein  formell  und  genau  abgewogner  Ersatz  des  nicht 
mehr  Vorhandnen  findet  nicht  Statt.  Er  wird  auf  anderem 
Wege,  namentlich  durch  gewisse  erbrechtliche  Vortheile  der 
Wittwe  gewährt.  Ganz  dasselbe  gilt  nun  aber  auch  von  der 
Mitution  solcher  Objecte,  welche  schon  ihrer  Bestimmung 
nach  nicht  oder  in  der  Regel  nicht  in  natura  restituirbar 
sind.  Schon  der  Sachsenspiegel  gedenkt  nirgends  einer  Er- 
satzleistung in  genere  für  dieselben,  und  doch  wäre  eine  Er- 
wähnung einer  solchen  da  gewiss  zu  erwarten  gewesen,  wo 
er  darstellt,  was  die  Wittwe  aus  des  Mannes  Nachlass  zu  be- 
anspruchen hat ').  Nun  wird  man  zwar  annehmen  dürfen, 
da®  der  Sachsenspiegel  hei  den  einfachen,  ländlichen  Ver- 
hältnissen. die  er  vor  Augen  hatte,  keinen  Anlass  haben 
mochte,  an  Geld-  und  Kapital-Einbringen  der  Frau  zu  denken. 
Dagegen  bestand  auch  hier  das  Einbringen  der  Frau  sicher 
regelmässig  in  einer  Menge  von  Fungibilien,  wie  Früchten, 
Thieren,  Stoffen,  Kleidern.  Vorräthen  der  Küche  und  des 
Kellers  aller  Art.  Einen  directen  Werthersatz  für  solche 
kennt  der  Sachsenspiegel  offenbar  nicht,  und  in  welcher  Weise 
er  ihn  der  Wittwe  dennoch  im  Grossen  und  Ganzen  zu  ver- 
schaffen suchte,  ist  unschwer  abzusehen.  Der  Ersatz  lag  in 
dem  Rechte  der  Wittwe  auf  Mustheil,  Gerade,  ja  in  gewisser 
Weise  in  dem  Rechte  aus  dem  Morgengahevertrag. 

Auch  das  Weichbild  und  das  spätere  Landrecht  mochten 
»ich  bei  ihrem  gleichartigen  erbrechtlichen  System  mit  einem 
solchen  Ersatz  für  ähnliche  Consumptibilien  der  Frau  begnügen. 
Aber  jetzt  wurde,  zumal  in  den  Städten,  eine  Gattung  von 
Illaten  von  immer  grösserer  Bedeutung,  für  welche  das  alte 
Erbrechtssystem  gar  kein  Aequivalent  bot:  Geld-  und  Ka- 


>)  Ssp.  I,  20—22,  24. 
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pital-Einbringen.  Sollte  dieses  nun  der  Frau  mit  der  Illation 
definitiv  und  für  immer  verloren  gehen?  Das  hätte  doch  dem 
Grundgedanken  des  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts  wider- 
sprochen. Andrerseits  stand  mit  diesem  nach  seiner  bisherigen 
Ausbildung  aber  auch  eine  Restitution  t»i  getiere  im  Wider- 
spruch. Zu  ihr,  die  eine  formelle,  juristische  Verantwortlich- 
keit des  Mannes  für  seine  Verwaltung  während  der  ganzen 
Ehe,  irgend  welche  Rechnungslegung  uud  eine  Cognition  des 
Richters  darüber  involvirt  hätte,  konnte  man  sich  nicht  ent- 
schliessen,  und  inan  suchte  die  Abhülfe  daher  auch  jetzt  noch 
im  alten  Styl,  ja  selbst  zum  Theil  noch  mit  den  alten,  wenn 
auch  andern  gestalteten  Mitteln.  Man  nahm  die  Privatauto- 
nomie der  Ehegatten  zu  Hülfe,  und  diese  bot  einen  doppelten 
Ausweg.  Entweder  konnte  man  der  Frau  überhaupt  die 
Möglichkeit  eröffnen , die  Illatiou  von  Geld  und  Kapital  zu 
vermeiden  oder  die,  sich  im  Vertragswege  die  Erstattung  des 
Eingebrachten  zu  sichern.  So  that  man  denn  auch:  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  lllateu  an  Geld  und  Kapital  bildete 
sich  das  Institut  des  Einhandsguts  und  das  der  Vergabungen 
bei  Abschluss  der  Ehe  an  die  Frau  ( die  gelobte  Morgen- 
gabe) aus. 

So  geschah  es,  dass  im  jüngern  Landrecht,  namentlich  aber 
im  Weichbild  grade  die  gewöhnlichsten  und  werthvollsten 
Partien  des  eheweiblichen  Vermögens,  nämlich  haar  Geld  und 
dem  gleichstehend  Kapital  - Aussenstände . mit  der  Illation 
völlig  und  definitiv  in  das  Vermögen  des  Mannes  übergingen, 
dass  sie,  auch  wenn  sich  die  Ehe  durch  den  Tod  des  Mannes 
löste,  nie  wieder  an  die  Frau  zurückfielen,  und  ihr  ein  Ersatz 
dafür  nur  zukam,  wenn  er  ihr  im  Vertragswege  ausdrücklich 
zugesichert  wurde.  Für  Consumptibilien  andrer  Art  machte 
sich,  namentlich  als  Gerade  und  Mustheil  sich  umgestalteten, 
dieselbe  Anschauung  geltend.  Ja,  als  der  Vorbehalt  zu  Ein- 
handsgut ein  immer  gebräuchlicheres  Mittel  zur  Wahrung  des 
Eigenthums  der  Frau  wurde,  trat  in  der  Behandlung  dieser 
Frage  mehrfach  die  Neigung  hervor,  auch  bei  andern  Mobilien 
in  der  Illation  schon  die  Absicht,  auch  (Las  Eigenthum  an 
denselben  zu  Gunsten  des  Mannes  aufzugeben,  zu  präsumiren. 
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m der  Ulatiou  an  sieh  schon  eine  Vergabung  au  den  Manu 
zu  erblicken.  So  geschah  es,  dass  man,  obwohl  von  dem  alten 
und  ursprünglichen  Grundsatz  ausgehend  und  principiell  auch 
immer  an  demselben  festbalteud,  doch  mehr  und  mehr  dazu 
neigte,  die  von  der  Frau  inferirte  Fahrn  iss  überhaupt  als  von 
ihr  dem  Manne  definitiv  und  bleibend  zu  Eigenthum  über- 
tragen anzusehen.  Rücksichtlich  des  Gelds  und  Kapitals  ist 
diese  Anschauung  ganz  allgemein  durchgedrungen ; rücksichtlich 
der  übrigen  Mobilien  findet  sich  wenigstens  in  mancherlei 
Quellenzeugnissen  eine  Neigung  zu  dieser  Auffassung.  Man 
bum  aber  desshalb  nicht  sagen,  dass  man  sich  damit  in  Gegen- 
satz zu  der  alten  Grundanschauung  gestellt  habe,  sondern  man 
hat  diese  nur  eigenthümlieh  in  den  neuen  Verhältnissen  ausge- 
bildet und  entwickelt,  und  zwar  zum  Theil  noch  in  denselben 
Quellen,  welche  in  andern  Aussprüchen,  wie  wir  gesehen  haben, 
an  dem  ursprünglichen  Prineip  festhalten. 

Wir  haben  nun  das  eben  Gesagte  aus  den  (Quellen  zu  be- 
legen, wobei  sich  zeigen  wird,  wie  sich  die  Entwickelung  ent- 
schieden an  das  Geldeinbringen  der  Frau  anknüpft. 

Am  klarsten  tritt  die  ganze  Anschauung  und  namentlich 
der  Zusammenhang  mit  den  Instituten  des  Einhandsguts  und 
der  Vergabungen  aus  einem  Schöffenspruch  hervor,  der  nicht 
dem  Stadtrechte,  sondern  dem  spätem  Landrechte  angehört, 
aber  noch  so  vollständig  auf  dem  alten  Systeme  beruht,  dass 
seinem  Zeugniss  die  Beweiskraft  nicht  abgeht.  Er  findet  sich 
ün  Anhang  zum  Weichbild  ed.  v.  Zobel,  fol.  1'2!)  f.  und  be- 
handelt den  Fall,  wo  nach  dem  Tode  zweier  Grafen  die  liechte 
der  Wittwen  gegenüber  den  Erben  der  Verstorbnen  dargestellt 
werden.  Nachdem  den  Wittwen  ihre  erbrechtlichen  Vortheile 
in  der  bekannten  Weise  zugesprochen  worden . wird  fortge- 
fahren : 

„ Aber  das  bereite  gelt  *),  das  die  frawen  zu  iren  horru 
und  mennern  — — bracht  haben,  wie  sie  das  an- 
kommen ist,  das  ist  ihrer  herrn  und  menner 

*)  (1.  i.  haaren  Geld  opp.  Kapitalfordertmg:  Syst.  Seli.-K.  III.  2.  SM; 
IV,  1,  8.  14  u.  a. 

Afrlcola,  Oewere  t.  r.  V.  lö 


Digitized  by  Google 


226 


Geld  und  Kapital  der  Frau  in  der  G.  t.  r.  V. 


worden  und  mögen  das  weder  zu  Gerade.  Morgengabe 
oder  Musstheil  nicht  geziehen,  noch  das  jetzunt  nach 
tode  ihrer  herrn  den  erben  Vorbehalten,  sondern  alles 
bereite  gelt,  das  ewer  Vettern  gottseelige  jetzundt  und 
nach  ihrem  Tode  nach  sich  gelassen  haben,  das  volget 
ihren  gelassen  leibeserben  billich  — Es  were  denn,  das 
die  frawen  beweisen  könnten,  das  ihre  herren  ihnen  das 
nach  ihrem  tode  zu  voraus  zu  haben  gegeben 
hetten,  oder  so  sie  solch  gelt  von  geschenk  oder  gäbe 
halben  oder  andern  ankomen  were.  das  sie  das  aus  gunst 
ihrer  herrn  vor  ihr  eigen  gelt,  vor  sich  in  ihren 
geweren  gehabt  und  hehalten  hetten  — — als 
denn  so  behalten  sie  dasselbige  bereite  gelt  nach  tode 
ihrer  herrn  von  ihren  gelassen  leibeserben  un verhindert 
billich.  “ 

Das  baare  Geld  wird  also  durch  das  Einbringen  sofort  Eigen- 
thum des  Ehemanns  und  verbleibt  auch  bei  dessen  früherem 
Tode  seinen  Erben , es  sei  denn  den  Weibern  durch  besondre 
Vergabung  zugesichert  oder  gleich  anfangs  als  Einhandsgut 
Vorbehalten  geblieben. 

Ganz  dieselbe  Auffassung  erhellt  aber  auch  aus  mancherlei 
land-  und  stadtrechtlicheu,  unsrer  Periode  angehörigen  Quellen- 
zeugnissen. So  entscheiden  die  Schöffen  rücksichtlich  eines 
Kapital-Aussenstands  in  dem  landrechtlichen  Schöffenspruch  bei 
W AssERSt'm.EHEN.  S.  208,  cap.  06,  Abs.  2: 

„ — was  graf  otto  ym  (dem  Schuldner  seiner  Ehe- 
frau) — abemanet,  das  endarff  her  von  agniszen  seyner 
hausfrawen  wegin  nicht  vorburgin  adir  an  legin,  das  is 
erin  erbin  blebe.  Sintdemmal  das  is  bereyt 
geld  ist,  das  her  irvordirt.  Sundir  was  her  des  yn 
seyne  gewere  irkrigen  kan.  do  mag  her  mete  thun, 
was  her  wil.“ 

Eben  so  bestimmt  bezeugt  den  Satz  ein  Schöffenurtheil 
in  der  Thomer  Handschrift  der  Magdeburger  Fragen  3)  für 
das  Weichbild: 


3)  Thomer  Hdschr.  29  bei  Bbhrknd,  Magdeburger  Fr..  8.  238  f. 
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Auch  spricht  dy  frawe,  das  sy  geld  habe  czu  erem 
manne  brocht,  des  glewbit  ir  der  kynder  Vormunde  nicht, 
ap  nu  dy  frawe  gelt  myt  eyden  behalden  sulle,  ader 
was  recht  sey.  Hir  off  spreche  wir  scheppen  czu 
Meydeburg  eyn  recht:  Was  dy  frawe  gerey  tis  geldis 
czu  erem  manne  brochte,  das  bedarff  man  ir 
nicht  wedir  geben,  wenne  das  geld  was  seyn, 
do  her  is  in  seyne  gewere  brochte  und  war  man 
« von  rechtis  Meydeburgischem  rechte,  r.  w.“ 

Ferner  die  Breslauer  Willkür  v.  1432: 

„Was.[die  Frau]  an  bereitem  gelde  zu  im  brocht, 
das  her  in  gewalt  und  gewer  gehabt  und  zu  im  brocht 
hette,  das  were  nu  sein  wurden.  Wurde  das  denne 
von  den  schuldigem  bei  im  mit  rechte  unde  gerichte 
begriffen  das  muste  sie  emperen  und  vorliesen  *).  “ 

Id  einem  andern  Falle  s) , wo  sich  zwei  Eheleute  mit  ihrem 
ganzen  Hab  und  Gut  von  Todeswegen  begabt  haben,  die  Frau 
aber  auch  baares  Geld  infevirt  hat,  fechten  des  Mannes  Erben 
die  Vergabung  an,  beanspruchen  abeT  doch  mit  dem  Nachlass 
das  von  der  Frau  eingebrachte  Geld  „des  mannes  gut,  das 
her  au  varender  habe  und  an  gereitem  gelde  gelassen  hat“. 
Die  Wittwe  ihrerseits  schreibt  sich  auch  offenbar  an  sich  kein 
Recht  auf  dieses  Geld  zu,  sondern  verficht  zunächst  die  Gül- 
tigkeit der  Vergabung  und  meint  nur,  wenn  diese  ungültig 
sein  sollte,  müsste  ihr  do<-.h  wenigstens  das  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  Vergabung  inferiite  (nicht  vorbehaltne)  Geld  wieder 
werden.  Ihr  Vormund  fragt: 

„ob  die  frawe  nicht  billicher  bleybe  bey  der  gäbe 

adir  ir  geld,  das  sie  czu  ym  brocht  hat,  billicher  wedir 
werde,  wenne  das  sie  blos  do  von  scheydeu  sulle?“ 

Die  letztere.  Frage  bleibt  aber  unbeantwortet,  weil  die 
Schöffen  die  etstere  bejahen.  Wie  hier  nur  die  Vergabung, 
so  sichert  in  folgendem  Falle  nur  der  Vorbehalt  zu  Einhands- 


M Abgedr.  bei  Wkndroth.  De  Instit.  juris  'total.  Saxonico -Vratis 
Uviensiw,  p.  10  sq. 

6)  Schspr.  bei  Wassbkschi.kbks,  S.  143  £.,  eap.  10. 
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gut  der  Wittwe  ihr  Geld  B).  Eine  Fleischbank  wird  ihr  zu- 
n nd  des  Mannes  Erben  abgesprochen 

„noch  dem  male  das  das  gelt,  do  die  bangk  umb  ge- 
kouft't  ist  (die  Frau  hatte  es  geerbt,  aber  nicht  inferirt) 
noch  die  bangk  yn  seynes  vater  (des  Ehemanns)  gewere 
ny  komen  ist“. 

Die  niatiou  des  Geldes  wird  aber  nicht  angenommen,  weil 
die  Frau  geschworen  hat,  dass  sie  „die  banck  mit  eres 
todin  wirtis  pfennyngen  nicht  gecouft  habe“.  Das  inferirte 
Geld  ist  als  solches  Geld  des  Mannes.  So  machen  wieder  in 
einem  andern  Falle  7)  des  Mannes  Erben,  ohne  hieriu  Wider- 
spruch zu  erfahren,  auf  das  Geld  Anspruch,  welches  aus  dem 
Gute  der  Frau  vom  Manne  gelöst  ist: 

„Die  varnde  habe  was  unszirs  vatirs,  do  her  die  yn 
zeyne  were  nam  — “ 

Durch  alle  diese  Stellen  zieht  sich  also  die  Anschauung 
durch,  dass  mit  der  Illation  das  Eigenthum  an  dem  Gelde 
und  an  dem  Kapitale  der  Frau  aufhört.  Hielt  man  jedoch 
au  der  allgemeinen  Rechtsansicht  fest,  so  konnte  dies  doch 
nur  angenommen  werden,  wo  die  Identität  der  Species  nicht 
mehr  anzunebmen  oder  nachzuweisen  war.  Wo  dagegen  dies 
der  Fall,  da  lag  auch  kein  Grund  vor,  der  Frau  das  Eigenthum 
abzusprechen.  In  diesem  Sinne  geschieht  es.  dass  ein  Wittwer 
einmal 8)  erklärt: 

„wenn  her  das  gelt  noch  yrem  tode  yn  eyner  ladin 
fundin  had  und  weisz  nicht,  ob  is  syn  adir  ir  ge- 
west sey“, 

ohne  dass  von  Einhandsgut  die  Hede  sein  kann,  da  das  Geld 
dem  Manne  doch  kraft  seines  Mobiliarrecbts  zugesprochen 
wird.  Er  erhält  es  aber  hier  erst  kraft  dieses  letztem  („das 
gereith  geld  — — had  — di  frawe  uff  irem  elichin  man  ge- 
erbit),  nicht  kraft  seines  Eigenthums.  Einen  sdlcheti  Fall  mag 


B)  Scbspr.  bei  Wakkkkhchi.kbkn,  S.  140  f.,  cap.  12. 

7)  Sehspr.  bei  Böhms.,  S.  132,  t,  uiul  bei  Wahsk.khchi.khkn  , S.  97, 
cap.  158. 

8)  Scbspr.  bei  Wasss.hschi.ebks,  S,  34ß,  cap.  194. 
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auch  der  der  Glosse  z.  Wchb. , Art.  22  9)  inserirte  Schöffen- 
spruch vor  Augen  haben,  wo  von  dem  Beweis  des  Geldein- 
bringens einer  Frau  gehandelt,  jedoch  über  die  Rückgabe  nur 
für  den  Fall  entschieden  wird,  dass  dieselbe  ausdrücklich 
vom  Manne  gelobt  worden  war. 

Die  Ulation  involvirte  mithin  als  solche,  und  solange 
die  species  erkennbar  blieb,  selbst  beim  Gelde  noch  nicht  die 
Aufgabe  des  Eigenthums.  Da  sie  aber  dem  Effecte  nach 
dieselbe  gewöhnlich  herbeiführte  und  es  immer  üblicher 
wurde,  diesen  Effect  dadurch  auszusch Hessen , dass  die  Frau 
Einhandsgut  vorbehielt,  so  neigte  man  sich  mehr  und  mehr 
dahin,  in  dem  Einbringen  ohne  Weiteres  eine  Aufgabe  des 
Eigenthums  zu  Gunsten  des  Ehemanns  zu  erblicken.  Was 
aber  von  Geld  angenommen  wurde,  musste  unbedenklich  auch 
von  andern  rasch  verbrauchbaren  Sachen  gelten.  Ja,  da 
im  Verhältniss  zur  Dauer  einer  Ehe  die  meisten  Mobilien  in 
jene  Kategorie  fielen  und  nur  im  Falle  sie  die  Ehe  über- 
dauerten, das  Eigenthum  der  Frau  möglicher  Weise  wieder 
rechtlich  wirksam  werden  kounte,  so  lag  es  nahe  genug, 
bezüglich  der  ganzen  Fahrniss  schon  in  der  Illation  eine  Gabe 
der  Frau  an  den  Mann  zu  erblicken,  oder  wenigstens  je  nach 
den  Umständen  zu  präsumiren,  und  den  Eheleuten  zu  über- 
lassen . den  Verlust  der  Frau  eventuell  durch  eine  Ver- 
gabung Seitens  des  Mannes  zu  decken,  die  dann  entweder  auch 
den  Fall  mit  umfasste,  wo  der  Mann  die  Frau  überlebte  10), 
oder  blos  den  Rückfall  an  die  Frau  vorbehielt,  wenn  sie  die 
Ueberlebende  war  n).  Fast  überall  aber,  wo  man  diese  An- 
schauung zur  Geltung  brachte,  wird  grade  G e 1 d als  der  Haupt- 
theil  des  Einbringens  hervorgehoben,  zum  Zeugniss  dafür,  auf 
welchem  Wege  man  zu  jeuer  Auffassung  gelangte,  und  über- 
all tritt  mehr  oder  minder  deutlich  hervor,  dass  man  dem 
Manne  das  Eigenthum  nur  um  desswillen  beilegte,  weil  man 


9)  bei  v.  Danhses,  S.  279,  so — u. 

>0)  Ein  Beispiel  dieser  Art  liefert  das  Gloganer  R..  cap.  73. 

Magdeb.  Fr.  I,  11,  4;  I,  12,  5 = Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  151, 
Abs.  2;  vgl.  nnten  § 53  zu  Anm.  6. 


Digitized  by  Google 


230 


Andere  Fahrnis«  der  Frau  in  der  G.  z.  r>  V. 


annahm,  dass  die  Frau  es  ihm  habe  übertragen  wollen,  man 
also  schon  in  der  Illation  eine  Vergabung  erblickte. 

So  erkennen  die  Schöffen : 

„Wasdy  frawe  gerevthis  geldis  und  gutis  czu 
erem  manne  brochte,  das  darf  man  ir  nicht  wedirgeben. 
wenn  das  geld  was  seyn.  do  her  is  yn  seyne 
gewere  nara,“  12) 

Es  kann  zweifelhaft  sein,  ob  nicht  auch  hier  blos  noch 
von  Geld  und  dergleichen  Fungibilien  die  Rede  ist;  unzweifel- 
haft ist  aber,  dass  man  nicht  an  eine  ausdrückliche  Vergabung 
zu  denken  hat,  sondern  das  Einbringen  in  des  Mannes  Gewere 
schon  den  Uebergang  des  Eigenthums  begründete  IS).  Die 
Illation  schien  bei  Geld  und  dergleichen  ohne  die  Absicht  der 
Hin-  und  Aufgabe  gar  nicht  möglich,  sie  involvirte  diese  that- 
sächlich.  Deutlicher  tritt  der  Zusammenhang  jener  mit  der 
Vergabung  in  einem,  offenbar  dieselbe  Bestimmung  enthal- 
tenden, aber  allgemeiner  gefassten  Schöffenspruche  14)  hervor : 
„Brengit  eine  frawe  g e 1 1 ader  varende  habe  czu 
erem  wirte  unde  gibt  is  ime  under  sine  hende 
unde  in  sine  gewere.  der  man  sterbe  adir  blibe 
lebinde  und  habe  die  frawe  nicht  begobit,  das  gelt  ader 
vamde  habe  mag  die  frawe  adir  ire  geerbin  nicht 
wedir  gevordim  noch  irvolgen." 

Auch  hier  ist  nur  von  Illation  im  Gegensatz  zum  Vor- 
behalt zu  Einhandsgut.  nicht  von  einem  besondern  Ver- 
gabungsgeschäft die  Rede  1Ä).  Dass  man  aber  in  jener  eine 
thatsächliche  Vergabung  sah.  das  ergiebt  sich  aus  der 
Fassung  dieses  Schöffenspruchs  in  anderen  Sammlungen,  wo 
Illation  und  Vergabung  ganz  vermengt  werden  ,6): 

„Was  eyne  vrauwe  ervm  wirte  gebit,  daz  ist  syn.  • 
Blibit  dy  vrauwe  unbegobit,  der  man  sterbe  adir  lebe, 

1J)  Böion:,  S.  141,  4. 

1S)  Bei  dieser  Stelle  scheint  dies  auch  Kraut  II,  S.  457  anzunehmen. 

u)  Böhme  VI.  S 90,  s. 

l5)  Die  Worte:  „gibt  is  im  under  si  ne  hende  u nd  in  sine  g e. 
were“,  lassen  dies  nicht  bezweifeln.  A.  M.  ist  Kraut  II,  S.  457. 

*6)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  18;  Kulm  IV,  18. 
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di  vrauwe  noch  ere  geerbin  habin  an  deme  gute  nicht: 
8)'  inogin  ouch  daz  gelt  noch  varnde  habe,  daz  dy  vrauwe 
czu  erym  wirte  brocht  und  gegebin  hatte,  nicht 
wedir  irvolgin.“ 

Hier  ist  allerdings  von  einem  „Geben “ die  Hede,  aber 
v ganz  synonym  mit  dem  „Bringen,  Einbringen“,  dieses  wird 
eben  an  sich  schon  als  ein  „Geben“  als  eine  Eigenthums- 
Sbertragung  gedeutet  17),  während  in  der  Fassung  bei  Böhme 
lediglich  vom  Einbringen  die  Rede  ist J8).  In  ähnlicher  Weise 
fliesst  Illation  und  Vergabung  in  einem  Bechtsfall  zusammen  19), 
»»  ein  Sohn  dagegen  protestirt,  dass  seine  Mutter 

„das  gelt  (hier  übrigens  kein  baares  Geld,  sondern 
eine  Schuldverschreibung)  yrem  manne  (seinem  Stief- 
vater) ader  ymande  gebin  weide,  das  si  das  nicht  salde 
gestaden,  her  weide  du  wedir  reden“, 
während  der  Ehemann  dieses  „Geben“  sichtlich  als  blose 
Illation  versteht,  wenn  er  dagegen  geltend  macht: 

„en  deuchte,  seyn  weip  mochte  nicht  geczweyt  gut 
mit  ym  gehabin“. 

Aebnlich  in  einer  bei  Wendkoth90)  abgedruckten  Bres- 
lauer Inscription: 

Frowe  Agnite hat  bekant,  daz  se  czu 

dem  vorgenanten  L.  nichts  nicht  bracht  habe  und 
hah  im  dez  erin  ouch  nichtis  nicht  gegebin,  und 
wolle  ym  ouch  nicht  ge  bin,  sunder  waz  se  habe,  daz 
wolle  se  tun  wo  se  hin  wille  und  gebin  wem  se  wil.“ 
Bisweilen  tritt  aber  auch  nur  noch  der  Act  der  Illation 
hervor  wie  in  einem  Magdeb.  Sch.-U.  v.  1466  21): 

■‘J  Diesen  Sinn  bat  der  Satz : „ daz  ist  syn  vgl.  Albrkcht,  Gewere. 
Amu.  745. 

So  ist  auch  Aberall  da,  wo  eine  Mitgift  an  Geld  gelobt  und  vom 
Manne  Ersatz  versprochen  wurde,  also  gewiss  Eigenthum  übergehen  sollte, 
doch  immer  auch  nur  von  Mitgeben  und  Einbringen  die  Bede;  vgl.  Schspr. 
bei  Wassbkschlebkn,  S.  168,  cap.  35;  S.  269,  cap.  131  Abs  2;  S.  288. 
eap.  154.  Glogauer  Hechts-Huch,  cap.  73. 

>9;  bei  W assrrkc  rlrbrn,  S.  147,  cap.  13. 

De  inst,  jur  dot.  Sazo-Vratislaviensis,  p.  10,  No.  2. 

*')  bei  Wkndboth  a.  a.  0.,  S.  11. 
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„Was  frowe  M.  — — an  Bereitschaft  und  farndeni 
gute  zcu  demselben  (ihrem  Manne)  gebracht  und  euch 
sust  an  farndem  gute,  das  czu  gerade  nicht  enhoret, 
gehabit  had,  dy  was  alles  desselben  P.,  ores  elichen 
mannes.  “ 

Am  allgemeinsten  drückt  sich  aber  über  das  Rechtsver- 
hältniss  ein  Schöft'enspruch  bei  W a sserschleben  **)  dahin 
aus: 

„Welch  gut  und  varude  habe,  das  dy  frawe  zcu  erem 
manne  brechte,  das  ir  was,  das  was  des  mannes  und 
das  her  brochte  uff  seyne  erbin;  was  sie  aber  stende 
erbe  hette,  das  ir  angeerbit  wer,  das  machte  sy  nicht 
dem  manne  gegebin  aue  ir  kinder  wille;  hat  sie  deune 
zo  gethanis  gutis  icht  gegebin  — 

Hier  scheint  es  fast,  als  ob  principiell  der  Mann  als  Eigen- 
thümer  der  von  der  Frau  eingebraehten  Fahrniss  angesehen 
würde.  Dennoch  ist  dies  auch  hier  entschieden  nicht  der  Fall. 
Vielmehr  wird  auch  hier  nur  die  [Ration  der  Absicht  der 
Frau  nach  als  Eigenthumsübertragung  gedeutet,  wie  nicht  nur 
die  üeberschrift  („Was  ein  wieb  irein  manne  geh  in  mag“)  und 
der  nachher  für  das  Erbeigen  gebrauchte  Ausdruck,  sondern 
auch  namentlich  der  Umstand  ausweist,  dass  tler  Satz  sichtlich 
nicht  blos  auf  Fall  miss,  sondern  auch  auf  Grundstücke  (excl. 
Erbeigen)  bezogen  wird,  welche  doch  niemals  durch  die 
Illation  als  solche  Eigenthum  des  Mannes  werden  iS). 

Als  Resultat  stellt  sich  sonach  Folgendes  heraus:  Auch 
das  spätere  gemeine  Landrecht  und  das  Weichbild  hält  prin- 
cipiell an  dem  Fundamentalsatz  des  Sachsenspiegels  fest,  dass 
der  Ehemann  auch  an  dem  fahrenden  Gut  der  Frau  damit 
nicht  Eigenthum  gewinnt,  dass  er  es  in  seine  Gewere  zu 

*»)  8.  244,  cap.  98. 

23)  Dagegen  ist  das  Sch. -Urth.  aus  d.  Cod.  Lips.  945c,  fol.  41  bei 
v.  Martitz,  S.  256  (vgl.  S.  265  f.) : „Wat  de  — man  van  varende  have, 
dat  to  der  rade  nicht  cn  hört,  in  sine  gewere  genauicn  heft  bi  eremc 
levende,  dat  is  sine;  unde  sine  stefkindere  hebben  dar  to  nicht  recht — “ 
nur  auf  die  Verhältnisse  nach  der  Frau  Tode  und  des  Mannes  Mobiliar- 
recht zu  beziehen. 
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rechter  Vormundschaft  nimmt.  Nur  dann  geht  Eigentum 
über,  wenn  die  Frau  ihm  Eigenthum  übertragen  will.  Sie 
kann  aber  die  Abtretung  desselben  bei  gewissen  Gattungen 
von  Sachen  nicht  vermeiden,  wenn  sie  nicht  das  Einbringen 
selbst,  vermeidet,  — namentlich  bei  Geld  und  Kapital,  und 
ähnlich  auch  bei  den  gewöhnlichen  Consumptibilien  der  Haus- 
wirtschaft. Es  zeigt  sich  aber  überhaupt  die  Neigung,  die 
Absicht  der  Pligentbumsabtretung  schon  in  dem  Acte  der 
Illatiou  vorauszusetzen,  je  gewöhnlicher  es  wurde  die  letztere 
durch  Einhandsgut  auszusebliessen.  Wenn  es  aber  auch  so 
»ch  manchen  Quellenzeugnissen  den  Schein  gewinnt,  als  ob 
man  überhaupt  den  Mann  als  Eigentümer  der  von  der  Frau 
nicht  zu  Einhandsgut  besonders  Vorbehalten  P’ahrniss  ange- 
sehen habe,  und  diese  unter  keinen  Umständen  wieder  an  die 
Frau  zurückfallen  könne  -'4),  so  ist  dies  doch  principiell  ge- 
nommen nicht  richtig,  sondern  beruht  eben  nur  auf  der  Inter- 
pretation der  Willensmeinung  der  Eheleute  und  vielleicht  mehr 
und  mehr  auf  einer  Präsumption  für  den  üebergang  des 
Eigentums  -5). 


Auch  die  Pöi,ma.n.\ 'scheu  Distinct.  1,  9,  1 scheinen  von  einer 
solchen  Voraussetzung  auszugehen,  wenn  sie  die  Wittwe  nur  ihre  eingc- 
braoliten  Grundstöcke  und  ihre  Gerade  zuriiekuehmen  lassem 

S51  Schon  Fi ssi. hi:  (De  Oblig.  uxor..  p.  28)  scheint  die  obige  Ansicht 
von  der  Sache  zu  haben,  während  Albkecht  sich  grade  durch  mehrere 
der  oben  mitgetheilten  Schöftenspriiche  zu  seiner  principiell  entgegenge- 
setzten Lehre  hat  bestimmen  lassen.  Namentlich  wurzelt  aber  in  .der 
verschieden  gefärbten  Deutung  der  obigen  Stellen  der  Gegensatz  der  Auf- 
fassung dieses  Punktes,  in  welchem  ich  mich  mit  Mautitz  befinde; 
vgl.  § 17  g.  E. 
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III.  Kapitel. 

§ 23. 

Die  negativen  Wirkungen  der  (lewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

iDispositionsbeschränkungen  der  Frau.) 

Hat  der  Mann  das  Recht  seine  Frau  in  ihrer  ganzen 
verraögensreehtlichen  Stellung  zu  vertreten,  namentlich  also 
im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  alle  ihre  Rechte  selb- 
ständig auszuüben . so  hat  dies  zunächst  zur  unmittelbaren 
Folge,  ja  ist  im  Grunde  nur  die  negative  Seite  desselben 
Satzes,  dass  er  die  Frau  von  j eder  einseitigen,  selb- 
ständigen Ausübung  aller  ihrer  Vermögensrechte 
ausschliesst.  Soweit  es  sich  nun  nur  darum  handelt,  dieses 
Recht  der  Frau  selbst  gegenüber  durchzusetzen,  nament- 
lich also  Anmaassuugen  derselben  bei  der  Ordnung  und  Ver- 
waltung des  Frauenguts,  bei  den  natürlichen  Dispositionen  über 
dasselbe,  bei  seiner  Verwerthung  und  Benutzung  auszuschliessen, 
so  wird  dies  durch  die  dem  Manne  von  Rechtswegen  in  der 
Form  der  Vormundschaft  zukommende  Familiengewalt  und  Haus- 
herrschaft gewährleistet,  welcher,  wie  wir  gesehen  haben,  eine 
allgemeine  und  unbedingte  Gehorsamspflicht  der  Frau  ent- 
spricht. Zur  Geltendmachung  derselben  genügte  wohl  immer 
die  natürliche  Uebermaeht  des  Mannes,  und  namentlich  in 
älterer  Zeit  hätte  es  gewiss  der  Deutschen  Auffassung  von 
Haus  und  Familie  widersprochen . zur  Aulrechthaltung  der 
ehemännlichen  Autorität  innerhalb  des  Hauses  richterliche 
Hülfe  in  Anspruch  zu  nehmen.  Particularrechtlich  wird  der 
Möglichkeit  indessen  doch  gedacht  l>- 

')  Soester  Aude  Schrae  9Ü.  100:  „Dyssc  Stucke  unde  dysse  Säte, 
dey  hir  na  gescriven  atayt,  dey  boret  demc  Rayde  tho  richtene:  Tho  dem 
yreten.  VVat  Sake  vellet  tusachen  Manne  nnde  Wyev,  Vader 
unde  Kinde,  Mader  und  Kinde,  Stinte ren  und  Bröderen"  vgl.  130.  Pad- 
berger  Statut  v.  ll'SO,  8 17  bei  Gksqleb,  Stadtrechte,  S.  341:  „Si  in 
domo  uniu«  eivis  ab  uxore  ipaius  vel  pueris  aliquid  aubtrahitur  hoc  inter 
se  consulea  judicabunt.“ 
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Anders  steht  es  um  die  Geltendmachung  der  ehemännlichen 
Bechte  Dritten  gegenüber,  d.  h.  um  Ausschliessung  der 
juristischen  Dispositionen  der  Frau  im  Verkehr  mit  andern 
Personen.  Hier  gestaltet  sich  die  Gewalt  des  Ehemannes  über 
seine  an  sich  rechts-  und  handlungsfähige  Frau  zu  dem  Rechte 
aus,  all*  und  jede  einseitige  Disposition  derselben  über  ihr 
Vermögen  auch  Dritten  gegenüber  insoweit  unwirksam  zu 
machen,  dass  sie  seinen  eignen  Dispositions-  und  Nutzungs- 
rechten keinen  Eintrag  thut.  Concreter  gefasst:  der  Mann  ist 
befugt,  einseitige  Dispositionen  der  Frau  über  ihr  Vermögen, 
namentlich  Veräusserungen  irgendwelcher  Art.  obwohl  sie  an 
ach  zu  Recht  bestehen  und  ohne  seinen  Einspruch  auch  rechts- 
beständig bleiben,  doch,  wenn  er  will,  Dritten  gegenüber  zu 
revociren  und  wirkungslos  zu  machen  — Wir  haben  dieses 
im  ganzen  Sächsischen  Rechtsgebiet  anerkannte  Recht#  des 
Mannes,  die  Folgen  seiner  Geltendmachung  und  die  geringen 
exceptionellen  Beschränkungen  desselben  nunmehr  quellen- 
mässig  zu  begründen  und  näher  zu  bestimmen. 

Das  Recht  des  Ehemanns,  wie  wir  es  eben  bezeichnet 
haben , wird  im  Allgemeinen  in  allen  Quellen , auch  den 
meisten  particularrechtlichen.  ausdrücklich  bezeugt,  und  zwar 
für  alle  Arten  von  Besitz-  und  obligatorischen  Rechten  und 
für  alle  Arten  von  Dispositionen,  mögen  sie  die  Substanz  der 
Sache  betreffen  oder  nicht,  mag  es  sich  um  völlige  oder  um 
partielle  Veräusserungen  handeln,  mag  eine  Schuldübernahtne 
oder  ein  Schuldbekenntniss  in  Rede  sein,  oder  die  Disposition 
in  der  prozessualischen  Geltendmachung  liegen  s).  Das  Recht 


1 *)  v.  Martitz.  S.  133  f. 

a)  Ssp.  I,  31,  1 a.  E.  „ Wit  nc  mach  ok  ires  gudes  nicht  vergeven 
ane  ires  manne«  willen,  >lat  he't  dur  recht  dulden  durve.“  Aehnlich  Vertn. 
S*p.  I,  20,  lß.  Eisenacher  R.-Buch  1,  41.  — S»p.  I.  45,  2:  „En  wif 
ne  mach  ok  ane  irs  manne»  gelof  nicht  ires  gnde»  vergeven , noch  egen 
»erkopen,  noch  liftucht  Opiaten,  durch  dat  be  mit  ir  in  den  geweren  sit." 
Berliner  Rechtst,  bei  Fiwcin  1.  8.  143.  Riginch  Riddcrr.,  cap.  42.  Verm. 
S*j>.  I,  47,  3:  „Eyn  wip  mag  an  ore»  manne»  willen  lipczucht  noch  zins- 
gud  nicht  gelassen  noch  vorkununem  «under  libes  nocL“  Goslar'sches 
Stadtr.,  S.  28,  m f.  Verm.  Ssp.  I,  47, 1 : „ Eyn  wip  mag  ane  eines  mannes 
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steht  dem  Manne  sonach  im  weitesten  Umfange  zu.  und  nur 
in  zwei  Beziehungen  bedarf  letzterer  noch  der  nähern  Be- 
stimmung. Dass  Verzichte  auf  erworbene  Rechte  mit  zu  den 
einseitig  nicht  zulässigen  Veräusserungen  gehören,  versteht 
sich  von  selbst.  Die  Frau  wird  also  namentlich  nicht  ohne 
des  Mannes  Consens  auf  ihr  Revocationsrecht  verzichten  können, 
das  ihr  als  nächster  Erbin  gegen  Veräusserung  von  Grund- 
stücken, namentlich  Erbeigen  zusteht.  In  der  That  findet  sich 
in  solchen  Verzichtsurkunden  regelmässig  der  Consens  des  Ehe- 
manns mit  erwähnt  •'*).  Zweifelhaft  aber  bleibt,  ob  auch  Ver- 


willen  nicht  verkauften  noch  vorwillekom , dywilc  her  or  ore  notdorft 
gibt.“  Goslar’sches  Stadtr..  S.  78,  1 f.  „Wel  en  wif  klaghcn . de  enne 
echten  man  heft,  der  ne  darf  men  nicht  antwarden.  se  ne  vorwisaenc  dat 
menfdes  van  deme  manne  los  si.“  — System.  Sch. -Recht  IV,  1,9 
(Kulm  IV,  9)  = Schspr.  bei  Böhmk  VI.  97,  «:  „Keyne  vrauwe  mag 
obir  gut,  da/,  zc  czu  erym  manne  brocht  hatte,  Vormunde  kysin  noch 
enmag  des  nicht  vorgebin  wedir  eri«  elichin  maunis  wille.  “ Schspr.  bei 
Böhmk  a.  a.  0.,  S.  152,  s = bei  Washkrsitilkben  , S.  104,  cap.  203: 
„hat  die  frawe  icht  gereytia  gutis  adir  vamde  habe  von  ir  geantwort 
aws  des  mannes  were,  das  sal  durch  recht  machtlos  seyn“.  Vergl.  den 
Kall  eliend.  S.  99.  cap.  108.  wo  der  Fra«  das  Recht  einseitiger  Ver- 
miethung  eines  Hauses  indirect  abgesprochen  wird.  Glogaucr  Reehtsb., 
cap.  95.  97.  Eisenacher  Gcriclitsläufte  51:  ..  Eine  ygliohe  franw,  die  da 
sizet  mit  yrem  elichen  manne,  die  frauwc  magk  nichts  vergeben  noch 
verloben  ane  vres  mannes  willen,  das  yn  schaden  möge.  “ Prager  Reehtsb., 
cap.  119  (bei  Rösi.kk,  8.  70,  drittletzter  Alw.):  „Auch  bekennet  sie  ymandes 
vor  gericht  der  schult,  die  selbe  bek«ntnus  sol  dem  manm-,  dem  sie 
sein  (d.  i.  in  seiner  Gcwere  befindliches)  gut  nicht  vorgclmi  mag,  un- 
schedelieh will  an  seinem  rechte.“  Brünner  Schoffcnb.,  cap.  277.  Gothai- 
sches  Stadtr.  bei  Puküoi.ot,  Reehtsb.  XI,  87:  „Keyne  frawe  magk  vor- 
geben nach  furburgzcogen  mehr  danne  5 Schillinge  wyder  ires  wyrtes 
wyllen.  Sye  magk  auch  irem  wyrthc  nicht  mehr  vorwyrcken  danne  5 
Schillinge“,  u.  s.  w.  Die  von  v.  Mautitz,  S.  290,  Anm.  24  citirten  Stellen 
sprechen  meist  nur  von  Vergabungen  auf  dem  Siechbctt. 

*)  Vgl.  z.  B.  die  zahlreichen  Urkunden  l*ei  Hai.tals  s.  v.  „ Erbgut ", 
fol.  362.  363.  365.  367.  368,  ferner  die  bei  v.  Svihjw,  Erbrecht,  S.  207, 
Anm.  622  anfgefiihrten  und  unter  diesen  namentlich  folgende  Urkunde 
von  1095:  „ Bcrlindis  tradidit  omne  Selegud,  quod  illic  hereditario  jure 
possidebat.  Haec  pactio,  licet  filiis  collaudantibus , non  tarnen  satis 
firma  putabatur,  donec  gener  quoque  ipsius  — — venirct 
et  annueret.“ 
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zichte  auf  erst  zu  erwerbende  Reehte,  namentlich  Ausschlagung 
von  Erbschaften  Seitens  der  Ehefrauen  der  ehemännlichen 
Genehmigung  bedurften.  Es  ist  dies  anzunehmen,  wenn  man 
mit  Kraut  *)  berechtigt  ist,  in  der  Bestimmung  des  Gos- 
lar’schen  Rechts5): 

„En  vrowe  ne  mach  ir  erve  noch  ervegut  noch  ere 
liftucht  noch  ire  anwardinghe  nicht  laten  ane  eres 
echten  mannes  willen  “ 

unter  „Anwartung“  ein  noch  nicht  deferirtes,  vielmehr  nur 
erwartetes  Erbrecht  zu  verstehen.  Obwohl  das  Wort  aber  diese 
Bedeutung  haben  kann  6) , so  kann  es  doch  auch  von  einem 
Weits  begründeten  und  nur  noch  nicht  wirksamen  Recht  ver- 
standen werden,  und  scheint  hier  am  natürlichsten  sich  auf  den 
im  Goslar’schen  System  besonders  häufigen  Fall  zu  beziehen, 
da  eine  Frau  ein  noch  durch  die  Leibzucht  der  Mutter  be- 
schränktes Eigenthum,  eine  ntida  proprietas  hat,  das  ihr  erst 
mit  dem  Erlöschen  jener  ledig  wird  7).  Doch  wird  man  im 
Sinne  unserer  Quellen  gewiss  anzunehmen  haben,  dass  auch 
dergleichen  Verzichte  des  ehemännlichen  Oonsenses  bedürfen. 
Dasselbe  gilt  auch  unzweifelhaft  für  die  Verfügungen  von 


«)  II,  S.  394  f. 

ä)  S.  11,  le  f.  aufgenommen  in  den  Venn.  Ssp.  I,  20,  lti.  Eisenacher 
Hechts-Buch  1,  41. 

6)  Venn.  Ssp.  I,  39,  2 n.  4 ; vgl.  Ssp.  III,  K4,  1 n.  3. 

*)  In  diesem  Sinne  steht  es  in  dem  (loslar’schcn  Statut,  S.  15,  ss  ->7 
und  gewiss  auch  S.  14,  t -i  — Verm.  Ssp.  I,  30,  2.  (Eine  Disposition 
öber  eine  noch  nicht  deferirte  Erbschaft  ist  nach  Deutschem  Keeht  ül*r- 
baopt  unzulässig;  vgl.  Kulm  IV,  110:  Stobrk,  (lewere  a.  a.  0.,  S.  445 
[vgl.  aber  Syst.  Sch.-K.  IV,  2,  92],  wenn  auch  damit  ein  Verzicht  auf 
«in solches  Erbrecht  nicht  ausgeschlossen  ist.) — Unbedingt  zu  weit  geht 
über  Kbact  II,  S.  394  f.,  wenn  er  um  dess willen , weil  der  Vermehrte 
Hup.  I,  20,  li>  die  Bestimmung  des  (loslar'schen  Reehts  durch  die 
Partikel  „adder“  mit  der  des  Ssp.  ■ verknüpft. . einen  (legensatz  beider 
Systeme  hervorgehoben  linden  will , der  darin  bestehen  soll , dass  nach 
Landrecht  die  Frau  auch  ohne  des  Mannes  Zustimmung  auf  ein  erst  an- 
getragnes, aber  noch  nicht  erworbnes  Recht  verzichten  dürfe.  Für  einen 
«eichen  (legensatz  fehlt  es  sonst  an  jedem  Anhalt  ( vgl.  oben  13, 

Anm.  8. 
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Todeswegen,  insofern  sie  nach  älterem  Rechte  nur  mittelst 
sofortiger  Besitzübertragung , später  wenigstens  nur  insoweit 
wirksam  waren,  als  der  Verfugende  sofort  auf  jede  weitere 
Disposition  über  die  .Sache  verzichtete.  Denn  dergleichen  Ver- 
fügungen v.  T.  w.  involvirten  sofortige  Veräusserungen,  waren 
überhaupt  nur,  wenn  sie  solche  involvirten.  rechtsbeständig. 
Dass  die  Frau  zu  solchen  des  ehemännlichen  Consenses  bedurfte, 
wird  auch  für  den  Fall  vielfach  bezeugt,  dass  die  Vergabung 
auf  dem  Siechbett  erfolgte,  und  zwar  nicht  blos  bei  Mobilien, 
wo  man  den  Einspruch  des  Mannes  aus  seinem  Mobiliarrecht 
herleiten  könnte,  sondern  schlechthin  und  allgemein.  Nur 
Vergabungen  ganz  kleiner  Beträge  oder  unbedeutender  Ver- 
mögensstücke pflegte  man  der  Frau  einseitig  zu  verstatten  s). 
Als  späterhin  Vergabungen  mit  Vorbehalt  freier  lebensläng- 
licher Disposition  nachgelassen  wurden  und  aus  diesen  sich 
dann  wahre  letztwillige  Verfügungen  entwickelten,  waren  auch 
diese  rücksichtlieh  der  Fahrniss  vermöge  der  ganzen  recht- 
lichen Natur  des  Mobiliarrechts  des  Ehemannes  ohne  dessen 
Gonsens  jedenfalls  unwirksam.  Darüber  aber,  oh  auch  vom 
Mobiliarrecht  abgesehen  die  Frau  überhaupt  über  ihr  Gut  ohne 
erstem  nicht  letztwillig  verfügen  durfte,  fehlt  es  an  gemeinrecht- 
lichen Zeugnissen  °). 


«)  Magdcb.  Weisth.  v.  1261,  § 18.  von  1304,  § 24;  Weiehbild  64; 
System.  Scli.-R.  IV,  1,  2;  Kuliu  IV,  2;  (Jlogauer  Hechtsb.  524,  — ordnen 
alle  übereinstimmend : „Keyu  mau  noch  keyn  wig  di  en  mag  an  erym 
sichbctte  nicht  vorgebin  obir  dry  Schillinge  ane  yrrc  erbin  gelob  noch 
di  vrauwe  ane  eris  mumiis  gelob."  Bremer  Stat.  v.  1303,  Art  7. 
Verdener  Stat  v.  1330.  8 2.  bei  Oksglkk,  Stadtr..  S.  ä07.  Sohweidnitzer 
Stat.  v.  1341,  § 13,  ebend.  S.  424.  Hamburger  Stat.  v.  1270  IV,  •; 
v.  1 2!t2  F.  4:  v.  1497  K.  10.  Salzwedeler  Rechtslmeh  des  15.  Jli.,  § 40 
(Oenolkr  a.  a.  0..  S.  401);  „Doch  lat*-  wy  den  vrnwen,  de  man  hebbet, 
kene  macht,  ere  gud  tu  vergevende  in  erer  krankheit  edder  sukedagen. 
Anders  aber  schon  die  aude  Soester  Schrae.  cap.  164. 

*)  Das  Nordhäuser  Stadtrecht  ;vgl.  unt  S.  1242)  verstattet  beiden 
Gatten  nur  gcmeinscbaftliche  Seelgerethc,  umgekehrt  da«  Statut  v.  Weida 
v.  1377  (Gknglkk,  Stadtrechte.  S.  516)  anscheinend  auch  einseitige.  Da« 
Lüb'sche  liecht  fordert  den  Gonsens  des  Ehemanns;  vgl.  Pauli,  Ahhandl.  111. 
S 390  f.  Kraut  II,  S.  4o4  f.  v.  Mabtitz.  S.  133  t 135  f. 
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Einige  Einschränkungen  erleidet  indessen  das  Recht  des 
Mannes,  zum  Theil  schon  gemeinrechtlich,  meist  erst  in  den 
Particularrechten.  Eine  haben  wir  bereits  bezüglich  der  Ver- 
gabungen auf  dem  Siechbett  kennen  gelernt.  Demnächst  sind 
der  Ehefrau  aber  auch  in  allen  den  Fällen  Dispositionen  über 
ihr  Gut  verstattet,  in  welchen  sie  sogar  über  des  Mannes  Ver- 
mögen disponiren  konnte  (vgl.  oben  S.  205  f.  207  f.).  So 
zunächst  über  gewisse  kleine  Geldbeträge  oder  gewisse  unbe- 
deutende Vermögensstücke,  bei  denen  meist  nicht  unterschieden 
wird,  ob  sie  ihr  oder  dem  Manne  gehören  '*).  Aber  auch 
der  zweiten  exceptionellen  Ausdehnung  der  Disposition  der 
Frau  auf  das  Vermögen  des  Mannes  geht  eine  Erweiterung 
derselben  in  Bezug  auf  ihr  eignes  parallel , eine  wie  die  andre 
ursprünglich  nur  im  Goslar’schen  Rechtsgebiet,  später  aber 
vielleicht  gemeinrechtlich.  Das  Recht  zur  Revoeation  ein- 
seitiger Verfügungen  der  Frau  steht  dem  Mann  nämlich  nur 
solange  zu,  als  er  ihr  den  gebührenden  Unterhalt  gewährt, 
ihr  „ihre  Nothdurft  giebt“;  es  hört  aber  auf,  wenn  er  sie  in 
seiner  Abwesenheit  darben  lässt,  die  Frau  aber  vor  der  Ver- 
äusserung  oder  Sehuldfibernalime,  namentlich  vor  der  Verpfän- 
dung ihres  Guts  ihr  Bedürfniss  eidlich  erhärtet.  Der  Manu 
muss  in  solchem  Falle  den  Act  als  verbindlich  anerkennen, 
insonderheit  das  verpfändete  Frauengut  einlösen,  wenn  er  es 
zurückerlangen  will 10). 

Die  von  einer  Ehefrau  einseitig  über  ihr  Gut  vorgenommene 
Verfügung  ist  insoweit  unwirksam,  als  sie  des  Mannes  Rechte 
am  Frauengute , also  namentlich  seine  Besitz- , Dispositions- 
und Nutzungsrechte  beeinträchtigt.  Sie  ist  daher  nicht  absolut 
null  und  nichtig,  sondern  um-  relativ  dem  Manne  gegenüber. 
Solange  sie  der  Mann  nicht  anficht,  und  sobald  er  sie  nicht 
mehr  anfechten  kann,  besteht  sie  zu  Recht.  Die  Frau  ihrer- 


8i)  Vgl.  die  Nachweisungen  oben  § 19.  Anm.  32  f.;  v.  Mautitz,  S.  291. 
10)  Goslar’sehc  Stat.,  S.  29,  » — <o : S.  29.  « f. ; S.  28,  «o  f.  Venn. 
8»p.  I,  47,  9 (wo  der  Satz  als  „ gemeyne  lantrecht.  wichbilde  und  keyser- 
r*cht“  bezeichnet  wird);  1.  47,  1 n.  8.  Pölmann,  Dist.  II.  8.  4.  Eise- 
nacher P.echtsb  I,  79.  So.  Pcrgouvt's  Rechtst.  II.  105. 
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seits  kann  die  Nichtigkeit  nicht  geltend  machen,  und  selbst 
dann,  weftn  der  Mann  das  Geschäft  angefochten  und  vernichtet 
hat,  äussert  es,  soweit  dies  mit  seinen  Rechten  vereinbar,  seine 
rechtlichen  Wirkungen  auf  das  Vermögen  der  Frau  “).  Denu 
nicht  eine  Handlungsunfähigkeit  dieser  letztem  ist  der  Grund 
der  Nichtigkeit,  sondern  einzig  und  allein  die  rechtliche 
Stellung  des  Mannes,  — anders  und  zwar  folgerichtiger  als  im 
jüngern  Sächsischen  liecht  11  “). 

Auch  hier  wieder  tritt  der  principielle  Gesichtspunkt  schon 
im  Sachsenspiegel  hervor,  wenn  er  I,  31,  1 sagt: 

„ Wif  ne  mach  ok  ires  gudes  nicht  vergeven  ane  ires 
mannes  willen,  dat  he’t  dur  recht  dulden  durve.“ 
Kr  braucht  den  Eingriff  nicht  zu  dulden,  ihm  soll  er.  wie 
andre  Stellen  bemerken12),  unschädlich  sein  an  seinem 
liechte.  Ihm  gebührt  der  Widerspruch  gegen  die  Vornahme 
des  Geschäfts,  die  Einrede  gegen  seine  Geltendmachung,  die 
Klage  auf  Rflckgewährung  des  Veräusserten.  Rinnen  Jahr 
und  Tag  muss  er  aber  die  Klage  anstellen,  sonst  wird  der 
Act  auch  für  ihn  unanfechtbar. 

Görlitzer  Landrecht  45,  § 0: 

„ Swelich  wip  ane  irs  mannis  orloup  icht  vorgibit.  — — 
daz  mach  der  man  wol  wider  nemin,  ob  er  wil.“ 
Vermehrter  Sachsenspiegel  III,  9,  10: 

„ — Spricht  abir  he,  her  wüste  dovon  nicht,  daz 
musz  he  bewisen  mit  syme  eyde,  daz  das  gud  in  sine 
gewer  noch  nucz  nicht  körnen  sy.  unde  ist  den  ne  mit 
syme  gute  enprochen  von  der  clage.“ 
Vermehrter  Sachsenspiegel  I,  20,  10: 

„ — Tete  sy  aber  daz , unde  vorewege  orem  manne 
daz  abir  jor  unde  tag  one  weddersproche , dornoch  mag 
her  iB  nicht  weddersprecben.  es  beneme  ome  deune  ehafte 
nod.  dy  he  hewissen  milchte.  Wedderspreche  her  is  in 


**)  v.  Martitz,  S.  133  f. 
n»)  Vgl.  oben  § 9 zu  Anui  6 f. 

li!)  Kisenacher  Oerichtsläufte  51.  Prager  Rechtst.,  cap.  119.  vgl. 
Anm.  2.  Venn.  Ssp.  111,  9,  11  a.  E. 
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jare  unde  in  tage,  so  en  wer  des  alles  nicht,  waz  dorane 
getan  wer.  Wer  her  ouch  usz  deme  lande  gewesen,  unde 
wulde  sin  recht  dorczu  thun,  daz  her  is  nicht  ge  wüst 
hette.  so  en  were  daz  abir  nicht.  Unde  ist  landrecht 
und  wichbilde.“  ,3) 

Man  kann  die  blos  relative  Nichtigkeit  nicht  deutlicher  aus- 
drücken,  als  hier  geschieht.  Aber  freilich,  ist  einmal  die  An- 
fechtung erfolgt,  so  wird  das  Geschäft,  insoweit  es  dem  Dritten 
ein  Recht  an  der  Sache  constituirt,  absolut  und  für  immer 
vernichtet,  dergestalt,  dass  es  auch  nicht  etwa  nach  Beendi- 
gung der  Ehe  wieder  auflebt. 

„ — so  en  wer  des  alles  nicht,  waz  doran  getan 
wer 

sagt  die  eben  citirte  Stelle,  und  ein  Schöffenspruch  w): 

„das  sal  durch  recht  machtlosz  seyn“. 

Ob  nun  aber  demungeachtet  die  obligatorischen  Wirkungen 
aas  dem  Geschäft  bestehen  bleiben,  soweit  sie  die  Frau  allein 
treffen  können,  oder  nach  allgemeinen  Grundsätzen  auch  den 
Mann  verpflichten,  ist  zweifelhaft.  Die  Quellen  sagen  davon 
nichts,  dass  die  Frau  etwa  dem  Dritten  entschädigungspflichtig 
würde.  Nur  das  heben  sie  hervor,  dass  nach  der  Annullirung 
des  Geschäfts  der  Frau  sowenig  wie  dem  Manne  die  Vortheile 
aas  demselben  verbleiben  können.  Sie  muss  zurückgeben,  was 
’ sie  ihrerseits  aus  dem  Veräusserungsgeschätt  gewonnen  hat,  und 
ist  dieses  auch  dem  Manne  zu  Gute  gekommen,  so  haftet 
insoweit  auch  dieser. 

Vermehrter  Sachsenspiegel  I,  47,  8: 

„ Eyn  wip  mag  an  ores  maunes  willen  lipczucht  noch 
zcinagud  nicht  gelassen  noch  vorkummern  sundern  libes 
nod.  Thud  sy  is  obir  daz,  unde  wert  sy  dorumbe  be- 
schuldiget, waz  sy  dorumbe  genomen  had  adder 
genossen,  daz  musz  sy  wedder  geben.  Had  sy 
abir  farnde  gut  vorkouft,  daz  musz  man  Widder  geben, 

11 1 Entlehnt  ans  dem  Goslar'schen  liecht,  8.  11.  >»  f.,  und  ftberge- 
gangen  in  das  Eisenacher  Rechtsbuch  1,  41. 

14J  bei  Böhms  VI,  S.  152,  a,  vgl.  oben  Anm.  2. 

&|ricola,  Qewere  *.  r.  V.  lb 
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unde  jener  musz  den  schaden  dulden,  durch  daz  d&z  hers 
wedder  recht  genomen  had.  Unde  ist  eyn  gemeine  lant- 
recht  und  wichbilde.“  lA) 

Insonderheit  muss  also  die  Frau  resp.  ihr  Erbe  (z.  B.  die 
Niftel)  bei  einem  Verkauf  Seitens  der  Frau  den  Kaufschilling, 
bei  einer  Verpfandung  den  Pfandschilling  ihrem  Contrahenten 
erstatten,  und  dazu  ist  auch  der  Mann  verpflichtet,  wenn  er 
ihm  (wie  wohl  factisch  die  Regel)  zu  Gute  gekommen  ist14*). 
Da  die  Quellen  einer  weitern  Verpflichtung  der  Frau  aus 
einem  solchen  vom  Manne  revocirten  Geschäfte  nicht  gedenken, 
namentlich  nicht  der  nach  allgemeiner  Regel '“)  hier  gewi®  Platz 
greifenden  Gewährschaftspflicht,  so  lässt  sich  diese  wohl  kaum 
als  bestehend  annehmen  und  der  Grund  wohl  nur  darin  finden, 
das3  ein  Jeder,  der  mit  einer  Frauensperson  ein  Geschäft  ab- 
schliesst,  sich  es  selbst  zuzuschreiben  hat.  wenn  er  wegen  Mangels 


>5)  Die  Stelle  ist  deiu  Goslar'schen  Recht  S.  SW,  « — >4  entlehnt  und 
in  Puhgoldt's  Kechtsbueh  II,  105  übeigegangen.  Lm  erstem  aber  laste» 
die  Schlussworte : „ unde  jener  musz  — “ dahin : „ De  aver  dar  wat  ununt: 
gheven  oder  gheloret  heft,  den  senden,  deu  he  des  heft,  dene  mot  men 
eine  irleghen  na  minnen  oder  na  rechte“.  Indessen  ist  der  Sinn  beider 
Stellen  gewiss  derselbe.  Kr  geht  wie  schon  Kraitt  11,  S.  3!W,  Anm.  10 
richtig  hervorheht,  dahin : einseitige  Dispositionen  der  Frau  sind  unwirk- 
sam , mögen  sie  Grundstücke  oder  Fahrnis«  betreffen.  1 )a  bei  letzterer 
aber  die  Veräusseftmg  überhaupt  erst  besteht,  wenn  die  Frau  die  Sache 
aus  der  Hand  gegeben  hat,  so  muss  hier  der  Erwerber  jederzeit  resti- 
tuiren  und  diesen  Nachtheil  übernehmen.  Bei  beiderlei  Dispositionen 
innss  aber  die  Frau  (und  bei  rereio  in  rem  haltet  auch  ihr  Mann  — 
darum  allgemein:  „dene  mot  men  eme  irleghen“)  zurückgeben,  was 
sie  ans  dem  Geschäft  ihrerseits  erhalten  hat.  Für  die  Geschäfte  über 
Fahmiss  bebt  dies  der  Venn.  Ssp.  nicht  noclmials  hervor,  aber  gewiss 
hat  er  d esshalb  diese  Verpflichtung  der  Frau  nicht  ablehnen  wollen. 
PiBGouyr  lässt  diese  Seite  der  Frage  a a.  '0.  überhaupt  unberührt.  — 
Etwas  anders  v.  Martitz,  S.  2!K),  Anm.  20  a.  E.  Er  nimmt  ein  Miss- 
verständnis« Seitens  des  Venn.  Ssp.  an.  8.  31X),  Anm.  40. 

16»)  EbeD  weil  dies  gewöhnlich,  znrnal  beim  Mobiliarrecht  des  Mannes, 
wird  es  nicht  immer  ausdrücklich  hervorgehoben.  Dagegen  ist  bei  Syst. 
Seh.-R.  IV,  2,  67  ( = Kulm  III,  158;  Pölmask  , Dist.  V,  6,  II ) nur 
an  Einhandsgut  der  Frau  zu  denken  (vgl.  § 38.  Anm.  5;  § 56,  Anm.). 

*«)  Venn.  Ssp.  IV,  42.  Goslar'sehes  Stadtr.,  S.  80,  u f.-,  S.  5W,  «»  f. 
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des  ehemännlichen  Consenses  sieh  einer  Entwehrung  aussetet. 
Darauf  eben  geht  der  Satz  des  Vermehrten  Sachsenspiegels: 
„und  jener  musz  den  schaden  dulden,  durch  daz  daz  her's 
wedder  recht  genomen  had“, 

und  es  gilt,  was  das  Prager  Rechtsbuch  17 ) auch  auf  unsem 
Fall  bezüglich  bemerkt: 

„und  darumb  30I  ein  yderman  aufsehen,  wie  und  wem 
er  borge“. 

Im  Allgemeinen  bleibt  aber  eine  Frau  für  die  einseitig 
ihernommnen  Schulden  verbindlich,  ungeachtet  sie  dem  Manne 
utchädlich  sind.  Abgesehen  von  der  Personalhaft,  ist  ihr 
etwaiges  Einhandsgut  tenent,  und  nach  Auflösung  der  Ehe  das 
ganze  Vermögen,  soweit  es  ihr  oder  ihren  Erben  allein  zu- 
kommt.  Der  Mann  haftet  hier  nur  aus  einer  versio  in  rem  “). 
Eier  tritt  die  Relativität  der  Annullirung  ganz  ungehindert 
in’s  Licht. 


IV.  Kapitel. 

§ 24. 

Me  Vertretiinsr  der  Frau  durch  den  Mann  ltn  Rechtsverkehr  mit 

Dritten. 

(Die  Gesehlechtsvormundschaft  des  Mannes.) 

Der  Mann  übt  zuvörderst  die  Vermögensrechte  der  Frau 
insofern  aus,  als  er  sie  Dritten  gegenüber  geltend  macht,  sei 
es  nun,  dass  er  die  Frau  ihnen  gegenüber  im  Verkehrsleben, 
im  Handel  und  Wandel,  vertritt,  sei  es,  dass  er  der  Frau 
Rechte  angriffs-  oder  vertheidigungsweise  in  oder  ausser  Gericht 


,7)  Bei  Rössleb  a.  a.  0.,  S.  76,  vorletzter  Absatz. 

**)  Verm.  Ssp.  III,  9,  10  u.  11.  Pölhanm,  Dist.  V,  6,  5 u.  6.  Syat. 
iwA-R.  IV,  2,  67  (Kulm  III,  153).  Berliner  Rechtsb.  bei  Fimcis  1, 
S.  150.  Prager  Rechtsb.  a.  a.  0. 

16* 
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zur  Geltung  bringt.  Soweit  dies  außergerichtlich  geschieht,  wer- 
den sich  die  Zeugnisse  bei  Darstellung  der  Verwaltung»-  uud  Dis- 
positionsiechte des  Mannes  von  selbst  ergeben.  Eine  besondre 
Betrachtung  verdient  aber  die  Vertretung  der  Frau  vor  Ge- 
richt in  wie  ausser  dem  Prozess.  Dies  ist  nämlich  diejenige 
Funktion , welche  der  Ehemann  mit  dem  Geschlechtsvormund 
überhaupt  gemein  hat.  Seine  Thätigkeit  in  dieser  Beziehung 
lässt  sich  daher  auch  dahin  zusammenfassen,  dass  der  Ehe- 
mann als  solcher  der  Geschlechtsvormund  seiner  Frau  ist.  ln 
diesem  Sinne  geschieht  es  regelmässig,  dass  die  Quellen  die 
Vormundschaft  des  Ehemanns  hervorheben.  Dennoch  identi- 
ficiren  sie  beide  Stellungen  keineswegs.  Der  Ehemann  steht 
anders  als  der  gewöhnliche  Geschlechtsvormund , auch  als  der 
„rechte“.  Er  hat  ein  privates  Recht  auf  die  Führung  der 
Geschlechts  Vormundschaft  seiner  Frau,  sie  kann  an  seiner 
Stelle  in  der  Regel  keinen  andern  zuziehen.  Was  aber  noch 
speeilischer;  seine  Stellung  auszeichnet,  ist,  dass  er  die  ge- 
richtliche Action  der  Frau  nicht  blos  formell  ergänzt  wie  der 
gewöhnliche  Geschlechtsvormund,  sondern  sie  auch  materiell 
leitet  und  entscheidet,  und  zwar  nicht  im  einseitigen  Interesse 
der  Frau,  sondern  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft, 
des  gemeinsamen  Haushalts,  dem  ja  während  der  Ehe  auch 
das  gesamte  Gut  der  Frau  zu  dienen  bestimmt  ist,  und  zwar 
dies  Alles  nach  eignem,  freiem  Ermessen,  ohne  formelle  ju- 
ristische Verantwortlichkeit,  ohne  richterliche  Controlle.  So 
ist  die  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Hand  des  Ehemanns 
grade  für  den  wichtigsten  Theil  des  Rechtsverkehrs,  für  den 
gerichtlichen,  die  wirksamste  Handhabe,  um  dem  Ehemanne 
die  oberste  Leitung  des  in  der  Ehe  vereinigten  Guts  zu  sichern 
und  seine  familienrechtliche  Gewalt  über  die  Ehefrau  in  ver- 
mögensrechtlicher Beziehung  zur  Geltung  zu  bringen. 

Wir  suchen  dies  jetzt  an  der  Hand  der  Quellen  als  den 
Gedanken  des  Sächsischen  Rechts  bei  der  Gescblechtsvormund- 
schaft  des  Mannes  nachzuweisen  ‘). 


l)  Vgl.  hierüber  auch  Rivk,  Geschichte  der  Vornjunilschait  11. 

a.  iö3  f. 
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Wenn  du*  Quollen  u)  bestimmen,  dass  der  Mann  seiner 
Frau  Vormund  sein  solle,  so  haben  sie  zunächst  nur  die  Ge- 
sehlechtsvonnundschaft  im  Auge.  Diese  wird  vielfach  als  in 
die  eheliche  übergehend  dargestellt,  und  umgekehrt  letztere 
in  jene  *).  Aber  der  Ehemann  hat  ein  Recht  auf  Führung 
dieser  Geschlechtsvormundschaft . so  dass  sie  in  der  Regel 
keinen  andern  wählen  kann  :i).  Noch  die  Glosse  zum  Säch- 
sischen Lehnr..  Art.  56  (fol.  55.  Ausg.  v.  1510)  besagt: 

„Ock  mach  ein  vrouwe  ane  Vormunde  nicht  klauben 
— Tho  dem  ersteu.  eft  se  enen  eeligen  man  lieft,  de 
mot  se  vortreden  mit  den  rechten  — “  * I, *  3“), 
und  es  gilt  also  auch  für  das  Sächsische  Recht,  was  der 
Schwsp.  75  bestimmter  hervorhebt: 

„Mägeile  und  wi]i  muzen  mit  reht  vor  jegelichem 
geriht  und  au  jegelicher  clage  ir  vormunt  bi  ir  han, 
oder  si  sol  der  rihtaer  nit  horu  und  hat  sie  einen 
emann.  der  innen  landes  ist.  der  sol  ez  tun!“4 S.) 


l»l  Ssp.  111.  45.  3;  I.  4 2.  2;  I,  45,  1.  Vcrui.  Ssp.  IV.  32,  6: 

I,  5(1,  11.  Pi'ilmann,  Dist.  1.  9,  (>  ii.  7.  Weichbild,  cap.  Hl.  § 1 
(v.  Daxiki.s  1853).  Schspr.  bei  Röiimk,  8.  111.  Abs.  5 n.  s.  w. 

s)  Ssp.  I,  23,  2:  ..He  (der  Kinder  nächster  Schwortmag)  is  ok  der 
wedewen  vorniümle  bit  dat  sc  man  niuit. " Rigisch  Ridderr. . cap.  51. 

Weisth.  v.  1261,  <S  57.  System.  Sch.-R.  IV,  2.  !)c  (Kulm  IV,  491.  Miihl- 
häascr  Stadtr.  bei  Kük.xti:.m.\nk.  N.  Mitth.,  Bel.  VII.  H.  1.  S.  109.  Abs.  2 
— und  umgekehrt  Ssp.  I,  45,  1:  „Svenne  he  (der  Ehemann)  aver  stirft, 
so  is  se  ledich  von  sime  rechte  — dnmmmc  mut  ir  vormOnde  sin  ir 
neate  evenbürdige  svertmach 

s)  System.  Sch.-R.  IV,  1.  9 (Kulm  IV.  9).  Selispr.  Iiei  IMiimi:  VI. 

S.  97,  Abs.  6 (vgl.  oben  S lo.  Anui.  10).  Freyberger  Stat.,  cap.  257  a.  E. 
(bei  Walch  III.  S.  270).  Eine  Ausnahme  statuirt  fiir  einen  besondern 
Fall  das  ßothaische  Stadtr.  in  Pcki.oi.i.t’s  Reehtsb.  XI.  119:  ..  Eyne 
frawe.  dye  eyn  wissentlichen  fumiunden  lmdt,  mag  nicht  vor  gericht  eynen 
andern  fnrmnndeim  kysseii,  es  were  dan  sache,  das  ir  wyrtli  ader  fur- 
mnnde  syc  nicht  vorantworten n wulde,  des  man  ir  schult  gebe.“  Aber 
der  Grundsatz  seihst  besteht:  XI,  32  ebend.  Keine  Ausnahme  enthält 
das  Goslar'sche  Recht,  S.  78.  > u.  der  Verm.  Ssp.  III,  <j  die  sieb  auf 
Einhandsgut  beziehen. 

s*l  Vgl.  Blume  v.  Magdeburg.  Part.  II.  2.  145. 

4)  Auch  in  den  Kulm  V,  57  iibergegangen. 
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Zuvörderst  im  Prozesse  vertritt  also  der  Ehemann  seine 
Frau: 

„ | Der  Mann  | mach  sik  und  sin  wif  wente  up  des  wives 
eit  wol  vorantwerden  und  he  mot  van  sines  wives  wegen 
diser  tosprake  bekennen  edder  vorsaken.“  „[Bekennt  er 
oder  wird  er  überwunden  | so  is  se  des  pflichtich  to 
holdende.“  5) 

Dies  geschieht  nicht  in  dem  Sinne,  dass  er  Prozesspartei  würde; 
vielmehr  bleibt  dies  die  Ehefrau.  Er  spricht  „von  seiner  Frau 
wegen“5“),  „in  Vormundschaft“  seiner  Frau®),  sie  erscheint 
in  der  Regel  mit  ihm  vor  Gericht,  auf  ihren  Namen  lautet 
das  Erkenntnis»  7).  er  nimmt  Rücksprache  mit  ihr  und  kann 
sich  Frist  dazu  erbitten  ®),  vor  allen  Dingen  aber , sie  ist  es, 
die  den  erkannten  Eid  zu  leisten  hat.  nicht  der  Mann.  Er 
vertritt  sie  wie  jeder  andre  Vormund  nur  „bis  an  daz  recht, 
ader  daz  gelobethe  recht  mus  ay  wol  selbir  füren“9).  Unge- 


®)  Sch.-Ü.  aus  d.  Cod.  Dips.  245c  abgedr.  b.  v.  Mautitz,  S.  309.  Anm.  6. 

5»)  Goslar 'scher  Schspr.  nach  Nordhausen  bei  Förstemann,  N.  Mittli.. 
Rd.  I,  H.  3,  8.  38  f..  § 23.  Magdeb.  Fr.  in  der  Thomer  Hdschr.  bei  Bkhrknd, 
8.  224,  Nr.  205.  Scli.-U.  bei  Waja'B  VIII,  8.  271.  Vgl.  unten  Anm.  14  f. 

*)  So  die  BocksdorfTsche  Formel  in  der  Röhlau'schen  Samml.  in 
Rldorsf'r  Ztschr.  für  Rcchtsgesch.  1 . 8.  .‘140,  Nr.  7.  — Rrenier  Urtheil 
bei  Berck.  Güterrecht,  Anm.  238.  8.  260.  vgl.  unten  Anm.  14  1'.  Magdeb. 
Kr.  in  der  Dresdener  Hdschr.  bei  Brühend,  S.  234,  Nr.  102  (wo  der 
Mann  seinerseits  noch  einen  Vorsprechen  zuzieht). 

7)  Vgl.  Blume  v.  Magdeb.  II,  2,  14ti.  Sclispr.  bei  Wasskrschlehkn. 
8.  1S5,  cap.  48.  Obwohl  der  Mann  den  ganzen  Prozess  geführt  hat,  lautet 
der  Spruch  doch  dahin:  ,.I)oruiiimb  ist  ewir  hausfrawe  noch  lute 
des  briffes  bey  dem  gelde  und  czinse  nehir  nnd  mit  bessern)  rechte  czu 
bleybin  — . “ Ebenso  S.  273,  cap.  134.  Bisweilen  wird  aber  der  Mann 
daneben  genannt.  Ebend.  S.  211  : „ — vor  recht,  daz  gTaffe  H.  graffen 

Otto  von  orlamunde  und  agniszen  seyner  hawsfrawen  — nicht  awsweyzen.“ 
Ebenso  am  Ende. 

®)  Schspr.  bei  Wasskrschi.f.ben,  S.  173.  cap.  41. 

»)  Glogauer  Rechtsb.,  cap.  93.  94 ; Ssp.  I,  47,  1 : Rig.  Ridderr.  43 ; 
Verra.  Ssp.  I,  49,  11  sprechen  allgemein  von  ledigen  wie  verheiratheten 
Frauenzimmern.  Hamb.  Stat.  v.  1292,  G.  28.  Schspr.  bei  Wassebsch- 
i.kben  , S.  212.  cap.  66,  Abs.  4:  „Alzo  denne  Graffe  otto  von  frawen 
agnisen.  seynes  weybes.  wegin  zen  der  wissinschafft  neyn  spricht,  so  mus 
sie  sich  der  wissinschafft  abenemen  und  entledigen mit  solchem  ej'de,  daz 
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achtet  sonach  die  Frau  als  eigentliche  Prozesspartei  erscheint, 
ist  doch  andrerseits  der  Ehemann  nicht  blos  Organ  seiner 
Frau  für  den  Prozess,  nimmt  nicht  lediglich  die  Stellung  eines 
Vorsprechers  ein.  Bei  unverheirateten  Frauenzimmern  mochte 
die  Function  dieses  letztem  und  des  Geschlechtsvormunds,  so 
verschieden  sie  principiell  waren,  praktisch  doch  Zusammen- 
flüssen 1U).  Der  Ehemann  staud  anders ll). 

Zwar  setzt  der  Sachsenspiegel  I,  46: 

„Megede  unde  wif  muten  aver  Vormunden  hebben 
an  jewelker  klage,  dur  dat  man  se  nicht  vertagen  ne 
mach,  des  se  vor  gerichte  spreket  oder  düt“  l*> 
den  Ehemann  und  den  Geschlechtsvormund  darin  gleich,  dass 
durch  ihre  Rede  die  Frau  der  Gegenpartei  gegenüber  nicht 
gebunden  wird,  sowenig  als  dies  bei  irgend  einem  Vorsprechen 
der  Fall  ist.  Allein  andrerseits  konnte  die  Frau  gewiss  doch 
»och  bei  der  Prozessführung  sowenig  wie  irgendwo  sonst  ohne 
und  gegen  den  Willen  des  Mannes  verpflichtende  Erklärungen 
abgeben . da  durch  solche  seine  ehemännlichen  Rechte  sehr 
wesentlich  aflicirt  werden  konnten.  Diese  zu  wahren,  war  ein 
wesentlicher  Zweck  jenes  Rechts.  Dies  zeigt  sich  namentlich 
darin,  dass  die  Frau  die  Klage  gegen  sich  allein  ablehuen 
konnte,  wie  umgekehrt  der  Beklagte  sich  auf  eine  einseitige 
Klage  der  Frau  nicht  einzulassen  brauchte  1S).  Jene  Stellen 
wollen  also  • wohl  nur  soviel  besagen,  dass  auch  Ehefrauen  dem 
Prozessgegner  gegenüber  zur  Revocation  der  Acte  des 
Ehemanns  befugt  sind,  ohne  darüber  zu  entscheiden,  ob  dieser 
nun  auch  verpflichtet  ist,  sich  ihr  zu  conformiren.  Indessen 
wird  man  ihn,  da  die  Frau  schliesslich  den  Eid  zu  schwören 
batte,  dazu  doch  wenigstens  insoweit  für  verbunden  geachtet 

ir  nicht  wissentlich  sej  — .“  Ebene!.,  S.  173,  cap.  41.  wo  bezüglich 
«Der  angeblich  von  beiden  Eheleuten  contrahirten  Schuld  die  eidliche  Ab- 
lehnung allein  des  Ehemanns  die  Abweisung  des  Klägers  nicht  herbeifflhrt. 
«ondern  auch  von  der  Frau  die  Eidesleistung  verlangt  wird. 

10)  Vgl.  oben  § 7 im  Tcit  zu  Anm.  33  f. 

H)  Vgl.'  Nietzsche,  De  prolucut,  p.  69,  not.  232. 
u)  Vgl.  Venn.  Ssp.  I,  49.  11.  Big.  Ridderr..  cap.  42. 
u)  Freiberger  Stadtr..  cap.  266.  257,  bei  Walch  III.  S.  270.  Goa- 
lar  whc  Stat,  S.  78,  i — <• 
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haben,  als  es  sich  uni  Behauptungen  thatsäch liehen  Inhalts 
und  die  Einlassung  darauf  handelte.  Vielleicht  haben  jene 
Stellen  dies  auch  zunächst  im  Auge.  Die  Quellen  geben  über 
diese  Frage  nirgends  eine  directe  Entscheidung.  Zwar  wird  bis- 
weilen erwähnt,  dass  der  Ehemann  noch  besonders  durch  Fi-age 
und  Urtheil  als  Vormund  der  Frau  zur  Klage  anerkannt  wird, 
in  der  Form,  wie  es  mit  dem  gewöhnlichen  Vorepreehen  ge- 
schieht. Er  spricht : 

„von  der  vormundeschafft  wegen,  dorczu  her  mit  rechte 
gekoru  ist  und  klegir  ist  yn  das  gut  von  der  vor- 
mundeschafft wegin  seynes  weybes  — “ M). 
oder  er  teidingt 

„von  der  vormundeschafft  wegen  seyus  rechtin  ewibis,  der  Vor- 
munde her  wordin  ist  mit  orteylin  unde  mit  rechte  “ lä). 
Aber  während  ihm  damit  der  Form  nach  die  Stellung  eines 
Vorspreehen  wie  im  Sachsenspiegel  I,  40  angewiesen  wird  16), 
wird  doch  nirgends  erwähnt,  dass  die  Frau  sich  (wie  bei  Vor- 
sprechen die  Regel)  das  Revocationsvecht  vorbehält,  dass  sie 
es  übt,  oder  an  ihres  Mannes  „wort  jehen"  muss,  um  solches 
wirksam  zu  machen  17).  Dieser  tritt  vielmehr  völlig  selbstän- 
dig auf18).  Er  gelobt,  empfängt  und  leistet  die  Gewere  der 
Klage  „von  seinet-  und  seiner  Frau  wegen“18),  wehrt  oder 

14)  Schspr.  bei  Wasserschleben,  8.  273,  cap.  134. 

15)  Eilend.,  S.  387,  cap.  35. 

18 ) Vgl.  Nietzsche  a.  a.  0.,  S.  49  f.;  Planck,  Heweisurtheil,  S.  28. 

17)  Der  § 131  des  Görlitzer  Weisthnnis  v.  1304  kann  nur  ledige 
Frauenzimmer  im  Auge  haben,  da  doch  nur  diese  einen  Vormund  nehmen 
konnte  „ sver  her  joch  sie  “. 

18)  Vgl.  oben  Anm.  5.  — Recht  anschaulich  wird  diese  Selbständig- 
keit in  dem  von  den  Magdeb.  Fragen  1,  4,  f>  erzählten  Prozessgang, 
wo  ein  Ehemann  für  seine  Frau  eine  ledige  Weibsperson  belangt  und 
diese  nun  durch  einen  Vorsprechen  antwortet.  Der  Gegensatz  beider 
Stellungen  tritt  hier  bestimmt  hervor.  — Dass  der  Ehemann  seinerseits 
wieder  einen  Vorsprechen  nehmen  mochte,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  vgl. 
Magdeb.  Fr.  bei  Behrekd,  S.  224,  Nr.  205  aus  der  Thorncr  Hdsclir. 
(vgl.  Nietzsche  a.  a.  0.,  8.  69;  Homeyer,  Richtsteig,  S.  426  D). 

*9)  Ssp.  I,  47,  1.  Schspr.  bei  Wasserschleben,  S.  207.  208.  211, 
cap.  66,  Abs.  I.  2.  11;  vgl.  Kraut  I,  S.  373  f.  Göschen,  Gosl.  Recht, 

S.  376  f.  396. 
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bewirkt  die  Antwort  auf  die  Klage  mittelst  Einrede  oder  Ein- 
lassung, giebt  die  Beweismittel  an  und  vollführt  so  den  Pro- 
zess bis  zum  Eid.  den  dann  die  Frau  selbst  leistet“).  Hier- 
bei macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Frau  Beklagte  oder 
Klägerin  ist,  oder  um  welches  Object  es  sieh  handelt,  um 
Eigen  oder  Fahmiss,  um  Erbe.  Grade,  Mustheil,  um  gelobte 
Schuld  oder  Schadensforderungen  — ja  selbst  ob  um  Delicts- 
klagen  “*).  ln  all’  den  mannigfaltigen  Fällen  von  Rechts- 
streitigkeiten der  Eheweiber,  welche  uns  die  verschiedenen 
Quellen  mittheilen,  treten  überall  die  Ehemänner  zwar  im 
Namen  und  wohl  meist  im  Beisein  der  Frauen,  aber  doch 
selbständig  handelnd  auf,  und  eine  Beschränkung  ihrer  Dis- 
positionsrechte durch  letztere  wird  in  keinem  einzigen  Falle 
erwähnt  21).  Nach  diesem  Allen  wird  man  die  Stellung  der 
Eheleute  im  Prozesse  dev  Frau  dahin  festzustellen  haben,  dass 
der  Ehemann  im  Verhältnis  zum  Prozessgegner  wesentlich 
dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  ein  Vorsprecher  hatte,  die 
Ehefrau  dagegen  die  l’rozesspartei  bildete,  im  Verhältnis  zu 
einander  jedoch  der  Ehemann  die  entscheidende  Disposition 
hatte,  soweit  dadurch  nicht  der  Eid  der  Frau  berührt  wurde. 
Nur  als  eine  richtige  Consequenz  dieser  Anschauung  erscheint 
es  daher,  wenn  Nicolaus  Wurm  in  der  Blume  von  Magde- 
burg *lE)  die  Verjährung  der  einer  heirathenden  Frau  zuste- 
henden Klage  als  während  der  Dauer  der  Ehe  nicht  laufend 
voraussetzt. 

Wie  das  Recht  auf  Vertretung  der  Ehefrau  im  Prozess 
dem  Manne  seine  vormundschaftlichen  Dispositionsrechte  garan- 
tirte,  so  sicherte  sie  ebendesshalb  den  Prozessgegner  gegen  die 
spätere  Anfechtung  der  Prozessfuhrung  der  Ehefrau  durch 

20)  Vgl.  Magdeb.  Fr.  1,  4,  cit. 

so»)  Vgl.  Schspr.  bei  Wabkkrfchlkbjkn,  8.  232  f.,  cap. '78. 

21)  Magdeb.  Fr.  a.  a.  O.  Syst.  Sch.-R.  III,  2,  7 u.  8 (vgl.  Schspr.  bei 
Böhme,  8.  92,  i;  Kulm  III,  44  f).  Schspr.  bei  Garer,  Schiet,.  Landr.. 
S.  259  f.  Schspr.  bei  Wassehschleben,  S.  173,  cap.  41;  8.  L82  f., 
cap.  48;  S.  212.  cap.  66,  Abs.  14;  S.  220,  cap.  69,  Ab*-  ' 

cap.  74,  Abs.  1 : 8.  270,  cap.  132;  S.  365,  cap.  14  ; ft  .jTA,  caV-  164-, 
S.  387,  cap.  35;  S.  94,  cap.  145;  S.  147,  cap.  13  u.  _ „v 

21  *)  Part.  II,  2,  129. 
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Ersteren.  Wo  daher  particularrechtlich  -*)  die  Frauenspersonen 
mehr  oder  weniger  unbeschränkt  persönlich  im  Prozess  auftreten 
konnten,  bedurfte  es  für  den  Gegner  besondrer  Sicherungsjuittel 
gegen  jene  Gefahr.  Das  Goslar 'sehe  Recht  “)  versagt  daher 
der  nicht  blos  wegen  Einhandsguts  klagenden  Ehefrau  die  Klage, 
bis  sie  Caution  geleistet  hat.  ..dat  men  des  van  deine  manne 
los  si“.  Nicht  wesentlich  anders  stand  es  mit  dem  Auftreten 
der  Frau  vor  Gericht  ausser  dem  Prozess.  Auch  hiezu 
waren,  wie  Frauenspersonen  überhaupt,  so  namentlich  auch 
Eheweiber  unfähig  *4).  und  ihre  Vertretung  gebührte  dem  Khe- 
manne,  als  ihrem  rechten  Vormund.  Wenn  hierüber  nach  den 
früher  angeführten  allgemeinen  Stellen  noch  Zweifel  sein  könnten, 
so  würden  sich  dieselben  durch  die  zahlreichen  Urkunden  in  und 
ausser  Sachsen  über  gerichtliche  Rechtsgeschäfte  der  Ehefrauen 
heben,  in  welchen  überall  der  Ehemann  als  das  handelnde, 
ahsch liessende  Subject  genannt  und  nur  hervorgehoben  wird, 
entweder , dass  die  Frau  consentire  *6) . oder  dass  der  Mann 
nur  als  ihr  Vormund  handele  **),  und  zwar  sowohl  bei  Ver- 
äusserungen  wie  bei  Erwerbungen  *7).  Aber  auch  hier  bleibt 

3t)  z.  B.  iiu  Soester  Stadtr.,  § 27,  bei  Gbnolek,  S.  442,  und  besonders 
im  Gnslar'sclicn.  8.  77.  44  f. : S.  78.  1 f.,  wodurch  sich  S.  18,  » f.  naher 
raodificirt.  Vgl.  Göschen,  S.  2152.  Anin.  3:  Kract  II.  S.  268  f.  Das  von 
letzterem  angezogne  Erfurter  Stadtr.  26  gicht  nur  der  verbeiratheten  Frau 
«der  W’ittwe  die  Fähigkeit  zum  persönlichen  Auftreten  vor  Gericht,  vg). 
Art  24  ebend. 

S.  78.  1 f.  eit. 

i4)  Vgl.  oben  § 7 im  Text  zu  Anm.  33  f. 

Vgl.  z.  B.  die  bei  Eichhorn,  Rechtsgeschiehte.  § 451 . Anm.  d. 
Bd.  III,  S.  396  f. : v.  Svnow,  Erbrecht.  Anm.  783;  Kraut  II,  S.  465, 
Anm.  19  gesammelten  Urkunden.  Dazu  die  vielen  Besignationseintrige 
in  den  Hamburger  und  Lübecker  Erheblichem  und  Scbspr..  wie  den  bei 
Wassbrsuhlkbrn,  S.  198.  cap.  51 : S.  247,  cap.  106.  Nordhäuser  Sclispr. 
bei  Förstemann,  N.  Mitth..  Bd.  1.  H.  3,  S.  76,  § 24  u.  a.  m. 

Vgl.  z.  B.  die  bei  Hai.tauh  8.  366  abgedr.  Urkunde  v.  1131: 
..Quaedam  matrona  nobilis  — — AUodium  suum  de  villa  W.  — per 
manurn  mariti  sui  Sigfridi.  in  cujus  mundiburdio  ipsa  et  bona  ejus  habe- 
bantur  Deo  et  nobis  obtulit“  Oder  v.  1400  ebend.,  S.  1374:  ..  Domina 
H.  — cum  manu  — Dni  H.  mariti  sui  tanquam  Manburdii  sive  tutoris 
sui  — resignurunt  “ etc. 

S7)  Auf  letztere  bezieht  sich  der  Schspr.  im  System.  Sch.-K.  III,  2,  8 
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die  Frau  immer  Subject  des  Rechtsgeschäfts-8);  der  Mann  ist 
nur  ihr  Vertreter,  indessen  nicht  willenloses  Organ,  blos  zur 
formellen  Ergänzung  der  Willenserklärung  der  Frau  wie  der 
gewöhnliche  Geschlechtsvormund , sondern  materiell  nüt- 
bestimmend  und  -entscheidend.  Hier  wird  auch  der  Gegensatz 
beider  Stellungen  in  dieser  Richtung  von  den  Quellen  sehr 
bestimmt  hervorgehoben*9).  Dies  geschieht  aber  auch  weiter 
in  der  Beziehung,  dass,  während  der  Geschlechtsvormund  ebenso 
wie  der  Altersvormund  für  die  Ausübung  seiner  Functionen 
im  Interesse  des  Schutzbefohlnen  juristisch  verantwortlich  ist 
und  wegen  ungetreuer  Verwaltung  seiner  Stellung  verlustig 
geht,  dies  bei  dem  Ehemanne  niemals  eintritt.  Schon  der 
Sachsenspiegel  deutet  diesen  Gegensatz  bestimmt  genug  an, 
indem  er  voraussetzt,  dass  nur  der  Wittwe  uud  der  Magd, 
oiclit  aber  der  Ehefrau  eine  Klage  gegen  ihren  Vormund  ver- 
stattet  sei  und  dass  nur  der  Geschlechtsvormund . nicht 
der  eheliche  Vormund  bei  ungetreuer  Verwaltung  der  Vor-; 
mundschaft  verlustig  gebe 30 ).  Spätere  Quellen  haben  theils 
den  Satz  des  Sachsenspiegels  aufgenommen  3I),  theils  denselben 
noch  näher  und  bestimmter  entwickelt 3*).  Eine  solche  Ent- 

(Kulm  III,  45).  Denn  obwohl  die  Frau  offenbar  als  alleinige  Erwerberin 
angesehen  wird,  heisst  es  doch;  ,.Ist  daz  erbliche  gut  der  eldistin  swestir 
nan  mit  er  gegcbin  vor  richtcr  und  vor  schepfln  in  deme  gehegtin  dinge  — .“ 

28 1 Wo  nichts  darauf  ankomnit.  wird  daher  der  Vermittelung  de« 
Mannes  bisweilen  gar  nicht  gedacht.  So  in  dem  Schspr.  bei  Washkrsch- 

i.ebkx,  S.  174,  cap.  43:  .,  Mevn  weip hat  ouchdas  vorkoufft — und 

hat  ym  ouch  den  [Grundstiicks-Antheill  nffgelaazen  vor  dem  erbherm.'1 

**)  Ssp.  I,  45.  2;  ,,En  wif  ne  mach  ok  ane  irs  manne«  gelof 

sieht  ires  gndes  vergeven.  noch  egen  verkopen.  noch  liftueht  uplaten 

Megede  aver  nnde  ungern  an  nede  wif  verkopen  ir  egen  ane  irs 
vormünden  gelof,  he  ne  si  dar  erve  to.“  Rigiseh  Ridderr.,  cap.  42. 
System.  Sch  -R.  IV,  1,  28.  Kulm  IV,  27.  Berliner  Rcchtsb.  bei 
ftems  I,  S.  143.  — Qkbkkk  (Deutsche«  Privatr.,  § 245,  Anm.  2)  ver- 
kennt diesen  Gegensatz. 

^l  S«p.  I,  41  u.  44  (Glosse  z.  Lehn  recht,  Art.  5<S);  vgl.  v.  Mautitz. 

138.  Danach  ist  auch  das  Glogauer  Rcchtsb.  !lti  zn  verstehen. 

311  So  da«  Berliner  Rechtsb.  bei  Fiüicin  1.  S.  145. 

5*)  So  die  Glosse  zum  Weichbild.  Art.  2ti  bei  v.  Daniki.s.  S.  313; 
Rwlitsbncb  von  Ckve,  Tit.  50,  bei  v.  Kamctz,  Provincialrecbte  III.  S.  24  f. : 
*gl.  oben  § 10,  Anm.  7. 
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Ziehung  der  Vormundschaft  wegen  ungetreuer  oder  unwirth-  . 
schaftlicher  Verwaltung  des  Frauenguts,  welche  die  Süddeutschen 
Rechte,  namentlich  der  Schwahenspiegel  '•'■*)  allerdings  kennen 
und  welche  sie  zu  dem  Zwecke  verwerthen,  zu  welchem  dem 
Römischen  Recht**  die  provocatio  ud  illata  dient,  ist  dem  rein 
Sächsischen  Recht,  auch  den  paiticulareu  Bildungen  (etwa  mit 
Ausnahme  des  Lüh’sehen  Rechts)  absolut  fremd  und  ist  nur 
in  einige  Quellen  aus  den  Süddeutschen  Rechten  herüberge- 
uommen  worden ;i4).  Dass  der  Ehemann  aber  wegen  seiner 
vormundschaftlichen  Vertretung  der  Frau  eine  formelle  und 
juristische  Verantwortlichkeit  auch  nicht  in  der  Weise  trägt, 
dass  er  der  Frau  für  etwaige  Veilchen  mit  seinem  Gute  auf- 
zukommen hat,  wird  sich  hei  Darstellung  der  Restitutions- 
p flicht  des  Mannes  noch  näher  ergeben  s5).  Nach  Allem  ist 
soviel  unzweifelhaft,  dass,  wenn  auch  die  eheliche  Vormund- 
schaft die  Geschleehtsvonnundschaft  mit  umfasst,  sie  doch 
entfernt  nicht  mit  dieser  identisch  ist,  sie  vielmehr  vielfach 
überragt  und  sich  nach  wesentlich  andern  Grundsätzen  be- 
stimmt. Der  ganze  Gegensatz  eoncentrirt  sich  aber  darin, 
dass  bei  der  ehelichen  Vormundschaft  das  Moment  des  Rechts, 
bei  der  Geschlechtsvormundschaft  das  der  Pflicht  des  Vormunds 
in  den  Vordergrund  tritt.  Ersteres  ist  nun  aber  nur  desshalb 
möglich,  weil  die  Interessen  des  Mannes  und  der  Frau  als 
während  der  Ehe  unscheidbar  zusammenfallend  vorausgesetzt 
werden.  Diese  Voraussetzung  fällt  aber  in  dem  besondern 
Falle  aus,  wo  Eheleute  unter  einander  selbst  in  rechtlichen 
Verkehr  treten.  Zwar  einen  Rechtsstreit  derselben  während 
stehender  Ehe  setzen  die  Quellen  wohl  kaum  als  möglich 


M)  cup.  76. 

3*)  So  ist  cap.  76  des  Schwsp.  mit  vielen  andern  in  den  Kulm  V.  58 
und  von  da  in  Pölmask’s  Distinet.  V,  6,  12,  fast  wörtlich  heriiber- 
genommen  (vgl.  auch  Kraft  II.  S.  566,  Anni.  6).  Eine  eigenthiimlichr 
Bestimmung  des  Hamburger  Stadtreehts  hat  andre  Voraussetzungen  und 
eine  andre  Tendenz;  vgl.  Caoer  in  den  Jurist.  Abbandl.  II,  S.  492  f. 
Ohne  Grund  nimmt  Bruck  (Bremer  ehel.  Gfiterrecht,  S.  263,  Anw.  240) 
den  Süddeutschen  Satz  für  das  [ältere]  Bremer  Recht  an. 

35)  Vgl.  unten  § 32  u.  33. 
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voraus  “),  wohl  aber,  dass  sie  unter  und  mit  einander  Rechts- 
geschäfte abschliessen.  Geschah  dies  nun  in  gerichtlicher 
Form,  so  entsteht  die  Fiage,  ob  dann  die  Ehefrau  noch  eines 
besondern  Geschlechtsvormunds  bedurfte 37 ). 

Von  gerichtlichen  Geschäften  unter  Eheleuten  kennt  der 
Sachsenspiegel,  dem  Vergabungen  unter  ihnen  nur  in  be- 
schränkter Weise  zulässig  erschienen,  nur  zwei  Arten:  einmal 
die  Errichtung  der  Leibzucht  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau 
und  sodann  die  Abtretung  von  Eigen  „in  ursale“.  Die  Ten- 
denz dieses  letztem  Acts  ist  zweifelhaft 3T“).  Für  beide  Ge- 
schäfte fordert  der  Sachsenspiegel  nun  allerdings  die  Zuziehung 
eines  besondern,  blos  für  diesen  Act  zu  bestellenden  Ge- 
scblechtsvormundes  1,  44: 

„Klaget  ok  maget  oder  wedewe  to  lantrechte  over 
iren  rechten  Vormunden,  dat  he  ir  ire  gut  neme.  to  der 
klage  sal  se  dat  gerichte  Vormunden  unde  dar 
ir  ire  man  gi ft  egen  in  ursale  oder  to  irme 
live“  — 

und  bejaht  also  für  die  ihm  bekannten  Fälle  die  Frage  37  b). 
Indessen  handelt  es  sich  in  beiden  Fällen  grade  um  Punkte, 
wo  das  Interesse  der  Frau  (ihre  Wittwenversorgung)  bei  dem 
Einflüsse  des  Mannes  besonders  gefährdet  erschien  und  eine 
besondre  Fürsorge  durch  das  Recht  erheischen  mochte.  We- 
nigstens spricht  für  diesen  Gesichtspunkt,  dass  man  bisweilen 
grade  für  diese  Fälle  auch  in  jüngern  Rechten  ausnahmsweise 
die  Bestellung  eines  besondern  Vormunds  der  Frau  für  nöthig 
erachtete  3b).  Jedenfalls  erscheint  auffällig,  dass  der  Satz  des 


3S)  Vgl.  Anm.  34  und  oben  § 23,  Anm.  1.  Einen  Fall  der  Art,  wo 
der  Frau  ein  besondrer  Vormund  ernannt  wurde,  führt  jedoch  aus  Bremen 
an  Beri'k,  Ehel.  Güterrecht.  S.  262,  Anm.  339. 


s7)  Vgl.  darüber  Kkait  II,  S.  425  f. 

37  *)  Vgl.  darüber  unten  § 47,  Anm.  2,  u.  § oö,  J^^jn.  30. 
371')  v.  Mabtitz  a.  a.  0.,  S.  181  f.  189. 

*•)  Glosse  z.  Lehnr. , Art.  56  u.  31 , abgedr. 


S.  533  t,  Anm.  10;  vgl.  die  Urkunde  Anm.  8 eh^. 
berger  Stadtr.,  cap.  18  bei  Walch,  Samml.  III, 

3.  186  f. 


\ 


Y,e\  Vkavv  U, 

^\.  avvcV  Vro- 
a.O., 


s 
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Sachsenspiegels  in  keius  der  ihm  folgenden  Rechtsbücher  an- 
genommen worden  ist  und  wenigstens  für  die  Bestellung  der 
Leibzucht  in  keinem  der  spätem  Sächsischen  Rechte  die  Zu- 
ziehung eines  besoudem  Vormunds  der  Fiuu  als  Erforderniss 
aufgestellt  wurde.  Erscheint  es  schon  hienach  bedenklich,  jene 
als  Princip  des  Sächsischen  Rechts  für  alle  Fälle  von  Rechts- 
geschäften unter  Ehegatten  anzusehen,  so  wird  eine  solche 
Annahme  wenigstens  für  das  Weichbild  und  jüngere  Land- 
recht dadurch  völlig  ausgeschlossen,  dass  von  den  zahlreichen 
Stellen,  welche  für  die  meisten  Arten  von  Vergabungen  unter 
Gatten  die  gerichtliche  Form  vorschreiben  :m),  nicht  eine  ein- 
zige die  Zuziehung  eines  besondem  (losch lechtsvormunds  er- 
heischt oder  voraussetzt.  Da  nun  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen eine  Frauensperson  ein  gerichtliches  Geschäft  nur  durch 
Vermittelung  eines  Vormunds  zum  Abschluss  bringen  kann, 
so  müssen  die  Sächsischen  Rechte  wohl  angenommen  haben, 
dass  der  Ehemann  jene  Functionen  auch  in  dem  Falle  zu  ver- 
sehen berechtigt  war,  wo  er  andrerseits  zugleich  als  Contrahent 
auftrat,  ln  der  That  wird  der  Hergang  bei  dem  Geschäfts- 
abschluss hie  und  da  in  dieser  Weise  beschrieben.  So  Magdeb. 
Fr.  I,  12,  5: 

„ Ab  eyne  ffouwe  mit  irem  elichen  manne  vor  gehegit 
ding  queme  und  hette  den  selbin  ir  do  zeu  Vor- 
munde genomen,  unde  hette—  — alle  ir  gut 

dem  selbin  irem  manne  noch  irem  tode  frey  unde 

erblich  uflgegeben So  spreche  dy  frouwe:  sint- 

demmole  das  myn  man  vor  gehegetem  dinge  keyn- 
wortig  myn  Vormunde  was  unde  mir  do  myner 
gobe  — zeu  gestandit  hat  — .“40) 

**)  Vgl.  unten  § 52  a.  E. 

<0)  Derselbe  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  151,  ».  Auch  in  dem  Schspr. 
bei  Wasskkschlbben,  S.  14.'i,  eap.  lo  kürt  die  Frau  erst  nach  voll- 
zogner  Vergabung  ihren  Bruder  zum  Vormund  belmfs  ihrer  spätem  Ver- 
tretung gegen  den  Mann  oder  dessen  Erben.  Denn  es  heisst:  „ — do 

ging  her  mit  der  frnwen  vor  geheyte  banck  und  gab  ir  uff  allis,  da*  her 

hatte mit  demselbin  undirschcide  gab  sie  ym  oucli  uff  vor  dem 

voyte Dornoch  kor  die  frawe  im  bmdir  czu  eynem  Vormunde  obir 

die  habe  vor  gehegter  banck  mit  eres  mannes  wille  ane  wedirsproehe  — 
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Immer  hielt  man  dies  indessen  allerdings  nicht  für  zulässig. 
Dass  man  für  den  Consens  der  Frau  zu  Dispositionen  über 
ihre  Leibzucht  die  Zuziehung  eines  besondern  Vormunds  na- 
mentlich in  lehnrechtliehen  Verhältnissen  forderte,  ist  schon 
oben  bemerkt  Hin  Gleiches  wird  als  eine  particulare 

Magdeburger  Gewohnheit  erwähnt  "),  wo  es  sich  um  Verzichte 
der  Frau  auf  ihre  gelobte  Morgengabe  handelt,  und  das  jüngere 
Hamburger  Recht  erheischt  für  den  Consens  zu  Voräusserungen 
von  Liegenschaften  der  Frau  an  ihren  Mann  die  Genehmigung 
eines  besonders  zuzuziehenden  Gesell lis^hts Vormunds  Dies 

sind  iudessen  nur  einzelne,  meist  jüngere  Moditieationen  des 
Grundsatzes,  dass  der  Manu  auch  da  als  Geschlechtsvormund 
der  Frau  zu  agiren  berechtigt  war,  wo  sein  Interesse  mit  dem 
der  Frau  nicht  als  identisch  vorausgesetzt  werden  konnte  43 1. 


Anrn.  38.  vgl.  v.  Martitz.  S.  1H7  f. 

*>)  Glosse  z.  Weichbild,  Art.  22.  bei  v.  Daniels,  S.  281,  « — u: 
„ — — und  zu  der  gäbe  gibit  man  der  ffawen  oynen  Vormunden , iren 
nehisten  ebenbürtigen  swcrtniagin  — Und  ist  daruinme,  ab  der  man  daz 
wib  obirginge  mit  gute  adir  mit  obil,  daz  sich  die  frauwe  des  gut» 
voraege,  das  sy  des  keyne  craft  zu  thune  liette  ane  ires  Vormunden  wille  — .“ 
Hamburger  Stat»  v.  1407.  K.  7:  vgl.  dazu  die  Glosse  und  unten 

9 57. 

43)  Dass  grade  Bürgschaften  der  Kheweiber  durch  die  Zuziehung 
von  besondern  Vormündern  mit  besonders  schützenden  Formen  umgeben 
gewesen  seien , wie  im  jungem  Sächsischen  Recht , finde  ich  selbst  in 
Particnlarrechten  der  altern  Zeit  nicht.  Ks  hängt  dies  jedenfalls  mit 
der  beschränkten  Wirksamkeit  der  Bürgschaft  überhaupt  zusammen. 
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V.  Kapitel. 

Die  Vertretung  der  Frau  durch  den  Manu  im  Erwerb. 


§ 25. 

Der  Begriff  dieser  Vertretnn!r  Im  AUfrrmeinen. 

Die  Herrschaft  über  die  Sache  und  sonach  auch  über  die 
Gesamtheit  von  Sachen,  welche  ein  Vermögen  darstellt,  er- 
weist sich  nach  der  einen  ihrer  beiden  Hauptseiten  hin  darin, 
dass  ihr  Inhaber  die  Sache  in  seinem  Interesse  zu  ihrem  na- 
türlichen Zwecke  verwendet,  d.  h.  sie  gebraucht  und  nutzt, 
ihre  Früchte  und  Erzeugnisse  in  Natur  oder  ihrem  Werthe 
nach  bezieht,  sei  es,  dass  es  dazu  eines  wesentlichen  Zuthuns 
von  seiner  Seite  nicht  bedarf,  sei  es,  dass  seine  Thätigkeit 
und  Arbeit  mitwirken  muss.  Baut  sich  nun  unser  ganzes 
System  des  ehelichen  Güterrechts  auf  der  Grundlage  auf,  dass 
der  Mann  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  die  Ver- 
mögensrechte der  Frau  ausübt.  so  gestaltet  sich  das  Bechts- 
verhältniss  beider  Gatten  auf  diesem  Punkte  dahin,  dass, 
während  die  Nutzung  des  Mannes  an  seinem  eignen  Vermögen 
durch  die  Ehe  völlig  unberührt  und  ganz  ausser  Betracht 
bleibt,  er  berechtigt  ist,  das  Vermögen  der  Frau  unter  Aus- 
schluss dieser  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu 
nutzen  und  zu  gemessen,  mag  es  dazu  seiner  und  seiner  Frau 
Arbeit  und  Thätigkeit  erst  noch  bedürfen  oder  nicht.  Die 
Frau  hat  also  während  der  Ehe  unmittelbar  keinen  Antheil 
an  dem  Gebrauch  und  Genuss,  sondern  nur  folgeweise,  weil 
der  Mann  beides  nicht  in  seinem  einseitigen,  egoistischen 
Interesse,  sondern  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  hat; 
dieser  ihr  Antheil  beruht  aber  ebendesshalb  auf  dem  freien, 
einer  formellen  Verantwortlichkeit  nicht  unterliegenden  Er- 
messen des  Mannes  und  ist  kaum  gegen  offnen  und  absicht- 
lichen Missbrauch  Seitens  desselben  juristisch  sichergestellt. 


Digitized  by  Google 


Ehemännliche  Rechte  am  Ertrag  der  Arbeit. 


257 


Sitte  und  sittliche  Pflicht  ergänzen  während  der  Ehe  das 
Gebot  und  den  Zwang  des  Rechts.  Aber  nach  Auflösung  der 
Ehe  macht  sich  auch  hier  jener  Gesichtspunkt  geltend  und 
schafft  der  Frau  im  grossen  Ganzen  ihren  verhältnissmässigen 
Antheil  an  dem,  was  von  dem  Ertrage  ihres  Guts  übrig  ge- 
blieben ist.  Die  Vermögensrente  auch  in  dem  gedachten  weite- 
ren Sinne  bildet  jedoch  nicht  die  einzige  Rente  im  wirthschaft- 
lichen  Leben.  Ihr  zur  Seite  tritt  die  reine  Arbeitsrente  aus 
der  Arbeit  eines  oder  beider  Gatten.  Dass  der  Ertrag  aus 
der  Thätigkeit  des  Mannes  diesem  zu  Gute  kommt,  versteht 
sich  von  selbst.  Er  bleibt  völlig  ausser  Betracht.  Aber  auch 
den  Ertrag  aus  der  Arbeit  der  Frau  weist  das  Sächsische 
Recht  dem  Manne  zu  und  behandelt  ihn  sowohl  während  als 
nach  der  Ehe  ganz  analog  der  Rente  aus  dem  Vermögen  der 
Frau.  Als  ein  Ausfluss  der  ehemännlichen  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  erscheint  dieses  Recht  des  Mannes  natürlich 
nicht,  und  dafür  dass  es  direct  auf  die  Vormundschaft  des 
Mannes  zurückgeführt  würde,  wüsste  ich  wenigstens  in  den 
Quellen  keinen  bestimmten  Anhalt.  Grade  diese  losere  Stellung 
zum  Princip  wird  als  der  Grund  zu  betrachten  sein,  aus  dem 
grade  auf  diesem  Punkte  partieularrechtliche  Umbildungen  des 
allgemeinen  Grundsatzes  nach  einer  divergirenden  Richtung 
einsetzen  konnten. 

In  den  Deutschen  Rechten,  welche  in  unserer  Periode  alle 
eine  Vereinigung  des  beiderseitigen  Vermögens  lediglich  zur 
Einheit  der  Wirthschaft  und  des  Haushalts  auf  die  Dauer  der 
Ehe  zum  Ziel  und  Ergehn  iss  haben,  muss  der  Gegensatz  von 
Kapital  und  Rente  natürlich  auch  für  die  juristische  Gestal- 
tung sehr  folgenreich  werden.  Die  juristischen  Kategorien 
dieses  Gegensatzes  im  ehelichen  Güterrecht  bilden  das  in  die 
Ehe  eingebrachte  und  das  in  der  Ehe  erworbene  Ver- 
mögen. Allein  dieser  allgemeine  Gegensatz  erscheint  im  Säch- 
sischen Rechte  vermöge  dessen  maassgebenden  Princips  wesent- 
lich anders  gestaltet  als  in  den  Süddeutschen  Rechten.  Da 
dort  das  Vermögen  des  Ehemanns  durch  die  Ehe  in  keiner 
Weise  alterirt  wird,  so  greift  jener  Gegensatz  lediglich  Platz 
für  das  Vermögen  der  Ehefrau.  Nur  von  ihrem,  nicht 

Agricola,  Gewere  *.  r.  V.  J[J 
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von  des  Mannes  Einbringen  in  die  Ehe  ist  die  Rede  (vgl.  oben 
S.  202);  dieses  Einbringen  Seitens  der  Frau  ist  wesentlich 
einZubringen  zum  Manne,  und  steht  im  Gegensatz  zum 
Ertrag  des  Frauenguts  während  der  Ehe,  dem  dann  der  Erwerb 
durch  die  Thätigkeit  der  Frau  zur  Seite  gestellt  wird.  Dieser 
Gegensatz  tritt  aber  darin  hervor,  dass  die  Zuständigkeit  der 
Illaten  der  Frau  unverändert  bleibt,  dem  Manne  dagegen  ein 
Recht  auf  die  Rente  zukommt,  welches  schon  frühzeitig  als  sein 
Genussrecht  bezeichnet,  später  aber  unter  der  freilich  zu  engen 
Kategorie  des  Niessbrauchs  aufgefasst  und  als  ususfmctus 
maritcUis  zur  Kennzeichnung  des  ganzen  Systems  benutzt  wird. 
Dieses  Kennzeichen  ist  nun  zwar  an  sich  zutreffend,  auch  nach- 
dem das  Sächsische  wie  das  Schwäbisch  - Fränkische  System 
bereits  ihre  Durchbildung  erfahren  haben.  Aber  der  ganze  Unter- 
schied beruht  auf  einem  tieferen  und  ursprünglicheren  Grunde, 
nämlich  darauf,  dass  die  Süddeutschen  Rechte  auch  des  Mannes 
Vermögen  durch  die  Ehe  Veränderungen  eingehen  lassen.  Sie 
setzen  nicht  blos  die  Vermögens-  und  Arbeitsrente  der  Frau 
ihren  Illaten,  sondern  den  beiderseitigen  Illaten  die 
beiderseitige  Vermögens-  und  Arbeitsrente  entgegen,  indem 
sie  das  juristische  Verhältniss  dieser  letztem  unter  sich  gleich- 
mässig  und  verschieden  von  dem  der  beiderseitigen  Illaten  be- 
stimmen. Zwar  lässt  sich  auch  von  ihnen  keineswegs  sagen, 
dass  sie  von  einem  gemeinschaftlichen  Eigenthum  beider  Gatten 
an  der  Rente  ausgehen  *);  aber  indem  sie  die  juristischen 
Schicksale  während  der  Ehe  ohne  Rücksicht  auf  das  Eigen- 
thum an  derselben  bestimmen  und  dieselben  nach  der  Ehe 
unter  völliger  Gleichstellung  beider  Gatten  ordnen,  gelangen 
sie  naturgemäss  zur  Voraussetzung  eines  gemeinschaftlichen 
Eigenthums,  das  denn  auch  die  entwickeltem  Rechte  selbst 
noch  unsrer  Periode  ganz  klar  und  bestimmt  binstellen.  Dies 
ist  der  eigentliche  Begriff  der  Errungenschaft,  welche  in 
diesem  specifischen  Sinne  einer  beiderseitigen  Vermögens- 
und Arbeitsrente  im  Gegensatz  zu  dem  beiderseitigen 


*)  Insoweit,  aber  auch  nur  insoweit,  ist  Gkruhh's  Bemerkung  in  den 
Jahrbüchern  I,  8.  250,  Anm.  4 zutreffend. 
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Einbringen  schon  an  sich  und  abgesehen  von  dem  Eigenthums- 
verhältniss  dem  Sächsischen  Rechte  völlig  fremd  ist,  wenn 
auch  der  Gegensatz  ausgänglich  darin  gipfelt,  dass  die  Süd- 
deutschen Rechte  zu  einer  Gemeinschaft  der  Errungen- 
schaft gelangen,  während  das  Sächsische  Recht  den  ehe- 
männlichen  Niessbrauch  zum  Princip  für  die  Regelung 
dieser  Verhältnisse  erhebt.  So  wenigstens  das  gemeine  Säch- 
sische Recht  und  die  meisten  Particularrechte ! Einige  der- 
selben — namentlich  das  Goslar’sche  Recht  und  der  eine 
Zweig  der  Thüring’schen , vielleicht  auch  das  Hamburger  — 
haben  sich  aber  allerdings  in  diesem  Punkte  von  ihrem 
Stamme  gelöst  und  den  Begriff  der  Errungenschaft  und 
die  Gemeinschaft  derselben  wie  im  Süddeutschen  System 
sanctionirt. 

Indem  wir  das  gemeine  Sächsische  Recht  auf  diesem 
Punkte  darstellen,  haben  wir  es  daher  nicht  mit  einer 
Errungenschaft  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  lediglich  mit 
dem  Erwerbe  aus  der  Frau  Vermögen  und  Arbeit  während 
der  Ehe  zu  thun  und  nachzuweisen:  einmal,  dass  der  Mann 
als  Subject  dieses  Erwerbs  erscheint,  und  sodann,  wie  die  Frau 
durch  die  Zuwendungen  aus  des  Mannes  Vermögen  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  an  dem  Erwerb  desselben  in  gewisser  Weise 
betheiligt  wird. 


§ 26. 

Das  Recht  des  Mannes  auf  den  Erwerb  während  der  Ehe. 

Während  Süddeutsche  Rechte,  namentlich  jüngere'), 
indessen  auch  schon  manche  unsrer  Periode  angehörige  -)  den 
Gegensatz  von  eingebrach teu  Gütern  beider  Ehegatten  und 

')  Vgl.  eine  Reihe  von  Beispielen  bei  Krait  i . a ‘33^  V,  \wm. 
2 u.  7. 

• *)  Vgl.  unten. 

** 
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Illaten  uml  Erwerb  in  der  Ehe. 


ihrer  ehelichen  Errungenschaft  nicht  blos  überhaupt  hervor- 
heben, sondern  auch  im  Detail  ausführen,  dies  sich  auch  hie 
und  da  bei  denjenigen  Sächsischen  Particulanechten  wieder- 
holt , welche  dem  Süddeutschen  Prinzip  folgen 3) , hat  das 
gemeine  Sächsische  Recht  und  seine  ihm  treu  bleibenden  Par- 
ticularrechte  keinen  Anlass,  jenen  Gegensatz  in  solch’  prin- 
cipieller  Allgemeinheit  zu  besprechen.  Des  Mannes  Erwerb 
aus  seiner  Thätigkeit  oder  aus  seinem  Vermögen  wird  für  die 
Verhältnisse  während  stehender  Ehe  gar  nicht 4) , für  die  Ver- 
hältnisse nach  beendeter  Ehe  nur  insofern  erwähnt,  als  er  bei 
Ordnung  der  Wittwengerade  in  besondern  Fällen  die  Auf- 
merksamkeit verdient  5).  Der  Frau  Illaten  werden  nun  zwar 
oft  genug  als  solche  besprochen,  und  als  das,  was  sie  „to 
dem  manne  brachte“,  vyas  ihr  die  Eltern  „mitgeben“,  als  ihre 
„Mitgift“,  als  ihr  „ anerstonren  gut“,  als  ihr  „Brautschatz“ 


s)  Am  vollständigsten  geschieht  dies  im  Erfurter  Stadtr.  v.  1806, 
§ 10,  wo  entgegengestellt  wird:  „alle  daz  gut,  daz  der  man  mit  ir 
an  gesammentir  hant  irworbin  hat.  iz  si  eigen,  fri,  len  odir  varende 
habe“  und  „des  inannes  len  unde  daz  gut,  daz  der  man  [oder  die  Kraul 
hatte,  er  he  elich  wib  genain.  unde  daz  gut,  daz  he  mit  ledigir  hant 
ane  elich  wib  irworbin  hat  odir  ab  imc  erbe  zugcvollen  were  odir 
gevile.  “ 

*)  Oft  genug  wird  freilich  in  den  etwas  jungem  Quellen  der  Gegen- 
satz zwischen  ererbtem  nnd  gewonnenem  Gut  behandelt,  aber  dieser 
Gegensatz  liegt  ausserhalb  des  Gebiets  des  ehelichen  Güterrechts  und  gilt 
zunächst  nur  zur  Bestimmung  der  Einspruchsrechte  der  Erben.  So  na- 
mentlich schon  im  Venn.  Ssp.  1,  47,  4:  „Kumt  ein  frowe  und  ein  man 
ezusamene  und  ercrigent  gut  mit  einander,  das  heist  ir  gewunnen  gut,  und 
stirbet  ir  eines,  daz  erbot  daz  uff  das  andere  und  darnach  wird  es  erbegut  “ 
(vgl.  Finsi.kr,  De  Obi.  ux„  p.  96).  Ebenso  I,  20,  fl;  I.  47,  4.  Hamburger 
Stadtr.  v.  1497,  K.  11  (vgl.  Gropp,  Abhandl.  11,  S.  538).  lieber  das 
l.üb'sehe  Recht  vgl.  unten.  Aehnlieb  aber  auch  riieksichtlieh  der  Fahr- 
niss bei  Vergabungen  in  altem  Rechten  z.  B.  Weisthum  v.  1304,  $ 22 
a.  E.  Weichbild  bei  v.  Danikls,  Art.  (10,  § 4. 

6)  So  in  den  unten  Anm.  23*lR'handelten  Fällen  und  in  dem  besondern, 
die  Schafgerade  betr.  Rechtsfall.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  20  (Kulm  IV,  (12) 
Schspr.  bei  Böhms:  VI,  S.  106,  ».  laut  dessen  der  Ertrag  einer  Schaf- 
heerde  des  Mannes  diesem  zufällt,  obwohl  die  Wolle  nach  seinem  Tode 
in  die  Frauengerade  gehört.  • 
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bezeichnet,  auch  wohl  hie  und  da  eine  Definition  verfracht s) : 
allein  nirgends  geschieht  dies  gerade  im  Gegensatz  zu  dem, 
was  während  der  Ehe  durch  ihre  Thätigkeit  oder  als  Ertrag 
ihres  Vermögens  erworben  worden  ist.  Andrerseits  wird  auch 
dieses  Erwerbs  mehrfach  gedacht,  wie  sich  gleich  zeigen  wird, 
aber  zur  Hervorhebung  des  Gegensatzes  zu  den  Illaten  der  Frau 
hatte  man  keine  Nöthigung.  Vorhanden  war  der  Gegensatz 
hinsichtlich  des  Frauenguts  aber  auch  im  Sächsischen  Recht 
und,  auf  dieses  Gut  beschränkt,  begrifflich  derselbe  wie  im 
Süddeutschen  Recht.  Er  entspricht  auch  hier  dem  wirthschaft- 
lichen  Gegensatz  von  Kapital  und  Rente,  so  dass  zum  Einbringen 
der  Frau  ihr  ganzes  voreheliches  Vermögen  und  dasjenige  gehört, 
was  ihr  während  der  Ehe  als  Kapital  zufallt,  namentlich 
also  durch  Erbschaft,  Geschenk.  Glücksfall,  — Alles  im  Ges 
gensatz  zu  dem  Ertrag  dieses  ihres  Vermögens  während 
stehender  Ehe  durch  dessen  Gebrauch,  Nutzung  und  Genuss 
und  zu  dem  Ertrag  durch  ihre  Arbeit,  Thätigkeit  und  Wirtb- 
schaft,  sei  es  ihre  ausschliessliche,  sei  es  eine  unter  Mitwirkung 
des  Mannes  geübte  7).  Diesen  Erwerb  während  der  Ehe  spricht 
das  Sächsische  Recht  in  allen  eben  bemerkten  Partien  dem 
Ehemanne  zu. 

Wenn  wir  nun  jetzt  daran  gehen,  dies  aus  den  Quellen 
nachzuweisen . so  müssen  wir  im  Auge  behalten . dass  die 
Entscheidung  der  Frage  für  die  Verhältnisse  während  der  Ehe 
von  geringer  praktischer  Bedeutung  ist.  Die  Wirksamkeit  des 
Eigenthums  au  der  erworbnen  Fahr^iss . gewiss  dem  gewöhn- 
lichsten und  hauptsächlichsten  Bestandtheil  des  Erwerbs,  war 
durch  die  vormundschaftliche  Gewere  des  Mannes  völlig  ver- 


8)  So  schon  im  Ssp..  im  Venn.  Ssp..  wo  der  Gegensatz  zum  Erwerb 
des  Mannes  namentlich  I,  20,  5 Eyn  man  mag  mit  simc  gute,  daz  he 
dererbet  hat.  thun  waz  her  wel,  do  he  gewonnen  nnde  gecouft  had,  undc 
»ra  von  nymande  anerstorben  ist,  noch  aime  wibe“)  hervortritt.  — 
ferner  im  Rigischen  Ridderrecht,  im  Hamburger.  Lübecker  Recht  n.  s.  w. 
Soester  Audhe  Schrac  161,  Art.  add.  3,  2 : „ den  Bmtschatt,  den  hoy 
t!)tfangen  hevet  — darto,  so  wat  der  vrowen  van  eren  vronden  ghegheven 
efte  vorstorven  is.“ 

7)  Vgl.  Cropp,  Abhandl.  11,  § 41 ; Kraut  II,  S.  33ti  1, 
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hüllt  und  das  Eigenthum  an  den  erworbenen  Liegenschaften 
hätte  sich  nur  in  der  Nothwendigkeit  des  eheweiblichen  Cou- 
senses  zu  Dispositionen  über  die  Substanz  äussern  können , wenn 
man  es  der  Frau  ganz  oder  theilweise  zusprechen  wollte.  Der 
Nothwendigkeit  eines  solchen  Consenses  wird  nun  freilich 
nirgends  gedacht;  allein  der  Beweis  durch  eine  solche  Negative 
hat  bei  der  Beschaffenheit  unserer  Quellen  immer  etwas  Un- 
befriedigendes. So  kommt  es,  dass  die  Beweisführung  sich 
ziemlich  allein  auf  die  Ordnung  der  Verhältnisse  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  beschränkt  sieht,  auch  hier  aber  durch  die 
Concurrenz  des  ehemännlichen  Mobiliarrechts  einiger  Maassen 
getrübt  und  geschwächt  wird.  Wir  finden  daher  wenige  sich 
mit  der  ganzen  Frage  ex  professo  beschäftigende  Quellenzeug- 
nisse. Fehlt  es  indessen  schon  an  diesen  nicht,  so  lassen 
vollends  die  allgemeinen  Grundsätze  und  eine  Reihe  von 
Einzelbestimmungen  über  besondere  Fälle  weder  an  der  Rich- 
tigkeit des  Satzes  im  Allgemeinen  noch  an  seiner  bewussten 
Durchführung  im  Einzelnen  irgendwie  zweifeln. 

Bei  der  Darstellung  der  der  Wittwe  gebührenden  Rechte 
an  dem  Erbe  des  Mannes,  wie  sie  der  Sachsenspiegel  8)  und 
die  meisten  ihm  folgenden  Rechtsbücher  geben,  wird  eines 
Rechts  auf  den  Ertrag  der  Wirthschaft,  soweit  er  nicht  in 
Gerade  und  Mustheil  enthalten,  nicht  gedacht,  für  den  Fall 
der  Scheidung,  abgesehen  von  diesen  Vortheilen,  ausdrücklich 
der  Frau  nur  die  Rücknahme  ihrer  lllaten  vergönnt a).  Der 
Erwerb  während  der  Ehe*  verbleibt  also  mit  jenen  Beschrän- 
kungen dem  Manne,  resp.  des  Mannes  Erben.  Für  die  Natural- 
früchte  aus  des  Mannes  Gut  wird  dies  auch  ausdrücklich 
bezeugt9“).  Selbstverständlich  sah  man  ihn  also  auch  schon 
während  der  Ehe  als  Eigenthümer  an.  Ein  directes  Zeugniss 
für  diesen  Satz  in  grundsätzlicher  Allgemeinheit  findet  sich 
aber  erst  in  Quellen  am  Ausgange  unserer  Periode.  So  bemerkt 
das  Stück  von  der  Beweisung 9 b): 

#)  I,  20  f. : vgl.  oben  § 21,  Anm.  1 f. 

#)  Sgp.  III,  74.  Venu.  Ssp.  I,  22,  2 n.  a. 

9»)  Schspr.  bei  Wassrrscklebkn,  S.  207.  cap.  65*. 

9b)  Homkykr  II,  1.  S.  366. 
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„Wolde  men  dat  dy  man  also  an  sines  wyves  gude 
dy  hersehapp  au  der  fruchtbrukinge  liebben  mach,  dat 
is  doch  van  vormuntschapp  wegin“, 
und 

so  is  he  nicht  alleyne  eyn  here  unde  vorwesir 
an  ores  gutes  frucht  brukunge,  sunder  ok  an  allen  dingen, 
wat  dy  frouwe  so  sulven  kan  irwerven“. 

Ganz  ähnlich  bemerkt  Langenbeck  in  seiner  Glosse  zum 
Hamburger  Stadtrecht  von  1497,  mit  dem  sie  ziemlich  gleich- 
alterig  ist : 

„ — van  der  wynste,  de  susz  anders  in  ghemenen 
rechten  dem  manne  thogedelet  werden,  al  worde  idt 
ock  dorch  de  frouwen  vorworven,  sus  holdeth  nichtes- 
demyn  dat  recht,  sulckent  sy  uth  des  mannes  ghuderen 
entspraten  — “ 
und  ebenso: 

„(Dem  manne]  — dem  alle  upkamyngh  van  der  fruwen 
ghuder  und  alle  wynste  de  ghemenen  rechte  tho- 
delen  — .“10) 

Er  hätte  sich  wie  auf  das  gemeine  Recht , so  auch  auf  das 
ältere  Hamburger  Stadtrecht  berufen  dürfen,  denn  auch  dieses 
führt  als  Grund  der  grössern  Erbschaftsquote  des  Mannes  an: 

„wente  he  dat  gut  erworven  heft“  10  a). 

Für  die  einzelnen  Theile  des  Erwerbs  linden  sich  nun  aber 
auch  in  den  alten  Quellen  Bestätigungen  genug,  die,  als  ge- 
legentliche für  besondre  Fälle,  deutlich  zeigen,  wie  man  den 
Satz  als  ganz  selbsverständlich  annahm. 

Dass  dem  Manne  der  Abwurf  des  Frauenguts  an  natür- 
lichen wie  civilen  Früchten  ebenso  wie  der  freieste  Gebrauch 
desselben  gebührte,  liegt,  wie  wir  oben  gesehen  haben u),  schon 

10)  Zu  K.  7 bei  Lappenbebg,  S.  274.  Zwar  versteht  Lanoknbkck 
unter  dem  gemeinen  Recht  schon  das  römische.  Diesem  ist  aber  jener 
Satz  absolut  fremd  und  Lanoenbeck  hat  ihn  offenbar  in  demselben  nur 
gesucht,  weil  er  ihn  im  Sacbsenlande  in  allgemeiner  Gültigkeit  vorfand 
und  dazu  das  Hamburger  Recht  in  Gegensatz  glaubte. 

10 *)  Etadtr.  v.  1270  VI,  7.  In  den  spätem  Reccnsionen  fehlt  die 
Bemerkung.  Str.-R.  v.  1292  E.  16,  1497.  J.  18. 

u)  Vgl.  oben  § 8 im  Text  zu  Anm.  2 f.;  § 14  zu  Aam.  16  f. 
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darin,  dass  dem  Manne  die  Gewere  daran  zukam.  die  darum 
vielfach  als  eine  „nuczliche  und  genisliche  gewere“,  als 
„nuczliche  gewere  und  gebruchunge“,  als  „genisz“,  „nuczund 
gewere“  u.  dergl.  bezeichnet  wird.  Der  Mann  hätte  aber 
die  Gewere  nicht  gehabt,  wenn  er  das  Frauengut  nicht  in 
„nuez  und  gelde“  gehabt  und  den  „tins“  daraus  genommen 
hätte.  So  ist  es  denn  selbstverständlich , dass  beim  Tode  der 
Frau  die  natürlichen  wie  die  civilen  Früchte  ihrer  Grundstücke, 
soweit  sie  zur  Zeit  des  Todes  der  Frau  schon  als  erworben 
erschienen  (und  hiebei  entscheidet  das  deutschrechtliche  Prinzip 
über  die  functus  industrielles ls)),  nicht  der  Flau  Erben,  sondern 
dem  Manne  gebührten  ,3).  Was  von  Zins-  und  Pachtgeldern 
der  Grundstücke  gilt,  muss  auch  offenbar  von  andern  Geld- 
erträgen, namentlich  von  Renten  der  Aussenstände  der  Frau 
gelten . zumal  diese  ja  in  der  Regel  in  der  Form  von  Renten- 
käufen eontrahirt  waren  14).  Zwar  führte  in  dem  von  den 
Quellen  allein  behandelten  Falle , da  man  selbst  Früchte 
auf  dem  Halm  als  Fahrniss  anzusehen  pflegte  ,s) , schon  des 
Mannes  Mobiliarrecht  zu  demselben  Resultate  Iti) ; allein  die  al- 
legirten  Bestimmungen  der  Rechtsbücher  stützen  ihrer  ganzen 


**)  Vgl.  Ssp.  11,  58,  2:  vgl.  das  Nähere  § 33,  Anm.  37  f. 

■3)  Ssp.  111,  76,  3.  4.  5.  Verni.  Ssp.  I.  23.  2.  Eisen.  Rechtsbuch. 

I,  25.  Rigisch  Ridderr.  232. 

>4)  Vgl.  Conxt.  August,  v.  1572  III.  24. 

1S)  Salfelder  Stat.  bei  Walch,  Beiträge,  Rd.  I,  S.  22. cap.  63:  „Was 
uff  lengute  stet,  daz  der  wird  bubet  und  dy  sunne  beschint,  dar.  ist 
vame  habe.“  Erfurter  Stat,  v.  1306,  cap.  44:  „Wanne  getreidc  odir 
same  uffe  den  aeliir  ge  worfln  wirt  unde  diz  di  eyde  bestrichit  so  sal  iz 
varnde  habe  sie.“  Vgl.  auch  Pi  booldt's  Reehtsb.  III,  5. 

>6)  So  stützt  sich  in  dein  Sclixpr.  bei  Wasrkrsc  iii.kiikn.  S.  231, 
cap.  76  die  von  den  Schöffen  nachher  pure  licjahte  Frage  allein  auf  des 
Mannes  Mobiliarrecht:  ., Sintdenmiale  das  die  frawe  den  tag  des  St.  Urbani 
irlebitte  und  her  mit  ir  die  fruchte  bis  dohyn  mit  seyme  gelde  mit  allir 
slachte  erbit.  volfurt  nnd  direrbit  habe.  Ab  denne  nu  dieselbigcn  direr- 
bitten  weynefruchte  icht  billicher  und  ir  (und  eher)  zen  vamdem  gute 
zeu  reytene  und  ym  czu  bleybene  seyn  — ?“  Vgl.  v.  Svnow,  Erbrecht,  zu 
Anm.  877.  Auf  diesen  Gesichtspunkt  führt  v.  Martitz.  S.  116  f.  die 
Sätze  allein  zurück ; vgl.  aber  die  folgende  Anmerkung.  Auch  Stobbk 
(Heiträgc,  S.  65  f.)  theilt  diese  Ansicht  nicht. 
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Fassung  nach  den  Satz  doch  sichtlich  auf  das  in  der  Gewere 
liegende  Nutzungsrecht  des  Mannes16“). 

Dass  diesem  aber  auch  der  Ertrag  der  Arbeit  und  Thätig- 
keit  der  Frau  während  der  Ehe  gebührt,  wird  wenigstens 
für  den  Fall  mannigfach  bezeugt,  wo  die  Arbeit  und  Tbätig- 
keit  eine  gemeinschaftliche  beider  Gatten  war.  So  entscheidet 
das  Magdeburger  Weisthum  von  1304,  § 77: 

„Hat  abir  ein  Mann  eine  Witewen,  die  Kinder  hat. 
unde  enhat  niechein  Gut.  und  hat  der  Man  einen  Sun 
bie  sime  ernten  Wibe  unde  erbeiten  sie  Gut  unde  legen 
daz  an  Eigen  oder  an  varende  Habe  oder  an  Koufschatz  unde 
stirbet  der  Man  darnach  unde  en  hat  der  Vrowen  nicht 
gegeben  bie  sime  Libe,  des  Mannes  Sun  ist  neher  daz  Erbe 
zu  nemene,  den  der  Vrowen  Kinder  sin  — “n), 
dass  der  Erwerb  durch  gemeinschaftliche  Arbeit,  den  Erben 
des  Mannes,  nicht  denen  der  Frau  nach  Auflösung  der  Ehe 
zufallt.  Aehnlicli  § 13(1  ebend.: 

„ Nimet  eines  Pfaffen  Sun  ein  elich  Wib  unde  ge- 
winnet her  Gut  oder  erarbeitet  Gut  mit  ir  — 
— ; stirbet  her  sidere,  sine  Kindere  nement  sin  Gut, 
unde  swaz  her  sime  Wibe  hat  gegiftet  in  gehegetem 
Dinge,  daz  bebeldet  sie;  stirbet  aber  her  ane  Kindere. 
so  getritet  sin  Gut  an  die  konicliche  Gewalt“, 
wo  die  Frau  sich  schlechthin  mit  ihrer  Vergabung  begnügen 
muss,  das  gemeinsam  erworbene  Gut18)  als  „sein“  (des 
Mannes)  Gut  bezeichnet  wird19).  Hecht  ausdrücklich  Magde- 
burger Fr.  I,  14,  219“;:  * 

is»)  Es  ergiebt  »ich  die«  namentlich  daraus,  das«  auf  die  Ent- 
scheidung der  Frage  die  Grundsätze  über  die  „ verdienten , erarlieitcten  “ 
Früchte  angewendet  werden;  vgl.  Anm.  12  u.  13. 

1T)  Wiederholt  im  Glogauer  Rechtubuch,  cap.  141  und  in  der  Glosse 
zum  Weichbild,  Art.  93  bei  v.  Daniels,  S.  407,  bi  f. 

i*)  Da«  Pfaffenkind  darbt  der  Erbfolge,  vgl.  v.  Sydow,  Erbrecht. 
Anm.  15<>.  58. 

19)  Demgemäss  legt  dasselbe  Weisthum  v.  1304.  § H3  a.  E.  dem 
Manne  die  ausschliessliche  Disposition  über  die  gemeinschaftlich  ver- 
arbeitete Fahrnis»  bei.  Dasselbe  gilt  aber  auch  für  Grundstücke,  vgl. 
Schspr.  bei  Böhme  VI.  S.  133,  «. 

19»)  = Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  133,  «. 
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„ Hat  der  man  mit  syner  frouwen  gut  unde  erbe  dir- 
erbeit  unde  ist  der  frouwen  was  doran  gegeben  vor  ge- 
richte,  das  sal  sy  haben.  Hat  ir  ouch  der  man  was  benantes 
gutis  gegeben  au  syrne  erbe  und  an  varnder  habe,  — 
das  sal  sie  ouch  behalten,  andirs  hat  sy  .an  ires 
mannis  gute  uicht.“ 

So  sprechen  anderwärts  die  Schöffen 2U;  das  „gereyt  geld, 
das  ir  beyder  direrbit  unde  ungeezweyt  gut  was“,  nach 
dem  früheren  Tode  des  Mannes  seinen  Erben  zu  und  der 
Wittwe  ab21).  Nirgehds  findet  sich  dagegen  irgend  welche 
Andeutung  in  den  gemeinrechtlichen  Quellen , dass  der  ge- 
meinschaftliche Erwerb  beider  Eheleute  als  solcher  zum  Theil 
der  Frau  gebühre22),  wie  sich  auch  unten  (§27)  zeigen  wird, 
dass  es  für  das  Hecht  des  Mannes  bedeutungslos  war,  ob  er 
den  Erwerb  mittelst  seines  eignen  Vermögens  oder  mit  Hülfe 
des  Frauenguts,  für  und  unter  Hingabe  desselben  machte. 

An  solch  entscheidenden  Zeugnissen  fehlt  es  fast  ganz  für  unsern 
Grundsatz,  soweit  es  sich  um  den  Erwerb  aus  der  ausschliess- 
lichen Thätigkeit  und  Arbeit  der  Frau  handelt23).  Indessen 


*°)  Sehspr.  bei  Wasskrsciu.kben,  S.  201  f.,  cap.  61. 

-')  So  wird  in  der  Darstellung  eines  Rcchtsfalls  bei  IVassersch- 
, i.khen,  S.  347,  cap.  105  von  Gütern,  die  sic  ,, beidirseit  mittenander 
irkrigit,  gecouflt  und  dirwurbin  haben,  die  sieb  zeu  gerade,  varnder  habe 
ader  worczu  sich  die  von  recht  geczihen  niogin“  bemerkt:  „die  also  an 
den  genanten  M.  (den  Ehemann)  von  seyne r eliebin  t'rauwin  als  ir  beidir 
direrbit  und  nicht  in  [ihnen]  dirs torbin  guter  mit  rechte  körnen  sint.  sint 
doch  man  und  wip  keyn  geezweyt  gut  mittenander  haben  stillen  — .“ 

22)  Die  einzige  Andeutung  könnte  man  in  dem  Erforderniss  gemein- 
schaftlicher Disposition  beider  Gatten  Uber  Grundstücke  finden,  die  sie 
„mit  enander  derworben  haben“,  wie  sie  der  Venu.  Ssp.  I,  47,  6 vor- 
schreibt, wenn  nicht  der  Eingang  der  Stelle  ebenso  wie  der  Text  des 
Goslar'schen  Rechts,  dem  sic  entlehnt  ist  (bei  Göschen  , S 29,  n f.,  wo 
statt  jener  Worte  steht:  „dat  se  tosamene  bebbet“),  die  Unrichtigkeit 
der  Uesart,  die  bei  Böhmf.  (I,  40,  5)  wieder  anders  lautet,  auswiese,  oder 
aber  ein  Verständnis«  dahin  forderte:  was  ein  Gatte  durch  die  Heirath 
mit  dem  andern  erworben  hat.  (Aehnlich  z.  B.  im  Ssp.  I,  12.) 

*8)  Nur  die  oben  Anm.  allegirte  Stelle  greift  auch  hier  Platz 
mit  den  Schlussworten:  ..sunder  ok  an  allen  dingen,  wat  dv  frouwe  so 
»ulven  kan  irwerveu“. 
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lassen  nicht  blos  die  im  Eingang  erwähnten  allgemeinen  Gründe 
aicht  daran  zweifeln,  dass  man  auch  diesen  Erwerb  dem  Manne 
allein  zugehören  liess,  sondern  dies  ergiebt  sich  namentlich 
auch  aus  der  Scheidung  des  ehemännlichen  Nachlasses  nach 
Erbe  und  Gerade,  wo  von  dem  Ertrag  der  wirthschaftlichen 
Thätigkeit  der  Frau  doch  nur  die  nach  allgemeiner  Gewohn- 
heit in  den  Geradecomplex  fallenden  Gegenstände  der  Wittwe 
resp.  der  Niftel  zugesprochen  werden,  alles  Uebrige  dem  Manne  0 
resp.  seinen  Erben  zufällt.  Insonderheit  tritt  dies  da  hervor, 
wo  jene  Scheidung  im  Detail  näher  ausgeführt  wird,  weil 
der  Mann  gerade  aus  der  Production  von  solchen  Gegenständen 
ein  Gewerbe  macht,  die  im  gewöhnlichen  Haushalt  von  der 
Frau  geschafft  werden  und  desshalb  in  die  Gerade  fallen,  wie 
bei  Schnitthändlern,  Leinewebern,  Seiden-  und  Bordenwirkern, 
Schleierwebern  u.  dergl . 23  *) , sowie  in  den  jüngem  Rechten, 
welche  bei  ihrer  Tendenz  zur  Beschränkung  der  Gerade  eine 
solche  namentlich  auch  in  der  Weise  herbeiführen,  dass  sie 
die  von  der  Frau  während  der  Ehe  „gezeugte“  Gerade  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  behandeln  und  sie  desshalb  dem 
Manne  zusprechen  **).  Selbstverständlich  ist  unserm  Satz  auch 
nicht  entgegen  , dass  da,  wo  die  Frau  Einhandsgut  hat  und 
mit  diesem  ein  selbstständiges  Geschäft  treibt  oder  ein  ein- 
zelnes solches  Geschäft  abschliesst,  der  Ertrag  desselben  wieder 
Einhandsgut  wird  und  dem  Manne  nicht  zu  Gute  kommt  "). 

Als  Ergebniss  stellt  sich  sonach  heraus,  dass  nach  ge- 
meinem Sächsischen  Recht  der  Mann  es  ist,  welcher  den 


Weichbild,  Art.  23.  § 2 u.  (rlos.se  dazu  bei  v.  Daniels,  S.  21*1  f., 
t»  f.  Allerdings  werden  hier  vorzugsweise  die  ( ierättisehaften  und  das 
Handwerkszeug  in 's  Auge  gefasst , doch  gilt  sichtbar  dasselbe  auch  von 
den  Fabrikaten  selbst. 

s*)  So  das  Görlitzer  Statut  v.  143'!,  g 8 u.  von  1434,  g HO,  bei 
Gp.nm.rk,  Stadtrechte,  S.  107  u.  159. 

**)  Dahin  gehören  die  Bestimmungen  des  Hamburger  Stadtr.  v.  1270, 
IX,  13  a.  E..  v.  1292  M.  10.  Stader  Stadtr.  v.  1279  VI.  12.  Hildes- 
heimer Stadtr.  bei  Pckest>orp  IV,  App.,  S.  2H7.  Goslar’sches  Stadtr., 
S.  78,  . f.  System.  Sch.-R.  III,  2,  94  s.  f.;  IV,  1,  30  (Kulm  IV,  29; 
III,  125). 
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gesamten  Ertrag  aus  dem  inferirten  Vermögen  der  Frau  und 
aus  ihrer  Arbeit  und  Thätigkeit  während  der  Ehe  allein 
erwirbt  -G).  Da  ihm  nun  auch  die  Rente  aus  seinem  Ver- 
mögen und  seiner  Thätigkeit  ausschliesslich  gebührt,  so  er- 
giebt  sich  allerdings  als  Endresultat,  dass  der  Mann  Herr 
des  gesamten  ehelichen  Erwerbs  — also,  wenn  man  darauf  den 
Süddeutschen,  einer  andern  Gedankenfolge  ungehörigen  Begriff 
% übertragen  darf,  Herr  der  ehelichen  Errungenschaft  wird.  Der 
Ursprung  dieser  ist  für  das  Rechtsverhältnis  selbst  gleich- 
gültig. Auf  ihn  wird  bei  Trennung  des  ungezweiten  Guts 
oft  gar  kein  Gewicht  gelegt,  vielmehr  wiederholt  nament- 
lich der  Satz  aufgestellt,  dass  alle  „bona  negotiatoria der 
„gesamte  Kaufschatz“,  also  der  Complex  der  in  der  Ehe  durch 
Handel  und  Gewerbe  erworbnen  Fahrniss.  in  des  Mannes 
Nachlass  gehöre  *7). 

Dass  auch  die  Particularrechte  diesem  Principe  folgen,  wird 
sich  bei  deren  Darstellung  eigeben  *s),  wenn  sich  hier  auch 
durch  die  völlig  umgeänderte  Ordnung  der  Erbschaftsverhält- 
nisse das  Resultat  ausgänglich  anders  stellt.  Nur  das  Gos- 
lar'sehe  Recht  mit  einem  Zweige  der  Thüring'schen  Tochter- 
rechte weisen  wenigstens  das  gemeinschaftlich  erarbeitete 
Gut  beiden  Gatten  gemeinschaftlich  zu 2S).  Dagegen  wirkt 
noch  im  neuem  Sächsischen  Recht  die  alte  Anschauung  fort. 
Sie  hat  in  diesem  aber  in  Folge  seiner  Verschmelzung  mit 
den  Ideen  des  römischen  Rechts  eine  eigenthümliche  Gestalt 

*#)  v.  Svnow's  (Erbr. , S.  257)  Ansicht  von  einem  Miteigentum 
beider  Gatten  an  der  Errungenschaft  erweist  sich  damit  als  irrig. 

*<)  So  das  Ha^lesche  Weisthum  von  1235,  § 43;  Venn.  Ssp.  I,  7,  1 
a.  E. ; Eisenacher  Rechtsb.  I.  28.  So  stellt  der  Rechtsbrief  Ihr  Stendal 
v.  1237  den  „Kaufmannschatz“  und  die  Gerade  als  die  erschöpfenden 
Hcstandtheile  derEahrniss  einander  gegenüber.  Aus  demselben  Gesichts- 
punkt spricht  das  Halle'sche  Weisthum  alle  Aussenständc  (omne  debituin) 
dem  Manne  zu.  Von  inferirten  Aussenständen  der  Frau  kann  dies  nicht 
gelten. 

*8)  Vgl.  unten  für  Lübeck.  Hamburg,  Bremen,  Soest.  Münster.  Lüne- 
burg n.  s.  w. 

*9)  Vgl.  unten. 
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gewonnen  und  erscheint  nicht  mehr  in  der  alten  Reinheit 
und  Klarheit 30). 

30)  Das  Römische  Recht  hot  den  Anhalt  in  seiner  praesurutio 
Muciana,  freilich  aber  nur.  wenn  man  sich  nicht  scheute,  sie  über  ihre 
ursprüngliche  Tendenz  hinaus  zu  erweitern  — in  einer  dem  Römischen 
Hechte  offenbar  nicht  entsprechenden  Weise.  Erscheint  sie  hier  wesent- 
lich im  Zusammenhänge  mit  dem  (irundsatz  von  der  Nichtigkeit  der 
Schenkungen  unter  Ehegatten,  so  tritt  diese  Beziehung  in  dem  jüngern 
Sächsischen  Recht  ganz  zurück,  und  sie  erweitert  sich  zu  dem  Satz,  dass 
jeder  Erwerb  der  Frau  während  der  Ehe  dem  Manne  gehört,  sofern  diese 
nicht  darthut,  dass  er  eoen  nur  mit  und  für  ihre  Illaten  gemacht  ist, 
«der  — was  dann  freilich  von  selbst  folgt  — dass  das  Eigenthum  des 
Mannes  an  jedem  Bestandtheil  des  ungezweiton  Guts  so  lange  präsumirt 
wird,  als  die  Frau  nicht  nachweist,  dass  es  von  ihr  inferirt  oder  von  ihr 
tur  ein  lllatum  erworben  sei.  Im  Sinne  des  Römischen  Rechts  geht  die 
Präsumtion  nur  dahin,  Alles,  was  in  der  E|^  von  der  Frau  erworben 
wird,  habe  sie  mittelst  Schenkung  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  er- 
worben. könne  also  von  diesem  (nicht  aber  von  seinen  Erben)  revccirt 
werden.  Beweist  die  Frau  daher,  dass  sie  das  Object  von  einem  Dritten, 
*ei  es  durch  ihre  Arbeit,  sei  es  mit  Hülfe  ihres  eignen  oder  selbst 
ihres  Mannes  Vermögen  erworben  habe,  so  ist  die  Präsumtion  widerlegt. 
Trutz  dieser  bleibt  also  die  Frau  principiell  Eigent  hü  merin  ihres 
Erwerbs.  (Vgl.  Puchta,  Pandekten,  § 413 ; Siktems,  Oivilrecht,  g 135, 
Anm.  30.)  So  eng  fasste  aber  die  Sächsische  Praxis  die  Bestimmung 
nicht  auf.  Man  licss  nicht  blos  die  Möglichkeit  der  Oonvalescenz  der 
Schenkung  durch  des  Mannes  Tod  ganz  unbeachtet  und  ahstrahirte 
völlig  von  dem  Zusammenhang  mit  dem  Schenkungsverbot,  sondern  man 
lies»  überhaupt  den  Gegenbeweis  nur  in  der  Art  zu,  dass  die  Frau  den 
Erwerb  aus  ihren  Illaten  darthat.  Insoweit  erkannte  man,  im  Ge- 
danken an  eint  permutatio  dot in  oder  das  l’rincip  des  res  nucredU  in 
loemn  prelii,  das  Eigenthmu  der  Frau  (in  dieser  Beziehung  allerdings 
rum  altern  ltechte  abweichend)  an;  jeden  andern  Erwerb  — also  nament- 
lich durch  die  Arbeit  der  Frau  oder  mit  Hülfe  der  Mittel  des  Mannes  — 
wies  man  dagegen  diesem  zu.  Es  war  dies  freilich  vom  Römischen  Ge- 
sichtspunkt aus  ein  MissverstandniBs , es  war  aber  richtig,  vom  alten 
■■Sächsischen  Priucip  aus  betrachtet.  ganz  ähnlich  wie  liei  Lanciknusck 
in  der  Hamburger  Glosse  (vgl.  oben  Anm.  10). 

Grade  in  den  ältem  Behandlungen  der  Sache  tritt  dieser  Hergang 
»in  klarsten  hervor.  So  kämpft  das  materielle  Säclisische  Princip  mit 
■ler  Römischen  Formulirung  recht  auffällig  noch  in  KarczoV,  Defin.  8 zu 
Pare  III,  Const.  25:  „Opinari  quis  posset,  inter  conjuges  tacite  contrahi 
societatcm  negotiationis.  Attamen  nullibi  cautum  est,  conjugibus  acquisita 
esse  communia.  Quin  magis  in  jure  constitutum  est,  ea,  quae  ob  uxore 
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§ 27. 

bas  Recht  des  Ehemannes  auT  den  Erwerb  durch  blosen  Einsatz 
des  Frauenguts. 

(Pretium  non  succedit  in  lncum  rei.) 

- Auch  das  aus  und  mit  dem  Gut  der  Ehefrau  erworbene 
Vermögensstück  gehört  also,  wie  wir  gesellen,  dem  Ehemanne. 
Ein  solcher  Erwerb  kann  nun  aber  namentlich  in  der  Weise 
erfolgen,  dass  er  lediglich  in  dem  Umsatz  eines  besessenen 
Objects  gegen  ein  zu  gewinnendes  besteht,  dieses  direct  und 
völlig  an  die  Stelle  jenes  tritt.  Hier  liegt  dann  die  Auf- 
fassung nahe,  dass  das  Vermögen  der  Frau  als  Ganzes  dasselbe 
bleibe,  sich  gar  nicht  (oder  blos  zufällig  oder  in  der  Schätzung 
des  Inhabers)  vermehre,  sondern  nur  in  seinen  Bestandteilen 
wechsele,  und  dass  man  folge  weise  in  einem  solchen  Umsatz 
keinen  neuen  Erwerb,  sondern  nur  einen  Umtausch  zu  er- 
blicken habe,  das  Eingetauschte  also  nicht  dem  Manne  als 
Erwerb  sondern  der  Frau  als  Illatum  gebühre,  — eine  Auf- 


quaesita  sunt,  ex  bonis  viri  ad  evitandam  turpis  quaestus  suspicioneni 
quaesita  praesumi,  ideoque  ad  maritum  pertinere.“  Auch  Kakpzov 
mochte  fühlen , dass  das  Römische  Recht  den  Schluss  in  dieser  Weise 
nicht  zieht.  Nur  als  Sächsischer  Rechtssatz  hatte  er  Wahrheit.  Br 
stützt  ihn  daher  auch  mit  weitem  Gründen,  die  nur  im  Sinne  dieses, 
nicht  im  Sinne  jenes  liegen:  „Cui  acccdit.  quod  operas  maritodebeat 
mulier.  Et  cum  soli  marito  oncra  matrimonii  incumbant  — — cur 
non  ipsi  soli  couimoda  tanquam  praccipua  essent  relin- 
qnenda?“  und  endlich  gelangt  er  direct  zum  rein  Sächsischen  Princip, 
wenn  erschliesst:  „|Bona acquisita],  quae  ad  solum  maritum,  tanquam 
principem  et  caput  familiae,  sunt  referenda.“  Ueberall  tritt  hier 
der  materielle  Rechtssatz  nacht  liervor,  von  einer  Präsumtion  ist  nirgends 
mehr  die  Rede.  — Achnlich  ist  die  Behandlung  noch  in  Strykhs,  Usus 
mod.  XXIV,  1.  § 12  f.,  während  man  später,  je  mehr  man  den  Ursprung 
des  Satzes  im  rein  Römischen  Recht  suchte,  geneigt  war.  auf  die  engere 
Bedeutung  der  Präsumtion  zuriiekzugreifen  (vgl.  Euminohacs,  Pandekten 
des  Sachs.  Rechts  IX.  4.  Nr.  48  40.  50.  52.  53.  58).  Das  neue  Sachs. 
Civilgesetzbucli  lässt  mit  der  von  iliui  itn  § Ifiät!  aufgestellten  Prä- 
sumtion völlig  im  Zweifel,  welchen  Grundsätzen  es  rncksichtlieh  des  Er- 
werbs der  Frau  huldigt,  sofern  er  nicht  durch  ihre  Arbeit  und  Thätig- 
keit  erfolgt.  Ueber  den  Erwerb  durch  letztere  hält  es  die  bisherigen 
Grundsätze  fest  (§  1808). 


Digitized  by  Googh 


Bedeutung  des  Princips:  „Pretium  succedit  in  locnm  rei.“  271 

fassung , die  nicht  das  Princip  selbst  alteriren,  sondern  nur 
unter  besondem  Umständen  besonders  anwenden  würde.  Näher 
noch  lag  diese  Auffassung  im  Süddeutschen  Recht,  wo  sieb  die 
Ordnung  der  ehelichen  Güterverhältnisse  wesentlich  mit  um 
den  Gegensatz  von  Einbringen  und  Errungenschaft  beider 
Gatten  bewegte  und  die  Grenzlinie  von  beiderlei  Complexeu 
zu  einer  strengen  Scheidung  drängten.  Hier  findet  sich  denn 
auch  schon  früh  das  Princip:  „res  succedit  in  locum  pretii  et 
pretium  in  locum  rei“,  geltend  gemacht1)  und  namentlich  in 
jöngern  Rechten  sehr  bestimmt  anerkannt  *).  Das  Sächsische 
Recht  macht  jedoch,  obwohl  ihm  in  andern  verwandten  Partien 
die  Anschauung  nicht  fremd  ist 3),  davon  keinen  Gebrauch. 

*)  Rechtsb.  Rucrecht’s,  § 178  bei  Wkstkkrikdek:  „Hat  der  wirt 
haeuser  oder  aigen.  dar.  er!>et  an  sein  nächst  erben.  Ist  aver  das,  das 
aigen  chauft  ist  um  der  frawen  guot,  so  erbet  es  di  frawen  und  nicht 
die  erben.“  Die  Stelle  steht  nur  im  Stadtrechtsbnch , nicht  im  Land- 
rechtsbuch; vgl.  Macker  , Ruprecht  v.  Freysing,  S.  34.  Anm.  23  u. 
S.  313,  Anm. 

*)  Vgl.  Fissi.er,  De  Oblig.  ui.,  p.  92,  not.  3.  Kract  II,  S.  341, 
Anm.  9 u.  10. 

4)  So  für  die  Entscheidung  über  die  Erbgutsqualität.  Weisthum 
v.  1304,  § 22  a.  E.  Liib’sches  8tat.  bei  Hach  II.  41:  III,  161.  So  auch 
bei  der  Entscheidung , ob  etwas  für  Immobile  zu  gelten  hat , resp.  die 
Rechtsverhältnisse  der  Liegenschaften  bei  der  Erbfolge  der  Kinder  theilt. 
Es  wird  dies  hauptsächlich  in  den  Rechten  mit  Verfangenschaft  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  Für  diesen  Zweck  finden  wir  das  Princip  nament- 
lich im  Eisenacher  Rechtskreis  angewendet.  So  schon  in  den  Gerichts- 
läuften  110;  „ — und  wirdt  geldthaft'tigk  guet  . das  ein  widerkauttt  ist, 
kegen  erblichem  guct  mit  gnthem  willen  ohrer  aller  geteilt,  wen  das 
geldthafftig  guct  wirt  dan  ein  widerkautf.  das  sal  ein  vatter,  ob  er  sich 
anderweit  beweibet,  oder  eine  mutter,  ob  sey  sich  anderweit  bemannet 
hette.  nicht  den  kindorn  enzihen  für  farende  habe.“  Danach  die  Be- 
stimmungen im  Eisenacher  Rechtst).  I,  69.  69.  88,  nach  welchem  zum 
Erbe  auch  gehört  „ was  varinder  hals:  ist , die  keigin  erbe  geteilt  ist, 
und  vor  erbe  lit,  odir  erbe  gewest  ist  — “.  Pubooldt  1,  56:  „ — woran 
oss  geleyt  ist,  das  sal  bliebin  an  erbes  statt.“  Grade  in  der  erbrecht- 
lichen Partie  folgt  aber  das  Eisenacher  Recht  dem  Süddeutschen  Typus.  — 
Die  Bestimmung  des  Verm.  Ssp.  1,  fiO,  4 beruht  auf  der  Natur  von 
Gerade  und  Herwede  als  mortis  causa  capionts,  und  auch  die  andre 
I,  23,  1 a.  E. : „ Hat  her  icht  henin  bracht  (sc.  d.  zweite  Gatte  in  das  un- 
gezweito  Gut  aus  erster  Ehe)  daz  nemiuet  her  usz  zeuvom.  Hat  her  ouch 
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Wohl  versuchen  Parteien  hie  und  da  eine  Berufung  darauf, 
aber  die  Schöffen  lehnen  es  entweder  ausdrücklich  ab,  oder 
beachten  es  wenigstens  nicht,  sondern  sprechen  dem  Manne 
auch  diese  Gattung  des  Erwerbs  zu.  Auch  von  den  Partieular- 
rechten  ist  es  nur  das  Hamburger  und  (aus  ihm  entlehnend) 
das  Lüb’sche  Recht,  welches  wenigstens  in  einer  Beziehung 
obigen  Grundsatz  zur  Geltung  bringt 4). 

Er  kann  im  Sächsischen  Recht  überhaupt  nur  sichtbar 
hervortreten,  wenn  der  Erwerb  aus  dem  Gute  der  Frau  erfolgt, 
insofern  solchen  Falls  das  Erworbene,  statt  nach  der  allge- 
meinen Regel  in  das  Vermögen  des  Mannes  zu  gehören, 
iu  das  der  Frau  fallen  müsste 4“).  Hiebei  ist  aber  wegen 
der  verschiednen  Begrenzung  der  Dispositionsbefugniss  des 


erbt-  gecoufft,  ily  wile  sy  haben  ungeezwevget  gesessen,  usz  oren  oder  mit 
oren  gemeynen  gute,  dy  nernpt  he  ouch  evn  teyl  doran“,  basirt  nicht 
auf  unserm  Grundsatz,  sondern  folgt  von  selbst  daraus,  dass  in  den 
Drittheilsrechten  das  ungezweite  Gut  in  Quoten  getheilt  wird,  nach  dein 
Bestände,  in  welchem  es  sich  z.  Z.  der  Theilung  befindet.  Für  das  ge- 
meine  Hecht,  wo  es  seinem  Ursprung  nach  zerfallt,  wird  die  Anwendung 
des  l’rincips  ausdrücklich  abgelehnt.  Vgl.  Glogauer  Rechtsb.  81:  „ — Sn 
nemen  des  ersten  mannes  kinder  yr  veterlich  gut  czuvore,  nach  der  muter 
tode  gen  sy  dor  nach  gliche  mit  den  andern  kinden  ezu  teile  an  deine 
gute,  daz  us  dem  ersten  gute  were  geknufft  unde  geczugit.“ 
Dagegen  scheint  es  in  dem  Schspr.  bei  Wasskbächlkbrn,  S.  227,  cap.  74 
für  den  Fall  der  Verausserung  der  Grundstücke  durch  den  väterlichen 
Vormund  anerkannt  zu  worden. 

*)  Vgl.  unten  Anni.  14.  Ebenso  v.  Mautitz.  S.  121,  Anm.  5. 

*»)  Allerdings  kann  dann,  wenn  die  Frau  einseitig  über  Einhands- 
gut  verfügt  und  ihre  Verfügung  [rechtloser  Weise]  auf  des  Mannes  Ver- 
mögen ansdehnt , fraglich  werden , ob  das  mit  diesem  erworbene  Gut 
Eigenthum  der  Frau  oder  des  Mannes  wird.  Indessen  steht  dieser  Fall 
unter  der  viel  allgemeinem  Frage,  ob  nicht  Jeder  befugt  ist,  das  für 
sein  Gut  von  Andern  rechtswidrig  Erworbne  in  Anspruch  zu  nehmen.  Denn 
rücksichtlich  des  Einhundsguts  steht  die  Frau  dein  Manne  als  eine  Fremde 
gegenüber.  Für  das  eheliche  Giiterrecht  ist  daher  nicht»  zu  schliessen, 
wenn  die  Schöffen  in  dem  Schspr.  bei  Wassphs«  hi.khf.x,  S.  14ti,  cap.  12 
in  einem  solchen  Falle  der  Frau  einen  Eid  dnhin  ansinnen:  „das  sie 
die  [strittige]  ficischbank  mit  eres  [inzwischen]  todin  wirtis  phennyngen 
nicht  geknufft  habe  — “ und  nur  in  diesem  Falle  die  Ficischbank  als 
Sondergut  der  Frau  anerkennen. 
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Ehemannes  der  Unterschied  zwischen  dem  liegenden  und  dem 
fahrenden  Gut  der  Frau  von  Belang. 

Grundstücke  derselben  kann  der  Ehemann  wirksam  nur 
mit  Consens  der  Frau  veräussern  und  also  auch  nur  so  gegen 
andres  bewegliches  oder  unbewegliches  Gut  umsetzen.  In  i 

diesem  Falle  entscheidet  daher  das  Uebereinkommen  der  Ehe- 
leute — das  ausdrückliche  oder  das  nach  den  Umständen  als 
intendirt  anzunehmende  — ob  das  erworbene  Gut  dem  Manne 
oder  der  Frau  zukommen,  und  ob  und  wie  dieser  im  erstem 
Falle  eine  Vergütung  zu  Theil  werden  soll.  Auf  ein  solches 
Abkommen  weist  vielleicht  schon  der  Ssp.  I,  44  hin,  wo  der 
Ehemann  seiner  Frau  für  ein  veräussertes  Grundstück  Gut 
„in  ursale“  d.  i.  zur  Wiedererstattung  giebt 4b).  Der  Grund- 
satz könnte  daher  nur  etwa  subsidiär  in  Ermangelung  einer 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Abkunft  zur  Geltung 
kommen.  Aber  die  Quellen  adoptireu  ihn  auch  in  dieser  Be- 
schränkung nicht,  sondern  suchen  überall  die  vermuthliche 
Intention  der  Ehegatten  entscheidend  werden  zu  lassen. 

Die  Frage  wird  in  den  Rechtsbüchern  fast  nirgends  er- 
örtert, wohl  aber  mehrfach  in  Schöffensprüchen.  Am  klarsten 
tritt  die  eben  dargelegte  Behandlung  der  Sache  in  folgenden 
Schöffensprüchen  hervor:' 

„Eyn  man  hat  vorkoufft  eynen  ackir,  der  ackir  ist 
gewest  seynes  elichin  weybes  vetirlich  erbe  und  hat  das 
gethan  mit  seynes  weybes  willen  wissen  und  geheysze 
und  hat  das  gelt  verbürget  uff  tageczeyt,  alzo  das  her 
ym  das  geld  lys  globin  mit  willen  und  wissen  und 
ouch  geheysze  seynes  weibis,  dach  zo  lys  her  das  geld 
seynem  weibe  mitte  glouben  — .“ 

Da  Letzteres  von  den  Erben  des  Mannes  bestritten  wird, 
beruft  sich  die  Wittwe  zunächst  auf  das  Princip:  pretium 
succedit  in  locum  rei: 

„ sie  sulle  besser  recht  zcu  dem  gelde  habin  dorummb, 
das  das  kumpt  von  erem  veterlichin  erbe  — “ 


«*>)  Ueber  diesen  freilich  zweifelhaften  Sinn  der 
Nähere  unten  § 55,  Anm.  30. 

Agrieol»,  flewere  i.  r.  V. 
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und  erst  in  zweiter  Linie  auf  das  Gelöbnis«.  Die  Schöffen 
lassen  dies  nicht  nur  allein  entscheiden,  sondern  lehnen  jeneu 
Rechtssatz  ausdrücklich  ab: 

„ Nocbdemmale  das  der  ackir,  der  der  frawen  veter- 
licb  was,  vorkoufft,  und  yn  geld  gewandilt  ist.  So  mag 
die  frawe  daa  geld  alz  ir  vetirlich  erbe  »Heyne 
nicht  ansprechen  und  behalden  zundir  also  das 
uff  beschedene  tageczeit  dem  manne  und  der  frawen 
gleich  globit  ist,  so  ist  die  helfte  des  geldis  der  frawen 
und  die  andir  helffbe  hat  der  man  geerbit  uff  seyu 
kind.  “ 6) 

Wenn  auch  nicht  mit  so  ausdrücklichen  Worten,  so  dock 
tbateüchlich  wird  das  Princip  in  einem  andern  Rechtsfall  ab- 
gelehnt und  auf  die  Intention  der  Ehegatten  recnrrirt , wo 
eine  Frau  in  die  Verpfändung  ihres  Grundstücks  für  ihr« 
Mannes  Schuld  gewilligt  hatte  und  nun  ihre  Erbin  (di* 
Mutter)  vom  Manne  Befreiung  jenes  Grundstücks  vom  Pfände 
fordert.  Dieser  Anspruch  wird  abgewiesen.  Auf  die  Frage  des 
Mannes : 

„ — unde  die  toehter  ir  erbe  selbir  hat  vorsaat, 
unde  das  erbe  zcu  varnder  habe  worden  ist  unde  yn 
meyner  gewere  kommen  ist  unde  dorynue  irstorben  ist, 
ab  mir  das  gelt  nu  icht  blihen  unde  dy  frouwe  E.  (die 
Schwiegermutter)  das  erbe  sulle  losseu  selbir,  adir  was 
recht  sey?“ 

antworten  die  Schöffen: 

„Nocbdemmole  das  dy  toehter  ires  erbis  unde  gutis 
mechtig  was unde  N.  (ihr  Mann)  mit  irer  volbort 

*)  Bei  WA38EKSCHLKBEN,  8.  190  f.,  cap.  51.  Dahin  geht  auch  fol- 
gender Satz  aus  Pubgoldt’s  Rechtsbuch  (I,  68,  entlehnt  ans  dem  Verm. 
Ssp.  I,  5,  5,  wo  er  aber  einen  andern,  nicht  hieher  gehörigen  Sinn  hatte): 
„ — — unde  nemmet  darnach  eyn  ander  wip  — — und  brengedt  sie 
erblich  gnthe  zcu  o me,  vorkoufft  her  die  midt  oreai  willen,  adder  vor- 
kooffet  seiner  kinder  erbe  midt  seiner  kinder  willin  und  sterbeth  her  dar- 
nach, wedder  das  wip  noch  die  kinder  gew  innen  des  keyne  eretatunge: 
uss  werc  danne  also  on  von  oine  erwiesedt,  das  on  doruinbe  erstatunge 
vgq  rechte  gesehen  muste  " sc.  offenbar  durch  besondres  Abkommen  bei 
der  Consens-Ertheilung. 
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und  sy  keynwortig  sich  mit  ym  vorpfendet  ande  vorlobt 
habin  bey  alle  irem  erbe  — so  en  ist  N.  synes  wibes 
mnter  dorumb  nicht  pflichtig  zcu  antwertten.  “ 8) 

Dis  mit  Hülfe  der  Verpfandung  des  Guts  der  Frau  ge- 
wonnene Kapital  kommt  also  nicht  dieser  und  ihrer  Erbin, 
sondern  dem  Maune  zu  Gute.  Fällt  in  diesen  Beispielen  der 
Erwerb  nach  der  Intention  der  Eheleute  bald  beiden  zu  gleichen 
Tkeilen,  bald  dem  Manne  ausschliesslich  zu,  so  in  andern 
Fällen  eben  nach  ihrem  Abkommen  der  Frau  allein.  So  in 
folgendem7):  Zwei  Eheleute  haben  einen  Weinberg  der  Frau 
srnter  Daraufgabe  von  Geld  des  Mannes  gegen  einen  Hof  ver- 
tauscht. Da  letzterer  aber  nicht  diesem  (also  wohl  der  Frau!) 
aufee  lassen  worden  ist,  so  wird  angenommen,  dass  er  an  dem- 
selben keine  andre  Gewere  gewonnen  habe,  als  die  zu  rechter 
Vormundschaft.  Den  Erben  desselben  wird  daher  nur  ein  An- 
spruch auf  Ersatz  des  aufgewendeten  Gelds  zuerkannt,  der 
Hof  abgesprochen  7a).  Wieder  in  einem  andern  Falle  erhalten 
des  Mannes  Erben  das  von  ihm  für  den  Erlös  aus  dem  Hause 
seiner  Frau  erkaufte  Grundstück  auf  Grund  der  Ersitzung 
ohne  Anwendung  unseres  Satzes  zugesprochan,  wenn  die  Erben 
der  Frau  nicht  zeitig  Einspruch  gethan  haben 8).  Ln  den 
zuletzt  genannten  Fällen  tritt  immobile  an  Stelle  eines  Immo- 
bile. Die  Schöffen  urtheilen  aber  auch  so,  wenn  der  Erlös 
in  Fahmiss,  namentlich  Geld,  besteht  — nur  dass  hier  die 
Entscheidung  durch  des  Mannes  Mobiliarrecht  leicht  getrübt 
wird 9): 


O)  Magdeb.  Fr.  1,  4, 8.  Möglich  indessen,  dass  hier  die  Rücksicht  auf 
das  MoWliarrecht  des  Mannes  zur  Entscheidung  mitgewirkt  hat 
7)  Sehspr.  bei  Wahsrrschlbrkn,  S.  302,  cap.  61. 
t»)  AehnUeh  der  Fall  in  dem  Sehspr.  bei  Wassksschi.khrh.  S.  137  f., 


eap.  4. 

»)  Goelarschar  Sehspr.  bei  Föistbmann  , N.  Mitth.,  Bd.  1,  H.  3. 
S.  78  f„  § 24.  Der  Einspruch  der  Erben  beruht  auf  deren  geständigem 
Recht,  nicht  einem  Rechte  der  Frau,  die  ja  consentirt  hat^g. 

*)  Das  spatere  Sachs.  Recht  (Deois.  24  v.  1665:  Cod.. 
bringt  dieses  allein  in  Anwendung  und  seist  implicite 


üa»  i» 


pretium  Eigenthum  der  Frau  wurde,  vgl.  Haubojld,  Sachs, 


V 
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„Nachdemmale  das  man  mit  der  frawen  wille  das 
lypgedinge  vorkouffte  und  ym  denne  das  geld  ane  un- 
dir scheit  vorburgit  und  globit  ist  zcu  beczaln,  so  ist 
das  leipgedinge  yn  schulde  gewandilt  und  zcu 
varnder  habe  gehört,  zo  ist  der  man  nehir,  bey  dem 
gelde  zcu  bleybin,  das  her  vor  das  leypgedinge  uffgehabiu 
hat.  wenne  die  kinder,  die  die  frawe  von  dem  ersten 
manne  hatte.  Nochdemmale,  das  das  leipgedinge  uff 
dieselbin  kinder  von  der  mutir  nicht  geyallen  noch 
ireterbin  mochte.“  10) 

Weil  also  nach  beider  Gatten  Willen  das  Leibgedinge 
(hier  wohl  Witthum  im  weitern  Sinne,  nicht  eigentliche,  blos 
lebenslängliche  Leibzucht)  von  der  Frau  zu  Gunsten  des 
Mannes  aufgegeben,  ihm  der  Preis  zu  zahlen  versprochen 
worden,  gehört  es,  „in  schulde  verwandelt“,  in  sein  Ver- 
mögen. Aehnlich  auch  in  andern  Schöffensprüchen  ll). 

Wird  der  Satz:  „pretium  succedit  in  locum  rei“  bei  Ver- 
äusserungen  von  Grundstücken  der  Frau  sonach  entschieden 
nicht  zur  Anwendung  gebracht,  zum  Theil  ausdrücklich  abge- 
lehnt “*),  so  lässt  er  sich  wohl  ohne  bestimmtes  Zeugnis 
auch  nicht  bei  dem  Umsatz  von  Mobilien  als  gültig  voraus- 
setzen. Ein  solches  Zeugniss  würde  hier  aber  um  so  sichrer 
zu  erwarten  sein,  je  häutiger  der  Fall  Vorkommen  müsste  und 
je  schroffer  grade  hier  das  Ergebniss  unseres  Princips  in  Ge- 
gensatz zu  den  Regeln  über  die  Errungenschaft  treten  würde. 


*0)  Schspr.  bei  Wasskrschleben,  S.  247,  cap.  1Ü6. 

1 1 ) Ebern!.,  S.  95.  cap.  150  (zweiter  FaU),  wo  der  Mann  eine  bypothecirte 
Schuld  vom  Käufer  des  verpfändeten  Grundstücks  constituirt  und  nach 
seiner  Frau  Tod  als  Fahrniss  zugesprochen  erhält,  weil  es  ihm  die  Frao 
„sundir  undirscheit“  geloben  Hess.  — Auf  den  Vertrag  weist  in  andrer 
Art  der  Schspr.  ebend..  S.  137,  cap.  4 hin,  wo  der  »einer  Frau  Erbgut  ver- 
kaufende Ehemann , auf  Amlriugen  ihres  nächsten  Erben  zu  dem  Ver- 
sprechen , den  Erlös  wieder  in  Grundstücken  für  seine  Frau  anzulegen, 
genöthigt,  da  er  sich  aber  dennoch  das  erworbne  Grundstück  selbst  zu- 
schreiben lässt,  ungehalten  wird,  das  Geld  seiner  Frau  auf  diesem  Gat 
sicherzustellen.  Diese  pfandgesicherte  Forderung  wird  dann  ihm  at>- 
und  der  Frau  Erben  zugesprochen. 

11 »)  Ebenso  v.  Mautitz,  S.  272,  Anm.  15,  S.  284  f. 
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An  einem  solchen  Zeugniss  fehlt  es  nun  zunächst  für  den 
Fall,  wo  Fahrniss  wieder  in  Fahrniss  umgesetzt  wird  12).  Hier 
ist  seine  Anwendung  aber  nach  der  ganzen  Structur  unseres 
Systems  ohnehin  gar  nicht  denkbar.  Denn  zu  seiner  Durch- 
führung bedürfte  es  bei  der  natürlichen  Wandelbarkeit  der 
fahrenden  Habe  einer  complicirten  Recherche  über  den  Ur- 
sprung eines  jeden  einzelnen  Mobiliarstücks,  eines  Eindringens 
in  die  ganze  Entstehungsgeschichte  des  im  Laufe  einer 
vielleicht  langjährigen  Ehe  allmählig  erwachsenen  Bestands 
an  Fahrniss  — kurz  eines  Verfahrens,  welches  das  Sächsische 
Becht  in  jeder  andern  Beziehung,  selbst  wo  es  praktisch  viel 
leichter  durchführbar  wäre,  absolut  vermeidet.  Eher  liesse 
sich  die  Durchführbarkeit  in  dem  Falle  annehmen,  wo  der 
Mann  der  Frau  mit  fahrendem  Gut  Grundstücke  erwirbt. 
Aber  da  es  auch  für  einen  solchen  Fall  an  jeglicher  Bestätigung 
des  Satzes  fehlt,  vielmehr  auch  hier  die  Quellen  eher  ent- 
gegen zu  sein  scheinen  ,s),  so  wird  man  ihn  auch  bei  dieser 


u)  Allerdings  hat  der  Schspr.,  S.  109,  cap.  214  einen  Fall  dieser 
Art  vor  Angen : Zwei  Wittwen,  Mutter  und  Tochter,  sitzen  in  ungeteiltem 
Gat.  Nachdem  sich  die  Tochter  wieder  verehelicht  hat,  zieht  ihr  Mann 
m ihnen  in  das  Gut  und  verwest  dasselbe  „manch  jar,  alzo  das  sich 
die  vamde  habe  manchirlcy  verwandilte  “.  Nach  seinem  Tode  macht 
«ein  Gläubiger  Anspruch  auf  das  gesamte  Gut,  wird  aber  rücksichtlich 
der  Quote  der  Mutter  (*/•)  natürlich  abgewiesen , und  lediglich  auf  den 
Nachlass  des  Mannes  verwiesen.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  darin  die 
Quote  seiner  Frau  (sc.  */s  von  der  „manchirley  vorwandilten  varenden 
habe“)  mit  begriffen  wird,  da  sonst  auf  die  Hauptfrage  die  Antwort, 
fehlt;  aber  ausdrücklich  gesagt  wird  es  nicht. 

IS)  So  beruft  sich  in  den  Magdeburger  Fr.  1 , 6,  1 eine  Wittwc 
darauf:  „ das  erbe  were  ir  und  umme  ir  gelt  gekoufft,  das  sy  czu 
irem  manne  brocht  hette  unde  bot  ire  bewisznnge  — — , das  is  ir 
vorreichet  were“,  aber  die  Schöffen  sprechen  es  ihr  lediglich  wegen  der 
an  sie  erfolgten  Auflassung  zu.  berücksichtigen  also  den  Grundsatz:  ., res 
«uccedit  in  locuni  pretii“  nicht.  Aus  demselben  Grunde  spricht  das  Sch.-U. 
bei  Walch.  Stadtrechte  VIII,  S.  301  f..  Nr  23  das  mit  der  Frau  ererbtem 
Gelde  vom  Manne  erkaufte  Grundstück  zugleich  diesem  und  der  Frau 
fwp.  den  Erben  zn  gleichen  Theilen  zu,  da  der  Mann  dasselbe  im  Kauf- 
brief sich  und  der  Frau  sowie  den  beiderseitigen  Erben  hat  zuschreiben 
lassen.  Nicht  entgegen  ist  der  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  132,  i = bei 
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Lage  der  Sache  nicht  anerkennen  dürfen.  Bin  einziges  Säch- 
sisches Particularrecht  giebt  es  aber  allerdings,  welche» 
grade  für  diesen  Fall  anerkennt,  dass  das  von  dem  Manne  mit 
der  Frauen  Gut  erkaufte  Grundstück  in  das  Vermögen  dieser 
fällt  — das  Hamburger  Stadtrecht  (nebst  dem  Tochterrecht 
von  Stade),  aus  dem  die  betreffenden  Bestimmungen  alsdann 
in  das  Lüb’sche  Recht  recipirt  worden  sind  M).  Dies  sind  aber 
auch  die  einzigen  Particnlarrecbte , welche  überhaupt  den 
Punkt  berühren  und  wird  daher  auch  für  die  übrigen  die  ge- 
meinrechtliche Behandlung  desselben  vorauszusetzen  sein. 

Schwerlich  gehört  aber  überhaupt  unter  die  Kategorie  der 
hier  besprochnen  Verhältnisse  der  Fall , da  vom  Ehemanne 
ein  der  Frau  gegen  Dritte  zustehender , persönlicher  oder 
dinglicher  Anspruch  realisirt  wird  w).  ln  diesem  Act  kann 
unmöglich  ein  „Erwerb“  aus  dem  Vermögen  der  Frau  er- 
blickt werden  oder  ein  Umsatz  ihres  Guts  gegen  ein  Aeqai- 
valent.  Es  kann  hier,  obwohl  es  an  ausdrücklichen  Zeugnissen 
fehlt,  nur  angenommen  werden,  dass  die  Rechte  des  Mannes 
auf  die  eingezogne  Sache  keine  andern  werden,  als  die  be- 
züglich des  noch  nicht  realisirten  Anspruchs  waren.  Nur  wo 
letzterer  Geld  zum  Objecte  hatte,  ging  dieses  nach  allge- 


Wabserhchlkiikn  , S.  97,  cap.  158,  welcher  nur  die  Annahme  ablehnt, 
da««  ein  Mann  das  Eigenthum  an  dem  Hause  seiner  Frau  um  deswillen 
erwerbe,  weil  er  es , und  zwar  ans  ihren  Mitteln , nach  dem  Abbrennea 
wieder  aufbauen  lies«,  ln  diesem  Wiederaufbaue  liegt  offenbar  eia  Act 
der  Verwaltung,  nicht  des  Brarbeiteus.  Eher  könnte  per  argum.  e contrario 
auf  Anwendung  des  Satzes  „res  sucoed.  etc.“  geschlossen  werden  aus  de« 
v.  Mautitz,  S.  284,  Anm.  8 allegirten  Sch.  - U.  eines  Cod.  Lipa. : „ Had 
euch  der  man  keinerlei  gut  gekauft  nmb  soüich  geld,  als  die  frauwe 
an  schulde  und  an  gereitcm  gehle  czu  om  bracht  had  — — so  had  er 
das  geerbit  uf  seine  nesteo  erben  und  der  frauwcn  fninde  konen  daran 
keins  gehaben.“ 

14)  Hamburger  Stadtr.  v.  1270,  L 20;  v.  1292,  C.  14;  v.  1497,  (*.  7. 
hübsches  Btadtr.  bei  Hai«,  Cod.  III,  361:  „Wert  ener  vrouwen  erve 
mede  gheven  also  men  se  to  manne  gift  edder  wert  mit  erem  gnde 
erve  ghe  koft,  dat  erve  mach  ere  man  nicht  vometten  ofte  vorkopen 
ofte  aplaten  an  erc  volbort.“  — Vgl.  unten  und  Fiwsi.sk,  De  oldig.  ox.. 
p.  92,  not.  3;  K&act  II,  S.  342. 

ui)  So  Kkaot  n,  S.  341  f. 
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meinen  Grundsätzen  durch  die  Einziehung  in  des  Mannes 
Eigenttram  über  ,6). 

Als  Resultat  unserer  ganzen  Erörterung  stellt  sich  sonach, 
wie  ich  glanbe,  mit  genügender  Sicherheit  heraus,  dass,  vro 
und  wie  immerhin  ein  Ehemann  mit,  durch  oder  für  das 
Gut  seiner  Frtu  ein  andree,  neues  erwirbt,  das  Erworbene 
nicht  eo  ipso  in  der  Frau  Vermögen  fällt,  sondern  wie  jeder 
andre  Erwerb  während  der  Ehe  dem  Ehemanne  gebührt,  soweit 
nicht  die  Übereinstimmende  Absicht  der  Gatten  etwas  Andres 
wollte,  das  Sächsische  Recht  also  von  dem  Princip , dass  der 
Erwerb  ipso  jure  an  die  Stelle  des  dafür  Veräusserten  tritt,  zu 
welchem  sich  die  Süddeutschen  Rechte  bei  Scheidung  der 
Illaten  und  der  Errungenschaft  schon  frühzeitig  hinneigen  und 
welehee  sie  später  dann  allgemein  ansbilden,  für  die  Be- 
stimmung des  Eigenthums  der  Ehegatten  an  dem  in  der  Ehe 
Erworbenen  keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 


§ 28. 

Mittelbare  Betheilig-nng  der  Frau  am  Erwerb  während  der  Ehe. 

Nach  dem  in  den  beiden  vorigen  Paragraphen  Vorge- 
ttagnen  kann  wohl  nicht  gezweifelt  werden,  dass  ein  Mit- 
eigenthum beider  Gatten  an  dem  Erwerbe  während  der  Ehe, 
an  dein  beiderseitigen  wie  an  dem  der  Frau  allein,  dem  Säch- 
sischen Rechte  völlig  fremd  ist.  Es  darf  dies  auch  wohl  als 
die  früher  gemeine  Meinung  betrachtet  werden  •).  Erst 

**)  Schspr.  bei  Wahskk.schi.kbkn,  S.  208.  cap.  66,  Abs.  3:  „ — was 
0 raffe  0.  yw  ftm  brüte  wegin  abemanet,  das  cn  darf  her  von  A.  seyner 
hansfrawen  wegin  nicht  vorburgin  adir  anlegin,  das  is  eren  erbin  blebe. 
sintdemma)  das  is  bereyt  geld  ist,  das  her  irvordirt,  Sundir  was  her 
des  yn  seyne  gewere  irkrigen  kan,  do  mag  her  metc  thun,  was  her  wil.  " 

>)  Vgl.  Finnlkr,  De  Oblig.  ui.,  p.  SS  s<|.;  ORore,  Abhandl.  II,  S.  446  f.. 
Anm.  30.  31 ; Hassk,  vgl.  Anni.  2.  — Neuerdings  Gkrbhr,  Privatr., 
8.  Ausg.,  g 226,  Anm.  8 und  Jahrbücher  I,  S.  290,  Anm.  4.  Die  Ansicht 
v.  Syoow'«  (Erbrecht,  8.  257)  von  einer  Errungenschaftsgemeinschaft 
stellt  isoürt  und  nmnotivirt  da. 
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Kraut  *)  hat  auch  hier  die  alte,  richtige  Ansicht  angefochten. 
Er  meint : da  die  Frau  schon  während  der  Ehe  Eigenthtmerin 
der  Gerade  sei,  die  Gerade  aber  auch  Theile  des  ehelichen 
Erwerbs  mit  umfasse,  so  komme  ihr  auch  schon  während  der 
Ehe  ein  Theil  der  Errungenschaft  als  Eigenthum  zu.  Wir 
werden  aber  den  völligen  üngrund  der  ersten  Prämisse  unten 
kennen  lernen 3)  und  damit  fällt  die  ganze  Behauptung 4). 
Wir  werden  sehen,  dass  das  Recht  der  Wittwe  auf  die  Gerade 
lediglich  ein  Erwerb  von  Todeswegen,  ein  erbrechtlicher  Vor- 
theil ist,  und  sich  auf  die  Zeit  der  Ehe  sowenig  zurückdatiren 
lässt  als  etwa  das  Recht  der  Wittwe  auf  den  Mustbeil  oder 
das  Recht  auf  eine  Quote  des  bei  Auflösung  der  Ehe  vor- 
handneri  Gesamtguts  — einfach  desshalb  nicht,  weil  eine 
Gerade  während  der  Ehe  überhaupt  nicht  existirt,  der  Gerade* 
Complei  sich  vielmehr  erst  zur  Zeit  der  Zweiung  aus  dem 
ungezweiten  Gut  bildet  Ein  antheiliges  Eigenthum  der  Frau 
an  dem  Erwerbe  während  stehender  Ehe  kann  daher  auch  in 
der  von  Kraut  versuchten  Weise  nicht  begründet  werden. 
Ein  richtiges  Element  liegt  aber  in  seiner  Behauptung  — nur 
unrichtig  formalisirt  und  zu  eng  gefasst. 

Wir  haben  schon  oben  (S.  25(1)  darauf  hingewiesen,  dass, 
wenn  das  Sächsische  Recht  dem  Ehemanne  den  gesamten 
ehelichen  Erwerb  zuweist,  dies  doch  nur  geschieht,  weil  er 
während  der  Ehe  das  Haupt  und  der  Herr  der  gemeinsamen 
Wirthschaft  ist  und  das  gemeinschaftliche  Interesse  vertritt 
eben  wegen  dieser  seiner  Stellung  also  auch  der  dem  Manne 
zugewiesene  Erwerb  der  Frau  mit  zu  Gute  kommt.  Mit 
Auflösung  der  gemeinsamen  Wirthschaft  hörte  diese  ihre 
Theilnahme  auf  und  nun  machte  sich  derselbe  Gedanke  in 
andrer  Weise  dadurch  geltend,  dass  man  die  Frau  resp.  ihre 


*)  II,  S.  387  f.  und  S.  338  f.  und  nach  ihm  Andre,  z.  B.  Wai.tkb. 
Deutsche  Rechtsgcsch.,  8 462.  Nur  zu  vermuthcn  ist,  dass  Hassk  in 
seiner  Skizze  des  ehel.  Gflterr.  in  Saviuny’n  Ztschr.  IV,  S.  80  von  einer 
ähnlichen  Annahme  ausging. 

*)  Vgl.  unten  § 44  u.  45. 

<)  Gegen  sie  spricht  sich  mit  Recht  schon  sehr  entschieden  aus 
Gebbkb  in  s.  Jahrb.  I,  S.  250,  Antn.  4.  v.  Mautitz,  S.  100,  Amn.  29. 
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Erben  an  dem  gesamten  ehelichen  Erwerbe  mittelst  Zuwen- 
dung gewisser  Theile  desselben  participiren  liess.  Da  man 
indessen  sich,  ebenso  wie  dies  auch  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
waltung und  Disposition  geschah,  scheute,  auch  nur  nachträglich 
die  Wirtschaftsführung  des  Mannes  zur  Ermittelung  des 
wirklichen  Erwerbs  während  der  vielleicht  langjährigen  Ehe 
einer  Nachforschung  und  Controlle  zu  unterwerfen,  so  deckte 
man  der  Frau  Anspruch  auf  Theilnahme  an  dem  Erwerbe 
während  der  Ehe  (ebenso  wie  ihre  Ansprüche  auf  Ersatz  für 
etwaige  ungebührliche  Verluste  durch  Verwaltung  und  Dis- 
positionen des  Mannes)  durch  Gewährung  gewisser  erbrecht- 
licher Vortheile  an  dem  gesamten  Gute,  die  also  die  Natur 
von  Aequivalenten  im  grossen  Ganzen,  im  Bausch  und  Bogen 
hatten.  Im  Landrecht  und  ältem  Stadtrecht  waren  es  — ent- 
sprechend der  Bente  aus  dem  Vermögen  und  aus  der  Arbeit  — 
der  Mustheil  und  die  Gerade.  Im  spätem  Weichbild  halfen 
oft  autonome  Festsetzungen  der  Ehegatten  nach.  In  den 
Particularrechten  traten  die  Ansprüche  der  Wittwe  auf  eine 
Quote  des  Gesamtguts  an  die  Stelle  jener  Aequivalente.  Auf 
das  Eigenthumsverhältniss  während  der  Ehe  hatte  aber  diese 
ganze  Ordnung  der  Dinge  nach  Beendigung  derselben  gar 
keinen  Einfluss  — der  Mann  war  und  blieb  während  der 
Ehe  Eigenthümer  des  gesamten  Erwerbs. 

Dass  man  sich  dieses  Zusammenhangs  d*y  Institute  überall 
deutlich  und  bestimmt  bewusst  gewesen  sei,  lässt  sich  freilich 
nicht  annehmen.  Darum  ist  ihre  Beziehung  auf  einander  aber 
doch  vorhanden.  Eins  weist  seiner  Anlage  und  Ausbildung 
noch  auf  das  andre  hin,  eins  ohne  das  andre  wäre  unbefrie- 
digend und  unverständlich.  Zuweilen  tritt  der  Zusammenhang 
aber  auch  so  unmittelbar  zu  Tage,  dass  es  des  Nachweises 
kaum  bedarf.  Dies  gilt  namentlich  rücksichtlich  des  Mus- 
theils wenigstens  in  seiner  spätem  Erweiterung,  als  er  nicht 
blos  die  Hälfte  aller  Vorräthe  in  Küche  und  Keller,  sondern 
auch  aller  Erträge  der  Felder  an  Früchten  und  Getreide  um- 
fasste 6).  Der  Wittwe  war  damit  eben  unmittelbar  der  hälftige 


s)  Vgl.  unten  § 46. 
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Antheil  der  Gutsrente  gewährt,  soweit  dieselbe  noch  nicht  in 
der  gemeinsamen  WirthBchaft  verbraucht  war!  Etwas  ver- 
hüllter liegt  die  Beziehung  zur  Gerade,  doch  ist  auch  sie 
leicht  erkennbar.  Mit  der  Gerade  wurde  der  Frau  ihre  Aus- 
steuer ersetzt,  wie  sie  im  Laufe  der  Zeit  durch  die  beider- 
seitige Thätigkeit  and  Wirtlischaft  geworden  war,  namentlich 
mit  alle  dem.  was  zu  ihrer  Ergänzung  und  Vermehrung  durch 
der  Frau  eignen  Fleiss  und  Arbeit,  die  sich  grade  im  Kreise 
dieser  Gegenstände  vorzugsweise  zu  bewegen  pflegte,  ange- 
sohafft  war.  So  bemerkt  Nicola us  Wurm  in  seinem  Sfcadt- 
rechtsbuch , wo  er  die  wahre  Bedeutung  der  Gerade  dar- 
legen will: 

„ — zotan  stucke  legin  an  der  frowenn  snnderlich 
gescheffte  und  vorsiehtigkait ; dorumme  zo  ist  die  gerade 
den  frowen  czu  gescreben  von  des  rechtes  genaden  noch 
er  mannes  tode,  dorumme  das  sie  dester  grosser  fleys 
und  rnchunge  dorczu  haben  sullen  — “ #) 
und  so  weisen  einmal  die  Schöffen  nächst  dem  Drittheilsrecht 
namentlich  auf  die  Gerade  einer  Wittwe  hin,  als  diese  zur 
Erstreitung  der  ganzen  Errungenschaft  vorstellt,  sie  und  ihr 
Mann  seien  mit  „blossir  hand“  zusammengekommen , hätten 
aber  zusammen  Gut  geschafft  und  erarbeitet  und  des  Mannes 
Verwandte,  von  denen  sie  nichts  hätte,  setzten  ihr  nun 

„eren  stul  vor  die  thor  mit  eynem  racken.  Nu  bitte 
wir  yn  eynem  rechten  orteil  zcu  irkennen,  ab  nu  das 
gut  icht  billicher  der  frawen  were,  wenne  seyner  frunde, 
den  is  ny  suwer  Wer  worden?“  ?) 

Ebenso  werden  in  andern  .Schöffensprüchen  ausdrücklich 
solche  Güter  hervorgehoben,  welche  Eheleute 

„beidirseit  mittenander  irkrigit.  gekoufft.  dirwurhiti 
habin,  die  sich  czu  gerade,  varnder  habe  ader  worczu 
sich  die  von  recht  gecrihen  mogin  — “ 


*>)  Bei  Böhme,  Dipl.  Beitr.  ill,  S.  72  f.  Hub  II.  — vgl.  unten 
§ 43.  Anm.  22. 

' 7)  Schspr.  bei  Wassebbchueben,  8.  282  f.,  cap.  146. 
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oder:  , 

„sulche  yugettiume,  als  gerade  varende  habe  smede  geczü 
bereit  geld  ader  was  das  mag  gesin,  das  ir  son  mit 
seinem  weibe  irkrigit,  irczugit  und  irwurbin  habin  — “ 
und  von  denen  darum  die  Gerade  nach  der  Frau  Tode  ihrer 
Niftel  allein  gebührt,  während  das  Uebrige  dem  Manne  ver- 
bleibt B).  Die  Beziehung  zur  Gerade  tritt  aber  auch  darin 
zu  Tage,  dass  bei  dereu  Abgrenzung  öfter  der  Umstand  raaass- 
gebend wird,  ob  die  Sache  erst  während  der  Ehe  erworben 
ist  und  wer  von  beiden  Gatten  sie  erworben  hat  s>. 

Freilich  waren  diese  Wittwenvortheile  nur  ungelähre 
Aequfvalente,  zumal  in  den  später  veränderten  Verhältnisen 
der  Städte.  Man  verliess  aber  desalialb  auch  jetzt  nicht  das 
alte  Princip,  sondern  suchte  wie  anderwärts  auch  hier  durch 
Verweisung  auf  den  Vertragsweg  abzuhelfen.  Die  Errungen- 
schaft war  es,  bei  der  man  am  frühesten  dem  Manne  Ver- 
gabungen verstattete l0),  nicht  selten  wird  grade  die  Theil- 
nahme  der  Frau  — der  loborutn  socia,  wie  sie  schon  Tacitus 
nennt  — «n  des  Mannes  Arbeit  als  das  Motit  einer  Vergabung 
erwähnt  u)  und  mehrere  der  dem  Manne  den  Erwerb  aus- 
schliesslich EUsprechenden  Stellen  verweisen  ausdrücklich  auf 
die  Ausgleichung  durch  Vergabungen  Die  völlige  Um- 

änderung der  nach  dem  Tode  eines  Ehegatten  eintretenden 
Verhältnisse  in  den  Particularrechten  brachte  auf  unserem 
Punkte  eine  wesentliche  Aeaderung  nicht  hervor:  die  der 

*)  Schspr.  ebend.,  8.  347,  cap.  195  (vgl.  oben  § 26,  Anm.  21)  t. 
8.  326,  cap.  178. 

»)  Weichbild,  Alt.  23,  § 2 U.  3.  Venn.  Sap.  I,  9,  2 a.  E.  System. 
Sch.-R.  IV,  2,  18*  (Kulm  IV,  59).  Glosse  z.  Weichb.,  bei  v.  Daniels, 
S.  291  f. ; vgl.  § 26,  Anm.  23*.  , 

10)  Vgl.  unten  g 51,  Anm.  11  f. 

11)  Schspr.  bei  WasskRschleben.  8.  135  f.,  cap.  2 («=  8.  359  f., 
cap.  7) : „ — Derselbe  meyn  man  hat  erbe  und  gnt  bev  mir  direrbit,  des 
ist  her  zcn  Rate  worden  and  hat  angesehn  mevnen  nndirtenigen 
dinet  und  hat  mir  gegebin  eynen  garten  seynis  irerbeiten  gütig  — 

**)  Weiathiun  v.  1304,  g 77,  136:  vgl.  oben  8.  265  u.  Schspr.  bei 
Wassesschlkucs,  S.  282  f.,  cap.  146;  Schspr  bei  Bkhmk  VI,  S.  138, 
Ab«.  4 — llagdeb.  Fr.  1,  14,  2. 
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Wittwe  gebflhrende  Quote,  welche  Gerade,  Mustheil,  Morgen- 
gab e vertrat,  bot  nunmehr  das  Aequivalent  für  ihren  Anthei! 
an  der  Errungenschaft.  Ausdrücklich  wird  dieser  Zusammen- 
hang seiten  hervorgehoben  1S). 


VI.  Kapitel. 

Die  Vertretung  der  Frau  durch  den  Mann  in  der 
Disposition  (Gewalt  des  Mannes). 


§ 29. 

Begriff  dieser  Vertretung-  im  Allgemeinen. 

Die  zweite  Richtung,  nach  der  hin  sich  jede  Gewere 
realisirt,  ist  die  Gewalt  Aber  die  Sache  in  engerem  oder 
weiterem  Umfang,  je  nach  Inhalt  des  ihre  Grundlage  bildenden 
Rechts.  Diese  Gewalt  umfasst  einmal  die  natürliche  Ver- 
fügung über  die  Sache,  alterire  sie  nun  die  Substanz  derselben 
oder  nicht  — demnächst  aber  auch  die  juristische,  mag 
sie  nun  eine  Aenderung  des  Rechts  selbst  oder  nur  seiner 
Ausübungsart  involviren.  Indem  das  Sächsische  Recht  dem 
Manne  die  Gewere  am  gesamten  Frauengut  beilegt,  spricht 
es  ihm  an  und  für  sich  die  Gewalt  über  dasselbe  in  all’  diesen 
verschiednen  Beziehungen  zu.  Es  legt  sie  ihm  aber  desshalb 


>3)  Schspr.  bei  Wassbrschi.ebeij,  8.  282,  cap.  14t>,  wo  aber  (gegen 
die  Regel)  die  Gerade  noch  neben  dem  Drittbeilsrechte  der  Wittwe  be- 
steht. So  sagt  die  Glosse  ztun  Hamburger  Stadtr.  v.  1497,  K.  7,  bei 
IjAPPKubkbo,  S.  274:  Wowol  na  stadtrechte  umme  der  sameden  handt 

willen  alle  upkamynghe  ghemene  werden,  jodoch  na  schedinglie  des  echtes 
blyvet  meer  van  allen  ghuderen  by  dem  manne  unde  srnen  erven  alsze 
by  der  frouwen  unde  eren  erven  — “ mehr,  weil  der  Mann  als  der  vor- 
zugsweise Erwerbende  angesehen  wird.  Stadtr.  v.  1270  VI,  7 a.  E. 
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noch  keineswegs  in  voller  Ausdehnung,  absolut  und  unbe- 
schränkt bei.  Vielmehr  bestimmt  sich  der  Umfang  und  der 
Modus  dieser  Gewalt  nach  der  Bedeutung  und  dem  Inhalt  der 
vormundschaftlichen  Stellung  des  Mannes.  Kraft  dieser  ver- 
tritt er  die  Frau  in  der  Disposition  über  ihr  gesamtes 
Einbringen  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft 
oder,  concreter  gefasst,  zur  Führung  der  gemeinsamen 
Wirthschaft  und  des  einheitlichen  Haushalts 
während  stehender  Ehe.  Dieser  Zweck  giebt  daher  der  Ver- 
fügungsgewalt des  Mannes  über  das  Frauengut  ihr  Maass  und 
Ziel  *).  Innerhalb  dieser  Richtung  bewegt  er  sich  aber  völlig 
frei  und  unabhängig  von  jeglichem  Einspruch  der  Frau,  einzig 
nach  seinem  eignen  Ermessen  — so  frei  wie  hinsichtlich 
seines  eignen  Vermögens.  Eben  dadurch  geschieht  es,  dass 
innerhalb  jener  Grenzen  das  Gut  beider  Eheleute  als  ein 
einziges  und  ungezweites  erscheint  und  die  Einheit 
des  Hausstands  gewährleistet  ist.  Welche  Verfügung  der 
alltägliche  Rechtsverkehr  und  die  regelmässige  Wirtschaftsfüh- 
rung nur  immer  mit  sich  bringt,  der  Ehemann  ist  zu  ihr  be- 
fugt. ln  den  Kreis  seiner  Befugnisse  fallen  daher  vor  allen 
Dingen  all’  die  mannigfaltigen  Dispositionen,  natürliche  oder 
juristische,  welche  einerseits  die  Substanz  des  Guts  andrerseits 
das  Recht  an  ihr  nicht  alteriren.  Dem  Manne  steht  also  die 
Ver  waltung  im  weitesten  Sinne  an  den  Mobilien  wie 
an  den  Immobilien  der  Frau  zum  Zwecke  der  gemeinsamen 
Wirthschaft  zu.  Rücksichtlich  der  Mobilien  geht  unser  Recht 
aber  noch  weiter.  Sie  sind  ihrer  Natur  nach  meist  einem  be- 
ständigen Wandel  unterworfen.  Die  Zwecke  des  Haushalts 
bringen  von  selbst,  zumal  in  langjähriger  Ehe,  einen  Wechsel 
in  ihrem  Bestände  mit  sich,  in  ihrem  natürlichen  nicht  minder 
als  in  ihrem  rechtlichen.  So  begreift  das  Sächsische  Recht 
unter  der  Verwaltung  des  Ehemanns  auch  die  Disposition 
über  die  Substanz  der  eheweiblichen  Fahrniss  und 
über  das  Recht  an  derselben  mit. 


*)  Darauf  deutet  schon  Cbopi1  hin  in  den  Heidelberger  Jahrb. 
1823  I,  S.  112. 
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Ist  die  Gewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut  sonach 
schon  an  sich  eine  ungemein  ausgedehnte,  und  um  so  weiter 
greifend,  als  die  durch  das  Interesse  der  ehelichen  Gemein- 
schaft gezognen  Scluunken  schon  objectiv  wenig  fest  und 
sicher  zu  ziehen  sind,  so  erweitert  sie  sich  doch  noeh  sehr 
erheblich  dadurch,  dass  sieb  das  Recht  scheut,  diese  objectiveu 
Schranken  in  formeller  Weise  zur  Geltung  zu  bringen.  Es  kennt 
keine  formelle  Verantwortlichkeit  des  Ehemannes 
für  die  Einhaltung  der  ihm  durch  das  Interesse  der  ehelicbeu 
Gemeinschaft  gezognen  Schranken.  Diese  würden  schon  wahrend 
stehender  Ehe  gewisse  Verfügungen  auch  bei  der  freisten  Ver- 
waltung ausschliessen.  Sie  würden  Schenkungen  vom  Frauen- 
gute. wenigstens  unverhältnissraässige , ebenso  wie  zwecklose 
Verschleuderungen  unwirksam  machen,  oder  den  Mann  wenig- 
stens nach  beendeter  Ehe  ersatzpflichtig  erscheine»  lassen,  sw 
würden  ihn  mehr  oder  weniger  für  Missverwaltung  oder  gar 
Untreue  verantwortlich  machen.  Nichts  von  dem  Allen  kennt 
unser  Recht.  Es  scheut  sich  offenbar,  den  Mann  auch  nur 
durch  die  Aussicht  auf  Verantwortung  in  seinem  freien  Er- 
messen zu  beschränken,  es  scheut  sich,  die  Wirtbschafta- 
führung  auch  nur  nachträglich  einer  prozessualischen  Recherche 
zu  unterwerf«®,  oder  gar  während  der  Ehe  den  Richter  auf 
Anrufen  der  Frau  eingreifen  zu  lassen.  Vielmehr  sucht  ee 
der  leitenden  Idee  auf  an«terem  Wege  gerecht  zu  werden,  auf  * 
demselben,  auf  welchem  es  ihr  auch  hinsichtlich  der  Nutzung 
des  Guts  Geltung  zu  verschaffen  suchte.  Bs  verzichtete  darauf, 
der  Frau  einen  genau  und  formell  abgewognen  Ersatz  fflr 
alles  während  der  Ehe  nicht  im  Interesse  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft Verwendete.  Verbrauchte,  Veräusserte  zu  ge- 
währen, es  erkannte  das  freie  Ermessen  des  Mannes  in  der 
Disposition  über  das  Frauengut  grundsätzlich  als  definitiv  ent- 
scheidend an,  es  nahm  den  Gutsbestand  so  hin,  wie  er  im 
Lauf  der  Ehe  unter  der  Verwaltung  des  Mannes  geworden 
war,  aber  es  liess  nun  die  Frau  an  dem  so  erwuohsenen  Ver- 
mögensbestande  nach  Beendigung  der  Ehe  in  der  Weise  theil- 
nehraen,  dass  sie  ausser  ihrem  eingebrachten  Gut.  wie  es  sich 
nun  grade  befand,  und  ausser  ihren  zur  Wittwen Versorgung 
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bestimmten  erbrechtlicheen  Vortheilen,  namentlich  durch  die 
Gerade  aus  des  Mannes  Vermögen  ihre  gewöhnliche  Aussteuer 
wieder  vervollständigt  und  ergänzt  erhielt  und  sich  dadurch 
einen  ungelähren  Ersatz  für  alle,  vielleicht  der  Idee  nach  nicht 
zu  rechtfertigenden  Einbussen  und  Verluste  an  ihrer  Fahrniss 
schaden  konnte.  Dass  ihr  damit  in  jedem  einzelnen  und  be- 
sonder» Falle  ein  solcher  Ersatz  in  völlig  ausreichender  Weise 
beschafft  wurde,  liess  sich  nicht  sagen,  zumal  ja  die  Genule 
zugleich  wesentlich  als  eine  Entschädigung  ftir  den  Antheil 
der  Frau  au  der  Errungenschaft  »schien.  Indessen  galt  es 
auch  nur  einen  ungefähren  Ersatz  für  den  Verlust  im  ge- 
wöhnlichen Laufe  der  Dinge  zu  schaffen.  Für  besondre  Fälle 
konnte  die  Autonomie  der  Ehegatten  nachhelfen,  Sitte  und 
sittliche  Anschauung  musste  ergänzend  eintreten,  und  gegen 
dan  absichtlichen  Missbrauch  der  vergönnten  Freiheit  liess 
sich  ein  Schutz  schwer  finden,  wenn  man  in  erster  Linie 
darauf  Bedacht  nehmen  wollte,  diese  Freiheit  weder  direct 
noch  indirect  einzuengen.  Dies  aber  zu  vermeiden,  dazu  schien 
das  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft,  namentlich  also  auch 
das  der  Ehefrau  selbst,  vor  allen  Diugen  aufzufordern. 

Auf  dieser  Grundlage  auferbaut,  nahm  das  System  des  ge- 
meinen Sächsischen  Rechts  die  Gestalt  an,  dass  dem  Manne 
im  Allgemeinen  eine  vollkommen  uneingeschränkte  Gewalt 
über  das  gesamte  Frauengut  beigelegt  wurde,  unabhängig  von 
jeglichem  Einspruch  der  Frau,  unbeengt  durch  irgend  welche 
Mitwirkung  derselben,  völlig  befreit  selbst  von  einer  nach- 
träglichen Verantwortlichkeit  des  Mannes.  Die  Beschrän- 
kungen, die  dennoch  festgehalten  werden,  gewinnen  dadurch, 
obwohl  notbwendige  Ausflüsse  des  Priucips  selbst,  das  An- 
sehen positiver  Ausnahmen.  Die  weitgreifendste  und  ein- 
schneidendste ist  die,  dass  der  Ehemann  zu  jedweder  Ver- 
äusserung  von  Liegenschaften  der  Frau , und  dessen  was 
diesen  gleichsteht,  zur  partiellen  wie  zur  völligen  Veräußerung, 
ihrer  Zustimmung  bedarf,  wenn  der  Act  dem  Dritten  gegenüber 
für  die  Frau  wirksam  und  bindend  sein  soll.  Dispositionen 
dieser  Art  erscheinen  wohl  keinem  Recht  als  Acte  der  lau- 
fenden Verwaltung  und  regelmässigen  Wiithschaftsfnhrung, 
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auch  nicht  der  allerfreisten  und  selbständigsten.  Am  wenigsten 
konnten  sie  aber  in  diesem  Lichte  einem  liechte  erscheinen, 
welches,  wie  das  Sächsische,  überhaupt  ein  freies  und  unein- 
geschränktes Schalten  und  Walten  mit  den  Immobilien  nicht 
kennt  Es  geht  daher,  wenn  auch  oft  nur  als  selbstverständ- 
lich vorausgesetzt,  durch  das  ganze  Sächsische  Recht,  selbst 
durch  fast  alle  Particularrechte,  wie  ein  unantastbarer  Grund- 
satz hindurch,  dass  der  Mann  die  Liegenschaften  der  Frau 
(auch  später  noch  das  Kaufeigen)  ohne  ihren  Oonsens  wirk- 
sam weder  vollständig  noch  partiell  zu  veräussern  befugt  ist 
— eine  Einschränkung  seiner  sonst  so  discretionären  Ge- 
walt, die  die  Frau  wenigstens  gegen  jeden  Verlust  ihrer 
werth vollsten  Vermögensstücke  um  so  mehr  sicherstellte , als 
die  Unabhängigkeit  ihrer  Entschliessung  in  der  Unentbehrlich- 
keit des  Oonsenses  auch  ihrer  Blutsfreunde  eine  wesentliche 
Stütze  fand.  — In  etwas  andrer  Art  verhält  es  sich  mit  der 
zweiten  Beschränkung  der  Disposition  des  Ehemannes.  Das 
Frauengut  haftet  nicht  für  die  einseitig  vom  Manne  contra- 
hirten  Schulden.  Diese  Beschränkung  scheint  ausser  Zusammen- 
hang mit  dem  Gedanken,  dass  für  das  Interesse  der  ehelichen 
Gemeinschaft,  namentlich  also  des  gemeinsamen  Haushalts,  die 
Verfügung  des  Mannes  völlig  frei,  sein  Ermessen  allein  maass- 
gebeud  werden  solle,  denn  die  Wirtschaftsführung  bringt  in 
ihrem  regelmässigen  Verlauf  die  Notwendigkeit  der  Schulden- 
wirkung stets  mit  sich.  Dennoch  harmonirt  auch  diese  Be- 
schränkung mit  unserm  Grundsatz.  Sie  engt  nicht  das  Er- 
messen des  Mannes  noch  seine  Entscheidung  ein,  sondern 
übertragt  nur  Beides  nicht  auf  seinen  Gläubiger.  Der  Mann 
wird  nicht  behindert,  seine  Schulden  aus  dem  Vermögen  der 
Frau  zu  decken,  sondern  nur  den  Gläubiger,  willkürlich 
Deckung  aus  diesem  zu  suchen.  Beweist  er  indessen,  dass 
die  Schuld  auch  der  Frau  zu  Gute  gekommen  ist,  so  haftet 
ihm  auch  ihr  Vermögen,  und  überhaupt  bat  er  während  ste- 
hender Ehe  durch  die  Personalexecution  gegen  den  Mann  ein 
zwar  indirectes  aber  sehr  drastisches  Zwangsmittel  auch  gegen 
die  Frau.  Die  ganze  Ausnahme  wird  daher  praktisch  folgen- 
reich nur  bei  der  Aufnahme  bedeutenderer  Schulden  im  ein- 
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seitigen  Interesse  des  Mannes  und  vorzugsweise  erst  nach 
beendeter  Ehe.  Trotz  dieser  praktisch  geringem  Tragweite 
wurde  die  Beschränkung  der  ehemännlichen  Gewalt  in  diesem 
Punkte  in  dem  regem  Verkehr  der  Städte  bald  unerträglich, 
und  fast  alle  Sächsischen  Statuten  haben  sie  im  Laufe  der 
Zeit  beseitigt.  — Eine  dritte  Beschränkung  gehört  grade  um- 
gekehrt erst  einer  jüngem  Entwickelung  an.  Dem  ältern 
Recht  sind  Verfügungen  von  Todeswegen  überhaupt  unbekannt. 
Es  lässt  sie  nur  in  der  Form  wahrer  Veräusserungen  zu  und 
behandelt  daher  auch  solche  Verfügungen  des  Ehemanns  über 
das  Frauengut  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die 
Veräusserungen.  Die  spätem  Beschränkungen  des  Mannes  in 
den  Vergabungen  namentlich  von  Geradestücken  und  die  par- 
ticularrechtlichen  Beschränkungen  der  wahren  letztwilligen 
Dispositionen  des  Ehemannes  sind  natürliche  Consequenzen  des 
Gedankens,  dass  des  Mannes  Gewalt  über  das  Frauengut,  wenn 
auch  formell  unbeschränkt,  doch  ihrer  wahren  Tendenz  und 
Bestimmung  nach  dem  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft 
dienen  soll  und  über  sie  hinaus  also  nicht  reicht.  Dies  sind 
die  Beschränkungen,  welche  das  Sächsische  Recht  der  Gewalt 
des  Mannes  über  das  Frauengut  auferlegt,  und  die  es  auch 
in  den  Particularrechten  mehr  oder  weniger  durchführt  und 
mannigfaltig  bestimmt  — die  dritte  das  Güterrecht  unter 
Lebenden  direct  nicht  berührend,  die  zweite  im  praktischen 
Erfolg  minder  bedeutend  als  es  auf  den  ersten  Anblick 
scheint , die  erste  zwar  von  den  weitgreifendsten  Wir- 
kungen, aber  im  Sinne  und  Geiste  unseres  Rechts  fast 
selbstverständlich,  alle  drei  die  natürlichen  Consequenzen  davon, 
dass  man  die  freie  Gewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut 
principiell  doch  nicht  in  dem  absoluten  Sinne  wollte,  in 
welchem  sie  zu  gewähren  man  den  Schein  erweckte,  weil  man 
9ich  im  Allgemeinen  scheute,  sie  formell  in  bestimmte,  scharfe 
Grenzen  einzuschränken. 

Dies  ist  denn  nun  auch  das  Bild,  welches  uns  die  Quellen 
von  dieser  Rechtspartie  gewähren.  Da  wo  sie  dieselbe  ex 
professo  behandeln,  legen  sie  dem  Manne  die  Gewalt  über 
das  Frauengut  in  den  allgemeinsten,  aber  auch  unbestimmtesteu 

A g r i c o 1 a , Gewere  t.  r.  V.  19 
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Ausdrücken  bei.  Damit  begnügen  sie  sich  aber  auch.  Zwar 
heben  sie  sämmtlich  die  obengedachten  Beschränkungen  der 
ehemännlichen  Machtbefugnisse  mehr  oder  minder  scharf 
hervor,  fast  nirgends  dagegen  scheinen  sie  es  für  nöthig  zu 
erachten,  die  letztem  nun  positiv  zu  entwickeln,  für  die  ver- 
schiednen  Fälle  noch  besonders  zu  bestimmen.  Nirgends 
fuhren  sie  im  Detail  aus,  wie  sich  die  Gewalt  des  Mannes 
über  das  Frauengut  in  der  Freiheit  seiner  natürlichen  und 
juristischen  Verfügung  über  alle  Arten  des  Vermögens,  sowohl 
direct  in  der  Unabhängigkeit  vom  Consens  der  Frau  als  in- 
direct  in  dem  Mangel  jeder  juristischen  Verantwortlichkeit 
während  wie  nach  der  Ehe  realisirh  Die  Fragen,  welche 
andere  Rechte,  namentlich  das  Römische  und  das  heutige  ge- 
meine, im  ehelichen  Güterverhältniss  am  meisten  beschäftigen, 
wie  die  nach  der  ehemännlichen  Disposition,  nach  dem  Um- 
fang der  Restitutionsverbindlichkeit,  und  nach  der  Sicherstellung 
der  Frau  für  deren  Realisirung,  scheinen  dem  Sächsischen  fern 
zu  liegen.  Es  erledigt  sie,  abgesehen  von  den  genannten  Aus- 
nahmen, durch  die  vagsten  Hinweisungen  auf  die  Vollgewalt 
des  Mannes  und  durch  die  allgemeinsten  Züge  der  Zweiung 
des  Guts  nach  beendeter  Ehe.  Aber  allerdings  bürgt  eben 
diese  ganze  Behandlung  der  Sache  in  Verbindung  mit  dem  Um- 
stand, dass  im  ganzen  Umkreis  der  Sächsischen  Rechte  nicht 
ein  entgegenstehendes  Zeugniss  aufgefunden  werden  kann, 
so  dringend  auch  der  Anlass  dazu  vielfach  war  und  sein  musste, 
und  mit  Berücksichtigung  einer  Reihe  gelegentlicher  Bestäti- 
gungen im  Einzelnen,  für  die  Richtigkeit  unserer  Auffassung, 
nach  welcher  das  Frauengut  mit  dem  Einbringen  in  die  Ge- 
were  des  Ehemanns  mit  wenigen,  scharf  begrenzten  Ausnahmen 
dem  völlig  freien , selbständigen  und  verantwortungslosen 
Schalten  und  Walten  desselben  unterworfen  wird,  sich  unter 
diesem , in  Verbindung  mit  des  Mannes  eignem  Vermögen  zu 
einem  ungezweiten  Gut  dem  gemeinschaftlichen  Haushalt 
dienend,  je  nach  der  Geschicklichkeit,  der  Gewissenhaftigkeit, 
Thätigkeit  und  dem  Glücke  des  leitenden  Haupts  der  Ehe 
gestaltet  und  entwickelt,  waudelt  und  wechselt,  zu-  oder  ab- 
nimmt, bis  es  nach  Beendigung  der  Ehe  in  dem  Stande,  in 
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welchem  es  sich  dann  befindet,  aus  seiner  Gewalt  wieder 
heraustritt. 

Indem  wir  dies  Alles  nunmehr  nach  den  Quellen  näher 
zu  begründen  haben,  haben  wir  nachzuweisen,  dass  die  Ge- 
walt des  Ehemanns  — abgesehen  von  besondem  Fällen  — 
unbeengt  ist  durch  die  rechtliche  Stellung  der  Frau,  einmal 
insofern,  als  die  Wirksamkeit  seiner  Verfügung  nicht  durch 
die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Zustimmung  derselben 
während  der  Ehe  bedingt  ist,  demnächst  insofern,  dass  er  für 
die  ordnungsmässige  Ausübung  seiner  Gewalt  auch  nicht  durch 
Ersatz-  und  Entschädigungspflicht  nach  Beendigung-  der  Ehe 
verantwortlich  gemacht  wird.  Wir  haben  also  einmal  den 
Umfang  seiner  Dispositionsbefugniss  während 
stehender  Ehe  und  demnächst  die  Natur  seiner  Resti- 
tutionspflicht nach  beendeter  Ehe  zu  betrachten, 
um  den  Umkreis  seiner  Gewalt  kennen  zu  lernen.  Bei  dem 
ersten  Punkt  haben  die  Beschränkungen  seiner  Dispositions- 
befugniss ihre  Erledigung  zu  finden.  Indessen  lässt  sich  die 
Frage  nach  der  Haftung  des  Frauenguts  für  die  durch  deu 
Manu  gewirkten  Schulden  besser  im  Zusammenhang  des 
ganzen  Obligationenrechts  übersehen,  und  die  nach  der  Be- 
fugniss  des  Ehemanns  zu  letztwilligen  Dispositionen,  die 
ohnehin  mehr  dem  Erbrecht  angehört,  wird  gelegentlich  (bei 
^ler  Gerade  und  bei  den  Vergabungen)  zur  Erledigung  kommen, 
so  dass  hier  nur  die  Disposition  des  Mannes  über  die  Liegen- 
schaften der  Frau  eingehender  zu  erörtern  ist.  Was  aber 
den  andern  Punkt,  die  Restitution  des  Frauenguts,  anlaugt, 
so  ist  die  wichtigste  Beziehung  derselben  allerdings  die,  welche 
sie  auf  die  Verfügungsgewalt  des  Mannes  hat.  Darin  geht 
jedoch  ihre  Bedeutung  nicht  auf.  Sie  ist  vielmehr  von  Ein- 
fluss auf  die  gesamte  Stellung  des  Mannes  zum  Frauengut 
während  der  Ehe  und  muss  daher  von  einem  allgemeinem  Ge- 
sichtspunkt erörtert  werden,  wobei  dann  ihre  Bedeutung  für 
die  Bestimmung  der  Verfügungsgewalt  des  Mannes  hauptsäch- 
lich in’s  Auge  zu  fassen  sein  wird. 
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§ 30. 

Freie  Verfügungsgewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut 
während  der  Ehe. 

In  mannigfaltigen  Wendungen  legen  die  Sächsischen  Quellen, 
meist  in  Umschreibung  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft, 
dem  Manne  schlechthin  und  ohne  irgend  eine  einschränkende 
Bestimmung  die  Gewalt  über  das  von  der  Frau  eingebrach te 
Gut  bei.  Wir  haben  diese  Ausdrücke  schon  oben  bei  der 
Darstellung  der  Gewere  kennen  gelernt ').  Da  heisst  es : Die 
Frau  antwortet  ihr  Gut  (mit  der  Illation)  in  des  Mannes  Ge- 
walt, also  dass  er  es  „lediglich  sonder  ander  Leute  Wider- 
spräche mag  gebrauchen  nach  seinem  Willen“8),  er 
„unterwindet  sich  desselben“,  ist  desselben  „gewaltig“,  hat 
es  „unter  seinem  Gebieten  zu  Nutz  und  Herrschaft“,  hat  es 
„in  Vormundschaft  und  Pflege“,  nimmt  es  „in  seine  Hand“, 
ist  „ihr  und  ihres  Guts  Vorrath  und  Vormund“,  ist  aller 
ihrer  Güter  „magister  et  rector“,  ja  „rector  et  dominus“. 
Einige  dieser  Wendungen  haben  zunächst  die  natürlichen  Dis- 
positionen über  das  Frauengut  im  Auge,  andre  umfassen  sicht- 
lich auch  die  juristischen  mit;  bei  einigen  mag  zunächst  nur 
an  Fahrniss  gedacht  sein,  andre  nennen  ausdrücklich  alle  Güter 
der  Frau.  Darin  stimmen  sie  aber  überein,  dass  sie  die  Un- 
beschränktheit der  Gewalt  ausdrücklich  hervorheben,  oder  ^ 
wenigstens  keinerlei  Schranken  derselben  andeuten,  auch  die 
nicht,  welche  etwa  durch  die  Wahrung  der  Substanz  der  Sache 
oder  des  Rechts  an  dieser  gezogen  erscheinen  könnten.  Wir 
werden  schon  hienach  Beschränkungen  der  Disposition  des 
Ehemanns  über  das  Frauengut  nur  insoweit  annehmen  können, 
als  sie  sich  anderwärts  aus  den  Quellen  ergeben. 

Die  Verfügungen  über  das  Gut  der  Frau  können  nun  über- 
haupt doppelter  Art  sein.  Entweder  lassen  sie,  als  natürliche, 

»)  Vgl.  oben  S.  129  f.  155  f. 

*)  Schspr.  bei  Wasskbsihlebkn,  S.  97,  cap.  150  a.  E.,  wo  deutlich 
die  unumschränkte  Disposition  bei  Verwendung  des  Guts  im  Interesse 
der  Ehe  hervorgehoben  wird. 
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die  Substanz  der  Sache  selbst  oder,  als  juristische,  das  Recht 
an  dieser  völlig  unberührt  und  ändern  nur  die  Gestalt,  die 
Verwendung,  den  Gebrauch,  die  Bewirthschaftung  der  Sache 
resp.  die  Ausübung  des  Rechts  an  derselben,  — oder  aber  sie 
vernichten,  als  natürliche,  die  Sache  selbst,  was  bei  Immo- 
bilien im  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  kaum  möglich,  resp. 
sie  vernichten,  als  juristische,  wenigstens  das  Recht  an  ihr 
theils  vollständig  tbeils  partiell  durch  Veräusserung.  Die  Ge- 
samtheit der  erstgedachten  Verfügungen  fassen  sich  in  dem 
zusammen,  was  wir  als  „Verwaltung“  im  engem,  eigentlichen 
Sinne  bezeichnen.  Indem  die  Quellen  dem  Manne  schlechthin 
die  Gewalt  über  das  Frauengut  beilegen , sprechen  sie  ihm 
daher  vor  Allem  das  Recht  der  Verwaltung  zu.  Zunächst 
von  diesem! 

Das  Recht  der  Verwaltung  wird  dem  Manne  iu  den 
verschiedensten  Auwendungen  und  Erweisungen  zugesprochen, 
bezüglich  aller  Arten  von  Vermögenstheilen  der  Frau:  der 
Liegenschaften,  der  Fahmiss,  der  Forderungen.  Zwar  gehen 
die  Dispositionen  über  die  beiden  letztem  Arten  bei  der  Dar- 
stellung dieser  Partie  in  den  Quellen  schon  mehrfach  in  Dis- 
positionen über  die  Substanz  des  Guts  über,  bei  ihnen  hält 
aber  überhaupt  das  Sächsische  Recht  den  Unterschied  von  bei- 
derlei Verfügungen  nicht  fest.  Beide  erscheinen  ihm  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  Verwaltung.  Als  Acte  derselben  werden 
namentlich  folgende  genannt:  Der  Mann  bewirthschaftet  und 
bearbeitet  der  Frau  Felder  und  Güter  s)  nicht  minder  als  ihre 
bewegliche  Habe4),  er  „verzinst,  verschosst  und  verrechtet“ 
ihre  Liegenschaften  5),  besorgt  die  Vermiethung  und  Verpach- 
tung von  Haus  und  Hof6),  erhält  die  Gebäude  in  Bau  und 


*)  Ssp.  III,  7G,  3 n.  4.  Schspr.  bei  Warserschlerrn,  S.  231,  cap.  76. 
*)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  15  (Knlm  IV,  55).  In  der  Gerade  steckt 
ja  jederzeit  auch  Frauengut. 

5)  Schspr.  bei  Wassrrschlebrn,  S.  228,  cap.  74.  Hier  wie  ander- 
wärts lebend.,  S.  227,  cap.  73)  als  AeuBserung  derGewere  hervorgehoben. 
Auch  Ssp.  III,  76,  4 a.  E.  weist  darauf  hin. 

®)  Ebend.,  S.  99,  oap.  168. 
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Besserung  7),  leiht  für  sie  ihre  Gelder  aus  8),  mahnt  der  Frau 
Schuldner  wirksam  um  die  Zinsen 9) , nimmt  diese  ein  und 
quittirt  bindend  darüber  10),  klagt  selbständig  gegen  den  In- 
haber eines  Pfands  seiner  Frau  wegen  Deterioration  ll),  con- 
trahirt  für  sie,  unter  Uebernahme  aller  dessfallsigen  Mühwal- 
tungen  und  Kosten,  Schulden  zur  Abstossung  älterer  **),  besorgt 
für  sie  ihre  Erbschaftsauseinandersetzung  ,s)  u.  s.  w.  Diese 
Verwaltung  übt  er  nicht  im  Namen  und  Auftrag  seiner  Frau, 
sondern  kraft  eignen,  selbständigen  Rechts,  das  sie  ihm  sowenig 
als  die  Vormundschaft  überhaupt  willkürlich  entziehen  kann  u). 
Noch  weniger  ist  er  in  irgend  einer  Beziehung  von  ihrer  Ge- 
nehmigung abhängig.  Nirgends  wird,  soweit  nicht  Veräusse- 
rungen  von  Immobiliarrechten  in  Frage  kommen,  eine  solche 
Beschränkung  erwähnt,  sie  wird  ausgeschlossen  durch  die  Art, 
wie  dem  Manne  das  Recht  im  Allgemeinen  beigelegt  wird, 
und  Bie  widerspricht  der  sich  in  dem  „ungezweiten  gut“ 
realisirenden  Idee  von  der  Einheit  des  Haushalts  und  der 
Wirthschaft  unter  der  Herrschaft  des  Mannes. 

Rücksichtlich  der  Mobilien  reicht  aber  die  Gewalt  dessel- 
ben noch  weiter.  Sie  ist  auch,  wo  es  die  Substanz  der  Sache 
oder  das  Recht  an  derselben  betrifft,  nicht  an  der  Frau  Zu- 
stimmung gebunden.  Rücksichtlich  der  natürlichen  Verfügungen 
könnte  überhaupt  nur  von  einer  Ersatz-  und  Entschädigungs- 
pflicht die  Rede  sein,  von  welcher  später  zu  handeln  sein 
wird;  rücksichtlich  der  juristischen  kommt  ihre  Rechtsbestän- 
digkeit der  Frau  wie  Dritten  gegenüber  direct  in  Frage. 


7)  Schspr.  bei  Wasebmchmben  , 8.  202,  cap.  82;  8.  97,  cap.  158 
(=  Böhme  VI,  S.  132,  »).  Stcndalcr  Urth. -Bach,  cap.  20:  „ — beterde 
nnde  bewete  dat  ervc“. 

8)  Ebend.,  S.  190,  cap.  51. 

9)  Ebend.,  S.  185,  cap.  48  a.  E. 

">)  Ebend.,  S.  212,  cap.  6fi,  Abs.  13. 

H)  Goslar'sches  Wcisthnm  nach  Nnrdhausen  bei  Forhtf.man-n,  N. 
Mitth..  Bd.  1,  H.  3,  8.  39,  § 23,  Hnb  e u.  f. 

i*)  Schspr.  bei  Wassbrschlrbkn,  S.  213,  Ab«.  2 ; 8.  214. 
i»)  Ebend.,  8.  174.  cap.  43,  Ab«.  2;  8.  95,  cap.  150.  1.  Magdeburg. 
Sch.-U.  bei  Walch,  Stadtr.  VIII,  8.  258  f. 

u)  Vgl.  oben  § 24,  Anm,  3;  § 10,  Anm.  10. 
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Letztere  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  Veräusserungen,  welche 
der  Mann  mit  dem  beweglichen  Frauengut  vornimmt,  nach 
allen  Seiten  hin  rechtsbeständig  und  wirksam  sind,  gleichviel 
ob  die  Frau  ihre  Zustimmung  giebt  oder  nicht.  Dieser  Satz 
involvirt  ein  Doppeltes:  einmal  die  Positive,  dass  der  Mann 
auch  im  Wege  der  Veräusserung  einseitig  frei  und  selbständig 
schalten  und  walten  kann,  sodann  die  Negative,  dass  die  Frau 
auch  von  ihm  einseitig  vorgenommne  Veräusserungen  dem 
Dritten  gegenüber  nicht  anfechten  noch  revociren  darf.  Das 
Letztere  muss  freilich  aus  dem  Erstem  von  selbst  folgen;  die 
umgekehrte  Schlussfolgerung  liesse  sich  aber  allenfalls  be- 
zweifeln, wenn  man  annehmen  dürfte,  dass  die  Veräusserung 
zwar  dem  Dritten  gegenüber  als  unanfechtbar  gegolten 
habe,  der  Mann  aber  für  jede  einseitig  vorgenommne  Ver- 
äusserung, weil  als  solche  unberechtigt,  ersatzpflichtig  ge- 
blieben sei.  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Annahme  schwindet 
indessen  sofort  wieder,  wenn  man  von  vornherein  den  Versuch 
als  irrig  zurückweisen  muss,  die  Unanfechtbarkeit  solcher  Acte 
des  Mannes  Dritten  gegenüber  lediglich  auf  die  allgemeinen 
Grundsätze  von  der  Gewere  zu  stützen. 

Allerdings  ist  man  bisher  gewohnt  gewesen,  der  Frau  das 
Revocationsrecht  solcher  einseitigen  Veräusserungen  des  Mannes 
abzusprechen,  weil  dieser  ja  auf  rechtmässige  Weise  die  Ge- 
were an  der  Fahrniss  der  Frau  erlangt  habe,  ihrer  Vindication 
also  das  „Hand  wahre  Hand“  habe  entgegentreten  müssen. 
Während  man  hieraus  aber  früher  des  Mannes  Veräusserungs- 
befugniss  ohne  Weitres  herzuleiten  pflegte  15),  hat  nun  grade 
umgekehrt  Kraut  ,s)  nachzuweisen  gesucht,  dass  die  Unan- 
fechtbarkeit solcher  Veräusserungen  Dritten  gegenüber  auf  die 
Befugniss  des  Mannes  zu  ihrer  Vornahme  gar  keinen  Schluss 
verstatte,  und,  da  ihm  eine  solche  Befugniss  abzusprechen 
sei,  umgekehrt  schon  aus  allgemeinen  Grundsätzen  folge,  dass 


*6)  So  geschieht  es  z.  B.  von  Cnopr,  Jurist.  Abhand].  II,  S.  440 
u.  487.  Heidelberger  .Jahrbücher  v.  1823  I,  S.  111  a.  E.  Bbrck,  Bre- 
misches EheL  Oüterrecht,  S.  41. 
w)  U,  8.  473;  vgl.  S.  450  f. 
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der  Mann  für  ersatz-  und  entschädigungspftichtig  gehalten 
werden  müsse.  Die  eine  wie  die  andere  Ansicht  beruht  aber 
auf  einer  falschen  Prämisse.  Es  ist  wahr,  der  Mann  hat  die 
Gewere  an  der  Fahrniss  der  Frau  mit  ihrer  Genehmigung, 
aber,  was  unserm  Falle  singulär,  auch  der  Frau  ist  die  Gewere 
an  jener  verblieben.  Sie  hat  die  Sache  also  keineswegs  frei- 
willig aus  ihrer  Gewere  gelassen.  Nur  unter  dieser  Voraus- 
setzung aber  würde  sie  nach  den  allgemeinen  Principien  das 
Rückforderungsrecht  gegen  den  Dritten  verlieren.  Sie  befindet 
sich  vielmehr  in  derselben  Lage  wie  der  Hausherr,  welcher 
die  Gewere  behält,  auch  wenn  er  seinem  Gesinde  eine  Sache 
zur  Besorgung  oder  Verwaltung  an  vertraut.  So  wenig  dieser 
durch  das  „Hand  wahre  Hand“  an  der  Vindication  seiner 
vom  Gesinde  veräusserten  Fahmiss  behindert  wird  ”),  so  wenig 
kann  jenes  allgemeine  sachenrechtliche  Princip  als  der  Grund 
angesehen  werden,  aus  welchem  der  Frau  das  Revocationsrecht 
versagt  wird.  Wird  es  ihr  aber  nun  dennoch  wirklich  ver- 
sagt, so  kann  dies  nur  als  eine  Wirkung  des  die  Grundlage 
der  Gewere  bildenden  Rechts,  d.  h.  der  familienrechtlichen 
Gewalt  des  Mannes  über  die  Frau,  seiner  Vormundschaft,  an- 
gesehen werden  18).  Die  Unanfechtbarkeit  solcher  Veräusse- 
rungen  Dritten  gegenüber  ist  daher  allerdings  zugleich  eine 
Gewähr  dafür,  dass  dem  Manne  die  Befugniss  zur  Veräusserung 
zusteht,  und  damit  erledigt  sich  weiter  der  von  Kraut  ans 
der  entgegengesetzten  Prämisse  gezogue  Schluss,  dass  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  der  Mann  für  die  von  ihm  unbefugter 
Weise  vorgenommne , aber  Dritten  gegenüber  unanfechtbare 
Veräusserung  ersatzpflichtig  bleibe. 

Ein  unzweideutiges  allgemeines  Zeugniss  dafür,  dass  der 
Mann  berechtigt  ist,  die  Fahrniss  seiner  Frau  einseitig  wirk- 
sam zu  veräussem,  sucht  man  vergeblich  im  ganzen  Umkreis 
der  gemeinrechtlichen  Quellen  18*).  Nur  von  Verpfändungen 

U)  Vgl.  oben  g 16,  Anm.  14.  Vgl.  v.  Martitz,  S.  139  f.  135  f. 

'S)  So  sieht  schon  Pauli  (Abhanf)  1.  II,  S.  30)  die  Sache  richtig  an. 

is»)  Die  von  v.  Martitz  S.  137  f.  allegirten  Zeugnisse  aus  dem 
Ssp.  haben  nur  Beweiskraft,  wenn  man  seiner  Ansicht  von  der  Erbordnung 
nach  dem  Tode  des  Mannes  beipflichtet,  nach  welcher  auch  in  diesem 
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spricht  das  Schöffen  - Urtheil  des  Cod.  Lips.  945  c,  fol.  17  18  b): 
„[Der  Kläger]  mach  sin  recht  to  dem  [verpfändeten] 
gude  vorvolgen  neger  und  er  wen  dat  — [ des  Schuldners] 
nagelaten  wedewe  ene  dar  ane  hinderen  mach,  oft  de 
medegift  varende  have  is  gewesen,  de  ere  vader  mede- 
geven  heft“, 

und  als  unzweideutig  kann  auch  folgende  Stelle  des  Görlitzer 
Weisthums  von  1304,  § 130  nicht  gelten: 

„Daz  der  man  sines  gutes  gewaldic  ist.  — 
Niemet  ein  man  ein  wib  unde  wirt  im  mit  ir  gut  ge- 
gebben  unde  stirbet  sider  die  vrowe,  ir  man  beheldet 
doch  allez  daz  gut,  daz  im  mit  ir  gegebben  wart,  sunder 
de  gerade.  Niemet  her  ouch  sider  ein  ander  wib,  her 
beheldet  doch  allez  daz  gut,  daz  her  mit  der  ersten 
unde  mit  der  anderen  hatte  unde  her  mac  mit  deme 
gute  tun  unde  lazen,  swaz  her  wil  unde  geben 
sweme  her  wil.“  l9) 

Wenn  sie  nämlich  auch  gewiss  blos  von  einfacher  Illation 
und  (was  daraus  folgt)  lediglich  von  der  der  Fahmiss  redet, 
so  bleibt  doch  möglich,  dass  sie  die  Verhältnisse  während 
stehender  Ehe  gar  nicht  mit  berücksichtigen,  sondern  blos  das 
Mobiliarrecht  des  Mannes  näher  definiren  will  *°).  Aber  wenn 


Falle  die  gesamte  Fahmiss  der  Frau  dieser  entzogen  bleibt  ausser  der 
Gerade  (vgl.  dagegen  § 21,  Amn.  2 u.  2»).  Bei  der  von  mir  vertretenen 
Ansicht  lassen  sich  Stellen  wie  Ssp.  I,  52,  4 u.  1,  24,  4 zunächst  nur  auf 
des  Mannes  Vermögen  beziehen,  lieber  die  von  v.  Mautitz  S.  283  n. 
258  f.  aus  dem  Weichbild  entlehnten  Zeugnisse  vgl.  oben  § 22. 

**b)  v.  Mautitz,  S.  261. 

*9)  Ein  ähnlicher  Satz  ist  in  der  Glosse  z.  Weichbild  Art.  93  bei 
Zobki,  (bei  v.  Daniki.h  nicht  mit  abgedruckt)  dahin  lautend  aufgenommen: 
„Nimpt  ein  man  ein  weib  und  wird  im  gut  mit  ir  gegeben , er  behelt 
alles,  das  im  mit  ir  gegeben  was.  und  mag  mit  dem  gut  thun  und 
lassen  wie  er  wil,  und  darff  es  mit  nimand  in  die  teilung  bringen.“ 

**)  So  versteht  sie  Kract  II,  S.  471,  Anm.  24  gegen  Finfi.eb,  De 
oblig.  uxoris,  p.  21,  not.  5.  Die  Fassung  ist  so  allgemein,  dass  mir 
die  Stelle  in  der  zweiten  Hälfte  überhaupt  nicht  unterscheiden  zu  wollen 
«cbeint,  ob  die  [zweite]  Ehe  überhaupt  noch  besteht,  oder  gleichfalls  beendigt 
ist.  Der  Satz  gilt  gleiehmässig  für  beide  Alternativen.  Der  Ausdruck 
„sein  Gut“  in  der  Rubrik  steht  nicht  entgegen,  vgl.  oben  § 15,  Anm.  9». 
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man  auch,  ungeachtet  der  allgemeinen  Passung,  diese  letztere 
Auslegung  vorzieht,  jedenfalls  bekundet  die  Stelle,  was  die 
Itechtssprache  unter  dem  Ausdruck  „gewaltig  sein“  versteht, 
den  sie  sonst  zur  Bezeichnung  der  Disposition  des  Mannes 
über  das  Frauengut  verwendet.  Er  kann  mit  demselben 
„thun  und  lassen,  was  er  will  und  geben,  wem  er  es  will“. 
Die  andre  anscheinend  hieher  gehörige  Stelle  aus  dem  Ver- 
mehrten Sachsenspiegel  (I,  f>,  5)  entscheidet  über  unsere  Frage 
nichts,  da  sie,  wie  wir  unten  sehen  werden  *‘)  zwar  die  Rechts- 
beständigkeit der  Veräusserung  voraussetzt,  über  die  Bedin- 
gungen dieser  Rechtsbeständigkeit  sich  aber  gar  nicht  weiter 
äussert.  Wie  im  gemeinen  Recht  so  sah  man  sich  auch  in 
den  particularen  Quellen  nicht  zu  ausdrücklichen  Bestimmungen 
über  die  Frage  veranlasst,  obwohl  wir  auch  in  ihnen  öfter 
Sätzen  begegnen,  welche  die  völlig  freie  Disposition  des  Mannes 
über  die  Fahmiss  der  Frau  voraussetzen.  Am  entschiedensten 
geschieht  dies  in  den  Hamburg- Lüb’schen  Rechten  durch  die 
Grundsätze  über  den  dort  so  gebräuchlichen  Vertrag,  kraft 
dessen  dem  Manne  Grundstücke  der  Frau  „like  kopschatte“ 
oder  „like  varende  habe“  übertragen  werden.  Fehlt  es  aber 
hienach  fast  durchaus  an  einer  allgemeinen,  positiven  Bestä- 
tigung der  uneingeschränkten  Dispositionsbefugniss  des  Mannes, 
so  ist  doch  auch  schon  die  negative  überzeugend  genug,  dass 
nirgends  im  ganzen  Gebiete  unseres  Rechts  die  Nothwendig- 
keit  der  Zustimmung  der  Frau  hervorgehoben,  oder  angedeutet, 
oder  auch  nur  stillschweigend  vorausgesetzt  wird  — überzeu- 
gend namentlich,  wenn  man  damit  das  Verfahren  der  Quellen 
rücksichtlich  der  Verfügung  über  die  Grundstücke  vergleicht, 
wo  wenigstens  die  jüngem  und  vollständigem  die  Abhängigkeit 
des  Mannes  von  der  Frau  Consens  selten  unbezeugt  lassen. 
Das  absolute  Schweigen  der  Quellen  über  das  Erfordemiss  des 
Consenses  der  Frau  bei  Veräusserung  von  Fahmiss 23)  kann 


**)  Vgl.  nnten  § 33  zu  Anra.  24. 

*3)  Die  von  Kraut  II,  S.  432  angeführte  Stelle  des  Weistbunw  von 
1304.  § 83  a.  E.  spricht  von  den  anfänglich  nur  bei  wohlerworbnem  Gut 
fieigegebnun  Vergabungen  (vgl.  denselben  Gegensatz  § 22  a.  E.  und  g 21 
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nur  als  Zeichen  gelten,  dass  die  Quellen  einen  Zweifel  über 
die  ganze  Frage  nirgends  voraussetzen,  wie  er  denn  auch  in 
der  That  bis  auf  die  neuste  Zeit  nirgends  bestanden  hat 24). 

War  der  Mann  einseitig  zur  Veräusserung  von  Fahrniss 
der  Frau  befugt,  so  war  diese  natürlich  auch  nicht  zur  An- 
fechtung den  Erwerbern  gegenüber  berechtigt.  Umgekehrt 
lässt,  wie  wir  eben  dargelegt  haben,  Letzteres  auf  Ersteres 
schliessen.  Der  Mangel  eines  solchen  Kevocationsrechts  der 
Frau  wird  nun  zwar  auch  nicht  allgemein  in  den  Quellen 
bekundet.  Indessen  fehlt  es  hiefür  doch  nicht  völlig  an 
Zeugnissen.  Bei  der  Annullirung  einer  Ehe  erfolgt,  wie  wir 
sehen  werden,  die  Auflösung  des  ungezweiten  Guts  ex  tune, 
nicht  ex  nunc  *6).  Desshalb  ist  der  Mann  zur  Ersatzleistung 
für  alle  Veräusserungen  von  Frauengut  verpflichtet,  aber  den 
Dritten  gegenüber  bleiben  sie  bestehen  **).  Wollte  man  hier 
aber  dem  Zweifel  noch  Kaum  geben,  ob  hiebei  auch  einseitige 
Acte  des  Mannes  vorausgesetzt  werden,  so  ist  dieser  Zweifel 
doch  keinenfalls  bei  den  Entscheidungen  berechtigt,  welche  die 
Quellen  über  die  Veräusserung  von  Mobilien  geben,  die  in 
die  Wittwengerade  gehören.  Sie  behandeln  hier  die  Mobilien 
des  Mannes  und  die  der  Frau  auf  völlig  gleicher  Linie,  ver- 
pflichten die  Wittwe  zur  Anerkennung  aller  einseitigen  Dis- 
positionen des  Mannes,  und  heben  namentlich  hervor,  dass 
verpfändete  Geradestücke  von  ihr,  nicht  von  des  Mannes  Erben, 
einzulösen  sind  *7).  Wenn  aber  die  Frau  nicht  einmal  Ver- 

ebend.)  und  lässt  den  von  Kraut  angedeuteten  Schlug«  nicht  entfernt 
zu.  Dass  aus  dem  Vcrm.  Sgp.  I,  5,  5 im  Zusammenhalt,  mit  dem  Eise- 
nacher Rechtst),  nichts  für  seine  Ansicht  folgt,  wie  er  meint  (II,  S.  469  f.), 
wird  sich  unten  (§  33,  Anm.  24  a.  E.)  unwiderleglich  ergeben. 

**)  Vgl.  Finblkk,  I)e  oblig.  ux.,  p.  20.  Hasse,  Skizze,  S.  69  f.  Eich- 
horn, Einleitung,  § 296,  Anm.  d.  Rechtsgeschichtc  11,  § 369.  v.  Synow, 
Anm.  776.  Cropp,  Abhandl.  II,  S.  440.  437.  Gkrhkr,  System,  S.  502, 
Anm.  4;  S.  514,  Anm.  5 u.  g.  w. 

**)  Vgl.  unten  § 33,  Anm.  1 f. 

*«)  Verm.  Ssp.  I,  22.  1.  Goslar'sches  Stadtr.,  S.  10,  m f.:  „Unde 
igt  dez  icht  vorthan,  daz  gal  man  or  wedder  kem  mit  erbe  — 

*7)  Die  Nach  Weisungen  vgl.  unten  § 44,  Anm.  27  f.,  wo  auch 
(Anm.  37)  der  Versuch  Kraut’s  (II,  S.  451  f.)  obige  Sätze  auf  Fälle 
achter  Noth  zu  beschränken,  seine  Widerlegung  linden  wird. 
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äusserungen  von  Geradestücken  anfechten  kann,  obwohl  rück- 
sichtlich ihrer,  wie  wir  sehen  werden,  der  Mann  sonst  (nament- 
lich bei  Vergabungen  und  bei  der  Schuldenwirkung)  eigen- 
thümlichen  Beschränkungen  unterliegt,  so  wird  man  über 
die  Irrevocabilität  der  Veräusserungen  andrer  Fahrniss  der 
Frau  nicht  den  mindesten  Zweifel  hegen  dürfen. 

Als  Resultat  unsrer  bisherigen  Erörterungen  stellt  sich 
liienaeh  heraus,  dass,  vorbehaltlich  der  in  den  Quellen  aus- 
drücklich hervorgehobnen  noch  zu  behandelnden  Ausnahmen, 
dem  Ehemanne  eine  völlig  unbeschränkte  Gewalt  über  das  ge- 
samte Frauengut  zukommt,  dergestalt,  dass  er  zu  jeglicher 
juristischer  und  natürlicher  Disposition  über  dasselbe,  mag  sie 
nun  die  Substanz  der  Sache  oder  das  Recht  an  ihr  alteriren,  oder 
nur  die  Ausübung  des  letztem,  oder  die  Gestaltung,  Verwen- 
dung und  Bewirtschaftung  der  Sache  betreffen,  unabhängig 
von  der  Frau  ausdrücklichem  oder  stillschweigendem  Consens 
berechtigt,  der  von  ihm  vorgenommne  Act  der  Frau  wie 
Dritten  gegenüber  vollkommen  wirksam  und  rechtsbeständig 
ist.  Die  Frau  stellt  ihr  Einbringen  dem  Manne  also  (immer 
mit  Vorbehalt  gewisser  Ausnahmen)  völlig  zur  Disposition,  sie 
vertraut  ihm  nicht  nur  sich,  sondern  auch  ihr  Gut  vollkommen 
an  und  eine  directe,  formelle  Gewähr  ist  ihr  nirgends  dafür 
geboten,  dass  der  Mann  es  wirklich  seiner  Bestimmung  ge- 
mäss im  Interesse  der  gemeinschaftlichen  Wirtschaft  ver- 
wendet und  dass  er  dies  in  sorgfältiger  und  zweckmässiger 
Weise  ausführt.  Aber  nicht  einmal  indirecte,  vorbeugende 
Mittel  gesetzlicher  Art  kennt  das  Sächsische  Recht  und  giebt 
sie  von  Rechtswegen  der  Frau  selbst  nicht  gegen  frivolen 
Missbrauch  oder  absichtliche  Vergeudung.  Eine  provocatio  ad 
illatu  wegen  schlechter  Wirtschaft  des  Mannes,  wie  sie  der 
Schwabenspiegel  kennt  und  wie  sie  aus  ihm  in  jüngere  Säch- 
sische Quellen  anorganisch  übergegangen  ist,  ist  den  rein  Säch- 
sischen Rechten  absolut  fremd  **)  und  die  Form,  in  der  man  sie 


*»)  Auch  im  Lfibschen  Recht  erhellt  der  Gebrauch  de«  Instituts  nur 
aus  Inscriptionen.  Nach  den  Statuten  bestand  nur  ein  Anspruch  auf 
hypothekarische  Sicherstellung  des  Frauenguts. 
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realisirte,  die  Beiziehung  eines  andern  Vormunds  zur  Ver- 
waltung des  Frauenguts,  widerstrebt  ausdrücklichen  Sätzen  der 
Sächsischen  Rechte  w).  Selbst  wegen  ungetreuer  Verwaltung 
ihres  Guts  kann  die  Frau  den  Richter  nicht  gegen  ihren  Mann 
anrufen  und  diesen  nicht  an  der  Fortführung  gewissenloser 
Wirthscbaft  behindern so).  Seine  Gewalt  ist  in  jeder  Be- 
ziehung eine  freie,  unumschränkte,  nicht  geringer  als 
über  das  eigne  Vermögen  — beides  ist  während  der  Ehe  un- 
gezweit  Gut. 


§ 31. 


Beschränkung  der  Veräusserung  von  Immobilien  der  Frau  Seitens 

des  Mannes. 


Von  den  Einschränkungen  der  ehemännlichen  Gewalt  über 
das  Frauengut  betrifft  die  einschneidendste  und  weitgreifendste  *) 
die  Grundstücke  der  Frau  und  was  diesen  gleichgeachtet  wird, 
namentlich  Leibeigne,  Zinsen,  Zehnten  und  wiederkäufliche 
Renten  *).  Eine  Gewalt  über  liegende  Güter  in  dem  Sinne 
wie  über  fahrende  Habe  war  dem  Sächsischen  Rechte,  zumal 
dem  ältern,  überhaupt  fremd.  Eine  völlig  freie  Verfügung 
stand  über  sie  vermöge  der  weitgreifenden  Einspruchsrechte 
der  Erben  gegen  totale  oder  partielle  Veräusserungen  in  der 
Regel  nicht  einmal  dem  Eigenthümer  zu,  und  namentlich 
blieb  auch  der  Ehemann  bei  solchen  Veräusserungen  der 
Immobilien  der  Frau  an  den  Consens  ihrer  Erben  gebunden  3). 
Eine  Abhängigkeit  desselben  bei  solchen  Acten  auch  von  der 
Frau  selbst  konnte  daher  für  das  Rechtsbewusstsein  nicht 


w)  Vgl.  oben  § 10,  Amn.  10. 

s°)  Die  Nachwuisungen  vgl.  oben  § 24,  Anin.  30  — 34  Vgl.  auch 
Gothaiacbes  Stadtr.  in  Plkgoi.dt's  Rechtab.  XJ1,  42. 

•)  Wegen  der  andern  beiden  Ausnahmen  vgl.  § 29  a.  E.  (S.  291.) 

*)  Vgl.  oben  §‘20,  Anm.  2 f. 

s)  Verni.  Sap.  I,  20,  5.  Schapr.  bei  WAssEBScHUiiiEK,  S.  139,  cap.  4. 
(VgL  Anm.  13.)  Glosse  z.  Landr.  111,  76,  $ 3. 
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einmal  dann  etwas  Auffälliges  haben,  wenn  man  geneigt  ge- 
wesen wäre,  dem  Manne  eine  absolute  Gewalt  über  das  ge- 
samte Frauengut  principiell  beizulegen.  Da  dies  aber  nicht 
einmal  die  Tendenz  unseres  Rechts  war,  man  vielmehr  nur 
für  die  Zwecke  der  Hauswirthschaft  und  der  laufenden  Ver- 
waltung dem  Manne  eine  unbegrenzte  Macht  einräumen  wollte, 
so  ergab  sich  der  Grundsatz  eigentlich  von  selbst,  dass  der 
Mann  den  Grundbesitz  der  Frau  wirksam  nur  mit  ihrer  Ein- 
willigung veräussern  durfte,  und  wiederum  bot  dieser  Grund- 
satz eine  Gewähr  der  Frau  in  ihrem  kostbarsten  Besitzthum 
und  wenigstens  eine  und  zwar  bedeutungsvolle  Schranke  gegen 
die  sonst  so  reichlich  zugemessenc  Machtvollkommenheit  des 
Mannes. 

Der  Sachsenspiegel,  welcher  überhaupt  die  dem  Manne 
durch  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  principiell  beige- 
legte Dispositionsbefugniss  über  das  Frauengut  nicht  im  Detail 
bestimmt,  hebt  auch  die  hier  fragliche  Einschränkung  nicht 
weiter  hervor  4).  Der  Grund  kann  nicht  wohl  ein  andrer  als 
der  sein,  dass  sich  wie  die  Regel  so  auch  die  Beschränkung 
im  Sinne  und  Geiste  unseres  Rechts  von  selbst  verstand 6). 
Als  die  spätem  land-  und  stadtrechtlichen  Quellen  sich  aber 
näher  auf  die  Dispositionsbefugniss  des  Mannes  einliessen,  tritt 
auch  unser  Satz  bestimmt  hervor  und  ihr  Zeugniss  lässt  bei 
dem  Gange  der  Rechtsentwickelung  nicht  zweifeln,  dass  der- 
selbe um  so  gewisser  dem  ältern  Landrechte  angehört.  Be- 


<)  Eine  nur  entfernte  Andeutung  lüge  in  dem  von  ihm  erwähnten 
Geschäft  einer  Gabe  in  ursale,  wenn  man  die  Stelle  I,  44  als  Gabe  zur 
Wiedererstattung  für  veräusserte  Grundstöcke  zu  deuten  hätte.  Vgl.  aber 
§ 47,  Anm.  2;  § 55,  Anm.  30. 

5)  Der  Vorzug  der  Söhne  vor  den  Töchtern  im  „Erbe“  (vgl.  v.  Sv- 
no w,  Erbr.,  § 20;  Siegel,  Erbr.,  § 17)  und  die  gewöhnliche  Beschränkung 
ihres  Erbrechts  und  ihrer  Ausstattung  auf  das  Gcrademobiliar  erklärt 
das  Schweigen  nicht  allein.  Jener  Vorzug  war  ja  nur  ein  relativer, 
und  der  Ssp.  erwähnt  öfter  des  Grundbesitzes  der  Ehefrau:  I,  30,  1 u.  2; 
I,  45,  2;  I,  44;  111,  74;  Hl,  7(i,  3.  4.  6.  Minder  häufig  als  in  späterer 
Zeit  mochte  aber  das  Immobiliar- Einbringen  sein.  Ausdrücklich  setzt 
1,  31,  1 bei  „egen,  of  se  dat  hevet“. 
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merken  wir  doch  überall  im  Gebiete  des  Sächsischen  Rechts 
eine  Tendenz  einerseits  auf  Erweiterung  der  ehemännlichen 
Rechte  am  Frauengut  (z.  B.  bei  der  Schuldenwirkung),  andrer- 
seits auf  Erleichterung  der  Disposition  über  Liegenschaften 
überhaupt,  namentlich  durch  immer  grössere  Beschränkung  der 
Einspruchsrechte  der  nächsten  Erben.  Sollte  denn  bezüglich 
der  Verfügung  des  Mannes  über  die  Immobilien  der  Frau  die 
Entwickelung  den  umgekehrten  Gang  eingehalten  haben? 
Bisher  hat  man  trotz  Hasse’s  entgegenstehender  Ansicht  dies 
nicht  für  denkbar  gehalten  6).  Erst  v.  Martitz  hat  bezüglich 
des  ältern  Landrechts  Hasse’s  Ansicht  wieder  aufge- 
nommeu  und  mit  neuen  Gründen  zu  stützen  gesucht.  Ich 
kann  mich  auch  durch  diese  von  ihrer  Haltbarkeit  nicht  über- 
zeugen 8‘). 


6)  Hahsk,  Skizze,  a.  a.  0.,  S.  75,  dem  noch  Finslkk  a.  a.  0.,  S.  35, 
wennschon  unter  Bedenken,  folgt.  Dagegen  Albrbcht,  Gewere,  S.  267, 1. 
Eichhorn,  St.-  n.  R.-Gesch.  111,  S.  451,  Anm.  d.  Runde,  S.  16,  Anm.  d. 
v.  Sydow,  Erbr.,  Anm.  783.  Kraut  II,  S.  465,  Anm.  19.  v.  Gerber, 
g 226,  Anm.  5 u.  A.  m. 

*>»)  v.  Mautitz,  g 10,  S.  142  f.  Richtig  ist,  dass  der  Erlös  für  ein 
vom  Manne  veräussertes  Grundstück  der  Frau  nicht  ipso  jure  Eigenthum 
der  Frau  wird.  Dass  hieraus  aber  für  unsere  Frage  gar  nichts  folgt, 
erhellt  u.  A.  schon  daraus,  dass  der  Satz  auch  im  späten)  Stadtrecht 
Gültigkeit  hat,  ja  für  dieses  erat  ausdrücklich  bezeugt  wird  (.§  27),  und 
doch  grade  im  Bereiche  dieses  Rechts  keinem  Zweifel  unterliegt,  dass 
der  Mann  einseitig  Grundstücke  der  Frau  nicht  veränssern  kann.  Dem- 
nächst lässt  Ssp.  1,  41  u.  44  allerdings  schliessen,  dass  der  Ehemann 
durch  Verbesserung  des  Guts  der  Frau  seine  rechte  Vormundschaft  nicht 
verwirkt,  ihr  auch  ein  besondrer  Vormund  zur  Revocationsklage  vom 
Richter  nicht  bestellt  werden  kann.  Allein  daraus  folgt  doch  höchstens 
(vgl.  Anm.  20),  dass  die  Frau  während  der  Ehe  ausser  Stande  ist  zu 
revoeiren.  Nach  der  Ehe  stand  ihr  kein  Hinderniss  im  Wege , es  sei 
denn  der  Erwerb  der  rechten  Gewere  durch  den  Empfänger.  Wie  aber 
überhaupt  die  rechte  Gewere  kein  absolutes  Recht  gewährte,  sondern  nur 
ein  relatives  gegen  diesen  oder  jenen  Verschweigenden,  so  lässt  sich  doch 
recht  wohl  denken,  dass  man  gegen  die  Frau  die  Verjährung  erat  laufen 
liess  mit  dem  Augenblick,  wo  sie  im  Stande  war,  zu  klagen,  d.  h.  vom 
Moment  der  Beendigung  der  Ehe  an  (vgl.  die  Analogie  in  der  Blume  von 
Magdeburg,  Part.  U,  2, 129).  Allerdings  bestätigen  dies  die  landrechtlichen 
Quellen  nicht  ausdrücklich,  aber  der  Fall  mochte  auch  wenig  praktisch 
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Ueber  die  Lage  der  Sache  nach  Weichbild  und  dem  sich 
dem  Sachsenspiegel  anschliessenden  Landrecht  kann  ein  Zweifel 
nicht  aufkommen: 


«ein,  da  der  Mann  ohne  Consen«  der  nächsten  Erben  der  Krau  eine  Ver- 
äusscrung  doch  kaum  wagen  durfte  und  diese  beim  Widerspruch  der 
Frau  schwerlich  consentiren  mochten.  Erat  als  die  Beispruchsrechte  der 
Erben  abgeschwächt  wurden  oder  erloschen,  wurde  der  Conseus  der  Frau 
praktisch  wichtiger,  und  da  wird  er  denn  auch  von  den  Rechten  aus- 
drücklich erheischt  (v.  Martitz,  S.  302,  nimmt  dagegen  ein  Missver- 
ständniss  des  Ssp.  an).  Wichtiger  war  die  Frage  schon  im  altem  Rechte 
rücksichtlich  der  Disposition  des  Mannes  über  das  Leibzuchtsgut  der 
Frau.  Die  aus  dem  Ssp.  1,  41  u.  44  hergeleitctcn  Gründe  würden  auch 
die  Berechtigung  des  Manne«  zur  Veräusserung  de«  Leibzuchtsguts  folgern 
lassen,  und  v.  Martitz  sicht  «ich  auch  zu  dieser  Oonsequenz  genöthigt 
(S.  199).  Ich  halte  die«  nicht  im  Sinne  de«  Ssp.'s  Er  betont  die  Unver- 
brüchlichkeit des  Rechts  der  Frau  «o  allgemein  (III,  75,  1;  I,  21,  2), 
rücksichtlich  des  Eigens  grade  im  Gegensatz  zu  der  Veräusserlichkeit  de« 
statt  der  Leibzucht  gegebnen  Lehn«,  dass  man  damit  die  völlige  Dispo- 
sitionsfreiheit  de«  Mannes  über  das  Leibgut  nicht  vereinigen  kann.  Die 
spätem  Quellen  lassen  gar  keinen  Zweifel:  Richtst.  Lchnr.,  cap.  25,  g 2. 
Stück  v.  d.  Beweisung  bei  Homeyrr  II,  1.  S.  365.  Glosse  z.  S.  I/ehnr., 
cap.  56  (vgl.  überhaupt  unten  § 48,  Anm.  40).  Dem  gegenüber  dürfte 
es  doch  misslich  sein,  mit  v.  Martitz  (S.  148  £)  aus  dem  Referat 
Johann  v.  Buch’s  in  der  Glosse  zum  Ssp.  III,  76,  3 (fol.  184  d.  Auag. 
v.  1516)  über  die  anscheinend  abweichende  und  von  Buch  anders  ge- 
peutete  Ansicht  seine«  Vaters  Claus  einen  Grund  zu  der  Annahme  her- 
zuleiten, dass  da«  ältere  Recht  andere  Grundsätze  befolgt  habe,  ganz 
abgesehen  davon,  dass  Johann  v.  Buch'«  Erklärung  Behr  natürlich  er- 
scheint, wenn  man  erwägt,  dass  zu  seines  Vaters  Zeiten  noch  das  Princip 
des  Ssp.'s  festgehalten  worden  sein  mochte,  wonach  das  Leibgedingslehn 
im  spätem  Sinn  noch  unbekannt  war  (vgl.  da«  Folgende). 

Es  bleibt  daher  (Ssp.  I,  24,  4 u.  I,  52,  4 beziehen  sich  weder  auf 
Immobilien  der  Frau,  noch  auf  Immobilien  überhaupt)  nur  die  ihrem  Sinne 
nach  sehr  zweifelhafte  und  selbst  im  Test  unsichere  Stelle  des  S«p. 
111,  75,  2 zur  Erhärtung  der  Ansicht  von  v.  Martitz  übrig.  Sie  soll 
nach  ihm  den  Sinn  haben:  Das  Lehn  einer  Frau  wird  durch  die  Ehe 

in  «einen  Wirkungen  so  modificirt,  das«  dieselben  nicht  weiter  reichen 
als  beim  Gedinge,  c«  wird  in  der  Hand  einer  Ehefrau  „am  kürzesten 
und  schlagendsten  durch  den  Ausdruck  ,gedinge'  bezeichnet“,  und  Alles 
dies  nur  deashalb,  weil  es  so  unsicher  und  prekär  ist,  wie  dieses,  insofern 
der  Mann  es  vermöge  seiner  ehelichen  Vormundschaft  einseitig  veräussera 
kann.  Nach  dieser  Ansicht  ist  also  das  fragliche  Gut  der  Frau  in 
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Soweit  nicht  das  der  Frau  zustehende  Eigenthum  oder 
sonstige  Besitzrecht  an  der  Liegenschaft  aufgegeben,  sondern 
nur  zur  Ausübung  obligatorisch  übertragen  wird,  bedarf  es 
der  Zustimmung  der  Frau  zur  Gültigkeit  des  Acts  sowenig, 
als  zur  Bestimmung  der  Benutzung  und  Bewirtbschaftung  des 

Wahrheit  ihr  Lehn,  die  Ehe  hat  aber  einen  solchen  Einfluss  auf  das 
Rechtsverhältniss,  dass  dieses  nur  so  beschränkte  Wirkungen  äussert,  w i e 
das  „gedinge“,  das  „ angefelle  Allein  dies  ist  nicht  die  Darstellung 
des  Ssp.  Nach  ihr  bietet  das  Gedinge  nicht  etwa  blos  eine  Analogie, 
sondern  ist  in  Wahrheit  und  völlig  das  Rechtsverhältniss  des  Guts  — 
mit  allen  seinen  Eigentümlichkeiten,  namentlich  der,  dass  es  der  Folge 
in  herrschender  und  dienender  Hand  darbt  und  dass  es  durch  Veräusse- 
rung  des  Besitzers  Bruch  erleidet.  Nach  der  Darstellung  des  Ssp.  wurde  also 
das  Lehen  in  Folge  der  Ehe  wirklich  zum  Lehnsgedinge.  Waruin 
dies ? Ich  meine,  der  Ssp.  spricht,  nachdem  er  im  § 1 die  Bestellung 
einer  Leibzucht  an  Eigen  und  Lehn  zu  Gunsten  der  Frau  behandelt 
hat,  im  § 2 lediglich  von  dem  weiter  möglichen  Fall,  da  ein  Ehe- 
mann die  Wittwenversorgung  in  der  Weise  bewirkt , dass  er  seine  Frau 
mit  seinem  Lehngut  beleihen  lässt.  Weil  es  nun  aber  (da  Einhands- 
gut unbekannt)  für  den  Mann  rechtlich  nicht  zulässig  sein  würde,  auf 
den  Besitz  des  Guts,  auf  das  „ in  nutz  und  gelde  haben  “ zu  verzichten , 
so  nimmt  das  Geschäft  des  Mannes  zu  Gunsten  der  Ehefrau  en  ipso 
und  selbst  ungewollt  den  Charakter  der  Eventualbelehnung,  der  An- 
wartung, des  „gedinge“  au,  dessen  Eigenthüinlichkeit  eben  die  ist, 
dass  es  ein  „len  anc  gewere“  ist,  dass  der  gegenwärtige  Vasall  den 
Besitz,  Genuss  und  Gebrauch  nicht  verliert , dass  es  „ rechtes  lehn  “ erst 
wird,  wenn  dieser  stirbt  (vgl.  Sachs.  Lehnr.,  cap.  5,  § 1 u.  2;  cap.  57, 
g 1;  cap.  10,  § 1;  — dazu  Hoketbb,  Syst,  des  Lehnr.  II,  2.  S.  329  f. 
3G1  f.).  Es  verhielt  sich  genau  so,  wie  die  Glosse  z.  Ssp.  III,  75 
bemerkt:  „By  heren  Eyken  tyden  was  der  vrouwen  recht  nicht  beter 
an  lene,  wan  der  was,  dy  leen  sunder  were  hadden.  Dy  wyle  dat  was, 
don  machte  men  eu  affwinnen  mengherleye  wys.  “ So  ist  denn  aller- 
dings die  Ehe  der  Grund,  warum  ein  solches  Lehn  der  Frau  während 
stehender  Ehe  nur  den  Charakter  eines  Gedinges  haben  wird  und  nur 
haben  kann,  die  Veräusserungsbefugniss  des  Mannes  ist  aber  eine  (Konse- 
quenz seiner  lehn  rechtlichen  (cap.  5,  § 1 cit.),  nicht  seiner  eherechtlichen 
Stellung.  Der  Fortschritt  der  spätem  Entwickelung  bestand  darin,  dass 
man  dem  Manne  verstattete,  der  Frau  sein  Lehngut  behufs  der  Leibzucht 
mit  der  Wirkung  von  seinem  Herrn  leihen  zu  lassen,  dass  cs  sofort,  ob- 
wohl nicht  in  ihrem  Nutz  und  Gelde,  also  ohne  thatsächlichen  und  äusscr- 
lich  erkennbaren  Wechsel  der  Gewere,  doch  nicht  blos  ihr  Gedinge,  son- 
dern ihr  rechtes  (wiewohl  immer  noch  der  Folge  in  herrschender  Hand  dar- 
bendes) Lehn  wurde.  Dies  war  das  Leibgedingslchu  des  ji'mgern  Rechts. 

Agrieol»,  Gewere  t.  r.  V.  20 
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Guts  durch  den  Mann  selbst.  Der  Satz,  dass  der  Letztere 
dasselbe  völlig  frei,  sonder  ander  Leute  Widerspräche  nach 
seinem  Willen  gebrauchen  mag,  gilt  auch  für  Grundstücke 
und  auch  für  sie  in  jeder  Richtung.  Nirgends  wird  für  einen 
Pacht-  oder  Miethvertrag  der  Consens  der  Frau  verlangt  oder 
vorausgesetzt.  Dagegen  ist  die  Rechtsbeständigkeit  jeder  to- 
talen oder  partiellen  Verüusserang  des  Rechts  an  der  Sache 
selbst  von  der  Zustimmung  der  Ehefrau  abhängig,  und  da  eine 
solche  Yeräusserung  nach  Deutschem  Recht  nur  in  der  Form 
gerichtlicher  Auflassung  erfolgen  kann,  so  lässt  sich  überhaupt 
sagen,  dass,  wo  eine  solche  vom  Manne  vorgenommen  wird, 
dies  immer  nur  mit  Zustimmung  der  Frau  wirksam  geschehen 
kann.  Soweit  reicht  also  seine  vormundschaftliche  Gewalt 
nicht,  dass  sie  auch  bei  solchen  Acten  den  Willen  der  Frau 
zu  ersetzen  vermöchte  7).  Erscheint  von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  die  Frau  als  die  Veräussemde,  so  lässt  sich  doch  auch 
wieder  der  Mann  als  Yeräusserer  auffassen,  weil  er  das  allein 
vor  Gericht  handelnde  Subject  ist  und  doch  auch  er  kraft 
eignen  Rechts,  nicht  etwa  als  willenloses  Organ  seiner  Frau, 
auftritt.  So  wird  denn  auch  in  den  Rechtsquellen  und  Ur- 
kunden bald  der  Mann,  bald  die  Frau  als  das  mit  Consens  des 
Andern  handelnde  Subject  aufgeführt,  während  den  Sächsischen 
Quellen  die  im  Süddeutschen  Recht  gewöhnliche  Darstellung 
des  Vorgangs  als  einer  Action  beider  Gatten  in  gesamter 
Hand  (manu  adunata)  auch  nur  rücksichtlich  der  Immobilien 
der  Frau  anscheinend  fremd  ist. 

Man  hat  kaum  nöthig,  sich,  wie  bisher  gegen  Hasse  ge- 
schehen. auf  die  regelmässige  Fassung  der  Urkunden  über  Ge- 
schäfte der  fraglichen  Art 8)  zur  Erhärtung  unseres  Grundsatzes 
zu  berufen.  Eine  solche  Beweisführung  bleibt  für  eine  zwin- 


7)  Warum  dies  freilich,  wie  Kraut  II,  S.  467  annimmt,  selbstver- 
ständlich sein  soll,  ist  nicht  abzusehen.  Schon  ältere  Particularrechte 
nehmen  auch  hier  ein  Recht  des  Mannes  zur  Vertretung  der  Fran  an. 
wie  es  das  gemeine  Recht  bei  der  Veräusserung  von  Mobilien  thut.  Die 
Eigengewere  steht  ja  der  Frau  auch  an  diesen  zu. 

s)  Eine  grosse  Zahl  findet  sich  gesammelt  bei  Eichhorn,  v.  Sydow, 
Kraut  a.  a.  0. 
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gende  positive  Vorschrift  immer  ungenügend.  Viel  entschei- 
dender ist,  dass  in  den  Schöffensprüchen  über  Rechtsverhält- 
nisse aus  solchen  Rechtsgeschäften  stets  die  Einwilligung  der 
Ehefrau  als  erfolgt  vorausgesetzt  wird,  wenn  man  es  als  wirk- 
sam behandelt 9).  Es  fehlt  aber  auch  nicht  an  ganz  ausdrück- 
lichen Vorschriften.  Kraut  hat  auf  die  Bestimmungen  des 
Vermehrten  Sachsenspiegels  hingewiesen: 

I,  30,  2: 

„Leth  eyn  man  adder  seczt  usz  erblich  gud  adder 
sogetan  gud,  do  her  adder  sin  wip  czins  adder  anefal 
ane  haben,  daz  mag  sin  wip  by  jare  unde  tage  wedder- 
sprechen.  Unde  rurt  lantrecht  unde  wichbilde.“ 

Und 

I,  47,  6: 

„Kempt  eyn  fruwe  unde  eyn  man  czusammene  czu 
elichen  dingen  unde  gewinnen  dy  kinder,  eyns  adder  me, 
brengen  dy  erbegud  zcusammene,  ab  dy  kinder  sterbeu, 
so  mag  der  man  unde  dy  fruwe,  beyde  by  orme  gesunden 
libe  daz  gut  wol  vorkouffen  unde  vorkummern,  daz  sy 
mit  enander  derworben  haben  10) , dywile  daz  sy  beyde 
lebeten.“ 

Schlagend  sind  indessen  diese  Stellen  nicht.  Sie  sind 
wörtlich  dem  Goslar’scheu  Recht ll)  entlehnt  und  hängen  we- 
sentlich mit  der  erbrechtlichen  Stellung  der  Gatten  zusammen, 
die  im  Goslar’schen  Recht  vom  gemeinen  völlig  abweicht. 
Nur  hierauf  beruht  es,  dass  sie  der  Frau  sogar  gegen  die  Ver- 
äusserungen  der  eignen  Immobilien  des  Mannes  ein  Einspruchs- 


9)  Vgl.  die.  Schspr.  im  § 27,  Anm.  5.  7.  8.  10.  11.  Interessant  der 
Fall  in  dem  Sch.-U.  bei  Stobbk  (Beiträge,  S.  112,  Nr.  41),  wo  der  Mann 
zur  Vollziehung  der  Auflassung  eines  von  der  Frau  schon  vor  der  Ehe 
verkauften  Grundstücks  mit  wirkt  und  dann  beide  Eheleute  die  Voll- 
macht ausstellen.  Vgl.  auch  die  Citate  bei  v.  Mautitz,  S.  293,  Anm.  7. 

u>)  Ueber  den  Satz  „daz  sy  mit  enander  derworben  haben“  vgl. 
oben  § 28,  Anm.  22.  Die  Stelle  handelt,  da  die  Kinder  bei  wohlerwor- 
benen Gütern  kein  Widerspruchsrecht  haben , gewiss  nur  von  Erbgütern. 
A.  M.  ist  Kjract  II,  S.  489. 

n)  Bei  Goschen  S.  14,  i f. ; S.  29,  u f. 

20* 
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recht  gewähren  **),  wie  es  das  gemeine  Recht  nur  insoweit 
anerkennt,  als  der  Frau  eine  Leibzucht  bestellt  ist.  Nor  mit 
stillschweigender  Einschränkung  auf  solche  Fälle  kann  der 
Vermehrte  Sachsenspiegel  jene  Bestimmungen  pure  heröberge- 
nommen  und  sie  für  gemeinrechtlich  ausgegeben  haben,  und 
in  diesem  seinem  Sinne  bezeugen  sie  nun  allerdings,  dass  ein- 
seitige Veräusseruugen  Seitens  des  Mannes  weder  das  Eigen- 
thum noch  die  Leibzuchtsrechte  der  Frau  an  Immobilien 
beeinträchtigen  können.  Reiner  und  schärfer  tritt  der  Grund- 
satz aber  in  folgenden  Quellenzeugnisseu  des  gemeinen  Rechts 
hervor.  Ganz  allgemein  sagt  ein  Schöffenspruch  1S): 

„Sulch  erbe  und  gut,  alz  uff  die  frawe  von  im  eldern 
anirstorbin  was,  das  en  mochte  ir  wirt  mit  nichte 
vorkouffin  wedir  der  frawen  und  ir  erbin 
wille.“  „Hat  her  abir  das  gut  vorkoufft,  das  her  der 
frawen  (sc.  als  Ersatz  für  das  verkaufte)  hat  laszin  lyen, 
alzo  her  vorburgit  hatte,  zo  hat  die  frawe  das  gut  uff 
Fr.  im  son'  geerbit  mit  raerem  rechte,  denne  ir  wirt 
uff  seyne  kint,  die  her  zedir  mit  eyner  gehabt  hat, 
wenne  der  man  mochtis  in  seynes  weibes  gut  keyn  ander 
gewere  gewynnen,  denn  alz  her  czum  erstin  nam  mit 
ir  yn  vormuntschafit,  v.  r.  w.“ 

Ebenso  ein  andrer  “*): 

„Oft  ein  frowe  stände  eigen  und  liggende  gründe 
hadde,  de  se  erem  manne  vor  gerichte  nicht  vorlaten 

heft , der  mach  der  man  sunder  ereu 

willen  nicht  vorkopen,  noch  vorsetten  edder 
bes  weren.“ 

Weder  Erb-  noch  Kaufeigen  der  Frau  kann  der  Mann 
also  ohne  ihre  Consens  verkaufen  M).  Ebensowenig  kann  er 


ls)  Vgl.  unten. 

13)  Bei  Wasskrscki.ebkn,  S.  138,  cap.  4. 

ls»)  Aus  den  Cod.  J,ips.  945 c,  fol.  79  abgedruckt  bei  v.  Martitz, 
S.  292  f. 

>4)  Die  ähnlich  lautende  Bestimmung  aus  dem  Stück  von  der  Be- 
weisung (vgl.  Homkykk,  Sachsensp.  II,  1.  S.  365)  bezieht  sich  wohl  nicht 
auf  den  ehelichen,  sondern  auf  den  Lehns-Vonnuud.  Wohl  aber  die  später 
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es  einseitig  verpfänden  I5),  oder  mittelst  Rentenkaufs  wieder- 
käufliche Zinsen  darauf  legen  16).  Sowenig  wie  das  Eigenthum 
kann  er  aber  auch  andre  dingliche  Rechte  durch  seine  Dis- 
positionen beeinträchtigen.  So  nicht  ihre  Satzungs-,  Zins-  l7), 
und  nicht  ihre  Leibzuchtsgewere  18).  In  keiner  Beziehung  ist 
seine  einseitige  Disposition  über  die  dinglichen  Besitzrechte 
der  Frau  an  ihren  Immobilien  rechtsbeständig  und  zwar 
gleichviel  ob  Erbeigen  oder  Kaufeigen  19).  Denselben  Grund- 


IS.  366  ebend.)  folgende:  „ — dar  unune  so  mach  he  des  gudes  nicht 
rersetten,  verkopen,  noch  vor  sine  schulde  cdder  broke  wech  gevcn  — 
denn  hier  ist  von  der  ehelichen  Vormundschaft  die  Rede.  Auch  bieten  die 
häufigen  Bestimmungen  der  Stadtrechte,  dass  der  Mann  an  die  Frau  be- 
hufe  der  Vergabung  abgetretene  Grundstücke  einseitig  nicht  wirksam 
veräussern  kann,  zahlreiche  Belege  für  unsern  Satz.  Eine  Beschreibung 
des  Hergangs  bei  solchen  Veräusserungen  giebt  die  Glosse  z.  Lehnrecht, 
Art.  56. 

,5)  Magdeb.  Fragen  I,  4,  8.  Nur  wenn  die  Frau  consentirt  hat, 
muss  ihre  Erbin  das  vom  Manne  aufgelegte  Pfand  anerkennen : „ Noch- 
demmole  das  dy  tochter  ircs  erbis  unde  gutis  mechtig  was  noch  lute  des 
briffes  irer  entschichtunge  unde  N.  (ihr  Ehemann)  mit  irer  volbort 
unde  sy  keynwortig  sich  mit  ym  vorpfendet  unde  vorlobt 
h a b i n bey  alle  irem  erbe  — — so  en  ist  N.  synes  wibes  muter  nicht 
pflichtig  zu  antwertten.“  Vgl.  auch  die  Sch.-U.  bei  v.  Martitz,  S.  293. 

>«)  Glogauer  Rechtsb.,  cap.  69:  „Ap  eyner  frawen  anerstorbin  erbe 
hettc  unde  yr  man  czinse  dor  uff  vorkeuffte  unde  gebe  dy  czinse  jar  und 
tag  ane  Widerrede,  der  man  storbe  abc,  domach  mystc  dy  frawe  dy  czinse 
vorbas  richten  unde  wider  knuffen,  wenne  ummb  daz,  daz  dy  frawe 
bey  jare  und  tag  den  kouff  nicht  wederrethe.“  Ganz  ähnlich 
System.  Sch.-R.  IV,  2,  69;  IV.  1,  40,  wo  auch  lediglich  die  rechte  Ge- 
were  des  Erwerbers  die  Revocation  der  Frau  ausschliesst. 

,7)  Arg.  d.  Schspr.  im  Anhang  zu  Gaüfp,  Schlesisches  Landrecht, 
S.  263  f.  IV. 

>*)  Es  wird  dies  namentlich  für  den  besondem  Fall  bezeugt,  dass 
der  Mann  es  war,  welcher  die  Leibzucht  bestellt  hatte  (§  48,  Anm.  40  f.), 
beruht  aber  sichtlich  auf  dem  eben  angegebnen  allgemeinen  Principe. 

,9)  Anm.  13.  13».  14.  Im  Verm.  Ssp.  I,  30,  2 (=  Gosl.  R.,  S.  14,  i) 
ist  ,.  Erbgut  “ überhaupt  Grundstück.  — Dasselbe  erhellt  aus  den  Grund- 
sätzen über  die  Vcräusserung  von  Grundstücken,  die  der  Mann  selbst  an 
die  Frau  vergabt  hat  und  aus  den  Particularrcchten , z.  B.  dem  Ham- 
burger. 
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aatz  wiederholen  nun  auch  fast  alle  Particularrechte,  ungeachtet 
sie  im  Allgemeinen  die  Neigung  zur  Erweiterung  der  ehe- 
männlichen  Disposition  zeigen.  Ja  dies  ist  wohl  grade  der 
Grund,  der  sie  zur  besondern  Hervorhebung  der  hier  erörter- 
ten Einschränkung  veranlasst.  Allmählig  wird  freilich  auch 
sie  oft  aufgegeben,  in  unsrer  Periode  geschieht  dies  jedoch 
meist  nur  bedingt  und  in  verhältnissmässig  wenigen  Rechten. 
Dem  Gange  dieser  Rechtsentwickelung  werden  wir  erst  bei 
den  Particularrechten  nachgehen  können , aber  die  Thatsache 
ergänzt  jedenfalls  auch  den  Beweis  für  das  gemeine  Recht. 

Die  Wirkungen  der  mit  Zustimmung  der  Frau  vom  Manne 
über  Grundstücke  derselben  vorgenommnen  Dispositionen 
richten  sich  nach  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden 
Debereinkunft  beider  Gatten  (vgl.  oben  § 27).  Als  die  allge- 
meine Folge  einer  einseitigen  Disposition  des  Ehemanns  muss 
aber  angesehen  werden,  dass  die  Frau  befugt  ist,  sie  dem  dritten 
Erwerber  gegenüber  zu  widerrufen,  das  Immobile  von  ihm  zu 
vindiciren.  Sie  hat  dies  aber  allgemeinen  Grundsätzen  nach 
binnen  Jahr  und  Tag,  nachdem  sie  von  dem  Act  Kenntniss 
erhalten,  zu  thun,  widrigen  Falls  sie  sich  an  ihrem  Rechte 
verschweigt.  Ob  dies  schon  nach  dem  Sachsenspiegel  anzu- 
nehmen ist,  oder  ob  er  in  der  Unstatthaftigkeit  der  Bestellung 
eines  besondern  Vormunds  für  die  Frau  während  stehender 
Ehe  zur  Verfolgung  ihres  Rechts  — und  ohne  Vormund  hätte 
sie  ja  nicht  klagen  können  — einen  Grund  sah,  die  Verjäh- 
rung ruhen  zu  lassen,  dergestalt,  dass  die  Klage  der  Frau  erst 
bei  Beendigung  der  Ehe  in  Wirksamkeit  trat,  bleibt  zweifel- 
haft, da  der  Sachsenspiegel  überhaupt  über  diese  ganze  Rechts- 
partie schweigt  20).  Nach  den  spätem  Rechten  ist  die  Be- 

*0)  Kraut  II,  S.  474  (wie  vor  ihm  schon  Cropp  in  den  Heidelberger 
Jiihrb.  v.  1823  I,  S.  112)  glaubt,  dass  erst  der  Wittwe  da»  Kecht  der 
Revocation  zustehe.  (A.  M.  v.  Martitz,  S.  145,  vgl.  oben  Anm.  6».) 
Allerdings  spricht  für  Kraut'»  Meinung  die  Unbokanntschaft  des  Ssp. 
mit  Einhandsgut,  durch  welches  im  spätem  Recht  die  Folgen  einer  Re- 
vocation  während  stehender  Ehe  ihre  naturgemässe  Form  erhielten.  In 
Süddeutschen  Rechten  war  es  auch  später  die  Regel.  Vgl.  Schröder  II, 
S.  122. 


Digitized  by  Google 


Folgen  der  Veräußerung  unbewegt  Frauenguts  durch  d.  Mann.  311 

rechtigung  und  eventuelle  Verpflichtung  der  Frau  zum  Widerruf 
während  stehender  Ehe  nicht  zu  bezweifeln.  Schon  der  Ver- 
mehrte Sachsenspiegel  !l)  hebt  sie  hervor,  die  in  den  Anmer- 
kungen 16  und  17  angeführten  Zeugnisse  stützen  die  Zurück- 
weisung des  Einspruchsrechts  der  Frau  grade  auf  ihr  Säumniss 
während  der  Ehe,  und  wir  finden  ganz  denselben  Grundsatz  na- 
mentlich auch  in  dem  Falle  angewendet,  da  die  Frau  Dispositionen 
des  Mannes  widerruft,  welche  die  von  ihm  selbst  der  Frau  be- 
stellte Leibzucht  beeinträchtigen  -’2).  Gelangte  aber  so  die  unstatt- 
hafter Weise  veräusserte  Liegenschaft  schon  während  der  Ehe 
wieder  zurück  in  den  Besitz  der  Frau,  so  fiel  sie  doch  schwerlich 
wieder  in  des  Mannes  Gewere.  Er  hatte  ja  mit  der  Veräusse- 
rang  auf  diese  verzichtet,  er  war  dem  Erwerber  gegenüber 
evictionspflichtig,  er  hatte  seine  ehemännlichen  Rechte  daran 
aufgegeben.  Die  sich  von  selbst  ergebende  Consequenz  scheint 
die  zu  sein,  dass  das  revocirte  Grundstück  nunmehr  Ein- 
handsgut der  Frau  wurde,  welches  allen  jüngern  Rechten  be- 
kannt, an  Grundstücken  freilich  wenig  geläufig  war.  Ein  Zeug- 
niss  für  diese  Behandlungs weise  begegnet  aber  in  den  Quellen 
nirgends.  — Auf  die  Frage  endlich,  ob  die  Frau  berechtigt 
war,  statt  der  Revocation  der  Veräusserung  bei  dem  dritten 
Erwerber,  nach  Auflösung  der  Ehe  Erstattung  des  Werths 
vom  Ehemanne  resp.  dessen  Erben  zu  verlangen,  werden  wir 
bei  Erörterung  der  Restitution  des  Frauenguts  zurückkommen 
(§  33  zu  Anm.  22  f.). 

Die  Particularrechte  versuchen  in  ihrer  Tendenz  auf  Er- 
weiterung der  Dispositionsbefugniss  des  Mannes  z.  Th.  Ein- 
schränkungen des  hier  besprochnen  Grundsatzes.  Sie  erlauben 
dem  Manhe  einseitige  Veräusserungen , wenn  die  Ehe  beerbt 
ist,  oder  wenn  der  Mann  in  Noth  und  ein  „ Biedermann  “ ist, 
oder  schlechthin  im  Falle  ächter  Noth.  Diese  letztere  Modi- 
fication  gehört  namentlich  dem  Goslar’schen  Rechtskreis  an  iS). 
Aus  diesem  hat  sie  nun  auch  der  Vermehrte  Sachsenspiegel 


**)  Vgl.  oben  zu  Amn.  10. 

**)  Vgl.  unten  § 48,  Anm.  41 
**)  Vgl.  unten. 
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und  die  ihm  folgenden  Rechtsbücher  entlehnt  und  als  ge- 
meines Recht  bezeichnet  *4).  Ausserhalb  dieses  Rechtskreises 
wird  aber  im  gemeinen  Recht  dieser  Modification  nicht  gedacht, 
namentlich  auch  nicht  im  Bereich  des  Magdeburger  Weich- 
bilds. Dieses  hält  an  dem  alten  Grundsatz  in  jeder  Beziehung 
unbedingt  fest.  Andrerseits  kennt  es  auch  sowenig  wie  das 
Landrecht  besondre  Formen  und  Vorkehrungen  gegen  übereilte, 
durch  den  natürlichen  Einfluss  des  Mannes  herbeigeführte 
Consenserklärungen  der  Frau,  wie  sie  wohl  in  Particularrechten, 
in’s  Besondre  durch  die  Zuziehung  eigner  Vormünder,  erzielt 
wurden.  In  der  That  war  auch  nach  dem  alten  System  jene 
Gefahr  insofern  eine  geringere,  als  nicht  blos  die  Frau,  sondern 
auch  deren  Erben,  einwilligen  mussten,  wenn  das  Geschäft 
sichern  Bestand  haben  sollte  *5) , ein  dem  ihrigen  analoges 
Interesse  also  ohnehin  schon  eine  vom  Manne  unabhängige 
Vertretung  fand.  Hatte  sie  — wie  für  einen  andern  Fall  in 
den  Quellen  bemerkt  wird  ifi)  — vor  Gericht  „mit  fröhlichem 
Antlitz  “ gesprochen,  so  dass  „ zu  der  czeyt  keinerley  getwang 
rurte,  weder  mit  Worten  noch  mit  werken“,  so  konnte  sie 
sich  auch  später  nicht  darauf  berufen,  dass  sie  „under  yres 
inannes  beseme  yn  rechter  Vormundeschaft  was  unde  em  pflichtig 
was  aller  gehorsamkeit  “ *7). 


**)  Ausdrücklich  geschieht  dies  allerdings  (wie  im  Ooslar 'sehen  Recht) 
nur  für  den  besondem  Fall,  da  cs  sich  um  Liegenschaften  handelt,  welche 
die  Frau  vom  Manne  seihst  mittelst  Vergabung  erworben  hat.  Venn. 
Ssp.  I,  47,  11.  Eisenacher  Reclitsh.  I.  82.  Purgoldt’s  Rechtsb.  II,  107. 
Wie  im  Ooslar’schen  Recht  lässt  sich  aber  die  Allgemeinheit  der  Aus- 
nahme daraus  schliessen,  dass  sogar  die  Frau  befugt  ist,  des  Mannes 
Immobilien  (nur  nicht  Erbgut)  im  Falle  achter  Noth  zu  veräussern,  vgl. 
Verm.  Ssp.  I,  47,  0.  Eisenacher  Rechtsb.  I,  80.  Ueber  das  Bremer 
R.  vgl.  Berck,  S.  247  f. 

25)  Vgl.  oben  Anm.  3. 

*6)  Schspr.  bei  Wassekschi.ebee,  S.  285,  cap.  150.  Glosse  zum 
Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Danikis,  S.  275  f. 

*7)  Ueber  die  jüngere  particularc  Magdeburger  Gewohnheit  der  Be- 
stellung eines  Vormunds  für  Morgcngaliegrundstücke.  welche  die  Glosse  z. 
Weichbild,  Art.  22,  bei  v.  Daniei.s  S.  281  f.,  erwähnt,  vgl.  § 24,  Anm.  41. 
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VH.  Kapitel. 

Die  Restitution  des  Frauenguts  nach  beendeter  Ehe. 


8 32. 

Das  allgemeine  Prinelp  derselben. 

Die  Gewalt  des  Mannes  über  das  Frauengut  kann  in  dem 
bisher  dargestellten  weiten  Umfang  bestehen,  und  dennoch 
indirect  bestimmt  und  bedingt  sein  durch  die  mehr  oder  minder 
strenge  Verantwortlichkeit  des  Mannes  für  die  Ausübung 
dieser  seiner  Gewalt.  Während  stehender  Ehe  war  freilich 
bei  der  Ungezweitheit  des  Guts,  die  nicht  einmal  ausnahms- 
weise eine  Zweiung  (durch  provocatio  ad  illata ) zuliess,  eine 
solche  Verantwortlichkeit  unrealisirbar.  Sobald  aber  mit  Be- 
endigung der  Ehe  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  erlosch, 
sich  damit  die  bisherige  Gutseinheit  löste  und  das  eingebrachte 
Gut  der  Frau  an  diese  resp.  ihre  Erben  zurückfiel,  da  konnte 
sich  die  Verantwortlichkeit  des  Ehemanns  für  die  Handhabung 
und  Ausübung  seiner  bisherigen  Gewalt  recht  wohl  geltend 
machen.  Es  musste  dies,  da  des  Mannes  Vermögen  wie  durch 
die  Begründung,  so  auch  durch  die  Beendigung  des  ehelichen 
Güterverhältnisses  ganz  unberührt  blieb,  in  die  Erscheinung 
treten  durch  den  Umfang  und  die  ganze  Art  und  Weise  der 
Restitution  des  Frauenguts  Seitens  des  Mannes  oder 
seiner  Erben  an  die  Frau  oder  deren  Erben.  In  diesem  Zu- 
sammenhang erscheint  die  Lehre  von  der  Restitutionspflicht 
des  Mannes  als  eine  Ergänzung  zu  der  von  seiner  Gewalt  über 
das  Frauengut.  Sie  greift  aber  noch  weiter.  Denn  das 
Frauengut  ändert  sich  unter  der  Herrschaft  des  Mannes  nicht 
blos  durch  seine  Dispositionen,  sondern  auch  durch  Zufälle 
und  Schicksale,  durch  die  Eingriffe  Dritter,  ja  durch  die  un- 
sichtbare Wirkung  der  Zeit  selbst,  bei  dem  allmähligen 
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Altem  der  Dinge  und  bei  der  Aenderung  in  ihrer  Werth- 
schätzung  durch  die  Menschen.  Andrerseits  wird  die  Gewere 
des  Mannes  auch  in  ihrer  Bethätigung  durch  seinen  Frucht- 
genuss von  der  Restitutionsfrage  berührt.  Zwar  ist  nach  der 
ganzen  Idee  des  Instituts  selbstverständlich  von  einer  Resti- 
tution der  vom  Manne  gezognen  Früchte  und  einer  Erstattung 
des  Werths  des  gehabten  Gebrauchs  nicht  die  Rede.  Da  aber 
die  Nutzung  in  einem  bestimmten  Moment  erlischt,  so  er- 
wächst die  Frage,  in  welcher  Weise  die  etwa  vorhandnen 
Früchte  bei  der  Zweiung  in  des  Mannes  Vermögen  gehören 
oder  in  und  mit  dem  Frauengut  zu  restituiren  sind.  Es 
kommt  aber  bei  Bestimmung  und  Begrenzung  der  Restitution 
überhaupt  noch  eine  andre  Seite  in  Betracht.  Hatte  der 
Mann  im  Lauf  der  Jahre  das  Frauengut  in  seiner  Gewalt  und 
Nutzung  gehabt,  hatte  das  beiderseitige  Vermögen  als  ein  un- 
gezweites  zu  einheitlicher  Wirthschaft  in  einer  Hand  gestanden, 
so  liegt  es  im  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge,  dass  es  nicht 
lediglich  aus  sich  selbst  erhalten,  gebessert  und  ergänzt  wor- 
den ist.  Nicht  blos  die  Thätigkeit  und  Arbeit  des  Mannes 
bat  dazu  mitgewirkt,  sondern  auch  sein  Vermögen  und  sein 
Erwerb.  Ist  die  Restitution  des  Frauenguts  in  Rede,  so 
schliesst  sich  die  weitere  Frage  an,  ob  nun  nicht  umgekehrt 
aus  demselben  auch  Ersatz  zu  leisten  ist  für  das,  was  der 
Mann  aus  seinen  Mitteln  auf  dasselbe  gewendet  hat,  wenn 
auch  nicht  Ersatz  für  seine  Arbeit  und  Mühe,  so  doch  für 
die  Aufwendungen  aus  seinem  Vermögen  selbst.  Endlich  er- 
hebt sich  die  Frage,  ob  der  Frau  für  die  Erfüllung  der 
Restitutionspflicht  des  Mannes  nicht  irgendwelche  Gewähr  und 
Sicherheit  geleistet  ist,  — eine  Vorkehrung,  die  bei  der  wesent- 
lichen Bedeutung  der  Erhaltung  des  Guts  für  die  Frau  um  so 
gebotuer  erscheint,  je  weniger  die  Gewalt  des  Mannes  über 
dasselbe  directen  Beschränkungen  unterliegt.  Nach  all  diesen 
Seiten  hin  kann  die  Restitution  des  Frauenguts  eigenthümlich 
und  mannigfaltig  geordnet  sein,  und  die  Bestimmung  derselben 
bildet  daher  einen  wesentlichen  Bestandtbeil  des  ehelichen 
Güterrechts  — und  zwar,  wenn  es  auch  auf  den  ersten  Blick 
andern  scheinen  könnte,  des  Güterrechts  unter  Lebenden. 
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Es  war  eine  doppelte  Behandlung  der  Sache  von  zwei 
principiell  völlig  entgegengesetzten  Gesichts- 
punkten möglich.  Entweder  man  liess  das  Vermögen  der 
Frau  in  dem  Stande  an  dieselbe  zurückfallen , in  welchem  es 
sich  im  Augenblicke  der  Zweiung  grade  befand,  wie  es  also 
im  Laufe  der  Ehe  unter  der  Herrschaft  des  Mannes  geworden 
war.  gleichviel  ob  im  Verhältnis  zu  seinem  ursprünglichen 
Bestände  vermehrt  oder  vermindert,  in  seinem  Werthe  erhöht 
oder  verrringert,  in  seiner  natürlichen  Beschaffenheit  verändert 
oder  unverändert.  Oder  aber  man  nahm  umgekehrt  jenen  ur- 
sprünglichen Bestand  principiell  zur  Grundlage  und  ordnete 
die  Restitution  nun  nach  Maassgabe  dieses  Bestands  in  der 
Art,  dass  man  den  Mann  verpflichtete,  nicht  blos  das  Frauen- 
gut, wie  es  nun  einmal  geworden  war,  in  Natur  zurückzuge- 
währen, sondern  auch  jede  Verschlechterung  und  Beschädigung, 
jede  Veräusserung  und  Einbusse  — wenigstens  soweit  irgend 
welches  Verschulden  zu  concurriren  schien  — dem  Werthe 
nach  zu  ersetzen,  andrerseits  ihn  aber  auch  berechtigte,  sich 
das,  was  er  aus  dem  Seinigen  zur  Erhaltung,  Ergänzung,  Besse- 
rung, Wertherhöhung  des  Frauenguts  aufgewendet  — wenigstens 
soweit  dies  erfolgreich  gewesen  — aus  demselben  dem  Werthe 
nach  erstatten  zu  lassen.  Die  eine  Auffassung  liess  principiell 
das  beiderseitige  Gut  sich  scheiden  nach  dem  Bestände  im 
Augenblicke  der  Zweiung,  die  andre  nach  dem  Bestände 
im  Augenblicke  der  Vereinigung.  Dieser  Gegensatz  in 
der  Behandlungsweise,  der  freilich  auch  Zwischenstufen  und 
Uebergänge  sehr  mannigfaltiger  Art  zulassen  konnte,  ohne  doch 
in  den  principiellen  Gesichtspunkten  zu  zerfliessen,  lässt  sich 
aber  auch  noch  anders  auffassen.  Die  Restitutionsfrage  wurde 
principiell  verschieden  gelöst,  jenachdem  man  davon  ausging, 
dass  das  Frauengut  als  Ganzes,  unabhängig  von  seinen  ein- 
zelnen. wechselnden  Bestandtheilen,  zurückzugewähren  sei,  oder 
aber  davon,  dass  die  einzelnen  inferirten  Stücke  des- 
selben in  Natur  oder  ihrem  ursprünglichen  Werthe  nach  re- 
stituirt  werden  mussten. 

Welchen  von  beiden  Wegen  hat  das  Sächsische  Recht 
eipgeschlagen ? Bekannt  und  geläufig  waren  ihm  beide,  wie 
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die  Behandlung  andrer  Rechtspartien  ausweist ').  Der  Alters- 
vormund — und  ebenso  gewiss  auch  der  Geschlechts-  und 
Zustandsvormund  — hat  das  seiner  Verwaltung  anvertraute 
Gut  vollständig  so,  wie  er  es  empfangen,  zu  restituiren,  alle 
Einbusse,  alle  Beschädigung,  allen  Verlust  zu  ersetzen,  soweit 
er  nicht  ohne  seine  Schuld  eingetreten  '*).  Der  Altersvor- 
mund hatte  nun  freilich  — abgesehen  von  der  tutela  nsti- 
fructuaria  *)  — am  Mündelvermögen  keine  selbständige  Gewere 
und  es  bestand  kein  ungezweit  Gut.  Aber  auch  wo  letzteres 
bestand,  wählte  man,  wo  der  vormundschaftliche  Gesichtspunkt 
überwog,  diesen  Weg.  So'bei  dem  elterlichen  Verhältniss: 
der  väterliche  Vormund  hatte  seiner  Kinder  Gut  so  zu  resti- 
tuiren , wie  er  es  empfangen , er  beweise  denn  einen  Verlust 
ohne  sein  Verschulden 8).  Indessen  hielten  nicht  alle  Säch- 
sischen Rechte  hieran  fest;  nach  manchen  sassen  die  Kinder 
mit  dem  überlebenden  Gatten  „auf  Gedeih  und  Verlust“, 
und  von  einer  Verantwortlichkeit  für  die  Rückgewährung  des 
Guts  im  ursprünglichen  Zustand  war  nicht  die  Rede  4).  Zu 


*)  Es  kommen  hier  überhaupt  nur  die  Fälle  einer  Restitutionspflicht 
des  Inhabers  einer  familienrechtlichen  Gewalt  in  Betracht,  lieber 
die  Haftpflicht  in  rein  obligatorischen  Verhältnissen  vgl.  d.  Abhandl.  von 
Stobhe  in  seinen  Beiträgen  zur  Geschichte  des  Deutschen  Vertragsrechts 
(Leipzig  1855),  S.  209—305. 

lm)  Vgl.  § 33,  Anm.  11. 

s)  Bei  dieser  erfolgte  wohl  aber  auch  die  Restitution  nicht  nach 
Maassgabe  des  ursprünglichen  Bestands,  Glosse  z.  Weichb.,  Art.  20.  bei 
v.  Daniels  S.  305,  i — so;  vgl.  Kkaut  II,  S.  64  f. 

3)  Ssp.  I,  11.  Verm.  Ssp.  I,  20,  10;  I,  50,  8 u.  9. 

4)  Man  könnte  zweifeln,  ob  man  diese  Auffassung  nicht  auch  schon 
im  Ssp.  vorauszusetzen  hätte,  wenn  nicht  blos  noch  keine  Realtheilung 
und  Austritt  der  Kinder  aus  dem  Hause,  sondern  auch  noch  nicht  einmal 
eine  ideelle  Theilung  stattgefunden  hatte  (beides  fällt  nicht  nothwendig 
zusammen,  arg.  Ssp.  I,  13  a.  A.),  da  sich  das  „recht“  der  Wittwc 
(und  ihr  steht  hierin  der  Wittwer  gewiss  gleich:  Ssp.  I,  11)  lediglich 
nach  dem  Augenblick  der  Zweiung,  nicht  nach  dem  ursprünglichen  Be- 
stände des  Guts  richtet,  man  müsste  denn  unter  dem  „ recht  “ der  Wittwe 
lediglich  ihre  erbrechtlichen  Vortheile  verstehen.  (So  scheint  es  nach  dem 
Ssp.  I,  76,  1 und  dem  Verm.  Ssp.  1,  23,  1.  Allgemein  versteht  w 
Finslkb,  S.  58  f.;  S.  60,  Anm.  5.)  Partieularrechte  lassen  über  die 


Digitized  by  Googl 


Zweiung  des  Guts  Lei  Scheidung  der  Ehe. 


317 


dieser  Behandlungsweise  neigte  man  sich  auch  bei  andern 
häuslichen  Gemeinschaften,  z.  B.  von  Geschwistern  und  Mit- 
erben, so  jedoch,  dass  eine  Verantwortlichkeit  des  Verwalten- 
den für  besonders  eclatante  Fälle  Vorbehalten  blieb  5).  Man 
sieht:  beide  Wege  sind,  jenachdem  der  eine  oder  der  andre 
den  conereten  Verhältnissen  am  meisten  zu  entsprechen  schien, 
eingeschlagen  worden. 

Auch  wo  es  sich  um  Ordnung  der  durch  die  Zweiung  des 
beiderseitigen  Guts  von  Ehegatten  erzeugten  Verhältnisse 
handelte,  musste  in  einem  Falle  die  Restitution  des  Frauen- 
guts nach  dem  Maassstabe  des  ursprünglichen  Bestands  als 
die  der  Sachlage  allein  angemessene  erscheinen  — im  Falle 
der  Sch  eidung,  d.  h.  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe.  Durch 
sie  wurde  eine  niemals  zu  Recht  bestandene  Ehe  als  solche 
auch  äusserlich  constatirt.  Es  lag  nahe  genug,  dass  man  für 
die  Rückgabe  des  Frauenguts  nicht  die  Vorgänge  und  Dis- 
positionen während  des  Laufs  einer  solchen  nichtigen  Ehe 
maassgebend  werden  liess,  sondern  sie  nach  dem  Maasse  des 
ursprünglichen  Einbringens  ordnete.  Abgesehen  von  diesem 
ausserordentlichen  Falle  hält  aber  das  Sächsische  Recht  schlecht- 
hin und  überall  an  der  entgegengesetzten  Behandlungsweise 
fest.  Die  Zweiung  des  bis  dahin  vereinigten  Guts  erfolgt, 
da  das  ehemännliche  Vermögen  wie  durch  Begründung  so  auch 

Ordnung  in  diesem  Sinne  keinen  Zweifel.  Goslar'sches  R.,  S.  17,  » — s: 
„Let  en  sin  vader  oder  sine  moder  sitten  mit  willen  in  vormuntscap, 
wanne  lie  delinghe  eschet,  de  scal  men  ime  don,  als  et  den  is  alse  he 
dat  eschet,  it  hebbe  sik  gheerglieret  oder  ghcbcteret.‘‘ 
l.öneburger  Stadtr.,  S.  50,  m— io : „Sete  en  man  na  eines  wives  dode 
mit  einen  kinderen  an  ungheschedeneme  gnde,  beterde  sich  dat  gud 
in  der  samenden  hand,  den  vromen  scheide  inede  hebhen 
de  kindere  mit  deme  vadere.  Ergherde  sich  och  dat  gud  in 
der  samenden  hand,  den  schaden  scholden  se  mede  hebben.“ 

s)  Ssp.  1,  12.  Verm.  Ssp.  I,  20,  8 u.  9.  Allgemeiner  noch  in  den 
Schspr.  bei  Wasserschlkbkn,  S.  109,  cap.  214,  wo  ein  Mann  mit  seiner 
i'raucn  Gut  auch  das  noch  ungeschiedne  Gut  der  Schwiegermutter  ver- 
waltet und  ihr  solches  bei  der  Zweiung  dann  in  der  Weise  zugesprochen 
wird:  „Sintdenunal  das  anua  czwey  teil  hat  an  dem  erbe  und  an  der 
varnden  habe,  zo  zullen  ir  die  bleyben,  sic  zint  bessir  adir  ergir 
worden." 
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durch  Beend  igung  der  Ehe  absolut  unberührt  bleibt,  lediglich 
durch  die  Rücknahme  des  Frauenguts  Seitens  der  Frau  oder 
ihrer  Erben.  Diese  Rücknahme  ist  nun  für  alle  Fälle  conse- 
quent  so  geordnet,  dass,  vorbehaltlich  der  erbrechtlichen  Vor- 
theile des  überlebenden  Gatten,  das  Frauengut  ganz  in 
dem  Zustande  zurückfällt,  in  dem  es  sich  im  Augen- 
blicke der  Z weiung  befindet.  Eine  Ersatzleistung  herüber 
oder  hinüber  hat  schlechterdings  nicht  Statt,  eine  Verantwort- 
lichkeit des  Ehemannes  für  irgendwelche  Disposition  über  die 
Vermögensstücke  der  Frau  besteht  nirgends,  eine  Recherche 
über  seine  Verwaltung  und  Handhabung  des  eheweiblichen 
Einbringens  greift  auch  nachträglich  nicht  Platz,  der  Rück- 
fall des  Frauenguts  wird  nicht,  wie  im  Römischen  Recht, 
unter  dem  Gesichtspunkt  einer  obligatorischen  Verbind- 
lichkeit des  Mannes  oder  seiner  Erben  zur  Resti- 
tution aufgefasst,  sondern  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Rücknahme  Seitens  der  Frau  resp.  ihrer  Erben  auf 
Grund  ihres  Eigenthums.  Und  dies  gilt  von  allen 
Gattungen  desselben,  von  der  Fahrniss,  von  den  Liegenschaften 
und  von  den  Forderungen  der  Frau  — von  allen  Arten  der 
Disposition,  mag  diese  die  Substanz  der  Sache  oder  nur  deren 
Gebrauch  und  Verwendung  alteriren,  das  Recht  selbst  oder 
nur  seine  Ausübung  betreffen  — von  allen  Graden  einer 
möglichen  Verantwortung,  selbst  von  der  für  absichtlichen 
Missbrauch  — es  gilt,  mag  die  Disposition  Dritten  gegen- 
über der  Anfechtung  Seitens  der  Frau  unterliegen  oder  nicht, 
mag  also  namentlich  die  Veräusserung  ihrer  Grundstücke  mit 
oder  ohne  ihre  Genehmigung  erfolgt  sein,  mag  sie  auf  ihre 
Anfechtung  dem  dritten  Erwerber  gegenüber  freiwillig  ver- 
zichtet oder  sich  daran  verschwiegen  haben,  oder  wirklich 
noch  zur  Anfechtung  berechtigt  sein  — es  gilt  endlich  in 
den  beiden  möglichen  Fällen  der  Zweiung  des  Guts,  d.  i. 
gleichviel  ob  sie  durch  des  Mannes  oder  der  Frau  Tod  her- 
beigeführt wird,  der  Mann  selbst  oder  seine  Erben  restitu- 
tionspflichtig sind. 

Ist  aber  auch  die  Behandlung  der  Restitutionsfrage  eine 
vollkommen  gleiche,  mag  es  sich  nun  um  Liegenschaften  oder 
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fahrende  Habe  der  Frau  handeln,  mag  sie  veranlasst  sein  durch 
den  Tod  des  Mannes  oder  durch  den  der  Frau:  so  ist  doch 
ihre  Bedeutung  und  Tragweite  je  nach  diesen  Fällen  eine  ver- 
schiedne.  Die  vorhandueu  Immobilien  der  Frau  fallen  nach 
der  Erbordnung  des  gemeinen  Rechts  jederzeit  zurück,  sei  es 
an  sie  selbst,  sei  es  an  ihre  Erben.  In  Beziehung  auf  sie 
tritt  also  die  Gestaltung  der  erbschaftlichen  Verhältnisse  der 
Geltung  und  Ausbildung  unseres  Princips  nirgends  hindernd 
entgegen.  Wohl  aber  ist  bei  Mobilien,  der  Anlass  zur  An- 
wendung des  letztem  relativ  beschränkter.  Immobilien  sind 
der  Sache  nach  den  factischen  Einwirkungen  des  Besitzers 
and  Verwalters  minder  ausgesetzt  als  Mobilien,  und  gegen 
Yeräusserungen  ist  die  Frau  und  deren  Erbe  viel  wirksamer 
als  durch  ihren  Anspruch  gegen  den  Manu  dadurch  gesichert, 
dass  3ie  oder  ihr  Erbe  das  Object  von  jedem  Dritten  zurück- 
fordern kann.  Zwar  läuft  ihnen  hiefür  die  allgemeine  Ver- 
jährungsfrist, aber  an  diese  ist  ja  jeder  derartige  Anspruch 
überhaupt  gebunden.  Die  ganze  Restitutionsfrage  wurde 
daher  hier  hauptsächlich  für  Verwaltungsacte  sowie  für  Ver- 
äusserungen  mit  Consens  der  Frau,  wo  dann  aber  ein  ver- 
tragsmässiges  Element  hineinkommt,  von  Belang.  Viel  bedeu- 
tender hätte  sie  der  Natur  der  Sache  nach  im  Bereich  der 
Fahrniss  werden  müssen.  Da  trat  aber  nun  umgekehrt  ihrer 
freien,  vollen  Entfaltung  die  eigenthümliche  Regulirung  der 
Erbverhältnisse  im  gemeinen  Sächsischen  Recht  entgegen. 
Vermöge  des  in  demselben  überall  geltenden  ehemännlichen 
Mobiliarrechts  kann  nämlich  von  einer  Restitution  des  Frauen- 
guts nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  sich  die  Ehe  durch  den 
Tod  des  Mannes  löst.  Da  nun  aber  auch  in  diesem  Falle  der 
Wittwe  der  gesamte  Gerade-Complex  nach  erbrechtlichen 
Grundsätzen,  nicht  vermöge  ihres  Rechts  auf  Rücknahme  ihrer 
Illaten,  zukommt,  von  dem  Reste  derselben  auch  die  Fungi- 
bilien,  namentlich  das  eingebrachte  baare  Geld,  nicht  zur  Re- 
stitution gelangten  5*),  so  ist  es  in  der  Regel  nur  ein  kleiner 
Theil  der  Mobilien  der  Frau,  bei  welchen  überhaupt  die  Frage 

5»)  VgL  oben  § 22. 
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entsteht,  in  welcher  Art  und  in  welchem  Umfang  sie  zurück- 
zugewähren sind.  Bewegliche  Gebäude,  Hausthiere,  Stoffe, 
Gewänder,  Gerätschaften  und  dergleichen,  soweit  sie  nicht 
in  der  Gerade  begriffen  sind,  mögen  hauptsächlich  die  Gegen- 
stände sein,  welche  in  Betracht  kommen,  — ein  nicht  allzu- 
weiter Spielraum  für  die  Wirksamkeit  unseres  Princips.  Dass 
indessen  trotzdem  auch  an  Fahrniss  Stoff  genug  für  den 
Kückfall  an  die  Frau  übrig  blieb,  ersieht  man  zur  Genüge 
aus  der  in  allen  gemeinrechtlichen  Quellen  wiederkehrenden 
Hervorhebung  und  Erörterung  des  Mobiliarrechts  des  Wittwers, 
welches  auch  die  Fahrniss  der  Frau  nur  mit  den  obengedachten 
Beschränkungen,  namentlich  excl.  der  Niftelgerade,  umfasst. 

Dies  ist,  abgesehen  von  den  für  sich  zu  behandelnden  obli- 
gatorischen Verhältnissen,  der  Bereich,  innerhalb  dessen  ül>er- 
haupt  nur  die  Restitution  des  Frauenguts  zur  Geltung  kommen 
konnte.  Er  ist  wesentlich  beschränkter  als  nach  dem  Römi- 
schen und  unserem  gemeinrechtlichen  System,  immerhin  aber 
weit  und  mannigfaltig  genug,  um  das  obengedachte  Princip 
in  den  verschiedensten  Anwendungen  durch-  und  auszuführen. 
Und  dieses  ist  geschehen!  Soweit  unsere  Quellen  positiv  und 
negativ  Zeugniss  ablegen,  überall  begegnen  wir  derselben  Er- 
scheinung: das  Frauengut  fällt  auf  Grund  des  Eigen- 
thums der  Frau  schlechthin  in  dem  Zustande  zu- 
rück, in  welchem  es  sich  im  Augenblicke  des 
Rückfalls  befindet  — nicht  mehr  und  nicht  weni- 
ger, nicht  b esser  und  nicht  schlechter. 

In  der  That  war  dies  auch  die  principiell  einzig  mögliche 
Lösung  der  Frage  — d.  h.  diejenige,  welche  allein  der  Anlage 
des  ganzen  Systems  entsprach  und  dieses  in  folgerichtiger 
Weise  abschloss.  Der  ganze  vermögensrechtliche  Vorgang, 
der  sich  in  und  mit  der  Ehe  begiebt,  betrifft,  wie  wir  gesehen 
haben,  lediglich  das  Frauengut  und  betrifft  dieses  als  eine 
Gesamtheit,  und  ohne  Berührung  seiner  Zustän- 
digkeit. Die  Vermögensrechte  der  Frau  erlöschen  nicht,  sondern 
ruhen  nur  unter  dem  Druck  der  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft. Sie  erwachen  ipso  jure  mit  dem  Aufhören  dieser,  gewähr- 
leistet durch  die  auch  in  der  Ehe  fortgesetzte,  wiewohl  in  ihren 
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meisten  Wirkungen  gelähmte  Gewere  der  Frau.  Als  Ganzes  6) 
ist  ihr  Gut  in  des  Mannes  Gewere  getreten,  ohne  Tradition 
der  einzelnen  Stücke,  auch  die  unkörperlichen  Sachen  mit  um- 
fassend, behaftet  mit  den  Schulden,  vom  Manne  „vorwest 
manch  jar,  alzo  das  sich  die  varende  habe  manchirleye  vor- 
wandilte“7)  — als  Ganzes  tritt  es  nun  auch  wieder  heraus, 
ipso  jure  im  Besitz  der  Frau  8),  unabhängig  von  seinen  ein- 
zelnen Bestandtheilen,  verschlechtert  oder  erhalten,  gemindert 
oder  gemehrt,  entwerthet  oder  werthvoller,  wie  es  des  Mannes 
Persönlichkeit  vermocht  und  Gottes  Fügung  gewollt  hat.  Die 
Zweiung  des  Vermögens  durch  den  Rückfall  des  Frauenguts 
nach  seinem  augenblicklichen  Stande  ist  die  natürliche  Conse- 
quenz  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  der  adäquate  Ab- 
schluss des  Systems. 

Diese  Ordnung  der  Restitutionsfrage  bildet  daher  auch  einen 
wesentlichen  Grundzug  des  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts. 
Sie  hat  zwar  im  gemeinen  Land-  und  Stadtrecht  allgemeinere 
Geltung  als  in  den  particularen  Rechten,  wo  die  Erbverhält- 
nisse ihrer  Entfaltung  noch  weniger  Raum  lassen,  tritt  aber 
auch  hier,  zumal  nach  unbeerbter  Ehe,  unverkennbar  hervor. 
Man  kann  in  ihr  auch  nicht  eigentlich  eine  Differenz  von  dem 
Süddeutschen  System  erblicken,  nur  war  ihre  Geltung  in  diesem 
durch  die  erbrechtlichen  Grundsätze  auch  für  den  Fall  unbe- 
erbter Ehe  auf  ein  Minimum  reducirt  und  hatte  durch  den 
Mangel  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ohnehin  eine 
andre  Färbung.  Desto  entschiedner  und  greller  ist  der  Ge- 
gensatz zum  Römischen,  zum  heutigen  gemeinen  und  zu  dem 
durch  dieses  modificirten,  modernen  Sächsischen  Recht.  Wäh- 
rend das  Römische  System  sonst  mannigfache  Anknüpfungs- 
punkte zur  Vergleichung  mit  dem  hier  dargestellten  liefert, 
selbst  die  Bestimmungen  über  die  Disposition  des  Mannes 
mut.  mut.  nicht  so  völlig  divergiren,  dass  eine  Vereinigung 
beider  unmöglich  scheinen  müsste,  war  und  blieb  die  Ver- 

6)  Vgl.  oben  § 13  zu  Anm.  14  f. 

7)  Po  der  Ansdruck  in  dem  Schspr.  bei  Wasskrsi  hi.kbkn,  S.  109, 
cap.  214. 

»)  Vgl.  oben  § 15,  S.  166  f. 
agricola,  Gewere  e.  r.  V.  21 


Digitized  by  Google 


322  Die  Bedeutung  des  Princips  fiir  das  System. 

einigung  bei  der  Restitutionsfrage  unmöglich.  Das  Römische 
Recht  ordnet  den  Rückfall  des  Frauenguts  nach  seinem  ur- 
sprünglichen Bestände,  es  fordert  vom  Manne  einen  genau 
abgewognen  Ersatz  für  alles  durch  einen  gewissen  Grad  von 
Verschuldung  Verlorne,  Beschädigte,  Entwerthete,  giebt  ihm 
umgekehrt  einen  Anspruch  auf  Ersatz  aller  Aufwendungen, 
bestimmt  detaillirt  die  Verantwortlichkeit  desselben  für  seine 
Verwaltung  im  ganzen  Lauf  der  Ehe,  und  ordnet  ein  wohl- 
gegliedertes System  künstlicher  Sicherungsmittel  für  die  Reali- 
sirung  der  Restitution.  All’  diese  Fragen  erledigen  sich  der 
alten  Sächsischen  Güterordnung  von  selbst,  tauchen  in  ihr  gar 
nicht  auf.  Indem  das  Römische  Recht  in  der  folgenden 
Periode  vermochte,  auch  in  Sachsen  grade  auf  diesem  Punkte 
sein  diametral  eutgegenstehendes  Princip  durchzusetzen,  ist 
zwischen  dem  alten  und  dem  modernen  Sächsischen  Recht  eine 
Kluft  entstanden,  welche  mehr  als  alle  andern  Differenzen  die 
Thatsache  verhüllt,  dass  das  letztere  auf  den  alten  Grundrissen 
auferbaut  ist  und  sonst  noch  in  so  vielen  Punkten  die  alte 
Structur  hat. 

Die  ebenbesprochenn  Eigenthümlichkeit  des  alten  Säch- 
sischen Rechts  ist  so  augenfällig,  dass  sie  nicht  verkannt 
werden  konnte.  Sie  ist  denn  auch  schon  seither  so  wie  hier 
geschehen  dargelegt  worden,  meist  jedoch  in  zu  enger  Fassung 
blos  durch  Ablehnung  einer  Entschädigungspflicht  des  Mannes 
für  die  von  ihm  vorgenommnen  Veräusserungen  des  Frauen- 
guts, namentlich  des  beweglichen  Frauenguts  9).  Erst  Kraut  10) 

»)  Allgemein  heben  die  Restitution  den  F'rauenguts  nach  dem  augen- 
blicklichen Stande  hervor:  Hassk,  Skizze  des  chel.  Gütcrrecbts  a.  a.  0., 
S.  70.  Finster,  De  ohlig.  ux.,  p.  19  sq.  v.  Sydow,  Erbrecht,  zu  Anm. 
821  u.  822.  Ründk,  Eheliches  Güten.,  S.  20,  zu  Anm.  G.  Oropp,  Ham- 
burger ehol.  Güterr.  a.  a.  0.  11,  S.  447,  Anm.  31.  Derselbe  in  den 
Heidelberger  Jahrbüchern  1823  1,  S.  109.  Auch  v.  Mautitz  muss  jede 
Ersatzpflicht  rücksichtlich  der  Fahmiss  nach  seiner  ganzen  Auffassung 
der  Güterordnung  von  Todeswegen  läugnen  (S.  103:  S.  101,  Anm.  1;  S.  92). 
Beschränkter:  Gerber,  System,  § 22G,  Anm.  9.  Rivk,  Vormundschaft, 
II,  S.  135.  Hänkl,  Ostfälisches  chel.  Güterr.  in  Rudorff's  Zeitschr. 
Bd.  I,  S.  281,  Anm.  25,  U.  a.  m. 

1(»)  U,  S.  4G1  f.  473  f.  Ihm  folgen  dann  einige  Neuere,  z.  B. 
Roth  in  den  Jahrb.  des  gemeinen  Deutschen  Rechts  III.  S.  318. 


Digitized  by  Google 


Bisherige  Ansichten. 


328 


hat  den  entgegengesetzten  Grundsatz  schon  im  ältern  Säch- 
sischen Rechte  nachzuweisen  gesucht.  Die  von  ihm  aus  den 
Quellen  beigebrachten  Zeugnisse  können  indessen  sowenig  wie 
seine  allgemeinem  Gründe  als  geeignet  gelten,  seine  Ansicht 
zu  stützen,  die  auch  hier  wieder  ihr  stilles  Motiv  hat  in  der 
irrigen  Auffassung  der  Deutschen  Vormundschaft  als  eines 
Instituts  von  überall  im  Wesentlichen  gleichem  Inhalt. 
Wie  diese  Auffassung  Kraut  nach  dem,  was  wir  gesehen 
haben,  anderwärts  die  richtige  Einsicht  in  das  Sächsische 
eheliche  Güterrecht  trübt,  bo  hat  sie  ihn  auch  hier  verführt, 
sich  die  Verantwortlichkeit  des  ehelichen  Vormunds  im  Ganzen 
entsprechend  derjenigen  andrer  Vormünder,  namentlich  des 
Altersvormunds,  zu  denken.  Die  Grundlosigkeit  der  ganzen 
Ansicht  wird  sich,  wie  ich  hoffe,  ergeben,  wenn  wir  nun, 
nnter  Vorbehalt  der  Besprechung  des  Einbringens  der  Frau 
an  Fordeningen  und  Aussenständen  für  das  Obligationenrechtt 
zum  nähern  Nachweis  der  oben  dargelegten  Grandsätze  aus 
dem  Quellen  selbst  übergehen. 


§ 33. 

Die  Durchführung  des  Princips  der  Restitution  des  Frauenguts 
nach  den  Quellen. 

Bei  der  Annullirung  der  Ehe  erhält  die  Frau,  wofern 
nicht  die  ganze  Restitutionsfrage  durch  eine  Eheberedung  ge- 
regelt ist,  welche  dann  auch  für  die  Scheidung  maassgebend  wird, 
abgesehen  von  ihrer  Leibzucht,  Gerade  und  Mustheil,  ihr  ge- 
samtes eingebrachtes  Gut  dergestalt  zurück,  dass  ihr  das 
nicht  mehr  Vorhandene  vom  Manne  dem  Werthe  nach  er- 
stattet wird. 

Ssp.  III,  74: 

„Man  sal  ir  ok  weder  laten  nnde  geven,  svat 
sie  to  irme  manne  brachte,  oder  also  vele  des  mannes 

21* 
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gudes  , als  ir  gelovet  wart,  do  sie  to  samene 
quamen.“  ') 

Denn  das  „wieder  lassen  und  geben“  lässt  sicli  nach  dem 
Sprachgebrauch  des  Sachsenspiegels  *)  wohl  nur  von  dem  Ge- 
gensätze: „in  Natur  und  dem  Werthe  nach  restituiren“  ver- 
stehen, wie  denn  auch  dieser  Sinn  in  der  Fassung  des 
Satzes  durch  das  Goslar’sche  Recht: 

S.  10,  äs: 

„Ne  is  ire  nen  liftucht  ghemaket3),  so  behalt  se, 
wat  se  to  deme  manne  brachte.  Is  des  wat  vordan, 
dat  scal  men  ire  irlecghen,  of  dat  dar  wesen 
mach.  Is  des  dar  nicht,  so  nimt  se  half  dat  dar  is, 
unde  de  hindere  delet  se  ghelike.  “ 
und  den  Verm.  Ssp.  I,  22,  1 : 

„ — Unde  ist  dez  icht  vorthan , daz  sal  man  or  wed- 
der  kern  mit  erbe,  ab  is  do  ist.  Ist  nicht  erbes  do, 
so  erstate  man  is  or  mit  farnde  habe  — “ 
unzweideutig  hervortritt.  Diese  Fassung  ist  aber  enger  als 
die  des  Sachsenspiegels,  indem  sie  nur  Erstattung  des  Ver- 
äusserten  — denn  „ verth un“  hat  keineswegs  stets  den  Nebensinn 
des  Verschleuderns,  Vergeudens  4)  — anordnet,  während  nach 
dem  Sachsenspiegel  alles  nicht  mehr  Vorhandene,  also  auch 
das  Verbrauchte,  Aufgewendete,  anscheinend  selbst  das  zu- 
fällig Eingebüsste  Ä)  ersetzt  werden  muss.  Wir  haben  sonach 

■)  Der  Satz  ist  fast  wörtlich  iibcrgegangen  in  den  Venn.  Ssp.  I,  22,  2: 
in  Pölmann’s  Dist.  I,  21,  2;  in  das  Weichbild  in  den  Recensionen 
v.  ThCnoen,  S.  239;  in  das  Berliner  Rechtsb.  bei  Fioicin  I,  S.  148  f. 
Das  Schlesische  Landrecht  cap.  332  lässt  den  Satz  dagegen  weg. 

*)  I,  11;  I,  23,  1.  Vgl.  das  Nähere  bei  v.  Martitz,  S.  129,  Aiirn.  16. 

5)  Leibzucht  ist  die  specielle  Goslar' sehe  Komi  der  Bercdung  zur 
Abfindung  der  Frau  für  ihr  Einbringen,  die  der  Ssp.  nur  allgemein  an- 
deutet. 

«)  Vgl.  Ssp.  I,  23,  1 („in  ere  bederf  verdan“);  I,  25,  5;  I,  28. 
Rigisch  Ridderr.  49  („ — wat  he  verdeit  in  erem  werve“).  Eher 
hat  es  vielleicht  den  Nebensinn  im  Vemi.  Ssp.  UI,  9,  11  und  in  der 
Glosse  z.  Wchb.,  Art.  23  bei  Zubkl,  fol.  48  i.  A.  (Fehlt  bei  v.  Daniels.) 

®)  Wenigstens  fehlt  hier  diese  sonst  ausdrücklich  gemachte  Beschrän- 
kung. vgl.  Ssp.  1,  11;  U,  238. 
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in  diesem  Falle  ganz  unzweideutig  die  Restitution  des  Frauen- 
guts nach  dem  Maasse  seines  ursprünglichen  Bestands.  Zwar 
ist  auffällig , dass  dies  in  spätem,  selbstständigen  Rechts- 
quellen nirgends  ausdrücklich  wiederholt  wird , ja  eine  isolirt 
stehende  Stelle  des  Weichbildes  °)  einer  entgegengesetzten 
Ansicht  zu  folgen  scheint;  aber  darüber,  was  das  Ursprüng- 
liche war,  kann  nach  Obigem  kein  Zweifel  sein. 

Wir  haben  schon  7)  darauf  hingewiesen,  dass  es  auch  die 
bei  der  Voraussetzung  einer  nichtigen  Ehe  durchaus  ent- 
sprechende Lösung  der  Frage  war.  Zwar  ist  es  richtig,  dass 
man  diesen  Standpunkt  nicht  consequent  festhielt,  wenn  man 
der  Frau  bei  der  Scheidung  zugleich  mehrere  ihrer  Wittwen- 
gerechtsame  liess.  Indessen  thut  das  auch  nur  der  Sachsen- 
spiegel und  auch  dieser  nur  beschränkt  (die  Morgengabe  spricht 
er  ihr  ab),  das  Goslar’sche  Recht  giebt  der  Frau  ledig- 
lich ihr  Einbringen  resp.  das  stipulirte  Aequivalent  zurück, 
und  nur  im  Falle  dieses  nicht  zu  haben,  ihre  Erbrechte  als 
Wittwe  8).  Man  hat  in  jenen  Gewährungen,  wie  sie  der  Sachsen- 
spiegel ordnet,  daher  nur  singuläre  Begünstigungen  der  Frau 
im  Falle  der  Putativehe  zu  erblicken , die  das  Princip  unbe- 

« 

6)  v.  Daniels  1853,  cap.  23,  § 8:  „Wert en  wif  mit  rechten 

ordelen  von  irme  manne  gesceden  vor  gerichte,  sie  en  mach  ire  lifgetucht 
damiede  nicht  vorliesen , die  ire  man  ir  gegeven  hevet  an  sirne  egcne, 
und  alle  die  varende  have,  die  sie  to  enie  brachte,  of  sie 
unvordan  is.“  'Vielleicht  liesse  sich  auch  aus  dem  System.  Sch.-R. 
IV,  2.  22.  (Kulm  IV,  64)  eine  entgegengesetzte  Bestimmung  schliessen : 
„-Wirt  eyne  vrauwe  geschcydin  von  crym  elichin  manne  mit  dem  rechte, 
zo  volgit  der  vrauwin  nicht  me,  denne  ir  vor  gehegtim  dinge  gegebin 
ist  und  dorczu  ir  gerade“,  wie  das  Süddeutsche  Recht  (vgl.  Schwsp.  146) 
sie  zweifelsohne  enthält.  Doch  könnte  jene  Quelle  eben  auch  nur  den  Fall 
einer  Eheberednng  im  Auge  haben.  Der  Schspr.  bei  Wasskrschleben, 
S.  117,  cap.  242  spricht  nur  von  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  vgl. 
unten  Amn.  26. 

1)  Vgl.  § 32,  S.  317. 

*)  Goslar’sches  Recht  u.  Verm.  Ssp.  a.  a.  0.,  a.  E. : „ — Is  des 
dar  nicht,  so  nimt  sc  half  dat  dar  is,  unde  de  kinderc  delet  sc 
gbelikc.  “ Dies  ist  wohl  auch  die  Tendenz  der  Drittheilsrechte:  Verm. 
Ssp.  I,  22,  2 a.  E. 
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rührt  lassen.  Hält  man  aber  an  letzterem  fest,  so  ist  es 
durchaus  unzulässig,  von  dem  Falle  der  Auflösung  einer  Schein- 
ehe auf  den  der  Beendigung  einer  wirklichen  Ehe  durch  den 
Tod  des  Mannes  Schlüsse  zu  ziehen.  In  diesem  Falle  war 
die  Sachlage  eben  eine  diametral  entgegengesetzte.  Dort 
waren  alle  Vorgänge  und  Dispositionen  unter  einer  ganz  irrig 
angenommnen  Voraussetzung  erfolgt,  hier  waren  sie  die  Con- 
sequenzen  eines  zu  Recht  bestehenden,  unzweifelhaft  folge- 
reichen und  wirksamen  Verhältnisses.  Dort  bestand  die  Ge- 
were  zu  rechter  Vormundschaft  nur  dem  Scheine  nach , hier 
in  Wirklichkeit;  dort  setzte  man  das  ungezweite  Gut  irrig 
voraus,  hier  sollte  es  Wahrheit  haben;  dort  war  die  Auf- 
lösung desselben  ex  tune  durch  die  Sache  geboten , hier  fehlte 
mindestens  ein  entsprechendes  Motiv.  Es  mangelt  an  der 
ersten  Voraussetzung  einer  Analogie:  an  der  Gleichheit  der 
Prämissen,  und  eine  Gewähr  für  ihre  Unrichtigkeit  liegt  darin, 
dass  sie  viel  zu  weit  fuhren  würde,  man  müsste  denn  auch 
für  den  Fall  der  Beendigung  der  Ehe  durch  den  Tod  des 
Mannes  die  Restitution  alles  abhanden  gekommnen,  wenig- 
stens alles  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  ver- 
brauchten , verwendeten , veräusserten  Frauenguts  im  Sinne 
unserer  Rechte  |nden  — und  soweit  würde  wohl  kaum  Jemand 
zu  gehen  wagen  9). 

Der  umgekehrte  Schluss  liegt  viel  näher.  Nur  für  einen 
einzigen,  ganz  singulären  Fall  ordnen  die  Quellen  eine  Resti- 
tution des  Frauenguts  nach  seinem  ursprünglichen  Bestände, 


9)  Hauptsächlich  auf  die  Analogie  von  der  Scheidung  stützt  Kraut 
II,  S.  461  f.  seine  entgegengesetzte  Ansicht.  Auf  das  Irrige  derselben 
weist  Hl  SRI,  hin:  Ostfäüsche  Gütergemeinschaft  in  Rudorff's  Zeitschr. 
f.  K. -Gesell.  I,  S.  281,  Anm.  25.  Ebenso  v.  Mautitz,  S.  128.  Schon 
Finslbr,  De  oblig.  ux.,  p.  24,  zu  Amu.  10,  hat  den  richtigen  Gesichts- 
punkt. Warum  die  Festsetzung  eines  Aequivalents  für  die  Illaten  im 
Vertragswege  lediglich  das  Interesse  des  Mannes  (sc.  die  Erweiterung 
seiner  Verfügungsgewalt)  und  nicht  vielmehr  das  Interesse  der  Frau  (sc. 
die  Sicherung  ihres  sonst  gefährdeten  Einbringens)  bezweckt  haben  soll, 
wie  Kraut  a.  a.  0.  annimmt,  ist  uoch  weniger  abzusehen,  lieber  den 
Sinn  dieses  Geschäfts  vgl.  überhaupt  § 54  a.  E. 
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nicht  ein  Zeugniss  für  das  gleiche  Verfahren  im  gewöhnlichen 
Laufe  der  Dinge  findet  sich  im  ganzen  Bereiche  unsrer  Quel- 
len 10).  Der  Grund  kann  nur  der  sein,  dass  man  es  für  den 
regelmässigen  Fall  eben  nicht  gelten  liess.  Dass  dem  so  sei, 
wird  andrerseits  allerdings  auch  durch  kein  auf  die  Erörte- 
rung der  Frage  speciell  und  direct  eingehendes  Quellenzeugniss 
des  gemeinen  Rechts  bekundet.  Aber  eben  dieser  Umstand 
scheint  mir  schon  an  sich  Beweis  genug,  dass  man,  bei  der 
Restitution  des  Frauenguts  nicht  an  eine  mehr  oder  weniger 
ausgedehnte  Erstattungs-  und  Ersatzpflicht  des  Mannes  dachte. 
Wollte  man  diese,  so  bedurften  so  viele  und  mannigfaltige 
Einzelfragen  der  Entscheidung,  dass  sie  unmöglich  in  all 
ansern  z.  Th.  so  casuistischen  Quellen  ohne  Lösung  hätten  über- 
gangen werden  können.  Den  Stand  des  ursprünglichen  Einbringens 
absolut  zum  Maasstab  nehmen  — wie  bei  der  Annullirung  der 
Ehe  — wäre  ohne  die  unerhörtesten  Härten  gar  nicht  ausführbar 
gewesen.  Es  wäre  doch  zwischen  Verlusten  und  Einbussen  durch 
Zufall  oder  durch  Handlungen  Seitens  des  Mannes  oder  der  Frau 
oder  Dritter  zu  unterscheiden  gewesen , zu  unterscheiden , ob  der 
Mann  ohne  oder  mit  Genehmigung  der  Frau  gehandelt,  ob 
er  — der  Absicht  oder  dem  Erfolge  nach  — im  Interesse 
der  Ehe  und  der  Hauswirthsehaft  verfahren  oder  im  einseitigen 
eignen  Interesse,  ob  ihm  ein  Verschulden , vielleicht  ein  dolus 
zur  Last  fiel  oder  nicht,  ob  er  Rechte  ganz,  theilweis,  defi- 
nitiv, zeitweilig  aufgegeben,  die  Substanz  der  Sache  vernichtet, 
verschlechtert  oder  verbraucht  habe , ob  er  dagegen  seinerseits 
aus  seinen  Mitteln  aufgewendet,  seinerseits  das  Frauengut 
wieder  vermehrt  und  gebessert  habe  u.  s.  w.  Für  all’  diese 
Zweifelsfragen  auch  nicht  eine  Antwort  im  ganzen  Umkreis 
unsrer  Quellen  — nicht  einmal  die  Spur  eines  Bedenkens, 


><•)  Die  von  Kraut-  11,  S.  402  angezogne  Bestimmung  aus  dem  Gor- 
litzer  Weisthum  von  1304,  § 83  hat  nicht  entfernt  die  ihr  beigelegte 
Bedeutung.  Sie  stellt  nicht  die  mit  der  Frau  erarbeitete  Falirniss  der 
von  ihr  eingebrachten,  sondern  nur  des  Mannes  ererbtes  und  des  Mannes 
wohlerworbnes  Gut  in  Gegensatz.  Vgl.  § 22  a.  E.  und  § 21  ebend.  Geber 
die  Kestitutionst'rage  enthält  sie  auch  bei  Kkact's  irriger  Auslegung 
nichts. 
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nicht  der  Versuch  einer  Lösung!  Wenn  man  damit  die  Be- 
handlung der  Restitutionsfrage  in  andern  Rechtspartien,  na- 
mentlich bei  der  Altersvormundschaft  oder  der  väterlichen 
Vormundschaft,  vergleicht  und  wahrnimmt,  wie  in  fast  allen 
Quellen  die  meisten  der  oben  gedachten  Bedenken,  soweit  sie 
nach  dem  besonderen  Verhältniss  überhaupt  sich  erheben  konnten, 
berührt  und  zum  Theil  eingehend  entschieden  werden  n),  so 
kann  der  Grund  dieser  Erscheinung,  wenn  man  auch  immer- 
hin Gewicht  darauf  legen  mag , dass  die  ganze  Restitutions- 
frage wenigstens  bei  Mobilien  ein  viel  beschränkteres  Gebiet 
hat  als  nach  andern  Rechten , nur  darin  liegen , dass  sich  alle 
obigen  Zweifel  und  Fragen  überhaupt  nicht  erhoben  haben, 
weil  das  Frauengut,  so  wie  es  gerade  war,  nicht  mehr  und 
nicht  weniger,  zurückfiel.  Dieser  Gegensatz  ist  auch  schon 
den  Verfassern  späterer  Rechtsbücher  bewusst  geworden.  Wir 
haben  schon  oben  **)  die  Stellen  aus  der  Glosse  zum  Sächsischen 
Landrecht  und  Weichbild  angeführt,  welche  einen  der  Unter- 
schiede der  ehelichen  Vormundschaft  von  der  Alters-  und  Ge- 
schlechtsvormundschaft grade  darein  setzen,  dass  der  Mann 
nicht  wie  ein  andrer  Vormund  über  die  Verwaltung  des  Frauen- 
guts Rechenschaft  zu  legen , noch  Sicherheit  zu  stellen 
braucht.  Und  wenn  auch  schon  die  älteren  Quellen  1S)  nicht 
den  Mündeln  eine  Klage  gegen  den  Vormund,  wohl  aber  der 


i*)  Um  den  Gegensatz  des  absoluten  Schweigens  über  die  Resti- 
tution des  Frauenguts  zu  der  detaillirten  Erörterung  der  Restitution  von 
Gut  der  Mündel  oder  Kinder  zu  ermessen,  vgl.  man  blos  folgende  Quellen- 
zeugnisse über  letztere:  Ssp.  I,  11,  12.  23,  § 1.  Venn.  Ssp.  I,  20,  10 
(vgl.  6—9):  I,  50,  3.  5.  6.  7.  8;  I,  29,  1;  I,  49,  6.  Eisen.  R.-B.  1.  63; 
Rigisch  Ridderr.  49,  50.  Weisth.  v.  1304,  § 134.  Syst.  Scb.-R.  IV,  1,  16;- 
IV,  2,  58;  IV,  2,  9C  (Kulm  IV,  16,  100,  49).  Leobschiitzer  Recht  bei 
Bohmb  II,  S.  21.  Glogaucr  R.  112.  Goslar'sches  R.,  8.  17,  i«  f. ; 18,  s*  f. ; 
19,  is  f.  Stat.  v.  Höxter  v.  1376  über  die  Vormundschaft  bei  Gknoi.br, 
Stadtr.,  S.  203  f.  u.  s.  w.  — Stohhr,  Zur  Geschichte  des  Deutschen  Ver- 
tragsrechts (Leipzig  1855,  8°)  berührt  die  Haftpflicht  des  Vormunds  nur 
vorübergehend,  indem  er  sie  mit  der  des  Treuhänders  überhaupt  zu- 
sammenstellt  (S.  226  f.). 

»*)  Vgl.  § 10,  An m.  5 f.,  S.  122  f. 

13)  Vgl.  die  Citate  im  § 24,  S.  251  f. 
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Frau  gegen  den  Ehemann  wegen  ungetreuer  Verwaltung  ver- 
sagen, so  muss  sich  dies  nicht  minder  auf  die  Zeit  während 
als  auf  die  nach  der  Ehe  beziehen. 

Nur  mit  unserer  Auffassung  besteht  aber  auch  die  Dar- 
stellung der  erbrechtlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten  in  den 
Quellen  des  gemeinen  Sächsischen  Rechts.  Bei  der  Darstellung 
jener  wäre  der  dringendste  Anlass  gewesen,  die  Art  und  Weise, 
wie  das  bis  dahin  geeinigte  Gut  sich  zweit,  näher  anzugeben, 
wenn  die  Zweiung  selbst  nicht  geradehin,  sondern  nur  unter 
Bedingungen , Beschränkungen  und  Modificationen  vor  sich 
gegangen  wäre.  Aber  so  gewiss  alle  Sächsischen  Quellen  davon 
aasgehen,  dass  Ehegatten  blos  „to  irme  live“  ungezweit  Gut 
haben,  und  so  sicher  sie  voraussetzen  lassen,  dass  nach  Auflösung 
der  Ehe  jeder  wieder  das  Seinige  für  sich  hat,  sowenig  gehen 
sie  darauf  ein,  in  welchem  Maasse  diese  Aenderung  vor  sich 
geht.  Die  überall  in  ähnlicher  Weise  wiederkehrenden  Aus- 
sprüche über  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  M)  weisen  zwar  z.  Th. 
ausdrücklich  die  Grundstücke  der  Frau  deren  Erben  zu,  es 
geschieht  dies  aber  sichtlich  nur  zur  Hervorhebung  des  Ge- 
gensatzes gegen  den  Anfall  der  Fahrniss  an  den  Wittwcr, 
und  nur  insoweit  wird  der  Modus  der  Restitution  der  Lie- 
genschaften der  Frau  näher  erörtert,  als  das  Frucht-  und 
Nutzungsrecht  des  Mannes  in  Frage  kommt.  Bei  der  Darstellung 
der  durch  den  Tod  des  Mannes  herbeigeföhrten  Veränderungen 
werden  aber  überhaupt  nur  die  erbrechtlichen  Vortheile  der 
Wittwe  besprochen,  der  Rücknahme  des  Frauenguts  nicht  ein- 
mal ausdrücklich  gedacht  15).  Hier  wäre  doch  sichtlich  der 
dringendste  Anlass  gewesen,  dessen  zu  gedenken,  was  auch 
sonst  noch  aus  des  Mannes  Vermögen  der  Wittwe  zur  Er- 
gänzung und  Erstattung  des  Frauenguts  gebührte,  wenn  man 


M)  Stip.  III,  76,  2;  I,  31,  1.  Venn.  Ssp.  I,  20,  15;  I,  23,  1. 
Weisth.  v.  1235,  § 25;  v.  1304,  g 130.  Glogauer  Rechtst).  588.  Schspr. 
bei  Böhmk  VI,  S.  133,  bei  Wa88f.mchi.kbkn,  S.  101,  cap.  178  u.  s.  w. 

,&)  8np.  I,  20—  24 ; Venn.  Ssp.  I,  7.  8.  9.  10.  Rigisch  Ridderr.  20, 
28-32.  Weisth.  v.  1235,  g 26,  43.  44;  v.  1261,  g 58.  59;  v.  1304,  g 38- 
39.  40.  Weichbild  bei  v.  Daniels  22.  23.  24.  25.  26.  Stück  v.  Mustheil 
bei  Bbcns,  Beiträge,  S.  171  f.  u.  s.  w. 
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nach  dem  ganzen  System  hieran  hätte  denken  können.  Statt 
dessen  wird  mehrfach  hervorgehoben,  dass  ihr  ausser  ihren 
bekannten  erbrechtlichen  Vortheilen  aus  des  Mannes  Gute  gar 
nichts  weiter  zukomme,  wofern  ihr  nicht  eine  besondere  Ehe- 
beredung  etwas  verschaffe  1S).  Diese  ganze  Behandlung  der 
Sache  scheint  mir  überzeugender  für  die  obige  Ansicht  zu 
sprechen  als  einzelne,  ausdrückliche  Aussprüche  unserer 
Quellen.  Ganz  mangelt  es  aber  auch  an  diesen  nicht,  wenn 
sie  auch  das  Princip  nicht  allgemein  und  direct  aussprechen, 
sondern  mehr  in  einzelnen  Anwendungen  voraussetzen. 

Die  bei  Weitem  wichtigste  und  prägnanteste  Consequenz 
des  Princips  ist  die,  dass  der  Ehemann  das  von  ihm  veräus- 
serte  Frauengut  nicht  zu  erstatten  hat,  gleichviel,  ob  die 
Veräusserung  an  sich  gültig  oder  ungültig  war,  ob  sie  mit  oder 
ohne  Zustimmung  der  Frau  erfolgte,  ob  sie  an  sich  zweck- 
mässig und  motivirt  war,  oder  nicht.  Was  nun  zuvörderst 
die  Veräusserung  von  Fahrniss  anbelangt,  so  war  der  Ehemann 
zu  solcher,  wie  wir  gesehen  haben,  kraft  seiner  vormund- 
schaftlichen Gewalt  über  die  Frau  und  ihr  Gut  berechtigt  n), 
und  wenigstens  aus  dem  angeblichen  Mangel  an  dieser  Be- 
rechtigung lässt  sich  auf  seine  Erstattungspflicht  kein  Schluss 
ziehen  l8).  Eine  sehr  wesentliche  Unterstützung  gewinnt 
aber  gerade  auf  diesem  Punkt  unsere  Annahme  durch  die 
Behandlung,  welche  die  eingebraehten  Fungibilien  der  Frau 


*•*)  Glogauer  Kechtsb..  cap  3H : „Wen  eyn  man  gestirbit.  so  hat seyn 
wcyp  an  seyme  erbe  unde  gute  nicht  wenne  gerade,  her  bette  sy  denne 
mit  icbt  l>egabit  — .“  Weichbild  22,  § 3 a.  E.  — System.  Sch.-R.  IV,  2,  3“ 
(Kulm  IV,  30):  „Mag  abir  die  frawe  nicht  volkuinen  noch  lieweysen,  daz 
ir  icht  czu  niorgingabe  gelobit  sie  adir  ir  nicht  sy  und  ist  auch  nicht 
gcgebin  — — so  en  hat  sc  an  des  manncs  gute  nicht.“  Ebenso  Schspr. 
bei  Büumk  VI,  8.  107,  t.  Weisth.  v.  1304,  § 20. 

17)  Vgl.  oben  g 30,  S.  204  f. 

'S)  So  KttAt’T  II,  S.  473  — welcher  die  Unanfechtbarkeit  der  Ver 
äusserung  irrig  auf  das  Prineip  „ Hand  wahre  Hand  “ zurückfiihrt  und 
ilaran  die  Folgerung  knüpft,  dass  der  Mangel  der  Vindication  durch  die 
Erstattmigspflicht  des  Mannes  ersetzt  werde.  Ueber  diesen  Irrthum 
vgl.  oben  § 30  zu  Amn.  15  f.,  S.  205  f. 
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im  Sächsischen  Rechte  erfuhren.  Bei  ihnen  konnte  der  Natur 
der  Sache  nach  von  einer  Restitution  in  Natur  niemals  die  Rede 
sein,  sondern  immer  nur  von  einer  Erstattung  dem  Werthe  nach. 
So  sehr  diese  aber  auch  gerade  desswegen  durch  die  Billigkeit 
erheischt  zu  sein  schien , so  gewiss  ist  sie  doch  auch  hier  im 
Sächsischen  Recht  abgelehnt  worden.  Grade  für  den  zweifel- 
haftesten Fall  hat  es  die  unzweideutigsten  und  prägnantesten 
Zeugnisse  gegen  jede  Art  von  Erstattung  dem  Werthe  nach  Iy). 
Diese  letztere  muss  aber  auch  für  den  Fall  einer  Veräussenmg 
von  Grundstücken  aus  den  oben  dargelegten  allgemeinen  Grün- 
den abgelehnt  werden.  Allerdings  steht  die  Sache  hier  anders 
als  bei  Mobilien.  Der  Mann  konnte  Grundstücke  der  Frau 
ohne  ihren  Consens  nicht  wirksam  veräussern , sie  konnte  die- 
selben binnen  Jahr  und  Tag  vom  Dritten  vindiciren  *°).  Hatte 
sie  nun  consentirt,  so  entschied,  wie  die  Quellen  mannigfach 
bekunden  *') , über  den  etwaigen  Ersatz  lediglich  das  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende  Abkommen  der  Eheleute;  nicht 
einmal  der  Erlös  aus  der  Veräusserung  gebührte  ihr  ohne 
Weiteres  und  von  Rechtswegen , geschweige  ein  sonstwie 
erst  festzusetzendes  Aequivalent.  Hatte  sie  dagegen  nicht  con- 
sentirt, so  kam  ihr  zwar  binnen  Jahr  und  Tag  die  Vindi- 
cation  gegen  den  Erwerber  zu;  dass  ihr  aber  frei  gestanden 
hätte,  statt  dieser  den  Mann  auf  Ersatz  in  Anspruch  zu  neh- 
men. dass  ihr  dies  namentlich  dann  freigestanden  hätte,  wenn  sie 
sich  an  ihrer  Yindication  verschwieg  **) , das  lässt  sich  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Restitution  ihres  Guts 
nicht  annehmen 88 *).  Und  wenigstens  ein  ausdrückliches  Zeug- 


19)  Vgl.  oben  § 22,  8.  225  f. 

*<•)  Vgl.  oben  § 31. 

*»)  Vgl.  oben  § 27,  8.  273  f. 

**)  Wie  die»  in  andern  Verhältnissen  allerdings  Rechten»,  vgl.  Sehspr. ' 
bei  Wasskhschlkben,  S.  22t),  cap.  74;  S.  244.  cap.  OH  a.  E. 

Ein  einziges  Zeugnis»  für  die»e  Annahme  ist  jetzt  allerdings 
von  v.  Mautitz  8.  292  f.  initgetheilt  worden  aus  dem  ungedruckten 
Cod.  Lips. 945 e, fol.  79:  „Oft  ein  frowe  »tande  eigen  und  liggeude  gründe 
hadde  — — der  mach  der  man  sunder  ereil  willen  nicht  vorkopen  noch 
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niss,  und  ein  solches,  welches  alle  Arten  von  Veräusserungen 
der  Immobilien  und  Mobilien  gleichmäßig  umfasst,  und  also 
grade  die  wichtigste  Partie  der  ganzen  Restitutionsfrage  betrifft, 
steht  hier  zu  Gebote.  Es  gehört  zwar  den  sogenannten  Drit- 
theilsrechtcn  an  **) ; da  dieselben  indessen,  wie  sich  ergeben 
wird,  insoweit  völlig  mit  dem  gemeinen  Sächsischen  Rechte 
stimmen,  als  nicht  die  abweichende  Erbfolgeordnung  Modifica- 
tionen  von  selbst  mit  sich  führt,  so  hat  jene  Stelle  auch  für 
das  gemeine  Recht  mehr  Bedeutung  als  sonst  Zeugnissen  des 
Partieularrechts  zukommt.  Die  Drittheilsrechte  vergönnen  der 
Wittwe  die  Rücknahme  der  Illaten  nur  in  dem  Falle,  da  der 
Mann  schon  in  zweiter  Ehe  steht  und  ersteheliche  Kinder  hat. 
Von  dieser  Rücknahme  der  Illaten  neben  dem  Wittwendrittel 
und  dem  Erbrecht  der  Kinder  beider  Ehen  handelt  der  Ver- 
mehrte Sachsenspiegel  I,  o,  5 und  schliesst,  nachdem  er  von 
dem  Beweis  des  Einbringens  an  Fahmiss  und  Grundstücken 
gesprochen  , mit  folgender  Bestimmung : 

„ Were  ahir  der  fruwen  gutes  icht  vorkouft  by  des 
mannes  leben,  adder  sins  ersten  gutes,  do  en  had 
widder  dy  fruwe  noch  dy  ersten  kinder  keyne 
erstatunge  an.“ 


vorsetten  edder  besweren.  Weret  over,  dat  de  man  cre  guder  beswerde 
edder  vorsettede  und  storve,  so  scolen  de  erven  wedder  vrien  van  dem 
erve,  dat  sc  van  dem  manne  neiuen,  so  veme  alse  dat  reket  — “ und 
weiter:  „(Des  Mannes  Erben  sind]  de  500  mark,  de  juwe  vorstorvene  mau 
ane  juwen  weten  und  willen  up  juwe  angestorven  «tende  eigen,  gründe 
und  guder  genomen  unde  beawert,  wedderunie  to  fugende  edder  an  erem 
dele  aftorckendc  »culdich  und  verpflichtet.“  Ich  halte  indessen  fiir  unzu- 
lässig, aus  diesem  augenscheinlich  jungem  Sch.-U.  ein  Princip  zu  folgern, 
das,  wenn  eB  dem  Sächsischen  Rechte  ursprünglich  eigen  gewesen  wäre, 
gewiss  auch  die  altem  Quellen  zu  eingehender  Behandlung  hätte  nöthigen 
müssen;  aus  dem  Sch.-U.  in  den  Magdeburger  Fragen  1,  4,  8,  aber  per 
argumentum  e contrario  auf  ersteres  zu  schliessen,  bleibt  um  so  misslicher, 
als  in  dem  dort  mitgetheiltcn  Falle  der  eigentliche  Zweifel  darin  beruht 
zu  haben  scheint,  ob  die  Frau  einseitig  zur  Verpfändung  consentiren 
konnte,  oder  ob  die  Mutter  noch  mit  ihr  in  ungeteilter  Were  sass  und 
auch  kraft  eignen  Rechts  der  Verpfändung  widersprechen  resp.  Ersatz 
fordern  konnte. 

*s)  Vgl.  unten. 
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Die  Stelle,  welche  nicht  einmal  erwähnt,  von  wem  die 
Veräusserung  vorgenommen  worden  ist,  vom  Manne,  von  der 
Frau  oder  von  beiden  gemeinsam,  bestimmt  nichts  über  die 
Dispositionsrechte  des  Mannes,  über  deren  Umfang  und  Be- 
schränkungen, nichts  auch  über  die  Rechte  der  Frau  dem 
dritten  Erwerber  gegenüber,  und  unterscheidet  nicht,  ob  die 
Veräusserung  im  Verhältniss  zu  diesem  Dritten  revocabel  ist 
oder  nicht.  Das  aber  setzt  sie  in  der  allgemeinsten  und  ent- 
schiedensten Weise  fest,  dass  der  Mann  für  Veräusserungen 
von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Frauengut , welche  wäh- 
rend der  Ehe  vorgenommen  worden  sind , von  wem  und  in 
welcher  Weise  sie  auch  immerhin  vorgenommen  sein  mögen, 
bei  dem  Rückfall  des  Frauenguts  Erstattung  nicht  zu  leisten 
braucht.  Sie  bestätigt  für  den  Fall  der  Veräusserungen  — 
den  Hauptfall  — unser  oben  nachgewiesenes  Princip  in  allge- 
meinster und  direktester  Weise  *4).  Dasselbe  Resultat  liefern 


**)  Kraut  II,  S.  469  f.  versucht  die  Beweiskraft  der  Stelle  zu  brechen, 
indem  er  subintelligiren  will,  die  Veräusserung  sei  mitConsens  der  Frau 
erfolgt.  Für  diese  Voraussetzung  fehlt  aber  jeder  Anhalt  in  der  Stelle 
selbst,  und  da  sie  sich  auch  auf  Fahmiss  bezieht,  jedes  Motiv.  Zwar 
ist  auch  nach  dem  gemeinen  Drittheilsrecht  die  einseitige  Veräusserung 
von  Liegenschaften  der  Frau  revocabel,  aber  das  verneint  auch  unsere 
Stelle  nicht,  indem  sie  diese  Frage  überhaupt  nicht  berührt,  ihren  Satz 
vielmehr  schlechthin  aufstellt,  mag  die  Frau  consentirt  haben  oder  nicht, 
»ich  an  der  Rcvocation  verschwiegen  haben  oder  nicht.  Ganz  unzulässig 
scheint  mir  aber  Kraut'»  Berufung  auf  die  Fassung,  die  der  Abschnitt 
in  dem  Eisenacher  Rechts  buch  I,  23  erhalten  hat.  Der  Verm.  Ssp.  I,  5,  5 
ist  in  letzteres  I,  18,  22  a.  E.  und  23  aufgenommen,  dazwischen  aber 
überall  das  Eisenacher  Stadtrecht  eingefioebten  worden  (I,  19.  2t).  21. 
22  a.  A.).  Nun  wich  dieses  aber  grade  auf  dem  hier  fraglichen  Funkte 
wesentlich  von  den  Orittheilsrechten  ab,  indem  es  eine  strenge  Verfangen- 
schaft  ordnete.  Nach  diesem  Princip  schlossen  die  erstehelichen  Kinder 
die  zweiten  bei  der  Erbfolge  in  die  Immobilien,  welche  beide  Gatten  schon 
z.  Z.  der  ersten  Ehe  besessen,  aus,  und  das  Eisen. -Rechtsb.  ändert  dem 
entsprechend  den  Eingang  des  Verm.  Ssp.  I,  5,  5 in  das  Gegcntheil  um. 
Ebenso  konnte  der  Wittwcr  über  die  Immobilien  des  „ersten“  üesamt- 
guts  nicht  ohne  Consens  der  ersten  Kinder  disponiren.  Da  nun  der  Ver- 
fasser des  Eisenacher  Rechtsbuclis  durch  den  Schluss  des  Verm.  Ssp.  I,  5,  5 
im  Sinne  seines  Rechts  eine  entgegengesetzte  Auffassung  indicirt  glaubte, 
sofern  er  sich  auf  Immobilien  bezog,  so  passte  er  ihn  seinem  System 
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aber  auch , und  zwar , soweit  ich  sehe,  in  ausnahmsloser  Ueber- 
einstimmung , und  dessbalb  selbst  für  die  Anschauung  des 
gemeinen  Rechts  entscheidend,  sämmtliche  Sächsische  Parti- 
cularrechte.  Zwar  ist  bei  ihrer  Erbordnung  die  ganze  Resti- 
tutionsfrage meist  auf  den  Fall,  wo  eine  unbeerbte  oder  eine 
zweite  Ehe  sich  löst,  beschränkt.  Aber  nicht  nur  wird,  wie 
wir  sehen  werden,  auch  für  diesen  eine  Ersatzpflicbt  des 
Mannes  nirgends  geordnet,  sondern  solche  in  nicht  wenigen, 
mindestens  soweit  es  sich  um  Veräusserung  von  Fahrniss  der 
Frau  handelt,  ausdrücklich  ausgeschlossen  “).  Ist  von  einer 
Verpflichtung  des  Mannes  zum  Ersatz  für  veräussertes  Frauen- 
gut überall  nicht  die  Rede,  so  kann  noch  weniger  an  einen 
Ersatz  für  dasjenige  gedacht  werden,  woran  der  Mann  nur 
obligatorisch  die  Ausübung  der  Rechte  an  Andre  übertragen, 
oder  was  er  während  der  Ehe  aufgewendet,  verbraucht,  abge- 
nutzt oder  gar  nur  durch  Zufall  oder  Handlungen  Dritter  ganz 


durch  Einschaltung  der  Worte  „mit  der  kindir  willin“  an.  Diese  ganz 
bewusste  und  genetisch  erklärbare  Abänderung  führte  ihn  aber  auch 
dahin,  der  Frau  C'onscns  ausdrücklich  zu  erwähnen,  indem  er  statt  der 
Frage  nach  der  Erstattung  des  Guts  die  nach  der  Rechtsbeständigkeit 
der  Veräusserung  zur  Entscheidung  zog.  Ebenso  behandelt  Purgolkt  in 
seinem  Rechtsbuch  I,  63  u.  63  die  Stelle,  nur  dass  er  sie  — was  das 
Eisenacher  Rechtsbuch  nur  tac,itc  thut  — ganz  ausdrücklich  blos  auf 
Immobilien  beschränkt.  Es  leuchtet  ein , dass  ein  Schluss  auf  den  ur- 
sprünglichen Sinn  des  Abschnitt«  im  Venu.  Ssp.  aus  diesen  bewusst 
und  absichtlich  modificirten , einem  völlig  andern  System  angepassten 
Restimmungen , ungeachtet  sic  nur  Pubooldt  ausdrücklich  als  particu- 
lares  Eisenacher  Stadtrecht  bezeichnet , das  Eisenacher  Rechtsbuch  sie 
dagegen  (offenbar  missverständlich)  für  Landrecht  ansgiebt,  schlechthin 
unzulässig  erscheint.  — Auch  Geubkb  (§  226,  Anm.  8)  lehnt  schon  die 
KevrT’sche  Erklärung  ausdrücklich  ab. 

So  im  Lüb'schen,  Hamburger,  Lüneburger,  Erfurter,  Amstädter. 
Das  Goslar'sche  Recht  hat  keine  ausdrückliche  Bestimmung.  Denn  die 
anf  das  „inghedhöme“  bezügliche  Glausei  „wat  des  dar  is“  (S.  11,  «) 
beweist  für  unsere  Frage  nichts,  weil  das  Recht  auf  das  „inghedöme“ 
im  Goslar’schen  Recht  eine  mortis  causa  capto  ist,  das  die  Stelle  der 
Wittwengerade  vertritt.  Noch  weniger  kann  aus  der  Weglassung  dieser 
Glausel  bei  der  Reception  der  Stelle  in  den  Verm.  Ssp.  I,  23,  5 gefolgert 
werden  — wie  Kraut  II,  8.  471  unternimmt. 
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oder  theilweise  eingeböast  hat.  Zwar  fehlt  ea  hiefür  au  aus- 
drücklichen  Zeugniasen  *8),  ea  handelt  aich  hierbei  aber  gewiss 
uni  einen  Schluss  « majore  ml  minus.  Dies  letztere  lässt 
sich  nun  zwar  für  den  Fall  nicht  behaupten,  wo  der  Verlust 
oder  Schade  durch  des  Mannes  Verschulden,  vielleicht  gar 
durch  seinen  dolus  eingetreten  ist.  Aber  selbst  eine  Verant- 
wortlichkeit ftir  einen  höhern  oder  geringeren  örad  von  Ver- 
schuldung wird  nirgends  auch  nur  angedeutet  und  die  für  daa 
Princip  angeführten  allgemeinen  Gründe  lassen  auch  aie  nicht 
voraussetzen.  Für  keinen  Act  seiner  Verwaltung  ist  der  Mann 
verantwortlich ; wie  das  Gut  durch  dieselbe  im  Laufe  der  Jahre 
geworden  ist,  so  füllt  es  zurück,  vermindert  oder  vermehrt, 
verschlechtert  oder  gebessert.  Es  ist  nicht  eine  neue , sondern 
die  alte  Auffassung , wenn  die  Glosse  zum  Göflitzer  Landrecht 
45  § 9 zur  Hervorhebung  des  Gegensatzes  von  Geschlechts- 
und ehelicher  Vormundschaft  bemerkt: 

„ — meide  — — mugen  ir  gut  gebin,  wem  si 
wollen,  dorum  daz  ir  Vormunde  mit  in  czu  schadin 
nicht  stet,  elicher  weibe  Vormunde  stet  abir  mit  in 
(sinnlos:  irm  manne)  in  ebinture  uf  schade  und 
uf  gewin“  *6»), 

und  es  ist  nicht  particulär,  sondern  gilt  allgemein  im  Säch- 
sischen System  was  die  Hamburg-Lüb'schen  Statuten  sagen: 

„ — de  vrouwe  schall  nemen  tovoren  er  gud  up,  dat 
se  to  eme  brocht  hefft  uude  sind  ere  kledere  offte  er 


*8)  Nur  oine  Analogie,  aber  m.  E.  eine  sichere  bietet  der  Schspr.  bei 
Wassf.rschi.ebf.n,  8.  109,  cap.  214,  wo  ein  Mann  das  ungezweite  falirende 
und  liegende  Out  seiner  Krau  und  seiner  Schwiegermutter  „manch  jar" 
verwaltete,  „alzo  das  sich  die  varnde  habe  mancliirley  rorwandilte 
nach  seinem  Tode  aber  der  Schwiegermutter  ihre  Quote  „an  dem  erbe 
und  an  der  vamden  habe  bleybt,  sie  zint  bessir  adir  ergir  worden  “.  Was 
von  der  Quote  der  Schwiegermutter  gilt,  muss  um  so  gewisser  von  der 
der  Krau  gelten.  In  einem  andern  Falle  (eltend.,  S.  117,  cap.  242)  wird 
der  Krau  sogar  der  Anspruch  auf  Ersatz  einer  Oeldsumnie,  die  sie  aus 
ihrem  Einhandsgut  im  Interesse  des  Mannes  aufgewendet,  nachdem  beide 
von  Tisch  und  Bett  geschieden  worden,  versagt. 

**>*)  Vgl.  die  ganze  Stelle  oben  § 10,  Amn.  8,  S.  123. 
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erve  otffce  husgedinghe  wat  geergeret,  schade  ere.  Unde 
Ls  et  wat  gebeteret , vroine  ere.  “ s7) 

Dein  entspricht  es  nun  vollkommen , ja  stellt  in  Wahrheit 
nur  das  Princip  in  seiner  Anwendung  nach  der  andern  Seite 
hin  dar,  dass  der  Mann  auch  seines  Orts  keinen  Anspruch 
auf  Vergütung  desjenigen  hat,  was  er  während  stehender  Ehe 
auf  die  Erhaltung  und  Verwaltung  des  Vermögens  seiner  Frau 
verwendet  hat.  Rücksichtlich  des  Aufwands  an  Mühe  und 
Arbeit,  sowie  an  Kosten  für  die  laufende  Verwaltung  versteht 
sich  der  Satz  von  selber,  da  nach  Sächsischer  Anschauung 
Arbeit  und  Fruchtgenuss  überhaupt  in  Wechselbezug  stehen, 
namentlich  der  Ehemann  die  Früchte  soweit  zieht,  als  er  sie 
.erarbeitet  hat88).  Aber  auch  von  dieser  Beziehung  ganz  abgesehen 
kommt  ihm  (resp.  seinen  Erben)  für  keinerlei  Aufwand  zu 
Gunsten  des  Frauenguts  eine  Vergütung  aus  diesem  zu  **). 
Was  das  Glogauer  Rechtsbuch  ganz  allgemein  als  Grundsatz 
hinstellt : 
cap.  160: 

„Ap  eyn  man  eyn  weip  nympt,  dy  erblich  gut  hat, 
wurde  daz  erbe  gebessert  von  dem  manne,  storbe  her 
(nicht)  domach , dy  erben  mochten  der  frawen  der  bes- 
serunge  nichtis  nicht  angewinnen“, 
wird  auch  in  einzelnen  Anwendungen  bestätigt  *°).  Als  solche 


*1)  Hamburger  Stadtrecht  von  1270  UI,  10.  Lüb'sches  Stadtr.  bei 
Hach  II,  13. 

*8)  Vgl.  unten  Anm.  37  f. 

*9)  Vgl.  Svdow,  Erbr.,  Anm.  822. 

s°)  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  132,  t und  Wassers (ni.EmtN,  S.  97, 
cap.  158,  wo  die  Erben  des  Mannes  auch  mit  dem  Anspruch  auf  Er- 
stattung des  zum  Wiederaufbau  de«  Hauses  seiner  Frau  aufgewendeten 
Ueldes  abgewiesen  werden.  Auch  in  dem  ebend.,  S.  202,  cap.  62,  darge- 
stellten Falle  giebt  dem  Wittwer  nur  sein  Widerspruchsrecht  als  nächster 
Erbe  seiner  Kinder  die  Möglichkeit,  sich  für  den  Aufwand  schadlos  zu 
halten,  den  er  gehabt  hat,  um  in  rechter  Vormundschaft  seiner  Frau  ihr 
Haus  und  Hof  „ zu  bauen , zu  bessern  und  von  einem  Pfände  zu  lösen“. 
— Das  Lüneburger  Stat.  bei  Kbact  72  (S.  72)  spricht  von  dem  Aufwand 
des  Mannes,  ohne  die  Ersatzfrage  zu  berühren.  — Auch  der  Schspr.  bei 
Wasserschukbrn,  S.  200  f.,  cap.  61  ist  wohl  nicht  entgegen.  Allerdings 
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muss  auch  der  Rechtssatz  erscheinen , den  das  System.  Schöffen- 
Recht  S1)  dahin  formulirt : 

„ Machit  evnis  mannis  elich  weip  schult  mit  des  mannis 
wissintschaft  adir  ane  syne  wissinschaft  und  be- 
czalt  der  man  di  schult,  dorumme  mag  her  di  vrauwe 
vor  gerichte  nicht  beclagin  noch  ansprechin“; 
denn  die  Bezahlung  einer  Schuld  der  Frau  musste  doch  auch 
dem  Deutschen  Recht  als  eine  Aufwendung  für  ihr  Vermögen 
erscheinen. 

Mit  der  Beendigung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines  Gatten 
löst  sich  also  das  „to  irme  live  ungetveiete  gud“  wieder  in 
seine  ursprünglichen  Bestandtheile.  Diese  Zweiung  erfolgt 
in  der  Weise,  dass,  während  sie  die  rechtliche  Lage  des  ehe- 
männlichen Vermögens  unberührt  lässt,  das  Frauengut  in  Na- 
tur und  so,  wie  es  sich  augenblicklich  befindet,  an  die  Frau 
resp.  ihre  Erben , letztem  Falls  vorbehaltlich  der  erbrechtlichen 
Vortheile  des  Wittwers,  zurückfällt.  Ein  Ersatz  für  nicht 
mehr  vorhandenes  oder  beschädigtes  Gut  findet  nicht  statt. 
Für  eine  Sicherstellung  der  Frau  oder  ihrer  Erben  wegen 
solcher  Ersatzansprüche  fehlt  es  daher  diesem  System  gänz- 
lich an  Raum.  Kein  Sächsisches  Recht  gedenkt  derartiger 
Sicherungsmittel , so  geläufig  ihm  solche  sonst  bei  vertrags- 
mässiger  Feststellung  der  Restitution  sind  S2).  Das  Recht  auf 
das  in  Natur  vorhandene  Frauengut  aber  ist  durch  die  ganze 
Ordnung  der  Dinge  von  selbst  gesichert.  Mit  dem  Erlöschen 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  lebt  die  Gewere  der 


wird  hier  des  Mannes  Erben  ein  gegen  einen  Weinberg  der  Frau  unter 
Daraufgabe  einer  dem  Manne  gehörigen  Geldsumme  eingetauschter  Hof 
ab-,  dagegen  das  darauf  gelegte  Geld  zugesprochen.  Diese  Daraufgabe 
mochte  indessen  hier  nicht  im  Lichte  einer  Aufwendung  erscheinen, 
sondern  der  Mann  als  miterwerbend  angesehen  und  darum  seinen  Erben 
der  Ersatzanspruch  vergönnt  werden.  Es  handelte  sich  nicht  um  Ver- 
gütung von  Impensen , sondern  um  Scheidung  gemeinschaftlichen  Ver- 
mögens. (Der  Schspr.  ebend.  S.  232,  cap.  77  spricht  dagegen  überhaupt 
nicht  von  Eheleuten.)  Etwas  a.  M.  ist  v.  Martitz  S.  298  f. 

«)  III,  2,  95.  Kulm  UI,  126. 

99)  Nur  im  Lüb'schen  Recht  kommt  für  Ausnahmefälle  eine  Sicher- 
stellung der  Frau  vor. 

Agrieola,  Gewere  «.  i.  V.  22 
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Frau  ipso  jure  zu  neuer  Wirksamkeit  auf.  Der  Wittwe  selbst 
gewährt  ihr  Besitz  schon  die  genügende  Sicherheit  für  ihre 
Rechte , dergestalt , dass  umgekehrt  sogar  Sicherungsmittel  für 
die  Erben  des  Manns  gegen  etwaige  Eingriffe  von  ihrer  Seite 
geboten  erscheinen  s3).  Ihr  kommt  die  Gunst  des  Dreissigsten 
zur  Vorbereitung  der  Zweiung  des  Vermögens  zu  Gute M). 
Aber  auch  ihre  Erben  bedurften,  wenn  die  Ehe  durch  Tod 
der  Frau  endete,  keiner  besondem  Garantie  für  die  Natural- 
Restitution.  Ihre  Rechte  betreffen  — abgesehen  von  der  Niftel- 
gerade, für  die  gewisse,  nicht  hieher  gehörige  Vorkehrungen 
getroffen  waren  — nur  Grundstücke  and  das  Recht  auf  diese 
war  durch  ihre  erbschaftliche  Gewere  und  ihr  Revocations- 
recht  hinreichend  gedeckt  So  bleibt  der  Frau  resp.  deren 
Erben  im  Falle  der  Bestreitung  nur  die  Sorge  für  den  Be- 
weis ihres  Eigenthums  und  für  diesen  ist  wenigstens  die 
Wittwe  in  der  günstigen  Lage  der  Besitzerin  “).  Im  Ganzen 
gelten  die  allgemeinen  Beweisgrundsätze  M). 

Endlich  wiederholt  sich  unser  Princip  auch  in  den  Be- 
stimmungen über  die  zeitlichen  Grenzen  des  Frucht-  und 
Nutzungsrechts  des  Ehemanns,  also  seiner  Gewere  in  ihrer 
zweiten  Bethätigung  3S").  Der  Augenblick  der  Zweiung  des 
Guts  wird  auch  in  dieser  Richtung  entscheidend.  Alle  Früchte, 
die  der  Mann  bis  dahin  aus-  dem  Vermögen  seiner  Frau  be- 
zogen, gebühren  und  verbleiben  ihm,  alle  noch  nicht  erwor- 

33)  Er  kann  zur  Verhütung  solcher  zu  ihr  bis  zur  Zweiung  in  das 
Gut  fahren:  Ssp.  I,  22,  1.  Rigisch  Ridderr.  20.  Schspr.  bei  Wassebsch- 
leben  8.  418,  cap.  74.  Hamburger  Stat.  v.  1270  III,  14;  v.  1292, 
E.  13;  v.  1497  I,  13  u.  «.  w.  Vgl.  oben  § 19,  Amn.  12. 

3«)  Vgl.  vorige  Anm.  und  die  erschöpfende  Abhandlung  über  den 
Dreissigsten  v.  Homkyeu  in  den  Abhandl.  der  Berliner  Akademie  von 
1864,  8.  165  f.  Ferner  v.  Sydow,  Erbrecht,  Anm.  985  f. 

35)  Eine  Analogie  bietet  die  Bestimmung  des  Ssp.  I,  20,  § 4,  7. 

SS)  Vgl.  Verm.  Ssp.  I,  5,  5.  Lüneburger  Stadtr.  bei  Uralt,  S.  70  f., 
cap.  67.  Lüb'sches  Stadtr.  II,  13.  lieber  die  eigenthümlichen  Präsum- 
tionen des  Lüb'schen  Rechts  vgl.  unten. 

36»)  v.  Mahtitz,  8.  116  f.  (anders  jedoch  8.  298)  reducirt  das 
Recht  des  Mannes  an  den  naturalen  und  civilen  Früchten  völlig  auf  sein 
und  seiner  Erben  Recht  an  der  gesamten  Fahrn  iss ; vgl.  dagegen  oben 
§ 26,  Anm.  15  f. 


Digitized  by  Google 


Kein  Ersatz  für  die  gezognen  Früchte. 


339 


benen  feilen  der  Frau  resp.  deren  Erben  zu.  Bei  den  fruetus 
eiviles  entscheidet  also,  ob  der  Verfalltag  vor  oder  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  fallt 5J)  und  der  Verfalltag  ist  entweder  von 
Rechtswegen  oder  vertragsmässig  bestimmt S8).  Bei  den  natu- 
ralen Früchten  von  Grundstücken  kreuzt  sich  aber  unser  Prin- 
cip  in  etwas  mit  dem,  welches  in  Sachsen  über  den  Erwerb 
solcher  Früchte  gilt  und  dies  erzeugt  gewisse  Modificationen 
beider  *®).  Für  erworben  gelten  nämlich  nach  Sächsischem 
Rechte  schon  diejenigen  Früchte,  für  welche  die  erforderliche 
Arbeit  gethan  ist,  die  verdient  sind,  mögen  Bie  percipirt 
sein  oder  nicht.  Die  Perception  — also  die  Aberntung  — 
war  dem  Bearbeiter  auch  noch  nach  dem  kritischen  Momente 
rerstattet , wiewohl  nur  gegen  Entschädigung  des  Eigen- 
thümers  durch  Zahlung  eines  entsprechenden  Zinses  — und 
zwar  gilt  die  Arbeit  für  gethan  durch  die  Aussaat:  bei  Feld- 
früchten, wenn  die  Egge  das  Land  bestrichen,  bei  Garten- 
früchten , wenn  die  Saat  eingeharkt  ist 40).  Demgemäss  ist  auch 
der  Ehemann  befugt,  wenn  er  nur  in  stehender  Ehe  diese 
Arbeit  gethan,  auch  nach  der  Zweiung  des  Guts  die  Früchte 
als  sein  Eigenthum  zu  ernten.  Er  steht  aber  noch  günstiger  als 
ein  andrer  Besitzer.  Bei  ihm  gilt  die  Arbeit  für  gethan,  so- 
bald er  nur  den  Acker  mit  dem  Pfluge  bestellt  hat,  und 
wenn  er  auch  nur  die  Aussaat  vollendet  hatte,  braucht  er  den 
Erben  der  Frau  den  sonst  schuldigen  Zins  nicht  zu  entrichten 41). 


*‘)  Ssp.  I,  76,  5.  Vorm.  Ssp.  I,  23,  1.  ßig.  Ridder.  232.  Syst. 
Sch.-R.  IV,  1,  24.  Auch  bezüglich  der  Kapitalzinsen  vgl.  Schspr.  hei 
W.is3EHscni.KHE.N,  S.  212  a.  E. 

38)  Ssp.  II,  58,  2.  Verm.  Ssp.  Et,  5,  1.  Schspr.  bei  Wassebsch- 
t.EBEN,  S.  231,  cap.  76. 

39|  Eine  ähnliche  Erscheinung  begegnet  bei  der  Separation  des  Lehns 
vom  Allod,  wenn  der  Herr  die  Lehnsronnundschaft  hatte.  Vgl.  Ssp. 
II,  58,  3.  Dazu  v.  Syuow,  Erbrecht,  Aum.  1010.  Homeykb,  Ssp.  II,  2, 
S.  525. 

“)  Ssp.  II,  46,  3;  II,  58,  2. 

41)  Ssp.  III,  76,  § 3 u.  4.  Verm.  Ssp.  I,  23,  2.  Rigisch  Ridderr.  232. 
Vgl.  Schspr.  bei  Wasskksiiu.kkl.n,  S.  231,  cap.  76.  — Vgl.  d.  Schspr. 
in  dessen  Princip  der  Erbfolge,  S.  181. 

22* 
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Resultat. 


Die  Quellen  reden  nur  von  dem  Hechte  des  überlebenden 
Mannes.  Dasselbe  stand  aber  auch  wohl  seinen  Erben  zu, 
wenn  die  Frau  ihn  überlebte.  Die  Ratio  war  dieselbe 4!). 
Dagegen  bleiben  die  Früchte  von  des  Mannes  Gütern  von  der 
Restitutionsfrage  selbstverständlich  ebenso  unberührt  als  die 
Güter  selbst  **). 

Erst  diese  Behandlung  der  Restitution  des  Frauenguts  Sei- 
tens unserer  Quellen  lässt  uns  das  Sächsische  eheliche  Güter- 
recht in  seinem  wahren  Lichte  erscheinen.  Sie  bewährt,  dass 
ersteres  als  eine  Gesamtheit  in  die  Gewere  des  Mannes  ein- 
und  wieder  heraustritt.  Sie  zeigt  die  Gewalt  des  Mannes, 
die  auch  durch  keine  nachträgliche  Verantwortung  beschränkt 
ist,  in  ihrer  ganzen  Selbstständigkeit  und  Energie.  Sie  zeigt, 
wie  ernstlich  man  die  Ungezweitheit  des  Guts  nahm,  unge- 
achtet man  sie  principiell  das  Recht  an  der  Substanz  nicht 
alteriren  liess.  Sie  zeigt,  wie  nahe  es  den  städtischen  Par- 
ticularrechten  gelegt  war , überhaupt  von  einer  Auflösung  des 
Guts  nach  seinem  Ursprung  zu  abstrahiren.  Sie  erregt  aber 
allerdings  auch  das  Bedenken,  wie  man  zur  Ermöglichung 
einer  einheitlichen  Wirthschaft  während  der  Ehe  unter  der 
freisten  Leitung  des  Mannes  auch  die  Substanz  des  Frauen- 
guts für  die  Zeit  nach  der  Ehe  so  gefährden  lassen  konnte. 
Dieses  Bedenken  schwindet  indessen  wesentlich,  wenn  man 
in  Betracht  zieht,  wie  diese  ganze  Ordnung  der  Dinge 
ihren  Abschluss  erst  erhält  durch  die  erbrechtliche  Stel- 
lung der  Wittwe  und  wie,  soweit  auch  diese  nicht  aus- 
reicht, die  GewohnheTt  vertragsmässiger  Regelung  gerade 
bei  der  Restitutionsfrage  aushalf , auf  welche  sich  weit- 
aus der  grössere  Theil  der  Eheberedungen  zumal  in  ihren 
jüngeren  Formen  bezog.  Obwohl  wir  diese  ergänzenden  Insti- 
tute erst  später  ira  Detail  betrachten , bedarf  doch  gerade  ihre 


**)  Wenigstens  dass  die  Frau  sonst  die  Arbeit  des  Mannes  lucrirt, 
lässt  sich  hier  eben  nicht  mit  v.  Sydow,  Erbr.  (Anm.  1012)  und 
v.  Maktitz  (S.  119,  Anm.  7)  ohne  Weitres  entgegcnhalten. 

13 j VgL  Schspr.  bei  Wasskrschlebbn,  S.  207,  cap.  65». 
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Beziehung  zur  Restitution  schon  jetzt  einer  Erwägung,  um 
das  ganze  System  gerecht  und  abschliessend  würdigen  zu 
können. 


§ 34. 


Die  Ergänzung  des  Prlneips  der  Restitution  durch  die  Ordnung 
des  ehelicheu  Giiterrechts  Ton  Todeswegen. 


Der  Ehemann  ist  also  nicht  verantwortlich  dafür,  dass  das 
Gut  seiner  Frau  in  dem  Umfang  und  Werth  restituirt  wird, 
in  welchem  er  es  empfangen  hat.  In  keiner  Beziehung  haftet 
er  für  die  Recht-  und  Ordnungsmässigkeit  seiner  Verwaltung 
und  Disposition.  Selbst  für  das  zu  Unrecht  veräusserte  liegende 
Gut  ist  er  nicht  ersatzpflichtig,  sondern  die  Frau  auf  das  Re- 
vocationsrecht  dem  dritten  Besitzer  gegenüber  beschränkt.  Mit 
dieser  freilich  wesentlichen  Ausnahme  hat  seine  Disposition 
keine  formelle  Schranke  und  kein  Hindemiss  steht  dem  Miss- 
brauche seiner  Gewalt  entgegen.  Die  Frau  stellt  ihr  Ein- 
bringen dem  Manne  zur  Verfügung  wie  sie  ihm  ja  noch  hö- 
here und  kostbarere  Güter  anvertraut.  Sitte  und  Sittlichkeit 
müssen  das  Recht  ergänzen,  wenn  nicht  Verträge  besondere 
Schutzmittel  gegen  den  Missbrauch  der  Freiheit  gewähren. 
Von  einem  solchen  sah  das  Recht  ab,  und  schloss  seine 
Möglichkeit  in  ausserordentlichen  Fällen  nicht  aus,  weil  es 
damit  auch  für  den  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  die  Frei- 
heit beengt  und  gefährdet  hätte.  Eine  solche  musste  aber 
dem  Manne  vergönnt  bleiben , wenn  man  mit  der  Unge- 
zweitheit  des  Guts  zum  Zwecke  einer  einheitlichen  Wirth- 
schaft  Emst  machen  wollte.  In  dieser  Tendenz  gab  man  ihm 
in  der  Sphäre  der  regelmässigen  Verwaltung  im  Wesentlichen 
dieselbe  Stellung  zum  Gute  der  Frau  wie  zu  seinem  eignen, 
und  beschränkte  ihn  auch  nicht  durch  eine  Verantwort- 
lichkeit, wie  er  sie  rücksichtlich  des  letzteren  selbstver- 
ständlich nicht  trug.  Aber  man  gab  ihm  diese  freie  Stellung 
doch  nur  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft 
und  nur  auf  die  Dauer  der  Ehe.  Führte  daher  dieser 


Digitized  by  Google 


342  Betheiligung  der  Frau  an  den  Resultaten  der  Wirthsehaft. 

Gedanke  einerseits  zur  Ausschliessung  jeder  nachträglichen  Re- 
cherche über  die  Ordnungsmässigkeit  der  Verwaltung  und  jeder 
Verantwortlichkeit  des  Mannes,  so  leitete  dieselbe  Tendenz 
andrerseits  dahin , die  Frau  auch  an  den  vorteilhaften  und 
günstigen  Resultaten  der  Bewirtschaftung  ihres  Guts  durch  den 
Mann  teilnehmen  zu  lassen.  So  kommen  ihr  denn,  ohne  Ver- 
pflichtung zum  Ersatz,  all’  die  Aufwendungen  zn  Gute,  welche 
der  Mann  während  der  Ehe  zur  Erhaltung,  Besserung  und  Werth- 
erhöhung ihres  Guts  gemacht  hatte.  Diese  Gunst  konnte  aber 
freilich  nur  in  Betracht  kommen,  wenn  und  soweit  der  Ge- 
genstand des  Einbringens  überhaupt  noch  in  Natur  vorhanden 
und  im  Besitz  der  Eheleute  war,  wie  dies  nur  bei  den  Lie- 
genschaften als  die  Regel  angenommen  werden  kann.  Bei 
ihnen  pflegte  wohl  der  Aufwand  für  ihre  Erhaltung  in  Stand 
und  Besserung  die  Abnutzung  und  etwaige  Beschädigung  zu 
decken.  Von  der  Fahmiss  mochte  dagegen  überhaupt  nur 
wenig  eine  langjährige  Ehe  überdauern.  Das  meiste  war  am 
Ende  derselben  verbraucht  oder  völlig  abgenutzt , veraltet  oder 
entwerthet , veräussert  oder  verloren.  Da  nun  aber  nach  un- 
serm  System  der  Erwerb  während  der  Ehe  zur  Ergänzung  und 
Vermehrung  des  Besitzthums  der  Frau,  ja  selbst  der  Erlös 
und  Gewinn  für  das  Veräusserte  und  Preisgegebne  Eigenthum 
des  Mannes  Wurde,  so  hätte  es  im  gewöhnlichen  Gang  der 
Dinge  gelegen,  dass  die  Frau  aus  der  Ehe  mit  einem  dürf- 
tigen Rest  ihrer  eingebrachten  Fahrhabe  schied,  dass  ihr  des 
Mannes  Freunde  — wie  einmal  eine  Wittwe  klagt l)  — „den 
Stuhl  vor  die  Thür  setzen  'konnten  mit  einem  Racken“,  wenn 
von  dem  nichts  an  sie  gefallen  wäre , was  zur  Ergänzung  und 
Vermehrung  ihres  Guts  angeschafft  worden  war.  Ein  solches 
Resultat  lag  aber  eben  nicht  in  dem  Sinne,  in  welchem  man 
das  Gut  der  Hand  des  Mannes  zu  gemeinsamer  Wirthsehaft 
anvertraut  hatte.  Wir  haben  bereits  oben  gesehen  (§  28), 
wie  das  Recht  dieses  ausglich.  Die  Ausgleichung  lag  darin, 
dass  mau  die  Wittwe  in  der  Form  erbrechtlicber  Vortheile 
an  dem  Ertrag  der  Wirthsehaft  und  au  dem  Erwerbe  in  der 

i)  Schspr.  bei  Wausebschlkbbn,  S.  283,  cap.  146. 
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Ehe  betheiligte , vornehmlich  durch  die  Gerade  und  den  Mus- 
theil, in  gewisser  Weise  auch  durch  die  übliche  Morgengabe. 
Diese  Vortheile  waren  nun  aber  gerade  in  der  Art  construirt, 
dass  sie  denjenigen  Erwerb  betrafen,  welcher  die  Erhaltung, 
Ergänzung  und  Vermehrung  des  weiblichen  Einbringens,  wie 
es  wenigstens  in  der  ältem  Zeit  und  in  den  ländlichen  Ver- 
hältnissen gewöhnlich  war,  bezweckte.  So  geschah  es  denn 
aber  auch,  dass  grade  durch  jene  erbrechtlichen  Vortheile  nicht 
blos  das  ausschliessliche  Recht  des  Mannes  auf  den  Erwerb 
während  der  Ehe  seine  Ausgleichung  erhielt,  sondern  die  Frau 
(resp.  ihre  Erbin  j auch  einen  ungefähren  Ersatz  für  das  gewann, 
was  sie  an  ihrer  fahrenden  Habe  während  der  Ehe  zu  Unrecht, 
d.  h.  gegen  die  Tendenz  und  Absicht  des  Rechts,  etwa  einge- 
büsst  und  zugesetzt  hatte.  So  nahm  sie  an  dem  bis  dahin 
ungezweiten  Gut  nicht  blos  nach  Maaasgabe  ihres  ursprüng- 
lichen Einbringens,  sondern  wesentlich  auch  nach  Maassgabe 
der  Resultate  Theil,  die  durch  die  gemeinsame  Wirthschaft 
in  der  Ehe  unter  der  freien  Leitung  des  Ehemanns  erzielt 
worden  waren.  Die  gedachten  erbrechtlichen  Vortheile  bilden 
sonach  die  unentbehrliche  Ergänzung  des  Princips  vom  unge- 
zweiten Gut  unter  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  ein 
wesentliches  Correlat  der  Güterordnung  unter  Lebenden. 

Auf  diesem  Wege  ist  es  denn  erreicht,  dass  wenigstens 
beim  gewöhnlichen  Gang  der  Dinge  der  Frau  resp.  ihren  Erben 
auch  ohne  formelle  Verantwortlichkeit  des  Mannes  für  seine 
Verwaltung  ein  Ersatz  im  Grossen  und  Ganzen  für  Alles 
zu  Theil  ward , dessen  sie  etwa  in  der  Ehe  zu  Un- 
recht verlustig  gegangen  war.  Freilich  war  dieser  Ersatz  be- 
dingt durch  den  Stand  des  vereinigten  Guts  z.  Z.  der  Tren- 
nung der  Ehe.  Die  Frau  hatte  kein  Vorrecht  vor  dem  Manne 
dergestalt,  dass  vor  allen  Dingen  ihr  ursprüngliches  Vermö- 
gen, selbst  auf  Kosten  des  dem  Manne  gehörigen,  gesichert 
und  gewahrt  gewesen  wäre,  keine  künstlichen  Privilegien  zum 
Schutz  desselben  und  zum  Nachtheil  des  Mannes;  aber  umgekehrt 
wirkte  das  dem  Letztem  für  die  Dauer  der  Ehe  verliehene 
Uebergewicht  nicht  in  der  Art  nach,  dass  die  Zweiung  des 
Guts  in  seinem  überwiegenden  Interesse  erfolgt  wäre.  Den 
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Stand  des  beiderseitigen  Guts  im  Augenblicke  der  Zweiung 
einmal  als  Maasstab  angenommen,  erscheint  diese  auch  ohne  Er- 
satzleistung im  Einzelnen  keineswegs  überwiegend  zum  Vor- 
theil des  Mannes  geordnet,  vielmehr  der  der  Frau  resp.  ihren 
Erben  gewährte  Antheil  reichlich  genug  bemessen.  Um  un- 
sere ganze  Güterordnung  gerecht  zu  würdigen,  vergegenwär- 
tigen wir  uns  kürzlich,  was  bei  der  Zweiuijg  des  Guts  der 
Wittwe  resp.  ihren  Erben  zufällt. 

An  die  Wittwe  eben  so  wie  an  ihre  Erben,  wenn  sie  vor 
dem  Manne  stirbt,  fallen  alle  ihre  eingebrachten  Liegen- 
schaften nebst  allem  Zubehör  an  erd-  und  nagelfesten  Be- 
standteilen und  allen  vom  Manne  noch  nicht  erworbnen 
Früchten  *) , nicht  minder  aber  auch  alle  den  Immobilien 
juristisch  gleichgestellten  Vermögensobjecte,  als  da  namentlich 
sind:  Leibeigne , dinglich  radicirte  Gerechtsame  wie  Zinsen 

und  Zehnten,  namentlich  aber  in  Form  von  Rentenkäufen  aus- 
gethane  Kapitalien  s).  Die  Substanz  dieser  Vermögensstücke 
ist  der  Wittwe  nicht  minder  als  ihren  Erben  durch  die  Natur 
der  Sache  und  das  ihnen  gebührende  Revocations-  und  Vindi- 
eat ionsrecht  sichergestellt.  Etwaige  Abnutzung  oder  Ver- 
schlechterung wird  regelmässig  gedeckt  sein  durch  den  der 
Frau  und  ihren  Erben  zu  Gute  kommenden  Aufwand  des 
Mannes  für  die  bisherige  Instandhaltung  und  Besserung.  Die 
Wittwe  nimmt  aber  auch  fernerhin  den  noch  in  Natur  vor- 
handenen Rest  ihrer  eingebrachten  Fahmiss  zurück.  Haupt- 
sächlich, ja  in  älterer  Zeit  wohl  oft  ausschliesslich,  reducirt 
sich  dieses  Einbringen  auf  ihre  Aussteuer.  Keinenfalls  fällt, 
wenn  sich  die  Ehe  durch  der  Frau  Tod  löst,  etwas  Andres 
an  ihre  Erbin  zurück.  Dieser  Haupttheil  des  beweglichen 
Einbringens  der  Frau  ist  durch  das  Recht  der  Wittwe  resp. 

*)  Vgl.  oben  § 33,  Anm.  37  f. 

s)  Vgl.  oben  § 20,  Anm.  3 f.  Namentlich  der  dort  schon  allegirte 
Sehspr.  hinter  dem  Zobel'scben  Sgp.,  fol.  538 *> : „ Und  dieweil  wieder- 
käufliche, jehrliche  zinse  im  recht  als  unbewegliche  guter  geschätzt  und 
geacht  werden,  so  mögen  die  töchter  von  der  ersten  frawen  solche  zinse 
und  gerechtigkeit  von  der  haubtsumwen  als  ihr  mütterlich  angcfelle  — 
fordern.“ 


Digitized  by  Googl 


Bedeutung  der  erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe.  345 

ihrer  Niftel  auf  die  Gerade  gedeckt.  Letztere  beschränkt  sich 
nun  nicht  auf  das  noch  in  Natur  vorhandene  Aussteuer -Ein- 
bringen, sondern  umfasst  alles  im  ungezweiten  Gut  Befindliche, 
was  die  Natur  und  den  Zweck  der  Aussteuer  hat.  Dies  war 
aber  ein  so  reichhaltiger  Complex . dass  man  später  in  dem 
Recht  darauf  eine  ganz  unbillige  Benachtheiligung  des  Mannes 
resp.  seiner  Erben  erblickte  4)  und  es  einzuschränken  trachtete. 
Und  in  der  That,  wenn  die  Frau  alles  in  der  Wirthschaft 
vorhandene  Stuben  -,  Kammer-,  Kflchengeräthe,  Bett-  und  Tisch- 
wäsche, Frauenschmuck  und  Frauenkleidung,  Flachs,  Lein,  Garn , 
alle  Schafe  und  Gänse  herausnahm5),  so  hatte  sie  augenscheinlich 
ihren  reichen  Antheil  an  der  Fahrniss  des  ungezweiten  Guts 
und  insonderheit  recht  viele  Stücke,  deren  Natur  voraussetzen 
lässt,  dass  sie  nicht  inspecie  von  ihr  eingebracht  sein  mochten, 
sondern  erst  im  Laufe  der  Ehe  erworben,  gezogen,  zum  Er- 
satz für  den  Abgang  früherer  angeschafft  waren.  Was  die 
Frau  über  ihre  Aussteuer  hinaus  noch  an  Fahrniss  einbrachte, 
hatte  freilich  dem  Manne  zur  Disposition  gestanden,  ohne 
dass  der  Frau  irgend  ein  Ersatz  für  das  durch  ungerechtfer- 
tigte Verfügungen  desselben  Entkommende  in  Aussicht  stand. 
Indessen  war  auch  hinsichtlich  dieser  Stücke  wenigstens  eine 
minder  wirthschaftliche  und  schonsame  Behandlung  Seitens 
des  Mannes  nicht  grade  zu  erwarten,  da  sie  ja  eventuell 
ihm  zufielen,  wenn  er  es  war,  der  die  Ehe  überlebte.  Frei- 
lich soweit  solche  Fahrniss  in  verbrauchbaren  Sachen  bestand, 
wie  namentlich  in  Schlachtvieh , Garten-  und  Feldfrüchten  etc., 
konnte  bei  Beendigung  der  Ehe  in  der  Kegel  nichts  mehr  in 
Natur  vorhanden  sein.  Nach  dieser  Richtung  hin  trat  aber 
der  Mustheil  der  Wittwe,  zum  Theil  auch  die  Morgengabe, 
ergänzend  ein.  Ersterer  gewährte  der  Frau  die  Hälfte  der  Vor- 
räthe  in  Küche  und  Keller,  aber  auch  (in  späterer  Zeit  we- 
nigstens gewiss)  die  Hälfte  der  in  den  Scheunen  und  Böden 
aufgespeicherten  Garten-  und  Feldfrüchte  (ausser  Hafer  und 
Gerste),  sowie  die  Hälfte  der  Mastschweine  ®),  — ein  so  belang- 

*)  Vgl.  d.  Zeugnisse  bei  Haltac«  s.  b.  v. 

s)  Vgl.  unten  § 43.  , 

6)  Vgl.  unten  § 46. 
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reicher  Gewinn,  dass  man  in  jüngerer  Zeit  auch  hier  nach 
Beschränkungen  suchte  7).  Dazu  kam  endlich  noch  die  übliche 
Morgengabe  aus  des  Mannes  Gut,  gewiss  in  der  Regel  dem 
Einbringen  der  Frau  entsprechend  bestellt  und  ihr  aus  dem 
7.  Z.  der  Trennung  der  Ehe  vorhandenen  Besitzthum  des 
Mannes  eiuen  Antheil  an  den  auf  dem  Gut  befindlichen  Höri- 
gen, sowie  an  Pferden,  Rindern,  Ziegen  und  Schweinen  ge- 
währleistend 8). 

Man  sieht:  die  erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe  gaben 
ihr  einen  sehr  reichlichen  Antheil  an  dem  ungezweiten  Gute, 
wie  es  im  Laufe  der  Ehe  erwachsen  war,  so  dass  sie  nicht 
blos  an  dem  Erwerbe  in  der  Ehe  vollauf  theilnahm  9),  sondern 
auch  reichlichen  Ersatz  für  das  erhielt,  was  ihr  etwa  unge- 
bührlicher Weise  entkommen  war.  Aber  allerdings  waren  alle 
diese  Gerechtsame  der  Wittwe  zunächst  auf  die  ländlichen 
Verhältnisse  berechnet.  Dem  Leben  in  den  Städten  ent- 
sprachen sie  je  länger  je  weniger.  Hier  trat  das  Grund- 
vermögen in  der  Schätzung  des  Bürgers,  des  Kaufmanns  und 
Handwerkers  hinter  das  bewegliche  Gut  zurück  und  rückten 
Fabrikate , Waaren , Handelsgüter  aller  Art , besonders  aber 
baares  Geld  und  Kapitalvermögen  (denn  auch  Aussenstände, 
die  nicht  die  Form  wiederkäuflicher  Grundrenten  hatten  a*), 


")  Noch  der  Schgpr.  bei  Wasskkhchlkbkn,  S.  207,  cap.  66°  lehnt 
eine  solche  Beschränkung  ab  und  giebt  ein  Beispiel  von  dem  Werthe  des 
Rechts.  Eine  Wittwe  beansprucht  „ — halb  alle  seyn  getreyde,  das  her 
hinder  ym  gelassen  hat.  alzo  die  wintersayt  halb  uff  dem  fclde  yn  alle 
seynen  gutem  und  Vorwerken  und  allis  getreyde  halb,  das  yn  den  schunen 
und  nff  den  salern  leyt“  — und  die  Schöffen  sprechen  ihr  die  Hälfte 
zu  „is  seyn  tausend  scheftil  rnynner  adir  meir  — 

»)  Vgl.  unten  § 49. 

®)  Diese  Rücksicht  mochte  vorwiegend  in  Betracht  kommen , wenn 
man  der  Krau  bei  der  Scheidung  neben  ihrem  ganzen  ursprünglichen 
Einbringen  auch  noch  Gerade  und  Mustheil  gönnte.  Vgl.  oben  § 33, 
S.  325. 

9»)  Selbst  diese  behandelte  das  Lnb'sche  Recht  wenigstens  im  ehe- 
lichen Güterrecht  als  fahrende  Habe. 
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galten  für  Fahmiss  10)  in  den  Vordergrund.  Dies  waren  vor- 
wiegend die  Besitzthümer , welche  die  wohlhabende  Börgers- 
tochter ihrem  Manpe  zubrachte  und  welche  in  den  Städten 
beim  Tode  eines  Gattes  vorhanden  waren.  Wo  man . wie  im 
gemeinen  Weichbild,  den  alten  Kähmen  des  GüterrechtB  von 
Todes  wegen  überhaupt  noch  beibehielt,  sah  man  sich  daher 
wenigstens  genöthigt , den  alten  Erbvortheilen  der  Wittwe  und 
ihrer  Erben  einen  etwas  andern  Inhalt  als  im  Landrecht  zu 
geben.  Aber  auch  so  wollten  sie  ihre  früheren  Funktionen 
nicht  mehr  recht  erfüllen.  Sie  waren  wenigstens  völlig  unzu- 
reichend , soweit  es  sich  um  Kapitaleinbringen  handelte.  Für 
dieses  gewährten  sie  der  Frau  nirgends  ein  Aequivalent. 
Das  baare  Geld  und  Kapital  verblieb  in  Natur  wie  seinem 
Werthe  nach  dem  Manne  und  seinen  Erben.  Obwohl  aber 
ein  solches  Resultat  augenscheinlich  gegen  den  Sinn  der  bis- 
herigen Rechtsordnung  war,  konnte  man  sich  doch  im  ge- 
meinen Weichbild  nicht  entschliessen , das  alte  Güterrecbt, 
von  Todeswegen  aufzugeben.  Man  behielt  es  vielmehr  prin- 
cipiell  und  subsidiär  bei , beförderte  und  erleichterte  aber  seine 
vertragsmässige  Ergänzung  und  Umgestaltung,  und  überliess 
es  dann  der  Autonomie  der  Ehegatten,  die  Lücke  im  System 
des  Güterrechts  unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen  auszu- 
fallen, das  Inadäquate  desselben  auszugleichen  und  es  den  ab- 
weichenden, thatsäehlichen  Verhältnissen  anzupassen.  Die 
Institute  des  Einhandsguts,  der  gelobten  und  der  gegenseiti- 
gen Morgengabe,  des  Leibgedings  an  Geld,  der  Vergabungen 
der  Gatten  unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen  verdanken 
ihren  Ursprung  wesentlich  mit  dieser  Tendenz.  Sie  bilden 
vorwiegend  das  Thema,  mit  welchem  das  Magdeburger  Weich- 
bild , nach  ihm  aber  auch  das  jüngere  Landrecht,  sich  in  unserer 

>*)  Sic  werden  wie  das  baare  Geld  selbst  behandelt,  vgl.  Schspr. 
bei  Wasskrkchi.v.rbn,  S.  328  a.  E. : cap.  180,  f>.  95;  cap.  150,  S.  181; 
cap.  47:  „ bydegeld  (Geld,  dessen  man  wartet,  d.  i.  Anssenstand)  und 
an  dir  varende  habe-*.  S.  247,  cap.  106;  „So  ist  das  leipgedinge  yn 
schulde  gewandilt  und  zen  varnder  habe  gehört  — .“  System.  Scb.-K. 
IV,  1,  29.  Kulm  IV,  28:  „Alle  varende  habe  und  alle  schuld 
Hat  aber  die  vrauwe  stende  cygin  — “. 
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Rechtspartie  beschäftigt.  Alle  diese  Institute  haben  neben  der 
Gewährung  wahrer  erbrechtlicher  Vortheile  und  namentlich 
zureichender  Wittwenversorgung  mehr  oder  weniger  Bedeutung 
auch  für  die  Restitution  des  Frauenguts,  und  so  wenigstens 
mittelbar , theilweise  aber  auch  direct  Beziehung  auf  den  Um- 
fang der  ehemännlichen  Rechte  während  stehender  Ehe  — 
folgeweise  also  ein  ähnliches  Interesse  für  das  eheliche  Güter- 
recht wie  die  Gerade,  der  Mustheil  und  die  landrechtliche 
Morgengabe.  Auch  die  Autonomie  der  Eheleute  hat 
ihre  allgemeine,  von  zufälliger  Willkür  unabhän- 
gige Tendenz,  wie  die  Ordnung  der  Verhältnisse 
nach  dem  Tode  eines  Gatten  zugleich  Supplement  und 
Correctiv  der  Ordnung  des  Güterrechts  unter  Lebenden  ist. 
Um  daher  auch  nur  letzteres  erschöpfend  zu  behandeln,  haben 
wir  alle  jene  Institute  zu  erörtern  — sie  sind  andre  Glieder 
desselben  Rechtsorganismus,  aber  jeglicher  Theil  eines  solchen 
wird  erst  verständlich,  wenn  man  das  Leben  kennt,  das  in  dem 
ganzen  Organismus  waltet. 

Einen  radicaleren  Weg  zur  Anpassung  des  Systems  an  die 
disparaten  Verhältnisse  des  städtischen  Lebens  schlugen  alle 
die  Weichbildrechte  ein,  welche  dem  Magdeburger  Kreis  nicht 
angehörten.  Hatte  das  gemeine  Recht  schon  die  Führung  des 
gemeinschaftlichen  Haushalts  während  der  Ehe  maassgebend 
werden  lassen  für  den  Umfang  der  Restitution  des  Frauenguts, 
so  legten  die  Particularrechte  ihm  eine  noch  viel  intensivere 
Wirkung  bei.  Sie  behielten  zwar  auch  die  Güterordnung 
unter  Lebenden  principiell  bei , aber  wenigstens  nach  beerbter, 
oft  selbst  nach  unbeerbter  Ehe  Hessen  sie  das  Gut  nicht  wie- 
der je  nach  seinem  Ursprung  auseinanderfallen , sondern  behan- 
delten das  vereinigte  Vermögen  bleibend  als  ein  Ganzes,  das 
sie  ganz  oder  quotenweis  dem  überlebenden  Gatten  zuwiesen. 
Von  Restitution  war  da  überhaupt  nicht  oder  nur  nach  unbe- 
erbter (meist  auch  nach  der  zweiten)  Ehe  die  Rede.  Wenn 
man  nun  auch  für  diese  besondern  Fälle  das  gemeinrecht- 
liche Princip  beibehielt,  so  nahm  hier  doch  natürlich  die 
ganze  Restitutionsfrage  überhaupt  eine  wesentlich  andre  Ge- 
stalt an. 
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So  weist  gerade  beim  Schluss  und  Ende  der  durch  das 
eheliche  Güterrecht  geordneten  Verhältnisse  das  System  über 
sich  selbst  hinaus  und  leitet  die  Erörterung  der  dasselbe  er- 
gänzenden und  unterstützenden  Institute  sowohl  des  Güter- 
rechts von  Todeswegen,  als  der  autonomen  Gestal- 
tungen des  Güterrechts  überhaupt  ein.  Bevor  wir 
aber  zu  diesem  zweiten  Abschnitt  übergehen,  ist  der,  ledig- 
lich besserer  Uebersicht  halber,  bisher  überall  ausgeschiedene 
und  zu  besondrer  Ausführung  verwiesene  Theil  des  ehelichen 
Güterrechts  ira  Zusammenhang  darzulegen , welcher  die  obli- 
gatorischen Verhältnisse  der  Eheleute  betrifft. 


VIII.  Kapitel. 

Das  Obligationenreclit  der  Ehegatten. 


§ 35. 

I.  Die  Forderungen  der  Eheleute. 

Die  Forderungen  und  Aussenstände  der  Eheleute  stehen  im 
"Wesentlichen  unter  der  Herrschaft  derselben  Principien  wie 
andre  Vermögensstücke  derselben.  Die  Rechtsverhältnisse  der 
dem  Manne  zustehenden  Forderungen  werden  durch  die  Ehe 
in  der  Regel  gar  nicht  tangirt.  Der  einzigen  Ausnahme  ist 
schon  oben  gedacht : wie  die  Frau  bei  Abwesenheit  des  Mannes, 
überhaupt  in  Leibesnoth  über  das  ungezweite  Gut  disponirt, 
so  ist  sie  namentlich  in  solchem  Falle  berechtigt  zur  Ein- 
ziehung der  Aussenstände  des  Ehemannes  mit  der  Wirkung 
der  Liberation  des  Schuldners1).  Es  ist  das  die  einzige,  aus 
dem  Goslar’schen  Rechtskreis  in  das  jüngere  Landrecht  über- 
gegangene Modifieation  des  Grundsatzes  — wenn  es  andern 


!)  Vgl.  oben  § 19,  Anm.  23,  S.  205. 
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mit  der  Bezeichnung  der  Bestimmung  als  einer  auch  land- 
rechtlichen Seitens  der  Rechtsbücher  *)  seine  Richtigkeit  hat. 
Wie  die  Forderungen  des  Mannes  überhaupt,  so  werden  die 
der  Frau,  soweit  es  ihre  Zuständigkeit  betrifft,  durch  die 
Ehe  nicht  berührt 5).  Die  Frau  bleibt  Gläubigerin  wie  sie  es 
vor  der  Ehe  war.  Es  erhellt  dies  daraus,  dass  sie  als  Pro- 
zesspartei auftritt,  wenn  die  Forderung  zur  Einklagung  kommt 4), 
dass  die  Forderung,  wofern  sie  noch  zur  Zeit  des  Todes  des 
Ehemannes  besteht , der  Wittwe  verbleibt 6),  und  umgekehrt, 
wenn  der  Mann  der  überlebende  Theil  ist  und  die  Forderung 
zu  den  Mobilien  gehörig  gedacht  wird,  mit  diesen  erst  beim 
Tode  der  Frau  auf  den  Mann  übergeht 6),  dass  endlich  einer 
Uebertragung  der  Aussenstände  Seiteus  der  Frau  an  den  Mann 
als  einer  besondem  Vergabungsart  gedacht  wird  ’).  Bleiben 
aber  auch  die  Aussenstände  während  der  Ehe  der  Frau  zu- 
ständig, so  unterliegen  sie  doch  den  ehemänulichen  Rechten 
in  ganz  analoger  Weise  wie  das  übrige  Frauengut.  Diese 
Rechte  fassen  sich  in  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
zusammen.  Eine  solche  war  nun  freilich  an  unkörperlichen 
Sachen,  wie  Forderungsrechten,  direct  nicht  möglich.  Allein, 
indem  man  das  Frauengut  als  ein  Ganzes,  als  eine  Gesamtheit  in 
die  ehemännliche  Gewere  treten  Hess,  fand  man  kein  Bedenken, 
die  Grundsätze  derselben  in  analoger  Weise  auch  auf  die  For- 
derungsrechte der  Frau  anzuwenden  und  demgemäss  auch  von 


s)  Venn.  Ssp.  I,  47,  10.  Eisenacher  R.-B.  1,  80. 

*)  Dies  hat  schon  Finsi.kk,  De  Oblig.  uioris,  p.  29,  richtig  hervorge- 
hoben. 

*)  Vgl.  oben  § 24,  Anm.  5 — 9,  S.  24G. 

6)  Arg.  Schspr.  bei  Wassekschlkbun,  S.  212,  cap.  6U,  Abs.  13  n.  3. 

6)  Vgl.  den  Schspr.  in  Anm.  11.  Ueber  die  Mobiliar -Eigenschaft 
der  Aussenstände  vgl.  oben  § 34,  Anm.  10,  S.  347. 

i)  System.  Sch.-K.  IV,  1,  29  (Kulm  IV,  28):  „Alle  varndc  hahe  und 
alle  schulde  busyn  deine  gerichtc  und  bynnyn  deme  gerichte  sal  dem 
manne  volgin  noch  der  gobe  und  ufreichunge,  di  ym  di  vrauwe 

getan  hot.“  Schspr.  bei  Wassebschlebkn,  S.  94,  cap.  145:  „ ich 

gebe  uff  meynem  junchern  allis,  das  ich  habe, alle  meyn  schult,  die 

mir  anirstorbin  ist.“  Freilich  ist  hier  in  beiden  Stellen  von  Einhandsgut 
die  Rede,  vgl.  § 53,  Anm.  8. 
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der  Gewere  des  Mannes  an  denselben  zu  reden  8).  Soweit  es 
daher  bei  obligatorischen  Ansprüchen  überhaupt  denkbar,  wie- 
derholen sich  für  sie  auch  die  für  das  übrige  Frauengut 
geltenden  Grundsätze  über  die  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft. 

Vor  allen  Dingen  kann  also  die  Frau  über  die  von  ihr 
eingebrachte  Forderung,  habe  sie  dieselbe  nun  schon  vor  der 
Ehe  erworben  gehabt,  oder  sei  sie  ihr  erst  während  stehen- 
der Ehe  durch  Erbschaft,  Geschenk  etc.  angefallen,  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Mannes  wirksam  und  bindend  verfügen. 
Dass  sie  ihre  derartigen  Ansprüche  nicht  einseitig  einklagen 
kann,  wird  schon  durch  des  Mannes  Recht  auf  Vertretung 
derselben  im  Process  garantirt,  und  wo  dies  in  späteren  Rech- 
ten nicht  mehr  unerlässlich,  wurde  doch  der  Schuldner  nicht 
liberirt,  wenn  der  Mann  die  Einklagung  nicht  genehmigte. 
Der  Schuldner  brauchte  sich  daher  auf  den  Prozess  nicht  ein- 
zulassen , wenn  die  Frau  ihm  nicht  wegen  dieser  Genehmigung 
Sicherheit  leistete  9).  Ebensowenig  kann  die  Frau  aber  auch 
ihre  Forderung  einseitig  cediren , noviren , bezahlt  nehmen, 
quittiren , aufgeben  10).  Als  einzige  Ausnahme  des  Satzes  hat 
man  sich  selbstverständlich  auch  hier  den  Fall  ächter  Noth 
bei  Abwesenheit  des  Mannes  zu  denken  — in  denjenigen 
Rechten,  wo  die  Frau  sogar  des  Mannes  Aussenstände  einzu- 
ziehen befugt  war. 

Der  Mann  ist  es,  dem  auch  hinsichtlich  dieser  Vermögen s- 
theile  die  Ausübung  der  Rechte  der  Frau  gebphrt:  Disposition 
und  Nutzung.  Ausdrücklich  schliesst  der  schon  mehrerwähnte, 


8)  Vgl.  oben  § 13,  S.  147  f. 

»)  VgL  oben  § 24,  Anm.  11  f.  22  f.,  S.  246  f.  250  f. 

>0)  Vgl.  Finhi.kr,  S.  13,  Anm.  6.  Indirect  ergiebt  sich  der  Satz  aus 
dem  Schspr.  bei  Wahskr.mchi.kbkn,  cap.  66,  Abs.  5,  S.  209:  Der  Schuldner 
hatte  behauptet,  dass  die  beklagte  Ehefrau  statt  der  ursprünglichen 
Forderung  sich  mit  einer  andern  begnügt,  also  novirt  habe.  Der  Mann 
erhebt  dagegen  Einspruch.  Nun  weisen  diesen  zwar  die  Schöffen  zurück, 
aber  ausdrücklich  nur  aus  dem  Grunde  „das  is  gesehen  ist  vor  der 
czeyt,  ir  sie  ym  zen  der  ec  gegeben  wart“. 
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beide  Sichtungen  der  ehemännlichen  Gewere  umfassende 
Schöffenspruch  n): 

„Was  gutis  und  geldis  eyne  frawe  zcu  erem  manne 
brengit  und  vorsperrit,  yu  seyne  gewalt  antwort  adir 
antworten  adir  globen  lessit  von  iren  wegen, 
alzo  das  der  man  des  gutis  lediglichin  zundir  andir 
leute  wedirsproche  mag  gebruchin  noch  seynen  willen, 
doran  hat  der  man  eyne  rechte  gewere“ 
auch  Forderungen  der  Frau  mit  ein.  Eine  Beschränkung  der 
Disposition  wird  nirgends  erwähnt  : nur  bei  der  Einklagung 
ist  der  Mann  jedenfalls  insoweit  an  der  Frau  Zustimmung 
gebunden,  als  er  sie  im  Prozess  nicht  weiter  als  bis  an  den 
Eid  vertritt  **).  Allerdings  werden  in  den  Quellen  nur  For- 
derungen, welche  Fahrniss  zum  Gegenstände  haben,  nament- 
lich Kapitalforderungen,  behandelt,  die  auch  sonst  ganz  nach 
den  Grundsätzen  über  die  Fahrniss  beurtheilt  werden  1S).  Von 
diesen  aber  wird  bezeugt,  dass  der  Mann  allein  Zahlung  an- 
nehmen und  quittiren  ,4) , die  Schuld  stunden  und  wohl  selbst 

n)  Bei  Wassbrschleren,  cap.  150,  S.  96  f.  Der  dort  behandelte 
(dritte)  Fall  ist  folgender:  Eine  Frau  bat  eine  Forderung  von  ihrem 
ersten  Manne  ererbt.  Ihr  zweiter  fordert  sie  ein;  da  aber  auch  Dritte 
Anspruch  erheben,  wird  das  Geld  in  .Sequestration  gegelien.  Während 
der  Sequestration  stirbt  die  Frau.  Nun  entsteht  die  Frage,  ob  die  als 
Fahmiss  anzusehende  Forderung  dem  erstehelichen  Kinde  oder  kraft  des 
Mobiliarrechts  dem  Manne  zukomnit , und  die  Schöffen  entscheiden  dies 
danach,  ob  die  Forderung  als  in  der  Gewere  des  Mannes  befindlich  an- 
zusehen war.  Dies  .führt  sie  auf  die  Definition  der  Gewere  und  auf  Ab- 
lehnung des  Rechts  des  Wittwers,  weil  die  Sequestration  die  freie  Ver- 
fügung und  die  willkürliche  Benutzung  des  Objects  Seitens  des  Mannes, 
der  damit  zufrieden  war  und  also  in  die  Bestellung  von  Einhandsgut 
willigte,  ausschloss:  „Sint  nu  die  gefordirten  schulde  und  gelt  zo  ledig- 

lich vorsperrit  und  vn  des  mannen  gewalt  und  gewere  bey  scyncr  frawen 
lebin  nicht  kommen  sint , zo  ist  das  gelt  und  schulde  gefallen  uff  der 
frawen  erbnemen  und  nicht  uff  den  man  noch  erem  tode.“  Man  kann 
die  Anwendung  bedenklich  finden,  das  Princip  ist  klar.  — VgL  § 12, 
Anm.  15,  S.  143;  § 13,  S.  148;  § 56,  Anm.  15. 

1S)  Vgl.  oben  § 24,  Anm.  9,  S.  246. 

>3)  Vgl.  oben  § 34,  Anm.  10,  S.  347. 

J4)  Schspr.  bei  Wabskmchlebek,  S.  212,  cap.  66,  Abs.  13:  „ — wenne 
her  das  von  seynes  clichen  weybis  wol  macht  hat,  ir  schulde 
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erlassen,  jedenfalls  sie  eediren  und  noviren  kann  16).  Es  lässt 
sich  in  Ermangelung  von  Quellenzeugnissen  nicht  bestimmen, 
ob  man  obligatorische  Ansprüche  der  Frau  auf  Immobilien 
anders  behandelte  16).  Da  man  aber  überhaupt  geneigt  war, 
das  Forderungsrecht  nach  denselben  Grundsätzen  wie  sein  Object 
zu  beurtheilen,  so  wird  man  wenigstens  Dispositionen  über 
ersteres  ohne  Consens  der  Frau  nicht  anerkannt  haben,  wenn 
sie  einer  Veräusserung  des  geschuldeten  Immobiles  gleichkamen. 
Namentlich  machte  sich  aber  jene  Identificirung  des  Anspruchs  mit 
seinem  Objecte  darin  geltend , dass  letzteres  an  die  Stelle  des 
ersteren  trat,  wenn  der  Anspruch  realisirt  wurde.  Das  Ob- 
ject kam  nunmehr  anstatt  der  Forderung  in  die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  und  unterlag  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen 17).  Diese  führten  aber  freilich  , wenn  es  sich  um  Ka- 
pitalaussenstände  handelte , dahin , die  eingegangne  Geldsumme 


und  czinse  zcu  irmanen  und  dovor  zcu  nemen  gut  und  habe,  was  ym 
behagitte,  das  mus  sie  onch  noch  stete  haldin  noch  seyme  tode.“  Der 
Satz  lautet  so  allgemein  und  principiell,  dass  er  nicht  blos  von  Zinsen, 
auf  die  er  hier  allerdings  speciell  angewendet  wird,  gelten  kann.  — Der- 
selbe Schspr.  S.  210,  Abs.  9 lässt  annehmen,  dass  die  gerichtliche  Depo- 
sition der  .Schuldsumme  in  alleiniger  Gegenwart  des  Mannes  den  Schuldner 
liberirt. 

I5)  Ks  liegt  dies  doch  wohl  in  dem  „völlig  freien  Gebrauch  ohne 
Jemandes  Widerspräche",  der  dem  Manne  nach  dem  zu  Anm.  11  allegirten 
Schspr.  auf  Grund  seiner  Gewere  zukommt.  In  dem  Anm.  14  citirten 
Schspr.  Abs.  8.  9.  10  bei  Wasskbschlebkn,  S.  210  u.  211  wird  der  Fall 
gesetzt,  dass  ein  Mann  dem  Schuldner  seiner  Frau  „schildigte  Groschen“ 
statt  der  versprochnen  „ guten  Kreuzgroschen  “ zu  zahlen  nachgelassen 
habe.  Wenn  nun  die  Schöffen  aber  auch  entscheiden,  dass  er  damit  „seyne 

und  Beynes  weybes  gerechtikeyt nicht  vorworcht  und  vorlorn  “ habe, 

so  kann  dies  doch  nicht  in  dem  Mangel  seiner  Legitimation  begründet 
sein,  da  er  selbst  sich  doch  schwerlich  auf  einen  solchen  Mangel  hätte 
berufen  können. 

!#)  Nur  das  Recht  des  Mannes  eine  wiederkäufliche  Rente  der  Frau 
einzuklagen  und  cinzumahnen  wird  in  dem  Schspr.  Abu*-  20  ausdrücklich 
anerkannt. 

17)  Vgl.  oben  g 27  zn  Anm.  15  u.  16,  S. 
oblig.  ux.,  p.  29. 

Agrieola,  Gewere  s.  r.  V. 
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nuumehr  als  Eigenthura  des  Mannes  zu  betrachten  18).  Dies 
war  die  Folge  davon , dass  bei  Geld  eine  Restitution  in  sjiecie 
nicht  möglich  war,  und  man  eine  andre  für  unser  Verhältnis» 
nicht  kannte  — nicht  aber  etwa  eine  Consequenz  der  An- 
schauung, dass  das  eingezogne  Object  der  Forderung  als  ehe- 
licher Erwerb  dem  Manne  gebühre.  Von  einem  Erwerbe  konnte 
rücksichtlich  der  zu  den  IUaten  der  Frau  gehörigen  Aussen- 
stände  überhaupt  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  er  aus  der 
Verzinsung  erwuchs.  Die  Zinsen  aus  den  Kapitalien  der  Frau 
kamen  selbstverständlich  dem  Manne  zu  Gute  19),  was 
sicher  auch  von  den  Zinsen  eines  mittelst  Rentenkaufs  ausge- 
liehenen Kapitals  gelten  muss  *°).  Wohl  aber  entscheiden  die 
Grundsätze  über  den  ehelichen  Erwerb  darüber,  wem  eine 
während  der  Ehe  contrahirte  Forderung  zustand. 

Dass  eine  solche  dem  Manne  gebührte,  wenn  er  selbst  es 
war , der  sie  contrahirte , versteht  sich  von  selbst.  Doch  konnte 
er  auch  als  Vertreter  der  Frau  agiren  und  dadurch  sie  zur 
Gläubigerin  machen.  Dies  bedurfte  indess  einer  ausdrücklichen 
Abrede:  er  musste,  wie  es  in  den  Quellen  gewöhnlich  heisst, 
ihr  geloben  lassen  *’).  Da  aber,  zumal  bei  Kapitalschulden, 
die  Frage,  wer  Gläubiger  sei?  überhaupt  nur  relevant  wurde, 
wenn  das  ungezweite  Gut  sich  löste  und  zwar  sich  löste  durch 
den  Tod  des  Mannes , so  pflegte  man  bei  der  Stipulation  her- 
vorzuheben, ob  die  Forderung  dermaleinst  der  Frau,  oder  des 


18)  Vgl.  den  im  § 27,  Anm.  16  citirten  Sehspr.  bei  Wassbhsi-iii.bbks, 
S.  208,  cap.  66,  Abs.  3 Vgl.  Finhi.rk  a.  a.  0. 

*9)  Sehspr.  bei  Wassbbscblbben  , cap.  66,  Abs.  13,  S.  212  (vgl. 
oben  Anm.  14). 

*°)  Einen  Fall  dieser  Art  behandelt  d.  Sclispr.  obend.,  cap.  48,  S.  184. 
Es  wird  aber  hier  nur  das  Recht  des  Mannes  zur  Eimnahnung  und  Ein- 
klagung der  Rente  hervorgehoben,  ohne  dass  näher  bestimmt  wird , wem 
sie  dann  zukommt. 

**)  Sehspr.  bei  Wassf.rschi.kbkn',  cap.  51,  S.  191:  „ — das  uff  be- 
schedene  tageczeit  dem  manne  und  der  frawen  gleich  globit  ist,  so  ist 
die  helffte  des  geldis  der  frawen  und  die  andir  helffte  hat  der  man  ge- 
erbit  uff  seyn  kind.“  So  ist  auch  die  Voraussetzung  des  Falls  in  dem 
Sehspr.,  cap.  66,  Abs.  3,  S.  208  ebend.,  zu  denken. 


Digitized  by  Google 


Die  von  der  Frau  während  der  Ehe  erworbenen  Forderungen.  356 

Mannes  Erben,  oder  beiden  (zur  Hälfte)  zukommen  sollte  *2). 
Aber  auch  die  Frau  kann  während  der  Ehe  einen  Andern 
wirksam  obligiren.  Erwarb  sie  die  Forderung  dann  sich  oder 
ihrem  Ehemanne?  Hierüber  entschied  zunächst  die  Willens- 
meinung beider  Eheleute  und  des  dritten  Contrahenten.  Wil- 
ligte der  Ehemann  darein , dass  dieser  die  Frau  als  Gläubigerin 
constituirte , so  erlangte  sie  dadurch  diese  Stellung  23).  Gab 
aber  der  Contract  selbst  hiefür  keinen  Anhalt,  so  erwarb  die 
Frau  nach  den  Grundsätzen  über  die  Errungenschaft  die  Forderung 
ihrem  Manne  — vorausgesetzt , dass  er  die  Handlung  der  Frau 
fiberhaupt  genehmigte.  Da,  wo  der  Forderung  eine  Gegen- 
forderung entsprach,  also  bei  onerosen  Rechtsgeschäften,  kann 
der  Ehemann  natürlich  die  Forderung  sich  nicht  aneignen, 
ohne  auch  die  Schuld  gegen  sich  gelten  zu  lassen.  In  der 
Geltendmachung  jener  liegt  eine  Anerkennung  dieser,  und, 
wie  wir  sehen  werden , ist  er  an  die  Schuld  gebunden , wenn 
ihm  die  Gegenleistung  überhaupt  zu  Gute  gekommen  ist.  Um 


**)  Schspr.  bei  Wasbkkschlkbbn,  S.  423,  cap.  79:  „Sintemal  H.  dy 
HO  schog  mit  deine  ezinse  M.  seyncr  elicliin  wertynne  nnde  yr  beyder 
erben  hat  lassin  vorbriven , verbürgen , gelobin  undc  vorscbribin  - nach 
uszwisungc  des  briffis , so  sullcn  df  80  schog  gr.  mit  den  ■ czinsen  halp 
volgin  M.  seyner  elichcn  wertynne  nnde  halp  scynen  erbnemen.  als  das  sy 
da/,  geld  mit  den  czinBen  mittenander  von  des  briffs  wegin  glich  sullen 
teilin.  Hat  auch  H.  an  gelde  uszgelegin  daz  dy  gluber  der  l'rawen  unde 
nicht  seyne  erbnemen  gelobit  habin,  daz  dy  leiite  bekennen,  den  her  daz 
gehl  gelegin  had,  so  sal  sulch  geld  volgin  der  frawcn  alleyne  unde  nicht 
seynen  erbin“.  — Ausdrücklich  wird  hier  überall  vorausgesetzt,  dass 
„sy  yren  wert  obirlebit  had“  — denn,  wenn  die  Frau  zuerst  stirbt, 
verbleibt  die  Forderung  ihrem  Manne  in  jedem  Falle  als  Fahrniss  ganz. 

**i  So  hat  der  Ehemann  in  dem  Schspr.,  cap.  61,  S.  190  f.  bei 
Wasskkschlkben,  mit  Zustimmung  der  Frau  ein  Grundstück  derselben 
verkauft  und  ,,zo  lys  her  das  geld  seynem  weybc  mitte  gloubon“.  Bei 
dem  Streit  zwischen  der  Wittwe  und  dem  Erben  des  Mannes  entscheiden 
die  Schöffen : „ zundir  alzo  das  — - dem  manne  und  der  frawcn  gleich 
globit  ist,  so  ist  die  hclftc  des  geldis  der  frawcn  und  die  andir  helffte 
hat  der  man  geerbit  uff  seyn  kind“.  Vgl.  Anm.  21,  S.  677.  So  der 
in  den  Magdeburger  Fr.  I,  11,  4 erzählte  Rechtsfall,  wo  eine  Frau  sagt: 
„ — cyn  teil  schulde  (Forderungen)  hat  myn  man  gemacht,  eyn  teil  habe 
ich  ir  gemacht  in  synem  nomen“. 

23* 
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der  Schuld  zu  entgehen,  muss  er  daher  auch  von  der  Forderung 
abstrahiren.  Dadurch  wird  daun  die  von  der  Frau  contrahirte  For- 
derung Einhandsgut  der  Frau,  wie  sich  daraus  ergiebt,  dass  auch 
die  Leistung  behufs  ihrer  Erfüllung  diesen  Charakter  annimmt  **). 

Als  Regel  ist  hieuach  anzusehen , dass  die  Frau , wenn  sie 
während  der  Ehe  contrahirt,  die  Forderung  ihrem  Ehe- 
manne erwirbt.  Da  dieser  selbstverständlich  auch  die  von 
ihm  contrahirten  Forderungen  hatte,  so  rechnete  man  präsumtiv 
alle  Aussenstände  des  ungezweiten  Guts  zum  Erbe  des  Mannes  *5). 
Dies  mochte  nun  aber,  zumal  selbst  die  der  Frau  erworbenen 
Forderungen,  wenigstens  wenn  sie  Fahrniss,  namentlich  Geld 
zum  Gegenstand  hatten,  der  unbeschränkten  Disposition  und 
dem  Mobiliarrecht  des  Mannes  unterlagen,  bei  zunehmendem 
Uebergewicht  des  Kapitalvermögens  in  den  Städten,  weder 
der  wahren  Intention  der  Eheleute  noch  der  Billigkeit  ent- 
sprechen. Da  bot,  wie  bei  Fahrniss  und  namentlich  Geld 
überhaupt,  der  Vorbehalt  zu  Einhandsgut  einen  Ausweg.  Ein 
solcher  Vorbehalt,  „ undirscheit “ , schied  die  Forderung  völlig 
aus  dem  ungezweiten  Gut  aus  und  entzog  sie  namentlich  dem 
Mobiliarrechte  des  Mannes  20).  Wo  er  nicht  gestellt  wurde, 
wäre  an  sich  noch  denkbar  gewesen , dass  die  Frau  die  Forde- 
rung für  sich  erwarb  und  sie  nur  den  allgemeinen  eliemäuu- 
lichen  Rechten  unterwarf.  Je  seltener  dies  aber  bei  den 
Grundsätzen  über  die  Errungenschaft  geschehen  konnte , je  aus- 
gedehnter auch  in  solchem  Falle  des  Mannes  Rechte  noch 

**)  Vgl.  unten  § 56,  Anm.  .'iS  n.  Fisslkr,  De  oblig.  nx.,  p.  17. 

*5)  So  das  alte  Weisthum  v.  1235,  § 43  „onine  debitura“. 

S6)  Schspr.  bei  Wassemschlkben,  cap.  106,  S.  247  f. : „ Nachdeiumale 
das  man  mit  der  frawen  wille  das  lypgedinge  vorkouffte  und  ym  denne 
das  gelt  anc  undirscheit  verbürget  und  globit  ist  zeu  beczaln,  so 
ist  das  leipgedinge  yn  schulde  gewandilt  und  zeu  varnder  hat«?  gehört, 
zo  ist  der  man  nehir  bey  dem  gelde  zeu  bleybin,  das  her  vor  das  leyji- 
gedinge  uffgehabin  hat  wenne  die  kinder  — .“  Ebend,  cap.  150,  S.  96: 
„Das  gelt,  das  die  frawe  erciu  manne  sundir  undirscheit  lis  globen, 
den  is  dirmanet  was,  das  sal  man  dem  manne  beczalen  und  nicht  der 
frawen  kinder.  “ Hätte  der  „ undirscheit  “ nicht  die  Bedeutung  des  Vor- 
behalts zu  Einhandsgut,  so  wäre  trotz  der  Stellung  eines  solchen  die 
Geldforderung  als  Fahrniss  dem  Manne  verblieben. 
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blieben , und  je  gewöhnlicher  andrerseits  jener  Vorbehalt  wurde, 
desto  geneigter  war  man  — ganz  ähnlich  wie  dies  bei  Mo- 
bilien geschah  — jedes  Mal  dann,  wenn  der  Vorbehalt  nicht 
gestellt  wurde , die  von  der  Frau  erworbene  Fordernng  als  für 
den  Mann  erworben  aufzufassen.  So  sah  man  denn  wenigstens 
im  jflngern  Weichbild  alle  von  der  Frau  coutraliirten  Forde- 
rungen als  dem  Manne  zuständig  an,  wofern  sie  sich  dieselben 
nicht  ausdrücklich  zu  Einhandsgut  Vorbehalten  hatte.  Man 
nahm  eine  vertTagsraäasige  Abweichung  von  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  den  Erwerb  in  der  Ehe  also  nur  dann  an, 
wenn  die  Frau  Sondergut  constituirte , indem  man  die  Be- 
rechtigung hiezu  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  letz- 
teres beurtheilte.  Dies  ergeben  folgende  Zeugnisse: 

„ — und  was  der  vrauwin  sunderlich  icht  gelobit 
ist  czu  eris  selbis  hant,  das  mogin  ere  erbnamyn 
vordim  und  nicht  der  man.  Werin  abir  ir  schulde 
gelobit  czu  des  mannis  hant,  dy  mag  der  man 
vordirn. '•  s7) 

Die  Stelle  unterscheidet  also  zwei  Fälle.  In  beiden  ist  die 
Frau  Contrahentin.  Aber  in  dem  einen  „zu  eigner  Hand“, 
in  dem  andern  „zu  des  Mannes  Hand“.  Das  heisst:  in  dem 
einen  Fall  wird  sie  selbst,  in  dem  andern  der  Mann  Gläu- 
biger S8).  Er  nimmt  dann  die  Forderung  „ in  seine  Hand  “ **), 
während  sie  andern  Falls  Einhandsgut  der  Frau  wird.  Darauf 


*")  System.  Sch.-R.  III,  2,  94.  Kului  III,  125.  Schspr.  bei  Bohhif. 
VI,  S.  100,  Abs.  2. 

*»)  Denselben  Sprachgebrauch  hat  das  Kalm-R.  III,  151.  System. 
Sch.-R.  IV,  2.  66:  „Wirt  evnem  manne  gelt  gelobit  zen  eynis  andirn 
mannis  hant  und  lest  en  der  selbschuldige  ledig,  so  ist  her  euch  ledig 
von  deine,  der  dy  gelubde  entfangin  hat.“  Das  berechtigte  Subject. 
der  „selbschuldige“,  ist  also  der,  zn  dessen  Hand  gelobt  wurde. 

**)  D.  h.  zunächst  in  seine  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  wie 
derselbe  Ausdruck  im  Schspr.  bei  Wassf.kpchi.eben,  cap.  169,  S.  317 
wiederkehrt.  Der  obigen  ähnlich  ist  auch  die  Wendung  in  dem  Schspr. 
cap.  51,  S.  190,  wo  es  von  dem,  dem  Manne  gelobten  Gelde  heisst:  „das 
das  geld  an  seynes  vatir  hand  körnen  was  mit  globden,  geheysze , willen 
und  wissen  seyner  rnuter“.  In  diesem  wie  in  nngcrm  Falle  absorVvrt. 
aber  die  Gewere  das  ganze  Recht  der  Frau. 
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deutet  der  ausdrückliche  Zusatz  „sunderlich“,  welcher  in  der 
Fassung  bei  Böhme  noch  bestimmter  also  lautet: 

„Were  abir  der  frawen  schult  sunderlich  gloubit, 
die  se  selber  angeborte  unde  eren  man 
nicht  — “ 

hin , und  entscheidend  spricht  dafür  die  Anerkennung  des  Erb- 
rechts ihrer  Erben  bezüglich  der  Forderung.  Auf  derselben 
Anschauung  beruhen  die  Sätze  des  Glogauer  Rechtsbuchs,  cap. 
386  und  387 : 

„Hotte  sy  aber  schult  (die  Frau  war  also  Contra- 
hentin),  dy  erem  manne  czu  seyner  hand  gelobit  were 
(der  Mann  war  also  dennoch  Gläubiger)  dy  mag  der  man 
nach  erem  tode  fordern  unde  nicht  ore  erbnemen.“ 
„Hettc  abir  dy  frawe  sunderliche  schult,  dy  dem 
manne  nicht  globit  were,  dy  schult  mögen  ere  erbnamen 
furderen  unde  nicht  der  man,  wenn  dy  schult  in 
eres  mannes  gewere  nicht  ist  bracht.“ 

Nach  alle  dem  wird  man  anzunehmen  haben,  dass  die  Frau 
während  stehender  Ehe  wie  körperliche  Sachen,  so  auch  die 
Forderungen,  welche  sie  contrahirt,  ihrem  Manne  erwirbt, 
es  sei  denn,  dass  sie  sieb  beim  Contrahiren  Einhandsgut  vor- 
behält, was  aber  (bei  einem  Erwerbe  während  der  Ehe,  wie 
er  hier  vorausgesetzt  wird)  nur  mit  des  Mannes  wenigstens 
stillschweigender  Genehmigung  möglich  ist  ***). 

Eigenthümlicher  Art  sind  diejenigen  Forderungen,  welche 
aus  widerrechtlichen  Handlungen  Andrer  gegen  einen  der 


*9»)  Auch  in  Betreff  der  der  Frau  zustehenden  und  von  ihr  in  der 
Ehe  erworbenen  Forderungen  macht  eich  die  oben  § 17  zu  Anm.  16  t, 
S.  179  f.  beeprochne  Differenz  der  v.  MARTiTz'schen  Ansicht  von  der 
meinigen  geltend.  Die  einzelnen  Stellen  gewähren  keine  zweifellose  Ent- 
scheidung für  oder  wider,  indessen  scheint  mir  doch  die  überall  wieder- 
kehrende Betonung  eines  besondem  Vorbehalts  bei  der  Begründung  von 
Einhandsforderungen  dafür  zu  sprechen,  dass  ohne  jenen  letztere  nicht  an- 
genommen wurde.  Es  war  hier  um  so  mehr  die  Interpretation  allein 
entscheidend,  als  sich  die  Absicht  der  Illation  oder  des  Vorbehalts  von 
Einhandsgut  nicht  wie  bei  körperlichen  Sachen  in  der  Gewere  äusser- 
lich  realisirte  (vgl.  v.  Mautitz,  8.  272  f.).  Namentlich  sind  aber  liier  die 
Wirkungen  des  ehemännlichen  Rechts  auf  den  Erwerb  im  Auge  zu  behalten. 
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beiden  Ehegatten  stammen  und  auf  Schadensersatz  oder  Geldbusse 
gehen.  Man  wird  solche  Ansprüche,  zumal  die  auf  Geldbusse 
gerichteten,  nicht  ohne  Weiteres  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen über  den  ehelichen  Erwerb  beurtheilen  dürfen.  Was  nun 
aber  zuvörderst  die  aus  Delicten  gegen  die  Frau  erwachsenen 
Ansprüche,  namentlich  die  auf  Busse  und  Wergeid,  anlangt, 
so  standen  dieselben  (und  zwar  im  Betrag  der  Hälfte  von  der  des 
Mannes  30)  unzweifelhaft  diesem  auf  Grund  seiner  Vormund- 
schaft zu.  Wenn  sich  hierfür , trotz  des  häutigen  Anlasses 
zu  der  Frage  nach  dem  alten  Rechtssystem,  auch  nicht  ein 
einziges  directes  Zeugniss  aus  Sächsischen  Rechtsquellen  an- 
führen  lässt  #1),  so  kann  dies  nur  desshalb  sein,  weil  über  den 
Rechtssatz  nach  der  allgemeinen  Anschauung  nicht  der  min- 
deste Zweifel  bestand **).  Ebenso  selbstverständlich  musste 
es  erscheinen,  dass  der  Ehemann  gegen  ihn  selbst  verwirkte 
Bussen  allein  in  Anspruch  zu  nehmen  hatte.  Es  wird  auch 
dies  nirgends  hervorgehoben  und  nur  des  besondem  Falles  gedacht, 
da  ihm  grade  durch  das  Vergehen  die  Möglichkeit  der  Klag- 
erhebung benommen  war , nämlich  des  Falles  der  widerrecht- 
lichen Gefangenhaltuug  und  Beraubung  der  persönlichen  Frei- 
heit. Die  dessfallsige , gewiss  zugleich  auf  Busse  gerichtete ss) 
Klage  wird  neben  dem  Herrn  und  den  Magen  des  Mannes 
auch  dessen  Ehefrau  zugestanden  M).  Das  Recht  auf  das  Wer- 
geid des  Mannes  fällt  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  unter 
die  Kategorie  eines  Erwerbs  in  der  Ehe,  und  hat  daher  für 
uns  überhaupt  nur  ein  indirectes  Interesse.  Die  Klage  auf 
das  Wergeid  des  erschlagnen  Mannes  ist  ein  Recht  seines  Erben, 


so)  Ssp.  III,  45,  2.  Venn.  Ssp.  IV,  32,  3. 

3l)  Aus  dem  Schspr.  bei  Wasserschj.p.bkn,  S.  232.  cap.  7K  ergiebt 
«ich  zwar,  das«  der  Ehemann  zur  Einklagung  einer  durch  Misshandlungen 
«einer  Frau  verübten  Busse  für  berechtigt  gehalten  wird,  — allein  da  es 
dort  heisst,  er  klage  sie  „von  iliret  wegen“  ein,  so  bleibt  zweifelhaft, 
ob  sie  ihm  oder  der  Frau  zu  Gute  geht. 

3*)  Vgl.  Kkact  1,  S.  320  f.  Rivk,  Vormundschaft  II,  8.  159. 

33)  Vgl.  Orim'I'  in  HrmwAi.«  kkr’s  Oiminalistischen  Beitr.  II,  S.  374  f. 

34 ) Ssp.  II,  34,  2.  Venu.  Ssp.  IV,  3<i,  2. 
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ursprünglich  nur  seines  Schwertmagen  35  j.  Der  Wittwe  wird 
dieses  Recht  in  allen  gemeinrechtlichen  Quellen , in  den  mei- 
sten ausdrücklich , abgesprochen  **).  Als  aber  in  den  städti- 
schen Particularrechten  die  Wittwe  die  Stellung  einer  Erhin 
erhielt,  da  legte  man  ihr  auch  ganz  consequent  das  Recht 
auf  einen  Theil  des  Wergeids  bei,  und  zwar  in  der  Regel 
auf  einen  Theil,  der  ihrer  Erbschaftsquote  entsprach.  So  in 
den  Drittheilsrechten  37),  in  dem  Goslar’schen  Recht  **),  in  dem 
Eisenacher  Stadtrecht 39)  u.  a.  m. 


II.  Die  Schulden  der  Eheleute. 

§ 36. 

Das  aller emeine  Prlneip. 

Wir  haben  eben  gesehen,  wie  im  Sächsischen  Rechte  auf 
die  Rechtsverhältnisse  der  Forderungen  der  Eheleute  die  Grund- 
sätze über  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  wenigstens 
analog  angewendet  werden.  Nicht  einmal  eine  solch’  analoge 


35 ) VgL  die  Nachweisungen  bei  v.  Svnow,  Erbrecht,  g 36,  g 59,  Nr.  2. 

**)  Ssp.  II,  14,  1.  Verm.  Kap.  I,  41,  1 u.  2:  „Worde  eyn  besseronge 
gesehen  vor  eynen  todslagk,  dy  besserunge  nemen  dy  hindere  adder  dy 
erben,  unde  nicht  dy  frnwe;  noch  lantrechte.  — Schspr.  bei  Böhme 
VI,  8.  149.  108.  — System.  Sch.-R.  III,  1,  27.  39.  Kulm  111,  27.  38. 
39.  Magdeb.  Pr.  III,  1,  13.  — Schspr.  bei  Wassf.rschlkhf.n  , cap.  69, 
S.  416:  „ — fr a wen  ader  tochter  des  todgeslagen  rnannes  habin  czu 
der  clage  snlchir  sachin  (sc.  sunegeldj  keyne  forderunge“. 

37)  Verm.  Ssp.  1,  41,  1.  Von  der  hier  noch  bestehenden  Beschrän- 
kung erwähnt  das  Leobschützer  Stadtr.  (Böhme,  Diplom.  Beitr.  II,  S.  13, 
Abs.  4)  nichts. 

3H)  Bei  Göschen,  S.  14,  »«  f. ; S.  33,  »o  f.;  S.  12,  «i  f.  Venn.  Ssp. 
I,  41,  2.  Weisthnm  nach  Nordhausen  bei  Förstk.mann,  N.  Mitth.,  Bd.  I, 
H.  3,  g 17,  S.  33  f.,  vgl.  auch  Göschen,  S.  260  f. 

39)  Gerichtaleuffte  112  in  Orti.okf’s  Rechtsquellcn,  II.  Bd. 
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Anwendung  scheint  rücksichtlich  der  Schulden  derselben 
möglich.  Denn  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  gab  dem 
Manne  die  Befugnis«  zur  Vertretung  der  Frau  in  ihren 
Be  eilten  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft — legte  ihm 
aber  nicht  die  Pflicht  zur  Vertretung  in  ihren  Verbindlichkeiten 
auf.  Dennoch  macht  sie  sich  auch  hier  insofern  als  das  lei- 
tende Princip  geltend,  als  das  Schuldenwesen  der  Eheleute 
ganz  auf  der  Grundlage  der  durch  jenes  geschaffenen  Ordnung 
der  Dinge  geregelt  wird  und  dieselben  Grundgedanken,  welche 
diese  geschaffen  haben , auch  für  Regelung  der  obligatorischen 
Verhältnisse  maassgebend  geworden  sind.  Es  wird  sich  zeigen, 
in  welchem  Sinne  selbst  das  Schuldenwesen  der  Eheleute  unter 
der  Herrschaft  jenes  Princips  steht. 

Das  Schuldverhältniss  ist  eine  wesentlich  persönliche 
Rechtsbeziehung.  Persönlich  zunächst  insofern , als  es  nur 
indirect  und  bedingt  das  Vermögen  berührt.  Eine  directe 
Beziehung  darauf  gewinnt  es  nämlich  erst,  wenn  der  Schuldner 
den  Gläubiger  nicht  freiwillig  befriedigt  und  die  Frage  ent- 
steht, ob  und  wie  desshalb  sein  Vermögen  haftet.  Sein  wesent- 
lich persönlicher  Charakter  in  diesem  Sinne  tritt  aber  doppelt 
prägnant  hervor  in  einem  Rechte,  das,  wie  das  Sächsische, 
neben  der  Haftung  des  Schuldners  mit  seinem  Vermögen  die 
mit  seiner  Person  kennt  — d.  h.  mit  seiner  Freiheit  und 
seiner  Arbeit  *).  Persönlich  ist  ein  Schuldverhältniss  aber 
auch  in  dem  Sinne . dass  es  streng  an  die  Person  des  Schuld- 
nenf  und  Gläubigers  geknüpft  ist,  in  seinen  Subjecten  nicht 
beliebig  wechseln  kann,  namentlich  zu  bestehen  aufhört  und 
ein  andres,  neues  wird,  wenn  statt  des  bisherigen  Schuldners 
ein  andrer  eintritt,  dieses  Eintreten  daher  gegen  den  Willen 
des  Gläubigers  gar  nicht  erfolgen  kann. 

Hielt  man  an  diesem  Begriff  der  Obligation , wie  ihn  nicht 
minder  das  Deutsche  als  das  Römische  Recht  hat,  fest,  so 
führte  die  Ordnung  des  ehelichen  Güterrechts  von  selbst  zu 
folgenden  Grundsätzen: 

Durch  den  Eintritt  des  Schuldners  in  die  Ehe  konnte  der 

»)  Stobbk,  Beiträge  z.  Deutschen  Vertragsrecht  1855,  S.  181  f. 
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Gläubiger  in  seinen  Rechten  nicht  beeinträchtigt  werden.  Der 
Mann  nicht  minder  als  die  Frau  blieb  ebenso  Schuldner,  wie 
sie  es  vor  der  Ehe  gewesen  waren.  Zunächst  stand  dem 
Gläubiger  das  Recht  auf  die  Personalexecution  nach  wie  vor 
zu.  Ebenso  blieb  aber  auch  des  Mannes  Vermögen,  mit  welchem 
ja  nach  dem  ganzen  System  durch  die  Ehe  überhaupt  eine 
rechtliche  Aenderung  nicht  vor  sich  ging,  seinem  Gläubiger 
in  unveränderter  Welse  haften.  Dasselbe  galt  aber  auch  hin- 
sichtlich des  Vermögens  der  Frau,  da  auch  dessen  Zuständig- 
keit trotz  der  ehemännlichen  Gowere  unverändert  blieb,  sein 
Eintritt  in  den  Besitz,  die  Verwaltung  und  Nutzung  des 
Mannes  aber  selbstverständlich  die  rechtliche  Lage  des  Gläu- 
bigers nicht  beeinträchtigen  durfte.  Dagegen  wäre  eine  Ver- 
besserung seiner  Lage  lediglich  aus  dem  Gesichtspunkt  des 
Obligationenrechts  natürlich  zulässig  gewesen.  Einer  solchen 
trat  jedoch,  was  für’s  Erste  den  Gläubiger  der  Frau  anlangt, 
die  Ordnung  des  ehelichen  Güterrechts  entgegen,  nach 
welcher  das  voreheliche  oder  das  in  der  Ehe  erworbene  Gut 
des  Mannes  durch  die  ehelichen  Güterverhältnisse  überall 
nicht  tangirt  wird.  Wohl  aber  erweitert  sich  — was  für's 
Zweite  die  Stellung  des  Gläubigers  des  Ehemanns  betrifft  — 
die  vermögensrechtliche  Sphäre  des  Letztem  durch  seine  Dis- 
position und  Nutzung  am  Gute  der  Frau  und  dies  könnte  auch 
eine  günstigere  Lage  seines  Gläubigers  zur  Folge  haben.  In 
der  That  kommt  ihm  das  Nutzungsrecht  des  Mannes,  insofern 
dieser  dadurch  neue  Vermögensstücke  erwirbt,  zu  Gute,  aber 
doch  eben  nicht  anders,  als  ihn  jeder  Erwerb  seines  Schuldners 
in  eine  günstigere  Lage  versetzt.  Auf  den  Stamm  und  Stock 
des  Einbringens  der  Frau,  der  dieser  ja  nach  wie  vor  ver- 
bleibt, würde  er  dagegen  Rechte  nur  haben  gewinnen  können, 
wenn  er  das  freie  Dispositionsrecht  des  Mannes  sich  anzueig- 
nen , auf  sich  zu  übertragen,  befugt  gewesen  wäre.  Dass  und 
warum  dies  gerade  am  wenigsten  rücksichtlich  seiner  vor- 
ehelichen Schulden  nach  der  Natur  und  Bestimmung  jenes 
Rechts  möglich  war,  wird  sich  sogleich  bei  dem  folgenden 
Punkte  ergeben.  Als  Resultat  stellt  sicli  sonach  hinsichtlich 
der  vorehelichen  Schulden  heraus,  dass  dieselben  durch  die 
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Ehe  direct  nicht  im  Mindesten  berührt  werden  und  nament- 
lich das  Frauengut,  obwohl  es  in  des  Mannes  Gewere  tritt, 
dem  bisherigen  Gläubiger  verhaftet  bleibt.  Die  Schulden  der 
Frau  erscheinen  daher  als  negative  Bestandteile  ihres  Ver- 
mögens , dieses  gelangt  eben  nur  um  sie  vermindert,  mit  ihnen 
behaftet  in  die  ehemännliche  Gewere  und  auch  in  dieser  Be- 
ziehung ist  deren  Object  das  Frauengut  als  ein  Ganzes , als 
eine  Universität  “). 

Gleich  consequent  und  im  Einklang  mit  dem  allgemeinen 
Princip  sind  die  Rechtsverhältnisse  der  in  stehender  Ehe  con- 
trahirten  Schulden  geordnet.  Die  Frau  wird  nicht,  wie  im 
neueren  Sächsischen  Recht  durch  die  Ehe  in  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit beschränkt  und  sie  bleibt  Herrin  der  Substanz  ihres 
Vermögens.  Sie  kann  sich  daher  auch  in  der  Ehe  wirksam 
obligiren  ohne  und  gegen  den  Willen  des  Mannes.  Aber  die 
vormundschaftliche  Gewere  des  Mannes  an  ihrem  gesamten 
Einbringen  kann  sie  damit  nicht  beeinträchtigen.  Sie  haftet 
daher  während  stehender  Ehe  — sofern  sie  kein  Einhandsgut 
hat  — nur  mit  ihrer  Person.  Das  eingebrachte  Vermögen 
wird  erst,  wenigstens  soweit  auch  des  Mannes  Erbrechte  nicht 
darunter  leiden,  nach  Beendigung  der  Ehe  haftbar  — es  sei 
denn,  dass  noch  besondere  Rechtsgründe  für  den  Mann,  ihre 
Verbindlichkeit  anzuerkennen,  hinzutreten.  Andrerseits  con- 
trahirt  der  Mann  mit  derselben  verbindenden  Kraft  wie  ausser 
der  Ehe;  sein  durch  letztere  gar  nicht  berührtes  Vermögen, 
das  voreheliche  nicht  minder  als  das  in  der  Ehe  (auch  aus 
dem  Frauengut)  erworbene,  haftet  ebenso  wie  seine  Person. 
Der  eigentlich  kritische  Punkt  ist  aber  der , ob  auch  die  Sub- 


l»)  Mit  Recht  bestreitet  Gkkbkk,  Deutsches  Privatrecht,  § 231,  Anrn. 
II  u.  10,  die  Annahme , dass  der  Mann  das  Frauengut  deduclo  ucre 
cdieiw  in  seine  Gewere  nehme,  sofern  sie  auf  seiner  successio  in  Uni- 
versitäten] beruhen  soll  — denn  eine  Vermögen ssueeession  liegt  überall 
nicht  vor.  Sofern  aber  dabei  das  Frauengut  als  eine  Universitas  in  der 
Gewere  des  Mannes  (neben  der  der  Frau)  gedacht  wird,  entspricht-  die 
Auffassung  vollkommen  dem  Gedanken  der  Quellen,  wenn  sie  ihn 
auch  nirgends  explicite  zuiu  Ausdruck  bringen  — vgl.  oben  § 13  zu 
Anm.  Kt  f„  S.  150  f. 
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stanz  des  Frauenguts  für  seine  in  der  Ehe  gewirkten  Schulden 
tenent  ist? 

Wir  haben  oben  (§  30  u.  31)  gesehen,  wie  dem  Ehe- 
manne zwar  nicht  über  das  Grundvermögen  der  Frau,  wohl 
aber  ihre  gesamte  Fahrniss  auch  einseitig  eine  völlig  wirk- 
same Disposition  zustand  — wirksam  nicht  blos  inso- 
fern als  die  Frau  die  Veräusserung  nicht  anfechten  und 
das  Gut  zurückfordem  durfte,  sondern  auch  insofern,  als 
sie  vom  Manne  einen  Ersatz  für  das  Yeräusserte  nicht 
ansprechen  konnte.  Es  folgt  daraus  von  selbst,  dass  er 
ohne  und  gegen  den  Willen  der  Frau  zwar  nicht  ihre  Lie- 
genschaften *),  wohl  aber  ihr  fahrend  Gut  auch  zur  Deckung 
seiner  Schulden , der  vorehelichen  sowohl  wie  der  in  der  Ehe 
contrahirten,  verwenden  durfte,  sei  es,  dass  er  unmittelbar 
damit  bezahlte,  sei  es,  dass  er  sie  in  solutum  gab,  oder  sie 
versilberte,  oder  auch  nur  zu  Pfand  setzte.  Dies  scheint  nun 
zu  der  Ansicht  zu  berechtigen , dass , wie  er  das  bewegliche 
Frauengut  zur  Deckung  seiner  Schulden  selbst  verwenden 
durfte,  so  auch  seine  Gläubiger  befugt  waren,  sich  bei 
Lebzeiten  oder  nach  dem  Tode  des  Manns  im  Gebrauch  seines 
Rechts  an  die  Fahrniss  der  Frau  zu  halten , d.  h.  zu  der  An- 
sicht, dass  wenigstens  diese  schlechthin  für  des  Mannes  Schul- 
den haftete.  Diese  Schlussfolgerung  beruht  auf  einer  irrigen 
Prämisse  und  ihr  Resultat  ist  entschieden  falsch  s).  Der  Ehe- 
mann hat  nämlich,  wie  oben  (§  29)  ausgeführt  worden , nach 


*)  Magd eb.  Fr.  I,  4,  8. 

s)  Nur  bei  Lashkybks,  De  debitis  conjugurn  ex  über,  civit.  jure, 
§ 22,  p.  22  finde  ich  den  richtigen  Gesichtspunkt  bestimmt  und  folge- 
richtig hervorgehoben.  Minder  befriedigend  ist  die  Lösung  der  anschei- 
nenden Incongruenz  bei  Finslkk,  De  oblig.  ux.,  p.  37.  Haksk,  Ztsohr. 
f.  R.-W.  IV,  S.  83  f.  Gerbkr,  Jahrb.  I,  S.  269.  (Vgl.  aber  System 
§ 231,  Anm.  13.)  Rivk,  Vormundschaft  II,  S.  136.  Nach  Kbact’s 
Lehre  II,  S.  527,  kann  eine  solche  Incongruenz  überhaupt  nicht  zu  Tage 
treten,  vgl.  S.  515.  v.  Mahtitz  endlich  hat  sich  (S.  152  f.)  durch  den  im 
Text  erwähnten  Schluss  sogar  ohne  Weitres  bestimmen  lassen,  die  ge- 
meine Ansicht  überhaupt  zu  verlassen  ( vgl.  Anm.  6 und  unten  § 39, 
Anm.  12). 
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den  Sächsischen  Grundsätzen  keineswegs  die  freie  Disposition 
über  die  Fahrniss  der  Frau  in  dem  Sinne,  dass  er  sie-  rein 
willkürlich  verwenden  dürfte,  also  auch  in  seinem  einseitigen, 
egoistischen  Interesse  veräussern  könnte,  sondern  nur  in  dem 
Sinne,  dass  er  über  sie  im  Interesse  des  Hauses,  der  eheli- 
chen Gemeinschaft  völlig  frei  verfügt,  und  zwar  so,  dass  er 
weder  bei  der  Veräusserung  noch  nachträglich  der  Frau  oder 
deren  Erben  über  die  Zweckmässigkeit  oder  Nothwendigkeit 
der  Verwendung  zu  ehelichen  Zwecken  Rechenschaft  zu  geben 
und  je  nach  dem  Ausfälle  dieser  zur  Ersatzleistung  verpflichtet 
gewesen  wäre  oder  nicht.  Im  Erfolg,  nicht  im  Princip  ist 
daher  seine  Disposition  über  die  Fahrniss  der  Frau  eine  recht- 
lich durchaus  selbständige  und  unumschränkte.  Dies  ist 
aber  vom  erheblichsten  Einfluss  auf  die  Haftung  der  Frau  für 
die  Schulden  des  Mannes.  Denn  wohl  konnte  und  mochte 
man  demEhemanne,  als  Vormund  der  Frau  uhd  Haupt  des 
Hauses,  die  alleinige  und  endgültige  Entscheidung  über  die 
Verwendung  der  beweglichen  Habe  der  Frau  anheimgeben  und 
ihn  selbst  der  Verpflichtung  zur  Rechenschaft  überheben.  Da- 
gegen konnte  man  nimmermehr  dritten  Personen,  wie  den 
Gläubigern,  eine  gleich  discretionäre  Gewalt  einräumen,  die- 
selbe vom  Manne  auf  sie  übergehen  lassen,  dergestalt,  dass 
auch  von  ihrer  Willkür  abgehangen  hätte , zu  entscheiden,  ob 
eine  Schuld  als  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  cou- 
trahirt  anzusehen  sei  oder  nicht.  Vielmehr  konnte  im  Ver- 
bältniss  zum  Gläubiger  höchstens  dem  Richter  die  Entschei- 
dung hierüber  zustehen , d.  h.  es  konnte  höchstens  dem  Gläu- 
biger für  den  concreten  Fall  der  Nachweis  der  Verwendung 
für  das  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  Vorbehalten  blei- 
ben. In  der  That  knüpfen  sich  denn  auch  an  diesen  Ge- 
sichtspunkt gewisse  Ausnahmebestimmungen  und  Beschränkun- 
gen des  Grundsatzes.  Von  solchen  Ausnahmen  aber , die  z.  B. 
die  vorehelichen  und  die  Delictsschulden  des  Mannes  der  Natur 
der  Sache  nach  nie  treffen  können,  abgesehen,  blieb  den  Gläu- 
bigern des  Mannes  dessen  eignes  Vermögen  ausschliesslich 
verhaftet  und  erschien  es  im  Sinne  unsres  Rechts  sehr  wohl 
vereinbar,  dass  der  Mann  über  das  bewegliche  Frauengut  völlig 
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frei  disponiren  und  es  namentlich  zur  Deckung  seiner  Schul- 
den Verwerthen  durfte  und  dennoch  der  Gläubiger  nicht  be- 
fugt war . es  zur  Befriedigung  seiner  Forderungen  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Gerade  dies  ist  der  Punkt,  wo  schon  während 
der  Ehe  die  Getrenntheit  des  Eigenthums  selbst  an  den 
Mobilien  der  Frau  trotz  der  unbeschränkten  Dispositionsfreiheit 
des  Mannes  in  der  folgenreichsten  Weise  auch  zu  praktischer 
Geltung  gedeiht.  Das  Eigenthum  der  Frau,  sonst  völlig  durch 
die  Gewalt  des  Ehemanns  verhüllt,  tritt  sofort  hervor,  wenn 
dieser  sie  nicht  mehr  selbst  ausüben  will  oder  kann. 

Dies  sind  die  wesentlichen  Züge  des  Obligationenrechts  der 
Ehegatten,  die  zwar  durch  die  Gestaltung  der  concreten  Ver- 
hältnisse mancherlei  Moditi cationen  erfahren  können,  im  Gan- 
zen aber  immer  wieder  durchblicken.  Man  sieht:  dieselben 
Grundgedanken , welche  im  Sachenrecht  die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  erzeugten,  beherrschten  auch  die  Ordnung  der 
obligatorischen  Verhältnisse,  und  insofern  sich  die  vorehe- 
lichen Passiva  der  Frau  als  die  negativen  Bestandtheile  ihres 
Einbringens  ansehen  lassen,  und  die  Schuldenwirkung  in  der 
Ehe  sich  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  eventuellen  Disposi- 
tion über  das  Gut  auflassen  lässt,  endlich  dem  Manne  die 
gerichtliche  und  aussergerichtliche  Vertretung  zur  Verthei- 
digung  der  Frau  auch  in  ihren  obligatorischen  Beziehungen 
zukommt,  lässt  sich  selbst  sagen,  dass  auch  die  Schuldver- 
hältnisse der  Eheleute  in  ihrer  Weise  unter  der  Herrschaft 
des  Princips  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  stehen. 

Die  Ordnung  der  Schuldverhältnisse  der  Eheleute , wie  sie 
eben  dargelegt  worden,  ist  die,  welche  dem  gemeinen  Säch- 
sischen Rechte  zu  Grunde  liegt.  Die  landrechtlichen  Quellen, 
zumal  der  Sachsenspiegel,  sind  freilich  in  diesem  Punkte  karg  und 
selbst  die  Quellen  des  gemeinen  Weichbilds  sind  hier  minder 
ergiebig  als  in  andern  Partien.  Indessen  lassen  dieselben  doch, 
namentlich  die  Sehöfi'ensprüche  der  jüngern  Zeit,  über  die 
Grundzüge  des  Systems  keinen  Zweifel.  Dieselben  haben  sich 
auch  bis  in  das  moderne  Sächsische  Recht  hinein  erhalten. 
Zwar  machten  sich  dessen  beide  Hauptabweichungen  auch  im 
Obligationenrecht  geltend : die  Handlungsunfähigkeit  der  Frau 
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führt  die  absolute  Nichtigkeit  jeder  von  ihr  in  der  Ehe  con- 
trahirten  Verbindlichkeit  mit  sich  und  bei  der  Restitution  des 
Frauenguts  wird  auch  rücksichtlich  der  Passiva  dessen  Stand 
z.  Z.  der  lllation  maassgebend,  Im  Uebrigen  aber  hat  sich 
das  alte  System  tun  so  sichrer  behauptet , als  es  in  den  roma- 
nisirenden  Ideen  der  neuen  Zeit  eine  Stütze  fand.  Während 
sich  dasselbe  aber  im  Laufe  der  Zeit  seinen  Hauptelemeuten 
nach  im  gemeinen  Rechte  stets  erhielt,  hatte  sich  schon 
in  unsrer  Periode  in  den  städtischen  Particularrechten  bezüg- 
lich der  Haftung  des  Frauenguts  für  die  Schulden  des  Mannes 
die  Entwickelung  nach  einer  entgegengesetzten  Seite  hin  be- 
wegt. Die  meisten  Particularreehte  waren  gerade  auf  diesem 
Punkte  in  entschiedenen  und  bewussten  Gegensatz  zum  ge- 
meinen Recht  getreten.  Erscheinen  in  allen  übrigen  Partien 
des  Güterrechts  unter  Lebenden  die  Abweichungen  untergeord- 
neter Art,  tritt  namentlich  eine  Erweiterung  der  ehemännlichen 
Rechte  nur  sporadisch  zu  Tage,  so  greift  eine  solche  fast 
allgemein  in  der  Weise  Platz,  dass  das  Gut  der  Frau  mehr 
oder  weniger  unbedingt  für  des  Mannes  Schulden  haftet.  So 
untergeordnet  aber  dieser  eine  Punkt  im  Verhältniss  zum 
ganzen  ehelichen  Güterrecht  ist,  so  ist  doch  zum  Theil  in  ihm 
der  Keim  für  eine  Entwickelung  zu  finden,  welche  das  städ- 
tische eheliche  Güterreeht  überhaupt  in  eine  vom  gemeinen 
Recht  wesentlich  verschiedene  Richtung  getrieben  hat.  Wir 
haben  darauf  hingedeutet,  wie  im  gemeinrechtlichen  System 
grade  die  Nichthaftung  des  Frauenguts  für  die  Schulden  des 
Mannes  die  wichtigste,  ja  fast  einzige  praktische  Folge  des 
Eigenthums  der  Frau  an  dem  beweglichen  Theil  ihres  Ein- 
bringens während  der  Ehe  war.  Gab  man  nun  auch  jene 
letzte  Consequenz  auf,  so  fehlte  jede  Nöthigung,  die  Scheidung 
des  Eigenthums  an  der  fahrenden  Habe  des  ungezweiten  Gut* 
festzuhalten,  und  wenn  dann  aus  irgendwelchem  Grunde  etwas 
Aehnliches  bezüglich  des  Grundbesitzes  eintrat,  so  war  der 
Boden  bereitet,  auf  dem  dann  in  der  folgenden  Periode  in 
Anlehnung  an  die  längst  in  Uebung  gekommne,  das  beider- 
seitige Gut  als  ein  einziges  behandelnde  Güterordnung  von  Todes- 
wegen, auch  in  Sächsischen  Städten  eine  Gütergemeinschaft 
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emporwuchs.  Sowenig  man  daher  berechtigt  ist,  wie  man  wohl 
versucht  hat,  aus  der  Haftung  des  Frauenguts  für  die  Schul- 
den des  Mannes  auf  den  Bestand  einer  Gütergemeinschaft  wäh- 
rend der  Ehe  zu  schliessen,  so  war  doch  hier  der  Ausgangs- 
punkt zu  einer  Entwickelung  in  dieser  Richtung  nicht  zu  ver- 
kennen. Wir  werden  erst  bei  der  Behandlung  der  Particular- 
rechte  diesen  Gegensatz  zum  gemeinen  Rechte  in’s  Auge  fassen 
können.  Für  die  Feststellung  dieses  letztem  in  dem  eben 
bezeichneten  Punkte  sind  aber  die  gerade  um  des  Gegensatzes 
willen  hier  reichlicher  fliessenden  Quellen  der  städtischen  Par- 
ticularrechte  nur  behutsam  zu  benutzen. 

Das  öbligationenrecht  der  Ehegatten,  dessen  Grandlinien 
wir  oben  gezeichnet  haben,  tritt  in  seinen  Principien  zu  klar 
hervor,  als  dass  es  nicht  hätte  im  Wesentlichen  richtig  er- 
kannt werden  sollen,  seitdem  sich  die  rechtsgeschichtlichen 
Studien  demselben  ernstlich  zuwandten.  Schon  die  demselben 
gewidmete  erste  Monographie,  die  namentlich  für  ihre  Zeit 
vortreffliche  Abhandlung  von  Finslee  4),  stellt  jene  Principien 
richtig  dar.  Auf  ihrer  Grundlage  ist  dann  die  ganze  Partie 
mehr  im  Detail  von  den  späteren  Bearbeitern  der  Sächsischen 
ehelichen  Güterrechte  durchgeführt  worden  5).  Erst  in  neuester 
Zeit  ist  von  v.  Martitz  die  grade  entgegengesetzte  Ansicht  ver- 
treten worden , nach  welcher  im  Landrecht  das  gesamte  Frauen- 
gut, im  Weichbild  wenigstens  das  ganze  bewegliche  Einbringen 

^ *)  De  obligatione  nxoris  circa  solvenda  mariti  debita  (Döttingen  1822). 

6)  So  abgesehen  von  dein  Frühem  Hasse  in  seiner  Skizze  des  ehel. 
Gnterr.  in  Eichhohn's  Ztschr.  für  geschichtl.  R.-W.  JV,  S.  83  f. , in 
v.  Sxnow's  Erbrecht  des  Ssp.,  S.  333  f.  Ckopp,  Jurist.  Abhandl.  II, 
S.  449.  Bbrck,  Bremer  ehel.  Gütern , § 12,  S.  105  f.  Göschen,  Gos- 
lar’schcs  Recht,  S.  263.  271.  Kract,  Vormundschaft  II,  S.  515  f.;  vgL 
v.  Gkrhkk,  Giiterrechto  der  Ehegatten,  in  s.  Jahrbüchern  I,  S.  269  f. 
Hanei.,  Gütergemeinsch.  in  Ostfalen  in  Rcdorkf’s  Ztschr.  1,  S.  281  f.  — 
Nur  von  indirecter  Bedeutung  für  unsem  Zweck  ist  Stobbk,  Zur  Geschichte 
des  Deutschen  Vertragsrechts  (Leipzig  1855).  Dagegen  giebt  die  Abhand- 
lung von  I.asi'kyrks  , De  debitis  conjugum  ex  libcraruin  Germaniae 
civitatura  Hanseaticarurn  jure  Oommentatio  (Halae  1857),  obwohl  nur 
das  Hanseatische  Recht  zur  Aufgabe  nehmend,  auch  für  das  gemeine 
Recht  werthvolle  Beiträge  zur  richtigen  Beurtbeilung  der  Sache. 
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der  Frau  für  alle  vom  Manne  gewirkten  Schulden  haften 
soll 6).  Ich  kann  mich  von  ihrer  Haltbarkeit  nicht  über- 
zeugen. 

Wenn  wir  jetzt,  von  Neuem  das  Ganze  prüfend  und  mit 
Verwerthung  der  neu  eröffneten  Quellen  die  Sache  im  Ein- 
zelnen darstellen,  so  gliedert  sich  diese  unsere  Darstellung 
uaturgemäss  in  der  Weise,  dass  wir  in  Betracht  ziehen: 

I.  Die  vorehelichen  Schulden. 

II.  Die  vertragsmässige  Schuldenwirkung  in  der  Ehe 

1)  durch  die  Frau, 

2)  durch  den  Mann. 

III.  Die  Delictsschulden  der  Eheleute. 


§ 37. 

Die  vorehelichen  Schulden  der  Ehegatten. 

Dass  des  Mannes  Vermögen  für  seine  vorehelichen  Schulden 
auch  nachdem  er  in  die  Ehe  getreten,  haftet,  versteht  sich 
von  selbst  und  wird,  weil  selbstverständlich,  nirgends  hervorge- 
hoben. Dass  umgekehrt  das  Frauengut  nicht  für  jene  Schulden 
tenent  ist,  folgt  aus  dem  unten  (§  39)  nachzuweisenden  Grund- 
satz, dass  es  ohne  besondern  Verpflichtungsgrund  nicht  einmal 
für  die  von  ihm  in  der  Ehe  gewirkten  Passiva  aufzukommen 
hat  — und  da  sie  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  im  Interesse 
der  ehelichen  Gemeinschaft  contrahirt  sein  können,  so  ergiebt 
sich  daraus  weiter,  dass  hier  grade  der  gewöhnlichste  besondre 
Verpflichtungsgrund  der  Frau  wegfällt. 

Dass  für  die  vorehelichen  Schulden  der  Frau  nicht  des 
Mannes  Vermögen  tenent  ist,  wohl  aber  die  Gläubiger  das- 
jenige Gut  zur  Befriedigung  in  Anspruch  nehmen  können, 
welches  sie  mit  in  die  Ehe  gebracht  hat,  wird  in  den  Quellen 
mehrfach  bezeugt.  Das  Eine  und  das  Andre  hebt  das  alte 


6)  v.  Mahtitz,  g 11  u.  25. 

Affrieola,  Gewere  x.  r.  V.  24 
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Freiberger  Stadtrecht ')  cap.  1 08  ausdrücklich  und  gegensätz- 
lich hervor: 

„ Ninit  die  Frau  einen  andern  man,  der  darf  vor  sie 
nicht  gelten  noch  antwortten  um  di  schuld, 
die  sein  vorfahrer  ist  schuldig  blieben1), 
er  lesst  sic  wohl  selber  antworten  um  die 

schuld wenn  sie  zu  ihm  nichts  bracht  wissend- 

lich  und  er  das  geweren  will  aufm  heiligen , ob  er  was 
zu  recht  vor  sie  geben  sol,  so  sol  man  theilen , das  er 
das  behalte  aufm  heiligen,  das  si  zu  ihm  nichts 
bracht  von  seinem  Vorfahren,  das  er  zu  recht 
auch  nicht  vor  si  gelten  sol.“ 

Anderwärts  wird  wenigstens  ausdrücklich  das  betont,  dass 
der  Ehemann  nicht  vermöge  seiner  ehemännlicben  Rechte  be- 
fugt ist,  den  Gläubiger  von  seinem  Anspruch  an  das  Frauen- 
gut auszuschliessen.  So  die  Magdeburger  Fragen  I,  12,  7 : 

„ — Ab  man  eyuer  wittwen  gebe  gelt  und  hulffe  ir,  das 
sy  czu  manne  queme,  und  ir  dornoeh  das  gelt  nicht  anneme 
were  unde  globte  das  gelt  wedir  zcu  gebene,  ab  ir  man, 
den  sy  dornoeh  nam , mochte  hinderen  adir  weren , das 
sy  des  gelobdes  nicht  en  halde?“  — „Was  dy  frouwe 
geldis  gelobet  hatte,  das  sy  bekennet,  das  ist  sy  pflichtig 
zcu  leisten  sundir  iris  mannis  hindemisz.“  *) 

Die  Frau  haftet  also  mit  ihrem  gesamten  Einbringen,  even- 
tuell der  Personalexecution;  des  Mannes  Vermögen  bleibt  unter 
allen  Umständen  von  der  Haftung  frei.  Am  prägnantesten 
fassen  dies  die  Göttinger  Statuten  v.  13,r>4  dahin  zusammen: 
„Weret  ok  dat  vruwe  eder  maghet  man  neme  unde 
schult  schuldich  were,  de  schult  schal  de  man  ghelden 

')  Walch,  Vermischte  Beitr.  III,  S.  202. 

*)  In  Freiberg  gilt  Drittheilsrecht,  die  Wittwe  ist  Erbin  und  haftet 
als  solche. 

®)  Sch.-U.  bei  Wasskhrc  hi.kben,  S.  209,  Abs.  2 a.  E.  Von  derselben 
Rechtsansicht  gehen  aus:  der  Schspr.  in  d.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  33 
u.  34  = Magdeb.  Fr.  I,  12,  ti  und  der  aus  der  Dresdener  Hdschr. 
bei  Bkhrknd,  S.  234,  Nr.  1U2.  Ebenso  kann  d.  System.  Sch.-R.  IV,  1, 
30  n.  31  (Kulm  IV,  29.  30)  nur  auf  voreheliche  Schulden  der 
Frau  bezogen  werden. 
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vandeme,datdevruweedermaghettoomeghe- 
braclit  lieft  alse  vorder  alse  dat  wäret  unde  me 
dat  bewisen  mach,  ef  he  des  versakede.  Wur  nu  des  nicht 
bewisen  mochte,  des  mach  de  man  sek  ledighen  mit  sine 
rechten,  ünde  so  schal  de  vruwe  lyden  dit  vorben[ante] 
bod  “ (die  in  Hansarrest  bestehende  Personalexecution). 4) 

Alle  diese  Quellen  sprechen  lediglich  von  der  Haftung 
desjenigen  Frauenguts,  welches  bei  Abschluss  der  Ehe  inferirt 
wird.  Ob  dasselbe  rücksichtlich  des  der  Frau  während  stehender 
Ehe  anfallenden  Guts  gilt,  wird  in  keiner  Sächsischen  Rechts- 
quelle erörtert R).  Die  Frage  lässt  sich  daher  nur  aus  dem 
allgemeinen  Princip  entscheiden.  Aus  diesem  scheint  sie  mir 
bejaht  werden  zu  müssen  8).  Denn  nur  als  Universitas  nimmt  < 

der  Mann  das  Gut  der  Frau  in  seine  Gewere,  mag  sie  es 
sofort  oder  während  der  Ehe  inferiren,  und  auch  das  Letztere 
kommt  wenn  auch  nicht  zeitlich  so  doch  begrifflich  in  ihr 
Vermögen  und  wird  von  den  darauf  lastenden  Schulden  er- 
griffen, ehe  es  in  des  Mannes  Gewere  fallt 7). 

*)  Pufendorf,  Observ.  III,  App.,  p.  169.  Vgl.  Kraft  II,  S.  421  f. 

Tiber  den  Personalarrest  als  Executionsmittel  in  jener  Quelle. 

5)  Auch  unter  den  Süddeutschen  Rechten  gedenkt  des  Falles  nur  das 
Wiener  Stadtr.  v.  1435  bei  Rauch,  Script.  JII,  p.  244,  al.  2.  Ks  ist 
jedoch  durchaus  unzulässig,  aus  dieser  Quelle  einen  Schluss  auf  das 
Norddeutsche  System  zu  ziehen  — wie  Fi.nsi.br  a.  a.  0.,  S.  13,  Anm.  7 
uud  Kraut  II,  S.  413,  Anm.  17  thun  — , da  im  Wiener  Recht  die  Ge- 
schlossenheit des  Guts  je  nach  dem  Bestände  in  jeder  Ehe  auch  für  das 
Schuldenwesen  maassgebend  wird  — ein  dem  Sächsischen  Rechte  ganz 
fremdes  Princip. 

*>)  Dies  nehmen  auch  gegen  Finsi.br  a.  a.  0.,  und  Kraut  a.  a.  O. 
an:  Runde,  Eheliches  Güten-.,  S.  92  f.  Gerber,  Jahrb.  a.  a.  0.,  S.  270. 
Lasfbirks  a.  a.  0.,  § 45.  v.  Mautitz,  S.  159,  Anm.  22 ; S.  306,  Anm.  16. 

1)  Anders  verhält  es  sich  mit  Vergabungen  der  Frau  auf  den  Todes- 
fall , wenn  solche  vor  Eingehung  der  Ehe  errichtet  waren.  Dass  diese 
nur  dann,  wenn  die  Frau  das  vergabte  Gut  gar  nicht  in  des  Mannes 
Gewere  eingebracht  hatte,  wirksam  blieben,  lehren  die  Schspr.  bei 
Was8RR8Chi.ebhn  , S.  101,  cap.  17S  (bei  Bohre  VI,  S.  133,  i)  und 
S.  103,  cap.  203  (bei  Boiihk  VI,  S.  1Ö2). 
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8 38. 


Die  Sclmldvertrttire  der  Frau  während  der  Ehe. 

Nach  dem  heutigen  Sächsischen  Recht  sind  die  von  der 
Frau  ohne  Consens  des  Mannes  zur  Begründung  einer  Schuld 
geschlossenen  Geschäfte  ispo  jure  und  absolut  null  und  nichtig. 
Die  Ehefrau  ist  zu  ihrer  Eingehung  schlechthin  unfähig  ’)• 
Dagegen  ist  dem  älteru  Sächsischen  Recht  auch  im  Obliga- 
tionenwesen eine  solche  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit 
der  Ehefrau  unbekannt.  Auch  die  ohne  Zustimmung  des  Ehe- 
manns von  ihr  contrahirte Verbindlichkeit  besteht  an  und  für 
sich  zu  Recht.  Die  Frau  ist  durch  sie  gradeso  obligirt,  als 
wenn  sie  dieselbe  unverheirathet  eingegangen  wäre,  und  nur 
die  Wirkung  der  Obligation  auf  ihr  derGewere  zu  rech- 
ter Vormundschaft  unterliegendes  Vermögen  ist 
soweit  und  solange  gehemmt,  dass  durch  die  Schuld  die  in  jener 
Gewere  liegenden  Rechte  des  Mannes  in  keiner  Weise  beeinträch- 
tigt werden  können,  wenn  nicht  besondere  Gründe  vorliegen, 
welche  den  Mann  verpflichten , die  Schuld  der  Frau  als  bindend 
anzuerkennen.  Die  von  der  Frau  contrahirte  Schuld  ist  also  an 
sich  rechtsbeständig  und  nur  die  Haftung  des  Frauenguts  in- 
soweit beschränkt,  dass  des  Mannes  Rechte  an  demselben  völlig 
unberührt  bleiben  müssen.  Welche  Wirkungen  der  Obligation 
hienach  noch  übrig  bleiben,  wird  gleich  näher  zu  erörtern 
sein,  wobei  sich  der  Beweis  dafür,  dass  die  contrahirte  Ver- 
bindlichkeit an  sich  rechtsbeständig  ist,  von  selbst  ergiebt. 
Die  Zeugnisse  für  diesen  Satz  sind  so  entscheidend,  dass  an 
seiner  Richtigkeit  nicht  zu  zweifeln  ist  *). 

Wie  die  Frau  ihr  in  der  Gewere  des  Mannes  befindliches 
Gut  nicht  direct  veräussem  kann  ohne  Zustimmung  des  Mannes, 


J)  Vgl.  oben  § 9,  Anni.  6,  S.  119  f. 

*)  Dass  Canpp  (über  Handelsfrauen;  Abhandl.  I,  8.  9 f.)  entgegenge- 
setzter Ansicht  scheint,  beruht  lediglich  auf  ungenauem  Ausdruck  (vgl. 
ebend.  8.  33,  Amu.  5).  Die  Behauptung  bei  Laspbyhks  a.  a.  O.,  § 37, 
Anm.  2 ist  auf  das  ältere  Sächsische  Recht  auch  der  Hansestädte  nicht 
zu  beziehen. 
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so  auch  nicht  indirect  und  folgeweise  dadurch,  dass  sie  es 
eventuell  für  ihre  Schulden  haftbar  macht.  Diese  Anwendung 
des  allgemeinen  Princips s“)  heben  die  gemeinrechtlichen  Quel- 
len nicht  minder  ausdrücklich  hervor3),  als  die  particularen, 
und  sie  versteht  sich  ohnehin  von  selbst.  Abgesehen  von 
der  Haftung  des  eingebrachten  Guts  während  der  Ehe,  ist 
aber  die  contrahirte  Obligation  vollkommen  wirksam. 

Schon  während  der  Ehe  haftet  daher  die  Frau  sowohl  mit 
ihrer  Person  in  der  Form , in  welcher  Personalexecution  gegen 
Frauenspersonen  überhaupt  zulässig  ist,  als  mit  ihrem  Ein- 
handsgut. Beides  fasst  zusammen  der  Verm.  Ssp.  111, 
9.  10  4) : 

„Claget  man  czu  eyner  fruwen  umbe  gute,  dy  sy 
had  geburget  ane  oren  Mann . Louckent  abir  dy 


2»)  Vgl.  die  Zeugnisse  für  dasselbe  oben  § 23,  Anm.  2,  8.  325. 
s)  So  geschieht  dies  für  einen  besondero  Fall  im  Verm.  Ssp.  III,  9,  1 1, 
und  allgemeiner  I,  47,  1,  entlehnt  aus  dem  Goslar’schen  Recht  S.  23,  «o  f. 
(vgl.  Göschen,  S.  262,  Anin.  6,  S.  271):  „Eyn  wip  mag  ane  sines 
manne«  willen  nicht  vorkouflen  noch  vorwiUekom,  dywile  her  or  orc 
notdorft  gibt.“  Glosse  z.  Weichb.,  Art.  26,  bei  v.  I)amei.s  S.  313,  ss  f. : 
„ Ouch  so  mag  eyn  wip  ane  ires  Vormunden  willc  widir  ires  gutis  vor- 

gvbin  noch  gelobin  noch  vorkouffen ane  ires  mannes  loube, 

das  er  is  dnr  recht  dulden  durffe  — Stück  von  der  Beweisung  bei 
Homkyer  II,  1,  S.  366 : „Hir  van  is  ok,  dat  dy  man  vor  syner  frouwen 
schulde  und  sunderkc  handclinge  nicht  darff  antwerden.“  Berliner 
Rechtsb.  bei  Fidicin  I,  S.  145  (150):  „Eyne  vrouwe  sal  ane  ores 
Vormundes  wille  vor  nymande  loven;  worde  sy  darboven  yroan- 
des  borge  und  bekende  des  Vorgerichte,  sy  mut  betalen.  Wol  is  or  man 
nicht  plichtig,  vor  or  pand  tu  dulden;  ofte  sy  nicht  betalunge  het,  so 
nmstesy  dat  recht  lyden.“  (Zum  Verständniss  der  Stelle  vgl.  die  Stelle  bei 
Anm.  4.)  Eisenacher  Gerichtsl.  51:  „Eine  ygliche  frauw,  die  dae  sizet 
mit  yrem  elichcn  manne,  die  frauwe  magk  nichts  vergeben  noch  ver- 
loben ane  yres  mannes  willen,  das  yn  schaden  möge.“  Vgl. 
Pcrgolut’s  Rechtsb.  I,  103.  Gothaisches  Stadtr.  cbend.  XI,  87.  Lfib'- 
sches  St.-R.  I,  21;  II,  96;  III,  134.  Hamb.  St-R.  v.  1270  IX,  13; 
1292  M.  10:  „It  ne  mach  nen  vrouwe  kopen  gud  ane  ere  rechten  vor- 
muut,  dat  ere  man  gelden  dorve,  stinder  wumpele  unde  doke  undc  vlas, 
ere  vomiunt  bescheidc  it.  Unde  willekoret  he,  so  wat  se  koft,  dat  he  it 
gelden  wille,  so  blift  it  stedc  — 

*)  Vgl.  unten  S.  380. 
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fruwe  der  schult,  daz  stet  czu  oren  eyde;  bekennet  abir 
sy  ir,  man  sal  dorobir  helffen , ob  sy  icht  hat,  adder 
sy  mit  der  hand  antwerten.“ 

Denn  wenn  es  richtig  ist,  dass  das  Eingebrachte  nicht 
haftet,  so  kann  mit  den  Worten  „ab  sv  icht  hat“  nur  ihr 
nicht  eingebrachtes  Vermögen  , ihr  Einbandsgut  gemeint  sein. 
Ganz  denselben  Sinn  und  Zusammenhang  hat  die  Anm.  3 citirte 
Stelle  des  Berliner  Rechtsbuchs.  Der  Gläubiger  kann  sich 
an  ihr  Einhandsgut  halten , wie  sie  es  selbst  obue  Widerspruch 
des  Mannes  zur  Deckung  ihrer  Schulden  verwenden  kann  s). 
Von  demselben  Gesichtspunkt  aus  ordnen  auch  die  Sächsischen 
Particularrechte , soweit  sie  den  Punkt  behandeln,  das  Rechts- 
verhältniss.  Namentlich  ist  es  die  Gestattung  der  Personal- 
execution ®) , welche  nach  dem  alten  System  dem  Gläubiger 
imgeachtet  der  Vermögensrechte  des  Mannes  eine  ziemlich 
ausreichende  Sicherheit  bot,  da  sie  die  eheliche  Gemeinschaft 
zeitweise  aufhob  und  den  Mann  indirect  nöthigte,  dem  Gläu- 
biger äussersten  Falls  selbst  aus  eignen  Mitteln  gerecht  zu 
werden.  Denn  die  Personalhaft  drohte  , wiewohl  soweit  ge- 
mildert, als  es  die  Sicherstellung  der  weiblichen  Ehre  er- 
heischte, nach  gemeinem  Rechte  sonst  in  derselben  Strenge 
den  verehelichten  wie  den  unverehelichten  Weibern 7) , und 
auch  als  man  in  den  Particularrechten  die  alte  Härte  mil- 
derte, und  der  Personalhaft  auf  indirectem  Wege  (durch  das 


5)  So  bezieht  sich  auch  das  System.  Sch.-R.  IV,  2,  67 : „ Machit 
eyne  vrauwe  schulde  ane  eris  mannis  winsln  und  vorseczte  do  vor  er 
gewallt  adir  varnde  habe,  dy  ir  er  man  gegehin  hatte  adir  evn 
andir  er  vront,  di  vrauwe  lebe  ader  sterbe,  wcl  in  er  man  habin,  der  aal 
in  losin  mit  eyme  gelde.  Vorseczte  abir  dy  vrauwe  daz  ezn  gerade  ge- 
hörte, daz  mag  der  adir  dy  losin,  di  dorczu  recht  habyn  noch  der  vrauwin 
tode “ (Knlm  III,  153;  POi.masn,  Dist.  V,  6,  11)  auf  Einhandsgnt  der 
Frau;  vgl.  § 56,  Anm.  38. 

6)  Vgl.  Stobbk  zur  Gesch.  des  Deutsehen  Vertragsrechts,  8.  181  f. 

1)  Der  Verm.  Ssp.  stellt  alle  in  eine  Reihe,  wenn  er  IIP,  9,  6 die 

Personalhaft  ordnet:  „Ist  eyn  frnwe  adder  jnngfrnwe  adder  mayt 
schnldig,  nnde  man  dy  schult  czu  or  bracht  had  vor  gerichte  — — so 
ag  man  syantwerten  hen  by  der  hant  also  eynen  man  unde  behal- 
den  als  einen  man  — .“ 
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Recht  auf  Pfändung  des  obersten  Gewands)  einen  Hausarrest 
substituirte  *)  blieb  dieses  Mittel  in  der  Regel  noch  drastisch 
genug  zur  Sicherung  des  Gläubigers  ‘J).  Kann  nun  hienach 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  auch  die  von  der  Frau  einseitig 
eingegangne  Obligation  an  sich  zu  Recht  besteht ,0),  so  wird 
man  zu  schliessen  haben,  dass  auch  das  Vermögen  derselben 
lür  sie  haftet,  sobald  die  ehemännlichen  Rechte  dieser 
Haftung  nicht  mehr  im  Wege  stehen.  Namentlich  ist  also, 
obwohl  es  an  einem  Zeugniss  fehlt,  anzunehmen,  dass  die 
Wittwe  und  die  geschiedene  Frau  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
mögen fiir  ihre  Schulden  einsteht,  wie  sie  ja  der  Personal- 
executiou  immer  ausgesetzt  gewesen  war  I0‘).  Wie  die  Frau 
als  Wittwe,  so  sind  aber  gewiss  auch  ihre  Erben  tenent,  also 
namentlich  die  Niftel  von  der  Gerade.  Dies  wird  auch 
ausdrücklich  bezeugt  lgb).  Dagegen  kann  der  Satz  über- 
haupt nur  gelten,  sofern  ihr  Vermögen  nicht  dem  Manne  als 
Wittwer  verbleibt.  Denn  dass  dieser  nicht  gehalten  ist,  mit 
dem  ihm  kraft  seines  Mobiliarrechts  zufallenden  Gute  der  Frau 
deren  einseitig  gewirkte  Schulden  nach  der  Ehe  zu  berichtigen, 
die  er  während  der  Ehe  nicht  damit  zu  decken  brauchte,  würde 
sich  von  selbst  verstehen,  auch  wenn  die  Quellen  ihn  nicht 
so  allgemein  und  ohne  Einschränkung  von  der  Anerkennung 
solcher  Verbindlichkeiten  freisprächeu  u).  Da  nun  aber  frei- 
lich der  Ehemann,  wenigstens  nach  gemeinem  Sächsischem 


*)  Hamburger  Stadl, r.  v.  1270  IX,  13;  v.  1292  M.  X;  1497  L.  6. 
Bremer  St.  v.  1303.  92 ; v.  1428  IU,  9.  Göttinger  Stat.  bei  Pcfendorf 
Hi,  App.  S.  16S.  vgl.  Kkact  11,  S.  40H,  Amu.  7.  8.  9. 

9)  Ein  Beispiel  seiner  Wirksamkeit  aus  dem  Gebiete  des  Bremer 
Rechts  giebt  der  Fall  bei  Oblkichx,  S.  338,  Nr.  179. 

10)  Auch  ans  andern  Qucllenzcugnissen  erhellt  dies  zur  Genüge.  Vgl. 
System.  Sch.-R.  III,  2,  95.  Kolm  III,  12ti.  Venn.  Ssp.  II,  4,  12. 
Berliner  R.-B.  bei  Fi  mein  I,  S.  150  u.  a.  iu. 

»o«)  So  anch  v.  Mautitz,  S.  158. 
io  b)  Vgl.  unten  § 45,  Anw.  22. 

'•)  Vgl.  oben  Anm.  3.  Darüber  Hasse,  Skizze  a.  a.  0.,  S.  83  f. 
Krait  11.  S.  410  I".  v.  Syixjv,  Erbrecht,  S.  333.  v.  Mahtitz  ist  a.  M. 
§ 27,  Anm.  16  a.  E. 
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Recht , die  Mobilien  ausser  der  Gerade  behält,  die  Grundstöcke 
aber  wenigstens  nach  den  älteren  landrechtlichen  Quellen  in  der 
Hand  des  Erben  nicht  tenent  sind,  so  kann  von  einer  Haftung  der 
Erben  der  Frau,  abgesehen  von  der  Haftung  der  Gerade  (vgl. 
Anm.  10h)  überhaupt  nur  die  Rede  sein  in  den  städtischen  Rech- 
ten, welche  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  nicht  mehr  kennen,  und 
nach  den  Quellen , welche  auch  den  Grundbesitz  für  die  Schul- 
den des  Erblassers  haften  lassen  '*).  So  gross  aber  auch  das 
von  diesen  Grundsätzen  beherrschte  Rechtsgebiet  ist,  finde  ich 
doch  nirgends  unsere  Frage  ausdrücklich  behandelt  und 
entschieden  ls). 

Ist  die  Nicht-Einwilligung  des  Mannes  das  einzige  Hin- 
derniss der  Haftung  des  Frauenguts,  so  muss  letzteres  tenent 
werden,  sobald  der  Mann  zur  Eingehung  der  Verbindlichkeit 
consentirt  hat  w).  Die  Einwilligung  kann  auch  nachträglich  und 
ebenso  durch  concludente  Handlungen  wie  ausdrücklich  erfolgen . 
Der  Mann  gilt  also  für  ratihabirend , wenn  er  z.  B.  das  von 
der  Frau  geniiethete  Haus  mit  bewohnt  ,s)  oder  das  von  ihr 
vermiethete  vom  Miether  hat  beziehen  lassen  16).  Wie  immer 


'*)  Eh  bildet  die«  später  die  Regel,  vgl.  Stobbr  : Ueber  das  Eintreten 
des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers,  in  den  Jabrb.  des  gern. 
Deutsch.  R.  v.  Bekkkr  V,  S.  303  f.  und  Lewis,  Die  Succession  des 
Erben  (Berlin  18134),  § 16. 

1S)  Kract  II,  S.  411  f.  nimmt  an.  dass  auch  der  Frau  Erben  die 
von  ihr  einseitig  gewirkten  Schulden  nicht  anzuerkennen  gehabt  hätten. 
Die  Annahme  scheint  mir  mit  dem  Grundsatz  nicht  vereinbar,  dass  die 
Sehuhl  der  Frau  an  und  für  sich  völlig  zu  Recht  bestand. 

i«)  Vgl.  oben  Anm.  3.  Ausdrücklich  sagt  die  dort  citirte  Stelle  des 
Hamburger  Rechts:  „ — Unde  willekoret  he,  so  wat  se  koft,  dat  he  it 
gelden  wille,  so  blift  it  stede.  “ 

>6)  Goslar'sches  Recht,  S.  22,  m f.  = Verm.  Ssp.  II,  4,  12  (Eise- 
nacher R.-B.  III,  37;  Purgoldt's  R.-B.  II,  53):  „Mitet  eyn  fhiwe  evn 
huB,  vor  den  husezins  aal  or  eliche  man  mit  der  Cruwcn  antworde  sin, 
ab  her  mit  or  gewont  had  in  derselben  gewer.“ 

>«)  So  der  in  dem  Schspr.  bei  Wassbrschi.kiikn  , S.  99,  cap.  168 
behandelte  Fall:  Eine  Frau  hat  das  mit  ihren  erstehelichen  Kindern  in 

ungetheilter  Wcre  besessene  Haus  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  ihres 
Mannes  zusammen  mit  dem  Vormunde  ihrer  Kinder  auf  einen  bestimm- 
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er  aber  auch  consentirt,  die  Schuld  haftet  nun  nicht  blos 
wirksam  auf  der  Frauen  Gut,  sondern  auf  dem  gesamten 
vereinigten  Vermögen  beider  Gatten.  Man  sieht  in  dem  Con- 
seils des  Mannes  sein  Anerkenntnis , dass  die  Schuld  im  In- 
teresse der  ehelichen  Gemeinschaft  gewirkt  ist  und  lässt  sie 
desshalb  auf  dem  Ganzen  haften.  Eine  ausdrückliche  Bestä- 
tigung findet  sich  dafür  freilich  in  den  Sächsischen  Quellen 
nicht  n).  Allein  nirgends  deuten  sie  auf  eine  Beschränkung 
der  Haftung  auf  das  Vermögen  der  Frau  hin , behandeln  viel- 
mehr das  Gut  bei  solchen  Fragen  stets  als  ein  Ganzes  und 
lassen  überhaupt  entweder  das  beiderseitige  Vermögen  haften  oder 
keins  18).  Es  ist  daher  nicht  im  Sinne  unserer  alten  Quellen, 


ten  Zeitraum  vernüethct.  Vor  Ablauf  denselben  will  ihr  Mann  den  Miether 
aitKweiscn  und  fragt:  „Sintdemol  meyn  wcip  an  meynen  willen,  wenne 

ich  ir  recht  Vormunde  byn  nichtis  nicht  gcthun  mag,  ab  nu  die  mytunge 
steyn  mag?“  Aber  die  Schöffen  urtbeilen,  da  der  Miether  daB  Hans  von 
der  Frau  gcmiethct  habe  und  der  Mann  „das  geledin  hat  und  nicht 
wedirsprochen  bis  do  her“,  dass  derselbe  den  Miether  die  Miethzeit  über 
sitzen  lassen  müsse.  Das  Urtheil  wird  in  zweiter  Instauz  bestätigt. 

17 ) Der  Schspr.  bei  Wasskrschlrbkn,  S.  173,  cap.  41,  lässt  sich 
direct  nicht  dafür  anffihren.  Es  wird  in  demselben  dor  Fall  behandelt, 
da  der  Mann  seine  Betheiligung  an  einem  Contract  der  Frau  eidlich  ab- 
geläugnet  hat.  Dass  aber  die.  Execution  dennoch  nicht  blos  in  der  Frau, 
Bondern  auch  in  sein  eignes  Vermögen  gehen  soll,  beruht  nicht  direct  auf 
der  spätem  Genehmigung  des  Vertrags,  sondern  darauf,  dass  er  sic  zu 
Recht  zu  stellen  versprochen , dieses  Versprechen  aber  nicht  gehalten  hat. 
Ein  solches  Versprechen  steht  der  Verbürgung  für  die  Schuld  selbst  gleich 
(vgl.  Stobbk,  Vertragsrecht,  S.  119).  Nur  ist  das  Resultat  auch  hier, 
dass  für  die  Schuld  entweder  das  beiderseitige  Gut  haftet  oder  auch 
nicht  das  der  Frau. 

•«)  Pikgoldt’s  Rechtsb.  I,  103:  ,,Eyn  iglichs  wip,  das  do  sitzet 
an  der  ee  mit  orem  elichen  manne,  die  frouwe  cn  mag  noch  en  kan, 
diewile  her  er  die  notdorfft  gibt , mit  keyme  rechtin  nicht  vorgeben 
noch  vorloben  seines  gutes  ane  seinen  willen  und  wiessen,  da»  eme  gc- 
schadin  möge.“  Auch  die  Beschränkungen  des  Satzes  in  den  Fällen  einer 
rersio  in  rem  oder  einer  Obligation  im  Kreise  der  Hauswirthschaft  oder 
auf  ganz  geringe  Beiträge  haben  den  Sinn,  dass  in  solchen  Ausnahme- 
fällen nicht  blos  das  Vermögen  der  Frau,  sondern  das  beiderseitige  Gut 
haftet  (vgl.  nnton).  Hat  der  Mann  die  Schuld  durch  deren  Zahlung 
Incite  genehmigt,  so  kann  er  seinen  Aufwand  nicht  von  ihr  ersetzt  ver- 
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wenn  man  in  dem  Consens  des  Mannes  lediglich  einen  Ver- 
zicht auf  die  ehemännlichen  Rechte  an  den  Illaten  der  Ehe- 
frau  erblickt  ,,J);  vielmehr  liegt  darin  das  Anerkenntnis«,  dass 
die  Schuld  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  gewirkt 
ist,  und  für  solche  Schulden  haftet  das  beiderseitige  Gut.  So- 
lange es  sich  nm  freiwillige  Befriedigung  des  Gläubigers  han- 
delte , stand  es  in  der  Wahl  des  Mannes  zu  bestimmen , aus 
was  für  Mitteln  derselbe  befriedigt  werden  sollte:  dies  lag  in 
seinem  freien  Dispositionsrecbte.  Nur  bezüglich  der  Grundstücke 
galten  die  allgemeinen  Beschränkungen.  Gedieh  es  dagegen 
zur  Execution,  so  musste  es  in  der  Willkür  der  Gläubiger 
stehen , das  Hülfsobjeet  zn  bestimmen  *°).  Damit  würde  an 
und  für  sich  die  Pflicht  des  frei  ausgegangnen  Gatten , dem 
andern  einen  verhältnissmässigen  Ersatz  für  die  Tilgung  der 
Schuld  zu  leisten,  vereinbar  sein.  Eine  solche  lag  aber  ent- 
fernt nicht  in  der  Anschauung  des  Deutschen  Rechts  und  na- 
mentlich nicht  in  der  Alt,  wie  die  Restitution  des  Frauenguts  ge- 
ordnet war.  Weder  der  Mann  kann  ersetzt  verlangen , was  er 
zur  Tilgung  der  Schuld  seiner  Frau  aufgewendet  ,1).  noch  die 
Frau  den  entsprechenden  Aufwand  für  den  Mann  **).  Darüber 


langen.  I)a«  Hamburger  St.-R.  v.  1270  IX,  13;  v.  1232  M.  10;  v.  1497 
1,.  0 Hetzt  nur  die  beiden  Fälle  entgegen : entweder  der  Mann  bat  nicht 
consentirt,  oder  er  hat  die  Zahlung  mit  versprochen. 

19)  So  Gkeukk,  Jahrb.  I,  S.  270,  Anm.  17  ; Laspkykks  a.  a.  O.,  g 39, 
gegen  Pauli,  Abh.  II,  S.  110.  v.  Martitz,  S.  159.  Kraut  II,  S.  415  f. 
Wai.tkr,  D.  Pr.-R.,  g 193,  Anm.  12. 

*°)  Eine  Analogie  bietet  der  oben  Anm.  17  allegirtc  Schspr.  bei 
Warskhschlrbkn  , S.  173,  cap.  41. 

**)  System.  Seh.-R.  III,  2,  95  (Kolm  II,  12Ü):  .,  Machit  oynis  luannis 
elicli  weip  schult  mit  des  mannis  vvissintsclmft  adir  ane  syne  wissinscliaft 
und  bcczahlt  der  man  die  schult,  dornuuue  mag  her  di  vrauwe  vor  gc- 
richte  nicht  bcclagin  noch  ansprechin.“  Vgl.  oben  g 33,  Anm.  31,  S.  337. 

12 ) Schnpr.  bei  Wasskrschi.khkn,  8.  117,  cap.  242.  Eine  von  ihrem 
Manne  von  Tisch  und  Bett  geschiedene  Frau  „vordirt  czu  demaelbin 
manne  50  marg,  die  sie  vor  eren  man  liat  gegebin  vor  schulde  die  weile 
her  recht  kegen  ir  tat“.  Pie  Schöffen  entscheiden  aber:  „Der  60  marg, 
die  die  fraw  vor  eren  man  hat  awsgegebin,  die  weile  sie  mit  yra  yn 
rechte  sas,  da  darff  her  ir  nicht  ummb  antworten  — .“ 
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aber,  in  welcher  Weise  die  Vertheilung  der  Schuld  stattfindet, 
wenn  sie  erst  nach  Trennung  der  Ehe  von  dem  Wittwer  resp. 
der  Wittwe  und  den  Erben  des  verstorbnen  Gatten  einge- 
zogen wird,  fehlt  es  in  unsem  Quellen  an  jedem  sichern 
Anhalt  **). 

Lassen  sonach  die  Quellen  uns  über  manchen  Nebenpunkt 
im  Zweifel , so  ist  doch  in  der  Hauptsache  soviel  klar , dass 
die  von  der  Frau  contrahirte  Schuld  an  und  fTir  sieh  zu  Recht 
besteht  und  dass  sie  zwar  ohne  Consens  des  Mannes  das  in 
seiner  Gewere  befindliche  Frauengut  nicht  alfieirt,  durch  die 
Genehmigung  des  Mannes  aber  dergestalt  wirksam  wird,  dass 
sie,  als  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  contrahirt, 
auf  dem  in  der  Ehe  vereinigten  Gut  beider  Gatten  lastet,  ln 
dem  Consens  des  Ehemanns  liegt  die  Anerkennung,  dass  die 
Schuld  in  diesem  Interesse  contrahirt  ist.  Dies  letztere  kann 
aber  auch  anzunebmen  sein,  ungeachtet  der  Mann  die  Aner- 
kennung und  Genehmigung  verweigert.  Nur  muss  der  Gläu- 
biger Solches  dann  erst  erweisen , wofern  ihm  nicht  von  Rechts- 
wegen besondere  Vermuthungen  zur  Seite  stehen.  In  dieser 
Richtung  liegen  die  Ausnahmen  von  unserem  allgemeinen 
Grundsatz . welche  das  Sächsische  Recht  getreu  seiner  An- 
schauung, dass  das  in  der  Ehe  vereinigte  beiderseitige  Gut 
dem  gemeinschaftlichen  Haushalt,  der  einheitlichen  Wirth- 
achaft  dienen  soll,  anerkennt. 

Zuvörderst  haftet  also  das  gesamte,  in  der  Ehe  ver- 
einigte Gut,  wenn  die  Frau  ohne  Consens  des  Mannes,  aber 


*>)  Die  Zweimig  des  Guts  trat  nicht  vor  dem  Dreissigsten  ein  und 
diese  Frist  wurde  auch  zur  Auseinamlcrsetzung  über  die  Vertheilung  und 
Deckung  der  Schulden  benutzt.  Wie  erstcre  aber  zu  erfolgen  hatte,  wird 
nirgends  gesagt.  Ganz  allgemein  bemerkt  das  Rigaer  Riddcrr.,  cap.  53: 
.,  Stervet  er  man  dama  Sünder  erven  (wo  die  Frau  nach  jenem  Recht 
dnreh  die  Morgengabc  abgefnnden  ist),  se  schall  besitten  na  eres  mannes 

dode  in  eres  mannes  gnde unde  helpen  syne  schult  gelden 

unde  plegen  syner  seien.“  Obwohl  nun  das  „gelden  helpen“  auf  einen 
Beitrag  zur  Sehnldenzahlung  gedeutet  werden  kann  (vgl.  Verm.  Ssp.  III, 
9,  13;  Schspr.  bei  Wassbrscht.kbrn,  S.  90,  cap.  90),  so  fehlt  es  doch 
in  jener  Bestimmung  an  jeder  nähern  Angabe  über  das  Wie? 
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im  beiderseitigen  Interesse,  „zu  beider  Nutz“,  mithin  na- 
mentlich im  Interesse  der  gemeinsamen  Wirthsehaft,  con- 
trahirt  hat.  Dies  hebt  sehr  bestimmt  hervor  S3‘)  der  Verm. 
Ssp.  ÜI,  9.  10: 

„ Claget  man  czu  eyner  fruwen  umbe  gute , dy  sy  had 
geburget  ane  oren  man,  unde  ist  doch  an  or  bey- 
der  nucz  ko  men,  unde  ist  der  man  doheyme,  he  mag 
sine  fruwen  hinter  sich-  zcin  14  tage  und  nicht  mer; 
domoch  musz  he  adder  sin  fruwe  neyn  adder  ja  sprechen. 
Spricht  abir  he,  her  wüste  dovon  nicht,  daz  mtxsz  he 
bewisen  mit  syme  eyde,  daz  das  gud  in  sine  ge- 
wor  noch  nucz  nicht  kommen  sy,  undeist  denne 
mit  syme  gute  *4)  enprochen  von  der  clage.  Ieuckent 
abir  dy  fruwe  der  schult,  daz  sted  czu  oren  eyde;  be- 
kennet abir  sy  ir,  man  sal  dorobir  helffen,  ob  sy  icht 
hat,  adder  sy  mit  der  hant  antworten.“ 

Den  Gegensatz  dazu  bildet  die  gleich  folgende  Stelle.  Sie 
setzt  voraus,  dass  die  Frau  die  Schuld  nicht  mit  der  Absicht 
contrahirt  hat,  damit  das  gemeinschaftliche  Interesse  zu  för- 
dern, sondern  in  leichtsinniger,  thörichter  Vergeudung.  Hier 
haftet  der  Maun  nicht  unbedingt,  sondern  nur  auf  die  etwa 
noch  vorhandene  Bereicherung: 

Verm.  Ssp.  III,  9.  11: 

„ Bürget  eyn  fruwe  icht  ane  ores  mannes  wissen,  d y 
ungeraten  ist,  daz  he  bewisen  tar  mit  syme  eyde, 
adder  dy  fruwe  nicht  guten  wicczen  hat,  der 
bürg  kann  dem  manne  nicht  geschaden , den  also  vel : 
funde  man  der  gute  icht  by  ome  in  oren  geweren,  dy 
sal  man  weddergeben;  were  or  ouch  eyn  teyl  vor  tan, 
daz  queme  derae  Manne  nicht  zeu  schaden  noch 
sinen  guten;  funde  man  ir  auch  keine  der  gute  in 
seinen  geweren,  er  sohol  ez  aber  bliben  ane  not.“ 


*3»)  Puruolut’«  Rechtsb.  V,  59,  wo  der  Satz  als  gemeines  l.and- 
und  Weichbildrecht  bezeichnet  wird. 

*4)  d.  i.  dem  gesamten,  in  seiner  Ocwere  befindlichen  Gnte;  vgl. 
oben  g 15,  Anm.  8 und  Anm.  9»,  S.  161  f. 
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Aus  diesen  Stellen,  in  ihrer  Verbindung  und  in  ihrem  Ge- 
gensatz, erhellt,  dass,  wenn  eine  Frau  ohne  Consens  ihres  Man- 
nes der  Absicht  und  dem  Erfolge  nach  im  Interesse  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  eine  Schuld  contrahirt,  solche  vom  Manne 
als  auf  dem  beiderseitigen  Gute  haftend  anzuerkennen  ist, 
während  er  andern  Falls  nur  auf  die  noch  vorhandene  Be- 
reicherung tenent  bleibt  und  nur  die  Frau  mit  ihrem  Ein- 
handsgut und  ihrer  Person  haftbar  wird.  Demselben  Gedanken 
geben , wenn  auch  in  minder  präciser  Fassung , andre  Sächsische 
Quellen  Ausdruck  *5),  während  er  im  modernen  Sächsischen 
Rechte,  welches  die  Unwirksamkeit  der  von  der  Frau  einge- 
gangenen Obligation  auf  ihre  beschränkte  Handlungsfähigkeit 
zurückfuhrt  und  als  zunächst  in  ihrem  Interesse  geordnet  vor- 
aussetzt , eine  wesentlich  andere  Gestalt  annehmen  muss  26). 
Das  alte  System  bringt  auch  auf  diesem  Punkte  seine  An- 
schauung zur  Geltung,  dass  das  Gut  der  Gatten  als  ein  ein- 
heitliches Ganzes  dem  gemeinschaftlichen  Haushalt  dienen  soll 
und  dass  auch  die  Frau  für  diesen  zu  wirken  und  zu  erwerben 
berechtigt  und  verpflichtet  ist.  Dennoch  wird  auch  so  die  ein- 
heitliche Leitung  des  Haushalts  durch  den  Mann  keineswegs 
gefährdet.  Denn  auf  seinem  Eid  steht  es,  ob  er  die  Wirkung 
der  Schuld  als  im  ehelichen  Interesse  erfolgt  anerkennen  will, 
und  in  der  Regel  wird  damit  die  Frage  ganz  auf  sein  sub- 
jectives  Ermessen  gestellt.  Ueberhaupt  wird  aber  der  ganze 
Rechtssatz  nur  in  den  Fällen  praktisch , wo  der  Mann  von  dem 
Geschäft  seiner  Frau  keine  Kenntniss  erhalten  hat,  nament- 
lich bei  seiner  Abwesenheit,  oder  unter  ähnlichen  Umständen  *7). 

ss)  Pin. siann,  bist.  V,  7,  5.  Berliner  Rechtst),  bei  Fidicin  I,  S.  ISO: 
„ Ok  sal  di  jode  eyner  fruuwen  — ane  ores  manne«  wille  or  gut  nicht 
avewnekeren , wen  di  man  duldet  unbilke  scaden , di  em  also  vorholen 
geschyt,  id  queme  dan  in  syner  nud  und  fromen.“ 

*«)  Nach  dem  neuem  S.-R.  macht  nicht  die  rersio  in  rem  des  Mannes, 
sondern  die  in  rem  der  Frau  die  Obligation  wirksam.  Vgl.  Haubold, 
Sachs.  Priv. -R.,  § 71.  Emminohacs  , Pandekten  des  S.-R.’s,  S.  300, 
Nr.  13  (Rescr.  v.  1723),  S.  305,  Nr.  9.  Goth.  Pr.-Ordn.  v.  1770,  S.  39, 
§ 6.  Sachs.  Civilgesetzbuch  § 1041. 

*7)  So  denkt  sich  auch  der  Venn.  Ssp.  lil,  9,  9 den  Fall  und  hebt 
es  ausdrücklich  hervor:  „Had  eyn  fruwe  gud  geborget  ane  oren  man,  also 
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Denn  hat  er  vorher  oder  nachher  Kenntnis«  erhalten  und  zeitig 
Widerspruch  gegen  die  Verwendung  und  Verwerthung  des  Er- 
werbs für  das  gemeinschaftliche  Gut  eingelegt,  und  solche  abge- 
lehnt, so  kann  auch  von  einer  Haftung  desselben  für  die 
Schuld  nicht  die  Rede  sein.  Der  Erwerb  wird  dann  Einhands- 
gut der  Frau  und  sie  allein  haftbar  **).  Nimmt  er  dagegen 
den  Erwerb  aus  dem  obligatorischen  Geschäft  der  Frau  an, 
so  liegt  darin  offenbar  eine  thatsächliche  Genehmigung  des- 
selben und  seine  Haftung  beruht  dann  auf  diesem  Grunde  **). 

Es  giebt  nun  aber  auch  einige  Fälle,  wo  es  nicht  erst 
eines  besondern  Nachweises  bedarf,  dass  die  Frau  die  Schuld 
im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  contrahirt  hat.  son- 
dern dies  unmittelbar  aus  dem  Sachverh&ltniss  folgt  oder 
vom  Recht  präsumirt  wird.  Dahin  gehören  vor  allen  Dingen 
gewisse  von  der  Frau  im  Kreise  der  Hauswirthschaft  über- 
nommene Verbindlichkeiten , sei  es , dass  solche  nach  den  Ge- 
genständen specificirt  werden  ®°),  sei  es,  dass  das  Object  nach 


dicke  geschet  unde  underwiln  eyn  man  do  heyine  nicht  en  ist, 
undo  dy  gute  doch  in  orer  beyder  nucz  gewant  werden, 
queme  is  domoch,  daz  eyn  man  enweg  ezoge,  er  he  adder  sin  fruwe  te- 
klayt  worden  — — . “ Dass  im  Verfolg  nur  von  der  Haftung  der  Frau 
gesprochen  wird,  hat  sichtlich  darin  »einen  (trnnd,  dass  der  Mann  mit 
seinem  Hab  und  Gut  „ enweg  geezogen  ist  “.  Dieses  bildet  einen  Gegen- 
satz zu  seiner  frühem  zeitweiligen  Abwesenheit,  während  deren  die  Frau 
contrahirte.  Vgl.  Poi.mann,  Diät.  V,  6,  4.  Pcrgoldt’s  R -B.  V,  58. 

**)  Dii“»  hebt  namentlich  das  Haniburg'sche  Stadtr.  in  der  Art  hervor, 
dass  es  der  Frau,  wenn  ihr  Mann  das  Geschäft,  z.  B.  einen  Kauf,  nicht  be- 
stätigt und  den  Preis  nicht  zahlen  will,  das  Recht  giebt,  nun  über  den 
Erwerb  ohne  Consens  des  Mannes  zu  disponiren.  Die  oben  Anm.  3 
allegirtcn  Stellen  fahren  fort:  „Mer  so  wat  en  vrouwe  koft  ane  en“ 
vonnunt,  dat  mach  sc  wol  vorkopen  ane  ene  unde  it  schal  stede  wesen.“ 
So  aucli  in  den  Tochterrechten:  dem  Rigischen  I,  11;  dem  Stader  IV,  21 
(bei  Pufknixirp  I,  S.  2ü3  f.) ; dem  Hildesheimer  Stadtr.  (ebend.  IV, 
S.  287).  Vgl.  auch  Kraut  II,  417  f.  Das  revidirte  Recht  bezieht  die  Be- 
stimmung blos  auf  Kauffrauen.  Vgl.  Laspkyiirs  a.  a.  0.,  § 42,  Anm.  1. 

ss)  So  in  dem  oben  Anm.  15  von  den  Quellen  hervorgehobnen  Falle, 
da  der  Mann  da»  von  der  Frau  gemiethete  Haus  mit  bewohnt  hat. 

»")  So  im  Kreise  der  Hamburger  Rechte:  ., wimpele,  doke  nml  das“ 
also  gewisse  Gewänder  und  Stoffe  fiir  Weiter.  Vgl.  oben  Anm.  3 u.  28. 
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kleinen  Geldsummen  bestimmt  wird  S1).  Erst  allmählich  hat 
sich  hieraus  der  Grundsatz  entwickelt , dass  überhaupt  jede 
von  der  Frau  im  Kreise  ihrer  Hauswirthschaft  contrahirte 
Schuld  rechtsbeständig  ist  — selbst  wenn  der  Mann  nicht  ein- 
gewilligt hat  und  sie  nicht  anerkennen  will  **).  Dasselbe  gilt 
nun  auch  — wenigstens  im  Goslar’schen  Bechtskreis  — , wenn 
der  Mann  die  Frau  und  Kinder,  ohne  ihr  den  nöthigen  Unter- 
halt zu  schaffen,  verlassen  hat.  Wenigstens  wird  der  Frau 
in  solchem  Falle  nachgelassen , behufs  ihrer  Nothdurft  ihr  Ein- 
gebrachtes und  die  Errungenschaft  zu  versetzen  M),  und  lässt 
sich  hienach  nicht  zweifeln , dass  dasselbe  auch  ohne  ausdrück- 
liche Verpfändung  haftete M).  Dem  allgemeinen  Grundsatz, 
dass  die  Frau  sich  ohne  Consens  des  Mannes  nicht  wirksam 
obligiren  konnte,  wird  daher  öfter  die  Beschränkung  beigefügt : 
„dywile  her  or  ore  nothdorft  gibt  “ ®B).  Während  aber  hier  des 
Mannes  ursprüngliches  Vermögen  von  der  Haftung  ausdrück- 
lich ausgenommen  wird,  lasten  die  im  Kreise  der  Hauswirth- 
schaft von  der  Frau  aufgenommnen  Schulden  unzweifelhaft  auf 
dem  gesamten  Gute  beider  Gatten.  Dieses  haben  die  alle- 
girten  Stellen  offenbar  vor  Augen. 

Dass  endlich  die  Stellung  der  Handelsfrau  eine  Modification 
unseres  allgemeinen  Grundsatzes  mit  sich  führte,  ist  zweifellos. 
Sie  wird  aber  nur  in  den  städtischen  Particularrechten  einge- 
hender besprochen. 


§ 39. 

Die  Sehn  ld  Verträge  des  Mannes  während  der  Ehe. 

Dass  der  Ehemann  für  die  von  ihm  während  der  Ehe 
vertragsmässig  gewirkten  Schulden  mit  seiner  Person  wie 

**)  Goth.  Stadtr.  (bei  Üüti.off,  R.-O.  II,  S.  331)  XI,  87  (!i  Schillinge). 
Mfililhäuser  St.-R.  bei  Fürst  km  ann,  N.  Mittli.  VII,  H.  1,  S.  104,  Abs.  2 
(ir  hobitgebendi,  daz  sol  0 phennige  wert  m).  Erfurter  Zuchtbr.  v.  1351, 
cap.  75  (ebcnd.  H.  2,  8.  114)  5 Schillinge  u.  s.  w.  Vgl.  oben  § 19, 
. Anni.  32  f.,  S.  207. 

32 ) Lakfeykks  a.  a.  0.,  § 42. 

M)  GobI.  Stat.,  S.  29,  «5  f.  Verm.  Ssp.  I,  47,  9.  Eis.  Rechtsb.  I,  79,  80. 

34 ) Finsler  a.  a.  0.,  S.  14. 

*ü)  Gosl.  8tat.,  8.  28,  «o  f.  Verm.  8sp.  I,  47,  1 .Pcrgoldt’s  R.-B.  1, 103, 


Digitized  by  Google 


3»4  Schuldenwirkung  des  Mannes  nicht  parallel  der  Veränaserung. 

mit  seinem  Vermögen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  haftet, 
versteht  sich  von  selbst  und  wird  mehr  stillschweigend 
vorausgesetzt,  als  ausdrücklich  hervorgehoben  ').  Ebenso- 
wenig kann  es  einem  Bedenken  unterliegen , dass  der 
Mann  innerhalb  der  Grenzen  seines  Veräusserungsrechts  das 
eingebrachte  Vermögen  seiner  Frau  zur  Deckung  seiner  ge- 
dachten Schulden  verwerthen  und  verwenden  durfte:  die  Lie- 
genschaften der  Frau  also  mit  ihrem  Consens  *) , ihre  Fahr- 
niss auch  einseitig  ’).  Dagegen  können  über  den  Punkt  er- 
hebliche Zweifel  erhoben  werden , ob  nun  auch  den  Gläubigern 
des  Mannes  das  Recht  zusteht , sich  wegen  ihrer  Forderungen 
gegen  den  Mann  an  das  Einbringen  der  Frau  zu  halten, 
nöthigen  Falls  im  Wege  der  Execution  aus  ihnen  ihre  Be- 
friedigung zu  suchen?  Diese  Frage  nach  der  Haftung  des 
Frauenguts  für  die  vom  Manne  während  der  Ehe  vertragsmässig 
gewirkten  Schulden  ist  es,  welche  nun  in  Folgendem  erörtert 
werden  soll. 

Dass  diese  Schuldenwirkung  des  Mannes  nicht  schlechthin 
und  namentlich  nicht  für  die  Entscheidung  der  obigen  Frage 
aus  dem  Gesichtspunkt  einer  eventuellen  Veräusserung  beur- 
theilt  werden  darf,  wie  z.  B.  von  Kraut  und  von  v.  Martitz 
geschieht 4) , ist  oben  5)  dargelegt  worden.  Namentlich  folgt 
daraus , dass  der  Mann  das  bewegliche  Fauengut  einseitig  ver- 
äussern  darf,  principiell  noch  keineswegs,  dass  dasselbe  auch 
ohne  solchen  Act  des  Mannes,  also  namentlich  ohne  eine  Ver- 
pfändung Seitens  desselben,  für  die  Schulden  des  Mannes  haftet. 
Wohl  aber  musste  das  Veräusserungsrecht  des  Letztem  wäh- 


1)  Vgl.  z.  B.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  81.  Sclispr.  bei  Wasskbsch- 
i.kbkn,  S.  204,  cap.  1)4. 

*)  Magdeb.  Fr.  I,  4,  8.  Stück  von  der  Beweisung  bei  Homkykk 
II,  1.  S.  366. 

3)  Es  wird  dies  namentlich  allgemein  auch  rücksichtlich  der  GeraJe- 
bestandtheile  hervorgehoben  ohne  Unterscheidung , ob  sie  Eigenthnm  des 
Mannes  oder  der  Frau  sind.  Vgl.  Ssp.  I,  24.  4.  Magdeb.  Weisth.  v.  1261, 
§ 59.  Verrn.  Ssp.  1,  9,  1 a.  E. ; I,  17,  7.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  9 J. 
Kulm  IV,  50.  Rigisch  Ridderr.,  cap.  31  u.  a.  a.  0.  Vgl.  unten  § 44. 

4)  Kraut  11,  S.  515.  v.  Martitz,  S.  153;  S.  303. 

&)  § 36  zu  Amu.  3,  S.  364 
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rend  des  Bestands  der  Ehe  praktisch  die  Frage  in  der  Kegel 
erledigen.  Denn  bei  der  im  Sächsischen  Rechte  bestehenden 
strengen  Personalexecution  und  bei  der  die  ganze  Wirthschafts- 
führung  und  eheliche  Gemeinschaft  suspendirenden  Wirkung 
derselben  wird  der  Ehemann  sich  in  den  seltensten  Fällen  des 
Gebrauchs  seines  Veräusserungsrechts  enthalten  haben,  wenn 
ihm  dadurch  ein  Mittel  zur  Befriedigung  seiner  Gläubiger  zu 
Gebote  stand,  wie  wir  ja  gesehen  haben,  dass  die  Personal- 
execution sogar  ein  sehr  wirksames  Mittel  war,  den  Manu  zur 
Anerkennung  und  Deckung  der  Schulden  seiner  Ehefrau  zu 
nöthigen  *).  Da  sich  nun  das  freie  Veräusserungsreeht  des 
Mannes,  wenigstens  in  den  jüngeren  Rechten  s *),  in  den  Fällen 
ächter  Noth  sogar  auf  das  Grundvermögen  der  Frau  erstreckte  ’), 
so  mochte  für  die  Verhältnisse  während  stehender  Ehe  die 
Frage  nach  der  Haftung  des  Frauenguts  für  die  vom  Manne 
in  der  Ehe  gewirkten  Schulden  kaum  von  praktischer  Bedeu- 
tung sein.  Eine  solche  gewann  die  Frage  vielmehr  erst  und 
das  Princip  trat  erst  rein  hervor,  wenn  es  sich  darum  han- 
delte, ob  nach  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines  der 
beiden  Gatten  das  Frauengut  für  des  Mannes  Schulden  zu  haf- 
ten habe.  Denn  nun  war  das  Dispositionsrecht  des  Mannes 
erloschen  und  das  Recht  des  Gläubigers  blieb  allein  übrig. 
Hauptsächlich  war  es  aber  wiederum  der  Fall,  wenn  die  Ehe 
durch  des  Mannes  Tod  gelöst  wurde , welcher  eine  Entscheidung 
forderte,  da,  wenn  er  der  überlebende  Theil  war,  die  Frage 
nach  der  Haftung  des  beweglichen  Frauenguts  (abgesehen  von 
der  Gerade)  sich  durch  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  von 
selbst  erledigte,  während  die  Haftung  des  unbeweglichen,  we- 
nigstens nach  den  ältem  Rechten,  gar  nicht  in  Betracht  kom- 
men konnte,  weil  eine  Haftung  derselben  in  der  Hand  der 
Erben  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ausgeschlossen  war s). 

6)  Vgl.  oben  § 38  zu  Anm.  7.  8.  9,  S.  374  f. 

8»)  Noch  das  Stück  von  der  Beweisung  bei  Homeyeb  11,  1.  8.  366 
sagt  aber  ganz  allgemein : Daramme  so  mach  he  des  gudes  nicht  ver- 

setten,  verkopen,  noch  vor  sine  schulde  edder  broke  wech  geven.“ 

D Vgl.  oben  § 31,  S.  311  f. 

»)  Vgl.  § 38  zu  Anm.  12,  S.  376. 

Afrieola,  Oewere  x.  r.  V.  25 
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Dieser  Sachlage  entspricht  genau  der  Stand  unserer  Quellen- 
zeugnisse. Auch  nicht  ein  einziges  ist  im  Bereich  der  gemein- 
rechtlichen Quellen  vorhanden,  welches  die  Frage  in  Bezug  auf 
die  Zeit  während  stehender  Ehe  ausdrücklich  behandelte 
und  bestimmt  nach  der  einen  oder  andern  Seite  hin  entschiede  *). 
An  particularrrechtlichen  Zeugnissen  fehlt  es  allerdings  nicht, 
allein  ihre  Verwerthung  für  das  gemeine  Recht  ist  desshalb 
absolut  ausgeschlossen,  weil  sich  auf  diesem  Punkte,  wie 
die  Behandlung  desselben  für  die  Zeit  nach  aufgelöster 
Ehe  bekundet,  das  particulare  städtische  Recht  zum  gemeinen 
in  ganz  entschiednem  und  bewusstem  Gegensätze  befindet  10). 
Anders  steht  es  mit  den  Zeugnissen  für  das  Verhältniss  nach 
aufgelöster  Ehe.  Wie  alle  entwickelteren  Statutarrechte 
dieses  berühren,  ja  meist  umständlich  und  ausführlich  besprechen, 
so  lassen  auch  die  gemeinrechtlichen  Quellen  darüber  nicht 
den  mindesten  Zweifel.  Während  aber  jene,  wie  sich  bei 
ihrer  Darstellung  im  Einzelnen  näher  zeigen  wird , fast 
sämtlich  das  Frauengut  für  die  vom  Manne  gewirkten 
Schulden  mehr  oder  weniger  unbedingt  herangezogen  wissen 
wollen,  lehnen  diese  eine  Haftung  desselben  durchweg  un- 
zweideutig ab. 

Schon  der  sonst  für  das  Obligationenrecht  der  Gatten  so 
karge  Sachsenspiegel  gibt  eine  indirecte  Bestätigung.  Denn, 
wenn  er  als  allgemeinen  Grundsatz  aufstellt: 

I,  6,  1 u.  2: 

„Mit  svelkeme  gude  de  man  bestirft,  dat  het  allet 
erve.  Sve  so  dat  erve  nimt,  die  sal  dur  recht  die 


9)  Die  einzigen  indirecten  und  unsichere  Zeugnisse  vgl.  unten  Anm.  17. 

>(•)  Dadurch  verliert  auch  die  Stelle  im  Verm.  Ssp.  III,  4,  6 (vgl. 
Pölmann,  Dist.  V,  I,  3)  ihre  Bedeutung  für  das  gemeine  Recht.  Denn 
dieselbe  ist  dem  Goslar’schen  Stadtr.  (S.  66,  u f.)  fast  wörtlich  entlehnt, 
und  wenn  sie  sich  auch  nicht  ausdrücklich  als  Kaiserweichbild  bezeichnet, 
sondern  der  Bezeichnung  des  Rechtsgebiets  ganz  ermangelt,  so  ist  daraus 
doch  nicht  mit  Sicherheit  auf  ihre  gemeinrechtliche  Gültigkeit  zu  schliessen, 
zumal  das  ganze  Kap.  IV,  ja  fast  das  ganze  III.  Buch  die  sonst  üblichen 
Verweisungen  auf  das  Rechtsgebiet  überall  nicht  enthält.  Purgoldt’b 
R.-B.  bezeichnet  denselben  Satz  ausdrücklich  als  Stadtrecht  (VII,  35). 
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Beult  gelden  also  vern,  als  it  erve  geweret  an  varender 
have.“ 

und  dann  als  „Erbe“  des  verheiratheten  Mannes  nur  sein 
Veraögen  mit  Ausschluss  alles  desjenigen,  was  zu  Morgen- 
gabe, Mustheil , Gerade,  und  Herwede  gehört,  bezeichnet11), 
so  giebt  er  damit  zu  erkennen , dass  für  die  Schulden  des  ver- 
storbenen Ehemanns  nur  dessen  Vermögen  und  selbst  dieses 
nicht  haftet,  soweit  es  als  Morgengabe,  Mustheil  oder  Ge- 
rade an  die  Wittwe  fällt 1S).  Wenigstens  das  spätere  Land- 
recht versteht  den  Sachsenspiegel  in  diesem  Sinne  12  *)  und 
manche  landrechtliche  Schöffensprüche  wenden  ihn  uubedenk- 

n)  Ssp.  I,  24,  § 1 — 3:  „Svat  so  boven  dit  benomde  ding  is,  dat 
hört  al  to’mc  erve.“ 

12 ) Auf  der  abweichenden  Auslegung  des  Ssp.  I,  6,  2 beruht  für  das 
Altere  Hecht  die  der  unsere  ganz  entgegengesetzte  Ansicht  von  v.  Martitz 
(S.  156  f.)  fast  allein,  indem  derselbe  unter  „erve“ 

1.  das  vereinigte  Gut  beider  Gatten  (hierüber  vgl.  g 21,  Anm.  2 u.  2«, 
8.  214  {.), 

2.  dieses  gesamte  Gut  auch  incl.  Herwede,  Gerade,  Morgen- 
gabe und  Mnstheil  versteht. 

Er  findet  es  willkürlich,  das  Wort  „erve“  im  Ssp.  I,  6,  2 im  Sinne 
des  Ssp.  I,  24,  3 a.  E.,  statt  in  dem  des  unmittelbar  vorhergehenden 
i,  6,  1 zu  verstehen.  Allein  der  Zusammenhang  ist  folgender:  Der 

Ssp.  1,  6 spricht  den  allgemeinen  Grundsatz  über  die  Haftung  des  Erben 
aus.  Wenn  Jemand  („de  man“)  stirbt,  so  heisst  sein  Nachlass  das 
„ erve  “,  und  wer  das  „ erve  “ nimmt,  zahlt , soweit  die  Fahrniss  reicht, 
die  Schulden  des  Erblassers.  Der  Satz  ist  ganz  allgemein  gefasst , gleich- 
viel, wer  Erblasser  ist,  ob  Mann  oder  Frau,  ob  verheirathet  oder  ledig? 
Erst  Art.  20  — 24  behandeln  die  Beerbung  eines  Ehemannes.  Wenn 
nun  da  am  Schlüsse  dieser  DarsteUung  als  „erve“  des  Ehemanns  sein 
Nachlass  nur  insoweit  gelten  soll,  als  er  nicht  in  Gerade  etc.  besteht,  so 
ist  es  doch  nicht  reine  Willkür“,  sondern  das  einzig  Mögliche  oder  wenig- 
stens Natürliche,  da,  wo  es  sich  um  den  Nachlass  eines  Ehemanns 
_ handelt,  die  Grundsätze  des  Ssp.  I,  6,  2 auf  ihn  nur  soweit  anzuwenden, 
als  er  für  „erve“  gilt,  d.  h.  mit  Ausschluss  von  Gerade  etc.  Nur  so  hat 
das  Privilegium  des  Dienstlohns  (I,  22,  2)  einen  Sinn  (v.  Martitz’  Be- 
merkung Anm.  14  gegen  Stobbf.  etc.  ist  wohl  ihrerseits  nicht  treffend) 
nnd  nur  so  ist  die  Allgemeingültigkeit  des  Grundsatzes  im  spätere  Land- 
recht  nnd  im  ganzen  Weichbild  begreiflich.  Hat  dieses  den  Satz  schon 
in  rein  Deutschen  Quellen,  so  wird  man  auch  im  Landrecht  schwerlich 
an  römische  Einflüsse  zu  denken  haben,  wie  v.  Mabtitz  (S.  161)  thnt. 
**■)  So  schon  die  BccH’sehe  Glosse  z.  Ssp.  I.  24,  3. 

25* 
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lieh  in  diesem  an  l3).  Dieselbe  Darstellung,  wie  sie  der 
Sachsenspiegel  von  dieser  Rechtspartie  giebt,  wiederholt  sich 
nun  aber  auch  nicht  blos  in  jüngern  landrechtlichen,  sondern 
auch  in  den  stadtrechtlichen  Quellen  18*).  Es  lässt  sich  daher 
nicht  annehmeu,  dilss  das  Weichbild  in  diesem  Punkte  auf 
einem  andern  Princip  als  der  Sachsenspiegel  beruhte,  sei  es 
hinsichtlich  der  Fahruiss,  sei  es  hinsichtlich  der  Liegenschaf- 
ten der  Frau , obwohl  im  Stadtrecht  diese  an  und  für  sich  für 
die  Schulden  des  Erblassers  haften.  Vielmehr  hat  man  anzu- 
nehmen, dass  principiell  weder  das  liegende,  noch  das  fah- 
rende Fraueugut  für  des  Mannes  Schulden  tenent  ist  18  b).  Es 
ist  daher  nur  gemeines  Recht,  wenn  die  Rathswillkür  von 
Breslau  im  Jahre  1432  ,3c)  ordnet: 

,3)  Namentlich  geben  die  Schspr.  bei  Wjlshkr.hchi.kbkn  , Princip  der 
Suecession,  S.  181  f.  184  und  der  Schspr.  in  Cap.  LXIV,  LXV »— c 
bei  Wasserschlbbbn,  Rechtsi|uellen,  S.  204  — 207  eine  belehrende  prak- 
tische Illustration  zu  den  obigen  Sätzen  des  Ssp.  Dort  wird  rücksichtlich 
einer  Reihe  von  einzelnen  Gegenständen  entschieden,  ob  sie  je  zum  Mus- 
theil, Morgengabe  resp.  Gerade  gehören  und  der  Wittwe  zukonnnen,  oder 
ob  Bie  „gehören  zeu  dem  erbe  und  man  domitte  alzo  (wie)  mit  andirrn 
gute,  daz  zeu  erbe  gehört,  die  schult  beczalin  mag“.  Ueberall  steht 
sichtlich  das  „erbe“  als  des  Mannes  alleiniger  Nachlass  mit  den  erörterten 
Einschränkungen  im  Gegensatz  zu  dem  Frauengut  und  den  schuldenfreien 
Wittwenvortheilen  — die  Erben  des  Mannes,  die  mit  dem  „erbe“  haften, 
gegenüber  der  Wittwe,  die  nicht  haftet,  weder  mit  ihrem  Gut  noch  mit 
ihren  erbrechtlichen  Bezügen.  Speciell  auf  die  Gerade  bezieht  sich  der  Schspr. 
bei  Gaupp,  Schlesisches  Landr.,  S.  2ö9,  mit  dem  allgemeinen  Schlusssatz : 
„wente  sie  en  is  von  der  gerade  nicht  pflichtig  ires  mannes  schulde  zu 
gelden,  der  sie  nicht  gelobit  hat“. 

13  »)  Rigisch  Ridderr.,  Art.  28  f.,  12  a.  E.  Görlitzer  Landr.  cap. 
46,  9 d (unter  „varend  gnt“  kann  die  Gerade  etc  nach  dem  Sprachgebrauch 
der  Quellen  nicht  mit  verstanden  werden.  — A.  M.  v.  Martitz,  S.  160, 
Anm.  27  a.  E.).  Verm.  Ssp.  I,  17,  8 u.  9.  Weisth.  v.  1304,  § 38  f. 
108.  Weichbild  bei  v.  ThCnokn,  Art.  24  — 28,  228.  Entsprechend  Syst. 
Sch.-R.  IV,  2,  21.  Kulm  IV,  63. 

i*k)  Für  die  Liegenschaften  giebt  es  v.  Martitz  S.  304  zu.  Der 
Grund  dieser  stadtrecbtlichen  Abweichung  soll  darin  liegen,  dass  der 
Mann  zwar  nach  dem  Ssp.  nicht  aber  nach  Weichbild  einseitig  über  die 
Grundstücke  der  Frau  disponiren  könne.  Da  Erste  res  nicht  zuzugeben 
ist,  würde  die  Abweichung  unerklärlich  sein. 

13  cj  Abgedr.  bei  Wzsdroth  a.  a.  0.,  S.  10  f. 
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„Ist  sache,  das  ein  man  schult  macht  und  stirbet 
darnoch  — hat  denn«  sein  elich  weip  erbe  und  gut, 
farnde  und  unfamde  — die  sie  von  iren  eldirn  adir 
frunden  anirstorbin  weren.  adir  die  ir  gegeben  weren, 
und  hot  sie  denne  solch  gut  demselben  irem  Manne  nicht 
gegeben  noch  vorreicbt  — unde  hot  ouch  vor  sulche 
schult  nicht  gelobet,  so  bedarf  sie  auch  solche  schulde 
nicht  beczalen.  Waz  sie  aber  an  bereitem  gelde  zu 
im  hette  bracht,  das  her  in  gewalt  und  gewer  gehabt 
und  zu  im  brocht  hette . das  were  nu  sein  wurden. 
Wurde  das  denne  von  den  schuldigem  bei  ime  mit 
rechte  — begriffen,  des  muste  sie  emperen  und  vor- 
liesen.  “ 

Das  Frauengut  haftet  also  für  des  Mannes  Schulden  nur  so- 
weit sie  ihm  das  Eigenthum  abgetreten,  was  bei  Geld  aber 
schon  durch  Illation  geschah  (§  22,  S.  225  f.).  Im  jüngeren 
Stadtrecht  gestaltet  sich  aber  die  Sache  dem  Erfolge  nach 
allerdings  etwas  anders.  Wie  überhaupt  von  der  Frau  ein- 
gebrachtes,  nicht  zu  Einhandsgut  vorbehaltues  Geld  durch  die 
Illation  Eigenthum  des  Mannes  wird  und  dann  natürlich  für 
seine  Schulden  haftet,  so  geschah  dies  auch  mit  andrer  Fahr- 
niss der  Frau,  insofern  und  soweit  das  spätere  Stadtrecht  geneigt 
war.  in  der  Illation  von  Fahrniss  eine  Vergabung  an  den  Mann  zu 
erblicken  (vgl.  S.  229  f.).  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  man 
bei  solcher  Deutung  dieselbe  für  des  Mannes  Schulden  haften  lassen 
musste  13  d).  Im  Princip  galt  aber  das  Recht  des  Sachsen- 
spiegels auch  im  Magdeburger  Weichbild  und  wir  haben  auch 
hier  keinen  Grund,  beiderlei  Systeme  zu  unterscheiden.  Nur 
ist  es  begreiflich . warum  namentlich  die  Quellen  des  jüngern 
Stadtrechts  die  Frage  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die 
Immobilien  der  Frau  erörtern,  bei  denen  die  Illation  nie  als 
Vergabung  gedeutet  werden  konnte. 

Ueber  den  Satz  in  diesem  Sinne  und  in  dieser  Tragweite  lassen 
die  jüngeren  land-  und  stadtrechtlichen  Quellen  des  gemeinen 


,3d)  So  erklärt  sich  auch  das  von  v.  Martitz  (a.  a.  0.,  S.  303.  2S1) 
ans  dem  Cod.  Lips.  945c,  fol.  17  allegirte  Scb.-U. 
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Rechts  keinen  Zweifel.  So  stützen  die  Schöffen  in  einem  Palle,  wo 
der  Mann  einen  Zins  auf  sein  Haus  verkauft  hat,  dieses  aber 
abbrennt  und  die  Hofstatt  zur  Deckung  der  Schuld  nicht  aus- 
reicht, ihre  die  Haftung  der  Wittwe  ablehnende  Entscheidung 
auf  das  ganz  allgemein  hingestellte  Princip: 

„ — gebricht  abir  do  icht,  die  frawe  bedarff  ym  das 
nicht  dirfullen,  wenne  sie  hat  ym  nicht  abege- 
coufft  noch  globit  und  dorummb  ist  sie  ym 
nicht  ph  lichti  g.“  M) 

Desgleichen  verweisen  die  Schöffen  einen  Gläubiger  des  Mannes, 
dessen  Frau  noch  in  ungetheilter  Were  mit  ihrer  Mutter  sitzt, 
mit  seinem  Anspruch  auf  Befriedigung  aus  der  gesamten  Fahrniss 
(sc.  der  der  Wittwe  und  der  Schwiegermutter) 

„an  zeynen  erben,  die  seyn  nach  zeynem  Tode  nemen  u*)“. 
Ebenso  machen  die  Schöffen  ausdrücklich  den  aus  der  Vor- 

i 

mundschaftsverwaltung  klagenden  Mündeln  die  Kinder  nicht 
die  Wittwe  des  Vormunds  haftbar: 

„ — so  mögen  sie  des  vormunders  kindere , die  seyne 
erben  seyn,  wol  beschuldigen  und  nicht  seyne 
fraue,  ab  ir  vater  en  was  schuldig  were  bleben  von 
der  vormundeschaft.  “ 16) 

ln  demselben  Sinne  entscheiden  sie  die  Frage:  „wasze 
schult  die  frawe  noch  eres  mannes  tode  gelden  zal  ?“  dahin,  dass 
sie  nur  soweit  haftet,  als  der  Betrag  des  ihr  vergabten  Erbes 
reicht,  soweit  sie  nicht  selbst  gelobt  hat: 

„ — was  die  frawe  vor  den  man  schult  globit  hat, 
das  sie  bekennet,  die  sal  sie  geldin  und  mag  sich  der 


u)  Schspr.  bei  Washkbschi.kbkn  , S.  286,  cap.  151,  inserirt  der 
Glosse  z.  Weichbild  Art.  22,  bei  v.  Daniels  S.  276  f.,  « f.  Umgekehrt 
hebt  der  Sch.-U.  bei  Wassksschlbbrn,  S.  247,  cap.  104 b (mit  dem  bei 
v.  Mautitz,  S.  304,  Anin.  8 abgedruckten  Parteivertrag)  ausdrücklich 
hervor:  „welchir  schulde  die  frawe  bekennet,  die  sic  globet  hat,  die 
sal  sie  gelden“,  und  zwar  handelt  cs  sich  um  die  Haftung  mit  ihren 
lllaten  im  Gegensatz  zu  den  „gutem,  die  ires  mannes  nicht  gewest  sint“ 
sc.  ein  Angefellc  nach  des  Mannes  Tod. 

»«»)  Ebend.  S.  109,  cap.  214. 

iS)  Magdeb.  Sch.-G.  bei  Stobbb,  Beiträge,  S.  116,  Anm.  46. 
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schult  gleich  mit  andern  leuten  irholen  mit  rechte  kegen 
des  mannes  erbe  und  gut,  daz  her  gelassen  hat  und 
ouch  der  man  uff  das  stant  erbe  vor  geheget  ding 
czins  vorsaczt,  das  mus  die  fraw  auch  au  erem  teyle 
(sie  hat  die  Hälfte  des  Grundvermögens  durch  Vergabung) 
leiden,  nocbdemale  als  her  der  gäbe  zcu  tun  und  zcu 
lassen  gewalt  behaldin  hatte,  dieweyle  her  lebte.  Abir 
andir  schult  und  vorseczunge  des  erbis  nicht  vor  ge- 
hegtem dinge , der  darf  die  frawe  von  ir  helffte  des  stand 
erbis  nicht  helffin  gelden.“  15  *) 

ln  ganz  ähnlicher  Weise  bemerken  die  Schöffen  in  einem  an- 
dern Falle,  dass,  wenn  die  Wittwe  die  klägerische  Behaup- 
tung, dass  sie  die  Schuld  mit  ihrem  Manne  als  Selbstscbuld- 
nerin  übernommen  habe,  eidlich  ablehnt,  der  Kläger  aber 
über  des  Mannes  Schuld  eine  Urkunde  beibringt,  und  so  die 
Frau,  welche  die  Verantwortung  des  Nachlasses  übernommen 
hat,  von  der  eidlichen  Ablehnung  ausschliesst , des  Mannes 
Nachlass  — nicht  der  Frau  Vermögen  — haftet: 

„ — Sünders  daz  her  briff  unde  ingesigel  had, 
daz  ym  Sp.  (der  Ehemann)  schuldig  blebin  ist,  dorumb 
muszen  seyne  guter  clage  lyden  — 16) 

Bestimmt  hebt  endlich  das  Magdeburger  Weisthuiu  nach 
Stendal  den  Satz  hervor: 

„Dat  der  vrowen  erven,  up  de  ore  ghut  ghevallen 
is,  de  scult  tu  rechte  nicht  ghelden  en  scolen;  mer 
de  man , de  de  scult  ghemaket  heft , scal  se  ghelden 
tu  rechte.“  16 •) 

Die  Frau  haftet  also  nach  Beendigung  der  Ehe  nicht  für 
die  vom  Manne  gewirkten  Schulden.  Es  ist  nun  schon  an 

**»)  Schspr.  bei  Wamsrhschlkben,  S.  89,  cap.  90.  Magdeb.  Fr.  II,  2,  12» 

>6)  Schspr.  bei  Wasbehschlebkn,  S.  427,  cap.  83,  Amu.  Der  Zweifel 
war,  ob  die  Wittwe  die  exc.  jurisjurandi  und  der  gelobten  Gewähr 
enthalten  konnte.  Es  wird  abgelehnt,  weil  es  sich  um  des  Mannes,  nicht 
der  Fran  Haftung  handelt. 

•6»)  Stendaler  Ürth.-Buch,  cap.  18.  Dass  nach  Magdeburger  R.  an 
und  lür  sich  auch  die  Immobilien  haften  würden,  ist  zweifellos.  Vgl.  Lewis, 
Succession,  S.  188  f. ; Stobbe,  Ueber  d.  Eintreten  der  Erben  in  Beckers 
Jahrb.  V,  S.  306  f. 
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und  für  sich  wenig  wahrscheinlich,  dass  sich  dies  während 
stehender  Ehe  anders  verhalten  habe.  Es  wird  aber  vollends 
unannehmbar , wenn  man  beachtet , wie  als  Grund  der  Nicht- 
haftung mehrfach  der  angeführt  wird,  dass  sie  „nicht  mit  ge- 
lobt habe“.  Dieser  Grund  ist  gültig  und  entscheidend  für 
die  Zeit  während  wie  nach  der  Ehe  ,T).  Ueberhaupt  Ist  es 
aber  mit  der  Annahme,  dass  während  der  Ehe  die  Frau  ipso 
jure  für  die  vom  Manne  contrahirten  Schulden  wie  für  ihre 
eignen  gehaftet  habe,  nicht  wohl  zu  vereinen,  dass  in  den 
Quellen  des  Falles  als  eines  sehr  häufigen  gedacht  wird,  dass 
die  Frau  entweder  zusammen  mit  ihrem  Manne  das  Geschäft 
schloss  und  seine  Schuld  theilweisc  oder  ganz  (als  Selbstschuld- 
nerin) übernahm,  oder  wenigstens  sich  für  die  Schuld  des 
Mannes  noch  besonders  verbürgte.  Nirgends  findet  sich  bei 
Erwähnung  solcher  Geschäfte  eine  Hinweisung  darauf,  dass 
dieselben  blos  für  die  Zeit  nach  aufgelöster  Ehe  hätten  Be- 
deutung erlangen  sollen,  vielmehr  werden  solche  Geschäfte 
auch  in  ihren  während  stehender  Ehe  hervortretenden  Wir- 
kungen mehrfach  besprochen.  Es  wird  sich  dies  ergeben,  wenn 
wir  nun  zu  den  Beschränkungen  und  näh ern  Bestim- 
mungen des  bisher  besprochnen  allgemeinen  Grundsatzes 
übergehen. 

Ist  es  richtig,  dass  das  Frauengut  dem  Gläubiger  im  All- 
gemeinen nicht  haftete,  weil  man  wohl  dem  Manne  rücksicht- 
lich  seiner  Disposition  in  der  laufenden  Verwaltung  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  sie  im  Interesse  der  ehelichen  Gemein- 
schaft der  Ehegatten  angemessen  seien,  anheimgeben,  nicht 
aber  einem  Dritten,  wie  dem  Gläubiger,  eine  solche  überlassen 
konnte  18),  so  lässt  sich  voraussetzen,  dass,  wo  derselbe  im 

,7)  Er  wird  auch  in  einem  Schspr.  (bei  BOhmk  VI.  S.  153,  •)  an- 
geführt, wo  es  sich  um  die  Schuld  eine«  abwesenden,  aber  noch  lebenden 
Mannes  handelt,  aber  eine  directe  Entscheidung  enthält  der  Spruch  nicht. 
Von  einem  ähnlichen  Fall  handelt  der  Verm.  Ssp.  III,  4,  4.  In  dieser 
Stelle,  die  sich  im  Goslar'schcn  Recht  nicht  vorfindet,  wird  Uicitt  auch 
angenommen , dass  nur  des  Mannes  Gut  fiir  «eine  Schuld  besetzt  werden 
kann,  wenn  die  Frau  eidlich  erhärtet,  das«  sie  von  seiner  Schuld  und 
seinem  Aufenthalt  nichts  weis«. 

>8)  Vgl.  oben  § 36  zu  Antn.  3,  S.  364  f. 
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einzelnen  Falle  nachwies,  dass  das  Geschäft  im  gemeinschaft- 
lichen, beiderseitigen  Interesse  contrahirt  sei,  auch  das 
beiderseitige  Gut  gehaftet  habe.  Allerdings  findet  sich 

für  diese  Annahme  ein  ausdrückliches  Zeugniss  in  den  gemein- 
rechtlichen Quellen  nirgends  ,#).  Dass  der  Satz  aber  dennoch  in 
ihrem  Sinne  lag,  ergiebt  sich  unzweideutig  daraus,  dass,  wie 
wir  oben  *°)  gesehen  haben . in  dem  entsprechenden  Falle  so- 
gar des  Mannes  Vermögen  für  die  einseitig  von  der  Frau  ge- 
wirkten Schulden  haftet.  Bei  dem  so  ungleich  weitern  Um- 
fang seiner  Dispositionsrechte  erscheint  die  gleiche  Annahme 
bei  Schulden  des  Mannes  als  ein  völlig  zweifelloser  Schluss. 
Zum  Besten  beider  Gatten , auch  der  Frau,  „ zu  beider  nucz 
muss  nun  aber  jede  Schuld  gewirkt  erscheinen,  welche  zur 
Tragung  der  Lasten  des  Haushalts  und  der  Wirthschaft  con- 
trahirt ist,  nicht  etwa  blos  die  im  einseitigen  Interesse  der 
Frau  begründeten  *l).  Denn  wenn  auch  dem  Manne  die  Tra- 
gung dieser  Lasten  obliegt,  so  steht  ihm  doch  zu  diesem  Zwecke 

19)  Dass  als  solches  d.  Venn.  Ssp.  III,  4,  6 (Pcbgoldt's  R.-B.  VII,  35) 
nicht  angesehen  werden  darf,  wie  Kraut  II,  *8.  517,  Anm  5 u.  Rivk  II, 
S.  148,  anzunehmen  scheinen,  ist  oben  Anm.  10  bemerkt  worden.  Die 
■Stelle  ist  vielmehr  dem  Gosiar'schen  Recht  entlehnt,  so  jedoch,  dass  dem 
Satze:  „sv  habe  dennc  mete  gelobet“  die  Worte  „ad  der  vor  tan“  bei- 
gefügt sind.  Dieser  Umstand  nöthigt  zuvörderst,  die  Auslegung  GöschKn'r 
(Goslar'sches  Recht,  S.  263)  zu  verwerfen,  wonach  das  Gut  der  Frau 
nicht  schlechthin,  sondern  nur  in  dem  Falle  gehaftet  habe,  da  sie  mit 
gelobt  oder  mit  verthan  habe.  Vielmehr  haftet  das  Gut  der  Frau 
schlechthin  nach  Goslar'schem  Rechte  und  nur  die  Peraonalhaft  der  Frau 
ist  auf  jene  Ausnabmefälle  beschriebt.  (So  auch  Hanel,  Gütergemein- 
schaft in  Ostfalen,  in  RrnoRPF's  Ztschr.  für  R.-Gesch.  I,  2181  f.)  Aber 
auch  so  enthält  sie  eine  Hinweisung  auf  unsem  Rechtssatz. 
Schuldnerin  wird  die  Frau  nur  dann,  wenn  sic  das  Geschäft  selbst  mit 
contTahirt  oder  das  dadurch  Erworbene  „mete  vortan  had“  oder  Letz- 
teres sich  noch  in  ihrer,  also  auch  des  Mannes  Gewere  befindet.  Der 
Satz  entspricht  ganz  dem  im  Verm.  Ssp.  III,  9,  10  für  den  Fall  einer  von 
der  Frau  gewirkten  Schuld  aufgestellten  (vgl.  § 38,  S.  380)  und  hat 
ihm  entsprechend  den  Sinn,  dass  die  Theilnahme  der  Frau  am  Genuss 
oder  die  Verwendung  in  ihr  Vermögen  sic  verpflichtet  — d.  h.  (im  Sinne 
des  Goslar’schen  Rechts)  sie  auch  mit  ihrer  Person  haftbar  macht. 

*«)  § 38,  S.  379  f. 

1!)  So  Kraut  II,  S.  517,  Anm.  5 gegen  v.  Sydow,  Erbrecht,  S.  334. 
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das  ganze  eingebrachte  Vermögen  der  Gattin  zu  Gebote,  die* 
ses  ist  bestimmt,  jene  Lasten  mitzutragen,  und  soweit  ein 
Geschäft  diesem  Zwecke  dient,  dient  es  zugleich  auch  dem 
Interesse  der  Frau.  Diese  Eigenschaft  kommt  aber  keines- 
wegs in  der  Kegel  den  Geschäften  des  Mannes  zu , geschweige 
immer.  Weitaus  die  meisten  sind  vielmehr  schon  um  dess- 
willen  lediglich  in  seinem  Interesse  geschlossen,  weil  jeder 
Erwerb  in  der  Ehe  ihm  allein  zukommt,  und  natürlich  nur 
die  directe  Verwendung  zur  gemeinschaftlichen  Wirthschaft, 
zum  gemeinsamen  Hausstand  und  Leben  dem  Acte  jene  Qua- 
lität mittheilt.  Es  wird  daher  z.  B.  auf  dem  beiderseitigen 
Gut  der  Gesindelohn  **),  der  Miethzins  für  das  von  den  Ehe- 
leuten bewohnte  Haus  *s),  überhaupt  jede  für  die  täg- 
liche Nahrung  und  Nothdurft,  zumal  im  BedrängnissfaUe,  vom 
Mann  contrahirte  Schuld*4)  gehaftet  haben;  während  umge- 
kehrt in  diese  Kategorie  nie  die  vorehelichen  Schulden  des 
Mannes  noch  seine  Delictsschulden  *5)  fallen  konnten.  Wo 
aber  die  Umstände  über  die  Qualität  der  Schulden  nicht  schon 
selbst  Aufschluss  gaben , hatten  die  Gläubiger  dieselbe  im  con- 
creten  Falle  nachzuweisen  und  entschied  darüber  wohl  in  der 
Regel  der  Eid  der  in  Anspruch  genommnen  Frau  *8).  Das 
Interesse  des  gemeinschaftlichen  Haushalts  und  die  Macht  des 
Ehemanns,  in  diesem  Interesse  über  das  gesamte  Gut,  wenig- 
stens das  bewegliche,  frei  zu  disponiren,  ist  auch  hier  der 
leitende  Gesichtspunkt,  der  dazu  führte,  die  Haftung  des  Frauen- 


**)  Das«  diese  Annahme  richtigfeist,  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass 
Gesindelohn  sogar  den  sonst  privilegirten  Wittvrenvortheilen  vorgeht.  Vgl. 
Ssp.  I,  22,  2.  Rigisch  Ridderr.,  cap.  20.  Schspr.  bei  Böhm;  VI,  8.  148,  *. 
Magdeburger  Fr.  II,  2,  7. 

*3)  Nach  Analogie  des  entsprechenden  Falls  bei  der  Miethe  der  Frau, 
vgl.  oben  § 38,  Anm.  15,  8.  315. 

**)  Wenn  zu  Aufnahme  einer  solchen  sogar  die  Frau  berechtigt  und 
ermächtigt  ist,  (vgl.  § 38,  Anm.  34.  35,  S.  383),  so  muss  es  noch  viel 
mehr  der  Mann  sein. 

*8)  VgL  § 37  und  40. 

*6)  Analogie  vom  Falle,  da  die  Frau  eine  Schuld  contra hirt  hatte. 
VgL  § 38,  S.  381. 
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gute  für  die  vom  Manne  contrahirten  Schulden  in  einem  wei- 
tem Umfang  anzuerkennen , als  das  heutige  Sächsische  Recht 
thut,  ohne  doch  eine  absolute  und  allgemeine  Haftung  zu 
statuiren.  wie  die  städtischen  Particularrechte.  Principiell 
oder  auch  nur  als  thatsächliche  Regel  besteht  eine  solche  auch 
im  ältera  gemeinen  Rechte  nicht  *7). 

Haftet  die  Ehefrau  mit  ihrem  Gut  für  die  im  Interesse 
der  ehelichen  Gemeinschaft  vom  Manne  contrahirten  Schulden, 
so  haftet  sie  um  so  gewisser  für  die  lediglich  in  ihrem  Inter- 
esse contrahirten  — jedenfalls  soweit  ihr  Vermögen  dadurch 
vermehrt,  das  erworbne  Gut  in  dasselbe  verwendet,  nament- 
lich noch  in  ihrem  Besitze  ist  *8).  Sie  wird  also  namentlich 
als  tenent  betrachtet  werden  müssen  aus  dem  von  ihrem 
Manne  in  ihrem  oder  im  beiderseitigen  Interesse  geschlossenen 
Leih-,  Hinterlegungs-,  Mieth-  und  Pachtcontract,  wenn  sich 
herausstellt,  dass  die  Objecte  dieser  Verträge  in  ihrem  Be- 
sitze sind,  namentlich  nach  erfolgter  Zweiung  des  Guts. 

Schlechthin  haftet  die  Frau  mit  ihrem  Gut  und  mit  ihrer 
Person  erst  dann,  wenn  sie  die  Schuld  selbst  vertragsmässig 
mit  übernimmt,  wobei  vorausgesetzt  wird,  dass  sie  dies  mit 
Genehmigung  ihres  Mannes  thut.  Die  von  der  Frau  contra- 
hirte  Schuld  verpflichtete  diesen , wenn  er  nur  überhaupt  con- 
sentirte.  Die  Frau  wird  dagegen  nur  verpflichtet,  wenn  sie 
t 

*7)  Darum  ist  der  von  Kbaut  II,  S.  517,  Amn.  5 hieraus  gegen  die 
obigen  Annahmen  hergeleitete  Einwurf  unhaltbar.  VgL  v.  Srnow,  Erbr., 
S.  334.  Unklar  Finsleb  a.  a.  0.,  S.  39.  81.  84  f. 

*8)  Verm.  Ssp.  III,  4,  6 a.  E.  Sch.-TJ.  bei  v.  Mahtitz,  S.  305,  Anro.  9 
und  die  Analogie  der  § 38,  Anm.  24 — 27,  S.  380  f.  citirten  Stellen.  — Selbst- 
verständlich ist  sie  auch  der  dinglichen  Klage  ausgesetzt,  wenn  durch  eine 
Handlung  des  Mannes  dessen  Gut  auf  nicht  rechtsbeständige  Weise,  z.  B. 
durch  unerlaubte  Vergabung,  in  ihren  Besitz  kommt.  VgL  Ssp.  I,  52,  4 : 
„ It  wif  ne  antwerdet  vor  nen  des  mannes  gut,  wenne  vor  dat,  dat  under 
ire  irsturven  is.“  (Vgl.  Bigisch  Ridderr.,  cap.  47.  Weichbild,  Ausg. 
v.  ThCnoes,  cap.  233.  Berliner  Rechtsb.  bei  EmiciN  I,  S.  120.)  Sie 
haftet  aber  hier  nicht  aus  einem  obligatorischen  Rechtsgrund,  sondern 
wie  jeder  Besitzer  resp.  Erbe.  (Vgl.  Ssp.  II,  31,  2 n.  III,  31,  2.  Verm. 
Sap.  I,  32,  4.  Vgl.  auch  Albkkcht,  Gewere,  S.  84.  Stobbk,  Gewere  in 
Ebsch  n.  Ghcbkb,  Bd.  65,  S.  441.) 
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die  Schuld  ausdrücklich  oder  tacite  mit  eingeht.  Es  wird  also 
vorausgesetzt,  dass  sie  selbst  mit  contrahiren  , sich  verpflich- 
ten, nicht  etwa  blos  in  des  Mannes  Auftrag  und  für  ihn 
das  Geschäft  führen  will.  In  dem  letzteren  Falle  kann  die 
Frau  um  so  weniger  in  Anspruch  genommen  werden,  als  sie 
sich  einem  solchen  Aufträge  des  Mannes  gar  nicht  entziehen 
darf,  ihm  Gehorsam  schuldet  wie  das  Gesinde  *9).  Zusammen 
mit  ihrem  Ehemanne  kann  aber  die  Frau  eine  Schuld  übernehmen 
entweder  accessorisch  und  subsidiär,  d.  h.  als  Bürgin  oder  in 
gleicher  Linie  mit  ihm . sei  es  zur  Hälfte , sei  es  in  gesamter 
Hand,  solidarisch.  Im  Ganzen  gelten  hiebei  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  gemeinschaftliche  Verbindlichkeiten  *°).  Doch 
gewinnen  dieselben  durch  die  Anwendung  auf  die  concreten 
Verhältnisse  des  ehelichen  Güterrechts  ihre  besondere  Gestalt 
und  erleiden  im  Einzelnen  manche  Modification.  Ihre  Dar- 
stellung ist  desshalb  von  Interesse  für  das  Obligationenrecht 
der  Ehegatten  überhaupt.  Wir  gehen  von  der  principalen 
Betheiligung  der  Frau  an  den  Contracten  des  Ehemanns  aus 
und  betrachten  demnächst  die  Bürgschaften  der  Ehefrauen  für 
ihre  Männer. 

Wie  überhaupt 81)  so  entscheidet  auch  bei  Ehegatten  der 
Inhalt  der  Verabredung  darüber,  ob  sie  solidarisch  oder  pro 
rata  tenent  sind.  Contrahirten  sie  indessen  die  Schuld  ge- 

* 

*9)  Haftet  z.  B.  der  Mann  aus  einer  unstatthaften  Vergabung,  so 
theilt  doch  die  Frau,  ungeachtet  sie  dieselbe  für  den  Mann  ausgeführt 
hat,  seine  Haftung  nicht,  soweit  sie  nicht  im  Besitz  des  Guts  ist.  Ssp. 
I,  52,  4:  „Sve  binnen  siner  siike  sine  have  vergift  oder  nt  sat  to  der 
tiet,  alse  he's  nicht  dun  ne  sal,  dat  wif  unde  dat  ingesinde  ne  sal  dar 
ninian  umme  scüldegen,  wen  se  ne  mästen  des  mannes  gave  nicht  weder 

spreiten,  sie  si  recht  oder  unrecht.  Gift  man  jemanne .“  VgL  Anna.  28. 

Das  Görlitzer  Landr.  cap.  45.  § 8 deutet  diese  Stelle  schon  auf  den 
oben  im  Text  bczcichneten  Fall:  „Swelich  wip  in  ins  mannis  suche 

durch  ira  mannis  gebot  sinis  dingis  icht  vorsezcit  — .“ 

*>)  Ueber  diese  vgl.  8tobbk,  Zur  Geschichte  des  Deutschen  Ver- 
trags rechts.  (Leipzig  1855),  S.  105 — 145. 

**)  8sp.  III.  9,  2 a.  E.  Verm.  Ssp.  III,  12,  11.  Glogauer  R.-B., 
cap.  372.  — Eine  Präsumtion  für  Haftung  blos  auf  die  Quote,  wie  sie 
Stobiif.  a.  a.  0.,  S.  148  annimmt,  finde  ich  durch  die  Quellen  nicht 
bestätigt. 
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laeinachaftlich , so  nahm  man  anscheinend  in  der  Regel  soli- 
darische Haftung  an.  Ganz  allgemein  sagt  der  Verm.  Ssp. 
III,  9,  8: 

„ Had  eyn  man  unde  sin  fruwe  icht  geborget , daz  sy 
beyde  gelobet  han , daz  sin  sy  beide  schuldig  “ 3-), 
und  auch  die  andern  Stellen  kennen  nur  den  Gegensatz  einer 
Schuld  der  Ehefrau  in  gesamter  Hand  und  als  Bürgin  3S).  Da 
der  Zweck  gemeinschaftlicher  Contractc  der  Eheleute  in  der 
Regel  der  sein  musste,  das  gesamte  vereinigte  Gut  teuent 
werden  zu  lassen , so  war  auch  ihre  Intention  in  der  Regel  auf  so- 
lidarische und  gleichheitliche  Haftung  gerichtet,  wenn  die 
Frau  nicht  blos  als  Bürgin  eintrat.  Der  Erfolg  war  denn  nun 
auch  der,  dass  sie  beide  der  Personalexecution  ausgesetzt 
waren 34 ) und  das  in  der  Ehe  vereinigte  Gut  ohne  Unterschied 
der  Execution  unterlag.  Der  Gläubiger  stellte  dann  die  Klage 
gegen  beide  Eheleute  zugleich  an,  ja  die  Frau  scheint  hier- 
auf ein  Recht  gehabt  zu  haben,  indem  sie  eine  gewisse  Frist  ver- 
langen konnte,  um  den  abwesenden  Mann  der  Klage  mit 
zu  sistiren  “).  Wie  während  stehender  Ehe  haftet  nun  aber 
das  beiderseitige  Vermögen  — anders  als  wenn  die  Frau  nur 
als  Bürgin  intercedirt  hat  **)  — auch  nach  Auflösung  der  Ehe 
durch  den  Tod  eines  Gatten,  sei  es  nun  der  Frau: 


»*)  Selbstverständlich : das  Ganze,  wie  auch  der  Fortgang  der  Stelle 
lehrt. 

ss)  Vgl.  unten  Anm.  84.  37.  49. 

**)  Verm.  Ssp.  III,  4,  6 : „ Ouch  darf  sy  uf  ores  mannes  schult 
Itevne  nod  liden,  sy  habe  denne  mete  gelobet  — vgl.  Anm.  19. 

st)  Venn.  Ssp.  III,  9,  8.  Die  Frist  den  „ hinderczug " hat  sie  über- 
haupt , wenn  sie  den  in  seiner  Abwesenheit  verklagten  Mann  vertritt  : 
Verm.  Ssp.  111,  4.  4.  (Bei  Orti.ofv,  S.  141,  o — »«.  Aehnlicher  Art  ist 
die  Frist,  welche  die  Frauenspersonen  überhaupt  gewinnen  können,  um 
ihren  Vormund  zu  sistiren  — Goslar'sches  Stadtr.,  S.  78,  » f.  is  f.  u f. ; 
Glogauer  Rechtab.,  cap.  90.  91.  92  — . andrer  Art  dagegen  der  wegen 
Betagtheit  der  Forderung  gewonnene  „hinderczug“,  vgl.  STonna  a.  a.  0., 
S.  86.) 

**)  Die  Erblichkeit  der  in  gesamter  Hand  übemommnen  Verpflich- 
tung scheint  mir  durch  Obiges  für  das  Sächsische  Recht  ausser  Zweifel. 
Anderwärts  stellte  man  sie  hierin  der  Bürgschaft  gleich ; vgl.  Stobbk 
a.  a.  0.,  S.  169  f. 
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Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  1 00,  i : 

„Gloubit  eine  frawe  mit  erem  manne  schult  czu 
geldene  czu  einem  selbschuldigen  und  sachwaldigen, 
stirbit  die  frawe  und  lest  erbegud,  wer  sich  des  erbe- 
gudes  underwindet,  der  erbname  sal  der  frawen  schult 
helffin  geldin  dem  manne , di  se  mit  dem  manne  gloubit 
hatte.  Gloubit  abir  eine  frawe  vor  eren  man  als  ein 
bürge  also,  das  dieselbe  nicht  gloubit  als  ein  selb- 
schuldige , die  schulde  dorflin  die  erbnamen  nicht 
gelden“  37), 

sei  es  des  Mannes,  und  in  letzterem  Falle  haftet  nicht  blos 
der  Frau  ursprüngliches  Vermögen . sondern  auch  das,  was  ihr 
aus  des  Mannes  Nachlass  als  Wittwe  gebührt,  namentlich  die 
Gerade38),  während  doch  diese  Wittwenbezüge  rücksichtlich 
der  vom  Manne  allein  gewirkten  Schulden  stets  eximirt  sind 
Die  Voraussetzung  dieser  Haftung  liegt  überall  in  dem  Mit- 
gelöbuiss  der  Ehefrau  bei  Eingehung  der  Schuldverpflichtung 
Seitens  des  Mannes.  Aus  dieser  Gemeinschaftlichkeit  des 
Rechtsgeschäfts  ergiebt  sich  von  selbst  die  | unerlässliche]  Ein- 
willigung des  Mannes  zu  der  Erklärung  der  Frau.  Die  Ab- 
hängigkeit der  Letztem  von  jenem  scheint  nun  die  Freiwil- 
ligkeit und  Erastlichkeit  des  Acts  der  Frau  in  Frage  zu  stellen, 
wesshalb  das  Römische  und,  diesem  folgend,  das  neue  Säch- 
sische Recht  die  Gültigkeit  der  Erklärung  an  gewisse  Formen 
bindet.  Von  solchen  weiss  das  Sächsische  Recht  nichts  *•). 

37 ) System.  Sch.-R.  111,  2,  94.  Kolm  111,  125.  Pölhann,  Dist 
V,  6,  9.  Die  Erben  der  Frau  haften  also  auch  mit  den  Immobilien  (die 
Fahrniss  hat  ja  ohnehin  der  Ehemann,  vgl.  Finsi.kr  a.  a.  0.,  S.  39. 
Anm.  2),  wie  überhaupt  in  diesen  Rechten  die  Grundstücke  fiir  die 
Schulden  mit  haften  (vgl.  Stobbk  in  den  Jahrb.  f.  gern.  D.  R.  V,  S.  306  t). 
--  Ebenso  System.  Sch.-R.  IV,  2,  68.  Glogauer  R.-B.,  ^ap.  384.  885. 
Schspr.  bei  Wasbbbschi.rbbk.  8.  427,  Anm. 

**)  Auf  beiderlei  Gut  bezieht  sich  d.  System.  Sch.-R.  Ul,  2,  91. 
(Kulm  1U,  121,  vgl.  oben  § 15,  Anm.  9»,  S.  162).  Speciell  auf  die  Gerade  gebt 
der  bei  Gacpp  , Sehles.  Landr.,  S.  259  abgedruckte  Schspr.  mit  dem 
Schlusssatz:  „ wente  si  en  is  von  der  gerade  nicht  pflichtig  irea  manne* 
schulde  zu  gelden,  der  sie  nicht  gelobit  hat“. 

3#)  Cbopp,  Intercessionen  der  Weiber  in  s.  Abhandl.  1,  S.  145  1. 
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Vielmehr  ist  die  Erklärung  bindend  und  die  Frau  kann  sieb 
nicht  auf  ihre  Abhängigkeit  und  Gehorsamspflicht  berufen, 
wenn  sie  bei  Eingehung  der  Correalobligation 

„die  schult  horte  und  mit  eres  selbis  munde  frolichen 
sprach:  ich  globe,  und  czu  der  czeyt  keynen  getwang 
rurte  wedir  mit  Worten  noch  mit  werckin“  4#). 

Nur  der  besondere  Nachweis  eines  Zwangs  oder  dolus  scheint 
hienach  der  Frau  ein  Recht  auf  Anfechtung  zu  gewähren  41). 
Hiervon  abgesehen  haftet  die  Frau  für  die  ganze  in  gesamter 
Hand  mit  ihrem  Manne  ühernommne  Schuld.  Damit  wäre 
nun  zwar  an  und  für  sich  ein  Regress  gegen  ihn  auf  den 
Betrag  dessen  vereinbar,  was  sie  über  ihren  Antheil  hinaus 
an  den  Gläubiger  bezahlt  hat.  resp.  hat  zahlen  müssen  4*). 
Einem  solchen  Regress  standen  indessen , wenn  die  Befriedigung 
des  Gläubigers  während  stehender  Ehe  allein  oder  unverhält- 
nissmässig  aus  dem  Vermögen  der  Frau  erfolgte,  die  Grund- 
sätze über  die  Restitution  des  Frauenguts  entgegen.  Wie 
überhaupt,  so  hatte  sie  auch  für  den  Aufwand  zur  Deckung 
der  Schulden  des  ManneB  keinen  Ersatzanspruch  “).  Anders 
mochte  es  sich  indessen  verhalten,  wenn  erst  die  Erben  der 
Frau  die  von  ihr  zu  gesamter  Hand  eingegangne  Schuld  über 


w)  Schspr.  bei  Wasserschlebkn,  S.  285,  cap.  150,  auch  inscrirt  der 
Glosse  z.  Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Daniels,  S.  275,  u f.  Der  Schspr. 
handelt  von  der  Frage,  ob  die  Frau  durch  Mitübernahme  der  Schuld  auf 
ihre  pfandgesicherte  gelobte  Morgengabe  gültig  verzichtet.  Desshalb  wird 
das  Geschäft  gerichtlich  vorgenommen,  »im  Allgemeinen  ist  dies  nicht 
nothwendig  — sowenig  als  es  etwa  ein  wesentliches  Formale  ist,  dass 
der  Richter,  wie  es  angeblich  in  jenem  Fall  geschehen  sein  soll,  „ frogitte 
die  frawe,  ab  sie  mit  wolbedochtem  raute  und  mit  frolichim  antlicz  mit 
erem  manne  globitte?“  Auf  diesen  Act  des  Richters  legen  die  Schöft'en 
in  ihrem  Spruche  gar  kein  Gewicht 

41)'Etwa  analog  der  Bestimmung  in  d.  Glosse  z.  Weichbild,  Art.  26 
bei  v.  Daniels,  S.  314,  i>  f. 

So  steht  es  bei  Correalschuldnern  im  Allgemeinen.  Vgl.  Schspr. 
bai  Gaupp,  Schles.  Landr.,  S.  260  f.  HL  Stat.  v.  Verden,  von  1416, 
cap.  81  a.  E.,  bei  Pitfkndorf  I,  S.  105.  Vgl.  Stobbe  a.  a.  O.,  S.  171  f. 
**)  Vgl.  g 38,  Anm.  21  u.  22,  8.  378  f.  Vgl.  schon  Finsleh  a.  a.  O.,  S.  41. 
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ihren  Antheil  hinaus  bezahlt  hatten  44).  Wenigstens  die  Ana- 
logie  von  der  Bürgschaft  weist  darauf  hin  4:’). 

Die  Bürgschaft  unterscheidet  sich  von  dem  Versprechen 
zur  gesamten  Hand,  wenigstens  was  die  hier  in  Rede  stehen- 
den Verhältnisse  betrifft,  natürlich  auch  im  Sächsischen  Recht 
durch  ihre  Subsidiarität 4").  Dass  letztere  auch  in  dem  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten  zur  Geltung  kommt,  beide  nicht  wie 
bei  solidarischer  Haftung  ohne  Weiteres  zusammen  belangt 
werden  können,  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  wenn  es  auch 
nirgends  besonders  bezeugt  wird  47).  Ausdrücklich  hervorge- 
hoben wird  dagegen , dass,  wie  überhaupt 48),  so  auch  die  Bürg- 
schaft der  Frau  rein  persönlich  wirkt  und  auf  ihre  Erben 
nicht  übergeht 4a).  Vermöge  dieser  Eigenthüralichkeiten  bietet 
der  Bürgschaftsvertrag  dem  Gläubiger  eine  weit  geringere  Sicher- 
heit als  das  Versprechen  der  Frau  in  gesamter  Hand  und  setzt  ihn 
namentlich  nicht  in  die  günstige  Lage,  seine  Befriedigung 
aus  dem  gesamten,  in  der  Ehe  vereinigten  Gut  wie  aus  einem 
einzigen  Ganzen  suchen  zu  können.  Dies  mag  der  Grund 
sein , warum  die  Bürgschaft  der  Ehefrau  seltener  vorkommt  und 
seltener  in  den  Quellen  behandelt  wird  M)  als  ihr  Versprechen 

44)  Vgl.  Finsi.fr  a.  a.  0. 

«&)  Vgl.  unten  Anm.  54.  Vielleicht  deutet  auch  der  Ausdruck  .,  gel- 
den  belpen"  in  den  Anm.  37  citirten  Stellen  dasselbe  an. 

*6)  System.  Sch -R.  III,  2,  87.  Kulm  III,  117.  Weichbild,  Ausg. 
v.  Zobel,  cap.  118.  Vgl.  Stobrk  a.  a.  0.,  S.  124  f.  A.  M.  G eurer,  D. 
Pr.-R.,  § 201,  Anm.  2.  Finsi.fr  a.  a.  0.,  S.  40. 

4J)  Vgl.  Finsler  a.  a.  O. 

Magdcb.  Weisth.  v.  1261,  § 52.  Syst.  Sch.-R.  III,  2,  82.  Kulm 
111,  112.  Vgl.  viele  andere  Belege  bei  Stobbe  a.  a.  0.,  S.  132  f.  und 
tji.NULER,  Deutsches  Pr.-R.  I,  S.  763  f. 

48)  Vgl.  die  Stellen  oben  im  Teitzu  Anm.  37.  Glogauer  R.-B.,  cap.  385: 
„Globit  ader  dy  frawe  mit  erem  manne  schult  alz  ein  bürge,  nach 
erem  tode  dorffen  ere  erbnemen  der  schnit  nicht  gelden",  sc.  im  Gegen- 
satz zur  Schuld  in  gesamter  Hand,  cap.  384. 

s«)  Der  Schspr.  bei  Wassersculkben,  S.  91,  cap.  105  behandelt 
einen  Fall  prozessualischer  Bürgschaft  der  Frau  — der  ctmlio  judicio 
sisti,  die  mit  Stellung  des  Mannes  vor  Gericht  oder  dessen  Tod  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  (vgl.  Stobbp.  a.  a.  0.,  S.  1 18)  erlosch,  üebereinen  ähn- 
lichen Fall  der  Bürgschaft  des  Mannes  für  die  Frau  vgL  §38,  Anm.  17,  S.377. 
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in  gesamter  Hand  mit  dem  Manne.  Mit  diesem  hat  sie 
gemein,  dass  sie  besondrer,  das  Interesse  der  Frau  sicher- 
stellender Formen  nicht  bedarf  6I),  dass  der  sonst  dem  Bürgen 
gegen  den  Hauptschuldner  zukommende  Regress  52)  der  Frau 
nicht  zukommt,  wenn  sie  den  Gläubiger  während  stehender 
Ehe  befriedigt  M) , dass  ihr  dieser  Regress  aber  allerdings  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  zusteht , wenn  sie  erst  nach  Zweiuug 
des  Guts  in  Folge  des  Ablebens  des  Mannes  für  dessen  Erben 
als  Bürgin  gezahlt  hat  M). 

Dies  sind  die  Gründe,  aus  denen  eine  Frau  für  die  von 
ihrem  Manne  in  der  Ehe  contrahirten  Schulden  haftet. 
Dass  sie  dieselben  insoweit  anzuerkennen  hat,  als  sie  alleiu 
oder  in  Concurrenz  mit  Andern  Erbin  des  Mannes  wird,  liegt 
ausserhalb  des  Gebiets  des  gemeinen  Rechts  und  ruht  in  den 
particularen  Rechten  auf  zum  Theil  andern  Prämissen  8S) , ist 
aber  überhaupt  kein  eherechtlicher  sondern  ein  erbrechtlicher 
Satz,  der  für  das  eheliche  Güterrecht  nur  mittelbar  von 
Bedeutung  werden  kaun. 


61)  VgL  Oropp  a.  a.  0.  1,  S.  145  f. 

52 ) VgL  Stobbk  a.  a.  0.,  S.  130  f. 

M)  Vgl.  § 39,  Anm.  43,  S.  399. 

M)  Schspr.  bei  Wasskrhcfileiikn  , S.  89,  cap.  90  = Magdeb.  Fr. 
II,  2,  12»:  „ — und  ouch  bat  die  frawe  vor  den  man  globit  vor  gelt  yn 
burgeschafft  namen.  Nu  ist  der  man  tot  — — Was  die  frawe  vor  den 
man  schult  globit  hat,  das  sic  bekennet,  die  sal  sie  geldin  und  mag 
sich  der  schult  gleich  mit  andern  leuten  irholen  mit 
rechte  kegen  des  mannes  erbe  und  gut,  daz  her  gelassen 
hat.“  Vgl.  S.  390  f. 

M)  Als  solch’  fremdartige  Grundlagen  kommt  namentlich  in  Be- 
tracht: die  Haftung  der  Frau  schon  während  der  Khe  für  die  Schulden 
des  Mannes  und  die  Succcssion  in  das  Gesamtgut  beider  Gatten  als 
Object  des  Erbrechts.  So  die  Haftung  der  Wittwe  nach  dem  Drittheils- 
reebt  (z.  B.  Freiberger  1,  17;  bei  Schott  III,  S.  155  f.),  dem  Bigiscb. 
Ridderr.,  cap.  54.  56  u.  a.  m.  Vgl.  Cropp,  Abh.  II,  S.  453  f. ; v.  Sydow, 
Erbr.,  Anm.  855;  Finslf.r  a.  a.  0.,  S.  81. 


▲ gricola,  Uewer«  i.  r.  Y. 
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§ 40. 

Die  Deliets schulden  der  Eheleute. 

Bei  den  in  der  Ehe  von  einem  Gatten  abgeschlossenen 
Rechtsgeschäften  lag  in  der  Regel  die  Möglichkeit  vor,  dass  er 
sie  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  eingegangen,  d.  h. 
mit  dieser  Absicht  und  mit  diesem  Erfolg  contrahirt  hatte. 
Diese  Möglichkeit  konnte  zwar  das  Princip  nicht  beseitigen, 
dass  jeder  Gatte  für  die  von  ihm  gewirkten  Schulden  nur  mit 
seiner  Person  und  seinem  Gut  aufzukommen  hatte , wohl  aber 
führte  sie  durch  Verstattung  des  Nachweises  der  Ausnahme 
für  den  concreten  Fall  zu  einer  thatsächlichen  Beschränkung 
der  Herrschaft  jenes  Princips.  Diese  Beschränkung  fällt  weg, 
wenn  es  sich  um  Schulden  handelt,  die  ihren  Grund  in  un- 
erlaubten Handlungen  eines  Gatten  haben.  Zwar  können 
auch  diese  thatsächlich  den  Erfolg  haben,  dass  dadurch  das 
Vermögen  des  andern  Gatten  vermehrt  und  bereichert  wird 
— und  insoweit  tritt  dann  auch  eine  Haftung  desselben  ex  re 
ein  — aber  im  Interesse  der  ehelichen  Gemeinschaft  können, 
nach  dem  Begriffe  selbst , Delicte  niemals  verübt  werden.  Ab- 
gesehen von  etwaiger  Bereicherung  des  einen  Gatten  durch 
unerlaubte  Handlungen  des  andern  haftet  daher  schlechter- 
dings nur  Letzterer  mit  seiner  Person  und  seinem  Vermögen 
aus  ihnen,  wobei  sich  freilich  von  selbst  versteht,  dass  wis- 
sentliche Betheiligung  und  Begünstigung  der  Widerrecht- 
lichkeit des  Ehegenossen  nicht  minder  obligiren  kann,  als  die 
Verübung  der  That  selbst.  Die  obligatorischen  Wirkungen 
einer  solchen  können  aber  ebensowohl  rein  civilrechtlicher 
Natur  sein*  sc.  zum  Schadensersatz  verpflichtend,  als  zugleich 
strafrechtlicher  Art.  Ja  letztere  kommen  um  so  mehr  in  Be- 
tracht, je  mehr  zumal  im  Anfang  unserer  Periode  die  öffent- 
lichen Strafen  gegenüber  den  Privatstrafen  — Busse  und 
Wergeid  — noch  zurücktreten.  Für  beiderlei  Arten  von 
Delictsobligationen  gilt  aber  gleichmässig  der  oben  aufgestellte 
allgemeine  Grundsatz , und  selten  wird  zwischen  der  einen  und 
der  andern  besonders  unterschieden.  Ueberhaupt  aber  fliesst 
jener  so  unmittelbar  und  selbstverständlich  aus  der  Natur  der 
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Delictsobligationen  im  Zusammenhalt  mit  den  das  eheliche 
Güterrecht  beherrschenden  Anschauungen,  dass  seine  Gültig- 
keit auch  für  dieses  einer  ausdrücklichen  Hervorhebung  in  den 
Quellen  kaum  gewürdigt  wird. 

Dass  nun  xunächst  für  die  Verbindlichkeiten  des  Mannes 
aus  seinen  Rechtswidrigkeiten  nur  sein  eignes,  nicht  seiner  Frau 
Gut  haftet,  folgt  unmittelbar  aus  der  allgemeinen  Fassung,  in 
der  die  Sächsischen  Quellen  ihr  Princip  über  die  Haftung  aus 
Delicten  überhaupt  aussprechen. 

Schon  der  Sachsenspiegel  stellt  es  dahin  fest: 

II,  31,  3: 

„ Nieman  mach  verwerken  enes  andern  mannes  gut,  of 
he’t  under  ime  hevet,  den  noch  he  sinen  lief  verwerket“, 
und  das  Kulmer  Recht  giebt  ihn  noch  näher  dahin  wieder: 

V,  22: 

„Nymant  mag  eines  andim  gut  vorwirken,  der  is 
yn  syner  gewald  hat.  Synes  selbis  lyb  und  gut  mag  her 
wol  vorwirken.  “ * 

Auch  in  andern  Sächsischen  Quellen  kehrt  der  Satz  öfter 
wieder  1).  Er  geht  dahin , dass  Jeder  durch  sein  Delict  nur 
sein  eignes  Gut  verwirkt,  nicht  das  fremde,  welches  er  zu- 
fällig in  seiner  Gewere  („under  ime“,  „in  syner  gewald“) 
hat  — also  auch  der  Mann  nicht  das  in  seiner  Gewere  be- 
findliche Frauengut.  Speciell  auf  dieses  wendet  es  der  Ver- 
mehrte Sachsenspiegel  an,  wenn  er  sagt: 

III,  9,  14: 

„Keyn  fruwe  noch  ore  kint  noch  keyn  orer  erben 
dorffen  von  oren  guten  umbe  keyn  ungerichte  antwerten, 
daz  der  man  begangen  had;  he  habe  denne  selber  czu 
gerichte  gestanden  an  geheyter  bang,  er  he  vorfluchtig 
wert,  so  muste  man  antwerten  von  den  guten.  “ *) 

i)  Magdeb.  Kr.  III,  6,  3.  Glogauer  R.-B.  542.  Blume  v.  Magdeb. 
11,  2,  180.  Vgl.  Gropp  in  Hudtwaucer’s  Criminalbcitr.  II,  S.  278.  — 
Dagegen  verwerthet  der  Richtet,  cap.  14,  § 1 ihn  anders  (zu  einer  Art 
autoris  nominutio). 

*)  Denn  mit  den  Schlussworten  „von  den  guten“  kann  nach  dem 
ganzen  Zusammenhang  nur  des  Mannes  Vermögen  verstanden  werden, 

20* 
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Nur  haftet  freilich  die  Frau,  wenn  und  soweit  sie  des  Mannes 
Delict  begünstigt  oder  Nutzen  daraus  gezogen  hat.  Beides 
fasst  zusammen  das  Leobschützer  Stadtrecht  **): 

„Vierleie  sache  vorleuset  eyne  frawe  ir  gudmiterem 
manne:  daz  ist  mort,  daz  her  dy  hab  heymtret,  do  her 
umme  gemordet  hot.  Dy  ander  sache  daz  ist  falsch, 
daz  keyn  man  falsch  mac  geslahen,  yz  sey  denne  mit 
gewyszen  seynes  weybes.  Dy  dritte  Sache  umb  bumen, 
daz  muz  ouch  der  vrowen  wiszentlich  seyn.  Dy  virde 
sache  daz  ist  roub , daz  her  den  roub  breuge  zcu  hus  und 
. czu  hof,  daz  en  dy  vrowe  mit  eren  kindern  vorczere.  “ 3) 
Ist  das  Vermögen  der  Frau  an  und  für  sich  nie  tenent  für 
Verbindlichkeiten  des  Mannes  aus  seinen  unerlaubten  Hand- 
lungen, so  kann  um  so  weniger  gezweifelt  werden,  dass  des 
Mannes  Gut  nicht  haftet  für  die  Delicte  der  Frau  3*).  Nur 
an  die  Haftung  ihres  eignen  Vermögens  kann  gedacht  werden. 
Dieses  ist  nun  aber  in  der  Gewere  des  Mannes  und  jeglicher 
Disposition  der  Frau  entzogen,  namentlich  einer  solchen,  die 
es  mit  Schulden  belastet.  Es  entsteht  nun  die  Frage , ob  das 
Recht  dies  in  dem  Sinne  verstand,  dass  auch  die  Folgen  der 
rechtswidrigen  Handlungen  der  Ehefrau  deren  Gut,  so  lange 
es  in  des  Mannes  vormundschaftlicher  Gewere  stand , insoweit 


das  in  seiner  Abwesenheit  die  Frau  zu  vertreten  hat  Ebenso  fittick  von 
der  Beweisung  (Homkyer  II,  1.  S.  360):  „Dar  umme  so  mach  he  (der 
Mann)  des  gudes  (der  Frau)  nicht  versetten,  verkopen,  noch  vor  sine 
schulde  edder  broke  wech  geven.“  — Eine  andre  Tendenz  haben  öfter 
städtische  Privilegien,  welche  Hab  und  Gut  der  Frau  und  Kinder  eines 
Verbannten  gegen  Einziehung  sichern  tollen.  Denn  sie  verleihen  seinem 
eignen  Vermögen  dieselbe  Gunst.  So  Braunschw.  Jura  Indaginis,  § 8 
(abgedr.  im  Braunschw.  Urk.-Buch,  Rd.  I,  S.  2);  Miindener  Privil  , § 4 
(Bei  Gkkulkr,  Stadtr.,  S.  303). 

*•)  Bei  Böhmk,  Dipl.  Beitr.  II,  S.  1!). 

s)  Ueber  die  Beschränkung  im  Allgemeinen  vgl.  Schwsp.,  cap.  289.  — 
v.  Sydow,  Erbr.,  Anm.  1143.  — A.  M.  in  der  ganzen  Frage  ist 
v.  Mautitz,  S.  162. 

3»)  Besonders  hervorgehoben  im  Stück  v.  d.  Beweisung  a.  a.  0. 
(Anm.  2):  „Hir  van  is  ok,  dat  dy  man  vor  syner  frouwen  schulde  unde 
sunderke  handelinge  nicht  darff  antwerden.  “ 
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nicht  trafen,  dass  des  Mannes  Rechte  unter  ihnen  schlechter- 
dings nicht  leiden  durften?  Diese  Frage,  welche,  wie  von 
selbst  ein  leuchtet,  eine  wesentlich  andre  als  die  nach  der 
Haftung  des  Guts  für  Rechtsgeschäfte  der  Frau  ist,  da  deren 
Eingehung  in  der  Willkür  des  andern  Contrahenten  steht, 
ist  nunmehr  noch  zu  erörtern.  * 

Da  ist  es  denn  in  hohem  Maasse  auffällig,  dass  im  ganzen 
Umkreise  unserer  gemeinrechtlichen  Quellen  auch  nicht  ein 
einziges  Zeugniss  zu  finden  ist,  welches  diese  im  Rechtsleben 
doch  gewiss  oft  genug  auftauchende  Frage  behandelte  und  ent- 
schiede. Auch  in  den  Particularrechten  sind  es  nur  einzelne 
ganz  besondere  Fäye,  welche  hie  und  da  zur  Besprechung 
kommen.  Es  bleibt  daher  nichts  übrig,  als  aus  den  von  den 
Quellen  gegebnen  allgemeinen  Entscheidungen  in  Verbindung 
mit  solchen  particularrechtlichen  Bestimmungen  eine  Lösung 
des  Zweifels  zu  suchen.  Erwägt  man  nun,  dass  überall,  wo 
ein  Rechtsact  der  Frau  erwähnt  wird , durch  welchen  ihr  in 
des  Mannes  Gewere  befindliches  Gut.  Letzterem  direct  oder 
folgeweise  entzogen  werden  kann , eben  diesem  Acte  eine 
solche  Wirkung  schlechthin  und  in  principieller  Allgemeinheit 
abgesprochen  wird,  und  von  diesem  in  den  mannigfachsten 
Anwendungen  wiederkehrenden  Grundsatz  zwar  mehrere  weit- 
greifende, aber  ganz  bestimmt  begrenzte  Ausnahmen  hervor- 
gehoben werden , keine  derselben  aber  den  vorliegenden  Fall 
berührt,  so  lässt  sich  nicht  anders  annehmen,  als  dass  jenes 
Princip  nach  der  Voraussetzung  unserer  Quellen  auch  für 
Obligationen  aus  Delicten  der  Frau  zur  Anwendung  kam  3b). 
Hiezu  ist  mau  um  so  gewisser  berechtigt,  als  diese  Obliga- 
tionen particularrechtlich  öfter  mit  den  Obligationen  der  Frau 
aus  Verträgen  auf  ganz  gleiche  Linie  gestellt  werden:  So  heisst 
es  im  Goth.  Stadtr.  im  Anhang  zu  Purgoldt’s  Rechtsb. 
XI,  87: 


3 b)  Kract  II,  S.  420  f.  Rive  II,  S.  157  f.  Höchstens  für  das 
neuere  Recht  richtig,  was  Lasfeybes  § 44  bemerkt.  A.  M.  überhaupt 
v.  Martitz,  S.  162.  307. 
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„Keyne  frawe  magk  vorgeben  nach  furburgzcogen 
mehr  danne  5 Schillinge  wyder  ires  wyrtes  wyllen.  Sye 
magk  auch  irem  wyrthe  nicht  mehr  'vorwyr- 
ckeri  danne  5 Schillinge.“ 

Aehnlich  im  Mühlhäuser  Stadtr. 4): 

„Daz  ein  vrouwi  nime  virlise  mac  urmi  man.  — 
Hinach  is  giscribin , daz  nichein  vrowe  urmi  man  mac 
me  virwirkin  sinis  gutis  dan  also  vieli  alsi  uri  hobitgi- 
hende  geldi  mac,  daz  sal  6 phennige  wert  sie.  Nich- 
ein vrowi  inmac  sich  nichtis  och  virlabi  än  urme  Vor- 
mundin, daz  dicheine  crapht  habi  an  ur  gebendi  daz 
sal  och  6 phennigi  wert  si.“  . 

Damit  stimmen  denn  auch  die  wenigen  Stellen,  wo  von  De- 
lictsobligationen  der  Frau  allein  die  Rede  ist: 

Eisenacher  Gerichtsl.  89  5): 

„ Eine  frauw  magk  nicht  yrem  manne  verwircken  umb 
seheldtwort  dan  yren  rocken  und  yre  spindelen  und  yr 
heuptgebende  oder  5 Schillinge  auff  gnade.“ 

Dortmunder  SchöfTenspruch  nach  Wesel6): 

„Item  hedde  eyn  man  myt  unss  eyn  echte  wyff,  die 
ein  mort  dede,  den  mort  mach  men  an  oeren  leven  rich- 
ten, sonder  sy  en  kanne  oeren  echten  man  geen 
guet  daer  mede  Verliesen.“ 

Zwar  wird  nicht  in  allen  diesen  Bestimmungen  bemerkt,  dass 
sie  lediglich  von  Verwirkung  des  Guts  der  Frau  gelten  sollen, 
in  der  zu  Anm.  4 citirten  wird  sogar  ausdrücklich  „sein  Gut“ 
d.  i.  des  Mannes  Gut  genannt;  allein  hierunter  kann  nach 
der  Ausdrucksweise  der  Quellen  auch  das  in  seiner  Gewere  ver- 
einigte Gut  beider  Gatten  verstanden  werden  und  der  Grund- 
satz so  gut  wie  jene  particularen  Ausnahmen  sind  eben  auf 
das  beiderseitige  Vermögen  zu  beziehen,  dergestalt,  dass  auch 
anzunehmen  ist,  bis  zu  den  genannten  geringen  Beträgen  hafte 
ausnahmsweise  auch  das  Vermögen  des  Mannes , für  die  De- 

4)  Bei  Förstemann,  N.  Mitth.  VII.  Bd.,  1.  H.,  S.  104. 

6)  0 kt  Li)  ff,  Rechtsqu.  II,  S.  373. 

®)  Bei  Wiganii  , Westfäl.  Archiv,  IV.  Bd.,  S.  425;  auch  abgedr. 
in  Kraut’s  Quellenkunde,  § 213,  Nr.  14. 
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licte  seiner  Frau.  Auch  hier  gilt,  was  wir  oben  von  den 
vertragsmässigen  Obligationen  bemerkt  haben  7):  fQr  die  Schuld 
der  Frau  haftet  entweder  das  beiderseitige  Gut  oder  keins 
von  beiden. 

Darin,  dass  dies  Letztere  die  principielle  Regel  bildet,  die 
in  einigen  Partieujarrechten  durch  ziemlich  willkürliche  Aus- 
nahmen beschränkt  wurde , liegt  allerdings  eine  gewisse , durch 
die  strenge  Geltendmachung  der  ehemännlichen  Rechte  her- 
beigeführte Härte  gegen  den  durch  die  Rechtswidrigkeit  der 
Frau  Verletzten.  Indessen  erscheint  diese  Härte  vom  rein 
theoretischen  Gesichtspunkt  aus  drückender  als  sie  es  im  wirk- 
lichen Leben  war.  Es  kamen  dem  Beeinträchtigten  theilweise 
dieselben  Umstände  zu  Statten  wie  dem  Gläubiger,  welcher 
mit  einer  Ehefrau  ohne  Consens  ihres  Mannes  contrahirt  hatte, 
und  die,  wie  wir  gesehen  8),  schon  für  diese  Fälle  das  Prin- 
cip  in  seiner  Anwendung  thatsächlich  sehr  milderten.  Abge- 
sehen nämlich  davon,  dass  die  Frau  ebensowohl  mit  etwaigem 
Einhandsgut  als  mit  ihren  Illaten,  sobald  sie  dieselben  als 
Wittwe  zurückgenommen , auch  für  Delictsschulden  zu  haften 
hatte,  kann  auch  nicht  im  Mindesten  bezweifelt  werden , dass 
ihr  auch  wegen  solcher  die  Personalexecution  drohte  9).  Wie 
nun  deren  die  eheliche  Gemeinschaft  suspendirende  Wirkung 
den  Mann  zwar  indirect  aber  doch  in  der  Regel  sehr  wirk- 
sam zur  Zufriedenstellung  des  Gläubigers  nöthigte , haben  wir 
schon  oben  gesehen;  es  wird  aber  auch  für  Delicts fälle  der 
Frau  noch  speciell  bestätigt,  und  die  dessfallsigen  particu- 
larrechtlichen  Bestimmungen  liefern  neue  Zeugnisse  für  die 
Richtigkeit  unserer  Annahme  über  das  allgemeine  Princip. 


i)  Vgl.  § 38  zu  Anm.  17  f.,  S.  377. 

*)  Vgl.  § 38  zu  Anm.  fi  f.,  S.  374  f. 

9)  Kravt  II,  S.  421.  — Anderwärts  trat  allerdings  wenigstens  bei 
Nichtzahlung  von  Busse  und  Wedde  ein  ,, Bessern  am  Leibe“  ein.  Vgl. 
Zöpfl,  Deutsche  Kecbtsgesch.,  § 130,  Anrn.  17.  So  war  es  aber  in 
Sachsen  nicht.  Hier  fand  vielmehr  selbst  bei  der  Klage  des  Verletzten 
auf  Busse  (und  Wergeid)  und  des  Richters  auf  Wedde  im  Ganzen  dasselbe 
Eiecutionsverfahren  statt  wie  bei  civilrechtlichen  Schuldklagsachen  (vgl. 
Ssp.  I,  53,  3;  II,  41  1). 
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Wie  überhaupt  die  Particularrechte  die  Pereonalexecution 
milderten  und  derselben  direct  oder  indirect  einen  Hausarrest 
substituirten  1#),  so  ist  dies  namentlich  auch  in  den  Göttinger 
Statuten  des  14.  Jahrhunderts  geschehen.  In  diesen  wird  nun  der 
Ehefrau  für  den  Bruch  städtischer  Ordnungen  das  Innesitzen 
angedroht,  der  Mann  jedoch  dergestalt  für  Einhaltung  des 
letzteren  verantwortlich  gemacht,  dass  er  bei  Bruch  desselben 
Seitens  der  Frau  nicht  blos  die  Ordnungsstrafe  für  diesen, 
sondern  auch  die  durch  das  Hauptvergehen  von  ihr  verwirkten 
Brächte  zu  zahlen  hat,  wofern  er  nicht  eidlich  erhärtet,  dass 
er  ausser  Stande  gewesen,  die  Frau  innezuhalten.  An  und 
für  sich  haftet  er  also  für  jene  Brächte  nicht,  wohl  aber  wird 
er  tenent,  wenn  er  die  Personalexecution  nicht  ausführen 
lässt  “).  - Ein  ähnliches  Verfahren  kannten  anscheinend 
auch  die  Bremer  Statuten  von  1303  ,!).  Dasselbe  war  sicht- 
lich darauf  berechnet,  den  Mann  indirect  zur  Erlegung  der 
Busse,  sei  es  nun  aus  seinen,  sei  es  aus  der. Frau  Mitteln, 
zu  nöthigen,  während  er  zu  ihrem  Abtrag  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  nicht  gehalten  war. 

Denselben  Erfolg,  wenn  auch  zunächst  eine  etwas  andre 
Tendenz  hat  es , wenn  einige  Sächsische  Rechte  das  dem  Vater 
und  Herrn  zukommende  Recht,  die  noch  an  seinem  Brode 
befindlichen  Kinder  und  das  die  häusliche  Gemeinschaft  thei- 
lende  Gesinde  bei  Anschuldigung  „von  Ungerichten“,  wenigstens 


>#)  Vgl.  oben  § 38,  Anm.  7 n.  8,  S.  374  f. 

**)  Gott.  Stat.  bei  Pcpkndorf  111,  App.  p.  169,  auch  abgedr.  bei 
Kraft  II,  S.  421;  Rivf.  II,  S.  160,  Anm.  99:  „Werct  ok,  «lat  gbe- 
mannct  wif  brvke  ilat  in  der  stad  willekore  drope  und  des  verwunnen 
worde,  der  mach  de  Rad  laten  beden  mit  witschap  ores  mannes  in  ores 
marines  herberge  by  dren  punden.  Yerbroke  se  dit  bod  drye,  so  mach 
me  oren  man  panden  vor  der  broke,  der  se  verwunnen  were  und  ok  vor 
de  negben  punt,  dar  se  drye  an  gebroken  hedde,  he  ne  wolde  denne  dat 
vorsweren  uppe  den  hilgen,  dat  he  ore  nicht  mechtig  en  were,  so  scholde 
de  vrnwe  lyden  dit  vorbenomede  bod.“  Dass  letzteres  auf  Stadtauswei- 
sung geht,  lehrt  der  ebend.  S.  169  vorausgehende  Satz. 

1!i)  St.  15  u.  16  (bei  Oki.richs  S.  51,  abgedr.  bei  Kraft  ebend.): 
„ — so  welcc  vruwe  dit  brekc,  Ne  wolde  ere  man  dhar  nicht  vore  sweren, 
he  scolde  gbeven  der  stad  dbre  raarc.“ 
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sofern  er  selbst  unbetheiligt  war , mittelst  Eides  „ a u s z u - 
nehmen“,  d.  h.  an  ihrer  Statt  und  mit  dem  Erfolg  ihrer 
Freisprechung  den  Reinigungseid  zu  leisten  — auch  auf  den 
Ehemann  röcksichtlich  der  seiner  Frau  schuldgegebnen  Unge- 
richte übertrugen.  Denn  wenn  es  auch  dieses  Recht  zunächst 
in  die  Hand  des  Vaters  resp.  Hausherrn  zu  legen  bezweckte, 
den  Sohn  etc.  von  der  öffentlichen , an  Hals  und  Hand  gehenden 
Strafe  zu  befreien,  so  war  doch,  wenn  der  Vater  einmal  sich 
zu  dem  Eid  erbot,  ihn  aber  dann  nicht  abzulegen  vermochte, 
die  Folge  nicht  blos  die,  dass  die  peinliche  Klage  nunmehr 
ungehindert  gegen  den  Angeschuldigten  selbst  fortgesetzt  wer- 
den durfte,  sondern  der  ablehnende  war  nunmehr  gehalten, 
aus  eignen  Mitteln  dem  Ankläger  das  Wergeid  resp.  die  Busse 
nebst  Schadensersatz  und  dem  Richter  das  Gewedde  zu  be- 
bezahlen 1S).  So  geschah  es,  dass  er  auf  diesem  Wege  auch 
für  die  Delictsschulden  der  Seinigen  einzutreten  hatte.  Nun 
lässt  sich  allerdings  nicht  annehmen,  dass  nach  gemeinem 
Sächsischen  Recht  auch  dem  Ehemann  die  Befugniss  zuge- 
standen habe,  seine  Ehefrau  bei  Anschuldigung  von  Unge- 
richten in  dieser  Weise  eidlich  „auszunehmen“  oder  „auszu- 
ziehen“ **);  wohl  aber  geben  ihm  Sächsische  Particularrechte 

,s)  lieber  das  ganze  Institut  vgl.  Kract  I,  S.  379  f.  Planck,  Recht 
zur  Beweisführung  in  der  Ztsclir.  für  Deutsches  Recht  etc.  v.  Wii.da  etc.  X, 
S.  208  f.  Stobbe,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Deutschen  Rechts,  S.  16  f. 

14)  Nicht  nur,  dass  dies  nicht  mit  dem  ganz  allgemein  aufgesteRtcn 
Grundsatz  harwonirt,  dass  Ehefrauen  die  noth wendigen  Eide  selbst  zu 
leisten  haben,  der  Mann  sie  in  der  Leistung  nicht  vertreten  darf  (vgl. 
oben  § 24,  Anm.  9,  S.  346  f.)  und  wo  von  Criminalklagcn  gegen  Weiber  die 
Rede  ist,  im  Ganzen  dieselben  Grundsätze  wie  für  Männer  aufgestellt  werden 
(vgl.  z.  B.  Verm.  Ssp.  IV,  8,  3;  Magdeb.  Weisth.  v.  1295,  § 11;  v.  1304, 
§ 50;  System.  Sch.-R.  III,  1,  10;  Kulm  III,  101,  so  ist  auch,  so  oft 
in  gemeinrechtlichen  Quellen  des  Instituts  gedacht  wird,  immer  nur  von 
dem  Rechte  des  Vaters  (opp.  der  Mutter)  die  Rede,  das  noch  am  Brod 
befindliche  Kind  eidlich  auszunehmen,  was  particularreelitlich  auf  den 
Herrn  seinem  Hausgesinde  („  hrodessen  “)  gegenüber  ausgedehnt  wird. 
Vgl.  Ssp.  II.  17,  2.  Vgl.  II.  19,  2.  Venn.  Ssp.  IV,  27.  2.  3.  4.  Magde- 
burger Weisth.  v.  1295,  § 10;  v.  1304,  § 49.  75.  133;  v.  1261,  § 75. 
Weichb.,  Art.  .75  (bei  v.  Thüngen,  Art.  72.  73).  Glogauer  R. -B.,  cap. 
405  — 411.  System.  Sch.-R.  III,  2.  56.  57.  58.  Kulm  III,  92.  93.  94. 
Schspr.  bei  Böhme,  VI,  S.  102.  Blume  v.  Magdeburg  II,  2,  179  u.  a.  m. 
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diese  Befugniss u)  und  zeigen  auch  hierin  eine  Tendenz , den 
Mann  mit  dem  gesamten  Gut  indirect  für  Delicte  der  Frau 
tenent  werden  zu  lassen , für  die  er  es  principiell  nicht  war. 

Selbstverständlich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  16) , wenn 
auch  nicht  für  das  Verhältniss  des  Ehemanns  besonders  be- 
. zeugt , ist  es , dass  derselbe  die  Delictsschuld  der  Frau  anzu- 
erkennen und  aus  dem  gesamten  Gut  zu  decken  hat,  wenn 
er  sich  an  ihrer  unerlaubten  Handlung  betheiligt,  namentlich 
sie  begünstigt  hat.  Er  haftet  dann  aber  nicht  aus  ihrem  De- 
bet, sondern  aus  dem  seinigen. 

Nach  diesem  Allen  wird  man  nicht  zu  zweifeln  haben, 
einerseits  an  dem  Princip,  dass  die  Frau  auch  durch  uner- 
laubte Handlungen  ihr  in  die  Ehe  gebrachtes  Gut  nicht  für 
den  Mann  bindend  mit  Schulden  belasten  kann,  dass  es  aber 
andrerseits  auf  indirectem  Wege  geschehen,  ja  die  ^tatsächliche 
Regel  bilden  mochte,  dass  der  Mann  nicht  in  der  Lage  war, 
seine  Rechte  gegen  den  Verletzten  ohne  Gefährdung  des  eignen 
Interesses  rücksichtslos  geltend  zu  machen.  Diesen  thatsäch- 
lichen  Sachverhalt  hat  denn  auch  wohl  der  Verm.  Ssp.  IV, 
45,  25  im  Auge,  wenn  er  ohne  Rücksicht  auf  das  in  den  ehe- 
männlichen Rechten  liegende  Hindemiss  ganz  allgemein  den 
Satz  aufstellt: 

„Tud  evn  wip  icht  ungerichtes  an  ymande,  sy  mus 
volle  bus  geben  unde  wergeld  also  or  man  adder  eyn 
ander  man.“ 

1S)  So  das  Leobschfitzer  Recht  v.  1276  bei  Böhme,  Dipl.  Beitr.  II, 
S.  12  f:  „Ab  eyn  man  eynes  inannes  wyp  beclait  adir  zeynen  son  odir 
zeinen  broteszen,  wyl  her  dovor  antworten,  daz  mag  her  wol  thnn.  Der 
eyt  der  mus  alzo  gen : Daz  N.,  der  do  ateyt,  meyner  husvrowen  N. 

schold  gibt  — — des  ist  ze  unschuldig  — .“  Darauf  geht  aber  auch 
sicher  das  Lüneburger  Stadtr.  (Ausg.  v.  Kkact,  cap.  52,  S.  61):  „We- 
re’t  dat  men  schuldeghcde  ene  vrowen  vor  gherichte,  wil  ere  man  vor  se 
antworden,  dat  mach  he  don;  men  he  mut  id  winnen  mit  enemc  ordele.“ 
(Eine  gleiche  Vorschrift  führt  Rive  II,  S.  157  ans  Friesischen  Rechten  an.) 

*•)  Ssp.  II,  13,  G.  Venn.  Ssp.  IV,  36,  3 ; IV,  8.  Goslar.  R.,  S.  38, 
>s  f. ; S.  47,  s«  f. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  ergänzenden  Institute  des  Sächsischen 
ehelichen  Güterrechts. 


I.  Kapitel. 

\ 

§ 41. 

Einleitung'. 

Im  Rechtsorganismus  stehen  die  einzelnen  Rechtsinstitute 
nicht  isolirt  und  unabhängig  neben  einander.  Sind  sie  doch 
alle  durchdrungen  von  demselben  Leben,  durchhaucht  von 
demselben  Geiste.  So  trägt  und  stützt,  ergänzt  und  er- 
klärt eins  das  andre.  Dies  ist  aber  um  so  mehr  der  Fall, 
je  naturwüchsiger  und  ursprünglicher  noch  ein  Rechtsorganis- 
mus ist , je  weniger  die  Abstraction  noch  gearbeitet  und  die 
einzelnen  Glieder  desselben  zur  Selbständigkeit  gefördert  hat. 
Dann  übernimmt  oft  noch  das  eine  Rechtsinstitut  diejenigen 
Funktionen,  welche  principiell  das  andre  zu  erfüllen  haben 
würde,  oder  tritt  in  die  Lücken  ein,  welche  das  andre  bei 
seiner  noch  unvollendeten  Entwickelung  gelassen  hat.  Erst 
in  ihrer  Gesamtheit  und  gegenseitigen  Ergänzung  runden 
und  schliessen  sie  das  System  ab  und  erfüllen  das  praktische 
Bedürfniss  des  reichhaltigen  Lebens.  Demnächst  wird  es  aber 
überhaupt  kein  Recht  auch  mit  Hülfe  aller  seiner  Institute 
unternehmen  können  oder  wollen,  dieses  BedürfnisS  in  allen 
seinen  Richtungen  und  Beziehungen  völlig  zu  decken.  Das 
Leben  ist  zu  mannigfaltig  und  vielgestaltig,  als  dass  es 
nicht  auch  der  ausgedehntesten  Casuistik  trotzte.  Viel- 
mehr wird  sich  jedes  Rechtssystem  bescheiden , nur  die 
allgemeine  Richtung  anzugeben,  in  der  die  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse erfolgen  soll , und  höchstens  darauf  aus  sein , iu  dieser 
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Kichtung  auch  im  Einzelnen  die  Ordnung  subsidiär  für  den 
Fall  festzustellen , dass  es  dem  Ermessen  und  Gutbefinden  der 
zunächst  Betheiligten  nicht  tvünschenswerther  erscheinen  sollte, 
auf  Grundlage  der  allgemeinen  Principien  eine  besondere  Rege- 
lung im  concreten  Falle  eintreten  zu  lassen.  Je  naiver  aber 
ein  Recht  noch  ist,  je  mehr  es  noch  auf  allgemeinen  Hebungen 
und  Sitten  beruht  und  je  weniger  aus  diesen  schon  der  rein 
juristische  Inhalt  abstrahirt  ist,  desto  .wesentlicher  basirt  es 
auf  der  Voraussetzung  der  Autonomie  der  Betheiligten , desto 
allgemeiner  empfängt  es  von  dieser,  wie  sie  durch  die  Sitte 
und  die  nationale  oder  religiöse  Anschauung  hergebracht  und 
geboten  ist,  seine  Ergänzung  und  nähere  Bestimmung.  Ist 
doch  das  Rechtssystem  selbst  zum  Theil  nur  der  Niederschlag 
solcher  langjährigen  autonomen  Uebungen.  Wie  viele  bestehen 
da  dergleichen  noch,  ohne  schon  diesen  festen  Kern  recht- 
licher Nothwendigkeit  abgesetzt  zu  haben!  Die  auf  Hebung 
und  Gebrauch  beruhende  Autonomie  ist  erst  werdendes  Recht, 
noch  im  innigen  Zusammenhänge  und  in  fortwährender  Wechsel- 
wirkung mit  dein  gewordenen  und  von  diesem  unbedenklich 
vorauszusetzen,  weil  es  zwar  nicht  als  rechtliche  Nothwen- 
digkeit besteht,  aber  doch  auch  nicht  lediglich  auf  Belieben 
und  Willkür  beruht. 

Auch  das  Deutsche  eheliche  Güterrecht  erhält  seine  wesent- 
liche Ergänzung  und  Unterstützung  theils  durch  die  umge- 
benden Rechtsinstitute,  theils  durch  die  als  möglich 
vorausgesetzte  oder  sogar  als  erfolgt  präsumirte  autonome 
Regelung  einzelner  Verhältnisse. 

Wir  haben  schon  bei  der  Darstellung  des  Systems  mehrfach 
Gelegenheit  gehabt,  zu  beobachten,  wie  die  Institute  der  Ge- 
were,  der  Geschlechtsvormundscliaft,  des  Verhältnisses  der 
Eltern  zu  den  Kindern , der  Beispruchsrechte  der  nächsten 
Erben,  des  Schuldrechts  u.  s.  w.  mehr  oder  weniger  da  Nachhülfe 
leisteten,  wo  die  eheliche  Güterordnung  das  Bedürfniss  des  Lebens 
nicht  erfüllte,  oder  andrerseits  Bestimmungen  des  Rechts  erklär- 
lich und  befriedigend  erscheinen  liesen,  die  im  Römischen  oder 
modernen  System  befremdend  dastehen  würden.  Die  weitaus 
grösste  Bedeutung  kommt  aber  in  dieser  Beziehung  den  erb- 


Digitized  by  Google 


Bedeutung  des  Erbrechts  der  hatten  f.  d.  eheliche  Güterr.  418 

rechtlichen  Verhältnissen  der  Ehegatten  selbst  zu.  Es  ist 
unschwer  einzusehen,  dass  die  Schicksale  der  beiderseitigen 
Güter  nach  dem  Tode  eines  der  Gatten  auf  ihr  Rechtsverhält- 
nis während  stehender  Ehe  zurückwirken  können.  Die  Gestal- 
tung dieser  Schicksale  nach  der  Ehe  kann  manche  Frage  des 
ehelichen  Güterrechts  von  selbst  erledigen,  manche  von  geringerer 
Bedeutung  erscheinen  lassen,  als  sie  abstract  genommen  ha- 
ben würde,  und  erklären,  dass  man  so  grosse  Lücken  im 
System  ertragen  konnte,  wie  sie  in  demselben  vorzukommen 
scheinen.  Wiederum  lösen  sich  durch  die  Ordnung  des  Güter- 
rechts von  Todeswegen  manche  anscheinende  Widersprüche  in 
dem  Verhältnisse  der  Güter  unter  Lebenden,  manche  Incon- 
gruenzen  erklären  sich , manche  Härten  werden  gemildert  oder 
schwinden  und  der  Gang  der  ganzen  Entwickelung  unsrer 
Recbtspartie  wird  erst  verständlich  im  Lichte  des  Güterrechts 
von  Todeswegen.  Alles  dieses  macht  sich  nun  zwar  in  be- 
sonders hohem  Maasse  nur  geltend  in  dem  Süddeutschen 
System  und  in  den  Sächsischen  Partie  ul  ar  rechten.  Der 
in  diesen  Systemen  hervortretende  Coutrast  zwischen  der  Güter- 
einheit während  der  Ehe  und  der  Gütergemeinschaft  von  Todes- 
wegen, der  regelmässig  wiederkehrende  Gegensatz  zwischen  be- 
erbter und  unbeerbter  Ehe,  die  Anlehnung  namentlich  der 
Süddeutschen  Systeme  mit  ihrer  Verfangenschaft  und  ihrem 
Theilrecht  an  die  Rechte  der  Kinder  ')  wirkte  entweder  auf  die 
Gestaltung  des  ehelichen  Güterrechts  unmittelbar  zurück,  oder 
‘liess  es  wenigstens  in  einem  andern  Lichte  erscheinen , als 
wenn  es  für  sich  gesondert  und  geschlossen  im  Betracht  ge- 
kommen wäre.  Wir  werden  bei  der  Vergleichung  dieser 
Systeme  mit  dem  Sächsischen  daher  nicht  umhin  können,  das  • 
Güterrecht  der  Ehegatten  von  Todeswegen  umfassend  in  deu 
Kreis  unserer  Betrachtung  zu  ziehen,  um  zu  beobachten, 
welche  Einwirkungen  die  Gütereinheit  während  stehender  Ehe 
von  ihnen  erleidet.  Von  weit  geringerer  Bedeutung  ist  im 
gemeinen  Sächsischen  Rechte  die  Ordnung  der  Dinge 


*)  Roth  in  s.  Abhandl.  über  Gütereinheit  und  Gütergemeinschaft  in 
d.  Jahrb.  des  gern.  Deutschen  R.  III,  S.  317. 
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nach  Auflösung  der  Ehe:  der  Beisitz,  die  erbrechtlichen  Vor- 
theile des  überlebenden  Gatten,  die  Erbrechte  der  Kinder  etc. 
Hier  hält  man  auch  für  diese  Ordnung  im  Ganzen  an  der  äussem 
Gütereinheit  fest,  welche  die  Basis  der  Verhältnisse  während 
der  Ehe  bildet.  Die  Wirkung  der  Auflösung  letzterer  ist 
daher  im  Allgemeinen  ganz  consequent  nur  die,  dass  die  innere 
Geschiedeuheit  des  beiderseitigen  Guts  nun  auch  eine  äussere 
wird,  d.  h.  dass  das  beiderseitige  Gut  sich  seinem  Ursprünge 
nach  wieder  auflöst  und  je  nach  seiner  Zuständigkeit  zerfällt 
Mit  der  Ursache  erledigt  sich  die  Wirkung  und  diese  rein 
negative  Folge  ist  nicht  geeignet,  ihrerseits  auf  jene  rückwärts 
von  bestimmendem  Einfluss  zu  werden.  Indessen  leidet  jenes 
Princip  doch  auch  im  gemeinen  Sächsischen  Recht  einige 
Einschränkung.  In  Folge  des  ehemännlichen  Mobiliar- 
rechts, der  Wittwen-  und  Niftelgerade  und  des  Mus- 
theils verbleiben  auch  schon  nach  gemeinem  Sächsischen 
Rechte  gewisse  Partien  des  vereinigten  Guts,  gleichviel  woher 
sie  rühren  und  wem  sie  ursprünglich  gehörten,  beisammen  und 
unterliegen  eigenthümlichen  juristischen  Schicksalen.  Da  nun 
diese  Schicksale,  wenigstens  die  der  Wittwengerade  und  des 
Mustheils  auch  für  die  Verhältnisse  während  stehender  Ehe, 
insofern  diese  in  die  Restitution  des  Frauenguts  auslaufen,  von 
Bedeutung  sind,  die  Wittwengerade  aber  überhaupt  ein  In- 
stitut ist,  das  mit  fast  allen  Fragen  des  Sächsischen  ehe- 
lichen Güterrechts  mehr  oder  weniger  verflechten  ist,  so  haben 
wir,  um  dieses  allseitig  zu  verstehen,  wenigstens  die  Wittwen- 
gerade und  den  Mustheil,  zumal  die  erstere,  einer  eingehenden 
Betrachtung  zu  unterwerfen,  während  die  andern  erbrecht- 
lichen Verhältnisse  nur  von  indirectem  und  beschränkterem 
luteresse  sind,  und  daher,  soweit  sie  dieses  bieten,  gelegent- 
lich betrachtet  worden  sind  oder  werden  sollen.  Zugleich 
sind  Gerade  und  Mustheil  die  einzigen  erbrechtlichen  Vor- 
theile , die  der  Wittwe  von  Rechtswegen  zukommen.  Sie  sind, 
da  sie  keineswegs  lediglich  eine  Vermehrung  des  Frauenguts 
bezwecken , in  ihrer  Qualität  als  erbrechtlicher  Gewinn  nicht 
von  sonderlicher  Bedeutung.  Vielmehr  hält  das  gemeine  Säch- 
sische Recht  auch  in  dieser  Partie  an  seiner  Tendenz  fest , das 
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ehemännliche  Vermögen  durch  die  Ehe  gar  nicht  oder  möglichst 
wenig  berühren  zu  lassen.  Zwar  erkannte  es  stets  die  sittliche 
Verpflichtung  des  Mannes  an,  nach  Kräften  dafür  zu  sorgen, 
dass  seine  Wittwe  auf  ihre  Lebenszeit  ein  verhältnissmässiges 
Auskommen  behalte,  sie  nicht  „aus  seinem  Gut  fortwaudem 
müsse  mit  dem  weissen  Stabe“,  „ihr  nicht  der  Stuhl  mit 
dem  Rocken  vor  das  Thor  gesetzt  werde  Aber  es  liess  dafür 
eben  den  Mann  nach  seinem  Ermessen  und  nach  seiner  be- 
sondern  Lage  durch  ausdrückliche  Verabredungen  und  Fest- 
setzungen sorgen,  seiner  Liebe  zur  Gattin,  der  Macht  der 
Sitte  und  der  Fürsorge  ihrer  Angehörigen  bei  der  Verlobung 
vertrauend  und  nur  die  Geschäfte  ordnend  und  sanctionirend, 
welche  diesem  Zwecke  dienen  sollten.  In  diesem  Sinne  fassen 
einmal  die  Schöffen  die  erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe 
im  Landrecht  dahin  zusammen  2) : 

„Eyne  iczliche  frawe  von  ritters  ard  hat  czu  nemen 
vierleye  uf  yres  mannes  nachgelasen  gute:  czweierleia 
von  beschribenen  rechte,  daz  erste  ist  gerade,  daz 
ander  ist  must  eil.  Dornacb  nymmet  sy  czwey  von  ge- 
gebenen rechte  also  yre  morgengabe  unde  lip- 
czug.  “ 

Damit  werden  wir  aber  von  selbst  zu  der  zweiten  Kategorie 
von  Instituten  geführt,  welche  für  das  eheliche  Güterrecht 
von  ergänzender  Bedeutung  sind. 

Die  Autonomie  der  Ehegatten,  welche  entweder  bestimmt 
ist,  die  von  Rechtswegen  bestehende  Güterordnung  bald  zu 
modificiren,  bald  zu  ergänzen,  bald  auch  nur  näher  festzu- 
setzen — oder  aber  diese  ganze  Rechtsordnung  durch  Ent- 
ziehung ihrer  Basis,  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft, 
aus  den  Angeln  zu  heben,  umfasst  mannigfache  vertrags- 
in ässige  Bestimmungen,  welche  entweder  von  den  Gatten 
selbst  oder  deren  Angehörigen,  namentlich  Eltern  und  Vor- 
mündern, getroffen  werden,  entweder  vor  resp.  bei  Abschluss 
der  Ehe  oder  während  ihres  Bestands , Bestimmungen , welche 
entweder  die  Verhältnisse  während  stellender  Ehe  oder  die  nach 


*)  Schspr.  bei  Wasskrschleben,  S.  415,  cap.  (58. 
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deren  Auflösung  eintretenden  regeln  sollen  und  welche  ent- 
weder völlig  im  Belieben  und  der  Willkür  der  Betheiligten 
stehen,  oder  dergestalt  auf  allgemeiner  Sitte  und  Gebrauch 
beruhen,  dass  sie  als  Regel  zu  betrachten  sind  und  fast  nur 
der  concrete  Inhalt  von  dem  Ermessen  der  Betheiligten  ab- 
liäugt.  Die  ältesten  und  allgemeinsten  Geschäfte  dieser  Art 
beziehen  sich  auf  die  Verhältnisse  nach  Auflösung  der  Ehe 
durch  den  Tod  des  Mannes,  nämlich  die  bereits  genannten: 
Leibzucht  und  Morgeugabe,  welche  im  Weichbild  zum  Theil 
umgestaltet  in  den  Instituten  der  gelobten  Morgengabe  und 
der  mancherlei  Arten  von  Vergabungen  eine  vielfache  Be- 
reicherung erhalten  haben.  Sie  interessireu  uns  freilich  für 
das  eheliche  Güterrecht  unter  Lebenden  nicht  in  jeder  Bezie- 
hung. Da  indessen  die  durch  jene  Geschäfte  begründeten  Rechts- 
verhältnisse zum  Theil  schon  während  stehender  Ehe  ihren 
Anfang  nehmen,  oder  wenigstens  der  Zweifel  besteht,  ob  dies 
nicht  der  Fall  ist,  oder  da  sie  von  Belang  werden  für  den 
Umfang  und  die  Art  der  Restitution  des  Frauenguts,  oder  in 
ihnen  eineCorapensation  liegen  kann  für  den  dem  Ehemann  allein 
zukommenden  Erwerb  in  der  Ehe,  so  ist  ihre  Darstellung 
unentbehrlich , wenn  ein  allseitig  ausgeführtes  und  treues  Bild 
von  dem  gesamten  ehelichen  Güterrecht  gegeben  werden  soll. 
Von  directer  Bedeutung  für  dieses  sind  dagegen  diejenigen 
Verabredungen,  welche  das  Verhältniss  während  stehender  Ehe 
selbst  betreffen,  wiewohl  auch  diese  folgeweise  Einfluss  auf 
die  Ordnung  der  Dinge  nach  dem  Tode  eines  Gatten  üben 
müssen.  Auch  hier  sind  es  überall  nur  vertragsmässige 
(blos  bei  der  Constituirung  von  Einhandsgut  unter  Umständen 
einseitige)  Rechtsgeschäfte,  welche  unser  Recht  kennt,  und  da 
das  ehemännliche  Vermögen  durch  die  Ehe  überall  keine 
Aenderung  erleidet,  lediglich  solche,  welche  die  Stellung  des 
Mannes  zum  Gute  der  Frau  zum  Gegenstand  haben:  sei  es 
nun,  dass  sie  das  Object  seiner  Rechte  vertragsmässig  zu 
fixiren  bestimmt  sind  (Verträge  über  die  Mitgift,  den  Braut- 
schatz der  Ehefrau),  sei  es,  dass  sie  dazu  dienen,  seine  Rechte 
selbst  näher  zu  begrenzen , namentlich  aber  der  «Frau  ein  Ge- 
gengewicht gegenüber  der  unbeschränkten  Dispositionsgewalt 
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und  dem  einseitigen  Nutzungsrecht  des  Mannes  zu  schaffen. 
Dieses  Ziel  suchen  sie  aber  in  doppeltem  Wege  zu  erreichen : 
einmal  dadurch,  dass  sie  jene  liechte  des  Mannes  zwar  un- 
eingeschränkt bestehen  lassen,  der  Frau  resp.  deren  Erben 
aber  einen  Ersatz,  entweder  einen  genau  berechneten  oder 
wenigstens  einen  Ersatz  im  grossen  Ganzen,  gewähren  durch 
gewisse,  vertragsinässig  festgestellte  nach  Befinden  mittelst 
besonderer  Sicherungsmittel  garantirte  Zuwendungen  — dem- 
nächst aber  auch  in  der  Weise,  dass  sie  das  Frauengut  ganz 
oder  zum  Theil  den  ehemännlichen  Rechten  vollständig  und 
schlechthin  entziehen.  Es  sind  die  Institute  der  Abfin- 
dungsverträge für  das  eheweibliche  Einbringen  und  des 
Ein  handsgut  s. 

Wenn  wir  daher  in  diesem  (zweiten)  Abschnitte  die  er- 
gänzenden Institute  des  ehelichen  Güterrechts  unter  Le- 
benden in  Betrachtung  ziehen,  so  haben  wir  darzustellen: 

I.  Die  der  Wittwe  von  Rechtswegen  gebühren- 
den erbrechtlichen  Vortheile, 

nämlich : 

1)  die  Gerade, 

2)  den  Mustheil  nebst  dem  Rechte  auf  die  Lip- 
nahre. 

II.  Die  autonome  Gestaltung  des  ehelichen 
G üterrechts, 

nämlich : 


1)  die  Leibzucht  ),  r , 

' , des  Landrechts, 

2)  die  Morgengabe  ( 

3)  die  gelobte  Morgengabe  des  Weichbilds, 

4)  die  Vergabungen  unter  Ehegatten, 

5)  die  Abfinduugsverträge  für  das  Franen- 

gut, 

6)  das  Einhandsgut  der  Ehefrau. 


A g ricol  a,  Gewere  t.  r.  V. 
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II.  Kapitel. 

Die  erbrechtlichen  Yortheile  der  Wittwe 
von  Rechts  wegen. 


I.  Die  Gerade  '). 

§ 42. 

1.  Der  Reehtsbesrriir  der  Gerade  im  Allgemeinen. 

Die  Gerade  ist  der  Coraplex  derjenigen  bewegliclien 
Sachen,  welche  zur  neuen  Einrichtung  und  Fortführung  eines 
Hausstands  gehören,  sofern  und  soweit  sie  (denn  an  und 
für  sich  lastet  der  Aufwand  auf  dem  beiderseitigen  Gut)  zu 
diesem  Zweck  der  heirathenden  Frau  nach  der  Sitte  der 
Zeit  mitgegeben  und  von  ihr  in  die  Ehe  eingebracht  zu  werden 
pflegen  — d.  h.  eintretenden  Falls  bei  ihrer  Verheirathung 
als  Aussteuer  dienen.  Nicht  etwa,  als  ob  sich  die  Begriffe 

i)  Die  altem  Abhandlungen  über  die  Gerade  (z.  B.  von  v.  Rotschitz, 
Processus  j uris  1529;  Golubeck  v.  1607;  von  Bartu  v.  1721;  von  Pupen- 
dorf,  Observ.  I,  p.  231  f.  v.  1721 ; von  Hoffmans,  Statuta  Localia  oder 
Beschreibung  der  Gerade  und  des  Heergerätbes  1733,  4)  sind  für  unstrn 
Zweck  werthlos.  Nur  liefert  das  letztere  Werk  einen  überaus  reichhal- 
tigen Schatz  der  jüngem  particularen  Fortbildungen  des  Instituts.  Seit 
Eichhorn  (R.-G.,  § 65.  203.  373)  ist  der  Gegenstand  seiner  juristischen 
Bedeutung  nach  behandelt  von:  Finslkr,  De  oblig.  ux.,  p.  48  sq.  Hasse 
(Skizze  in  d.  Ztschr.  f.  R.-G.  IV,  S.  75).  Cropf  (Heidclb.  Jakrb.  v.  1823, 
S.  415  f.).  Albrecht,  Gewere,  S.  270  f.  Grimm,  R.-A.,  S.  576  f.  Runde 
(Ehel.  Güterrecht,  S.  20).  v.  Svnow  (Erbr.  nach  d.  Ssp.,  S.  171  f.  258  f.). 
Siegel  (Deutsches  Erbrecht,  § 31).  Heydkmann  (Elemente  der  Joachimica. 
S.  80  f.  u.  an  versch.  Orten).  Kraut  (II,  S.  357  f.).  Gaupp,  Genuanist. 
Abh.  (1853),  Nr.  111.  P.  Wigand  (Provincialreeht  von  Paderborn  und 
Corvey  II,  S.  12).  v.  Maktitz,  S.  91  f.  Wksdboth,  De  instit.  jur.  dot. 
Vratislav.,  cap.  2.  Am  treffendsten  ist  die  Auffassung  von  Gropp  und 
v.  Mautitz,  in  dein  Hauptpunkt  verfehlt  die  von  Hasse  und  Kraut.  — 
Uebcr  die  Zeit  der  Volksrcchtc  vgl.  v.  Martitz,  S.  96,  Amu.  13  f. 
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von  Gerade  und  Aussteuer  deckten.  Die  Aussteuer  besteht 
nur  und  hat  nur  Sinn  in  und  mit  der  Ehe , dagegen  hat  die 
Gerade  rechtliche  Bedeutung  auch  ohne  dass  die  Frau  zur 
Ehe  schreitet  und  auch  nach  Auflösung  der  Ehe.  Ja,  wie 
sich  bald  näher  zeigen  wird,  sie  ist  als  solche  während  der 
Ehe  für  das  Güterverhältniss  der  Gatten  ohne  jede  rechtliche 
Bedeutung.  Wohl  aber  ist  ihre  Bestimmung,  ein  tretenden 
Falls  Aussteuer  zu  werden,  und  diese  ihre  Bestimmung  wird 
maassgebend  für  den  Kreis  der  zu  ihr  gehörigen  Gegenstände, 
d.  h.  die  Gerade  umfasst  diejenigen  Sachen,  welche  der 
Frau  nach  Sitte  und  Brauch  zur  Aussteuer  gegeben 
werden.  Welche  Sachen  dies  sind?  wird  nirgends  principiell 
festgestellt,  desto  häufiger  eine  detaillirte  Aufzählung  versucht, 
die  freilich  nach  Ort  und  Zeit  im  Land-  und  Weiehbildrecht 
und  auf  den  verschiedenen  Stufen  der  Rechtsentwickelung  nicht 
ganz  übereinstimmende  Resultate  liefert  und  im  Einzelnen  ge- 
wiss oft  und  je  später  desto  mehr  2)  auf  Zufall  und  Willkür,  in 
der  Hauptsache  jedoch  sichtlich  überall  auf  demselben  Grund- 
gedanken beruht.  Es  sind  lauter  Gegenstände,  welche  im  Haus- 
wesen vorzugsweise  für  den  Gebrauch  der  Frau  bestimmt  sind, 
oder  zur  Aufbewahrung  und  zur  Instandhaltung  dieser  Gegen- 
stände dienen,  ihrer  Obhut  auvertraut  sind,  ihrer  Beschäftigung 
und  Arbeit  unterliegen,  also:  Frauenschmuck  und  Frauenklei- 
dung mit  ihren  Behältnissen,  Stuben-,  Kammer-  und  Küchenge- 
räthe  (Möbeln  als  solche  nicht),  Betten,  Bett-  und  Tisch- 
wäsche, Flachs,  Lein,  Garn,  Gänse  und  Schafe.  3)  Man  sieht : es 
ist  der  Complex  derjenigen  Sachen,  welche  noch  heutzutage  der 
Hauptsache  nach  den  Bestand  einer  Aussteuer  zu  bilden  pfle- 
gen. Allerdings  nur  der  Hauptsache  nach : manche  Stücke  fehlen, 
manche  sind  mehr  darin.  Charakteristisch  aber  für  beide  Com- 
plexe  ist,  dass  zu  ihnen  schlechterdings  niemals  die 
grossen  Werthobjecte  gehören:  Immobilien,  Kapitalien, 

*)  Dies  bezeugt  namentlich  die  unglaubliche  Menge  der  Geradever- 
zeiehnisse,  wie  sie  die  Statuta  localia  von  Hofmann,  tom.  II,  aus  der 
Zeit  vom  14. — 17.  Jahrhundert  liefern. 

s)  Richtig  schon  Eichhoen,  Einleitung,  § 297.  Kraft  II,  S.  357  f. 
Birg  kl  § 31.  Auch  Hasse  a.  a.  0.,  S.  75. 

27* 
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Waaren  und  Fabrikate  als  solche,  Schätze  an  edlem  Metall 
und  baarem  Geld.  Sie  können  einen  Theil  der  Mitgift  bilden, 
bilden  ihn  je  länger  jo  mehr;  zur  Gerade  gehören  sie  nir- 
gends und  niemals,  sowenig  als  heutzutage  zur  Aussteuer. 

Dies  ist  im  Wesentlichen  die  materielle  Bedeutung  der 
Gerade  — ihre  Bedeutung  im  socialen,  wirthschaftlichen  Leben. 
Sie  dient  wesentlich  den  Zwecken  des  ehelichen  Güterrechts 
und  ist  für  dieses  von  dem  grössten  Belang.  Dennoch  ge- 
hört sie  formell  und  in  ihrer  juristischen  Construction  nicht 
in  dieses  Gebiet.  Sie  ist  schlechterdings  kein  In- 
stitut des  ehelichen  Güterrechts,  sondern  ledig- 
lich und  allein  ein  Institut  des  Erbrechts.  Diese 
juristische  Formulirung  des  materiellen  Gehalts  ist  es,  was 
ihr  die  specifische  Eigenthümlichkeit  verleiht.  Sie  ersetzt 
zwar  die  Aussteuer,  dergestalt,  dass  diese  als  solche  überall 
nicht  weiter  in  Betracht  kommt ; aber  juristisch  ist  sie  etwas 
ganz  Andres  als  diese.  Nicht  ihre  materielle  Bedeutung , son- 
dern ihre  juristische  Construction  *)  ist  es,  welche  sie  zu  einer 
Eigenthümlichkeit  des  Sächsischen  Rechts , in  gewissem  Maasse 
zu  einem  Kriterium  desselben  erhebt 6). 

(Die  Gerade  ist  ihrem  juristischen  Begriffe  nach  ein  erbrecht- 
licher Vorth  eil  (Bezug  von  Todeswegen,  mortis  causa  ca- 
pio)  °)  ausschliesslich  der  Weiber,  der  verheiratheten 


*)  Man  kann  den  Gegensatz  auch  bo  ausdröcken,  dass  man  zwischen 
Gerade  als  Geraderecht  und  Gerade  als  Object  dieses  Rechts  unter- 
scheidet. Denn  Gerade  bezeichnet  Beides. 

6)  Hervorgehoben  wird  dies  namentlich  von  Cropp  a.  a.  0.,  S.  115  f., 
stillschweigend  angenommen  aber  auch  von  Andern  (vgl.  v.  Martitz. 
S.  98).  Dagegen  hat  Kraut  II,  S.  354  f.,  indem  er  nach  dem  Vorgang 
Hassk’s  a.  a.  0.  und  Albrrcht’s  a.  a.  0.  (der  sich  jedoch  weit  vorsich- 
tiger ausdriiekt)  der  Frau  an  der  Gerade  als  solcher  das  Eigenthum  zu- 
schrieb, nicht  hlos  dieses  Institut  in  seinem  wesentlichsten  Grundzug 
verkannt,  sondern  dadurch  sich  auch  die  Auffassung  des  ganzen  ehelichen 
Gäterrechts  getrübt.  Ihm  folgt  Gaupp,  German.  Abhandl.  (1853),  8.  81  f. 
(vgl.  Grrglkr,  D.  Pr.-R.  II.  S.  940).  Dagegen  Gerber,  D.  Pr.-R.,  g 248, 
Anm,  3,  vgl.  unten  g 45,  Anm.  1. 

«)  Gerade  ist  darum  freilich  nicht  „erbe“,  sondern  bildet  einen  Ge- 
gensatz zu  solchem.  Aber  eine  mortis  causa  capto  bleibt  sie  darum 
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nicht  minder  als  der  ledigen  und  verwittweten,  der  zum  Gegen- 
stand hat  alle  in  dem  Nachlass  befindlichen  beweglichen  Sachen, 
die  bei  der  Heinith  zur  Aussteuer  einer  Frau  gegeben  zu  werden 
pflegen.  In  Bezug  auf  sie  sind  ausschliesslich  die  Weiber  erbfähig : 
die  Pfaffengerade  ist  eine  durch  den  Zweck  des  Bezugs  mit 
Böcksicht  auf  die  eigenthümliche  Lage  des  Geistlichen  ver- 
anlasste,  exceptionelle  Erweiterung  7).  Vom  Pfaffen  abgesehen 
ist  kein  Mann  erbfähig:  in  Ermangelung  berechtigter  Weiber 
fällt  die  Gerade  dem  Richter  heim  8).  Es  ist  eine  nur  durch 
Leiber  vermittelte  Succession  der  Weiber,  ein  rein  cogna- 
tisches  Erbrecht,  und  insofern  ein  nicht  zu  unterschätzender, 
wenn  auch  nicht  voller  Ersatz  für  die  sonstige  Zurücksetzung 
der  Weiber  bei  der  Erbfolge  — im  Wesentlichen  parallel 
laufend  der  agnatischeu  Succession  in  das  Herwede.  Wie  bei 
letzterem  ist  die  Succession  zwar  nicht  Universalsucccssion, 
wohl  aber  eine  durch  einen  Erbfall  bedingte  Succession  in 
eine  sich  mit  und  bei  solchem  bildende  Universitas.  Letztere, 
nicht  eine  natürliche,  sondern  juristische  universitas,  d.  h. 
ein  Complex , der  sich  nicht  durch  die  natürliche  Beschaffen- 
heit seiner  Bestandtheile,  sondern  lediglich  durch  ihre  gemein- 
schaftliche, juristische  Bestimmung  fixirt,  existirt,  weil  diese 
Bestimmung  eben  lediglich  in  einer  mortis  causa  capio  be- 
ruht, nur  mit  Beziehung  und  mit  Rücksicht  auf  einen  Todes- 
fall. Abgesehen  von  einem  solchen  schliesst  sich  der  Complex 
nicht  zusammen : es  giebt  dann  Geradestücken,  aber  keine  Gerade. 


doch.  Warnm  Siegel  a.  a.  0.,  § 27  dies  nur  von  der  Niftelgerade  Zu- 
ges tehen  will,  ist  nicht  abzuschen. 

■ ) Der  Pfaffe  hat  wegen  des  Cölihats  keine  Aussicht  auf  Erwerb  der 
doch  auch  für  seine  Einrichtung  zum  Theil  unentbehrlichen  Geräthc  und 
Utensilien.  Die  Pfaffengerade  tritt  in  diese  Lücke  ein  und  ist  zugleich 
ein  Ersatz  für  das  entgehende  Herwede.  Dem  Pfaffen,  nicht  aber  dem 
Mönch,  der  ja  keinen  eignen  Haushalt  hat , steht  das  Recht  zu.  Ucber 
die  Pfaffengerade  die  uns  hier  nicht  weiter  interessiren  kann , vgl.  Ssp. 
I,  5,  3.  Venn.  Ssp.  I,  18,  4.  Weisth.  v.  1304,  § 26;  V.  1261,  § 22. 
Glogauer  R.-B.  29.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  24.  Kulm  IV,  66.  Vgl. 
v.  Sykow,  Erbrecht,  Anm,  535  f.  Siegel,  Erbrecht,  § 57.  v.  Mahtitz, 
8.  99. 

8)  v.  Sydow,  ebend.  S.  298.  Siegel,  § 66. 
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In  der  Regel  bildet  sie  sich  also  erst  bei  einem  Todesfälle. 
Indessen  ist  dies  eben  nur  die  Regel:  die  Succcssion  kann 
nämlich  auch  anticipirt  sein  und  sie  braucht  nicht  sofort  bei 
dem  Tode  des  Besitzers  realisirt  zu  werden.  In  beiden  Fällen 
schliesst  sie  sich  zeitlich  nicht  an  den  Todesfall  an , immer 
aber  begrifflich.  Es  giebt  nur  einen  einzigen  Fall , wo  auch 
dies  nicht  geschieht:  bei  der  Ehescheidung,  d.  h.  Annullirung 
der  Ehe.  Dieser  Ausnahmefall  bildet  aber  eben  nur  ein  Ana- 
logon eines  Todesfalls  (sc.  des  Ehemanns)  — wie  deutlich 
daraus  erhellt,  dass  der  geschiednen  Frau  auch  die  andern 
erbrechtlichen  Vortheile  der  Wittwe  (Mustheil  — Leibzucht) 
zu  Gute  kommen.  Principiell  ist  festzuhalton : ohne  Be- 
ziehung auf  einen  Erbfall  existirt  keine  Gerade, 
die  Bestandtheile  derselben  haben  die  juristische  Natur  und 
die  rechtliche  Lage  der  gewöhnlichen  Fahrniss. 

Das  Recht  auf  die  Gerade  tritt  in  Wirksamkeit , und  diese 
fallt  an: 

1)  wenn  eine  ledige  Weibsperson  stirbt,  an  die  nächste 
weibliche  Verwandte,  d.  i.  die  Niftel; 

2)  wenn  eine  verheiratheto  stirbt,  an  dieselbe  — nament- 
lich also  hier  an  die  Tochter; 

3)  wenn  ein  Ehemann  s)  stirbt,  an  die  Wittwe; 

4)  bei  der  Annullirung  der  Ehe  an  die  geschiedene 
Ehefrau. 

Als  Analogie  der  beiden  ersten  Fälle  kommen  aber  noch 
in  Betracht: 

5)  die  Vorausgabe  der  Gerade  an  die  Tochter  (Ausrodung), 
wodurch  sie  für  ihr  Geraderecht  abgefunden  wird; 

6)  die  Hinausschiebung  der  Realisivung  des  Geraderechts 
bis  zur  Realtheilung  der  Erbmasse  und  zwar: 

a)  wenn  sich  der  Beisitz  des  Vaters  mit  den  Tochter  löst, 

b)  wenn  sich  der  Beisitz  der  Mutter  mit  den  Kin- 
dern löst. 


,J)  Beim  Tode  eines  ledigen  Mannes  fallt  keine  (Niftel  -(Gerade  an 
(System.  Scli.-R.  IV,  2,  11;  vgl.  bei  Laband,  8.  14(1,  Amu.  1). 
selbst  nicht  beim  Tode  des  "Pfaffen.  Vgl.  Ssp.  I,  5,  30.  Gloganer 

R.-B.  29. 
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Die  Gerade  ist  also  nach  dem  berechtigten  Subject  eine 
doppelte:  die  Niftelgerade  und  die  Wittwengerade. 
Beide  ruhen  auf  derselben  Grundidee  und  haben  denselben 
juristischen  Charakter : aber  die  Ausführung  konnte  nicht  bei  bei- 
den gleich  sein , auch  in  manchen  Einzelnheiten  herrschte  Diffe- 
renz und  namentlich  lief  die  historische  Entwickelung  beider 
Institute  im  Fortgang  der  Zeit  keineswegs  parallel.  Die  Eigen- 
tümlichkeiten der  Niftelgerade  als  solcher  (das  berechtigte 
Subject  — der  hie  und  da  etwas  anders  bestimmte  Inhalt 
— die  Wirkung  der  Ausradung  u.  dergl.  10)  sind  nicht  von 
directem  Interesse  für  das  eheliche  Güterrecht.  Aber  insofern 
die  bei  dem  Tode  der  Ehefrau  anfallende  Niftelgerade  in 
Bezug  auf  die  ehelichen  Güterverhältnisse  dieselben  Functionen 
wie  die  Wittwengerade  erfüllt,  indem  nur  statt  der  Wittwe 
deren  Niftel  das  Geraderecht  hat,  fällt  auch  sie  mit  in  den 
Kreis  unserer  Betrachtung.  Insoweit  werden  wir  uns  daher 
auch  mit  der  Niftelgerade,  allgemeiner  aber  mit  der  Witt- 
weugerade  zu  beschäftigen  haben,  womit  sich  dann  die  Fragen 
nach  der  rechtlichen  Natur  und  Bestimmung  ihres  Analogons, 
der  Gerade  der  geschiednen  Ehefrau , von  selbst  erledigen 
werden.  Wir  haben  demgemäss  die  aus  dem  ungez weiten  Gut 
der  Gatten  anfallende  Gerade 

1)  ihrem  Bestand  und  Umfang  nach,  sowie  in  ihrer 
Abgrenzung  gegen  verwandte  Complexe, 

2)  ihrer  juristischen  Natur  nach  als  lediglich  erb- 
rechtlicher Vortheil, 


10)  Vgl.  hierüber  besonders  Ssp.  I,  20,  7 ; 1,  27 ; I,  31,  1 ; 111,  15, 
4;  III,  38,  5.  — Verm.  Ssp.  I,  9,  2;  I,  20,  13  u.  15.  — Wcistli.  v. 
1235,  § 23.  24.  40.  — VVeisth.  v.  1304,  § 40.  — Weichbild  23.  — 
Glogauer  R.-B.,  27.  28.  32.  643.  — Schspr.  bei  Böhmb,  S.  95,  «;  S.  128,  t; 
S.  129,  *.  — System.  Sch.-R.  IV,  2,  11  (auch  Anm.  1 dazu  bei  Lahanii) 
17.  18.  15.  Kulm  IV,  51.  57.  58.  55.  — Schspr.  bei  Wasrkb.sciii.bbkn, 
S.  326,  cap.  178;  S.  283,  cap.  147.  148;  S.  35G,  cap.  2;  S. 426, cap. 82. 
Von  Particularrcckten  enthalten  die  eingehendsten  Bestimmungen  über 
die  Niftelgeradc  das  Görlitzer  Stadtr.-Buch  v.  1433,  §77  f.- (bei  Gknglkr, 
Stadtrechte,  S.  158  f.)  und  die  Rüden  -Herforder  Rechte.  Vgl.  über  die 
Niftelgeradc  besonders  v.  Svnow  a.  a.  0.,  § 37.  Siegel  a.  a.  0.,  § 57. 
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3)  in  ihrer  Bedeutung  für  das  eheliche  Güter- 
verhältniss  während  stehender  Ehe 
darzustellen  und  aus  den  Quellen  des  gemeinen  Sächsischen 
Rechts  nachzuweisen. 

Kaum  über  einen  einzigen  Punkt  des  gesamten  Famiiien- 
rechts  sind  dieselben  so  reichhaltig  als  über  die  Gerade.  Das 
Institut,  dessen  Keime  allerdings  schon  in  der  älteren  Periode 
nachweisbar  sind , ohne  dass  sich  doch  dasselbe  schon  in  seiner 
scharfen,  charakteristischen  Ausprägung  erkennen  Hesse  “), 
hat  in  den  Rechtsquellen  des  spätem  Mittelalters  seine  volle 
Ausbildung  erhalten,  dergestalt,  dass  es  trotz  mancher  will- 
kürlicher und  casuistischer  Bestimmungen  in  Nebenpunkten 
als  ein  auf  ganz  bestimmten  Principien  ruhendes,  consequent 
durchgeführtes  und  scharf  geschlossenes  Ganze  dasteht  — ein 
wesentliches  und  unentbehrliches  Glied  im  Organismus  des 
älteren  Sächsischen  Familiengüterrechts.  Es  hat  diese  Stel- 
lung auch,  ungeachtet  sich  die  umgebenden  Rechtsinstitute 
änderten  und  manche  Voraussetzung  und  Stütze  im  Laufe  der 
Zeit  wegfiel,  noch  lange  behauptet,  sodass  es  sich  an  den 
meisten  Orten  des  Sächsischen  Rechtsgebiets  bis  in  unser 
Jahrhundert  erhielt  und,  obwohl  schon  lange  morsch  und 
zerklüftet,  doch  erst  in  diesem  vor  dem  Hauch  des  modernen 
Geistes  völlig  in  Trümmer  fiel 1S).  Allerdings  entsprach  das  In- 
stitut mehr  den  landrechtlichen  als  den  städtischen  Verhältnissen 
und  hat  sich  dort , zumal  beim  Adel , fester  gehalten.  In- 
dessen war  es  auch  den  städtischen  Verhältnissen  fügsam. 
Wie  es  schon  in  all  den  verschiedenen  Quellen  des  Magde- 
burger Weichbilds  wiederkehrt,  zwar  in  den  Einzelnheiten 
einigermaassen  von  der  landrechtlichen  Form  abweichend, 
aber  in  der  Hauptsache  völlig  harmonirend,  so  hat  es  sich 


n)  Vgl.  Kraut  II,  S.  354  f.  v.  Sydow,  Anm.  524  f.  Schröder, 
Gesell.  <1.  ehel.  Güterrecht«,  B.  I,  § 24.  25.  26. 

**)  Die  jüngste  Erinnerung  an  das  Institut  enthält  die  Bestimmung 
im  § 1656  des  Königl.  S.  Civilgesetzbucbs , nach  der  alle  beweglichen 
Sachen  in  des  Mannes  Wohnung  präsumtiv  dessen  Eigenthum  sind,  aus- 
genommen die  „ zur  Bekleidung,  zum  Schmucke  oder  sonst  zum  Gebrauch 
für  die  Person  der  Frau  bestimmt  sind“. 
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auch  in  vielen  aus  dieser  Quelle  fliessenden  Stadtrechten  bis 
tief  in  die  folgende  Periode  hinein  erhalten,  und  ist  particu- 
larrechtlich  in  der  mannigfaltigsten  Weise  ausgebildet  und  den 
localen  Gewohnheiten  angepasst  worden.  Die  oben  allegirte 
Sammlung  von  Hofmann  bietet  das  bunteste  Bild  solch  sta- 
tutarischer Mannigfaltigkeit  aus  der  jüngeren  Zeit.  Im  Ganzen 
geht  jedoch  durch  alle  diese  Bildungen  eine  Abneigung  gegen 
das  Institut  hindurch.  Und  diese  Abneigung  herrscht  auch 
schon  in  unserer  Periode  in  den  meisten  nicht  auf  Magdeburger 
Weichbild  beruhenden  Stadtrechten  — bald  gegen  die  Wittwen- 
gerade, bald  gegen  die  Niftelgerade,  bald  gegen  beide.  Die  Gleich- 
stellung des  Mannes- und  Weiberstammes  im  Erbe  reagirte  gegen 
die  letztere,  die  Gütergemeinschaft  von  Todes  wegen  gegen  die 
erstere,  und  so  geschah  es,  dass  man  entweder  das  Institut  möglichst 
zu  beschränken  trachtete , oder  es  von  vornherein  in  die  Statuten 
nicht  aufnahm,  oder  es  frühzeitig  wieder  aufhob.  So  ist 
dem  weiten  Gebiet  der  Stadtrechte  mit  Drittheilsrecht  ,2*)  und 
der  Thüring’schen  Statuten,  ebenso  wie  dem  nicht  minder 
weiten  des  Hamburg  - Lüb 'sehen  Rechts  die  Wittwen-  und 
Niftelgerade  gleichmässig  fremd,  während  im  Rechtskreis  des 
Bremer,  Lüneburger,  Goslar’schen  und  Westfälischen  Stadt- 
rechts nur  die  Witt wengerade  unbekannt  oder  auf  ganz  unbe- 
deutende Ueberreste  reducirt  ist.  Bald  wird  der  Gerade  gar 
nicht  gedacht  und  es  finden  sich  höchstens  einige  schwache 
Reminiscenzen  an  dieselbe  in  untergeordneten  Bestimmungen 
über  gewisse  weibliche  Kleider  und  Kostbarkeiten,  oder  es 
sind  specielle  Verordnungen  vorhanden  über  ihre  Aufhebung 
resp.  Beschränkung  ’3),  oder  aber  es  wird  in  den,  solche  Rechte 


i*»)  Doch,  zumal  in  jüngerer  Zeit,  nicht  so  ausnahmslos  wie  der 
Venn.  Ssp.  voraussetzen  lässt. 

*3)  Das  älteste  Beispiel  einer  solchen  statutarischen  Aufhebung  bietet 
die  im  Glogauer  R.-B.  cap.  37  (vgl.  d.  Einl.  v.  Wasskrsciii.kbkn,  S.  VI) 
anfbewahrte  Glogauer  Willkür  v.  1188.  Mit  dem  Magdeburger  Recht  ist 
die  Gerade  jedoch  dort  wieder  zur  Geltung  gekommen.  — Aber  schon  im 
13.  u.  14.  Jahrhundert  mehren  sich  die  Beispiele.  So  u.  A.  schon  im  alten 
Lüb’schen  Recht  (bei  Hach  II,  30);  in  der  Nighen  Soester  Schrac  50;  im 
Stat.  von  Holzminden  v.  1245,  § 10;  Wittstock  v.  1248,  § 2;  Padberg 
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darstellenden  Rechtsbüchern,  wie  namentlich  im  Vermehrten 
Sachsenspiegel  und  den  auf  diesen  ruhenden  Werken  ausdrück- 
lich hervorgehoben,  dass  die  Gerade  ein  nicht  anerkanntes 
Institut  sei.  Nur  im  Bereich  des  gemeinen  Land-  und  Stadt- 
rechts steht  es  also  ausnahmslos  und  unbeschränkt  in  Kraft 
und  Geltung,  aber  cs  giebt  auch  wenige  Particularrechte,  die 
nicht  irgend  welche  Spur  von  seiner  frühem  Existenz  noch 
trägen  oder  nicht  wenigstens  erkennen  Hessen,  dass  sie  sich 
ihres  Gegensatzes  zu  der  normalen  Rechtsordnung  bewusst 
wären  u). 

Ein  ganz  andres  Bild  bieten  uns  die  Süddeutschen 
Systeme.  Während  in  dem  grossen  Gebiete  der  Sächsischen 
Rechte  es  nur  als  eine  Ausnahme  erscheint,  wenn  nicht  wenig- 
stens noch  irgendwelche  Bestimmung  an  das  Institut  der  Gerade 
erinnert  und  das  gemeine  Land-  und  Stadtrecht  nebst  vielen  par- 
ticularen  Bildungen  selbst  jüngeren  Alters  eine  fast  überreich- 
liche Fülle  von  Sätzen  enthält,  um  es  nach  allen  Einzelheiten 
hin  auszubilden  und  dnrehzuführen , hat  das  Süddeutsche  System 
für  dasselbe  nicht  einmal  eine  Stelle.  Nicht  eine  einzige  Quelle 
des  Fränkischen  oder  Schwäbischen  Rechts  kennt  die  Gerade 
— weder  den  Namen  noch  die  Sache  u*).  Wras  dort  etwa  an 


v.  1290,  § 11;  Naumburg  v.  133V,  § 13  (vgl.  Gekoi.br,  Stadtrechte, 
S.  206.  555.  340.  310);  Celle  v.  1301  (I’ih'endokf  , Ohsen’.  11,  App. 
p.  14);  Nordhausen  v.  1308,  cap.  166  (Forstkmann,  N.  Mitth.  111, 
11.  2,  S.  32);  selbst  in  Magdeburg  (Magdeb.  Willkür  des  14.  Jahrhun- 
derts bei  Förstenann,  N.  Mitth.  1 , H.  2,  S.  79  f.  (vgl.  v.  Mautitz, 
S.  223  f.),  in  Breslau  (Rechter  Weg  bei  Labakd,  Syst.  Sch.-R.,  S.  149, 
Amn.  1:  hier  wird  jedoch  nur  die  Niftelgeradc  aufgehoben);  Liegnitz  und 
Hainau  v.  1381  (Böhme,  Dipl.  Beitr.  III,  S.  75  f. ; Stenzel,  Urk.-S., 
S.  601 ; vgL  Gksoi.kk  a.  a.  O.,  S.  252)  u.  v.  a.  Beispiele  auch  bei 
Haltaus  s.  v.  Gerade. 

u)  lieber  die  Geschichte  des  Institnts  im  particularen  Breslauer 
Stadtr.  vgl.  Wkxdkotii  , De  Instit.  juris  detalis  Saxonicc  Vratislaviensis, 
cap.  2. 

14 »)  Zuletzt  ist  dies  wieder  von  Schroiier  (Geschichte  des  ehel. 
Giitcrrcchts  II,  1.  S.  159  f.)  anerkannt  worden,  nur  dass  er  einzelne 
Spuren  der  Gerade  doch  auch  im  Süddeutschen  Recht  gelunden  haben 
will.  Mir  ist  das  nicht  gelangen,  und  doch  möchte  ich  die  Darstellung 
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sie  erinnert,  ist  nur  durch  den  Contact  mit  dem  Sächsischen 
Rechtsgebiet  oder  mit  den  Sächsischen  Rechtsquellen  veran- 
lasst. Freilich  haben  auch  die  Süddeutschen  Rechte  den 
Rechtsbegriff  der  Aussteuer , aber  die  Gestaltung  desselben  zum 
Institute  der  Gerade  ist  ihnen  absolut  fremd.  So  tritt  auf 
diesem  Punkte  ein  Gegensatz  beider  Systeme  hervor,  der  zu 
prägnant  ist,  als  dass  er  nicht  schon  längst  hätte  erkannt 
werden  müssen,  und  dieser  Gegensatz  ist  nicht  etwa  ein  zu- 
fälliger, sondern  beruht  wesentlich  auf  der  innersten  Diver- 
genz der  Richtungen,  in  der  beide  Güterordnungen  sich  von 
Anbeginn  an  bewegt  haben.  Die  Gerade  ist  ihrem  Ursprung 
und  Grundgedanken  nach  ein  unentbehrliches  Glied  in  der 
Sächsischen  Form  der  Gütereinheit,  eine  wesentliche  Conse- 
quenz  und  billige  Ausgleichung  in  einem  System,  welches 
das  Gut  des  Mannes  durch  die  Einheit  der  Güter  schlechthin 
nicht  berühren  lässt,  weder  während  der  Ungezweitheit  noch 
bei  der  Zweiung,  und  welches  in  der  Erbfolge  das  weibliche 
Geschlecht  hinter  das  männliche  zurücksetzt.  Dadurch,  dass 
auch  die  Sächsischen  particularen  Stadtrechte  in  einer  und 
der  andern  Beziehung  von  jenen  Principien  sich  mehr  oder 
weniger  freimachten,  geschah  es,  dass  auch  ihnen. die  Gerade 
mehr  oder  weniger  fremd  wurde , und  man  sie  nicht  mehr,  wie 
vielleicht  ursprünglich , als  ein  jedem  Sächsischen  Rechte 
eignes  Institut  ansehen  kann.  In  diesem  Sinne  ist  sie  daher 
auch  nicht  mehr  ein  Kriterium  für  den  Sächsischen  Charakter 
eines  Rechts.  Wohl  aber  ist  sie  es  noch  jetzt  in  dem  Sinne, 
dass  jedes  Recht,  welches  Wittwen-  oder  Niftelgerade  kennt, 


des  Dsp.  2b  f.  nnd  Schwsp.  25  f.  weniger  mit  Schrodkr  auf  blosc 
Gedankenlosigkeit  der  Verfasser  als  auf  ihr  Bestreben  zurfickführen , die 
Sächsischen  Bestimmungen  so  zu  deuten,  dass  sie  auch  für  das  Süd- 
deutsche System  passten.  Es  bot  sich  ihnen  der  Gegensatz  zwischen  der 
Fahmiss  mit  Erbgntsqualität  und  der  gemeinen  Fahmiss,  wie  ihn  na- 
mentlich das  Augsburger  Stadtr.  (v.  Frkybkro,  S.  92;  Walch,  cap.  251, 
Abs.  1)  hergebracht  hatte.  Die  Kategorie  des  letztem  entsprach 
ungefähr  dem  Geradecomplex  und  so  füllte  man  jene  mit  dem  Säehsi-, 
sehen  Inhalt  dieses  letztem  aus  — mied  aber  den  Namen  als  unver- 
ständlich. 
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den  Sächsischen  Typus  trägt  — und  zwar  ein  Kriterium,  das 
nicht  auf  äussern,  localen  Zufälligkeiten  beruht,  sondern  mit 
dem  innersten  Wesen  der  ganzen  Rechtsordnung  zusammen- 
hängt *5). 


§ 43. 

Der  Inhalt  des  Geradecomplexes. 

Die  Gerade  ( rad.e , rede,  radelcne,  radele  re)1)  ist  ein 
Complex  beweglicher  körperlicher  Sachen,  die  zur  Einrichtung 
und  Erhaltung  eines  neuen  Hausstands  dienen  — keineswegs  je- 
doch aller  sondern  nur  gewisser.  Desshalb  ist  Gerade  vielleicht 
sprachlich,  nicht  aber  sachlich  gleich  Geräthe,  Hausrath  *).  Sie 
umfasst  nicht  den  ganzen  Hausrath,  aber  auch  nicht  blos  Haus- 
rath 3).  Einen  bald  engern  bald  weitern  Complex  als  diesen  be- 
greift auch  das  hauptsächlich  den  niederdeutschen  Particular- 
rechten  angehörige  „ingedömte“,  ein  offenbar  nicht  fest- 
begrenzter, auch  nicht  in  allen  Rechten  auf  gleiche  Weise  be- 
stimmter, keinenfallsaufdasVerbältnissvon  Ehegatten  beschränk- 
ter Begriff,  der  im  weiteren  Sinne  alle  für  den  Hausstand  und 

I6)  Vielleicht  die  einzige  Ausnahme  bilden  einige  Westfalische  Rechte, 
welche  mit  ihrem  Süddeutschen  Systeme  die  Niftelgerade  verbinden;  vgl. 
oben  S.  28  f. 

*)  Ueber  das  Wort  vgl.  Haltaus  und  Grimm,  R.-A.,  S.  567.  Radelene 
(ein  Schspr.  bei  Böhme  S.  116,  s : Kulm  IV,  38)  ist,  wenn  es  nicht  über- 
haupt nur  falsche  Lesart  (System.  Sch.-R.  IV,  1,  2),  identisch  mit  Gerade. 
Nach  der  Vermuthung  Hf.ydemans’s  (Elemente,  S.  130)  ist  es  nur  corrum- 
pirt  aus  „radcleve“  d.  i.  hinteTlassene  Gerade.  Dieser  Ausdruck  findet 
sich  allerdings  öfter,  z.  B.  Stendaler  Urth.-B.,  cap.  15,  § 2;  cap.  20,  § 1 ; 
in  der  Hall.  Willkür  des  14.  Jahrhunderts  (Förstkmank,  N.  Mitth.  1,  H.  2, 
S.  80).  Vgl.  v.  Mabtitz,  S.  95,  Anm.  9.  — Interessant  ist  die  Wendung 
im  Schspr.  hei  W assbrschi.erkn , S.  94,  cap.  145:  „allis  das  ich  habe, 
beide  gerade  und  ungerade“  für  das  gesamte  bewegliche  Vermögen 
einer  Ehefrau  ercl.  ihrer  Ausscnstände. 

*)  Pölmann,  Dist.  IX,  10,  4:  „Gerade  heisset  alse  viel  als  haus- 
gcrethe  “ bezieht  sich  nur  auf  das  Wort. 

3)  Das  System.  Sch.-R.  V,  17  (Kuhn  IV,  108)  definirt  diesen  so:  „Dis 
heysit  housrot : alle  tische , stule , scheffele , botin , bile , bartyn , toppe, 
almeryen , slechtledc  castin  und  deine  glich  manschir  hande,  als  dy  lute 
yn  erym  huse  habin.“  Speciell  aufgeführt  ist  hier  gar  kein  Geradestück. 
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tlie  Wirthschaft  dienenden  Mobilien,  ja  oft  sogar  die  gesamte 
Fahrniss  umfasst , der  aber  auch  oft  im  engem  Sinne  genom- 
men und  da  sehr  verschieden  bestimmt,  meist  aber  ganz  un- 
bestimmt gelassen  wird.  Zur  Gerade  steht  das  Ingedömte 
wohl  schwerlich  historisch  oder  begrifflich  in  einer  bestimmten 
Beziehung,  wenn  es  sie  auch  in  der  weitern  Bedeutung  des 
Worts  mit  umfassen  kann,  in  einer  engern  aber  verwerthet 
worden  ist,  um  in  gewissen  Beziehungen  an  die  Stelle  der 
Gerade  zu  treten.  In  diesem  engem  Sinn  ist  das  „ingedömte“ 
in  Rechten,  welche  die  Wittwengerade  nicht  kennen,  ein  der 
Wittwe  oder  geschiednen  Frau  zukommender  Voraus  an  ge- 
wissen weiblichen  Besitztümern,  die  aber  freilich  nicht  näher 
definirt  sind.  Zu  einem  Rechtsinstitut  ist  es  nirgends  ge- 
worden , dem  gemeinen  Recht  war  es  ursprünglich  überhaupt 
fremd  4).  Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  auf  die  Gerade 

<)  Der  Begriff  des  „ inghedömte  “,  „ingcthüme“,  „supellex“  ist 
schwankend  und  unsicher,  nicht  derselbe  in  den  verschiedenen  Rechts- 
qnellen.  Zwar  begreift  auch  das  Inghedömte  nie  Immobilien  oder  Aussen- 
stffnde.  in  welchem  Umfang  aber  die  Fahmiss  darunter  fallt,  ist  nicht 
allgemein  anzugeben  und  meist  auch  für  eine  specielle  Rechtsqnellc 
schwer  zu  bestimmen.  In  einigen  Stadtrechten  ist  das  Inghedömte  ein 
sehr  beschränkter  Complex  von  Geräthen , Kleidern , Pretiosen , Wäsche 
and  Consamptibilien,  nicht  grade  einer  Frau.  (Statuten  von  Verden  v. 
1416,  35  bei  Pcfkndorp  I,  App.  p.  90;  — v.  Bremen  v.  1433  , 23, 
ebend.  II,  App.  p.  43;  — v.  Stade  v.  1279,  18,  ebend.  I,  p.  185.)  In 
andern  Quellen  dagegen  begreift  es  anscheinend  die  gesamte  Fahrniss, 
sogar  bereit  Geld,  grade  als  Eigenthum  einer  Frau.  (Schspr.  bei  Was- 
serschi.kbkn,  S.  326,  cap.  179:  „ummb  sulche  yngethume  als  urninb 
gerade  varender  habe,  smede , geczii,  bereith  geld“  oder  „an  gerade 
vamder  habe  adir  andim  ingethume  “.  Ebenso  ebend.  S.  346,  cap.  195 ; — 
so  im  Hamburger  Stadtr.  v.  1270  IV,  2;  1292  F.  2;  1497  K.  9: 
„varende  have  ofte  inghedome“  im  Gegensatz  zu  „ervegoet“.  In  dem- 
selben Sinne  auch  wohl  St.  v.  1272  IV,  4;  v.  1292  F.  4;  v.  1497  K.  10. 
So  auch  Lüb'sche  Stat.  II,  4.)  Wieder  in  andern  ist  es  nicht  die  ge- 
samte Fahmiss,  sondern  nur  die  zur  Führung  des  Hauswesens  gehörige, 
und  fälllt  dann,  soweit  es  sich  um  die  Stücke  handelt,  welche  die  Aus- 
steuer der  Frau  bilden , mit  der  Gerade  zusammen.  (Schspr.  bei  Was- 
skrschi.kbkn,  S.  366,  cap.  14 : „ — berathen  von  erem  vater  unde  muter 
mit  cleyder,  gebende  unde  mit  gebettewande  unde  mit  andern  ingethume,  dy 
man  kindern  pfleget  czu  gebin.“  — Stat.  v.  Halle  des  14.  Jahrhunderts 
bei  Förstemann,  N.  Mitth.  I,  H.  2,  S.  80:  „Also  steht  di  wilkor  uuuue  die 
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bezüglichen  Quellenmaterial.  Trotz  seiner  überreichen  Fülle  und 
Mannigfaltigkeit  tritt  doch  das  ihren  Inhalt  und  ihre  Grenzen 
bestimmende  Princip  klar  und  sicher  hervor,  (kasuistische 
Aufzählungen  und  Verzeichnisse  sind  es,  was  die  Quellen 
überall  bieten,  gewöhnlich  mit  dem  Bemerken,  dass  sie  nicht 
erschöpfend  sein  können  noch  sollen.  Aber  die  Verzeichnisse 
des  ältern  gemeinen  Rechts  stimmen  in  der  Hauptsache  überein: 
die  laudrechtlichen  s)  uud  die  stadtrechtlichen  G)  und  beide 

gerade.  Die  frawe  sal  behalden  alle  or  cleidere,  das  beste  bette,  — 
— was  dar  mehr  yngcthumes  ist  — die  helffte.“  Stat.  von  Uelzen  bei 
Pupesdorf  1,  App.  p.  241:  „supellectilem,  quae  Rade  dicitur“,  deutsch: 
„inghedoiue,  dat  man  rade  het“.  Eisenacher  Gerichtsläufte  69:  „Wer 

daz  wil  erbteil  nemen der  sali  alle  gift  einlegen  an  kleideren  unde 

eingcthiime.“  Hieher  gehören  auch  die  »Stellen  aus  dem  Braunschweiger 
Beeilt  und  dem  Ilannov.  Stadtbuch  des  14.  Jalirlmnderta,  welche  Gbupkn. 
De  uxore  Theodisca,  p.  12S  u.  126  allegirt ) Endlich  aber  verstehen  einige 
Rechte  unter  Inghedöme  sichtlich  einen  weit  beschränkteren  Complex  voll 
Fahrniss,  als  die  Gerade  ist,  ohne  ihn  jedoch  näher  zu  definiren.  Es 
bildet  dann  einen  Voraus  der  Wittwe  bei  der  Erbtheilung,  oder  ist  ein 
ihr  trotz  der  sonstigen  Innelassung  ihrer  lllaten  verbleibender  Vorteil 
ln  diesem  Sinne  ist  das  Wort  unzweifelhaft  zu  nehmen  in  den  Goslar 
sehen  Statuten,  S.  10,  «t ; 11,  io;  im  Verm.  Ssp.  I,  22,  1 u.  2 und  I, 
23,  5,  sowie  in  den  ihm  folgenden  Rechtsbüchern.  Wahrscheinlich  nimmt 
cs  aber  auch  das  Lüneburger  Stat.  (bei  Kraut  S.  37,  i u.  n und  S.  77, 
cap.  102)  und  das  Rigische  Riddcrr.  57  in  diesem  Sinne.  Dies  ist  der 
einzige  Fall,  in  welchem  der  Begriff  für  das  eheliche  Güterrecht  einige 
Bedeutung  hat.  (Vgl.  übrigens  Ghupkn  a.  a.  O.,  cap.  111,  § 29  — 31, 
S.  125  f.  Haltaus  s.  v.  Finsi.ee,  De  oblig.  uxor.,  p.  8S  sq.,  not.  9. 
Göschen,  Goslar'sches  Recht,  S.  266,  Anm.  7.  Siegel,  Erbrecht,  S.  86.) 

6)  Vgl.  v.  Mautitz,  S.  93  f.  — Ssp.  I,  24,  3.  Görlitzer  Landr.  41, 
§ 6.  Rigisch  Riddcrr.  31.  Stück  v.  Mustheil  in  Bruns'  Beiträgen,  8.  172  f. 
und  selbst  Schspr.  bei  Wasskrsculrbkn,  Erbfolgcprincip,  Anh.  S.  178  u. 
182  f.  und  noch  Purgoi.dt’s  R.-B.  111,  8. 

«)  Magdeb.  Weisth.  v.  1261,  § 58;  v.  1304,  § 39.  Weichbild,  Art. 
23.  Glosse  z.  Weichbild  bei  v.  Daniels,  S.  379  f.,  « f.  System.  Sch.-R. 
IV,  2,  9d.  10.  18“.  18b.  73.  Kulm  IV,  50.  51.  59.  60.  Glogauer  R.-B.. 
cap.  30.  (Nur  die  Magdeburger  Fragen  enthalten  merkwürdiger  Weise 
nichts  über  die  Gerade.)  Schspr.  bei  Böhms  VI,  S.  103,  «;  bei  Was- 
skrschi.kfkn,  S.  101  f.,  cap.  179:  S.  204,  cap.  64;  S.  346,  cap.  194. 
S.  180  f.  cap.  47  ; S.  356  f.  cap.  2.  Brieger  Stadtr.  bei  Böhms  i,  S.  25, 
und  selbst  das  sonst  ganz  fremdartige  Rütbener  Stadtr.  bei  Skiblktz, 
Urk.-B.  111,  S.  82  (vgl.  Kkaut,  Quellen,  S.  291). 
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unter  einander.  Schlechthin  ausgeschlossen  sind  überall 
Immobilien  aller  Art,  baar  Geld  und  Aussenstände 7),  Con- 
sumtibilien  und  Vorräthe  in  Küche,  Keller  und  Scheune 
und  ebensowohl  unverarbeitete  Stoffe  wie  Fabrikate  und  Waa- 
ren  als  solche  8),  endlich  das  eigentliche  Mobiliar  9),  — inbe- 
griffen dagegen  stets  Frauenkleidung , Frauenschmuck  und 
Frauengeräthe  für  Küche  und  Kammer,  Tisch-,  Bett-  und 
Badewäsche  nebst  den  zur  Aufbewahrung  gehörigen  Laden, 
Schreinen  und  Kasten 10) , Küchengeschirr  und  Geföss , Ge- 
räthe  zu  weiblicher  Arbeit,  Bücher  zum  Gottesdienst,  soweit 
sie  Frauen  lesen  10 *),  ferner  alle  Betten,  Garn,  Flachs  und 
Leinen,  endlich  Gänse,  Enten  und  Schafe  “).  Es  erscheint 


■ ) Schspr.  bei  Wassbrschlkben,  8.  346,  cap.  194  j S.  181,  cap.  47 
(„bytegeld“  = Forderang).  Verin.  Ssp.  I,  50,  4. 

»)  Ssp.  I,  24,  3 etc.:  „gold  und  silver  nngeworcht“  (vgl.  Venn. 

Ssp.  I,  7,  1;  Weichb.  23,  26,  § 1). 

9)  Von  diesem  werden  nur  Laden,  „dy  czu  fruwen  geseberre  nicht 
sin  uszgescheyden  “,  (vgl.  Vertu.  Ssp.  I,  7,  1 uud  Anni.  10)  und  Sessel 
erwähnt.  Görlitzer  Landr.  41,  6:  „gedrete  sidelin  unde  stule“.  Aus- 
drücklich rechnen  d.  Weisthum  v.  1304,  § 38,  d.  Weichb.  26,  § 2 und 
Vertu . Ssp.  I,  7,  1:  „alle  kästen,  schrine,  thurm,  laden,  die  czu  fruwen 
gesehene  nicht  sin  uszgescheyden“,  ferner  „tische,  sedeln  und  bencke“ 
zutu  Erbe,  nicht  zur  Gerade. 

10)  Neben  Kasten  und  Schreinen  werden  überall  die  „kästen  mit 

npgehavenen  leden“  d.  i.  „irhabin  kisten“  (Görlitzer  Landr.  a.  a.  0.), 
lateinisch:  „cistac  superius  gibbosae“  (vgl.  Weisth.  v.  1285,  § 44)  ge- 
nannt, weil  solche  in  älterer  Zeit  hauptsächlich  für  Aufbewahrung 
weiblicher  Habseligkeiten,  namentlich  der  „Hauptgebende"  dienten  (arg. 
Schspr.  bei  Wasrkrschi.eben,  S.  102,  cap.  179.  Glosse  z.  Lehnr.,  Art.  56. 
u.  besonders  d.  Zusatz  z.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  10  bei  Lauand,  S.  148, 
Anm.  23:  „Nach  dem  mole  dy  kastenn  mit  uffgehaben  leden  nicht  also 
gemeyne,  als  sie  vor  west,  Heyn  , so  sal  man  den  frawen  czu  ir  gerade 
gebenn  dy  kästen,  do  dy  frawen  ir  gerete  inne  halden  unde  beslissen, 
unde  laden  unde  schreyne,  dy  sy  czu  crim  nlicze  und  notdorfft  nüczen,  dy 
weile  ir  man  lebete“.  So  rechnet  auch  d.  Verm.  Ssp.  I,  7,  1 zum  Erbe 
„alle  kästen  und  schreine,  tunn  und  laden,  dy  czu  frawen  gesehene  • 

nicht  sin  uszgescheyden.  “ Vergl.  v.  Mautitz,  S.  92,  Anm.  8.  Zu  eng 
SiEGKfj,  Erbrecht,  S.  85. 

io»)  v.  Mautitz,  S.  94,  Anm.  7. 

u)  Hühner  gehören  zum  Erbe  (Weichbild  26,  § 2).  — Namentlich 
die  Stadtrechtsquellen  heben  überall  sorgfältig  die  Schafgerade  hervor. 
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mehr  als  Folge  geänderter  Ausdrucksweise,  denn  als  princi- 
pielle  Aenderung  des  Geradebegriffs,  wenn  spätere  Quellen  einige 
Morgengabegegenstäude  (Rinder,  Pferde,  Ziegen  und  Schweine, 
die  vor  dem  Hirten  gehen  — wenigstens  die  weiblichen  Thiere) 
mit  in  die  Gerade  hereinziehen  **).  Hiervon  abgesehen  stim- 
men die  Verzeichnisse  aller  gemeinrechtlichen  Quellen  rück- 
sichtlich der  angegebenen  Kategorien  völlig  überein,  und  die 
Differenzen  im  Betreff  der  einzelnen  Stücke  sind  für  uns  nicht 
von  Interesse  1S).  Auch  pflegen  dieselben  bei  ihren  Katalogen 
Wittwen  - und  Niftelgerade  nicht  zu  unterscheiden , sie  setzen 
Uebereinstimmung  beider  voraus  u),  — nur  schmälert  sich  die 
Niftelgerade  in  etwas  andrer  Weise  bei  der  Zurüeklassuug  des 
für  den  Haushalt  des  Wittwers  unentbehrlichen  Hausraths 


Es  mochten  sich  hiebei  Zweifel  erhoben  haben.  Sie  rechnen  die  Schafe 
schlechthin  zur  Gerade  (Weisth.  v.  1261,  § 14  a.  E.;  v.  1295,  § 18;  v. 
1304,  § 57;  Weichb.  bei  Thingen  , Art.  43;  Glogauer  Rechtst.  30; 
System.  Sch.-R.  IV,  2,  8».  9d.  10.  16.  20;  Kulm  IV.  36.  50.  51.  56. 
62;  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  106,  2),  und  wenn  das  Weichbild  23  den 
Zusatz  macht : „ dy  vor  dem  hirten  gan  so  soll  dies  nur  ausschliessen 
die  Schafe  des  Schlachthaufens  des  Metzgers  (Görlitzer  Glosse  zum.  S. 
Landr.  I,  24).  Nach  dem  allgemeinen  Princip:  was  zum  Gewerbe  des 
Mannes  gehört,  fällt  nicht  in  die  Gerade. 

>*)  Dies  thut  schon  der  Venu.  Ssp.  I,  9,  1,  aber  ausserhalb  des 
eigentlichen  Verzeichnisses  und  im  Widerspruch  mit  seiner  eignen  Defi- 
nition vom  „erbe“  I,  7,  1.  Ebenso  d.  Glosse  z.  Lehnr.  56  und  d.  Stück 
von  der  Gerade  bei  v.  Mautitz,  S.  94,  Anra.  6.  In  dieser  Gestalt  bildete 
die  Gerade  die  spätere  Morgengabc  der  adligen  Wittwe,  indem  diese  alle 
weiblichen  Thiere,  die  vor  dem  Hirten  gehen,  mit  umfasste  (vgl.  Hacbolu, 
Sachs.  Priv.-ll.,  § 404,  Zus.  2.  So  schon  d.  Schspr.  des  15.  Jahrhunderts 
bei  Wasserschi.eben,  Princip  der  Erbfolge,  Anhang  S.  183).  Auch  ist 
es  der  Gerade- Complex,  wie  ihn  der  Verm.  Ssp.  bestimmt,  welchen  der 
Schwsp.  cap.  26  wiedergiebt  und  als  „Morgengabe“  bezeichnet.  Schon 
sehr  früh  findet  sich  eine  solche  Vermischung  der  Gerade  mit  der  Mor- 
gengabe und  sogar  dem  Mnstbeil  (Weisthum  von  1235,  § 44:  „equi, 
. pulli,  omnes  sues“;  vgl.  § 43,  wo  der  Mustheil  ausdrücklich  zur 
„Gerade“  gerechnet  wird).  Vgl.  auch  Kraut  II,  S.  358,  Anm.  15. 

iS)  Vergleichungen  der  einzelnen  Quellen  finden  sich  bei  Hkypemann, 
Elemente,  S.  80  f.,  und  v.  Martitz,  S.  313  f. 

14)  Erst  die  Glosse  z.  Lehnr.  56  weist  der  Niftel  blos  die  von  der 
Frau  eingebrachten  Schafe  zu. 
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(ein  Bett,  ein  Pfühl  für  die  Bank,  ein  Kissen  für  den  Stnhl  nebst 
Tischzeug) ,s).  Anders  steht  es  aber  mit  den  Particularrechten I5a). 
Auch  diejenigen,  welche  die  Gerade,  wenigstens  die  Niftel- 
gerade,  noch  kennen , zeigen  die  Tendenz , sie  mehr  und  mehr 
einzuschränken.  In  unserer  Periode  geschieht  dies  hauptsäch- 
lich in  der  Weise , dass  der  Wittwe  oder  auch  nur  der  Niftel 
blos  einzelne  Stücke  der  frühem  Kategorien  des  Geradecom- 
plexes  gegönnt  werden , doch  meist  die  besten  (die  Festkleider, 
die  Kleider,  mit  denen  sich  die  Frau  öffentlich  zu  zeigen 
pflegt 16)) ; oder  aber  es  wird  zur  Gerade  nächst  den  weiblichen 
Schmucksachen  die  Hälfte  der  Tisch-  und  Bettwäsche  gege- 
ben 17).  Gegen  Ende  unserer  Periode  und  noch  mehr  in  der 
folgenden  werden  die  particularen  Eigenthümlichkeiten  aber 
immer  zahlreicher  und  principloser.  Es  giebt  wohl  kaum  ein 
andres  Thema,  über  das  sich  die  statutarische  Autonomie  mit 
solcher  Vorliebe  verbreitet  hätte,  .als  die  Gerade.  Für  uns 


>5)  Ssp.  III,  38,  5.  Weichb.  23  a.  E.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  11. 
Der  von  der  Wittwe  mit  dem  Herwede  zurückzulassende  Herpfül  ist  be- 
stimmt im  Ssp.  I,  22,  4.  Verm.  Ssp.  I,  8,  1.  Pcbgoi.dt  III,  9.  Glo- 
gauer  R.-B.  31. 

15  »)  lieber  die  particularen  Bildungen  des  Gerade-Institut«  im  Magde- 
burger Rechtsgebiet  vgl.  be«.  v.  Martitz,  § 30,  S.  318  f. 

.*•)  So  schon  eine  jüngere  auch  in  Halle  recipirtc  Magdeburger  Will- 
kür bei  Förstemann,  N.  Mitth.  I,  H.  2,  S.  79  f.  — Goslar'scbes  Stadtr. 
S.  4,  >e  — 8»;  S.  11,  tt  — >8  (vgl.  Göschen,  S.  157  f.),  und  hienach  der 

Verm.  Ssp.  I,  9,  1 ; I,  29,  2 (vgl.  I,  22,  l;  I,  23,  5),  wie  das  Eise- 

nacher R.-B.  II,  10.  — Lüneburger  Stadtr.  bei  Kraut,  S.  21  (Reform  VI, 
1,  3,  bei  Kraut,  Quellenkunde,  S.  291,  Nr.  38).  Anders  schon  in  der 
Willkür  v.  1329  bei  Gengler  , Stadtr.,  S.  271,  Nr.  2.  — Medebacher 
Willkür  v.  1314,  § 2 (bei  Gbnglbr  a.  a.  0.,  S.  286).  — Dortmunder 
Stadtr.  v.  1397  bei  Dreyer,  Nebenst.,  S.  429.  — Stadtr.  v.  Gcsecke  v. 

1273,  bei  Seibebtz,  Urk.-B.  III,  S.  474.  — Stadtr.  von  Salzwedel  bei 

PuFKNDOHE  III,  App.  p.  399  U.  8.  W. 

*7)  So  z.  Th.  die  Magdeburger  Willkür,  vgl.  vorige  Anm.  — Stadtr. 
v.  Stendai,  v.  1297,  bei  Gkngler  a.  a.  0.,  S.  460,  § 1.  Aehnlich  auch, 
wiewohl  mit  mancherlei  eigenthümlicben  Einzelbestimmungen  das  Gör- 
litzer  Stadtrecht  v.  1434,  § 78  f.  bei  Gengler  a.  a.  0.,  S.  158  f.  (vgl. 
Tzs<  hopfe  und  Stknzel  in  d.  Urk.-B.,  S.  243,  Anm.  3).  Die  reichste 
< Kasuistik  auf  diesem  Punkt  enthalten  aber  jedenfalls  die  Rüden-Her- 
forder  Rechte  des  14.  Jahrhunderts.  — Andre  Beispiele  bei  Haltacs  s.  v. 

Africula,  Gawere  x.  r.  V.  28 
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haben  diese  meist  willkürlichen  Bildungen  kein  Interesse 
mehr. 

Ueberbliekt  man  nun  den  Geradecomplex , wie  ihn  die 
ältern  Quellen  des  gemeinen  Land-  und  Stadtrechts  in  merk- 
würdiger Uebereinstimmung  des  Wesentlichen  feststellen,  so 
leuchtet  sofort  ein , dass  er  sowenig  die  grossen  Werthobjecte, 
die  eigentlichen  Träger  des  Vermögens  — Grundbesitz,  Ka- 
pital, Geld,  Waarenlager  — als  die  zur  täglichen  Nahrung 
und  Nothdurft  dienenden  Consumtibilien  und  Vorrüthe,  son- 
dern lauter  Gegenstände  umfasst,  welche  zur  Einrichtung 
eines  Haushalts  und  zur  Führung  der  Wirthschaft  einer  selb- 
ständigen Familie  dienen.  Die  Bestimmung  für  diesen  Zweck 
ist  die  Voraussetzung  für  die  Zugehörigkeit  zur  Gerade.  Da- 
her fallt  eine  in  der  Regel  zu  ihr  gehörige  Sache  dann  nicht 
in  ihren  Complex,  wenn  sie  im  besondern  Falle  ausnahms- 
weise jenem  Zwecke  nicht  dient,  sondern  zum  Gewerbe  des 
Mannes  in  Bezug  steht,  also  von  ihm  bearbeitet,  producirt, 
verkauft  wird  (z.  B.  die  geradeartigen  Waaren  des  Schnitt- 
händlers , die  Betten  des^  Gastgebers , der  Schlachthaufen 
Schafe  des  Metzgers)  l8),  oder  zum  Handwerksgeräthe  in  seinem 
Gewerbe  bestimmt  ist  19).  Man  sieht,  wie  die  Beziehung  auf 
den  eignen  Hausstand  der  Inhaber  principiell  als  nothwendige 
Qualität  der  Sache  festgehalten  wird.  Allein  die  einzige 
Voraussetzung  bildet  sie  darum  noch  nicht.  Es  giebt  eine 
gewiss  nicht  minder  grosse  Summe  von  Vermögensstücken, 
welche  der  Führung  des  Haushalts  auch  dienen  und  doch 
nicht  zur  Gerade  gehören , wie  die  Verzeichnisse  lehren,  welche 
viele  Quellen  von  dem  „Erbe“  im  Gegensatz  zur  Gerade  lie- 
fern 20).  Die  engere  Begrenzung  der  letztem  liegt  nun  augen- 


**)  Weichb.  23  (bei  v.  Thüngen  25)  und  Glosse  dazu  bei  v.  Daniels, 
S.  291,  io  f.,  s*  f.;  8.  292,  n f.  Glosse  zum  S.'  Landr.  I,  Art.  24.  Schspr. 
bei  Böhme,  S.  96  a.  E.  f.;  S.  129,  i.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  51  a.  E. 
u.  18».  Kulm  IV,  51,  59.  Venn.  Ssp.  I,  9,  2 a.  E.  Görlitzer  Glosse 
z.  Ssp.  I,  24.  Schspr.  im  Anhang  zum  Ssp..  Ausg.  v.  Zobel,  fol.  537. 
l9)  Vgl.  Glosse  zum  Weichb.,  Art.  23  a.  a.  0. 

*0)  Weisth.  v.  1304,  § 38.  Weichb.  26.  Verm.  Ssp.  I.  7,  1 und  die 
ihm  folgenden  Quellen. 
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scheinlich  darin,  dass  nur  solche  jenem  Zwecke  dienenden 
Sachen  zur  Gerade  zählen,  welche  bei  der  gemeinschaftlichen 
Haushaltung  der  Ehegatten  vorzugsweise  in  die  Sphäre 
der  Frau  gehören,  also  vorzugsweise  ihrem  Bedürfnisse  dienen 
oder  im  Bereiche  ihrer  Thätigkeit,  ihrer  Fürsorge  und  ihres 
Erwerbs  — kurz  ihres  Berufs  als  Hausfrau  liegen.  Diese 
Beziehung  beruht  bei  einem  Theil  der  Gerade  ohne  Weiteres 
in  der  Natur  der  Sachen;  bei  einem  Theil  wird  sie  als  eine 
besondre  Voraussetzung  ausdrücklich  erwähnt,  bei  einem  Theile 
endlich  (namentlich  rücksichtlich  der  Schafe  und  Gänse)  liegt 
sie  versteckter,  ist  aber  auch  bei  diesem  nach  Sitten  und  An- 
schauungen jener  Zeit  gewiss  vorhanden  21).  Es  trifft  daher 
allerdings  das  Wesen  der  Sache,  wenn  schon  Nicolaus 
Wurm  in  seinem  Stadtrechtsbuch  von  1399,  Art.  17  **)  die 
Gerade  dahin  erklärt: 

„ — und  wist,  das  Grade  heist  alzo  vil  als  gerede, 
das  undir  eynes  mannes  gebietten  ist  czu  notze  und 
herrschafft  zu  seinem  lebin  und  undir  der  frawen 
beschirmunge  und  hüte,  und  gerade  haist  alzovil 
als  gerete,  das  czu  notze  und  czu  eren  yn 
eynes  mannes  hawss  gehört“; 
und  weiter: 

„zotau  stucke  legin  ander  frowenn  sunderlich 
gescheffte  und  Vorsichtigkeit;  dorumme  zo  ist 
die  gerade  den  frowen  czugescreben  von  des  rechtes  ge- 
naden noch  eres  mannes  tode , darumme  das  se  dester 
grosser  fleys  und  ruchunge  dorczu  haben 
sullen“. 

Diese  Begriffsbestimmung  weist  aber  über  sich  selbst  hin- 
aus. Die  Gerade  dient  vorzugsweise  der  Frau,  aber  doch 
nicht  ihr  allein,  sondern  zugleich  auch  ihrem  Gatten.  Sie 
begreift  Gegenstände,  welche  dem  Hauswesen  dienen,  aber 


*>)  Vgl.  Crofp,  Heidelberger  Jabrb.  1823  I,  S.  115.  Kraut  II, 
S.  359. 

**1  Bei  Böhme,  Diplom.  Beitr.  III,  8.  72  f.  Vgl.  darüber  Gknglkr. 
Ütadtrecbte,  S.  252  und  Btobbk,  Recbtageachicbte , S.  42U,  Amu.  24. 

28* 
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es  sind  für  dieses  noch  andre  und  zwar  kaum  minder  zahl- 
reiche und  kaum  werth  losere  unentbehrlich . die  nicht 
zur  Gerade  gehören.  Diese  andern  — z.  B.  das  Mobiliar  — 
kann  auch  die  Frau  nicht  missen  in  -ihrem  Haushalt.  Wie 
die  Gerade  daher  zugleich  für  den  Mann  bestimmt  ist , so  er- 
hält sie  ihre  nothwendige  Ergänzung  erst  durch  ein  ent- 
sprechendes Besitzthum  des  Mannes.  Zu  diesem  steht  sie  in 
wesentlichem  Bezug.  Sie  ist  ihrem  Begriffe  nach  das  zu  einem 
Haushalt  unentbehrliche  Besitzthum  einer  Frau,  aber  nicht 
für  den  der  ledigen  Frau  bestimmt , sondern  für  den  der  ver- 
heiratheten,  der  Hausfrau.  Sie  kann  natürlich  auch  im 
Besitz  der  ledigen  sein,  aber  ihre  Bestimmung  geht  auf 
den  Fall,  da  die  Frau  zur  Heirath  schreitet,  d.  h.  sie  ist 
bestimmt  zur  Aussteuer,  zur  Ausstattung  der  heira- 
thenden  Frau.  Erst  damit  ist  ihr  Begriff  dem  materiellen 
Bestände  und  ihrer  socialen  Bedeutung  nach  vollkommen  definirt. 
Die  Gerade  ist  der  Inbegriff  von  Sachen , welche  bei  der  Füh- 
rung des  Haushalts  vorzugsweise  in  die  Sphäre  der  Hausfrau 
fallen  und  desshalb  den  regelmässigen  Bestand  ihrer  Aussteuer 
bilden  und  diese  zu  bilden  bestimmt  sind.  Die  Gerade  ist 
nicht  Aussteuer  — denn  auch  die  ledige  Niftel,  die  Wittwe 
hat  ein  Recht  auf  sie  und  kann  sie  besitzen,  auch  der  schon 
ausgesteuerten  Frau  kann  sie  zufallen  — , wohl  aber  ist  sie 
jederzeit  zur  Aussteuer  bestimmt.  Aussteuer  und  Gerade 
sind  zwar  nicht  sich  deckende,  wohl  aber  wesentlich  correlate 
Begriffe.  Dieser  Zusammenhang  tritt  denn  auch  in  der  ganzen 
Rechtsordnung  sehr  bestimmt  hervor.  ,, Ausraden“  wird 
allerdings  bei  laxerem  Sprachgebrauch,  namentlich  in  den 
späteren  Quellen , für  die  Ausstattung  der  Kinder  überhaupt 
auch  der  Söhne,  und  für  die  Abtheilung,  die  Abfindung  rück- 
sichtlich des  ganzen  Erbtheils  genommen  und  steht  dann  sy- 
nonym mit  „ Ausstatten,  Austheilen , Ausgeben  “ S3).  Im  ur- 

*3)  So  schon  in  dem  Weisthum  von  1304,  g 20.  80.  124.  Weichb. 
56,  g 5,  62  (Ausg.  v.  ThCsges  43.  59).  Schspr.  hei  Böhme,  S.  117 
a.  E.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  31.  32.  Kulm  IV,  73.  74.  N.  Wckm’s 
Stadtr.-B.  bei  Böhme  a.  a.  0.,  S.  76.  Salzwedlcr  Stadtr.  des  15.  Jahrb., 
§ 5 u.  7,  bei  Gbnglcb,  Stadtr.,  S.  397.  Goslar’sclie  Stat.,  S.  12,  »«  f. 
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spriinglichen  und  strengem  Sinne  wird  aber  „ausraden“  (na- 
mentlich vom  Sachsenspiegel)  für  „ausstatten  mit  Gerade“ 
hinsichtlich  der  Töchter  oder  Nifteln  gebraucht  und  hat  dann 
schlechthin  nur  den  Sinn  von  „ aussteuern  Die  Quellen 

setzen  dann  regelmässig  die  Tochter,  „de  utgeradet  ist“,  der 
gegenüber,  „de  in  me  huse  is  unbestadet“,  d.  h.  die  Aus- 
gesteuerte derjenigen , welche  noch  keine  Aussteuer  bekommen 
hat,  mag  sie  sonst  an  Fahrniss  oder  Liegenschaften  Mitgift 
erhalten  oder  nicht  **).  Die  aus^eradete , bestattete  d.  i.  zur 
Ehe  ausgesteuerte  Tochter  ist  damit  für  ihr  Recht  auf-  die 
künftige  Gerade  aus  dem  Nachlass  der  Eltern  abgefunden:  d.  h. 
sie  hat  keinen  Anspruch  mehr  auf  solche,  braucht  sie  aber 
auch  nicht  zu  conferiren  *5),  während  sie  durch  den  Empfang 

(vgl.  S.  142  bei  Göschen).  Kiidener  Stadtr.  v.  1310  bei  Selbektz,  Urk.-B. 
III,  S.  82 -f.,  § 57  f.  Duderstädter  Stat.  15.  Die  Glosse  z.  Weichbild, 
eap.  56  bei  v.  Daniels,  S.  377,  >6  f.  „Uszgeradt  ist  alzo  gesprochen 
alzo  zu  rate  uszgesazt  usz  sines  Vaters  ader  luuter  brote  yn  sien  eigen 
broth  mit  abesunderunge  gutis  dy  das  gut  annamen  wollen.“  Vgl. 
auch  H Altais  s.  v. 

**)  So  z.  B.  Ssp.  I,  5,  3 (I,  13,  1).  Vcrm.  Ssp.  1,  18,  4:  „Aber 
dy  ungeradete  swester  teylt  nicht  der  muter  gerade  mit  deine  pfaffen  — " 
I,  9,  2:  „Dy  eldeste  tochter  nempt  dy  gerade  cznvoni.  Ist  dy  uszge- 
radet,  so  nempt  sy  dy  andere,  dy  nicht  uczgeradet  ist.“  Goslar'sche 
Stat.,  S.  4,  < f.  Hiezu  Goslar'sches  Weisth.  bei  Bkcns,  Beitrage,  S.  244. 
Glogauer  Stadtr.-B.  28:  „Dy  tochter,  dy  unbestat  ist,  nympt  der  muter 
gerade  nicht  mit  der,  dy  bestad  ist“.  Schspr.  bei  Wasserschlebkn, 
S.  366,  cap.  14;  ebend.  S.  139,  cap.  6;  ebend.  S.  270,  cap.  132:  „Ich 
beschuldige  — — von  meynes  weybes  wegin  und  ire  swestir  — der 
unbestatten  juncfrawen,  der  ny  keyne  genüge  crem  vetirlichen  erbe 
noch  gute  ny  gesehen  noch  gethan  ist  noch  awsgeradit  ist  und  noch  eyne 
um  bestatte  junefrawe  ist  umb  alle  die  gerade,  die  en  anirstorbin  ist  — .“ 
Görlitzer  Landr.  47,  § 26:  ,,  unde  die  mutir  die  anderen  eime  elicheme 

manne  gibit  unde  ir  ire  rade  mite  git  — “.  Herforder  Stadtr.  des  14.  Juhrh., 
§ 47,  bei  Gengler,  Stadfr.,  S.  194  f.  Rüdener  Stadtr.  54,  bei  Kraut, 
Quellenkunde,  S.  292  n.  a.  m.  — Vgl.  Stobhk.  Beitr.  zur  Geschichte 
de»  Brutschen  Rechts,  S.  41  f. 

**)  Vgl.  die  Stellen  in  der  vorigen  Anm.  Darum  sagt  schon  das 
alte  Soester  Stadtrecht  des  12.  Jahrh.,  § 46,  vgl.  § 27  (bei  Gbnoi.f.b,  Stadt- 
rechte, S.  440  f.).:  „Si  quis  vir  vel  femina  plures  haben»  Alias  nuptas, 
si  qua  snperest  innupta,  matris  tollet  mobilia,  quae  vulgo  Rathe 
vocantur“,  indem  es  die  verheirathete  Tochter  als  ausgeradet  voraussetzt. 


Digitized  by  Google 


438 


Verhältnis  von  Gerade  und  Austeuer. 


sonstiger  Mitgift  ihr  Erbrecht  nicht  verliert,  wenn  sie  sich 
zur  Einwerfung  derselben  versteht s6).  Aus  dem  Allen  ist 
aber  ersichtlich,  wie  sich  auch  die  Quellen  des  Zusammen- 
hangs und  der  wechselseitigen  Beziehung  von  Aussteuer  und 
Gerade  noch  sehr  wohl  bewusst  sind.  Der  Complex  beider  ist 
derselbe,  er  umfasst  die  zur  Einrichtung  und  Erhaltung  des 
Hausstands  erforderlichen  Utensilien , soweit  sie  nach  Sitte  und 
Anschauung  der  Zeit  vorzugsweise  dem  Bedürfniss  der  Haus- 
frau dienen,  oder  ihrer  Tbätigkeit  und  Fürsorge  vorzugsweise 
unterliegen , und  darum  der^  herkömmlichen  Bestand  der  Aus- 
steuer bilden. 


§ 44. 

Der  rechtliche  Charakter  des  Geraderechts. 

Der  Complex  der  Gerade  ist  für  den  gemeinsamen  Haus- 
halt in  der  Ehe  bestimmt.  Die  Gerade  ist  also  materiell  von 
unzweifelhafter  Bedeutung  für  die  ehelichen  Güterverh^ltnisse. 
Desshalb  gehört  aber  das  Recht  auf  die  Gerade  — die  Gerade 
im  subjectiven  Sinn  — nicht  auch  formell , seinem  juristischen 
Charakter  nach,  dem  ehelichen  Güterrecht  an.  Es  ist  viel- 
mehr ein  Recht  von  Todeswegen,  ein  erbrechtlicher 
Vortheil , eine  eigenthümliche  mortis  causa  capio.  Wir  haben 
oben  die  Fälle  aufgezählt , in  denen  es  in  Betracht  kommt  *) : 
es  sind  lauter  Erbfälle  (und  ein  Analogon),  wenn  auch  die 
Vererbung  anticipirt  oder  ihre  Realisirung  hinausgeschoben 
sein  kann.  Wir  beschränken  uns  bei  der  juristischen  Cha- 
rakterisirung  des  Rechts  allein  auf  die  Fälle,  welche  für  das 
eheliche  Güterrecht  von  Bedeutung  sind,  d.  h.  auf  den  An- 
fall der  Gerade  bei  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines 
Gatten  und  bei  der  Annullirung  der  Ehe,  welche  dem  Falle 
ihrer  Auflösung  durch  des  Mannes  Tod  ganz  parallel  ®elit. 


Ssp.  I,  13,  1.  Vcrin.  Ssp.  I,  20,  11. 
>)  Vgl.  g .42,  S.  422. 
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I)aH  Recht  der  Wittwe  (wie  der  geschiedenen  Frau)  und  der 
Niftel  ist  auch  in  jenen  Fällen  schlechthin  von  erbrecht- 
lichem Charakter. 

Beim  Tode  des  Ehemanns  hat  die  Wittwe,  beim  Tode 
der  Frau  deren  Niftel,  bei  der  Annullirung  der  Ehe  die  ge- 
schiedne  Frau  das  Recht  auf  die  Gerade  *).  Die  Gerade  „ver- 
erbt sich“*),  sie  „stirbt  an“,  „fällt  beim  Tode  an“4).  Sie 
bildet  entweder  einen  Theil  des  „erbe“  im  weitern  Sinne 
oder  (gewöhnlicher)  den  Gegensatz  dazu,  bleibt  aber  auch 
dann  ein  damit  parallel  laufender  Begriff 5).  Bestimmter  noch 
heben  folgende  Zeugnisse  die  Qualität  der  Gerade  als  erb- 
schaftlichen  Vortheils,  oder  direct  als  Erbschaft  hervor: 
Görlitzer  Landrecht,  cap.  41,  § 6: 

„Einis  weibis  erbe,  daz  wir  rade  heizin“; 

Ebend.,  cap.  38,  § 3: 

„Ein  jegelich  wib  du  ervit  zwivalt;  daz  ein  erbe 
daz  ist  die  rade  — daz  andir  erbe  nemen  ir  sune.“ 
Weisth.  v.  1235: 

„Si  illa,  quae  hereditatem  quod  Rade  dicitur  — .“ 
Holzmindener  Stadtr.  v.  1245,  § IO6): 

„Nulla  hereditas,  quod  vulgo  rathe  vel  her- 
wede  dicitur  — “. 

Erst  beim  Tode  eines  oder  des  andern  Gatten  bildet  sich  der 
Complex  als  Object  des  Erbrechts.  Seine  Bestandtheile  sind 
natürlich  in  dem  vereinigten  Gute  vorhanden,  aber  erst  beim 
Todesfall  schliessen  sie  sich  zusammen,  um  sich,  nachdem  sie 
als  ein  Ganzes  vererbt  worden,  wieder  aufzulösen,  bis  ein  neuer 
Erbfall  sie  von  Neuem  zusammenschliesst.  Ohne  solchen  und 


*)  Die  Belege  hiefiir  bietet  ziemlich  jede  Quelle  des  gemeinen  Säch- 
sischen Rechts.  Die  allerdings  mannigfaltig  bestimmte  Successionsord- 
nung  der  Niftel  gehört  lediglich  in  das  Erbrecht.  Vgl.  oben  § 4*2,  Anm.  10, 
S.  423.  Desgl.  v.  Sydow,  Erbrecht,  S.  174  f.  258  f.  Sikoki,,  Erbrecht, 
§ 31  u.  57. 

s)  Ssp.  I,  27,  1 ; 1,  31,  1 n.  a.  m. 

*)  Vgl.  z.  B.  Schspr.  bei  Wasskrschi.kbkn,  S.  283,  cap.  147 ; S.  284. 
cap.  148. 

*)  Vgl.  Homeyer,  Register  zum  Ssp.  s.  v.  „erbe“. 

*)  Bei  Genglrb,  Stadtr.,  S.  206, 


Digitized  by  Google 


140 


Die  Gerade  ein  Erwerb  von  Todeswegen. 


bis  zu  solchem  haben  sie  weder  im  Ganzen  noch  als  einzelne 
eine  besondere  Qualität  — sie  sind  Fahraiss,  wie  alle  andern 
Mobilien.  Unsere  Quellen  lassen  darüber  keinen  Zweifel , dass 
sie  den  Rechtsbegriff  der  Gerade  in  diesem  Sinne  fixiren  wol- 
len — den  der  Wittwengerade  wie  den  der  Niftelgerade. 

So  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  113,  4: 

„Se  (die  Frau)  mag  an  in  (den  Mann)  nicht  vorgebin, 
was  se  von  gerade  czu  ime  brengit,  das  heisset 
denne  nym  gerade,  diewile  se  beyde  lebin, 
sunder  is  heisset  varnde  bave;  stirbet  abir  se 
und  ist  unvorruekt  so  heisset  is  abir  gerade  — 
Glogauer  Rechtsb.  35: 

„Wy  gerade  in  farende  habe  gewandelt 
wirt,  — Wenne  eyne  gerade  gewonnen  wirt,  dor  nach 
wirt  sy  czu  handis  gewandelt  in  farnde  habe.“ 
Ebend.  39  (vgl.  auch  cap.  400): 

„Eyn  weip  mag  orem  manne  nach  nymande  gerade 
gebin;  ee  wen  sy  gefallin  ist,  so  ist  sy  nach 
nicht,  wenne  man  ader  weip  stirbit,  so 
ist  es  gerade  unde  e nicht  wirt.“ 

Schöffenspruch  in  der  Glosse  zum  Weichbild,  Art  23  7): 

„ — und  wart  vorsazt,  do  is  noch  nicht  gerade 
waz,  noch  hergewete,  sunder  als  er  starb  — 

Glosse  zum  Sächsischen  Lehnrecht,  Art.  56  ®) : 

„Es  ist  noch  heist  kein  gerade,  dieweil  der  man 
lebt.  “ 

Bündigere  Zeugnisse  kann  man  in  einer  Frage  mehr  prin- 
cipieller  Natur  von  Deutschen  Quellen  kaum  erwarten.  Sie 
stehen  aber  auch  im  Einklang  mit  den  einzelnen  Bestimmun- 
gen über  die  Natur  des  Rechts , namentlich  über  die  Objecte, 
aus  denen  sich  die  Gerade  bei  Auflösung  der  Ehe  bildet  «her 
die  Art,  wie  sie  sich  bildet,  und  über  den  Umfang  und  In- 


<)  Bei  v.  Daniels,  S.  293,  41  f.  Ganz  ähnlich  ebend.  S.  289,  u f., 
aber  ini  Parteivorbriugen : „ — nnde  also  denne  kein  gut  gerade  sien  mag, 
sy  sterbe  denne  loz  — .“ 

*)  Auch  abgedr.  in  Kraut’s  Quellenkunde,  8.  292,  Nr.  41. 
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halt  des  Reehts  selbst  — sind  aber  auch  ihrerseits  geeignet, 
über  diese  Bestimmungen  erst  das  rechte  Licht  zu  verbreiten. 
Wir  haben  letztere  zur  Fixirung  des  Instituts  jetzt  zu  erörtern, 
soweit  es  erforderlich  ist,  um  seine  Bedeutung  für  die  ehe- 
lichen Güterverhältnisse  und  seine  Abgrenzung  diesen  gegen- 
über positiv  wie  negativ  festzustellen. 

Die  Genule  bildet  sich  bei  Auflösung  der  Ehe  aus  allen 
jgradeartigen  Gegenständen  des  bisher  ungezweiten,  sich  nunmehr 
aber  zweienden  Guts.  Es  ist  daher  gleichgültig , wer  von  beiden 
Gatten  sie  in  die  Ehe  eingebracht  hat  und  zu  wessen  Gut  sie 
ursprünglich  gehört  haben.  Die  Gerade  ist  eben  ein  Complex, 
der  erst  mit  dem  Todesfall  und  durch  denselben  existirt,  nicht  die 
Fortsetzung  eines  schon  bei  Lebzeiten  der  Gatten  bestehenden 
Rechtsverhältnisses,  namentlich  nicht  die  Fortsetzung  eines  schon 
während  der  Ehe  gebildeten , als  solcher  im  Eigenthum  der  Frau 
befindlichen  Complexes.  Vielmehr  existirt  der  Gerade- Com- 
plex  während  der  Ehe  überhaupt  nicht,  und  der  Frage,  in 
wessen  Eigenthum  er  gestanden,  fehlt  es  über- 
haupt an  der  Basis. 

Dass  sich  die  Gerade  aus  dem  gesamten  Gut  bildet, 
mag  es  ursprünglich  dem  einen  oder  andern  Gatten  gehört 
haben,  ist  unzweifelhaft  und  nirgends  bestritten.  Der  Satz 
liegt  augenscheinlich  der  ganzen  Construction  des  Instituts  zu 
Grunde.  Allein,  soweit  es  sich  um  die  Wittwengerade  han- 
delt, tritt  er  in  den  Quellen  wenig  hervor.  Da  wo  sie  von 
ihr  handeln,  stellen  die  meisten  — der  Sachsenspiegel 
voran  und  ihm  folgend  die  meisten  Quellen  des  Landrechts 
und  Weichbilds s)  — nicht  die  Zweiung  des  bis  dahin  ver- 
einten Guts  und  die  Rechte  der  Frau  auf  ihren  Antheil 
daran  dar,  sie  gedenken  vielmehr  nirgends  ausdrücklich  der 
Rücknahme  ihres , unbeweglichen  oder  fahrenden  Guts 9  l0),  son- 
dern sie  erörtern  lediglich  die  Rechte  der  Frau  an  dem  Gute 

9)  Sup.  I,  22,  24.  Venn.  Ssp.  I.  7 — 14  u.  I,  17,  8.  Riginch 
Riddcrr.,  cap.  28  — 32.  Weisth.  v.  1261,  § 56  — 69;  1304,  § 38.  39. 
Weichbild  22  — 26  (bei  v.  ThCnckn  24  — 28).  Syotem.  Sch.-R.  IV,  2, 
9»  — 10.  Kulm  IV',  47  — 50  n.  a.  in. 

10)  Vgl.  § 21,  Anm.  2 u.  2»,  S.  214  f. 
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des  verstorbenen  Mannes.  Wenn  sie  ihr  nun  hiebei  auch  die 
Gerade  zusprechen,  so  haben  sie  doch  gemäss  dem  Zwecke 
ihrer  Darstellung  zunächst  nur  den  Theil  derselben  im  Auge, 
der  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  hineinfällt.  Auch  wo  sie 
in  andrer  Weise  die  Wittwengerade  behandeln , haben  sie  kei- 
nen Anlass,  der  der  Frau  schon  während  der  Ehe  eigenthüm- 
lich  zukommenden  Geradetheile  zu  gedenken,  und  so  kommt 
es,  dass  sie  in  der  Regel  nur  das  Recht  auf  die  Gerade  aus 
des  Mannes  Gut  ausdrücklich  hervorheben.  So  schon  an  einer 
andern  Stelle  des  Sachsenspiegels  I,  20.  4: 

„ — des  sones  wif  nemet  — — ire  rade  an  ires 
mannes  gude.“ 

Weichbild,  Ausg.  v.  Zobei,  22  u): 

„ Was  eyne  frawe  yres  mannes  gutes  behalden 
m u g e nach  ires  mannes  tode,  das  ist  nichts  denne 
ire  gerade.“ 

System.  Schöffenrecht  IV,  2,  21  **): 

„Stirhit  eyn  man  — — unde  lesit  ouch 
gerade,  do  czu  sal  sich  haldin  syne  eliche  housvrauwe; 
und  ab  dy  nicht  en  were , ere  neste  spilmeginnen  sullen 
sich  dorczu  haldin  — .“ 

Ebend.  IV,  2,  72: 

' „Vorreichte  eyn  man  — — alle  syne  varende 
habe  noch  syme  tode  — — dorynne  begriffen  wirt 
eczliche  vamde  habe,  dy  sich  noch  syme  tode  czu 
der  vrauwyn  gerade  geczyen  mochte,  mit  sulchir 
gemeynen  gift,  dy  eyn  man  alzo  an  syme  gute  gebit, 
do  mag  man  nicht  inczyen,  das  der  vrauwyn  noch 
des  mannis  tode  czu  der  gerade  gebort.“ 
Glogauer  Rechtsbuch  38: 

„Wen  eyn  man  gestirbit,  so  hat  seyn  weyp  an 
seyme  erbe  unde  gute  nicht  wenne  gerade.“ 


u)  Minder  prägnant  in  dein  Teit  bei  v.  Daniel»  ‘22.  § 1 u.  3 a.  E. 
v.  ThCnoe.n  24. 

12)  Kulm  IV,  63. 
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Weisthum  v.  1304,  § 20: 

„ — Hat  der  man  schaf,  die  nimet  daz  wib  ezu  der 
gerade.  “ 

Schöffenspruch  bei  Wasserschleben,  S.  415,  cap.  68: 

„ Eyne  iczliche  frawe  von  ridders  ard  had  ezu  nemene 
vierleye  uff  yres  mannes  nachgelasen  gute, 
czweierleie  von  beschribenen  rechte  daz  erste  ist  ge- 
rade. daz  ander  ist  musteil 

Hier  ist  überall  nur  von  dem  Rechte  der  Wittwe  auf  die 
Gerade  als  einem  Rechte  auf  des  Mannes  Gut  und  zwar  als 
einem  Rechte  von  Todeswegen  die  Rede  — und  der  Zusammen- 
hang wenigstens  eines  Theils  der  Stellen  lehrt  zur  Genüge,  dass 
mit  dem  Gute  des  Mannes  nicht  blos  das  in  seiner  Gewere,  son- 
dern das  in  seinem  Eigenthum  befindliche  Gut  gemeint  wird. 
Dass  diese  Quellen  aber  die  im  Eigenthum  der  Frau  befind- 
lichen Geradestücke  desshalb  nicht  von  dem  der  Wittwe  ge- 
bührenden Geradecomplex  ausschliessen,  ist  unzweifelhaft.  Es  er- 
giebt  sich  dies  aus  einzelnen  gelegentlichen,  aber  zweifellosen 
Andeutungen  in  den  citirten  Quellenzeugnissen  selbst 13) , aus  der 
Behandlung  der  gesamten  Gerade  als  eines  Ganzen  bei  der 
Haftung  derselben  für  Schulden  14) , aus  der  Art,  wie  sich  die 
Witt wengerade  nach  Auflösung  des  Beisitzes  aus  sämtlichen 


13 ) So  im  Ssp.  I.  22,  4,  nach  welchem  der  Beitrag  zum  Henvede 
au»  der  Gerade  offenbar  ohne  Beschränkung  auf  die  aus  des  Mannes  Gut 
dazu  gehörigen  Bestandteile  erfolgt  („ — sves  dat  wil'  nicht  hevet 
dirre  dinge“).  Vgl.  Venn.  Ssp.  I,  8,  1.  Der  ganz  allgemeine  Ausdruck 
des  Ssp.  III,  74  über  das  Recht  der  geschiednen  Frau:  „Ire  rade  unde 
ire  musdele  behalt  sie.“  Ferner  das  im  Ssp.  I,  20,  4 für  die  Wittwe, 
welche  ihre  Gerade  reclamirt,  dahin  formulirte  Beweisthema:  „of  se 
irs  mannes  unde  irs  selves  umbesculdenen  were  daran  ge- 
tiigen  mögen“.  — Die  Bestimmung  im  Verm.  Ssp.  I,  9,  3.  — Rigisch 
Ridderr.  31:  „Darna  nimpt  de  wedewe  er  gerede,  dat  dartho  höret:  alle 

schape lynnenlaken , de  dem  man  unde  der  frouwen  horden 

unde  wat  se  clenades  brachte , do  se  tho  dem  manne  quam,  unde  wat  er 
de  man  clenade  gegeven  haddo.“  — Eisenacher  Rechtst.  II,  10:  „Czu 

gerade  gehören Waz  der  dinge  nicht  erstorben  ist  ander  cn"  (sc. 

unter  beiden  Ehegatten)  u.  dergl. 

14)  Vgl.  unten  Anm.  39,  S.  449. 
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iin  ungezweiten  Gut  befindlichen  Geradestücken , gleichviel 
woher  sie  stammen,  bildet15),  endlich  aus  den  Bestimmungen 
über  die  'Niftelgerade , welche , was  ihr  Object  und  die  Na- 
tur des  Rechts  betrifft,  der  Wittwengerade  völlig  gleich  be- 
handelt wird.  Dass  aber  zur  Niftelgerade  Alles  gehört,  was 
im  ungezweiten  Gut  befindlich  ist.  gleichviel  woher  es  stammt, 
leidet  keinen  Zweifel.  Schon  das  Weisthum  von  1235,  § 25 
bestimmt  die  Niftelgerade  dahin: 

„Si  alicui  hominum  uxor  sua  moritur,  bona  ipso- 
rum,  quae  possident  (selbstverständlich  nur  die  be- 
weglichen) spectabunt  ad  maritum,  excepto,  quod  Rade 
vocatur.  “ 

So  ist  auch  immer  ganz  allgemein  von  der  Gerade  die 
Rede,  welche  die  sterbende  Ehefrau  auf  ihre  Niftel  vererbt 16), 
es  wird  eben  hier  bisweilen  nur  das  der  Frau,  nicht  das  dem 
Manne  gehörige  Gradestück  zur  Grade  gerechnet  17),  und  es 
ist  nur  unter  jener  Voraussetzung  das  Recht  der  Niftel  er- 
klärlich , nach  dem  Tode  der  Ehefrau  des  Wittwers  Haus  nach 
allen  geradeartigen  Stücken  auszusuchen  18).  Aus  Allem  er- 
hellt, wie  die  Gerade  ebensowohl  der  Niftel  als  der  Wittwe 
auch  aus  dem  dieser  letzteren  zugehörigen  Gute  sich  bildet. 
Gleichviel,  woher  ihr  Inhalt  stammt,  sie  wird  als  ein  ge- 
schlossenes Ganze  das  Object  des  Rechts  — und  eben  nur 
als  ein  solches  Ganze  kommt  sie  nun  rechtlich  in  Betracht. 
Darum  ist  es  auch  kein  Widerspruch,  wenn  das  Recht  auf 
die  Gerade  ohne  Unterscheidung  ihrer  Theile  als  ein  Recht 
von  Todeswegen  behandelt  wird,  ungeachtet  die  Wittwe  manche, 
vielleicht  viele  Geradestücke  schon  als  Ehefrau  besass.  Diese 

,s)  Vgl.  unten.  Amu.  41,  S.  450. 

16 1 So  z.  R Ssp.  I,  31,  1.  Verm.  Ssp.  1,  20,  13  u.  15.  Glogauer 
R.-B.  27.  Schspr.  bei  Wabskkschlkbbn,  S.  426,  cap.  82  u.  a.  m. 

17)  Glosse  z.  Lchnr.  56:  „Zu  der  gerade  gehören  alle  Schaff,  die 

die  fraw  liett,  da  sie  ihren  mann  nain hat  aber  der  mann  selbst 

schaff  gezeuget,  die  nitnpt  die  niftcl  nicht  — . “ Vgl.  die  Stellen  unten, 
Aura.  21. 

**)  Glosse  z.  Weichbild  23  bei  v.  Dasiisi.s,  S.  290,  u — m.  Früher 
hatte  die  Niftel  dieses  Recht  nicht:  Weisthmu  v.  1235,  § 24.  Verm. 
Ssp.  1,  9,  1.  Ueber  die  Klage  auf  Gerade  vgl.  Ssp.  U,  15,  2;  III,  15.  3. 
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Geradestücke  waren  eben  nicht  die  Gerade,  sondern  Fahmiss 
wie  jede  andre  auch.  An  ihnen  hatte  freilich  die  Frau  schon 
vorher  Eigenthum;  ein  Recht  auf  die  Gerade  mit  ihren  Be- 
sonderheiten, Vorzügen  und  Lasten  gewann  sie  dagegen  erst 
mit  dem  Tode  des  Mannes  wie  die  Niftel  mit  dem  Tode  der 
Frau. 

Aus  dem  gesamten  ungezweiten  Gut  also  bezieht  die  Ge- 
rade ihre  Bestandtheile.  Wie  sie  in  dasselbe  hineingekommen 
sind,  woher  sie  stammen,  ist  gleichgültig.  In  der  Regel 
wird  die  Ausstattung  der  Frau  den  Grundstock  des  Complexes 
abgeben,  oft  vermehrt  durch  spätere  Gerade  - Anfälle ; es  ge- 
hört aber  nicht  minder  dazu,  was  der  Ehemann  vor  oder 
während  der  Ehe  erworben,  oder  was  Mann  und  Frau  oder 
Eins  von  Beiden  während  der  Ehe  bereitet  und  producirt  ha- 
ben 19).  Wohl  kann  der  Zweck  der  Anschaffung  oder  Pro- 
duction einer  Sache  die  Qualität  als  Geradestück  nehmen  *°) ; 
an  sich  aber  ist  gleichgültig , ob  eine  flache  von  der  Frau 
eingebracht  oder  sonstwie  in  das  ungezweite  Gut  gelangt  ist. 
Erst  in  einer  spätem  Zeit  wird  für  gewisse  Geradestücke  eine 
solche  Unterscheidung  maassgebend  21).  Aber  im  ungezwei- 
ten Gut  muss  die  Sache  sein,  nicht  etwa  vom  Manne  beim 
Erwerb  sich  Vorbehalten  und  aus  der  Masse  besonders  ausge- 
sehiedeu  **)  — im  Eigenthum  (oder  analogem  Besitzrecht)  eines 


19)  Beispiele  in  den  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  113,  » u.  s.  Vgl. 
Schspr.  bei  Wamskrs<  kleben,  S.  326,  cap.  178;  S.  347,  cap.  195;  S.  283, 
cap.  146,  u.  a.  0. 

*°)  Vgl.  oben  § 43,  Anin.  18  n.  1!),  S.  434. 

41)  Rigisch  Ridderr.  31  rilcksichtlich  der  Kleinodien  (vgl.  oben 
Anm.  13).  Namentlich  aber  tritt  die  Unterscheidung  spater  bei  der 
Schafgerade  hervor,  wenn  sic  die  Niftel  nimmt.  Am  frühsten  im  latei- 
nischen Text  des  Weichbilds,  Art.  23,  § 4.  Glosse  z.  Lehnr. , Art.  56". 
Schspr.  zum  Weichbild  in  der  Ausgabe  von  Zobel,  v.  1557,  fol.  130. 
Osnabrückisches  Stadtr.  v.  1348  bei  Lodtmann  , Acta  Osnabr.  II,  172 
(Kraut,  Qucllenk.,  S.  292,  Nr.  39). 

**)  Goslar'sches  Stadtr.,  S.  15,  io.  Verm.  Ssp.  I,  29,  2:  „sunder- 
lich gecouft“.  Vgl.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  15.  Kulm  IV,  55.  Schspr. 
bei  Büumk  VI,  S.  139  «.  Vgl.  auch  Zcitzer  Stat.  v.  1562,  Art.  2, 
abgedr.  bei  Kraut  II,  S.  362,  Anm.  18. 
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der  beiden  Gatten,  und  zwar  bereits  definitiv,  ohne  dass  das 
Eigenthom  noch  durch  eine  Bedingung  suspendirt,  durch  eine 
Zeitbestimmung  betagt  wäre  äS).  Der  Pfandbesitz  genügt  nicht. 
Selbst  ein  als  Pfand  verfallenes  Geradestück  gehört  nicht  in 
die  Gerade  *4). 

Für  dies  Alles  ist  nun  aber  der  Moment  des  die  Gerade 
bedingenden  Todesfalles  maassgebend,  oder  vielmehr  der  30«te 
Tag  nach  demselben,  welcher  überhaupt  den  Todestag  im 
Deutschen  Erbrecht  repräsentiert  *8).  Die  Gerade  fällt  so  aus 
dem  ungezweiten  Gute  an,  wie  sich  dieses  zur  Zeit  der  Auf- 
lösung der  Ehe  befindet  *6).  Es  ist  dies  wieder  eine  notb- 
wendige  Consequenz  der  Auffassung  der  Gerade  als  eines  Rechts 
von  Todeswegen  und  ein  neuer  Beweis  für  dieselbe. 

Nur  dasjenige , was  im  Momente  der  Auflösung  der  Ehe 
im  Eigenthum  eines  der  beiden  Gatten  steht  und  die  recht- 
liche Qualität  eines  Geradestücks  hat,  unterliegt  dem  Ge- 
■ raderecht.  • 

„Waz  der  dinge  nicht  erstorben  ist,  dez  en  darf  sy 
(man)  keins  gebe  — “ *7). 

Hat  ein  Gegenstand  die  Qualität  der  Gerade  verloren  **) 
oder  ist  er  verdorben,  verbraucht,  verzehrt,  veräussert  in 


**)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  10.  Kulm  IV,  51.  Glogauer  Rechtb.  30: 
„ — alle  Bchof,  wo  ze  gen  — , di  eyn  inan  noch  syme  tode  gelazin  hat, 
und  ym  gar  und  gancz,  do  her  lebte,  vorgoldin  worin  und  ledic  und  los 
unvorworrin  vor  aller  manneglicb  hot  gehabt  — . “ Darauf  beruht  der 
Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  106,  «.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  20.  Kulm 
IV,  62. 

*4)  Goslar'sches  Stadtr.,  S.  15,  »s.  Venu.  Ssp.  I,  29,  2.  Vorstän- 
den = verfallen.  Vgl.  Hai.tavs  s.  v. 

*5)  Darauf  bezieht  sich  wohl  der  Zusatz  im  Verm.  Ssp.  I.  13,  1 : 
„* — adder  mit  ores  mannes  erben  — “. 

*6)  Hervorgehoben  von  Cbopp  in  d.  Hcidelb.  Jahrb.  v.  1823,  S.  115 
a.  E.  f. 

*7)  Verm.  Ssp.  I,  9,  1.  Eisen.  R.-B.  II,  10.  Schspr.  bei  Böhme 
VI,  S.  97,  .. 

*»)  Die  zur  Zeit  des  Todes  des  Ehemannes  noch  auf  den  Schafen  be- 
findliche Wolle  fallt  mit  diesen  in  die  Gerade,  die  zu  jener  Zeit  bereits 
gesehorne  nicht.  Arg.  Sclispr.  bei  Wasskhmchlebkn,  S.  204  f.,  cap.  64. 
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jenem  kritischen  Moment,  so  ist  es  gleichgültig,  dass  er  sich 
früher  in  dem  Gute  befunden  hat.  Er  gehört  zur  Gerade  nur, 
wenn  und  soweit  er  „un  vorruckt“,  „nicht  gewaudilt“  ist*1); 
namentlich  gehört  der  etwaige  Erlös  für  ein  verkauftes  Ge- 
radestück als  solcher  nicht  dazu  *°).  Das  verpfändete  Gerade- 
stück fällt  zwar  hinein,  aber  die  Berechtigte  hat  auch  hier 
die  | partielle]  Veräusserung  anzuerkennen,  die  Sache  einzu- 
lösen , ohne  einen  Anspruch  auf  Ersitz  des  Pfandschillings  *'). 
Die  völlige  Veräusserung  entzieht  es  dagegen  ohne  Weiteres 
dem  späteren  Geraderecht.  Da  indessen  Alles  im  ungezweiteti 
Gut,  was  die  Qualität  von  Gerade  hat,  in  diese  fällt,  mag  es  dem 
Manne  oder  der  Frau  gehören,  so  alterirt  eine  Abtretung  unter 
den  Ehegatten  selbst  das  Geraderecht  der  Wittwe  oder  Niftel 
nicht 3*).  Insonderheit  war  die  Vergabung  eines  Geradestücks 
Seitens  der  Frau  an  den  Mann  rechtlich  unwirksam,  und 
blieb  es  auch  nach  den  Rechten , welche  eine  Vergabung  unter 
Ehegatten  bereits  zuliessen  M).  Ueberhaupt  ist  blos  eine  Ver- 

!9)  Schspr.  bei  Böhme  VI,  8.  113,  Abs.  ö.  Glosse  z.  Weichb.  23 
bei  v.  Daniels,  S.  289,  a>  f. ; ebend.  S.  290,  «o  f.  Schspr.  bei  Wassersch- 
lbben,  S.  357,  cap.  2.  Letztere  Stelle  spricht  übrigens 'von  der  Gerade 
einer  ledigen  Frauensperson. 

so)  Schspr.  bei  Wasskbschi.bben,  S.  340  f.,  cap.  195.  Es  gilt  all- 
gemein von  der  Gerade,  was  der  Venn.  Ssp.  I,  50,  4 speciell  für  die  Ge- 
rade einer  ledigen  Frauensperson  hervorhebt:  „Daz  gud,  do  daz  umbe 
(Gerade)  gecouft  worde,  dorffte  man  nicht  — geben  czu  gerade.  Waz  is 
abir  unvorcouft  unde  unvorkummert,  daz  münz  inan  czu  gerade  — geben.  “ 

*>)  Ssp.  I,  24,  4:  „Svat  so  des  (Gerade)  Ute  stunt  bi  des  doden 
maunes  live,  dat  lose  he  of  he  wille,  deine  it  durch  recht  hören  sal.  “ 
Goslar’sches  Stadtr.,  S.  5,  »7  f.  Verm.  Ssp.  I,  17,  7.  Rigisch  Ridderr., 
cap.  31  a.  E.  Stück  von  Hustheil  bei  Bruns  Beitr.,  S.  173.  Weisthum 
v.  1201,  § 59.  System.  Sch.-R.  IV.  2,  9 « a.  E.  Kulm  IV,  50.  Glosse 
z.  Weichb.  23  bei  v.  Daniels,  S.  293,  ti  — 6». 

3S)  Der  Mann  entzieht  der  Wittwe  daher  auch  ein  Geradestück  durch 
Abtretung  an  die  Kinder  nur  dann,  wenn  er  es  ihnen  in  die  Gewere  giebt 
und  Jahr  and  Tag  verflossen  sind.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  89. 

33 ) Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  113,  « u.  •:  „ — se  mag  an  in  nicht 
vorgebin,  was  se  von  gerade  zu  im  brengit.  “ Bei  Wassebschleben,  S. 
94  f.,  cap.  145:  „Der  toden  frawen  man  mag  der  gerade  mit  der  gobe 
nicht  bebaldin;  iner  die  gerade  gehöret  ere  neste  spynne.  “ Schspr.  in  d. 
Glosse  z.  Weichbild  23  bei  v.  Daniels,  S.  288,  >s  f. ; S.  289,  «o  f. 
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äusscrung  unter  Lebenden  wirksam.  Eine  Veräusserung  auf 
den  Todesfall  beeinträchtigt  das  Erbrecht  der  Wittwe  oder 
Niftel  als  solches.  Aus  diesem  Grunde  ist  sie  von  Seiten  des 
Mannes  nichtig,  da  er  nicht  über  sein,  sondern  nur  über  des 
Erben  Gut  verfügt  M).  Sie  ist  es  aber  auch  von  Seiten  der 
Frau,  weil  überhaupt  Niemand  über  ein  noch  nicht  angefallnes 
Erbe  disponiren  kann  — zumal  hier  das  Recht  subjeetiv  wie  ob- 
jectiv  ein  noch  völlig  ungewisses  ist36).  Bewährt  sich  auch  hierin 
wieder  die  Natur  des  Geraderechts  als  eines  Rechts  auf  den 
Todesfall,  so  stimmt  damit  auch  die  Beschränkung  der  Ver- 
äusserung auf  dem  Siechbett.  Diese  ist  unwirksam , mag  nun 
Z.  der  Veräusserung  der  Mann  oder  die  Frau  schon  lager- 
haft gewesen  sein  36).  Dagegen  ist  es  eine  auch  für  die  spä- 
tere Zeit  völlig  unhaltbare  Annahme,  dass  Veräusserungen  von 
geradeartigen  Sachen  diese  dem  Gerade-Complex  (ohne  Zu- 
stimmung der  Ehefrau)  nur  in  dem  Falle  hätten  entziehen 
können,  dass  sie  wegen  achter  Noth  erfolgten.  Keine  unserer 
Quellen  gedenkt  einer  solchen  Beschränkung,  auch  die  des  Gos- 
lar’schen  Rechtskreises  nicht,  in  denen  die  Kategorie  der  Ver- 
äusserungen aus  ächter  Noth  zuerst  und  am  Allgemeinsten 
Platz  greift,  noch  eine  der  jüngeren  und  jüngsten.  Die 
obigen,  ganz  allgemein  lautenden  Zeugnisse  widerlegen  die 
Annahme  auch  positiv  s7). 

W)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  72.  Vgl.  89. 

36 ) Glogauer  R.-B.  39  (vgl.  oben  za  Anm.  7).  Schspr.  bei  Böhme 
VI,  S.  96,  i;  S.  128,  i;  Schspr.  bei  Wasskksohi.kbkn  , S.  94,  cap. 
145  (vgl.  8.  346  f.,  cap.  195).  System.  Sch.-R.  IV,  1,  7.  Kulm 
IV,  7:  „Keyne  vranwe  mag  vorgebin  erym  wirte  adir  eym  andirn  by 
eris  wirtis  lebin  gerade,  dy  eyne  vrauwe  noch  eris  rnannis  todc  nne- 
v all  in  sal.  “ 

**)  Auf  Ersteres  geht  doch  wohl  Goslar ’sches  Stadtr. , S.  5,  si  f. 
Venn.  Ssp.  I,  17,  7 (vgl.  auch  Ai.brbcht,  Gewere,  Anm.  768);  auf  Letz- 
teres Venn.  Ssp.  1,  9,  1 (I,  50,  4).  Eisen.  R.-B.  11,  10.  — Auch  der 
Ssp.  I,  52,  4 a.  E.  u.  Rigisch  Ridderr.  47  scheint  sich  auf  unsem  Fall 
zu  beziehen.  Ub  man  die  Veräusserung  trotz  der  Lagerhaftigkeit  der 
Frau  wenigstens  später  im  Falle  achter  Noth  zuliess,  bleibt  zweifelhaft. 
Vgl.  die  folgende  Anm. 

37 ) Kraut,  der  sie  (II,  S.  452  f.)  allein  zu  vertreten  sucht  (schon 
Ciioi'i*  hatte  sie  in  den  Heidelb.  Jahrb.  v.  1823  1,  S.  116  abgelehnt)  be- 
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Die  Schulden  Wirkung  erscheint  unsern  Quellen  auch  in  der 
hier  fraglichen  Beziehung  nicht  etwa  als  eine  indirekte,  even- 
tuelle Veräusserung.  Die  Gerade,  d.  h.  der  Todes  wegen  an- 
fallende Geradecomplex , haftet  zwar  für  die  von  der  Frau 
selbst  s7*),  nicht  aber  für  die  vom  Manne  während  der  Ehe 
gewirkten  Schulden,  auch  nicht  subsidiär  3H).  Auch  hierin 
werden  Niftel-  und  Wittwengerade  völlig  gleich  behandelt®9). 

% 

ruft  sich  nur  auf  die  Glosse  z.  Weichb.,Art.  23,  bei  v.  Daniels,  S.  292  f., 
4»  — »o  und  S.  293,  n — s».  Heide  Stellen  enthalten  in  d.  Glosse  einge- 
flochtene Schöffenspriiche,  von  denen  sich  der  letztere  auch  bei  Wasskbscu- 
i.ebkn,  S.  283,  cap.  148  findet.  Derselbe  spricht  von  dem  Falle  einer 
wegen  der  Lagerhaftigkeit  des  Mannes  an  sich  ungültigen  Ver- 
setzung eines  Geradestücks  und  die  Partei  sucht  ihre  Gültigkeit  durch 
die  ächte  Noth  zu  rechtfertigen.  Die  Schöffen  lassen  sich  aber  auf 
diese  Hesonderheiten  des  Falles  gar  nicht  ein,  sondern  erkennen  die  Ver- 
pfändung als  gültig  an,  „ — nenne  der  tode  was  is  ir  keinem  schul- 
dig“ („bei  seinem  tode  zu  lassen,  sondern  hättees  wol  gar  mögen  verthun  “ 
— setzt  ein  andrer  Text  sogar  noch  hinzu,  Ausg.  v.  1557.  fol.  48)  „unde 
darumme  darff  man  is  von  dem  gemeinen  gute  nicht  losen,  al  gehörte 
dises  in  die  gerade  — und  wart  vorsazt,  do  is  noch  nicht  grade 
waz  — — sunder  alz  der  starb  — Die  Schöffen  erkennen  die 
Gültigkeit  der  Verpfändung  auch  hier  aus  dein  allgemeinen  Grunde  an, 
weil  eine  m.  c.  capio  durch  Dispositionen  unter  Lebenden  gar  nicht 
t&ngirt  wird.  — Auch  die  erste  Stelle  spricht  von  einer  wegen  Lager- 
haftigkeit der  Frau  ungültigen  Verpfändung  eines  Gradestücks  durch 
den  Mann,  nur  dass  hier  der  Mann  die  Krankheit  der  Frau  zur  Zeit  der 
Verpfändung  bestreitet,  und  blos  eventuell  die  ächte  Noth  vorschützt. 
Die  Schöffen  erkennen  die  Versetzung  als  gültig  an,  wenn  er  beweist, 
dass  die  Frau  zur  Zeit  derselben  noch  gesund  war.  sagen  auch  hier  nichts 
über  die  Wirkung  der  ächten  Noth. 

«•)  Vgl.  § 45,  Anm.  22,  S.  459. 

3®)  Der  Satz  war  bisher  unbestritten.  Vgl.  v.  Svdow,  Erbrecht,  S. 
332.  Stubbe,  Ueber  das  Eintreten  der  Erben  in  oblig.  Verhältnisse,  in  den 
Jahrb.  des  gern.  1t.  V,  S.  320.  Erst  v.  Mautitz  (S.  156)  hat  ihn  für 
das  Hecht  des  Ssp.  entschieden,  aber,  wie  mir  scheint,  auch  entschieden 
mit  Unrecht  bestritten.  Vgl.  darüberoben  §39,  Anm.  12  f.,S.  738.  AuchfUrdie 
Beschränkung  de«  Satzes,  wie  sie  Lewis  (Succ.  des  Erben,  S.  186)  auf- 
stellen will,  fehlt  es  an  einem  Anhalt  in  den  Quellen. 

39)  Der  Satz  liegt  schon  in  dem  allgemeinen  Princip  des  Ssp.  1,  6,  1 : 
„ Sve  so  dat  erve  nimt,  die  sal  durch  recht  die  scult  gelden  also  vem,  als 
it  erve  geweret  an  varender  have.“  Denn  letztere  bildet  nicht  nur 
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Nur  der  bei  der  Auflösung  der  Ehe  geschuldete  Dienstlohn  haftet 
auf  der  Gerade:  die  einzige  Ausnahme  vom  allgemeinen  Prin- 
cip  40).  Dass  diese  Nichthaftung  der  Gerade  für  die  Schulden 
aber  kein  Grund  ist,  um  an  ihrer  rechtlichen  Natur  als  Er- 
werb von  Todeswegen  zu  zweifeln , bedarf  bei  den  Anschauun- 
gen unseres  Deutschen  Rechts  über  die  Erbfolge  keines  be- 
sondern  Nachweises. 

Vielmehr  lässt  die  ganze  Construction  des  Instituts,  wie 
wir  sie  bisher  dargelegt  haben,  und  wie  solche  im  Ganzen 
entsprechend  auch  für  den  Fall  durchgeführt  ist,  wo  die  Ge- 
rade nicht  sofort  bei  Beendigung  der  Ehe,  sondern  erst  bei 
Beendigung  des  Beisitzes  anfällt41),  deutlich  erkennen:  das 

einen  Gegensatz  zuni  Grundvermögen , sondern  aueh  zur  „gerade“,  wie 
diese  auch  im  Gegensatz  zum  „erbe“  stellt  (1,  24,  3 a.  E.).  Vgl.  oben 
5(30,  Anm.  12  f.,  8.  307.  Ebenso  Weisth.  v.  1304,  g 108.  Weiclib.,  Ausg.  v. 
TuCnge!«  228.  System.  Scli -R.  IV,  2,  21.  Kulm  IV,  63.  Schspr.  bei 
Was.serschi.kbes,  8.  20-1,  cap.  64.  Leipz.  Schspr.  bei  Wasskhschi-kbkn, 
Princip  der  Succ.-Ordu.,  8.  1»4:  und  von  dissen  stucken  darff  *y 

keyne  schult  he  Ulen  betzalcnn  sundern  sie  nynipt  die  weg  ane  alle  bc- 
swerunge  lediglich  sc.  von  der  Wittwengerade.  Diese  haftet  selbst  nicht 
fiir  den  Aufwand  zur  Beerdigung  des  Mannes.  Vgl.  Miinster'sches  Stat. 
v.  1326,  g 10  bei  Gknolkr.  Stadtr.,  S.  305.  Schspr.  bei  Wasskrscklkben, 
S.  205,  cap.  65.  Speciell  auf  die  Niftelgerade  bezüglich:  Ooslar’scbes 
Stadtr.,  8.  6,  2«  f.  Venu.  Ssp.  1,  17,  0:  „ — van  gheradc  — ne  ghilt 
uien  dy  schult  nicht.  “ 

40 ) Ssp.  I,  22,  2. 

41)  Das  Recht  auf  die  Gerade  macht  sich  im  Falle  des  Beisitzes 
geltend:  1)  wenn  der  Beisitz  der  Wittwe  mit  den  Kindern  sich  löst; 
2)  wenn  die  Ehe  des  im  Beisitz  mit  seiner  verwittweten  Mutter  ver- 
bliebenen Sohnes  sich  löst;  3)  wenn,  der  Beisitz  des  Wittwers  mit 
seiner  Tochter  sieb  löst,  falls  diese  Niftelgerade  besitzt.  In  allen  diesen 
Fallen  machen  sich  im  Ganzen  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die  Ge- 
rade wieder  geltend:  Wittwen-  und  Niftelgerade  werden  auch  liier  gleich 
liehandelt.  Der  Moment  der  Zwciung  entscheidet  allein  über  das  Object 
des  Rechts;  nur  das  in  jenem  Moment  im  ungezweiten  Gut  Vorhandene, 
aber  auch  alles  darin  Vorhandene,  was  die  Qualität  von  Gerade  hat, 
fällt  in  diese.  (Ssp.  1,  20,  3 : „ Blift  sc  aver  mit  den  hinderen  oder  mit 
ires  mannes  erven,  lange  wile  oder  kurte,  ungetveiet  mit  irrne  gnde, 
sveunc  se  sik  dan  van  in  sceidet,  se  nimt  al  ir  recht  an  dem  gude, 
dat  dar  denne  is,  alsose't  do  nemen  solde,  do  ir  man  starf.“  Ebenso 
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Recht  auf  die  Wittwen-  oder  Niftelgerade  aus  dem  unge- 
zweiten  Gut  zweier  Eheleute  wird  erst  existent  mit  dessen 
Zweiung  durch  den  Tod  eines  Gatten  (oder  Scheidung)  und 
darum  schliesst  sich  auch  erst  in  diesem  Moment  aus  dem 
ungezweiten  Gut  nach  dessen  augenblicklichem  Bestand  Alles, 
was  dann  die  Qualität  von  Gerade  hat,  zusammen,  um  als 
ein  ideelles  Ganze  Object  jenes  Erwerbs  von  Todeswegen  zu 
werden.  Bis  dahin  giebt  es  wohl  Geradestücke,  aber  keine 
Gerade.  Bis  dahin  besteht  wohl  eine  Aussicht  auf  den  An- 
fall , aber  noch  kein  gegenwärtiges  Recht  an  dem  Geradecom- 
plex,  Zwar  kann  man  schon  bis  dahin  von  eventuellen  Rech- 
ten der  Wittwe  oder  Niftel  reden,  aber  es  sind  nur  Rechte, 
wie  sie  den  Erben  im  Deutschen  Rechte  überhaupt  zukommen 
können,  Rechte  zur  Sicherung  eines  künftigen  Erbanfalls,  nicht 
eventuelle  Besitz-  und  Eigenthumsrechte.  Es  ist  auch  in  der 
concreten  Ausführung  festgehalten  , was  die  Quellen  oft  genug 
principiell  hervorheben:  Es  heisst  noch  ist  Gerade, 
dieweil  die  Gatten  leben,  sondern  f ahrende  Habe; 
stirbt  ihrer  aber  einer,  so  ist  es  Gerade. 

III,  76,  1.  — Venn.  Ssp.  I,  13,  1.  Eisen.  R.-B.  II,  14.  Vgl.  v.  Sydow, 
Erbrecht,  S.  280.  Siegel,  Erbrecht,  S.  203  scheint  a.  M.)  Aber  aller- 
dings führt  da-  UuiBtand,  dass  bei  Auflösung  des  Beisitzes  zwei  Grade- 
rechte collidiren  können,  zu  eigenthümlicken  Bestimmungen.  Nach  Auf- 
lösung des  Beisitzes  der  Wittwe  mit  ihrem  verhciratheten  Sohne  durch 
dessen  oder  seiner  Frau  Tod  wird  auf  das  ursprüngliche  Eigenthum  recurrirt, 
so  jedoch,  dass  der  Besitz  den  Beweisvorzug  giebt,  wer  aber  besessen  habe, 
sich  danach  bestimmt.,  ob  die  Mutter  Gast  in  des  Sobnes  Geweren  ist, 
oder  umgekehrt  (Ssp.  1,  20,  § 4.  5.  7;  unklar  Verm.  Ssp.  I,  13,  1 u.  2). 
Nach  Aullösung  des  Beisitzes  des  Wittwcrs  mit  seiner  Tochter  steht  da- 
gegen deren  Recht  ohne  Wcitres  dem  der  verwittweten  zweiten  Frau 
nach  (Schspr.  bei  Böhme,  S.  139,  <;  System.  Sch.-R.  IV,  2,  15;  Kulm 

IV,  55;  Glogauer  R.-B.  32.  33).  Nur  Ausscheidung  der  Gerade  aus 
dem  Gesamtgut  sichert  unbedingt  das  Recht  anf  sie  (vgl.  dieselben 
Zeugnisse).  Der  Venn.  Ssn-  I,  13,  1,  mischt  diese  Ausnahme  in  die 
Regel  selbst  ein  und  trübt  dadurch  das  Frincip. 
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§ 45. 


Die  Bedeutung  der  Gerade  für  das  eheliche  GUterreeht. 

Ist  erwiesen,  dass  das  Recht  auf  die  Gerade  ein  Recht 
von  Todeswegen  auf  einen  sich  erst  mit  dem  Todesfall  bil- 
denden Complex  ist,  so  ist  auch  erwiesen,  dass  die  Gerade 
als  ein  solcher  Complex  während  stehender  Ehe  nicht  das 
Object  eigentliömlicher  rechtlicher  Beziehungen  und  Verhält- 
nisse bilden  kann.  Das  Eine  schliesst  eben  das  andre  aus.  Das 
eventuelle  Recht  auf  die  zukünftige  Gerade  kann  schon  während  der 
Ehe  Wirkungen  äussem,  wie  Erbrechte  nach  Deutscher  Anschau- 
ung dies  überhaupt  vermögen.  Aber  auch  das  sind  erbrecht- 
liche Wirkungen.  Andrerseits  geben  natürlich  diejenigen  Sachen, 
welche  eventuell  künftig  die  Gerade  bilden,  schon  während  der 
Ehe  das  Object  gegenwärtiger  Rechte  ab.  Sie  stehen  im  Eigen- 
thum und  Besitz  eines  der  beiden  Gatten  und  sind  auch  der 
Einwirkung  des  ehelichen  Güterrechts  ausgesetzt.  Aber  ihre 
künftige  Zugehörigkeit  zur  Gerade  alterirt  ihre  gegenwärtige 
rechtliche  Qualität  nicht.  Sie  sind  Fahrniss  wie  jede 
andere  auch  und  in  derselben  rechtlichen  Lage,  wie  auch  die 
übrige  Fahmiss  in  dem  ungezweiten  Gut  der  Eheleute. 

Die  Frage , in  wessen  Eigenthum  der  Gerade  - Complex 
während  der  Ehe  stehe,  ob  in  dem  des  Mannes  oder  in  dem 
der  Frau?  darf  daher  überhaupt  nicht  gestellt,  und  kann 
gar  nicht  beantwortet  werden.  Dagegen  ist  die  Frage,  wem 
die  einzelnen  Geradestücken  gehören,  an  sich  berechtigt,  aber 
wiederum  nicht  durch  eigenthümliche  Regeln  und  Sätze,  son- 
dern nur  durch  Hinweisung  auf  die  allgemeinen  Principien 
über  die  Fahrniss  des  ungezweiten  Guts  zu  beantworten.  Die 
Grundsätze  über  die  gänzliche  Unberührtheit  des  ehemänn- 
lichen  Vermögens  und  des  Eigenthums  des  ehe  weiblichen  durch 
die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  einerseits  und  die  in 
dieser  liegende  Verfügungsgewalt  des,  Mannes  nebst  seinem 
allgemeinen  Recht  auf  den  Erwerb  während  der  Ehe  andrer- 
seits sind  auch  für  das  Eigenthumsverhältniss  der  Geradestücke 
schlechthin  maassgebend.  Nach  ihnen  bestimmt  sich , ob  und 
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welches  von  ihnen  dem  Manne  oder  der  Frau  zuständig  ist. 
Die  Qualität  als  künftiges  Geradestück  ist  und  bleibt  dafür 
an  sich  gleichgültig. 

Der  Beweis  dieses  Satzes,  der  trotz  seines  rein  negativen 
Inhalts  für  die  richtige  Beurtheilung  des  ehelichen  Güterrechts 
von  der  allerhöchsten  Bedeutung  ist,  liegt  in  den  Ausführun- 
gen des  vorigen  Paragraphen.  So  evident  er  aber  auch  sein 
dürfte,  so  hat  man  denselben  doch  nicht  immer  beachtet. 
Man  hat  unternommen,  der  Ehefrau  an  der  Gerade  als 
solcher  das  Eigenthum  schon  während  der  Ehe  zu  vindiciren,  sich 
aber  damit  den  Blick  in  die  wahren  Verhältnisse  des  ehelichen 
Güterrechts  völlig  getrübt ').  Ein  directes  Zeugniss  wird  für 
diese  Ansicht  nicht  erbracht  u).  Es  ist  eben  keins  im  gan- 
zen Umkreis  der  Quellen  vorhanden.  Allerdings  wird  schon 
für  die  Verhältnisse  während  stehender  Ehe  der  Gerade  bis- 
weilen gedacht  *).  Allein  soweit  sie  für  diese  Zeit  als  im 
Eigenthum  der  Frau  stehend  vorausgesetzt  wird,  ist  von  ein- 
zelnen Geradestücken  die  Rede  3),  oder  es  wird  gelegentlich  des 

>)  Dies  ist  von  Hasse,  Albrkcht,  Gau  pp  nnd  Kraut  geschehen. 
Vgl.  § 42,  Anrn.  5.  Aber  während  Albrkcht  (Gewcre,  S.  262;  vgl.  S.  265. 
271  f.)  der  Frau  nur  das  Eigenthum  an  der  Universität!  als  solcher,  nicht 
aber  an  ihren  einzelnen  Bestandtheilen  zusprechen  zu  dürfen  meint,  über- 
haupt zugesteht,  dass  die  Quellen  während  der  Ehe  den  Bestand  der  Gerade 
negiren  und  seine  Ansicht  mehr  den  Werth  einer  theoretischen  Abstraction 
als  der  praktischen  Anschaunng  der  Quellen  habe  (vgl.  unten  Anin.  25), 
Hasse  (a.  a.  0.  S.  75)  den  Satz  ohne  weitere  Consequenzen  hinstellt, 
hat  Kraut  (II,  S.  357—362.  429)  die  Ansicht  in  sein  ganzes  System  ein- 
gereiht und  auch  in  dieser  Beziehung  dasselbe  auf  sehr  bedenklicher 
Grundlage  errichtet.  Dagegen  Groit  , Abhandl.  II,  S.  450,  Anm.  87  ; 
v.  Sydow,  Erbrecht,  S.  258;  Gerber,  System,  § 248,  Anm.  3. 

i»)  Die  Citate  Khaut’s  a.  a.  0.  ans  zwei  alten  Volksrechten  können 
als  solche  natürlich  ebensowenig  gelten,  wie  die  von  Albrbcht  a.  a.  0., 
S.  266  citirte  Stelle  des  Ssp.  I,  31,  2,  wo  „varende  have“  ausschliess- 
lich von  Geradestüeken  verstanden  werden  soll. 

#)  Dass  die  Frau  nach  Auflösung  der  Ehe  nach  dem  Ausdruck  der 
Quellen  „ihre“  Gerade  nimmt  (Ssp.  III,  74;  Rig.  Ridderr.  31;  Gör 
litzer  Landrecht  41,  § 9;  System.  Sch.-R.,  IV,  2,  22;  Kulm  IV,  64; 
Schspr.  bei  Wasserecfh.eben,  S.  419,  cap.  74)  beweist  natürlich  nichts. 

®)  Vgl.  die  Citate  §44,  Anm.  13,8  443,  die  aber  meist  vom  Eigenthum 
der  Frau  und  des  Mannes  sprechen,  die  gegentheilige  Ansicht  also 
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Verbots  von  Vergabungen  nur  von  dem  künftig  anfallenden  Ge- 
radecomplex  gesprochen  *).  Gerade  aus  diesem  Verbot  wird  aber 
auch  ein  indirecter  Beweis  für  die  Ansicht  der  Gegner  herzuleiten 
gesucht 5).  Allein  auch  diese  Folgerung  ist  ganz  unhaltbar. 
Der  Grund  des  Verbots  der  Vergabung  von  Gerade,  sei  es 
nun  einer  Vergabung  von  Geradestücken  unter  Lebenden  an 
den  Mann,  sei  es  einer  Vergabung  des  Geradecomplexes  auf 
den  Todesfall  an  irgend  Jemand,  ist  oben  angegeben  ®)  und  er 
beruht  ganz  eigentlich  in  der  Qualität  des  Geraderechts  als 
eines  Rechts  von  Todeswegen.  Es  giebt  in  der  That  nur 
einen,  wenigstens  scheinbaren  Grund  für  die  Annahme,  dass 
die  Ehefrau  schon  während  stehender  Ehe  Eigenthümerin  des 
gesamten  Geradecomplexes  sei:  den  nämlich,  dass  ihre  Niftel, 
doch  nur  vermöge  ihres  von  der  Frau  herzuleitenden  Erbrechts, 
einen  Erbanspruch  auf  die  Gerade  hat.  Man  kann  fragen,  wie 
hat  sie  ein  Recht  auf  letztere,  wenn  diese  nicht  Eigenthum 
der  Frau  war,  und  zwar  ein  so  ausschließliches  Recht,  dass, 
wenn  keine  Niftel  (und  kein  Pfaffe)  vorhanden,  die  Gerade 
als  herrenloses  Gut  an  den  Richter  fällt?  Ihr  Geraderecht 
scheint  nur  unter  Voraussetzung  jenes  Eigenthums  denkbar  7). 
Und  auch  die  Quellen  scheinen  sich  dieser  Voraussetzung  selbst 
nicht  zu  entziehen.  So  bei  Bestimmung  der  Niftelgerade  in 
folgenden  Stellen: 

Sachsenspiegel  I,  31,  1"): 

„Stirft  aver  dat  wif  bi  des  mannes  live,  se  ne  er  ft 
nene  varende  have  wenne  rade  unde  egen  — 
— in  den  nesten.“ 


nicht  bestätigen,  sondern  widerlegen.  Hieher  gehört  auch  der  Ausdruck 
in  dem  Schspr.  bei  Wasserschlebbn  , S.  94,  cap.  145:  „Ich  gebe  uff 
meynen  junchem  allis,  das  ich  habe,  gerade  und  ungerade  — 

«)  Vgl.  die  Stellen  § 44,  Anm.  33.  34.  35.  37 , S.  447  f. , wo  zum 
Theil  ausdrücklich  die  Gerade  als  künftig  anfallend  bezeichnet  wird. 

6)  Kraut  II,  S.  429. 

6)  § 44  Text  zu  Anm.  34  u.  35,  S.  448.  Den  letztem  Grund  erkennt 
Kraut  II,  S.  429,  Anm.  8(vgl.  auch  Alurki  ht,  S.  272.  Anm.  77t»)  selbst  an. 
i)  Auirkiht,  S.  270,  Anm.  7(>8.  Kravt  a.  a.  G. 

*)  Derselbe  Ausdruck  auch  mit  für  die  Niftelgerade  vom  ledigen 
Frauenzimmer:  Ssp.  I,  27.  Verm.  Ssp.  I,  20,  13  u.  15.  Glogauer  R.-B.  27. 
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1 1 5 , 3 : 

„De  pape  nimt  gelike  dele  der  süster  in  der  mü- 
der rade.“' 

System.  Schöff  en-Recht  IV,  2,  1 5 <J) : 

„Ist  denue  di  gerade  der  erstin  hoasvrauwi  n 
beseytgelegit  — “ (und  zwar  die  Gerade  einer  Ehefrau,  die 
deren  Anfall  gar  nicht  erlebt  hatte). 

Schöflenspruch  bei  Wasserscjileuen,  S.  426,  cap.  82 : 

„Was  — die  eliche  husfrawe  gutis  gelasin 
had,  dy  sy  bey  yres  mannes  lebin  vorererbin  mag, 
daz  hat  sy  geerbit  uf  yren  bruder  — — usgenomen 
dy  gerade,  dy  hat  sy  geerbit  uf  vre  neste 
spy  nne.  “ 10) 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  hier  überall  von  einem 
Recht  der  Ehefrau  die  Rede  ist,  in  welches  die  Niftel  suc- 
cedirt.  Dieses  Recht  könnte  nun  freilich  das  Eigenthum  an 
dem  Geradecomplex  sein.  Der  Ausdruck  in  jenen  Stellen 
wäre  mit  dieser  Auffassung  vereinbar.  Vereinbar  ist  aber  da- 
mit doch  auch  die,  dass  die  Niftel  in  den  Anspruch  der  Frau 
auf  die  Gerade  als  mortis  causa  capio,  in  ihr  E rb recht  suc- 
oedirt,  dergestalt,  dass  der  Niftel  nunmehr  das  Recht  zustehen 
soll,  welches  die  Frau  gehabt  haben  würde,  wenn  sie  den 
Mann  überlebt  hätte  10“),  — eine  Auffassung,  bei  der  nicht 
minder  wie  bei  der  andern  die  Beschränkung  der  Disposition 
während  des  Siechthums  der  Frau  und  der  Heimfall  der  Ge- 
rade an  den  Richter  erklärlich  ist.  Diese  Auffassung  wird 
aber  die  einzig  mögliche  und  richtige,  wenn  man  sich  die 
sonstige  Constructiou  des  Instituts  vergegenwärtigt,  wie  wir 
sie  oben  aus  den  Quellen  nachgewiesen  haben.  Wenn  die- 
selben so  vielfach  bezeugen,  dass  die  Gerade  während  der 


»)  Knlm  IV,  55.  Böiimb  VI,  S.  139,  «. 

10)  Das  älteste  Soestcr  St.-R.  § 4*i  (bei  Gknt.i.kk,  Stadtrechte,  S.  444) 
nennt  die  Niftelgerade  schlechthin  „rnatris  mobilia“. 

10»)  In  diesem  Sinne  spricht  z.  B.  auch  der  Ssp.  III.  38,  3 von 
einer  [möglichen]  Succession  der  Erben  der  Frau  in  ihren  Mustheil,  ob- 
wohl sie  hieran  während  der  Ehe  doch  gewiss  kein  Eigenthum  hatte. 
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Ehe  nur  die  allgemeine  Qualität  der  Fahrniss  habe  n),  wenn 
nicht  blos  öfter  von  dem  Eigenthum  des  Mannes  an  Gerade- 
stflcken  gesprochen  ’*),  sondern  die  Gerade  fast  in  allen  Quel- 
len als  ein  Erbrecht  an  des  Mannes  Vermögen  dargestellt 
wird,  in  einer  Allgemeinheit,  dass  sich  selbst  der  Zweifel  er- 
hebt, ob  die  Quellen  nicht  gerade  umgekehrt  überall  ein 
Eigenthum  des  Mannes  au  den  Geradestücken  voraussetzen  IS), 
so  muss  jeder  Zweifel  sich  erledigen  und  jeder  Schein  schwin- 
den, als  ob  die  Gerade,  sei  es  als  Complex  sei  es  in  ihren 
Bestandteilen  als  solchen , Eigenthum  der  Frau  sei.  Es  bleibt  < 
dabei:  ihr  Eigenthum  sind  nur  diejenigen  Geradestücke, 
welche  es  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Fahr- 
niss sind. 

Die  dermaleinst  in  die  Gerade  gehörigen  Gegenstände  ste- 
hen daher  auch  während  der  Ehe  unter  der  Herrschaft  der 
allgemeinen  über  die  Fahrniss  geltenden  Grundsätze.  Nir- 
gends finden  wir  für  sie  besondere  Regeln,  soweit  nicht  die 
erbrechtliche  Eigenthümlichkeit  derselben  vorauswirkt.  Ohne 
Einfluss  ist  diese  aber  allerdings  auf  die  rechtliche  Gestaltung 
des  Verhältnisses  nicht.  Vor  allen  Dingen  verhüllt  sich  unter 
ihrem  Einfluss  das  Eigenthum  der  Frau  an  ihren  Gerade- 
stficken noch  mehr  als  dies  bei  ihren  übrigen  Mobilien  der 
Fall  ist.  Wir  haben  gesehen,  wie  die  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  dem  Manne  (nicht  so  etwa  auch  seinen  Gläu- 
bigern) bezüglich  der  Fahrniss  der  Frau  Rechte  verleiht,  welche 
ihr  Eigenthum  dergestalt  erschöpfen , dass  dieses  sich  fast  nur 
noch  darin  manifestirt,  dass  die  Sache  mit  Auflösung  der 
Ehe  ipso  jure  bei  der  Frau  als  Eigenthümerin  verbleibt.  Bei 
den  Geradebestandtbeilen  tritt  nun  aber  auch  diese  Wirkung 
des  Eigenthums  nicht  mehr  hervor,  weil  die  Rechte  der  Frau 
nicht  auf  ihrem  Eigenthum,  sondern  auf  ihrem  Erbrecht  be- 
ruhen. Auf  diesem,  nicht  auf  jenem  basirt  auch  die  eigen- 
thümliche  Befreiung  der  Gerade  von  der  Haftung  für  die  vom 

ll)  Vgl.  oben  § 44  za  Aura.  7 f.,  S.  440. 

ls)  Vgl.  mehrere  Stellen  in  § 44,  Anra.  13,  S.  443  a.  Weisth.  v. 
1235,  § 25. 

>*)  Vgl.  oben  § 44  zu  Anm.  9 f.,  S.  441. 
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Manne  gewirkten  Schulden  ; die  Nichthaftung  während  der 
Ehe  war  aber  überhaupt  rücksichtlich  aller  Falirniss  bei  der 
absoluten  Verfügungsgewalt  des  Mannes  und  der  strengen  Per- 
sonal-Exeeution  des  Deutschen  Rechts  von  mehr  principieller 
als  praktischer  Bedeutung.  Die  unvermeidliche  Folge  dieser 
Sachlage  ist,  dass  nur  in  besondern  Fällen  (z.  B.  bei  den 
Vergabungen  Seitens  der  Frau)  Anlass  war,  das  Eigenthum 
der  Frau  an  den  ihr  gehörigen  Geradestücken  hervorzuheben  ,4) 
und  bei  der  juristischen  Behandlung  der  Gerade  zwischen  bei- 
der Gatten  Eigenthum  zu  unterscheiden.  Dass  man  darum 
aber  doch  principiell  an  der  innem  Geschiedenheit  beider 
Geradebestaudtheile  festhielt , lehrt  die  bisherige  Dar- 
stellung. 

Das  Verhältniss  der  dem  Manne  gehörigen  Geradestücke 
bleibt  durch  die  Eingehung  der  Ehe  natürlich  unverändert. 
Dagegen  nimmt  er  die  der  Frau  in  seine  Gewcre  zu  rechter 
Vormundschaft.  In  Folge  davon  kann  die  Frau  über  sie  nicht 
einseitig  wirksam  verfügen  15).  Vielmehr  hat  sic  der  Mann 
wie  andere  Fahrniss  im  Besitz,  in  Nutzung  und  unbeschränkter 
Gewalt. 

„ — hot  der  man  di  gerade  mit  der  andim  vrauwin  in 
nuccze  und  in  erbeit  gehabit  und  bederbit  — “ 
sagt  das  System.  Schöffen-Reeht  zur  Bezeichnung  der  Gewere 
des  Mannes  im  Gegensatz  zu  der  nicht  darin  befindlichen  „be- 
seyt  gelegiten“  Gerade  16).  Der  Erwerb  von  geradeartiger 
Fahrniss  während  der  Ehe,  gleichviel  ob  von  Seiten  des  Man- 
nes oder  der  Frau  bewirkt,  fällt  dem  Manne  zu  17).  Dieser 

u)  Daher  die  oben  besprochne  Neigung  der  Quellen,  die  Gerade  vor- 
wiegend als  ein  Erbrecht  an  «Ich  Mannes  Gut  darzustellcn. 

lt>)  lieber  d.  System.  Scb.-R.  IV,  2,  (57  a.  E.  = Kulm  III,  153; 
Polmann,  Dist.  V,  G,  11  vgl.  § 23,  Am».  15»,  S.  242  u.  § 38,  Anm.  5, 
S.  373. 

>6)  IV,  2,  15.  Kulm  IV,  55.  Es  ist  sichtlich  von  allem  Gerade- 
artigen in  dem  nn^ezweiten  Gut  die  Rede,  wenn  es  zunächst  auch  nur 
auf  die  aus  der  vorigen  Ehe  noch  vorhandene  Gerade  ankoitmt.  Eine 
ähnliche  Bezeichnung  der  Gewere  des  Mannes  an  den  Geradestücken  der 
Frau  in  der  Stelle  aus  Wcrji’s  Stadtrechtsb.,  § 43  zu  Anm.  22,  S.  435. 

>7)  § 28,  S.  282  f. 
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disponirt  über  Geradestücke  der  Frau  gerade  so  wie  über  seine 
eignen  nach  völlig  freiem  Ermessen.  Die  Quellen  unterschei- 
den nicht,  wem  von  beiden  Gatten  das  Eigenthum  mi steht, 
wenn  sie  dem  Manne  das  Recht  zur  Veräusserung  oder  sonsti- 
gen Disposition  zuspreehen,  oder  dieses  Recht  stillschweigend 
voraussetzen,  indem  sie  die  Wirksamkeit  schlechthin  aner- 
kennen **).  Diese  Bestimmungen  geben  einen  neuen  Beweis 
für  des  Mannes  Befugniss,  frei  über  die  Fahrniss  der  Frau 
zu  disponiren,  während  der  Grundsatz,  dass  er  nicht  etwa 
Ersatz  zu  leisten  braucht  lur  die  veräusserten  Geradestücke, 
auf  ihrer  eigenthümlichen  Natur  als  lediglich  erbrechtlicher 
Vortheil  beruht.  Dieser  Natur  verdanken  auch  die  eigenthüm- 
licben  Beschränkungen  des  Veräusserungsreehts  des  Mannes 
ihren  Ursprung,  welche  wir  oben  1U)  berührt  haben:  die  Un- 
zulässigkeit der  Veräusserung  unter  Ehegatten  und  der  Ver- 
gabung auf  den  Todesfall , resp.  auf  dem  Siechbett  überhaupt 
Endlich  beruht  auf  demselben  Grunde  die  eigenthümliche  Ord- 
nung der  Schuldhaftung  im  Betreff  der  Gerade.  Nach  dem 
Anfall  ist  der  gesamte  Geradecomplex , wie  wir  gesehen  ha- 
ben s0),  von  der  Haftung  für  die  vom  Manne  gewirkten  Schul- 
den absolut  befreit,  gleichviel  aus  wessen  Vermögen  die  Be- 
staudtheile  jenes  Complexes  stammen.  Während  der  Ehe 
haften  dagegen  die  dem  Manne  gehörigen  unbedingt.  Der 
Moment  des  Todes  des  einen  oder  andern  Gatten  entscheidet 
daher  über  die  Haftbarkeit.  War  die  Abpfändung  bereits  vor 
jenem  Moment  zu  Gunsten  der  Gläubiger  wirksam  erfolgt, 
so  haftete  ihnen  das  Gut,  andernfalls  war  es  frei.  Dies 
ist  die  ganz  consequente  Entscheidung  folgenden  Schöffen- 
spruches **) : ' 

„Eyne  frawe  hat  gehabt  einen  man,  der  ist  abetron- 
nig  wurden,  domoch  do  bekomerten  die  glewber  im 
alle  sein  gut  farnde  und  uufarende  cynen  dingetag  den 

lf!)  Vgl.  § 44  zu  Anm.  29  n.  31,  S.  477.  * 

*9)  § 44,  Anm.  32  — 3ö  das 
*»)  § 44,  Anm.  39,  S.  449. 

'-•)  Hei  Gacit,  Schlesisches  I.undr.,  S.  259  aus  der  Brest  Samml. 
Magdcb.  Schspr. 
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andirn  und  den  dritten.  Indess  ging  derselben  frawen 
man  abe  von  tod^swegen,  do  sperreten  die  schuldiger 
uff  der  fmwen  gerade , do  freiete  die  frawe  ire  gerade  — 
also  als  sie  In  nicht  globt  hatte.“ 

Das  Recht: 

„Silit  die  clagen  czu  des  aberunstigen  maunes  erbe 
und  gute  bey  seynem  lebende  beteidigit  sin,  die  weile 
das  er  lebete  czu  dren  dingetageu  nicht  uz  geclaget, 
so  ne  mögen  die  clagen  seiner  elichen  husfrawen  an  irer 
rade  — nicht  schedlich  sein,  wente  sie  en  is  von  der 
gerade  nicht  pflichtig  ires  mannes  schulde  zu  gelden, 
der  se  nicht  gelobit  hat.“ 

Ob  man  eine  Haftung  der  der  Frau  selbst  gehörigen  Gerade- 
stücke während  stehender  Ehe  statuirte , wird  nirgends  aus- 
drücklich entschieden.  Der  obige  Schöffenspruch  spricht 
nur  von  des  Mannes  Gut  und,  da  der  Frau  Fahrniss  über- 
haupt nicht  von  seinen  Gläubigern  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  so  muss  das  auch  von  ihr  gelten,  soweit  sie 
eventuell  in  den  Geradecomplex  gehört.  Dagegen  haltet  die- 
selbe für  die  von  der  Frau  gültig  gewirkten  Schulden  22). 

Nach  diesem  Allen  ist  die  Gerade  formell  für  das  eheliche 
Güterverhfiltniss  von  keinem  weitern  Einfluss,  als  soweit  ihr 
solcher  kraft  ihrer  erbrechtlichen  Natur  überhaupt  zukommen 
kann.  Ihre  materielle  Bedeutung  für  dasselbe  ist  aber  unver- 
kennbar und  bereits  nachgewiesen  s3).  Durch  die  Gerade 
nimmt  die  Wittwe  oder  ihre  Erbin  Tbeil  an  dem  Re- 
sultate der  gemeinschaftlichen  Wirthsehaft.  wie  sie  im  Lauf 
des  ganzen  ehelichen  Lebens  geführt  worden  ist.  Sie  erhält 
durch  sie  ihre  Aussteuer  und  was  an  Dingen  dieser  Art  in 
Folge  von  Schenkung  oder  Erbschaft  (Niftelgerade)  später  noch 
hinzugekommen  ist,  zurück,  und  damit,  abgesehen  von  Geld 
und  Kapital,  den  für  sie  werth vollsten  Tbeil  ihrer  eiuge- 

22)  Ausdrücklich  weist  darauf  der  lieschränkende  Schlusssatz  des 
allegirten  Sclispr.  hin:  „der  so  nicht  gelobit  hat“.  Aehniidi  System. 
Kch.-K.  DI,  2,  91. Vgl.  oben  § 39,  Anm.  38,  S.  398  u.  § 38,  Anra.  10b,  S.  3Yf>. 

23 ) Vgl.  § 28  n 34.  Vgl.  Fi.vfLBR,  De  oblig.  tu.,  p.  48  f. 
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brachten  Fahrniss  — in  älterer  Zeit  gewiss  oft  ihr  gesamtes 
bewegliches  Einbringen  *4).  Sie  erhält  dasselbe  aber , wie  es 
unter  den  Händen  der  Eheleute  im  gemeinschaftlichen  Haus- 
halt geworden  ist.  Wenn  auch  mancherlei  im  Laufe  der  Jahre 
abgenutzt , verbraucht . verloren , veräussert  sein  mag , sie  ge- 
winnt dafür  auch,  was  zur  Instandhaltung  aufgewendet,  was 
zum  Ersatz,  zur  Ergänzung,  zur  Verbesserung  angeschafft 
worden  — sei  es  nun  aus  des  Mannes  oder  aus  ihren  Mitteln. 
Wir  haben  schon  ausgefuhrt  (§  34),  wie  die  Gerade  auf  diese 
Weise  zum  ungefähren  Acquivalent  für  den  Abgang  an  den 
Illaten  während  der  Ehe  wurde.  Die  Geradeverzeichnisse  wie 
die  spätere  Tendenz  zur  Beschränkung  der  Gerade  bezeugen, 
wie  man  die  Frau  als  reichlich  damit  abgefunden  ansehen 
konnte  *5).  Freilich  wird  das  Recht  auf  die  Gerade  in  den 
Quellen  nirgends  als  eine  Rücknahme  der  Aussteuer  auch  nur 
der  universitas  aufgefasst.  Formell  war  sie  das  eben  nicht 
und  auch  materiell  waltete  dabei  noch  ein  andrer  Gesichts- 
punkt ob,  der  in  den  Quellen  mehr  hervortritt.  Wir  haben 
schon  gesehen  (§  2>),  wie  in  der  Gerade  eine  Betheiligung 
der  Wittwe  an  dem  Erwerbe  während  der  Ehe  lag.  Sie  um- 
fasste den  Kreis  von  Sachen , die  den  Gegenstand  gerade  ihrer 
Thätigkeit,  Geschicklichkeit  und  ihres  Fleisses  bildeten,  die. 
wie  Nicolaus  Wurm  sagt,  „an  der  Frau  sonderlich  Geschäfte 
liegen , dass  sie  dazu  desto  grössere  Fleiss  und  Sorgfalt  haben 
sollte“.  Was  sie  in  dieser  ihrer  ganz  eignen  Sphäre  in  den 
Jahren  der  Ehe  geschafft  und  erworben,  das  sichert  ihr  oder 


24)  So  noch  in  d.  Schspr.  der  Glosse  z.  Weichb..  Art.  23  (Ausg. 
v.  Zobei.,  fol.  4fik  a E.):  „mein  weib,  di  sonst  nichts  sonderlichs  ge- 

habt hat  denn  gerade  “ (derselbe  Sinn  aber  nicht  betont  im  Text  bei 
v.  Daniei.s,  S.  2S9.  «4 

M)  ln  diesem  materiellen  — Sinne  lässt  sich  auch  gegen  Ar.- 
iirecht's  (Gewere,  S.  271  f. : vgl.  oben  Anm.  1)  Ansicht  nichts  einwenden, 
welcher  der  Frau  während  der  Ehe  das  Eigenthnm  nicht  an  der  Summe 
der  einzelnen  Geradestficke,  wohl  aber  an  der  sich  stets  ändernden  utiirer- 
n'tiis  beilegt,  das  jedoch  erst  mit  Beendigung  der  Ehe  Oberhaupt  zu 
praktischer  Wirksamkeit  gedeihe. 
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ihrer  Erbin  das  Recht  auf  die  Gerade.  Der  Mann  ist  ja 
freilich  der  eigentliche  Erwerber  auf  dem  Markte  des  Lebens, 
aber  in  dem  engem  Kreise  der  häuslichen  Wirthschaft  ge- 
währt die  Gerade  auch  der  Frau  den  Lohn  für  ihre  Arbeit, 
ihre  Thätigkeit  und  Sparsamkeit , und  sie  sichert  ihr  denselben 
ohne  die  Einheit  des  Haushalts  zu  gefährden  und  ohne  das 
innige  Verhältniss  der  Gatten  durch  eine  formelle  Abgren- 
zung ihrer  Rechte  beim  Erwerbe  während  der  Ehe  zu  stören. 

So  bildete  die  Gerade,  obwohl  juristisch  lediglich  als  ein 
erbrechtlicher  Vortheil  formalisirt,  materiell  ein  unentbehr- 
liches Supplement  im  ursprünglichen  System  des  Sächsischen  • 
ehelichen  Güterrechts. 


II.  Der  Mustheil '). 

W i 1 1 w e n g e r a d e und  I,  i p n a h r e. 

§ 46. 

Wie  die  Gerade,  so  ist  auch  der  Mustheil  ein  der  Wittwe  beim 
Tode  des  Mannes  zukommender  erbrechtlicher  Vortheil. 
Die  Behandlung  beider  ist  eine  analoge.  Beide  Vortheile 
kommen  der  Wittwe  von  Rechtswegen,  nicht  erst  vermöge  beson- 
dern  vertragsmässigen  Acts  zu,  „von  beschribenen  nicht  von 
gegebenen  rechte"“1).  Auch  das  Recht  auf  den  Mustheil  be- 
gründet nur  eine  Sigularsuccession , die  einen  Antheil  an 
den  auf  dem  Nachlass  ruhenden  Schulden  nicht  mit  über- 
trägt *).  Auch  der  den  Inhalt  des  Mustheils  bildende  Com- 

i)  Homkyeb,  Der  Dreissigste:  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1864,  S.  256  f. 
Sibgkl,  Erbr.  § 28.  v.  Mautitz,  S.  1Ü6  f. 

lm)  Schspr.  bei  W assbbsc’Hlkbkn,  S.  415,  cap.  68. 

*)  S»p.  I,  6,  2.  Schspr.  bei  Wasskhschlkbkn  , S.  207,  cap.  65e: 
„ — Musteile . do  von  darrt'  sic  keyne  schulde  helffin  geldin.  “ Schspr. 
bei  demselben  Erbfolge-Princip,  S.  184:  „ — die  helffte  an  der  musteil 
und  von  dissen  stucken  darrt*  sy  keyne  schult  helfen  betzalenn.  *•  A.  M. 
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plox  erwächst , wie  die  weitere  Darstellung  ergehen  wird,  aus 
dem  gesamten , in  der  Ehe  vereinigten  Gut  beider  Gatten. 
Der  Moment  der  Zweiung  entscheidet  über  seinen  Bestand, 
wie  über  den  der  Gerade  — sei  es  nun,  dass  die  Zweiung 
sofort  beim  Tode  des  Mannes,  resp.  am  30«ten  Tag  nach  dem- 
selben erfolgt,  sei  es,  dass  sie  in  Folge  des  Beisitzes  erst 
später  eintritt.  Das  Recht  ist  bedingt  durch  den  Tod  des 
Mannes,  also  lediglich  ein  erbrechtlicher  Vortheil  der 
Wittwe.  Aber  auch  dieser  Vortheil  wird  wie  die  Gerade 
in  analoger  Weise  der  geschiedneu  Frau  zugestanden  3).  Völ- 
lig parallel  läuft  indessen  die  Behandlung  beider  Institute 
keineswegs.  Einmal  fehlt  beim  Mustheil  völlig  die  Analogie 
der  Niftelgerade.  Bei  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  der 
Frau  besteht  kein  Recht  auf  den  Mustheil  4).  Dieser  hat  aber 
überhaupt  mehr  Bedeutung  für  die  landrechtlichen  Verhält- 
nisse. Zwar  schwanken  die  Quellen  weniptens  später,  ob  er 
auch  der  Wittwe  des  Bauern  zustehe5);  überall  aber  kommt 
er  der  des  Ritters  zu,  und  im  Stande  des  niedern  Adels  hat 
sich  das  Institut  in  den  Ländern  Sächsischen  Rechts  ziemlich 
in  den  alten  Formen  bis  zum  Anfänge  dieses  Jahrhunderts 
erhalten.  Dagegen  musste  es  seiner  Anlage  nach  den  städ- 
tischen Verhältnissen  weniger  entsprechen.  Nun  ist  es  zwar 
dem  gemeinen  Weichbild  nicht  gradezu  fremd,  aber  nicht 
blos,  dass  es  ihm  weniger  geläufig  ist,  es  erscheint  auch  schon 
frühzeitig  wesentlich  umgestaltet  und  ist  bald  völlig  ver- 
schwunden. In  den  städtischen  Particulavreohteu  wird  es 


ist  auch  hinsichtlich  des  Mustheils  v.  Mautitz.  Vgl.  darüber  oben  § 39, 
Anm.  12,  S.  387. 

s)  Ssp.  III,  74. 

■*)  Ssp.  III,  38,  3.  Vorm.  Ssp.  I,  35,  2:  „Musdcle  unde  inorgen- 
gave  ne  erft  non  wif  bi  ires  luanncs  live,  sie  ne  bebbe  se  untvangen  na 
ires  mannes  dode. " ' 

ft)  Görlitzer  Landr.  38,  § 4 : .,  Unde  daz  halbe  teil  an  corne  unde 
an  spise,  daz  behaldin  der  riter  witewin  unde  niht  der  gebnre". 
Dagegen  bemerkt  ein  Schspr.  bei  Wasskrsciii.eben,  S.  418,  cap.  74: 
„ Dörnach  teilin  sy  mit  ir  daz  uinsteil  — — wenne  daz  recht  ist  den 
herren  also  wol  gegebin,  also  den  armen  leuthen.“ 
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kaum  irgendwo  nachweisbar  sein,  während  das  Süddeutsche 
gemeine  Recht  es  kennt,  es  aber  bei  seiner  Erbfolgeordnung  nur 
nach  unbeerbter  Ehe  zur  Geltung  kommen  lassen  kann  ®).  Das 
Gebiet  seiner  Geltung  ist  daher  in  Sachsen  ein  viel  beschränk- 
teres als  das  der  Gerade,  der  Gang  seiner  Entwickelung  ein 
andrer  als  bei  dieser.  So  ist  denn  auch  seine  Bedeutung  für 
das  eheliche  Güterrecht  von  geringerem  Umfang  als  die  der 
Gerade.  Indessen  bildet  doch  auch  der  Mustheil  im  Land- 
recht  eine  sehr  wesentliche  Ergänzung  des  ganzen  Systems, 
ohne  welche  dasselbe  nicht  völlig  gewürdigt  werden  kann. 
Nur  beschafft  auch  hier  das  Erbrecht  die  materielle  Er- 
gänzung für  die  Ordnung  des  Güterrechts  unter  Lebenden,  in 
welcher  der  juristischen  Form  nach  der  Mustheil  sowenig  eine 
Stolle  findet  als  die  Gerade. 

Sobald  sich  nach  dem  Tode  des  Mannes  das  ungezweite 
Gut  löst,  also  am  Dreissigsten  ')  oder  erst  nach  Beendigung 
des  Beisitzes  **),  nimmt  die  Wittwe  nach  Landrecht  die  Hälfte 
der  gesamten  Hofspeise  (cibaria),  ihren  Speise-  oder  Mustheil a), 
zu  freiem  vererblichem  Eigenthum  10).  Dieser  umfasst  also, 
wie  schon  der  Name  leint,  die  Hälfte  der  vorhandenen  Con- 
sumptibilieu.  Die  altern  Quellen  begnügen  sich  mit  der  all- 
gemeinen Bezeichnung,  indem  sie  nur  ausdrücklich  die  Mast- 
schweine (sc.  zur  Hälfte)  als  einzurechnen  hervorhebeu  10"). 
Spätere  Quellen,  namentlich  das  Stück  vom  Mustheil  u),  geben 
Mustheil-Verzeiclmisse,  wie  sie  Gerade-Verzeichuisse  geben  **). 

®)  Dsp.  27.  Behwsp.  25.  Kcpkbcht's  Rechteb.  1,  22.  Vgl.  unten. 

J)  Vgl.  Schspr.  bei  Wakskuschlkbkn,  S.  418,  eap.  74.  Ueber  <1. 
Dreissigsten  vgl.  be».  Hokeykh  a.  a.  U. ; v.  AIapti'i  ■/,  8.  104  f.  328  f. 

*)  Vgl.  die  im  § 44,  Anm.  41,  S.  45!)  aliegirten  Zeugnisse,  welche 
bierin  Wittwengerade  und  Mustbeil  ganz  parallel  behandeln. 

9)  Vgl.  Hai.tacs  s.  v.  Mus. 

10)  Arg.  Ssp.  III,  38,  3 a.  E.  Vgl.  Anm.  4. 

lu*)  Ssp.  1,  24,  2;  1,  22,  3.  .Schlesisch.  Landr.  41,  45. 

11)  Ausg.  v.  Wilda  itn  Rhein.  Mus.  VII,  S.  288  — 291.  Ebenso  im 
Rigischen  Kidderr.,  cap.  28  — 32  (vgl.  eap.  231)  und  im  Anhang  zum 
Goslar'schen  Stadtr.  bei  IJbi  ns.  Beitr.,  S.  171  — 173. 

nt)  St.  v.  Mustbeil:  „To  dem  uiösdeile  hord  alle  de  spise,  de  de 
dode  man  in  Binen  weren  hadde,  eder  jenich  man  van  einer  wegene  an 
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Nach  diesen  umfasst  der  Mustheil  alle  [hälftigen]  Vorräthe 
fQr  Küclie  und  Keller,  zu  denen  man  die  Mastschweine,  auch 
wenn  sie  noch  nicht  geschlachtet  waren,  mitrechnete.  Dies 
ist  wohl  der  ursprünglich  angenommene  Complex.  Schon 
frühzeitig  aber  fand  er  seine  Erweiterung  durch  Hinzurech- 
nung der  Vorräthe  in  Speicher  und  Scheunen  an  Roggen  und 
Waizen  (nicht  an  Hafer  und  Gerste)  IS),  und  in  diesem  Um- 
fang hat  er  sich  bis  zu  seiner  völligen  Aufhebung  erhalten  **). 
In  dem  weitem  wie  in  dem  engem  Umfang  begreift  er  aber 
alle  Objecte  seiner  Qualität,  mögen  sie  dem  einen  oder  dem 
andern  Gatten  gehören  If’),  mögen  sie  von  diesen  selbst  in  der 


husen  eder  an  hoven,  bi  namen:  alle  vleisch  gedodct,  grüne,  drogc,  smer. 
siiia.lt.  al  gebacken  brod,  allerleye  drank.  alle  kokeuspise,  erwete,  honen, 
grutte,  maen,  hcnp,  senp,  viache,  haringe,  stockvische,  bukkinge,  bottere, 
eyere,  keae,  alle  molken,  cley,  cipollen,  knovlock,  röven,  alle  affgehroken 
ovest,  alle  kriide,  genialen  eder  gebroken,  honieh,  lactuarium,  vigen,  rosin, 
inandeln,  ns,  nn  alle  dat  men  meinliken  eten  eder  drinken  mach,  ro  eder 
gekoket,  dat  men  nicht  nth  der  erde  gr&ven  ne  derf  eder  van  bomen 
breken,  eder  doden  un  dar  en  boven  alle  maste  swin.  Nicht  mer  hord 
to  dem  mosdeile,  wen  dat  hir  benemet  ist.“  Damit  stimmt  an  sich  im 
Wesentlichen  die  Aufzählung  im  Venn.  Ssp.  I,  10,  1.  Pölmann  IX,  6,4. 
Glosse  z.  Ssp.,  Art.  22. 

13)  So  schon  im  Görlitzer  Landr.,  cap.  38,  g 4 : ,,  — nnde  daz  halbe 
teil  an  eorne  und  an  spise.  “ Schspr.  bei  Wasskrschleben  , S.  207. 
cap.  05  c:  „Alle  das  kom,  das  ewir  vettir  yn  den  schnnen  adir  uff  den 
salern  yn  allen  seynen  vorwerckin  gelassen  hail  — — das  volget  der 
frawen  die  helifte  zcu  Musteile  — . Und  die  andir  helffte  des  koms  und  alle 
erste  und  halfir  und  dorczu  die  sähet  uff  dem  felde  gehört  allis  czu  den 
erbin  — . “ Ebenso  Schspr.  bei  demselben  Princip  der  Erbfolge,  S.  183 
und  S.  178  f.  Schspr.  im  Anhang  der  Zohki. 'sehen  Ausgabe  des  Weich- 
bilds v.  1557,  fol.  129  k und  zur  Ausgabe  des  Ssp.  v.  Zobel,  fol.  534. 
Glosse  z.  Lehnr.,  Art.  56:  „ — musteil  d.  i.  alle  hovespeis,  fleisch  ge- 
salzen und  ungesalzen,  seitenfleisch  — alles  getrank,  es  sei  meht  oder 
hier,  körn,  arbeis  etc.“ 

n)  Const.  Aug.  III,  34  — 36.  Vgl.  Schlkttkr,  Die  August.  Constit. 
v.  1572,  S.  245.  Gothaische  Neue  Beif.  zur  Landesordn.  von  1778, 
cap.  111,  4,  § 3. 

16|  Schspr.  bei  Wasskkschusbkn,  Princip  der  Erbfolge,  S.  179:  „was 
denn  der  erbar  mau  an  sulchen  --  stucken  mit  seyner  elichen  husz- 
frauvren  gehabt  — “. 
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Wirthschaft  producirt  oder  angeschafft  sein.  Es  wird  in  diesen 
Beziehungen  nirgends  ein  Unterschied  gemacht , vielmehr  viel- 
fach hervorgehoben , dass  Alles  hineinfällt,  was  sich  im  ent- 
scheidenden Moment  in  der  Gewere  des  Mannes  befindet, 
sei  es  dass  er  sie  persönlich  oder  durch  einen  Vertreter  (z.  B. 
Verwalter)  ausübt l6).  Aber  in  der  Gewere  muss  es  noch  sein : 
für  das  vom  Manne  Veräusserte  findet  auch  hier  ein  Ersatz 
nicht  statt.  Die  Veräusserung  des  Mannes  hat  die  Frau  un- 
bedingt gelten  zu  lassen,  namentlich  das  verpfändete  Stück 
einzulösen,  auch  hier  wie  bei  der  Gerade  ohne  dass  zwischen  dem 
Eigenthum  des  Mannes  oder  der  Frau  unterschieden  würde  n). 
Es  ist  dies  wie  bei  der  Gerade  die  natürliche  Consequenz  der 
erbrechtlichen  Natur  des  Rechts. 

Eben  dieser  seiner  Natur  wegen  lässt  auch  er  das  Güter- 
verhältniss  während  der  Ehe  völlig  unberührt.  Seine  mate- 
rielle Bedeutung  für  dasselbe  liegt  aber  am  Tage.  Er  ver- 
schafft in  der  Form  einer  mortis  causa  cajrio  der  Ehefrau 
ihren  gleichen  Antheil  an  dem , was  in  der  Wirthschaft  und 
für  dieselbe  geschafft  worden  war  an  Vorräthen  für  Küche, 
Keller  und  Speicher.  Hatte  die  Frau  sie  doch  mit  erarbeitet 
und  mit  erspart , hatte  sie  während  der  Ehe  doch  am  Genuss 
ihren  Theil  gehabt:  sie  sollte  nun  nicht  wegen  des  Todes  des 
Gatten  von  den  noch  vorhandenen  Vorräthen  mit  leeren  Hän- 
den scheiden.  Die  Einheit  der  Wirthschaft,  die  Gemeinsam- 
_keit  der  Arbeit  wirkt  in  diesem  Rechte  der  Wittwe  nach. 
Zwar  mag  es  ihr  auch  einen  Ersatz  für  etwa  eingebrachte 
Consumptibilien  bieten;  der  eigentlich  leitende  Gedanke  dabei 


16)  Ssp.  1,  22,  § 3:  „ — alle  hovede  spiee , die  ua  dem  drittegesten 
overblift  in  jewelkeme  hove  ir*  manne*  oder  svar  he  se  hadde  binnen 
sinen  geweren.  “ St.  v.  Mustheil : „ — de  de  dode  man  in  sinen  weren 
hadde , eder  jenich  man  von  siner  wegen  an  husen  oder  an  hoven.  “ 
Ebenso  die  meisten  Anm.  13  citirten  Stellen.  — Gewere  im  Sinne  von 
Hans  und  Hof  und  im  Sinne  von  Besitz  coincidiren  hier  wie  so  oft. 

n)  Ssp.  I,  24,  4 bezieht  sich  anch  auf  den  Mustheil.  Ausdrücklich 
im  Stück  v.  Mustheil:  „Wat  beerwede,  mussdeles,  mnrgengave,  gerade 
vörsat  was  by  des  manne*  live,  dat  löse  he,  deine  dat  böret,  vfft,  he 
wille“.  Vgl.  § 44,  Anm.  31,  S.  447. 

Agrl  cola,  Gewere  z.  r.  V.  30 
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ist  die  Betheiligung  der  Frau  an  dem  bereits  gewonnenen  1S) 
Ertrag  der  gesamten  Gutswirthschaft,  am  Ertrag  des  Hofs 
und  der  Ställe , des  Gartens  und  der  Flur.  Der  Mann  ist  es, 
der  diesen  Ertrag  dem  ganzen  Systeme  nach  erwirbt.  Er  ist 
Eigenthümer  während  der  Ehe  und  bleibt  es,  wenn  er  die 
Frau  überlebt.  Seinen  Erben  gegenüber  tritt  aber  das  An- 
recht der  Frau  auf  einen  Antheil  und  zwar  auf  den  gleichen 
Antheil  hervor  und  realisirt  sich  in  der  Form  eines  Erbrechts 
— eines  Erbrechts,  das  sie,  indem  es  einen  grossen  Theil 
der  ganzen  Gutsrente  umfasst,  dem  Resultate  nach  am  Frucht- 
genuss sehr  erheblich  participiren  lässt.  Die  Hälfte  von  all' 
dem  Korn,  das  der  Mann  in  Scheunen  und  Speichern,  in 
allen  seinen  Vorwerken  gelassen,  gebührt  der  Wittwe,  sagt 
der  Anm.  13  allegirte  Schöffenspruch  und  fügt  bei:  „is  sevn 
tausend  scheffil  mynner  adir  meir  “.  Wie  die  Gerade  so  gleicht 
auch  der  Mustheil  in  seinem,  allerdings  engem  Bereiche  die 
Härte  aus,  welche  das  ausschliessliche  Recht  des  Mannes  auf 
Erwerb  und  Genuss  mit  sich  brachte  19). 

Dieser  Gedanke  hatte  aber  allerdings  nur  da  seine  volle 
Berechtigung,  wo  die  Thätigkeit  beider  Gatten  gerade  auf 
einen  solchen  Ertrag  von  der  ländlichen  Wirthschaft  abzielte 
und  dabei  doch  dieser  Erwerb  vorzugsweise  für  das  eigne  Be- 
dürfniss,  nicht  für  die  Verwerthung  durch  Handel  und  Um- 
satz erfolgte.  Denn  wo  dies  der  Zweck  war.  wo  die 
Gegenstände  des  Mustheils  als  Object  des  Gewerbes  des  Man- 
nes erschienen,  da  gehörten  sie  (wie  dasselbe  bei  der  Gerade 
galt)  nicht  zum  Mustheil  iU).  Seine  eigentliche  Bedeutung 
hatte  dieser  daher  nur  im  Landrecht.  Auch  hier  suchen  schon 
einzelne  Quellen,  wohl  gerade  um  die  Anwendung  auf  Fälle 


18)  Die  nocb  nicht  gewonnenen  Früchte:  die  Saat  auf  dem  Halm, 
fallen  nicht  in  den  Maatheil.  Vgl.  Schspr.  bei  Wasskbsc  hlkbp.n  . S.  207. 
cap.  65 c.  Vgl.  Anm.  13,  8.  464. 

Vgl.  § 28  u.  34. 

*»)  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  24  bei  v.  Daniels,  S.  297,  »o  f.  : 
„ — wenn  der  frouwen  man  zo  gewest  ist , das  er  sich  der  vorgenanten 
sachen  und  stucken  (durch  feilen  kouff  oder  sonst : Zobkj.)  irneron  rauste, 
so  ist  alles  erbe.“ 
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gewerblicher  Production  auszuschliessen , den  Mustheil  auf 
einen  Jahresbedarf  zu  beschränken  **).  Im  Weichbildrecht 
hat  man  aber  nicht  blos  diese  Beschränkung  **) , sondern  kann 
ihm  überhaupt  auf  der  Basis  andrer  Verhältnisse  nicht  das- 
selbe Gewicht  beilegen,  ist  vielmehr,  soweit  man  ihn  über- 
haupt annimmt,  geneigt,  ihn  unter  einem  andern  Gesichts- 
punkt aufzufassen.  ,.  . „ i • 

Die  älteste  uus  bekannte  Form  des  Magdeburger  Stadt- 
rechts, das  Hallp’sphe  Weisthum  von  1235,  lässt  freilich  vor- 
aussetzen , dass  das  Institut  ursprünglich  auch  nach  Weichbild 
in  der  landrechtlichen  Weise  Geltung  hatte  *3).  Keine  der 
späteren  Schlesisch  - Preussischen  Quellen  des  Magdeburger 
Rechts  gedenkt  dagegen  des  Instituts:  weder  die  Weisthümer 5)4 ) 
noch  das  Systematische  Schöffe:  irecht,  der  Kulm  oder  die  Magde- 
burger Fragen  Ji),  noch  endlich  die  verschiednen  Sammlungen 
von  Schöffensprüchen  “).  Dagegen  giebt  das  Magdeburger 
Weichbild  mit  der  Glosse  der  Wittwe  allerdings  das  Recht 
auf  den  Mustheil,  versteht  aber  hierunter  etwas  Andres  als 
das  Landrecht.  Die  Wittwe  erhält  nämlich  als  solchen  nur 
die  Hälfte  der  gesamten  auf  ihrem  Leibzuchtsgut  gezognen 
und  vorhandnen  Hofspeise  und  auch  diese  nur,  soweit  sie 
etwa  für  einen  Jahresbedarf  ausreicht  *7).  Wir  haben  hierin 

*1)  Venu.  Ssp.  1,  10,  1.  , 

**)  Yerm.  S«p.  1,  10,  2. 

**)  § 43:  „ — omnia  spcctantia  ad  cibaria,  quod  dicitur  Musteil,  > 
tricesimo  peracto,  medietas  ad  hcreditatoni , medietas  ad  jus,  quod  Rade 
dicitur,  (spectat).“  Vgl.  § 43,  Anm.  12  a.  E.,  8.  432. 

*4)  So  die  von  1261,  1295  und  1304.  Letzteres  lehnt  da«  Recht 
vielmehr  ausdrücklich  ab,  indem  es  § 34  „körn  unde  vleisch  unde  hier 
unde  win“,  zum  Theil  von  Alters  her  Objecte  des  Mustheils,  ohne  Ein- 
schränkung zum  Erbe  zählt.  ..  i . -.  i 

*6)  Darum  wird  auch  bei  Darstellung  der  Folgen  der  Scheidung  der 
Mustbeil  übergangen : System.  Sch.-R.  IV,  2,  22.  Kulm  IV,  64.  Verra. 
Ssp.  1,  22,  1,  ■ . n ... 

s®)  Die  namentlich  bei  Wasskbschi.kbek  vorkommenden  Schspr.  über 
diesen  Funkt  haben  augenscheinlich  landrechtliche  Verhältnisse  zum 
Gegenstände;  , . • .. 

Weichbild,  cap.  24,  § 1 n.  2:  „Ist  daz  der  frouwen  lipgedinge, 
do  diz  ynne  irstirbet,  so  nympt  sy  alles  halb  nach  dem  drizigisten  von 

30* 
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also  nicht  blos  eine  Beschränkung  des  Umfangs  des  Mustheils, 
wie  sie  auch  der  Vermehrte  Sachsenspiegel  *8)  hat,  sondern 
eine  andre  Auffassung  seiner  rechtlichen  Bedeutung.  Denn 
nach  diesen  Quellen  ist  der  Mustheil  sichtlich  nur  ein  Zu- 
schlag zu  dem  Leibzuchtsrechte  der  Frau,  wie  dieses  selbst 
also  lediglich  ein  für  die  Versorgung  der  Wittwe  als  solcher 
bestimmter,  und  von  einer  vertragsmässigen  Bestellung  ab- 
hängiger Genuss  *8‘).  Eben  weil  man  ihn  im  Stadtrecht  unter 
diesen  Gesichtspunkt  auffasste  , steht  er  auch,  wo  er  im  Stadt- 
recht vorkommt,  ausser  allem  Bezug  zu  dem  Güterverhältniss 
der  Ehegatten  unter  Lebenden.  Er  läuft  vielmehr  parallel  und 
dient  zur  Ergänzung  einem  andern  Rechte,  das  im  ganzen 
' Umfang  des  Weichbilds  der  Wittwe  unter  gewissen  Bedin- 
gungen von  Rechtswegen  zukommt  und  als  gesetzlicher  Vortheil 
in  dieselbe  Kategorie  gehört  wie  Gerade  und  Mustheil. 

Durch  viele  Quellen  des  gemeinen  Weichbilds  geht  näm- 
lich beinahe  gleichlautend  folgende  Bestimmung: 

„Hat  ir  der  man  kein  gut  gegeben:  sie  besizit  in 
dem  gute,  unde  ire  kindere  sollen  ir  ire  notdorft  geben 
dywile  sy  ane  man  blibt.  “ *9) 


allerh&nde  dinge , daz  ir  man  zn  eynem  jare  geznget  hat  — . “ (Text  bei 
v.  T HtNOKN.  Art.  26.)  Glosse  bei  v.  Damki.s,  S.  297,  » — i«:  „Diz  nymt 
sie  alles  halb,  so  verre  als  die  stat  der  frouwen  were,  daz  ist,  ab  das 
farwerg  der  fraawen  zu  irer  lipgezucht  vorschrebin  were  zu  irern  libe  — .“ 
Hienach  ist  denn  auch  Art.  57,  $ 2 (Glosse  dazu  a.  a.  0.,  S.  380,  * f.) 
um  so  gewisser  zu  verstehen,  als  er  Korn.  Wein,  Bier,  Fleisch  an  und  für 
sich  genommen  zum  Erbe  rechnet.  Iler  Art.  57  ist  sichtlich  nur  der 
modificirte  § 34  des  Weisthums  von  1304 . dem  er  das  Mustheilsrecht 
inserirt. 

*8)  1,  10,  1 u.  2.  So  auch  die  lateinische  Glosse  z.  Ssp.  1,  22 
(vgl.  übrigens  Siegel,  Deutsches  Erbrecht,  § 28). 

zs»)  So  auch  v.  Mautitz  a.  a.  0.,  S.  316. 

w)  Weichbild,  Art.  56,  § 2.  — Text  bei  v.  Thüngbic  43.  Wcistli. 
v.  1261,  § 14;  v.  1304,  § 20.  Brieger  Stadtr. -Buch  bei  Böhme,  Dipl, 
ßeitr.  I,  S.  22.  Verm.  Ssp.  I,  14,  2.  Eisenacher  R. -B.  II,  17.  Pöl- 
mann,  Dist.  I,  20,  10.  Nur  in  dem  bisher  bewohnten  Haus  und  Hof 
hat  die  Wittwe  aber  dieses  Recht  (vgl.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  19. 
Kulm  IV,  61.  Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  102,  Abs.  3)  — ihren  Wittwen- 
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Hienach  hat  also  die  Wittwe,  vorausgesetzt,  dass  sie  mit. 
Kindern  concurrirt  und  vom  Manne  nicht  mit  einer  Leibzucht 
oder  [gelobten]  Morgengabe  ausgestattet  ist,  das  Recht,  so 
lange  sie  den  Wittwenstuhl  nicht  verrückt,  in  des  Mannes  Gute 
mit  den  Kindern  sitzen  zu  bleiben,  und  aus  demselben  ihren 
Unterhalt,  ihre  „lipnalire“,  wie  es  die  meisten  Quellen 
nennen , zu  verlangen.  Die  nähere  Bestimmung  dieses  Rechts 
legt  zur  Genüge  dar,  dass  es  sich  hiebei  lediglich  um  ein 
Recht  auf  Wittwenversorgung  handelt,  das  als  solches  ohne 
allen  Einfluss  auf  das  Güterverhältniss  während  stehender  Ehe 
bleibt.  Dasselbe  gilt  von  dem  zwar  verwandten,  aber  theil- 
weise  doch  wieder  unter  andre  Gesichtspunkte  fallenden  Rechte  - 
der  Wittwe  gleichen  Inhalts  (Verbleiben  im  Gute  und  Lip- 
nahre),  das  ihr  solange  zusteht,  bis  ihr  die  gelobte  aber  nicht 
sichergestellte  Morgengabe  von  den  Erben  (nicht  blos  den 
Kindern)  geleistet 30)  und  das  ihr , wenn  sie  beim  Tode  ihres 
Mannes  schwanger,  solange  zusteht,  bis  sie  des  Kindes  ge- 
nesen ist31),  — Rechte,  die  der  Wittwe  auch  von  denje- 
nigen Quellen  gewährt  werden , welche  der  unbegabten  Wittwe 
das  Recht  auf  die  Lipnahre  absprechen  3<).  Das  erstere  Recht 
kennt  nur  das  Weichbild,  das  letztere  ist  dem  Landrecht 
nicht  weniger  bekannt 33).  Beide  haben , als  ausschliesslich 
die  erbrechtlichen  Verhältnisse  betreffend,  für  uns  kein  directes 
Interesse. 

stahl.  Doch  sind  es  grade  diese  Quellen,  welche  anderwärts  der  Wittwe 
das  Recht  auf  „Lipnahre  und  Wittwenstuhl“  überhaupt  absprechen.  Vgl. 
Anm.  32. 

30)  Weichbild,  cap.  24,  § 2.  3 ('I'ext  v.  TiiOngkn  26).  System.  Sch.-R. 
IV,  2,  3*  (vgl.  IV,  2,  8*).  Kulm  IV,  39.  Schspr.  bei  Böhms  VI,  S.  107, 
Ab«,  5;  S.  105,  Alw.  3;  S.  125,  Abs.  3.  Glogaucr  R.-B.,  cap.  41.  42. 

31)  Weichbild,  cap.  93.  Schspr.  bei  Böumk,  S.  105,  Abs.  3;  S.  125, 
Abs.  3.  System.  Scli.-R.  IV',  2,  8.  Kulm  IV,  44.  Glogauer  R.-B.  40. 

3*)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  3»  a.  E.  Kulm  IV,  39.  Sch. -ü.  bei 
Böhmk  VI,  S.  107  f. 

»3)  Ssp.  III,  38,  2.  Verm.  Ssp.  1,  35,  1.  Eisenacher  R. -B.  I,  73. 
Pölmann  IX,  13,  6 etc. 
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III.  Kapitel. 

, > i.  i . 

Die  autonomen  Gestaltungen  im  Bereiche  des  ehelichen 
Güterrechts. 


§ 47. 

Einleitung. 

Das  vorige  Kapitel  hat  dargelegt,  wie  Gerade  und  Mus- 
theil, die  einzigen  der  Wittwe  nach  dem  Sächsischen  System 
von  Rechtswegen  ans  des  Mannes  Vermögen  resp.  we- 
nigstens zum  grossen  Theil  aus  solchem  zukommenden  Vortheile, 
zwar  der  juristisch  en ' Form  nach  erbrechtlicher  Natur , ihrer 
materiellen  Tendenz  nach  aber  vorwiegend  bestimmt  sind,  der 
Frau  einem  ungefähren  Ersatz  zu  gewähren  für  das  einseitige 
und  unumschränkte  Dispositions-  und  Nutzungsrecht  des  Mannes 
am  gesamten  Frauengut  oder  wenigstens  an  dessen  beweg- 
lichen Bestandtheilen.  Dagegen  weiss  das  gemeine  Sächsische 
Recht  -L-  anders  als  seine  Particularrechte , als  das  Süd- 
deutsche System  und  das  moderne  Recht  — nichts  von  einem 
gesetzlichen  Erbrechte  der  Wittwe  am  Vermögen  des  Mannes, 
auch  nur  in  dem  Sinne,  wie1  es  ein  solches  umgekehrt  dem 
Wittwer  am  Nachlass  seiner  Frau  durch  das  Mobiliarrecht 
zugesteht.  Vielmehr  hält  es  auch  in  Beziehung  auf  die 
Verhältnisse  nach  Auflösung  der  Ehe  an  dem  für 
ihre  Regelung  während  derselben  maassgebenden  Grundprincip 
fest,  dass  wohl  das  Vermögen  der  Frau,  nicht  aber 
das  des  Mannes  durch  EingehungderEhein  irgend 
welche  andre  rechtliche  Lage  geräth.  Der  Wittwe 
kommt  von  Rechtswegen  kein  Antheil  an  des  Mannes 
Nachlass  zu,  um  dadurch  ihr  Vermögen  zu  vermehren.  Dess- 
halb  ging  aber  das  Sächsische  Recht  nicht  etwa  davon  aus, 
dass  ein  solcher  Erwerb  der  Wittwe  in  sich  etwas  Unzuläs- 
siges habe.  Nur  die  allgemeine,  rechtliche  Nothwendigkeit 
erkannte  es  nicht  an , sondern  überliess  die  Ordnung  der  Sache 
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der  Autonomie  der  Ehegatten  für  den  concreten  Fall,  setzte 
aber  eine  solche  Ordnung  als  durch  Sitte  und  Herkommen  im 
gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  geboten  voraus  und  schuf  die 
Formen,  in  welchen  sie  erfolgen  konnte  und  sollte.  Die 
Quellen  heben  dieses  ihr  Princip  ausdrücklich  durch  den  Satz 
hervor : 

„Ob  ein  man  ein  wib  niemet  unde  stirbt  der  man, 
daz  wib  en  hat  an  sime  gute  nicht,  her  en 
habe’z  ir  gegeben  zu  morgengabe  oder  in  gehegtem  dinge 
zu  irme  libe.“  l) 

Zwei  Wege  sind  es,  auf  welche,  abgesehen  von  dem  nur 
im  Sachsenspiegel  und  auch  da  nur  einmal  erwähnten  Ge- 
schäfte der  „ gäbe  in  ursale  “ *)  schon  das  älteste  Sächsische 


')  Weistb.  v.  1235,  g 26;  v.  1261,  § 14:  v.  1304.  § 20.  Schspr. 
bei  Böhme  VI,  S.  107.  SyBtem.  Sch.-R.  IV,  2,  1.  3‘.  Kulm  IV,  36,  39. 
Verm.  Ssp.  1,  14,  1.  Weichbild  22,  § 1.  Magdeb.  Fr.  I,  14,  2.  VgL 
v.  Martitz,  S.  239. 

*)  Ssp.  I,  44 : „ — to  der  klage  Bai  se  dat  gerichte  Vormunden,  unde 
dar  ir  ire  man  gift  egen  in  ursale,  oder  to  irme  live.“  Dass  hier 
eine  Gabe  von  Grundstücken  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau  zu  Eigen- 
thum (opp.  zu  Leibzucht)  als  zulässig  und  wirksam  anerkannt  wird, 
leidet  keinen  Zweifel.  Ebenso  gewiss  ist , dass  die  jüngern  Quellen  als 
den  Zweck  des  Geschäfts  die  Erstattung  von  veräussertem  Gut  der  Frau, 
sei  es  nun  ihrer  Illaten,  sei  es  ihres  Lcibgedings,  ansehen  (vgl.  unten 
g 55,  Anm.  30).  Darüber  herrscht  aber  Zweifel,  ob  dies  schon  die 
Meinung  des  Ssp.  war.  Früher  hat  man  dies  allgemein  angenommen 
(Hai.tacs  s.  v.;  Homkver,  Glossar  s.  v.;  Kract  II,  S.  425  f.  etc.); 
neuerdings  hat  v.  Martitz  (a.  n.  0.,  S.  182  f.)  darzuthun  gesucht,  dass 
„gäbe  in  ursale“  nichts  weiter  bedeuten  könne  als  „Gabe  zu  völligem 
Eigenthum“  im  Gegensatz  zum  blosen  Niessbranchsrecht.  In  der  That 
wird  sich  sprachlich  nichts  dagegen  einwenden  lassen.  Dass  aber  auch, 
juristisch  genommen,  jedes  Motiv  zu  einem  den  Ersatz  für  veräusscrtes 
Frauengut  bezweckenden  Geschäft  fehle  (a.  a.  0.,  Anm.  9),  beruht  auf 
der  grundlosen  Annahme,  dass  der  Mann  einseitig  auch  über  der  Frau 
Immobilien  disponiren  dürfe.  Da  dies  irrig,  so  bleibt  es  immer 
bedenklich , die  allgemeine  Auffassung  der  jüngem  Quellen  lediglich  auf 
ein  Missverständniss  derselben  und  romanisirende  Tendenzen  zurückzu- 
führen. Mag  aber  auch  die  eigentliche  Tendenz  des  Geschäfts  nicht 
sicher  festznstellen  sein,  so  viel  bleibt  gewiss,  dass  der  Ssp.  schon  eine 
Gabe  des  Mannes  an  die  Frau  an  Immobilien  zu  Eigenthum  kannte, 
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Recht,  ebenso  wie  es  in  den  eben  eitirten  stadtrechtlichen 
Quellen  geschieht,  den  Mann  verweist,  der  seiner  Ehefrau 
eine  Zuwendung  aus  dem  eignen  Vermögen  zu  machen  ge- 
sonnen ist,  Rechtsgeschäfte,  die  in  uralten  Sitten  und  An- 
schauungen wurzeln  .und,  wenn  auch  zum  Theil  umgestaltet 
oder  sogar  in  Zweck  und  Wesen  verändert,  unsere  Rechts- 
periode überdauert  haben  und  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit 
hineinreichen.  Es  ist  der  Morgengabe-  und  der  Leibzucbts- 
vertrag  — Geschäfte,  die,  zwar  Gemeingut  des  gesamten  Deut- 
schen Rechts,  doch  in  den  Sächsischen  Particularrechten 
ebenso  wie  in  dem  Süddeutschen  System  vermöge  der  völlig 
veränderten  Erbfolge  nicht  blos  eine  andre  Stellung  einnehmen, 
sondern  schon  frühzeitig  anders  entwickelt  worden  sind  und 
die  Bedeutung  verloren  oder  verändert  haben,  welche  ihnen 
im  Gebiet  des  Sächsischen  gemeinen  Rechts  zukommt.  Indessen 
wird  auch  schon  im  Bereiche  dieses  letztem  eine  Umbildung 
beider  Institute  erkennbar,  auf  welche  ebensowohl  der  Gegen- 
satz der  ländlichen  und  städtischen  Verhältnisse  als  die  Um- 
gestaltung des  socialen  Lebens  im  Fortgang  der  Zeit  entschei- 
denden Einfluss  geübt  hat. 

Obwohl  beide  Institute  auf  der  auch  die  Ehe  überdauernden 
Sorge  des  Mannes  für  die  Frau  beruhen  , so  ist  doch  der  ihre 
concrete  Ausbildung  motivirende  und  beherrschende  Gedanke 
ursprünglich  nicht  ein  und  derselbe  gewesen,  im  Landrecht 
auch  verschieden  geblieben.  Die  Morgengabe  erscheint  als 
freies  Geschenk  des  Mannes  zur  Bethätigung  seiner  Liebe 
und  Erkenntlichkeit  für  die  Hingabe  der  Frau  an  ihn,  für  die 
Hingabe  „der  höchsten  ere,  die  ir  got  gegeben  hot“  oder, 
wie  es  ein  Recht  roher  ausdrückt,  als  ein  pretium  corpore 
deservitum  — am  Morgen  nach  Vollziehung  der  Ehe,  zwar 
nur  für  den  Fall  des  Wittwenstands,  aber  für  diesen  Fall 


das«  aber  dieses  Geschäft  zu  seiner  Zeit  wohl  nur  selten  vorkam,  selten 
im  Vergleich  zu  der  so  häutig  erwähnten  und  so  detaillirt  erörterten 
Gestellung  einer  Leibzucht.  Später  verschwand  es  jedenfalls  unter  der 
allgemeinen  Kategorie  der  Vergabungen,  und  so  kann  es  als  besondres 
Institut  füglich  ausser  Betracht  -gelassen  werden. 
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zu  bleibenden)  und  vererblichem  Eigenthum  gewährt , gewährt 
nicht  in  der  Oeffentlichkeit  der  Dingstatt  sondern  im  häus- 
lichen Kreise  vor  den  Verwandten  und  Freunden , vor  den 
noch  anwesenden  .,  Hochzeitsleuten  “ , gewährt  in  Gegenständen 
— fast  nur  fahrendem  Gut  — , die  in  ländlichen  Verhält- 
nissen zum  unabhängigen  und  bequemen  Leben  auf  dem  Witt- 
wensitz  hinreichend  schieuen,  ohne  dass  sie  durch  das  Gerade- 
recht beschafft  wurden.  Augenscheinlich  für  die  Frau  im 
Wittwenstande  bestimmt,  diente  die  Morgengahe  doch  nicht 
grade  dazu , ihr  die  unentbehrlichen  Existenzmittel  zu  be- 
schaffen, sondern  dazu,  ihr  das  Leben  reichlicher  und  annehmlicher 
zu  machen  und  beruhte  daher  auch  gänzlich  auf  der  Liberalität  des 
Mannes,  die  aber  von  der  Gutheissung  seiner  Erben  unabhängig 
gestellt  war.  Dagegen  bezweckt  die  Leib zucht  direct  und 
allein  eine  Wittwenversorgung.  Auch  zur  Beschaffung  dieser 
bestand  für  den  Ehemann  an  und  für  sich  keine  rechtliche 
Verpflichtung.  Aber  nicht  nur,  dass  die  Sitte  sie  ihm  auf- 
erlegte, es  erschien  auch  als  eine  Pflicht  der  Verwandten  der 
Frau,  namentlich  ihres  Geschlechtsvormunds,  ihr  dieselbe  vor  Er- 
theilung  des  Eheconsenses  in  genügendem  Maasse  auszubedingen. 
Sicherstellung  der  Frauen  Nahrung  und  Nothdurft  für  ihre 
Lebenszeit  auch  nach  des  Mannes  Tode  war  der  Zweck  des 
Instituts,  und  während  man  daher  einerseits  der  Frau  mehr 
als  ein  lebenslängliches  Recht  nicht  gewährte,  sorgte  man 
andrerseits  für  dessen  vollkommne  Sicherstellung  dadurch,  dass 
man  ihr  dieses  Recht  an  liegendem  oder  dem  gleichgeachteten 
Gut  beschaffte  — nicht  erst  beim  Tode  des  Mannes,  sondern 
sofort,  nicht  einen  persönlichen  Anspruch,  sondern  ein  ding- 
liches Recht,  also  durch  Uebertragung  einer  selbständigen 
Gewere  mittelst  Auflassung  vor  dem  Richter  unter  Consens  der 
Erben.  Man  sieht:  Leibzucht  und  Morgengabe  dienen  zwar  im 
Allgemeinen  demselben  Zweck,  aber  doch  von  verschiedenen  Mo- 
tiven aus  und  in  verschiedener  Ausführung.  Indessen  hielt  man 
im  Fortgang  der  Entwickelung  an  dieser  verschiednen  Nüan- 
eirung  nicht  überall  fest.  Namentlich  mussten  in  den  Städten  die 
Anhaltspunkte  für  dieselbe  schwinden,  als  die  alten  Gegenstände 
der  Morgengabe  ihre  eigenthümliche  Bedeutung  verloren  und  der 
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Werth  des  Grundbesitzes  hinter  dem  Kapitalreiohthum  zurücktrat. 
Zwar  blieb  die  Sicherstellung  der  Wittwe  durch  die  alte  Leib- 
zucht an  Grundstöcken  nach  wie  vor  möglich.  Aber  diese 
bildeten  in  den  Städten  nicht  mehr  den  vorwiegenden  Besitz 
und  wenn  man  Bürgschaft  und  Pfandrecht  zu  Hülfe  nahm, 
mochte  man  dasselbe  Ziel  auch  durch  Aussetzung  eines  Kapi- 
tals für  die  Wittwe  erreichen.  Hielt  man  hiebei  nun  strenger 
an  der  Idee  der  alten  Leibzucht  fest , so  gab  man  der  Wittwe 
auch  an  dem  Kapital  nichts  als  den  lebenslänglichen  Ge- 
nuss. Allein  das  dadurch  erzeugte  Rechtsverhältniss  — ein 
Quasi-ususfruct  — war  complicirter  und  juristisch  schwieriger 
zu  handhaben.  Man  war  daher,  zumal  die  Disposition  über 
Kapital  überhaupt  nicht  in  so  beengende  Fesseln  geschlagen 
war  wie  die  über  Immobilien,  viel  geneigter,  dasselbe  Ziel 
durch  bleibende  Ueberlassung  an  die  Frau  zu  erreichen.  Das 
aber  war  der  Weg  und  die  Form  der  alten  Morgengabe  ge- 
wesen. Da  diese  nun  überhaupt  in  den  Städten  ihren  ursprüng- 
lichen Gegenstand  ziemlich  verloren  hatte , so  geschah  es  bald, 
dass  inan,  diesem  andre  Objecte,  namentlich  Geld,  substi- 
tuirend,  in  der  Form  der  Morgengabe  das  ursprüngliche  Ziel 
der  Leibzucht  zu  erreichen  suchte.  Dies  ist  die  gelobte 
Morgengabe  des  Weichbilds.  Sie  war  eine  Vergabung  des 
Mannes  an  die  Frau  von  sehr  mannigfaltigem  Inhalt,  aber 
nicht  blos  hierdurch  von  der  landrechtlichen  Morgengabe  ver- 
schieden , sondern  auch  insofern  ausgezeichnet,  als  sie  nicht 
ein  völlig  freies  Geschenk  des  Mannes,  sondern  meist  nur  die  Aus- 
führung einer  Stipulation  des  Ehevertrags  war,  lediglich  be- 
stimmt, eine  sichere  Versorgung  der  Frau  nach  des  Mannes 
Tode  abzugeben  — dem  materiellen  Gedanken  nach  der  Leib- 
zucht näher  stehend  als  der  Morgengabe.  Das  alte  Motiv  die- 
ser letztem  war  zurückgetreten , die  neue  Morgengabe  und  die 
Leibzucht  an  Mobilien,  zumal  an  Geld,  verschmolzen  mehr 
und  mehr.  Die  Leibzucht  an  Grundstücken  war  im  ältesten 
Weichbild  nicht  minder  üblich  als  im  Landrecht,  und  blieb 
auch  später  in  Brauch,  wurde  aber  seltner,  und  da  einmal 
die  Begriffe  überhaupt  und  noch  mehr  die  Terminologie  in's 
Schwanken  gerathen  war , auch  die  Leibzucht  als  eine  Ver- 
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gabung  zu  beschränkterem  Rechte  erschien  und  so  den  Inhalt 
für  eine  gelobte  Morgengabe  abgeben  konnte,  so  kamen 
manche  Rechte,  selbst  Landrechte,  allmählig  dahin,  auch  die 
alte  Leibzucht  als  Morgengabe  aufzufassen  oder  wenigstens  so 
zu  bezeichnen.  Die  Grenzen  beider  Institute  verwischten  sich 
mehr  und  mehr , wenigstens  die  Terminologie  gerieth  in  das 
unsicherste  Schwanken.  * 

Dies  sind  die  Vertrags -Institute,  mittelst  deren  das  ge- 
meine Sächsische  Recht  dem  Ehemanne  die  Möglichkeit  er- 
öffhete,  der  Frau  für  den  Fall  seines  Todes,  namentlich  be- 
hufs ihrer  Wittwen Versorgung,  eine  Zuwendung  aus  seinem  Ver- 
mögen zu  machen,  an  welchem  sie  der  Strenge  des  Rechts 
und  dessen  Grundanlage  nach  keinen  Antheil  hatte.  Die  volle 
Bedeutung  dieser  Institute  wird  erst  verständlich,  wenn  man 
im  Auge  behält , dass  eine  solche  Zuwendung  unter  Ehe- 
gatten nach  allgemeinen  Principien  ohne  Consens  der  Erben 
nicht  statthaft  erschien.  Die  Einwilligung  derselben  wurde 
denn  nun  auch  bei  der  Bestellung  der  Leibzucht  an  Immo- 
bilien erfordert  und  hierin  lag  ebenso  wie  in  der  natürlichen 
Verpflichtung  der  Eltern  oder  Verwandten  der  Braut,  für  eine 
genügende  Leibzucht  derselben  zu  sorgen,  von  selbst  eine 
Nöthigung,  der  Eingehung  der  Ehe  einen  Ehevertrag.  der  ein 
Familienvertrag  der  beiderseitigen  Angehörigen  war,  voraus- 
gehen zu  lassen.  Dagegen  bildete  der  Vertrag  über  die  Mor- 
gengabe und  später  die  gelobte  Morgengabe  eine  positive  Aus- 
nahme von  dem  allgemeinen  Princip  der  Unzulässigkeit  der 
Vergabungen  unter  Ehegatten.  An  jenem  Princip  hielt  man 
aber  im  Laufp  der  Zeit,  zuerst  im  gemeinen  Weichbild,  nicht 
mehr  fest,  und  so  geschah  es  denn,  dass  auch  insofern  die 
alten  Formen  an  ihrer  specifischen  Bedeutung  verloren.  In- 
dessen schwanden  sie  nicht  völlig , denn , wenn  auch  Verga- 
bungen unter  Ehegatten  immer  häufiger  wurden  , so  war  doch 
das  Institut  derselben  von  viel  allgemeinerer  Tendenz  als  jene 
Zuwendungen  des  Mannes  an  die  Wittwe.  Sie  waren  nicht 
auf  die  Zeit  vor  oder  zu  Anfang  der  Ehe  beschränkt,  waren 
nur  in  besondem  Fällen  blos  Consequenzen  des  Heirathsver- 
trags,  waren  keineswegs  wesentlich  für  die  Wittwenversor- 
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Kling  bestimmt,  fanden  ebensowohl  zu  Gunsten  des  Mannes 
als  der  Frau  statt  — kurz  sie  waren  Geschäfte  mit  einem 
gar  nicht  wesentlich  aus  dem  ehelichen  Verhältnis  sich  er- 
gebenden Inhalt.  Damit  ist  aber  nicht  ohne  Weiteres  gesagt, 
dass  sie  von  jeher  ohne  Einfluss  auf  das  eheliche  Güterver- 
hältniss  gehliehen  sein  müssten.  Das  Gegentheil  ist  der  Fall. 
Denn  bevor  sich  die  Vergabungen  unter  Ehegatten  zu  wahren 
Geschäften  von  Todeswegen , zu  eigentlichen  Erbverträgen  aus- 
bildeten und  schliesslich  sogar  in  letztwillige  Dispositionen 
übergingen,  hatten  sie  mehr  fache  Stufen  zudurchlaufen,  auf 
denen  sie  als  Verträge  unter  Lebenden  von  unmittelbarem 
Einfluss  auf  das  Güterverhältniss  während  stehender  Ehe 
waren. 

Nicht  ganz  gleich  steht  die  Sache  in  den  Sächsischen 
Particularreehten.  Zwar  die  Vergabungen  unter  Ehegatten 
sind  auch  ihnen  so  geläufig  wie  dem  gemeinen  Weichbild 
der  jungem  Zeit.  Noch  früher  als  dieses  sehen  sie  aber  in 
ihnen  schon  wahre  Geschäfte  von  Todeswegen,  die  allm&hlig 
als  wahre  Erbverträge  hervortreten  oder  sogar  zu  letztwilligen 
Verfügungen  werden.  Dagegen  fehlten  in  den  Particularrech- 
ten  von  vornherein  ganz  oder  theilweise  diejenigen  Umstände, 
welchen  im  gemeinen  Recht  die  Institute  der  Leibzucht  und 
der  Morgengabe , der  landrechtlichen  wie  der  gelobten , haupt- 
sächlich ihre  Entstehung  verdankten.  Die  Wittwe  hatte  schon 
von  Rechtswegen  Antheil  an  dem  Nachlass  des  Mannes, 
sie  war  keineswegs  auf  besondre  Verwilligungen  desselben  an- 
gewiesen. Wenn  nun  dennoch  den  meisten  Statuten  die  ge- 
meinrechtlichen Vertrüge  der  Leibzucht  und  ' der  gelobten 
Morgengabe  — denn  die  landrechtliche  ist  ihnen  völlig  unbekannt 
— geläufig  sind,  so  geschah  es  doch  leicht,  dass  sie  in  der 
neuen  Umgebung  einen  andern  Sinn  annahmen,  als  der  ihnen 
im  gemeinen  Recht  beiwohnte.  Zwar  machte  sich  auch  jetzt 
noch  die  alte  Tendenz,  der  Frau  eine  Wittwenversorgung  zu 
beschaffen,  geltend  und  die  vertragsniässige  Beschaffung  hatte 
immer  den  Vorzug  grösserer  Sicherstellung  der  Frau.  Meist 
aber  mochte  die  doppelt*?  Begünstigung  derselben  unbillig  und 
unnöthig  erscheinen,  und  so  gewannen  diese  Verträge  oft  die 
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Tendenz  einer  vertragsmäss  igen  Abfindung  für  ihre 
gesetzlichen  Erbvortheile,  und  da  diese  regelmässig  in 
einer  Quote  des  gesamten  Guts  beider  Gatten,  also  unter  Inne- 
lassung  des  eheweiblichen  Einbringens,  bestanden , so  umfasste 
jene  Abfindung  der  Wittwe  von  selbst  auch  die  Abfindung 
der  Wittwe  für  ihr  eingebrachtes  Vermögen  mit.  Ob 
dies  anzunehmen  oder  nicht,  darüber  entschied  im  Allgemeinen  der 
Vertrag  der  Gatten.  Ob  die  Präsumtion  aber  für  das  Eine  oder  das 
Andre  spreche,  ob  der  Fall  beerbter  und  unbeerbter  Ehe  gleich- 
stehe, ob  trotz  der  Abfindung  dennoch  der  Wittwe  gewisse  Ver- 
mögensstücke gebühren,  ob  und  welchen  Einfluss  die  Abfindung 
auf  die  rechtliche  Stellung  der  Eheleute  zu  ihrem  Gut  während 
der  Ehe  übt,  — das  Alles  sind  Punkte , die  particularrechtlieh 
sehr  mannigfaltig  bestimmt  sind  und  bei  ihrer  Darstellung 
zur  Besprechung  kommen  müssen.  Wenn  sich  nun  auch  im 
gemeinen  Weichbild,  zumal  in  der  späteren  Zeit,  eine  ana- 
loge Tendenz  nachweisen  lässt , wie  wir  sehen  werden , so  tritt 
sie  doch  bei  Weitem  nicht  so  entschieden  und  so  allgemein 
hervor  wie  in  den  meisten  Particularrechten,  und  nur  in  die- 
sen lässt  sie  sich  als  ein  fast  durchgehender  Zug  nach- 
weisen. 

Nach  dem  Gesagten  sind  die  Institute  der  Leibzucht  der 
Morgengabe  und  der  Vergabungen  wesentlich  erb  rechtlicher 
Natur.  Als  solche  interessiren  sie  uns  für  das  eheliche  Güter- 
recht der  Gatten  unter  Lebenden  nicht.  Für  unsere  Darstel- 
lung haben  sie  aber  ein  Interesse , insofern  sie  auf  letzteres  von 
mittel-  oder  unmittelbarem  Einfluss  sind,  oder  wenigstens 
nach  unsem  Quellen  der  Zweifel  besteht,  ob  und  in  welchem 
Umfang  ein  solcher  Einfluss  anzunehmen  ist.  Ein  solcher  ist 
aber  und  zwar  als  directer  im  Landrecht  und  altern  Weich- 
bild für  alle  genannten  Geschäfte  auzuerkennen  und  erst  bei 
der  neuern  Form  der  Vergabungen,  den  wahren  Erbverträgen, 
verschwunden.  Wir  werden  ihn  nachweisen  können  bei  der 
landrechtlichen  Morgengabe  und  Leibzucht,  sowie  bei  den  äl- 
teren Vergabungen,  und  selbst  die  neuern  sind  nicht  ohne 
materielle  indirecte  Bedeutung  für  das  Güterrecht  unter  Le- 
benden, wie  dies  am  augenfälligsten  bei  der  gelobten  Mor- 
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gengabe  hervortritt.  Immerhin  ist  es  aber  nur  diese  Seite 
aller  jener  Verträge  , welche  hier  in  Betracht  kommt, 
während  die  Darstellung  der  Institute  als  solcher  und  soweit 
sie  nicht  zum  Verständniss  jener  Bedeutung  unentbehrlich  ist, 
in  eine  Darstellung  des  Erbrechts  gehört.  Wie  bei  der  Ge- 
rade und  dem  Mustheil,  so  haben  sich  auch  hier  die  ver- 
schiedenen Partien  des  Rechtsorganismus  noch  nicht  mit  der 
Schärfe  geschieden,  wie  die  strenge  Systematik  eines  ausge- 
bildeten Rechts  w Ansehens  werth  erscheinen  .lassen  möchte. 

. • . • . : . i "IJ  »M* 

Alle  bisher  erwähnten  Vertrags  - Institute  bezwecken  am 
letzten  Ende  die  Ordnung  des  ehelichen  Güterverhältnisses 
nach  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines  Gatten.  Ihr 
directer  Einfluss  auf  dasselbe  während  stehender  Ehe  ist  mehr 
ein  zufälliger,  durch  die  Ungelenkigkeit  der  Institute  selbst 
herbeigeführter  und  wird  an  Gewichtigkeit  überwogen  durch 
die  materielle  aber  indirecte  Bedeutung , die  sie  nam  entlieh  für 
die  Art  und  den  Umfang  der  Restitution  des  Frauenguts  ha- 
ben. Jedenfalls  bewegen  sie  sich  innerhalb  des  Rahmens,  den 
das  Princip  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  dem  gan- 
zen Güterrecht  unter  Lebenden  giebt.  Nähere  Bestimmung 
w seiner  Consequenzen,  hie  und  da  Modificationen  in  seiner  An- 
wendung, namentlich  aber  Ergänzungen  seiner  Lücken  im 
conereten  Fall,  sind  ihr  Motiv,  ihre  Intention,  ihre  Wirkun- 
gen. Allein  auch  das  Princip  selbst,  die  Basis  der  ganzen 
Güterordnung,  konnte  im  besondern  Fall  der  Intention  der 
Parteien  zuwiderlaufen.  Das  Recht,  zumal  d^s  entwickeltere, 
fand  nun  auch  keinen  Grund,  der  Autonomie  eine  Schranke 
zu  setzen , die  sie  behindert  hätte , im  einzelnen  Fall  sogar 
das  Princip  selbst  auszuschliessen.  Damit  war  freilich  dem 
ehelichen  Güterrecht  seine  ganze  Basis  entzogen.  Es  war  zu- 
nächst auf  die  vertragsmässige  Willensmeinuug  beider  Ehe- 
gatten angewiesen.  Je  gewöhnlicher  aber  solche  Verträge 
wurden,  desto  mehr  fand  das  Recht  Anlass,  sich  auch  solcher 
Verhältnisse  anzunehmen , die  Bedingungen  und  Formen  sol- 
cher Geschäfte  vorzuschreiben  und  wenigstens  subsidiär  die 
Wirkungen  festzustellen.  Da  nun  überhaupt  im  Sächsischen 
System  lediglich  das  Frauengut  durch  die  Ehe  in  eine  andre 
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Lage  kommt,  des  Mannes  Vermögen  ganz  unberührt  bleibt, 
so  konnten  sich  Geschäfte  der  gedachten  Art  nur  auf  ersteres 
beziehen  — und  konnten  denkbarer  Weise  nur  eine  doppelte 
Tendenz  haben.  Entweder  fand  man  die  in  der  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  umschlossnen  Rechte  des  Mannes  noch 
zu  beschränkt  und  beengt  im  Interesse  beider  Ehegatten  und 
zog  es  vor  sie  zu  vollem  Eigenthum  zu  erweitern , indem  man 
dem  Interesse  der  Frau  und  ihrer  Erben  durch  einen  obliga- 
torischen Anspruch  auf  Ersatz,  auf  Leistung  eines  Aequiva- 
lents  nach  Auflösung  der  Ehe  gerecht  wurde  — oder  aber 
man  fand  die  Rechte  des  Maunes  in  Bezug  auf  das  Frauengut 
oder  gewisse  Theile  desselben  noch  zu  umfassend  und  zu  be- 
denklich für  die  Frau  und  verstattete  Letzterer  daher,  diese 
Rechte  von  vornherein  völlig  auszuschliessen  und  zu  ihrem 
Gute  in  einer  Stellung  zu  bleiben,  als  wenn  sie  nicht  ver- 
heirathet  wäre.  Der  Vertrag  über  Abfindung  der  Frau 
für  ihr  Einbringen  und  der  Vertrag,  resp.  hier  selbst 
unter  Umständen  ein  einseitiger  Act  (Vorbehalt)  der  Frau 
zur  Constituirung  von  Einhau dsgut  schliessen  beide,  wenn 
auch  in  verschiedner  Weise  und  in  entgegengesetzter  Tendenz 
die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  aus  und  wandeln  das 
ganze  Güterverhältniss  in  seinem  innersten  Wesen  um,  wäh- 
rend dies  bei  den  im  Eingang  gedachten  Geschäften  völlig 
unberührt  blieb. 

Wenn  wir  daher  die  Autonomie  der  Ehegatten  näher  in 
Betracht  ziehen,  so  zerfallen  uns  die  einzelnen  Geschäfte  von 
selbst  in  solche,  die  auf  Grund  der  von  Rechtswegen  be- 
stehenden Güterordnung  geschlossen  werden,  und  in  solche, 
die  gerade  die  Ausschliessung  und  Aufhebung  dieser  Ordnung  zum 
Zweck  und  Erfolg  haben. 
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Leibzncht  — Leibgeding  — Wittliwn. 


IV.  Kapitel. 

Die  Rechtsgeschäfte  unter  Ehegatten  auf  Grundlage 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 


8 48. 

I.  Die  Leibzucht.  *) 

Die  Leibzucht  oder  das  Leibgeding  — denn  beide 
Namen  bezeichnen  dasselbe  Institut,  während  der  treffendere 
Ausdruck  ,,  Witthum  “ in  den  altem  Sächsischen  Rcchtsquellen 
nicht  vorkommt  und  vorzugsweise  dem  Schwäbisch -Fränkischen 
Rechtsgebiet  angebört  '“)  — ist  ein  Institut,  welches  weit  Aber 
das  eheliche  Güterrecht  hinausreicht,  aber  auch  innerhalb  dessel- 
ben von  sehr  verschiedener  Bedeutung  ist.  Particularrechtlieh 
kommt  die  Leibzucht  als  gesetzlicher  Vortheil  eines  oder  des  an- 
dern Ehegatten  vor,  und  seitdem  Vergabungen  unter  Eheleuten 
für  statthaft  erachtet  werden , kann  sie  auch  den  Inhalt  einer 
solchen  Vergabung  an  den  Maun  oder  an  die  Frau  bilden. 
Hier  ist  aber  nur  von  dem  Le ibzuchts vertrag  die  Rede, 
welchen  der  Mann  zu  Gunsten  der  Frau  in  der 
Regel  vor  oder  bei  Eingehung  der  Ehe  über 
Immobilien  schliesst,  um  ihr  eine  sichere 
Wittwenversorgung  zu  beschaffen.  In  diesem 
Sinne  bildet  die  Leibzucht  ein  in  sich  geschlossnes  Institut, 

*)  Ueber  die  Leibzncht.  Vgl.  Ai.bkkcht,  Gewere,  § 22.  v.  Stdow, 
Erbrecht,  S.  253  f.  237  f.  Bkski.kr,  Krbvertr.  I,  S.  211  f.  Kract  11, 
S.  527  f.  und  die  Monographie  von  Eckardt:  „Das  Witthum"  (in 
der  Zeitschr.  für  Deutschen  R.,  Bd.  X.  S.  437  f.,  die  sich  nur  dadurch 
Eintrag  thnt,  dass  sie  Nord-  und  Süddeutsche  Quellen  vermischt,  und 
aueh  letztere  wider  ohne  Unterscheidung  zur  Oonstruction  des  Instituts 
benutzt),  v.  Martitz  a.  a.  0.,  § lfi  u.  17. 

1 *)  Ueber  die  Worte  vgl.  v.  Martitz,  § 16,  Anm.  2. 
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welches  zu  den  verbreitetsten  des  ganzen  ehelichen  Güterrechts 
gehört.  Wie  es  3chon  in  den  Zeiten  der  Volksrechte  nach- 
weisbar*), so  überdauert  es  die  mittlere  Periode  s)  und  reicht 
selbst  in  unsere  Zeiten  hinein  * *).  Es  ist  aber  auch  insofern 
von  der  grössten  Ausbreitung , als  es  wenigstens  ursprünglich 
in  allen  Ständen  gleichmässig  vorkommt,  in  denen  des  Adels, 
des  Ritters  und  des  Bauern  wie  in  dem  des  Bürgers.  In  allen 
ist  das  Wesen  der  Leibzucht  dasselbe:  ihrem  Inhalt  nach, 
eine  sichere  Wittwen Versorgung  bezweckend,  ihrer  juristischen 
Form  nach , der  Frau  eine  selbständige  Gewere  zu  lebensläng- 
lichem Gebrauchs-  und  Genussrecht  neben  der  Eigenthums- 
gewere  des  Mannes  und  seiner  Erben  beschaffend.  Diese  Eigen- 
thümlichkeit  nach  Inhalt  und  Form  stellt  den  Leibzuchtsver- 
trag in  die  Kategorie  der  Vergabungen  unter  Ehegatten  ohne 
jedoch  die  Anerkennung  seiner  Gültigkeit  zu  gefährden,  da 
die  Einwilligung  der  Erben  des  Mannes  stets  vorausgesetzt 
wird.  Sie  stellt  ihn  in  die  Mitte  zwischen  einem  Geschäft 
unter  Lebenden  und  einem  Geschäft  von  Todeswegen,  zwischen 
die  ältere  Vergabung  und  den  spätem  wahren  Erbvertrag. 
Mit  der  erstem  hat  der  Leibzuchtsvertrag  gemein,  dass  auch 
bei  ihm  sofort  eine  Gewere  übertragen  und  desshalb  Auflas- 
sung erfordert  wird,  nur  dass  gerade  umgekehrt  wie  bei  der 
Vergabuug,  die  Gewere  zu  Leibzucht  übergeht  und  die  zu 
Eigenthum  zurückbleibt.  Eine  Folge  davon  ist , dass  mit  dem 
Leibzuchtsvertrag  die  Disposition  des  Mannes  auch  unter  Le- 
benden beschränkt  wird,  wie  bei  der  alten  Vergabung,  die  Frau 
dagegen  jene.  Disposition  sowenig  augenblicklich  erwirbt  als  bei 
dem  neuen  Erbvertrag  der  Honorirte,  und  mit  dem  neuen  Erb- 
vertrag theilt  er  weiter  den  wesentlichen  Zug , dass  seine  volle 

*)  Eckaedt  a.  a.  0.,  § 1 — 5.  Schröder  a.  a.  0.  I,  S.  147.  157. 
Rbsklkr,  Erbvertr.  I,  S.  197  f.  v.  Martitz  a.  a.  0.,  S.  195  f. 

3)  Ebend.,  § 21  f.  Schi.bttkr,  Die  Constitutionen  v.  1572,  S.  271  f. 
Ueber  die  Umbildung  in  das  (spätere)  Dotalicium  vgl.  Schlktter 
ebend.  Eckabdt,  S.  479.  v.  Martitz,  S.  202,  Anm.  43;  S.  195,  An  in  tj. 

*»)  Hauhoui,  Sachs.  Privatr.,  § 398  f.  Heimbach,  Sachs.  Parti- 
cularr.,  § 328. 

Agrieole,  Gewere  >.  r.  V.  31 
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Wirksamkeit  davon  abhängt,  dass  der  Bedachte  den  Geber, 
also  die  Frau  den  Mann  überlebt.  Das,  was  er  insonderheit 
mit  der  altern  und  neuern  Vergabung  des  Mannes  an  die  Frau 
gemein  hat , ist , dass  das  Recht  der  Frau  auf  Besitz , Nutzung, 
Genuss  und  Disposition  während  der  Ehe  durch  des  Mannes 
vormundschaftliche  Rechte  völlig  verdeckt  wird.  Eben  der  Ein- 
wirkung der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  auf  die  durch  den 
Leibzuchtsvertrag  schon  während  der  Ehe  erzeugten  Rechts- 
verhältnisse verdankt  derselbe  sein  eigenthümliches  Gepräge. 

Dies  Alles  wird  sich  ergeben  , wenn  wir  nun  die  Construe- 
tion  des  Instituts,  soweit  sie  hier  interessirt,  im  Detail  in 
das  Auge  fassen: 

Die  Leibzucht  der  Wittwe  beruht  nach  gemeinem  Säch- 
sischen Recht  nirgends  auf  rechtlicher  Vorschrift 4),  son- 
dern stets  auf  vertragsmässigem  Abkommen  der  Eheleute.  Auch 
zur  Eingehung  eines  solchen  bestand  für  den  Mann  keine 
rechtliche  Verpflichtung  sowenig  als  für  dessen  Erben  zur  Er- 
theilung  ihres  Consenses 5).  Die  Allgemeinheit  des  Instituts 
spricht  aber  dafür,  dass  Herkommen  und  Gebrauch  dem  Manne 
und  seinen  Erben  die  moralische  Verpflichtung  auferlegten, 
eine  angemessene  Leibzucht  zu  bestellen,  resp.  ihr  nicht  hin- 
derlich zu  sein.  Es  war  Sache  der  Eltern  und  Verwandten  der 
Frau,  auf  deren  Bestellung  zu  dringen.  Sie  trugen  die  Verant- 
wortlichkeit (ob  eine  juristische  ?)  dafür,  dass  sie  in  gehöriger 


*)  Weisth.  v.  1265,  § 28;  v.  1304,  § 20.  Schspr.  bei  Böhne  VI. 
S.  102,  Abs.  3.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  19.  Kuliu  IV,  61:  „ — die 
vrauwc  hot  an  erys  mannis  stende  eygin  nicht  noch  syme  tode,  her  en 
habe  ze  dcnne  do  niete  begobit  vor  gerichtc.“  Vgl.  Schspr. 
bei  Wassekscih.kbkn,  S.  141  f. , cap.  9;  ebend.  S.  415,  cap.  68: 
„ — Dörnach  nymmet  sy  czwey  von  gegebenen  rechte  also  yre  niorgen- 
gabe  und  lipezug.  “ Die  anscheinend  gemeines  Recht  gebenden  Be- 
stimmungen des  Verm.  Ssp.  I,  23,  7;  I,  47,  2.  3.  5 sind  dem  Goslar '- 
sehen  Recht  (S.  12,  i f. ; S.  28,  o f. ; S.  29,  » f.  s f.)  angehörig  und 
ihm  wörtlich  entlehnt. 

6)  Ohne  Nachweis  nehmen  dies  Hasse,  Skizze  des  ehelichen  Gflterr. 
a.  a.  O.,  S.  74  j v.  Sydow  , Erbr.,  S.  192  f.  an.  Dagegen  Eckarut 
a.  a.  0.,  g« 7,  Amu.  30.  Lewis,  Die  Succession  des  Erben,  S.  41  f. 
v.  Mautitz,  § 16,  Anm.  1. 
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Weise  erfolgte  6).  Die  Bestellung  der  Leibzucht  mochte  da- 
her in  der  Regel  nur  die  Ausführung  des  Heirathsvertrags 
sein  ’)  und  war  insofern  nicht  eine  völlig  freie  Liberalität  des 
Mannes.  Diesem  ihrem  Anlasse  wie  ihrem  Zwecke  nach  erfolgte 
sie  bei  Abschluss  der  Ehe , wenn  sie  auch  an  diesen  Zeitpunkt 
nicht  gerade  gebunden  erscheint 8),  wie  es  die  Morgengabe  ist. 

Die  möglichste  Sicherstellung  der  Wittwenversorgung  war 
die  Tendenz  des  Vertrags.  Demgemäss  bildeten  nach  dem 
ursprünglichen  System  nur  Immobilien  den  Gegenstand  des- 
selben. Nur  ihrer  gedenkt  der  Sachsenspiegel  f)  und  die  sich 
ihm  anschliessenden  1#),  sowie  überhaupt  die  ältern  Quellen, 
selbst  die  stadtrechtlichen  u),  und  auch  in  den  spätem  giebt 
die  Leibzucht  an  Immobilien  die  Grundform  des  Instituts  ab. 
Jedoch  sind  hierunter  nicht  hlos  Grundstücke,  allodiale  wie 

#)  Nur  hierauf  kann  es  sich  beziehen,  wenn  das  Stück  v.  Mustheil 
(bei  Bruns  a.  a.  0.,  S.  173 ; Big.  Ridderr.,  cap.  32)  bemerkt:  „Were  der 
vrawen  nein  lifgedinge  gliemaket.  dar  schuldege  se  dene  urnme,  der  se  vor- 
sumet  heft.“  Vgl.  v.  Sydow  a.  a.  0.,  Anm.  792». 

3)  Vgl.  ein  Beispiel  im  Schspr.  bei  Wahserschukbbn,  S.  101,  cap.  26. 

8)  Vgl.  v.  Sydow,  Anm.  794.  Kraut  II,  S.  527. 

9)  I,  21,  1;  II,  21,  3;  UI,  74;  III,  75;  UI,  76,  3. 

10)  Schles.  Landr.  39.  Görlitzer  Landr.,  cap.  38,  g 5.  Venn.  Ssp. 
I,  13,  3,  wo  er  das  ältere  Recht  darstellt,  und  1,  12,  1,  soweit  er  es 
hier  thut:  „He  mag  or  dingen  zeu  lantrcchte  adder  czu  wichbilde  erbe, 

bnser  adder  acker  adder  eygen vor  deme  gerichte,  do  is  inne  lith, 

an  gehegeter  hang.“  Puhooi.dt’s  R.-B.  UI,  7.  Stück  v.  d.  Beweisung 
bei  Homkykr,  Ssp.  II,  1.  S.  364  f.:  „Men  mach  den  frowen  wol  stände 
eigen  edder  liggende  grünt  to  irme  lyve  geven,  so  dat  sy  dar  rechte 
lyfftucht  anne  hebben  — . Ok  mach  men  dy  frowen  wol  belyfftuchtigen 
med  lene  — . “ 

11)  So  die  Magdeburger  Weisthümer  nach  Schlesien  v.  1235,  1261, 
1295,  1304  (vgl,  § 2t).  21.  22.  76.  83)  und  auch  noch  das  Magdeburger 
Weichbild,  Art.  22  (bei  v.  Thünobn,  Art.  24;  v.  Danirls,  1853,  Art.  23  — 
incorrect  ist  hier  der  ZoBF.u'sche  Text):  „Nu  vomemet  unde  hört,  waz 
eyne  frauwe  iris  mannes  gut,  behalden  möge  nach  sinem  tode  yn  wich- 
bilde rechte.  Waz  er  ir  gegeben  hot  vor  gerichte  an  sinem  eigen  zu 
irem  libe.  Man  spricht,  daz  man  frouwen  yn  wichbilde  phieget  zu  geben 
morgingabe.  Daz  ist  nicht ; wen  waz  den  frouwen  gegebin  wirt  yn  wich- 
bilde vor  gerichte  daz  raus  sien  eyne  lipzucht  ader  eyn  eigen  mit  erben  ge- 
lotete ailer  varnde  habe  in  des  mannes  gereitemc  gelde.“ 

31* 
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lehnbare  IS)  begriffen,  sondern  auch  alle  Gegenstände  und  Rechte, 
welche  denselben  gleichgeachtet  sind  und  das  Object  einer 
selbständigen  (namentlich  rechten)  Gewere  bilden  können, 
wie  Zinsen  und  Zehnten  und  Zölle  ’*),  beim  hohen  Adel  selbst 
ganze  Herrschaften  mit  Land  und  Leuten  u).  Nur  eine  selb- 
ständige Gewere  vermochte  die  Frau  sicherzustellen,  und  darum 
hatte  die  Constituirung  auch  bei  Lehngut  jederzeit  mittelst  förm- 
licher Auflassung  im  ächten  Ding  vor  dem  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  das  Grundstück  lag,  zu  erfolgen  *5).  Durch  die  Auf- 
lassung ging  die  Gewere  über  und  diese  konnte  nach  Jahr 
und  Tag  zur  rechten  werden,  selbst  wenn  der  Mann  kein 
liecht  am  Gute  gehabt  hatte  15*).  Zu  einem  solchen  gericht- 
lichen Acte  bedurfte  die  Frau  eines  Vormunds  (§  7,  S .94  f.).  Da 
der  Ehemann  sie  aber  bei  einem  solchen  Geschäft  nicht  vertreten 


i!)  Ssp.  III,  75,  1.  Sachs.  Lehnr.  31,  § 1.  2 — 2,  g 3.  Richtst. 
Leluir.  25,  g 1.  Stück  von  der  Beweisung  a.  a.  0. 

13)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  24;  II,  1,  21.  Kulm  IV,  24.  Schspr. 
bei  Washkhschlebkn,  S.  269,  Abs.  1;  ebcnd.  S.  359,  cap.  6:  „czins  und 
ingclt“  (==  Grundrente,  vgl.  Hai, taub,  S.  1016,  welcher  den  Schspr.  schon 
kennt  und  citirt)  ebend.  S.  231,  cap.  76.  — Puruolut  III,  7.  Schspr. 
bei  Wasserschi.kbks,  Princip  der  Erbfolge,  S.  181  f.  Vgl  auch  v.  Svnow, 
Erbr.,  Anm.  794.  795. 

i*)  Schspr.  bei  Wassbbschi.kbkn,  S.  418,  cap.  74  : „ — dy  sy  belip- 
ozuchtigen  mögen  mit  lande  unde  mit  leuten,  slossin  unde  mit  steten 
umb  des  willen , daz  sich  der  also  gchord  ane  dy  von  ritters  ard  sind 
und  ire  genosin.“  Vgl.  Urkunden  bei  Haltaus,  s.  y.  Wittwenstukl,  S. 
2125  und  v.  Svnow  a.  a.  O. 

16)  Ssp.  1,  21,  1.  Verm.  Ssp.  I,  12,  1 ; I,  13,  3.  Rigisch  Ridderr. 
32.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  32.  Kulm  IV,  74.  Schspr.  bei  Böhme  VI, 
S.  117,  ».  Weisth.  v.  1261,  § 14;  v.  1304,  § 20.  21.  *3.  76.  Weichb., 
Art.  22.  Schspr.  bei  Wasskrschi.biius,  S.  256,  cap.  118;  S.  269,  cap. 
131;  S.  275,  cap.  135*>.  Pukgoudt,  Rechtsb.  III,  7.  Görlitzer  Landr., 
cap.  47,  § 6.  — Auch  in  den  Städten  durfte  also  namentlich  die  Be- 
stellung nicht  vor  sitzendem  Rath  erfolgen,  arg.  System.  Sch.  - R.  IV, 
1,  21.  Kulm  IV,  21.  Dass  dies  im  alten  Weichbild,  wie  v.  Mabtitz 
S.  337  meint,  anders  gewesen  sein  sollte,  kann  ich  nicht  annehmen. 
Das  Weisthum  v.  1261,  g 14  spricht,  wie  die  Parallelstelle  im  Weisth. 
v.  1304,  g 20  ausweist,  von  einer  (gelobten)  Morgengabe  zu  Leibgcdings- 
jecht.  Vgl.  § 50,  Anm.  26. 

lä»)  Sch.-C.  bei  Wabskrschj.kukn,  S.  386,  cap.  34.  Vgl.  Anm.  52. 
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mochte,  wurde  ihr  ein  Vormund  Gerichtshalben  bestellt1"). 
'Ks  wird  in  der  Kegel  ihr  früherer  Geschlechtsvormund  ge- 
wesen sein,  der  ihr  die  Leibzucht  ausbedungen  hatte.  An- 
drerseits war  cs  der  Mann , oder  ausnahmsweise  viel- 
leicht ein  Dritter  für  ihn,  welcher  die  Leibzucht  mittelst  Auf- 
lassung bestellte;  jedenfalls  mussten,  soweit  überhaupt  die 
Beispruchsrechte  der  nächsten  Erben  in  Kraft  waren,  diese 
consentiren,  nach  dem  alten  System  also  schlechthin  17),  spä- 
ter wenigstens  bei  Erbgut 18).  Andernfalls  konnten  sie  der 
Veräusserung  widersprechen  und  das  Leibzuchtsgut  binnen  Jahr 
und  Tag  vindiciren  1B).  Auch  der  Consena  der  unmündigen 
Erben  genügte  jedoch  und  Nachgebome  brachen  die  Leibzucht 
nicht  19‘). 

Ist  nun  aber  die  Bestellung  der  Leibzucht  einmal  in  rechts- 
beständiger Weise  erfolgt,  so  ist  das  dadurch  begründete 
Rechteverhältniss  an  und  für  sich  dasselbe,  wie  bei  jeder 
andern  Leibzucht.  Das  was  sie  als  eine  eigenthümliche  aus- 
zeichnet , ist  nicht  die  principiell  abweichende  Gestaltung  des 
Rechtsverhältnisses  als  solchen,  sondern  dessen  Einfügung  in 
das  eheliche  Güterrecht,  durch  welche  es  den  Einwirkungen 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ausgesetzt  wird.  Diese 
Einwirkungen  hören  mit  dem  Tode  des  Mannes  von  selbst  auf 
und  nun  tritt  die  Leibzucht  im  Wesentlichen  so  heraus,  wie 
sie  auch  sonst  im  Rechte  bestimmt  ist.  Eine  principielle 
Verschiedenheit  findet  nicht  statt , immerhin  ist  aber  das  durch 
sie  der  Wittwe  gewährte  Besitz-,  Genuss-  und  Dispositions- 
recht in  den  Einzelnheiten  eigenthüralich  geordnet  — nämlich 
» 

*6)  8sp.  I,  44:  ,, — tu  der  klage  aal  sc  dat  gerichte  Vormunden 
nndc  dar  ir  ire  man  gift  egen  in  ursale  oder  to  irme  live.“ 

17)  Vgl.  die  Stellen  oben  Anm.  15.  Auch  der  Conscns  der  noch 
nnmündigen  Erben  genfigte.  Vgl.  Sap.  1,  21,  § 1:  „svo  jung  sc  sin“. 
Recipirt  im  Weichbild,  Ausg.  v.  ThCwgbn,  Art.  228;  v.  Mautitz,  S.  197, 
Anm.  20. 

,8)  Vgl.  z.  B.  Herforder  Rechtsbuch  des  14.  Jahrhunderts,  g 4H 
(Gknglrr,  Stadtrechte,  S.  195)  — eine  Bearbeitung  des  Sap. 

,9)  Schspr.  bei  Wassf.rschi.kbkn,  S.  268,  cap.  131. 

19  *)  Ssp.  I,  21,  1 u.  2.  Vgl.  Anm.  17. 
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in  die  weitesten  Grenzen  gefasst,  dergestalt,  dass  nur  die  uaokte 
Substanz  des  Mannes  Erben  gewahrt  bleibt,  namentlich  der 
Umfang  des  römischen  ususfructus  bei  Weitem  überschritten 
wird.  Diese  Bestimmungen  sind  zwar  für  uns  als  nicht  in  das 
eheliche  Güterrecht,  sondern  in  das  Erbrecht  gehörig,  nicht 
von  direetem  Interesse.  Wir  können  indessen  zum  Verständniss 
des  Instituts  überhaupt  nicht  umhin,  den  Inhalt  des  Rechts 
seinen  Hauptzügen  nach  anzugeben.  Dagegen  sind  die  mancherlei 
Eigentümlichkeiten  des  Leibgeding-Lehns  fast  nur  für  das 
Lehnrecht  von  Bedeutung,  und  wir  übergehen  sie  daher  hier 
ohne  Nachtheil  für  das  eheliche  Güterrecht  gänzlich*0). 

Die  Leibzucht  gewährt  der  Wittwe,  welcher  hierin  aber 
die  geschiedne  Ehefrau  völlig  gleichsteht 21),  in  und  mit  der  ihr 
zu  diesem  Recht  übertragnen  Gewere  den  Besitz  und  in  gewissem 
Umfang  Gebrauch,  Genuss  und  Verfügungsgewalt  rücksichtlich 
dos  Leibzuchtguts.  Sie  hat  die  Rechte , die  den  Inhalt  jeder  Ge- 
were bilden  (§  8) , sie  hat  sie  aber  nur  in  dem  Maasse  und  dem 
Umfang,  wie  Beides  durch  das  Leibzuchtsrecht  näher  bestimmt 
wird.  Die  charakteristische  Eigenthümlichkeit  diesos  Rechts 
ist  seine  Beschränkung  auf  die  Lebensdauer  der  Frau.  Hierin 
liegt  einmal  direct  die  zeitliche  Begrenzung,  indirect  aber 
auch  die  Beschränkung  des  Inhalts  des  Rechts  dahin,  dass  es 
keiuen  über  jenen  Zeitpunkt  hinausgreifenden  Genuss  und  Ge- 
brauch und  keine  auf  weiterhin  wirkende  Disposition  gewährt. 
Soweit  aber  diese  Schranke  nicht  entgegentritt , steht  das  Recht 
nach  Inhalt  und  Umfang  dem  Eigenthum  gleich  und  wird 
desshalb  in  den  Quellen  öfter  auf  eine  Linie  mit  dem  Besitz- 
recht des  Vasallen  gestellt,  Ehrend  es  sein  römisches  Ana- 
logon bei  Weitem  überragt 21 ‘).  Die  Wittwe  hat  also  vor 

*°)  Vgl.  die  Darstellung  derselben  bei  Albrkcht,  Gewere,  S.  227  f. 
Kckakdt  a.  a.  0.,  § 11,  namentlich  aber  Homeyek,  System  des  Sachs. 
I<ehnr.,  § 21  (111,  S.  358  — 369),  Kraut,  Vormundschaft,  § 120  (III,  S. 
84  f.)  und  v.  Martitz  a.  a.  O.,  § 17. 

*>)  Ssp.  1,  21,  2 a.  E. ; 111,  74.  Venn.  Ssp.  I,  22,  2.  Rigisch 
Ridderr.  19.  Eisenacher  R.-B.  II,  24.  Weichbild,  Ausg.  v.  Tiiüngek 
229.  239.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  22.  Kulm  IV,  64. 

*'»)  v.  Martitz,  S.  196,  Anm.  13.  • 
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allen  Dingen  den  lebenslänglichen  Besitz  am  Leibzuchtsgute  **). 
Sie  nutzt,  gebraucht  undgeniesst  dasselbe  ohne  irgend  welche  Ein- 
schränkung. Sie  zieht  daher  zunächst  alle  naturalen  Früchte  **), 
nicht  minder  aber  auch  die  civilen,  namentlich  also  die  Pacht- 
gelder u),  oder,  wenn  eine  Grundrente  das  Object  bildet,  die  fäl- 
ligen Geld- und  Fruchtzinsen  und  Zehnten  *6).  Sie  darf  es  zu  die- 
sem Zweck  bewirthschaften  und  verwalten  **)  und  ist  nicht 
an  die  bisherige  Nutzungsweise  gebunden  *7).  Vorbehaltlich 
der  Erhaltung  der  Substanz  schaltet  sie  hierbei  völlig  frei  **). 
Sie  darf  das  Gut  daher  namentlich  in  eine  zweite  Ehe 
einbringen  und  es  so  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
unterwerfen  *•),  ja  das  Recht  auf  die  Dauer  seiner  Eiistenz 


**)  Vemi.  Ssp.  I,  12,  1 : „ — daz  sy  besicczen  »al  undc  gebrochen 
noch  sime  tode,  dywile  daz  sy  lebet  nnde  wol  eynen  andern  man 
nempt  — .“ 

**)  Arg.  Ssp.  III,  76,  3 n.  4.  Verm.  Ssp.  I,  23.  2.  Rigisch 
Ridderr.  232.  Weichbild,  Ansg.  v.  Thüboek  240. 

u)  Ssp.  III,  76,  5.  Verm.  Ssp.  1,  23,  2. 

**)  Vgl.  die  Anm.  13  citirten  Stellen.  Wird  die  Realrente  bei 
Lebzeiten  der  Wittwe  mittelst  Wiederkaufs  abgelöst,  so  muss  der  Schuldner 
das  Kapital  zu  Händen  der  Wittwe  und  der  Erben  zahlen  und  diese  eine 
neue  Realrente  für  sie  kaufen.  Vgl.  Schspr.  bei  Wassbrschlbben,  S. 
359,  cap.  6. 

ie)  Sie  kann  z.  B.  den  darauf  haftenden  Zins  ablösen  und  statt 
dessen  einen  andern  darauf  nehmen:  System.  Sch.-R.  IV,  2,  3.  Kulm 
IV,  107. 

*7)  Sie  darf  z.  B.  ein  Haus  darauf  errichten  und  über  dieses  dann 
beliebig  verfügen.  Ssp.  II,  21,  3;  III,  38,  4;  III,  74.  Denn  nur  auf 
die  von  der  Frau  selbst  auf  ihrem  Leibgut  errichteten  Gebäude  möchte 
ich  diese  Stellen  beziehen,  weil  sonst  ihr  Recht  auf  deren  Wegnahme  zu 
Gunsten  ihrer  Erben  die  Schranken  der  Leibzucht  doch  offenbar  über- 
schritte. 

**)  Weichbild  bei  v.  ThCngkn  236:  „Eyn  man  mag  woll  sein  gut 
bessern  ader  ergem  wider  seines  herrn  willen,  also  mag  dy  frawe  thun 
an  iren  leypgedinge.  “ Uebcr  die  Analogie  des  Lehnrechts  vgl.  Ho- 
mkykb,  System  des  Lehnr.  II,  2.  S.  405. 

*#)  Ssp.  IH,  76,  3 u.  4.  Verm.  Ssp.  I,  23,  2.  Eisenacher  R.-B. 
II.  25.  Rigisch  Ridderr.  232.  Weichbild  bei  v.  ThC.ngbn  240.  Frei- 
berger Stadtr.  18  (bei  Walch,  Stadtr.  III,  S.  167  f.). 
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seihst  veräusserii  -*0) , nameutlich  verpfänden  30  “)  und  es  für  ihre 
Schulden  haftbar  machen.  Der  Ertrag  des  Guts,  solange  das  . 
Recht  dauert,  anscheinend  selbst  alle  darauf  befindliche  Fahr- 
niss, kann  dann  von  dem  Gläubiger  in  Anspruch  genommen 
werden  3l).  Man  sieht : das  Recht  der  Frau  hat  in  jeder  Be- 
ziehung den  weitesten  Umfang.  Es  findet  seine  Grenze  erst 
in  dem  Rechte  des  Mannes  und  seiner  Erben  auf  die  Sub- 
stanz des  Guts.  Diese  ihnen  durch  Rechtsgeschäfte  oder  wirt- 
schaftliche Acte  zu  entziehen,  ist  die  Wittwe  schlecht- 
hin ausser  Stande.  Die  Substanz  des  Guts  haftet  nicht  für 
die  von  der  Frau  gewirkten  Schulden32),  sie  kann  dasselbe 
weder  selbst  zu  eigen  behalten  noch  veräussern  M),  ebenso- 

w)  Vgl.  SchH]ir.  bei  Wasskr8chi.kbks,  S.  247,  cap.  106.  Die  Ur- 
kunde bei  Eckardt  a.  a.  0.,  Anm.  48. 

»e»)  Venu.  Bsp.  I,  47,  3 (Goslar’sclies  Stadtr.,  8.  28,  «i  f.):  ,, — dy 
lipczucht,  dy  es  an  de»  andern  erbe  had,  dy  en  mag  is  nicht  verkümmern 
wan  czu  syme  libe;  es  en  sy  danne,  daz  is  der  willekore  vor  gerichte, 
der  is  anwartende  ist“.  Die  Stelle  spricht  allerdings  nur  von  der  ge- 
setzlichen Leibzucht  der  Gatten , sollte  es  aller  bei  der  vertragsmiissigen 
anders  gehalten  worden  sein?  Die  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  56,  bei 
v.  Daniels,  S.  376,  »b  f.  erkennt  es  auch  für  diesen  Fall  an,  giebt  aller 
der  Wittwe  freilich  sogar  für  den  Fall  achter  Noth  vorbehaltlich  eines 
Vorkaufsrechts  der  Erben  ein  Veräusserungsrecht.  (Zu  eng  wohl  v.  Mar- 
titz,  8.  198,  Anm.  27.) 

S1)  Venu.  Ssp.  III,  9,  12.  PvROoi.iw’s  R. -B.  VI,  63:  „Had  cyn 
fruwe  gute,  dy  or  lipczucht  sin,  unde  ander  lute  anefal  dorane  haben, 
dy  mag  wol  bürgen  in  dy  gute,  also  daz  is  denselben  guten  keyn  schaden 
noch  getwang  kmache  noch  deine,  der  or  anwartende  ist ; sundem  von  allen 
famder  habe,  dy  in  den  guten  sin,  do  sal  man  von  geldcn  unde  beiden 
mit  gerichte  umbe  den  bürg.“  Früchte,  auch  auf  dem  Halm,  galten  für 
fahrende  Habe.  Vgl.  § 26,  Anm.  15.  16  (S.  264).  Aber  die  Stelle 
spricht  anscheinend  von  jeder  Art  Fahrniss. 

82)  Vgl.  die  Beschränkung  in  den  Stellen  der  vorigen  Aumerkung. 
Ferner:  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  100,  Abs.  1.  System.  Sch. -R.  IV, 

2,  19.  Kulm  IV,  19.  Glogauer  R.-B.  580,  120  („ — wenne  es  der  frawen 
czu  leibis  nucze  gebin  was  unde  nicht  vobas“). 

**)  Ssp.  I,  32 : „ Nein  wif  ne  mach  ok  to  egene  behalden  ire  liftucht 
noch  ir  erve  na  iremc  dode  — . “ Weisth.  v.  1265,  28 : „ Nichein  wip  ne 
mach  ir  lipgedinge  czu  eigene  behalden  noch  vorcouffen  — . “ Weisth. 
v.  1304,  § 20.  Weichbild  56,  g 1.  Glogauer  R.-B.  401.  403.  System. 
Sch.-R.  IV,  2,  1».  Kulm  IV,  37. 
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wenig  die  Substanz  wesentlich  verändern,  gefährden  oder 
zerstören  , wie  etwa  durch  Entfernung  der  Gutshörigen , durch 
Abhauen  der  Obstbäume,  durch  Verrückung  oder  Zerstörung 
der  Mal-  und  Grenzzeichen  geschehen  würde  M).  Durch  solche 
freventliche  Deterioration  verwirkt  sie  ihre  Leibzucht  nicht 
minder  als  durch  den  Versuch,  Bich  das  Gut  anzueignen  oder 
zu  verkaufen  Sä).  Meidet  sie  aber  solche  Beeinträchtigungen 
des  eventuellen  Rechts  des  Eigenthümers,  so  ist  ihre  Gewalt 
so  unbeschränkt  wie  ihr  Gebrauchsrecht. 

Dies  ist  der  Inhalt  des  der  Wittwe  durch  ihre  Leibzucht 
gewährten  Rechts.  Dieses  Recht  wird  ihr  nun  als  ein  d i u g - 
lieh  es  in  dem  Sinne,  wie  es  das  Deutsche  Recht  überhaupt 
kennt,  gewährt  und  zwar  dergestalt,  dass  es  als  solches  so- 
fort mit  der  Constituirung , nicht  etwa  erst  mit  dem  Tode  des 
Mannes  entsteht.  Mit  und  durch  die  Bestellung  in  Form  der 
gerichtlichen  Auflassung  geht  alsbald  die  Gewere  zu  Leib- 
zucht auf  die  Frau  über,  während  die  Gewere  zu  Eigen- 
thum bei  dem  Manne  verbleibt.  Damit  erhält  die  Frau 
gemäss  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Gewere  einen 
Besitz,  der  sich  in  einer  Gewalt  über  das  Gut  und  in  dessen 
Nutzung  realisirt,  in  dem  Maasse  wie  beides  durch  das  Leib- 
zuchtsrecht gewährt  wird,  und  sie  erhält  andrerseits  damit  den 
dinglichen  Schutz  dieses  Rechts,  wie  ihn  die  Gewere  als  Tei- 
ger eines  solchen  beschafft.  Während  aber  eben  desshalb  das 
Eigenthum  des  Mannes  und  seiner  Erben  an  der  Substanz 
völlig  unberührt  bleibt , treten  auch  die  Wirkungen  der  Leib- 
zuchtsgewere  während  stehender  Ehe,  wo  wie  jedes  andere 
Gut  der  Frau,  so  auch  ihr  Leibzuchtsgut  der  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  unterliegen  muss,  nur  soweit  in  die 
Erscheinung,  als  sie  von  dieser  nicht  verdeckt  und  erschöpft 
werden.  Nun  absorbirt  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  die 

S»p.  1,  21,  2.  Venn.  Ssp.  1,  20,  17.  Weichb.  bei  v.  ThCngkn 
228.  Rigisch  Ridderr.  18. 

**)  Vgl.  die  Stellen  der  vor.  Anni.  Dazu  S»p.  1,  32.  Venu.  SSp. 
I.  20.  18.  PrnooLirr'g  R.-B.  II,  94.  Richtet.  Landr..  cap.  25,  § 4. 
Eine  Milderung  enthält  schon  die  Extravagante  de«  Ssp.  I,  21,  2 bei 
Homeysb,  Abhandl.  der  Herl.  Akad.  1881,  S,  240,  Nr.  3. 
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Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  selbst  bei  Immobilien  das 
Nutzungs-  und  Dispositionsrecht  der  Frau  soweit,  dass  nur 
eine  Veräusserung  und  Beeinträchtigung  des  Rechts  in  seiner 
Substanz  selbst  ausgeschlossen  bleibt.  Die  Folge  davon  ist,  dass 
die  Leibzuchtsgewere  der  Frau  während  stehender  Ehe  sich  nur 
in  der  Unantastbarkeit  ihres  Rechts  und  dem  dinglichen 
Klagschutz  desselben,  sowie  positiv  in  der  Theiluabme  der 
Frau  an  der  Disposition  über  die  Substanz  des  Rechts  mani- 
festirt,  seine  Ausübung  aber  erst  in  Kraft  und  Leben  tritt 
beim  Wegfall  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  d.  h. 
also  in  Folge  der  Beschränkung  des  Leibzuchtsrechts  auf  die 
Lebensdauer  der  Frau,  erst  mit  dem  Moment  und  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dass  diese  es  ist,  die  die  Ehe  überlebt, 
mithin  bei  Auflösung  der  letztem  durch  den  Tod  des  Mannes 
oder  durch  deren  Annullirung.  Dies  ist  das  Rechtsverhältnis» 
des  Leibzuchtsguts  während  stehender  Ehe,  wie  es  die  Grund- 
lage des  an  und  für  sich  erbrechtlichen  Instituts  und  eine 
Partie  des  ehelichen  Güterrochts  unter  Lebenden  bildet.  Wir 
weisen  dasselbe  im  Einzelnen  nach,  indem  wir  die  Stellung 
der  Frau  wie  des  Mannes  zum  Leibzuchtsgut  während  stehen- 
der Ehe,  sowie  die  Gründe  der  Beendigung  der  Leibzucht 
darstellen  36). 

Mit  Constituirung  der  Leibzucht  geht  die  Gewere  zu  sol- 
cher sofort  anf  die  Frau  über.  Es  scheint  mir  dies  schon 
daraus  zu  folgen,  dass  erstere  schlechthin  nur  in  der  Form 
gerichtlicher  Auflassung  geschehen  kann  37).  Denn  die  Ueber- 
tragung  der  Gewere  an  Grundstücken  ist  ja  die  eigentliche 
Funktion  der  Auflassung,  und  dass  sie  dieselbe  ausnahmsweise 
nur  bedingt  und  von  einem  künftigen,  noch  dazu  ungewissen 

s«)  Ich  Bchliesxe  mich  damit  im  Wesentlichen  der  bisherigen,  na- 
mentlich durch  Ai.bkeciit  Iregrtindeten  Lehre  an,  im  Gegensatz  gegen 
Stouiik,  welcher,  das  Nebeneinander  einer  doppelten  Gewere  überhaupt 
bestreitend , sich  auch  genöthigt  sieht,  die  Leibzuchtsgewere  erst  mit 
dem  Tode  des  Mannes  beginnen  zu  lassen  (Erkch  und  Grcbbr,  Encyelo- 
padie,  Kd.  LXV,  S.  428  f„  § 22.  23.  32.  33).  Ihm  folgt  anscheinend 
v.  Martitz,  S.  199,  Anin.  28  und  8.  200,  Anm.  38.  — Vgl.  besonders 
unten  zu  Anm.  53. 

37 ) Vgl.  oben  Anm.  15. 
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Zeitpunkt  an  übertrüge,  ist  eine,  zumal  für  das  ältere  Säch- 
sische Recht  viel  zu  künstliche  Supposition  37‘).  Die  Nöthi- 
, gung  zu  derselben  könnte  lediglich  darin  gefunden  werden, 
dass  die  Frau  während  stehender  Ehe  die  Leibzucht  nicht  aus- 
übt; dies  aber  ist  nicht  die  Folge  davon,  dass  sie  die  Ge- 
were  in  jener  Zeit  noch  nicht  hat,  sondern  dass  sie  der 
Mann  vermöge  seiner  rechten  Vormundschaft  auch  in  dieser 
Gewere  vertritt.  Es  war  dasselbe  Verhältniss  wie  bei  der 
altern  Vergabung  von  Grundstücken  zu  Eigenthum  unter  Ehe- 
gatten. Hier  ging,  wie  überhaupt  bei  dieser  ältern  Form 
der  Vergabung,  die  Eigen thumagewere  sofort  über  38),  und  mit 
diesen  Rechtsgeschäften  stellen  schon  ältere  Quellen  die  Er- 
richtung der  Leibzucht  ganz  parallel 3S).  In  der  That  erweist 
sich  aber  auch  die  Gewere  der  Frau  schon  während  der  Ehe 
wirksam,  in  derselben  Weise  wirksam  als  ihre  Eigenthums- 
gewere  an  den  inferirten  oder  den  vom  Manne  mittelst  Ver- 
gabung erhaltenen  Grundstücken. 

Die  Frau  ist  gegen  jeden  ihr  Leibzuchtsrecht  beeinträch- 
tigenden Act  gesichert,  auch  gegen  solche  Beeinträchtigungen 
Seitens  ihres  Mannes  während  stehender  Ehe.  Derselbe  kann 
ihr  Leibzuchtsgut  weder  völlig  noch  partiell  wirksam  ver- 
äussern.  Fis  gilt  dies  nicht  minder  nach  Landrecht  als  nach 
Weichbild  4#).  Die  Frau  kann  das  veräusserte  Grundstück  vin- 


37 »)  Auch  die  Quellen  gehen  von  ihr  nicht  aus,  z.  B.  Schspr.  bei 
Wasskrschi.kbks,  cap.  131,  8.  268  t:  „Mag  die  frawe  dirweyszen  — das 
ir  ir  man  das  leipgedinge  gereicht  hat  und  [ay  | das  geruglichin  yn  lehn 
und  gewern  gehabt  hat  jar  unde  tag  — “ ac.  in  der  Ehe,  denn  die  Krau 
hatte  behauptet:  „ — und  habe  domoch  mit  yni  gesessen  ane  alle  an- 
sproche  yn  geruglichir  gewere  jar  und  tag  — .“ 

»»)  Vgl.  § 52,  Anm.  1 f.;  § 53  sub  IV. 

a»)  Weisth.  v.  1304,  § 21,  76.  Weichbild  59.  Ausg.  v.  Thi  nof.n 
56  u.  345. 

3o)  Diesen  bisher  ganz  unbestrittenen  Satz  hat  jetzt  v.  Mautitz 
(a.  a.  0.,  S.  199)  für  das  ältere  Landrecht  im  Zusammenhang  mit  seiner 
Annahme  völlig  freier  Disposition  des  Mannes  über  die  Immobilien  seiner  Frau 
angefochten.  Mit  letzterer  Annahme  (vgl.  oben  § 31,  Anm.  6»,  8.  303  f.) 
verliert  auch  die  hier  fragliche  Ansicht  ihren  Boden.  In  der  That  ist  sie 
mit  so  allgemein  lautenden  Stellen  des  Ssp.  wie  HI,  75  („An  egene  is 
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diciren  — nach  Landrecht  anscheinend  erst  als  Wittwe , nach 
Weichbild  sofort.  Wenigstens  wird  nur  in  stadtrechtliehen 
Quellen  bezeugt , dass  ihr  die  Verjährung  der  Vindication  vom 
Momente  der  Disposition,  nicht  erst  vom  Tode  des  Mannes 
an  läuft 41).  Diese  dingliche  Klage  während  stehender  Ehe 
weist  auf  die  Gewere  der  Frau  zur  Genüge  hin:  denn  ist  diese 
letztere  auch  nicht  der  Grund  (die  causa)  der  dinglichen  Klage, 
so  ist  sie  doch  deren  regelmässige  Voraussetzung , und  zu  der 
Annahme,  dass  diese  hier  ausnahmsweise  fehle,  liegt  nach  dem 
Gesagten  nicht  die  mindeste  Nöthigung  vor.  Auf  Grund  ihrer 
Leibzuchtsgewere  vindicirt  also  die  Frau  schon  während  der 
Ehe  ihr  Leibzuchtsgut.  Ob  dasselbe  damit  wieder  in  die  Ge- 
were zu  rechter  Vormundschaft  des  Mannes  zurückfiel,  oder 
dieser  nun  nach  Art  des  Einhandsguts  entzogen  wurde,  ist  in 

rocht  lifgetucht  der  vrowen . wende  it  in  nicman  gebreken  mach  tu  inne 
live  — “)  und  1,  21,  2 („Liftucht  nc  kan  den  vrowen  neman  brekea, 
ne  verwerke’t  selve  — “),  die  doch  nicht  blos  auf  die  Zeit  der  Wittwen- 
Kchaft  bezogen  werden  müssen , unvereinbar.  Die  jüngern  Quellen  lassen 
keinen  Zweifel,  auch  ausserhalb  des  Weichbilds:  So  Richtet.  I.ehnr., 

ca]>.  25,  $ 2.  Stück  von  der  Beweisung  bei  Homkykh  LI.  1.  S.  385, 
Ul osao  z.  Sachs.  I.ehnr,,  ca]).  50.  Ucber  das  Weichbild  vgl.  Amu.  41  u. 
System.  Sch.-R.  IV,  1,  38,  wo  die  Beschränkung  de«  Satzes  nur  auf  der 
Interpretation  des  Constituirangs-Acts  beruht  (vgl.  überhaupt  oben  § 31. 
Anni.  0»,  S.  803  f.). 

41)  Weichbild  bei  v.  Thlnuks  345:  „Uibt  cyn  man  sevnn  gut  — 
Keyncm  weihe  zu  yrem  leibe  und  wirt  dor  über  eyn  fride  gemacht  und 
gibt  er  darnach  yuiande  icht  an  dem  gute , dem  dy  erste  gäbe  gegebenn 
ist,  der  mag  is  woll  Widerreden  mit  rechte  ab  er  will  — — . Ist  aller 
dy  letzte  gälte  gegebenn  mit  seynem  willen  ader  an  seiner  widersprechenn 

ynnen  jare  unnd  yrn  tage mag  is  jener  nicht  Widerreden  mit 

keinen  rechten.“  Weichbild  (Dahiklx  1S53J.  cap.  SO:  Frau  und  Kinder 
„ne  mitten  noch  ne  solen  des  mannes  gave  wederspreken , wo  unrecht  sie 

si,  it  si  ne  denne en  recht  lifgetucht,  dat  der  vrowe  gegeven  is 

vor  geriebte.  Gift  he  dat  denne  mit  Unrechte  — — dat  solen  sie  mit 
klage  irvordem  to  de  me  nesten  dinge.“  — Saalfelder  Stat.,  cap.  39 
(bei  Wai.cii  1,  S.  24):  „Machet  ein  man  siner  huzfrowen  lipgedingc  und 
vercouft  daz  wider,  swiget  si  jar  und  tag.  si  muz  nmmer  swigen.  “ Arg. 
auch  der  Schspr.  bei  Wasxk.rschi.kbkn,  S.  25b,  cap.  118.  wo  die  Käufer 
ausdrücklich  bemerken,  das«  die  Frau  nicht  rechtzeitig  widersprochen  hat 
„vor  eres  mannes  tode  und  domoeb“,  vgl.  Blume  v.  Magdeburg  1,  17. 
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den  Quellen  nirgends  erörtert 4*).  Wie  die  Veräusserung,  so 
ist  auch  jede  Verwirkung  Seitens  des  Mannes  ausgeschlossen  43), 
nicht  minder  auch  die  Belastung  mit  Schulden.  Bezeugt  wird 
dieser  Satz  allerdings  nur  für  die  Haftung  des  Guts  nach  des 
Mannes  Tode;  da  dies  aber  auch  in  den  spätem  Quellen  ge- 
schieht 44) , bei  welchen  die  Haftung  nicht  mehr  auf  die  Fahr- 
niss des  Erblassers  beschränkt  ist 45) , so  muss  der  Satz  auch 
für  die  Haftung  während  stehender  Ehe  seine  Gültigkeit  haben. 
Jeder  das  Leibzuchtsrecht  der  Frau  beeinträchtigende  Act  des 
Mannes  wird  daher  erst  wirksam  durch  ihre  ausdrückliche  oder 
stillschweigende,  namentlich  auch  im  Verschweigen  während 
Jahr  und  Tag  liegende  Zustimmung  46).  Dass  sie  diese  ihre 
vor  Gericht  zu  erklärende  Zustimmung  durch  einen  besondern 
Vormund  abzugeben  gehabt  hätte,  wie  dies  später  bei  der 
Leibzucht  am  Lehn  nothwendig  war  47),  lässt  sich  wenigstens 
für  das  ältere  gemeine  Recht 4“)  nicht  nachweisen  49).  Alle 

4*)  Vgl.  oben  § 31,  S.  311.  Völlig  analog  ist  aber  der  dort  be- 
handelte Fall  nicht.  Vgl.  Eckarkt  a.  a.  0.,  § 7 a.  E. 

4i)  Vgl.  die  Stellen  Anm.  40. 

44)  Verni.  Ssp.  I,  17,  9.  Eisenacher  R.-B.  II,  20.  Glosse  z.  Ssp. 
I,  24,  3 (auch  bei  Homkyer),  Gotdar’sches  Stadtr.,  S.  0,  *«  f. ; S.  11,  i«  f. 
Schspr.  bei  Wasseh.scju.eben,  Princip  der  Succ.-Ordn.,  S.  184.  Hers., 
Rechtsqu.,  8.  270,  cap.  131  a.  E. 

45)  Vgl.  Stobjif.,  im  dahrb.  des  gern.  Deutschen  Rechts  V,  8.  304  f. 

4,i)  Weichbild  bei  v.  TijCnoen,  Art.  345;  vgl.  Anm.  41.  Schspr.  bei 

Wasskrschlebkn , S.  250,  cap.  US:  „ — und  ir  das  leypgedinge  mit 
rechte  njr  gebrochen  ist  und  ouch  ny  vorczegen  hat  an  keyner  stat,  do 
is  crafft  adir  macht  gchabin  mochte  — .“ 

«*)  Glosse  z.  Lehnr.,  Art.  56,  auch  abgedr.  bei  Kraut  II,  S.  533, 
Anm.  10.  Vgl.  die  Urkunden  bei  Hai.tacs  s.  v.  Leibgedingsvci-zicht, 
S.  1242  f.  (Vgl.  überhaupt  v.  Mahtitz  S.  200  und  S.  180  f.,  sowie 
8.  205  f.) 

**)  Nach  d.  Freiberger  Stat»  18  (bei  Wai.ch,  Stadtrechte  III,  S.  107) 
scheint  es  allerdings  so.  Auf  Römisches  Recht  zurückzufilhren  ist,  wenn 
die  Glosse  z.  Ssp.  I,  20  d.  Eisenacher  R.-B.  II,  20,  wie  die  Glosse  zum 
Lehnr.  a.  a.  0.  bestimmt:  „Des  lipgedinges  en  mag  der  man  mit 
willen  oderane  willen  der  frowin  wedir  vorkouffen  noch  enpherrin, 
das  en  geholfen  möge.“ 

4*)  Ssp.  I,  44  handelt  nicht  von  einem  solchen  Fall.  — Vgl.  übrigens 
§ 24  zu  Anm.  38,  8.  253. 
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diese  Rechte  der  Frau  sind  wesentlich  negativen  Inhalts,  auf 
Abwehr  von  Beeinträchtigungen  des  Rechte  gerichtet.  Von 
positiven  Befugnissen  liess  ihr  während  stehender  Ehe  des 
Mannes  Gewere  zu  Eigenthum  und  zu  rechter  Vormundschaft 
keine  übrig.  Zwar  wird  man . da  die  Leibzucht  nicht  ein  in 
dem  Sinne  an  die  Person  geknüpftes  Recht  war  wie  der 
Römische  ususfructus  ®°) , eine  Veräusserung  des  Rechte  auf 
die  Dauer  seiner  Existenz  unter  Conseils  des  Mannes  auch  in 
stehender  Ehe  nicht  für  unzulässig  gehalten  haben , aber  offen- 
bar war  dies  ein  so  singulärer  Fall,  dass  die  Quellen  seiner 
zu  gedenken  schwerlich  Anlass  haben  mochten  51).  Auch  die 
Frage,  ob  die  Leibzuchtsgewere  der  Frau  schon  während  der 
Ehe  durch  Zeitablauf  zur  rechten  Gewere  heranwachsen  und 
dadurch  von  der  Rechtebeständigkeit  des  Besitzrechts  des  Ehe- 
manns unabhängig  werden  kann,  wird  nicht  umständlich  er- 
örtert5“). Für  die  Zeit  nach  der  Ehe  wird  sie  ausdrücklich 
bejaht  M). 

Neben  der  Leibzuchtsgewere  der  Frau  stand  während  der 
Ehe  dem  Manne  die  Gewere  zu  Eigenthum  an  dem  Gute  zu. 
Man  hat  neuerdings  die  Möglichkeit  eines  solchen  Nebenein- 
ander zweier  Geweren  im  Verhältniss  gegenseitiger  Anerken- 
nung ohne  Grund  bestritten 5S).  Keinenfalls  kann  darül>er 

M)  Vgl.  oben  Anro.  30  u.  30». 

51)  Eben  (lesshalb  ist  der  Ssp.  I,  45,  2:  „En  wif  ne  mach  ok  ane 
irs  mannes  gelof  nicht  ires  gudes  vergeven,  noch  egen  verkopen,  noch 
lit'tucht  nplaten  — “ sicher  nicht  von  Auflassung  einer  bestehenden 
Leibzucht,  sondern  von  Errichtung  einer  Leibzucht  durch  Auflassung 
zu  verstehen  (vgl.  Sydow,  Erbrecht,  Anin.  801»),  wie  denn  auch  das  Rig. 
liidderr.,  cap.  42  an  denselben  Satz  den  über  Auflassang  einer  Leibzucht 
Seitens  „ ungemannter  Weiber“  ohne  Weiteres  anschliesst.  Ebenso  dürfte 
auch  der  Verm.  Ssp.  1,  20,  16  nur  von  einem  Verzicht  der  Frau  auf  ihr 
etwa  aus  früherer  Ehe  stammendes  Lcibzuchtsrecht  zu  verstehen  sein. 

®“)  ihre  Bejahung  liegt  in  dem  Schspr.  Anm.  37». 

ss)  Schspr.  bei  Waskkrschlebkn,  S.  386,  cap.  34.  Obwohl  der  Fall 
der  war,  dass  c in  Mann  seiner  Frau  die  ls;ibzucht  an  einem  gewaltsam 
sich  angeeigneten  Gut  bestellt  hatte,  wird  dieselbe  doch  der  Frau  zuge- 
sprochen, weil  sie  das  Gut  „ geruklich  undc  in  nuczlicher  gewere  unde  lehn 
gehabit  hat  jar  unde  tag  unde  mer  denne  jar  unde  tag.“  Vgl.  Anm.  lf>-. 

M)  Stohbe  a.  a.  0.,  tj  22.  23.  32.  33;  vgl.  oben  g 8,  Amu.  12,  S.  102. 
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ein  Zweifel  obwalten , dass  dem  Manne  und  seinen  Erben  auch 
während  des  Bestands  der  Leibzucht  das  Eigenthum  an  dem 
Gute  zukam.  Es  wird  dies  grade  für  die  Leibzucht  der  Wittwe 
in  interessanten  Anwendungen  sehr  bewusst  und  sehr  bestimmt 
zur  Geltung  gebracht  M),  im  Gegensatz  zu  dem  Leibgeding  an 
Mobilien,  wo  eine  solch’  getheilte  Gewere  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  schlechthin  unmöglich  war 66).  Da  nun  aber  dem 
Manne  neben  dem  Eigenthum  kraft  seiner  Gewere  zu  rechter 


“*)  Da»  Görlitzer  Landr.,  eap.  38,  § 5 bestimmt:  „Ob  ein  man  lif- 
gedinc  gegebin  bat  unde  bi  ir  sune  gewinnit  daz  wib  sol  nach  simc  tode 
ir  lipgedinge  behaldin  unze  an  iren  tot.  Ob  binnin  dirre  vrist  irre  sune 
einer  einen  sun  gewinnit  . unde  er  sinen  vatir  obirlebit.  der  sol  nach 
sinis  eldir  niutir  tode  ir  lipgedinge  unde  swaz  so-  dar  uffe  gebuwit  is 
mit  sinem  vetire  teilen,  wände  iz  an  in  von  einem  eldire  vatir 
geerbit  is,  unde  nicht  von  siner  eldir  ruutir.  Swaz  so  du 
eldir  mutir  andirs  varendin  liave  hatte,  daz  sol  der  vetir  nemin“,  d.  h. 
nach  der  Wittwe  Tode  erbt  ihren  Nachlass  nur  ihr  Sohn,  nicht  ihr 
Enkel,  weil  das  Repräsentationsrecht  nicht  gilt.  Dagegen  theilen  Enkel 
und  Sohn  das  erledigte  Leibzuchtsgut,  weil  mit  dem  Tode  des  Mannes 
das  Eigenthum  daran  schon  auf  die  Erben  iibergegangen  war  (vgl.  Venn. 
Ssp.  1,  30,  1 ; 1,  48,  1),  diesen  Erbfall  aber  der  Vater  des  Enkeln  noch 
erlebt  hatte  oder,  wie  die  Stelle  selbst  sagt,  nicht  die  Wittwe,  sondern 
ihr  Mann  in  Bezug  auf  das  Leibzuchtsgut  der  Erblasser  ist.  Hieraus 
aber  folgt  von  selbst,  dass  das  Eigenthum  diesem  und  seinen  Erben  auch 
nach  Errichtung  der  Leibzucht  zustand  (vetir  — Oheim,  vgl.  System. 
Sch.-R.  IV,  2,  38).  Vgl.  Homeykr  in  der  Anm.  zu  obiger  Stelle  und 
v.  Mautitz  a.  a.  0.,  S.  201.  — Eine  auf  ganz  demselben  Princip  be- 
ruhende Entscheidung  für  einen  etwas  andern  Fall  giebt  der  Goslar'sclie 
Schspr.  nach  Nordhausen  bei  Forstkmann,  N.  Mittli.,  Bd.  I,  H.  3,  S.  30. 
§ 12:  „Sintdemmalc  die  bruder  kint  unde  die  swester  kint  die  gute,  die 
der  vorscheydene  man  gelazen  hat  pobin  daz  libgedinge  vor  etczlicher 
czid  or  teylet  haben , dunket  uns , daz  daz  libgedinge  (sc.  d.  Substanz 
des  Gut»)  ouch  uf  sie  erstorben  was,  ane  alse  feie,  daz  die  frowe  des 
czu  orrne  libe  gebruchet  hat  (d.  i.  vorbehältl.  der  Leibzucht),  nu  aber 
die  vrowe  ouch  verstorben  ist,  ist  unse  meynunge.  daz  die  kinde  und 
erben  sulcher  bruder  unde  swester  kint  teylen  die  libezucht  med  der 
eynen  swester  kinde,  also  das  eyn  ixslich  par  sin  teyl  neme,  alse  vater 
ader  orer  mutir  mochte  gebort  haben  von  sulchen  gutin.“  Vgl.  den 
Schspr.  ebend.,  S.  23,  § 4.  6. 

M)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  12  u.  40.  Kulm  IV,  52.  82.  Vgl. 
unten  zu  Anm.  72  f. 
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Vormundschaft  (nicht  etwa  vermöge  besondern  Vorbehalts)  **) 
auch  die  Ausübung  der  Leibzucht  seiner  Frau  zusteht  **•),  so 
ist  sein  Hecht  auf  das  Gut  während  der  Ehe  nicht  weiter  be- 
schränkt, als  dass  jede  das  Leibzuchtsrecht  der  Frau  beein- 
trächtigende Disposition  unwirksam  ist.  Der  Beweis  hiefur 
liegt  darin,  dass  die  Quellen  nirgends  eine  weiter  gehende 
Beschränkung  seines  Eigenthums  erwähnen  57).  Von  diesen 
abgesehen  erschöpft  sein  Recht  zur  Ausübung  der  Leibzucht 
neben  seinem  Eigenthum  an  der  Substanz  das  ganze  Recht  an 
dem  Gut.  Dies  erhellt  recht  deutlich , wenn  man  sieht, 
welche  Stellung  dem  Manne  in  Bezug  auf  Immobilien  zu- 
kommt , an  welcheu  die  Frau  eine  Leibzucht  aus  andern  Grün- 
den hat,  namentlich  durch  Bestellung  seitens  ihres  ersten 
Mannes.  Sie  kann  über  dieselbe  ohne  seinen  Consens  nicht 
disponiren  ri8),  er  verwaltet  und  bewirtschaftet  das  Gut  nach 
freiem  Ermessen,  und  zieht  alle  natürlichen  und  bürgerlichen 
Früchte  M). 

Als  Resultat  ergiebt  sich  sonach  für  die  rechtliche  Stel- 
lung der  Eheleute  zum  Leibzuchtsgut  der  Frau  während  ste- 
hender Ehe,  dass  ungeachtet  des  schon  gegenwärtigen  Rechts 
der  Frau  der  Mann  über  dasselbe  völlig  frei  schaltet  und  waltet 
wie  über  sein  Vermögen , sofern  die  Disposition  nur  nicht  in 
einer  Veräusserung  des  Rechts  an  der  Substanz  des  Gutes  selbst 
besteht , das  Recht  der  Frau  sich  dagegen  darauf  beschränkt, 
eine  solche  Veräusserung  sofort  zu  ihren  Gunsten  zu  revociren. 
So  erscheint  das  Recht  der  Frau,  obwohl  durch  ein  Geschäft 


*8)  Auch  Albhbcht  behauptet  dies  nicht,  wie  F.ckardt  a.  a.  0., 
S.  446  f.  ihm  schuld  giebt.  — Vgl.  auch  Kraut  II,  K.  529  f. 

4«»)  Er  sitzt  mit  ihr  in  der  Gewere  am  I,eibzuchtsgut  wie  in  jedem 
andern  Gut  derselben;  vgl  Sclispr.  Anm.  37». 

M)  Vgl.  oben  Anm.  40  f. 

58)  Venn.  Ssp.  I,  20,  16. 

s»)  Ssp.  III,  76,  § 3.  4 u.  5.  Venn.  Ssp.  I,  23,  2.  Eisenacher 
it.-B.  II,  25.  Rigisch  Riddcrr.  232.  Weichbild  bei  v.  Th  C.vr.us , Art. 
240.  Schspr.  bei  Wasskrsi  hlkben,  8.  231,  cap.  76.  (Ilosse  z.  Eehnr. 
57  (auch  abgedr.  bei  Kraut  II,  8.  523,  Anm.  1).  Freiberger  Stadt r., 
cap.  18  a.  a.  O. 
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unter  Lebenden  constituirt,  im  Erfolg  als  ein  Recht  von  To- 
deswegen, aber  als  ein  solches,  das  gegen  jede  Verfügung  des 
Mannes  inter  vivos  oder  mortis  causa  völlig  sichergestellt  ist. 
Die  Leibzuchtsbestellung  ist  hienach  ein  Fall,  und  zwar  der 
gewöhnlichste  und  frühste  der  Vergabung  unter  Ehegatten  in 
der  älteren  Form. 

Die  Leibzucht  verschafft  der  Frau  ein  Recht  nur  auf  Lebens- 
dauer, kein  auf  ihre  Erben  transmissibles.  Dies  ist  ein 
wesentliches  Moment  im  Begriff  derselben.  Wie  schon  im 
Wort,  so  liegt  es  in  der  ganzen  Anlage  des  Instituts,  welches 
eben  nur  die  Beschaffung  einer  völlig  sichern  Wittwenver- 
sorgung  bezweckt: 

„Lipgedinge  ist,  daz  eyn  man  sinen  wibe  leth  lin 
unde  dinge  den  herrn  an  sime  gute,  daz  sy  besicczen 
sal  nnde  gebrachen  noch  sime  tode,  dy  wile  daz  sy 
lebet  unde  wol  eynen  andern  man  nempt  noch 
sime  tode.“  60) 

Mit  dem  Tode  der  Frau  erlischt  ipso  jure  das  Recht: 

„Nein  wif  ne  mach  ok  to  egene  behalden  ire  liftucht 

noch  ir  erve  na  ireme  dode . “fil) 

Die  als  selbstverständlich  nicht  besonders  hervorgehobene  Con- 
aequenz  ist  die,  dass  das  Leibzuchtsrecht,  abgesehen  vom  Falle 
der  Ehescheidung,  zur  Ausübung  nur  in  dem  Falle  gelangt, 
dass  die  Frau  den  Mann  überlebt.  Mit  ihrem  Tode  bei  Leb- 
zeiten des  Mai  mos  erlischt  die  Leibzuchtsgewere  der  Frau,  die 
Beschränkung  des  Eigenthums  des  Mannes  fallt  weg . das  Out 
wird  ihm  ledig  uud  fällt  ihm  heim,  wie  das  erledigte  Lehn 
dem  Herrn  '■*).  Im  Resultat  ist  also  auch  die  Leibzucht  ein 
Erwerb  der  Wittwe  von  Todeswegen,  nur  gesichert  durch  ihr 


Venn.  Ssp.  1,  12,  1. 

gl)  Ssp.  1,  32.  Vorm.  Ssp.  1,  20.  IS;  1,  14,  2.  Polmann,  Dist.  IX, 
11,  14.  Görlitzer  Landr.,  cap.  38,  § 5.  Weisth.  v.  1201,  § 28;  v.  1301, 
5 20.  Weichbild  56,  § 1.  Schspr.  bei  BGiime  VI,  S.  110,  Abs.  8; 
8.  139,  Abs.  7.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  1».  Kulm  IV,  37.  Glogaucr 
R.-B.  120,  401. 

**)  Vcrm.  Ssp.  I,  30,  1:  „ — unde  sterbet  be,  er  is  om  ledigk 
wert,  den  anefal  erbet  her  uf  den  nesten.“  Eisenacher  R.-B.  I,  07, 
Agrtcols,  G«w*re  i.  r.  V.  32 
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schon  während  der  Ehe  als  gegenwärtig  bestehendes  Recht. 
Dagegen  ist  es  sowenig  als  die  andern  erbrechtlichen  Vortheile 
der  Wittwe  an  ihre  Wittwenschaft  gebunden.  Es  erlischt 
nicht  durch  die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  6S).  Dass  und 
inwiefern  es  durch  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Ver- 
zicht der  Frau  oder  Wittwe,  sowie  dadurch  aufgehoben  wird, 
dass  sie  es  sich  freventlich  aneignet  oder  zerstört,  haben  wir 
oben  M)  schon  bemerkt.  Durch  Verwirkung  ihres  Vermögens 
in  Folge  von  Verbrechen  geht  der  Frau  auch  ihre  Leib  zucht  zu 
Gunsten  des  Mannes  und  seiner  Erben  verloren.  *•') 

Dies  Ist  die  Leibzucht  an  Immobilien  — die  einzige 
Form  des  Instituts  im  altern  Recht  und  auch  die  Grundform  des- 
selben im  jüngera.  Zuerst  machte  sich  aber  in  den  Städten, 
späterhin  allgemein  das  Bedürfniss  geltend,  denselben  Zweck 
auch  mit  Hülfe  des  fahrenden  Guts,  namentlich  durch 
Geld  und  Kapital,  zu  erreichen.  Während  die  Magdeburger 
Weisthüiner  nach  Schlesien  und  das  Weichbild  nur  noch  die 
Leibzucht  an  Immobilien  • kennen  **) , ist  dem  Stadtrecht  des 
Vermehrten  Sachsenspiegels  und  der  ihm  folgenden  Recbtsbücher. 
besonders  aber  den  spätem  stadtrechtlichen  Bildungen  des  ge- 
meinen Rechts  in  den  Glossen,  in  den  Sammlungen  von  Schöffen  - 
Sprüchen,  im  Systematischen  Schöffenrecht  uud  im  Kulm 
auch  ein  Leibgedinge  an  Fahruiss  bekannt  und  geläufig.  Von 
landrechtlichen  Quellen  gedenkt  seiner  zuerst  wohl  das  Rigische 
Ridderrecht  OT).  Es  war  der  Natur  der  Sache  nach  ein  durch 
die  städtischen  Verhältnisse  voranlasstes  und  im  Stadtrecht 
heimisches  Rechtsgeschäft. 

Dasjenige,  was  es  mit  der  alten  land rechtlichen  Leibzucht 
gemein  hat,  ist  lediglich  die  materielle  Tendenz  — die  Ten- 
denz auf  möglichst  sichere  Versorgung  der  Wittwe  für  ihre 
Lebenszeit.  Die  Beschränkung  des  derselben  zugewendeteu 


63)  Verm.  S«p.  1,  12,  1.  Arg.  die  Stellen  oben,  Anm.  29  f. 

•>*)  Anm.  35. 

System.  Sch.-R.  III,  1,  28.  Kulm  III,  37. 

Vgl.  oben  Anm.  11. 

s7)  Oap.  32:  Hima  ya  der  wedewcn  liflgodinge  gemacket  an 

egene edder  varende  haue,  mit  der  erven  vorl&ff,  dat  ys  er  — . “ 
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Vortheils  auf  die  Dauer  ihres  Lebens  ist  der  Einheitspunkt, 
in  welchem  beide  Institute  Zusammentreffen.  Wo  auch  diese 
Tendenz  bei  dem  Leibgedinge  an  Mobilien  nicht  mehr  fest- 
gehalten wird,  fällt  das  Geschäft,  auch  wenn  der  Name  noch 
gebraucht  ist,  nicht  mehr  in  die  Kategorie  des  Leibgedings 
und  ausser  den  Kreis  unserer  gegenwärtigen  Betrachtung. 
Aber  auch  wo  ihm  noch  die  alte  Idee  zu  Grunde  liegt , geht 
man  in  der  Ausführung  dieser  Idee  einen  andern  Weg,  das 
Institut  ist  juristisch  völlig  anders  construirt  als  das  ältere. 
Die  alte  Form  musste  nämlich  bei  dem  neuen  Object  ganz 
unanwendbar  erscheinen.  Denn  trug  schon  die  Fahrniss  ihrer 
Natur  nach  die  Gewähr  ihrer  Dauer  nicht  in  sich  wie  die 
Liegenschaft,  bestand  sogar  bei  dem  wichtigsten  Theil  derselben, 
den  Fungibilien,  insonderheit  dem  Geld,  der  Gebrauch  eben 
im  Verbrauch,  so  war  es  auch  vermöge  der  juristischen  Grund- 
sätze über  das  Eigenthum  und  die  Gewere  an  Mobilien  von 
vornherein  unmöglich,  dem  Manne  und  seinen  Erben  das 
Eigenthum  vorzubehalten,  während  man  der  Frau  daran  zu- 
gleich das  dingliche  Recht  der  Leibzucht  constituirte.  Viel- 
mehr war  man  bei  ihnen  lediglich  auf  die  Mittel  angewiesen, 
welche  das  Obligationenrecht  gewährte , etwa  unterstützt  durch 
die  Institute  der  Bürgschaft  und  des  Pfandrechts.  Am  sichersten 
wäre  das  Ziel,  zumal  bei  Fungibilien,  auf  dem  Wege,  den  das 
römische  Recht  eingeschlagen  hat,  zu  erreichen  gewesen  — 
durch  eine  streng  analoge  Nachbildung  der  Leibzucht  in  ob- 
ligatorischer Form,  d.  h.  durch  einen  Quasi  - ususfruct.  Das 
Deutsche  Recht  hat  indessen  wenigstens  hier  diesen  Weg  nicht 
eingeschlagen , sich  vielmehr  durch  den  obligatorischen  Erb- 
vertragzu helfen  gesucht,  dergestalt,  dass  man  ihm  eine  Wirkung 
zu  Gunsten  der  Erben  des  Mannes  beilegte. 

Die  Constituirung  der  Leibzucht  an  Fahmiss,  na- 
mentlich an  Geld , zu  Gunsten  der  Wittwe,  hat  die  recht- 
liche Natur  einer  Vergabung  des  Mannes  an  die  Frau,  wie 
sie  das  Stadtrecht  frühzeitig  kennt  und  wie  sie  ihm  immer 
geläufiger  wird.  Sie  trägt  daher  wie  diese68)  den  Charakter 

«*)  Vgl.  § 52. 

32* 
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eines  obligatorischen  Vertrags,  allenfalls  eines  Vertrags  zur 
Constituirung  eines  Erbrechts,  nicht  aber  eines  solchen,  durch 
den  sofort  Eigenthum  auf  die  Frau  übertragen  wird.  Allein 
der  Anspruch  der  Frau  auf  das  Object  kann  derselben  durch 
Bürgschaft ß9)  oder  durch  Pfand  70)  gesichert  werden.  Der 
Vertrag  ist  geschlossen  zu  Gunsten  der  Wittwe  und  also 
nur  für  den  Fall,  dass  sie  den  Mann  überlebt71),  sie  letrt 
daher  nur  dessen  Erben  eine  Verpflichtung  auf  und  ändert 
in  der  rechtlichen  Stellung  des  Mannes  zu  seinem  Vermögen 
während  der  Ehe  an  sich  gar  nichts,  so  dass  namentlich  wie 
bei  andern  Vergabungen  dieser  Art  den  Forderungen  seiner 
Gläubiger  durch  sie  kein  Eintrag  geschieht.  Das,  was  sie 
allein  von  andern  Vergabungen  dieser  Art  unterscheidet,  ist 
die  Verpflichtung  der  Frau  (resp.  ihrer  Erben),  das  Object 
nach  ihrem  Tode  zu  restituiren.  Auch  das  ist  eine  rein  ob- 
ligatorische Verbindlichkeit.  Es  bestand  nicht  etwa  ein  Eigen- 
thum der  Erben  des  Mannes  neben  der  Leibzucht  der  Wittwe. 
Dies  war  bei  Fungibilien  überhaupt  undenkbar,  bei  anderer  Fahr- 
niss wenigstens  nach  deutschrechtlicheu  Grundsätzen  unzulässig. 
Die  Wittwe  hatte  vielmehr  volles  Eigenthum  an  der  Sache  71  a) 
unter  Verpflichtung  zur  Restitution  bei  ihrem  Tod.  Die  Ana- 
logie der  alten  Leibzucht  hätte  zu  der  Auffassung  gefühlt, 
dieser  Verbindlichkeit  eine  Forderung  des  Mannes  auf  Rück- 
gabe gegenüberzustellen,  welche  der  Mann  dann  mit  seinem 


•>9)  Venu.  Ssp.  1,  12,  1 : „He  mag  or  oucb  lipczueht  machen  mit 
gehle,  daz  or  vorborget  wert,  ab  der  uian  sterbet,  dnz  or  dii  erben  adder 
dy  borgen  dar,  geld  linsen.“ 

M)  Schspr.  S.  281  f.,  cap.  144:  „ Verschreibet  eyn  man  seynem 
wcybe  eine  lypczucht  zcn  wartende  und  czu  l>ehaldene  uff  alle  seynen 
guteru . wo  her  sie  habe  adir  ymmer  gewynne , der  man  uiag  seyn  gut 
vorkouffcn  und  das  wandeln  noch  seyner  notdurfft,  do  mag  en  die  frawe 
nicht  an  gehindern,  i«  were  denne  sundirlich  vorschrebi  nuff  eyn  genant  gut 
alzo  uff  daz.  haws  adir  den  czinngarten.  das  torste  her  ane  wedirstatunge 
nicht  vorwandiln.“ 

71)  Vgl.  Anm.  Oil  „ab  der  man  sterbet“. 

'*»)  System.  Sch.-K.  IV,  82  a.  K.  Vgl.  Anm.  72:  wenne  di 

bundirt  mark  der  rnutir  woren  — 
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andern  Gut  auf  seine  Erben  transmittirt  hätte.  Dies  wäre 
die  Römische  Lösung  im  Wege  des  Quasi-ususfruct  gewesen. 
Dieser  Weg  entsprach  in  seinen  Consequenzen  jedoch  dem  nicht, 
was  das  Deutsche  Recht  bei  seiner  Abneigung  gegen  das  Reprä- 
sentationsrecht als  die  vermuthliche  Absicht  des  Ehemannes 
voraussetzte,  ln  Ermangelung  einer  entgegengesetzten  Abrede 
nahm  man  daher  als  zur  Rückforderung  berechtigt  nicht  die 
Erben  des  Mannes,  resp.  deren  Erben  schlechthin,  sondern  die- 
jenigen an,  welche  zur  Zeit  des  Ablebens  der  Wittwe  des  Mannes 
nächste  Erben  sein  würden  7-).  Die  Zuwendung  an  sie  durch 
den  Vergabungsvertrag  war  also  der  Gruud  ihres  Anspruchs, 
nicht  ihr  Erbrecht  an  dem  Nachlasse  des  Mannes  — ein  Pall 
des  diesen  Rechten  73)  bereits  bekannten  successiven  Erbver- 
trags 7<).  Indem  man  so  die  Analogie  der  (wahren)  Leibzucht 
an  Immobilien  verliess.  gelangte  man  in  dieser  Anwendung 
zu  entgegengesetzten  Resultaten  75).  Wie  man  aber  in  die- 
ser Beziehung  allein  den  Vertragswillen  der  Ehegatten  maass- 
gebend werden  liess,  so  auch  in  der  über  die  ganze  Natur 

7®)  Selispr.  bei  Böhme  VI,  S.  103,  Abs.  (>.  (System  Sch.  - R.  IV. 
2,  40.  Kulm  IV,  82:  ..  Begobit  eyn  man  syn  weipr  mit  100  markin  ezu 
yrme  leybe.  der  inan  stirbit  dornoch  und  lesit  eyn  kint,  dazselbe  kint 
sterbe  oueh  e wenne  syn  mutir:  di  100  mark,  di  der  inan  syner  vrauwin 
gegebin  hatte  czu  irnie  lybc,  wenne  ze  stirbit,  ze  sallr-n  vallin  uf  des 
uiannes  erbin,  der  ze  begobit  hatte  und  nicht  uf  der  vrauwin  erbnamyn. 
is  en  sy  denne . das  di  grift  andirs  uswisit.  Wenne  der  vrauwin  mochte 
von  yrme  kinde  nicht  an  gcvallin,  daz  nf  daz  kint  nicht  bekomyn 
was,  wenne  di  100  mark  der  mutir  worin,  do  ze  lebte.“  Wäre  der 
Anspruch  der  Erben  des  Mannes  auf  dessen  Forderungsrecht  znrüekge- 
fiihrt  worden,  so  wäre  dieses  auf  das  Kind  vererbt  worden  und  mit  dessen 
Tod  auf  die  Wittwe  vererbfällt,  in  deren  Person  durch  ennfuxin  erloschen. 
Ebenso  die  Entscheidung  im  System.  Sch.-R.  IV,  2,  12  u.  13  (vgl.  14). 
Kulm  IV,  52,  53:  ,. — Wer  der  totin  vrauwin  man  allir  neste  ezu  ge- 
hont von  mogeschaft  weyn  (opp.  die  Erben  seiner  Kinder),  di  sullin  der 
vrauwin  lipgedinge , daz  ze  von  dem  manne  hatte , alleyne  beh&ldin , ys 
sy  denne,  daz  di  gift  andirs  uswisit.  “ 

7S)  Vgl.  Magdeburger  Fr.  I,  12,  1. 

71)  Vgl.  Ai.brkcht,  (lewere,  S.  230.  Eckardt  a.  a.  O.,  S.  453.  Etwa 
anders  Bksei.br,  Erbverträge  1,  8.  21H  f. 

7S)  Vgl.  oben  Anra.  54  n.  55,  S.  425. 


Digitized  by  Google 


502 


Rückfall  des  beweglichen  Leibzuchtsguts. 


des  Geschäfts  entscheidenden  Frage,  ob  die  zugewendete 
Fahrniss  überhaupt  an  des  Mannes  Erben  zurückfallen  solle 
oder  nicht.  Den  Namen  „Leibgedinge“  oder  „Leibzucht“ 
Hess  man  bei  der  wachsenden  Unsicherheit  der  Terminologie 
nicht  allein  entscheiden.  Einige  Quellen  präaumirten  freilich 
bei  Bestellung  einer  Leibzucht  den  Rückfall  als  von  den  Con- 
trahenten  gewollt , sofern  die  Gift  nichts  andres  auswies  76) ; 
andre  hatten  dagegen  die  entgegengesetzte  Präsumtion  77j. 
Findet  nun  aber  ein  Rückfall  nicht  statt , dann  kann  auch 
trotz  des  Namens  von  einem  Leibgeding  nicht  mehr  die  Rede 
sein.  Es  liegt  dann  entweder  eine  gewöhnliche  Vergabung 
unter  Ehegatten,  oder  insonderheit  eine  gelobte  Morgengabe 
vor,  deren  Namen  sie  dann  auch  bisweilen  trägt  78).  Ein  „ Leib- 
gedinge“ in  dieser  letztem  Bedeutung  kann  selbsverständlich 
in  der  freiem  Form  des  Morgengabe-Gelöbnisses  erfolgen.  Da- 
gegen ist  das  wahre  Leibgedinge  auch  bei  Mobilien,  als  le- 
diglich eine  besondre  Vergabungsart  bildend,  an  die  gericht- 
liche Form  gebunden  7®). 

Als  Resultat  der  Erörterung  über  das  Leibgedinge  an  Mo- 
bilien stellt  sich  hienach  ein  negatives  heraus.  Das  Geschäft 

76)  So  die  in  Amn.  72  angeführten  nach  Ausweis  der  dortigen 
Stellen. 

77)  Verm.  Ssp.  1,  12,  1:  „He  mag  or  ouch  lipzcucht  machen  mit 
gelde.  — Noch  orme  tode  vellet  daz  gelt  nicht  hinder  sich. 
Sy  erbet  is  ouch  oren  man , ab  sy  den  genomen  had,  unde  nf  ore  kinth, 
ab  sy  sich  mit  om  bekindet  had  unde  allewege  uf  ore  nesten,  es  en  sy 
denne  mit  genanten  Worten  uszgeschoyden,  daz  is  wedder 
om  sulle  vallen.“  Pölmann,  Dist.  IX,  11,  1 — 3.  Eisenacher  R.-B. 
II,  11.  — Zweifelhaft  Schspr.  bei  Washebschi.ebkn,  S.  282,  cap.  144. 

7»)  So  spricht  das  Gloganer  R.-B.  cap.  400  anfangs  von  „gelobter 
Morgengabe“  am  Schluss  von  „morgengabe  leipgedinge “.  Aehnlich  der 
Wechsel  der  Ausdrücke  im  System.  Sch.-R.  IV,  2,  1. 

w)  Verm.  Ssp.  I,  12,  1:  „Soveme  wan  man  alle  zcith  lipezuebt 
sal  machen  in  den  steten  an  gerichte  unde  an  geheyter  bangk,  so  mag 
man  sy  vorczugen  mit  richtern  unde  mit  schepphen  — . “ Fortsetzung  der 
Stelle  in  Amn.  77.  Rig.  Ridderr.  ‘32.  Die  Stelle  im  System.  Sch.-R. 
IV.  2.  1 (Kulm  IV,  36),  die  Behkleii,  Erbvertr.  1,  S.  214,  für  das  Ge- 
gentheil  anführt,  versteht  unter  Leibgedinge  eine  gelobte  Morgengabe.  — 
Frühzeitig  Urkunden  über  den  Act  (vgl.  Verm.  Ssp.  a.  a.  0.,  a.  E.). 
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ist  au  und  für  sich  ohne  allen  Einfluss  auf  das  eheliche  Güter- 
verhältniss  während  stehender  Ehe.  Es  steht  hierait  also 
anders  als  mit  der  alten  Leibzucht  an  Immobilien. 


§ 49. 

II.  Die  Morgengabe. 

Wie  die  Leibzucht,  so  ist  auch  die  Morgengabe  — ein 
freies  Geschenk  des  Mannes  an  die  Frau  zu  vollem,  vererb- 
lichem Eigenthum  am  Morgen  nach  vollzogner  Ehe  — ein  in 
allen  Deutschen  Rechtsgebieten  bekanntes,  wiewohl  nicht  überall 
gleich im1ssig  gestaltetes  Vertragsinstitut  des'  ehelichen  Güter- 
rechts, welches,  schon  in  mehreren  Volksrechten  nachweisbar 
und  in  den  ältesten  Sitten  und  Gebräuchen  wurzelnd  ') , die 
ganze  Rechtsgeschichte  durchlebt  hat  und  in  vielen  Landen 
Sächsischen  Rechts  erst  in  neuster  Zeit  aufgehoben  worden 
ist  *).  Von  solch  eingreifender  Bedeutung  und  solch  allge- 
meiner Verbreitung  wie  die  Leibzucht  war  indessen  die  Mor- 
gengabe nicht.  Sie  konnte  es  auch  nicht  sein,  nicht  blos 
weil  ihre  Bestellung  völlig  im  freien  Ermessen  des  Mannes 
stand , sondern  auch , weil  der  Kreis  der  Objecte . an  denen 
sie  möglich,  wenigstens  nach  der  ursprünglichen  Anlage  des 
Instituts  ein  sehr  beschränkter  war.  Hierin  lag  in’s  Besondere 
der  Grund,  warum  sie,  wenigstens  in  unserer  Periode,  fast 


•)  Vgl.  Eichhorn,  Kechtsgesch.  1,  54,  62  b.  Bknei.kr,  Erbvertr.  I. 
S.  217  f.  Sandhaan,  Frank,  ehel.  Göterr.,  S.  73  f.  Grimm.  Rechtsabth., 
S.  441  f.  W kikhoi.d,  Deutsche  Frauen,  S.  470  f.  Schböder  a.  a.  0.  I. 
S.  109  f.  OsKNBiif ohe.n  , Studien  der  Deutschen  und  Schweizerischen 
Rechtsgeschichte  (1808),  Abh.  III.  S.  69  — 93.  Andre  Nachweisungen 
vgl.  bei  Mittkbmaikr  § 398,  Anin.  4. 

*)  Die  Sächsischen  Constitutionen  v.  1572  berühren  die  Morgengabe 
nur;  ausführlich  sind  aber  spätere  Ordnungen,  z.  B.  Altenburger  Mandat 
von  1770;  Gothaisches  Mandat  von  1776.  Die  Oesterreichischen  und 
Preussischen  Codificationen  gedenken  ihrer  noch.  Erst  in  diesem  Jahr- 
hundert haben  die  neuen  Erbgesetze  sie  meist  beseitigt. 


Digitized  by  Google 


504  Entwickelung  des  Instituts  der  Morgengabe  im  Allgemeinen. 


<ranz  auf  das  Gebiet  des  Landrechts  beschränkt  erscheint.  Die 
Quellen  des  gemeinen  Weichbilds  gedenken  derselben  in  dem 
alten  und  ursprünglichen  Sinne  gar  nicht 3)  und  wo  sie  ihrer 
Erwähnung  thun,  geschieht  es  nur,  um  ihre  Zulässigkeit  aus 
dem  angegebenen  Grunde  ausdrücklich  abzulehnen. 

„In  wichbilde  recht  ist  nicht  morgengabe — . 
Man  saget  ouch,  daz  man  frauwen  in  wichbilde  phlege 
morgengabe  zcu  geben,  des  en  ist  nicht,  wen 
waz  der  frouwen  in  wichbilde  wert  gegeben,  daz  mus 
des  mannes  eygen  lipczucht  sin,  adder  sin  eygen  erbe 
mit  erben  gelobde  adder  farnde  habe  — . Hirurabe 
ezweyget  sich  landrecht  unde  wichbilde, 
wenn  czu  morgengabe  gehört  geczune  unde  gezcymmere 
unde  veidgende  vie.  Man  phleyt  ouch  in  wichbilde  mit 
steyn  czu  muren.  Unde  sin  alle  mit  eyme  rechten  be- 
griffen , dy  zcu  wichbilde  sicczen.  Dorumbe  sol  daz  wip 
nicht  mer  nemen  wen  or  gerad  — . “ 4) 

Weil  in  den  Städten  das  Object  der  Morgengabe  fehlte  oder 
von  anderem  Werthe  war,  nämlich  Leibeigne,  bewegliche 
Häuser  nebst  Zubehör  sowie  feldgehendes  Vieh , so  fehlte  auch 
die  Morgengabe  selbst  und  man  war  sich  der  Abweichung  des 
Weichbilds  auf  diesem  Punkte  sehr  bestimmt  bewusst.  Erstere 
war  ausschliesslich  ein  landrechtliches  Institut,  aber  nicht 
minder  ira  Ritter-  wie  im  Bauernstände  gebräuchlich.  Zwar 
verloren  im  Lauf  der  Zeit  auch  für  die  ländlichen  Verhält- 
nisse die  Gegenstände  der  Morgengabe  ihre  alte  Bedeutung, 
man  substituirte  aber  andre  ähnliche,  das  Institut  in  seinem 
alten  Geiste  fortbildend , und  so  hat  es  sich , freilich  zu  einem 
gesetzlichen  Erbrecht  werdend,  bis  in  die  neue  Zeit  beim 


*)  Das  Weistbum  v.  1235  nennt  nur  Leibzucht,  Gerade  und  Mus- 
theil — die  spätem  Quellen  gedenken  der  Morgengabe  nnr  als  einer 
„gelobten“;  vgl.  § 50. 

4)  Obige  Stelle  kehrt  ziemlich  gleichlautend  wieder  im  Weichbild  22 
lAiisg.  v.  ThCngrm,  Art.  24)  und  im  Venn.  Ssp.  I,  14,  1,  nebst  dem 
Eisenacher  R -B.  II.  lti  und  Pölmann,  Dist.  IX,  11,  13.  ln  ähnlichem 
Sinne  aber  auch  die  Stelle  aus  der  Görlitzcr  Glosse  in  dem  Heidelberger 
Jahrbuch  v.  1823,  S.  1 IG  und  zum  Theil  bei  v.  Maktitz,  S.  219,  Anm.  12 
abgedruckt. 
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Adel  erhalten.  Schon  frühzeitig  kam  es  indessen  auch  dahiH.  dass 
man  die  alte  Grundlage  gänzlich  verlassend  Immobilien  als  Object 
des  Geschäfts  zuliess.  Hierher  darf  man  nun  zwar  die  städ- 
tische d.  i.  gelobte  Morgengabe  nicht  rechnen,  die  überhaupt 
an  allen  Arten  von  Vermögensstücken  möglich  war.  Aber 
auch  in  Tiandrechten  kommt  eine  Morgengabe  an  Immobilien 
vor , die  namentlich  durch  Zeit  und  Form  an  das  alte  Institut 
anknüpft.  Anfänglich  ging  auch  durch  sie  Eigenthum  über. 
Wo  man  aber  nur  ein  lebenslängliches  Recht  an  dem  Grund- 
stück entstehen  liess , da  konnte  höchstens  noch  Zeit  und  Form 
des  Acts  an  die  Morgengabe  erinnern.  Das  Geschäft  trug  aber 
mehr  nur  noch  den  Namen  der  Morgengabe,  in  der  That 
war  es  nichts  als  die  alte  Leibzucht . und  wie  man  eine  Leib- 
zucht an  Mobilien  annahm,  die  in  Wahrheit»  nichts  als 
eine  (gelobte)  Morgeugabe  war5),  so  hatte  man  jetzt  umge- 
kehrt eine  Morgengabe  au  Immobilien,  die  in  Wahrheit  nichts 
als  eine  Leibzucht  war6). 

§ 49,  Anm.  77  f.,  S.  205. 

Ich  «teile , um  die  Terminologie  übersehen  zu  lassen,  die  ver- 
sehiednen  Bedeutungen  in  Folgendem  zusammen : 

1.  Leibzucht  oder  Leibgedinge. 

1.  An  Immobilien  zu  lebenslänglichem  Gebrauchsrecht  durch  Be- 
stellung 

a)  de«  Manne«  an  die  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  — das  ur- 
sprüngliche Institut,  in  allen  Quellen  vorkommend: 

b)  eine»  Gatten  an  den  andern  als  Inhalt  einer  Vergabung,  in 
allen  Quellen. 

2.  An  Mobilien,  namentlich  Geld: 

a)  zu  lebenslänglichem  Gebrauch,  in  den  8 49,  Anm.  72  f.  (S.  501  f.) 
angeführten  Quellen ; 

bl  zu  vollem  vererblichem  Eigenthum  = (gelobte)  Morgengabe  — 
in  denselben  Quellen. 

II.  Morgeugabe. 

1.  Die  ursprüngliche  landrechtliche  in  den  sämtlichen  landrecht- 
lichen Quellen  unserer  Periode. 

2.  An  Immobilien : 

a)  zn  vollem  vererblichem  Eigenthum  (vgl.  die  Quellen  unten 
Anm.  IS,  S.  509), 

b)  zn  lebenslänglichem  Gebrauch  am  Morgen  nach  vollzogner  Ehe 
ohne  Consens  der  Erben  (vgl.  die  Quellen  Anm.  17,  S.  509). 
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Die  Morgeugabe  in  den  Particnlarrechten. 


Wie  dem  gemeinen  , so  ist  auch  dem  particularen  Stadt- 
recht  die  alte  Morgengabe  fremd  und  dieselbe  hier  gerade 
so  wie  im  gemeinen  Weichbild  durch  ein  Surrogat  ersetzt 
worden , welches  trotz  einer  ähnlichen , materiellen  Tendenz 
und  mancher  Analogie,  doch  einen  wesentlich  verschiedenen 
rechtlichen  Charakter  trägt.  Es  ist  dies  die  gelobte  Morgen- 
gabe, von  der  der  folgende  Paragraph  handelt.  So  hat  denn  das 
Institut  der  Morgengabe  weder  räumlich  die  weite  Verbreitung 
wie  die  Leibzucht,  noch  hat  sie  sich  im  Lauf  der  Zeit  so 
unverändert  in  ihrer  alten  Form  und  Bedeutung  erhalten  wie 
jene.  Wir  stellen  jetzt  die  ursprüngliche  Grundform  des 
Instituts  fest,  um  seine  Bedeutung  für  das  eheliche  Güter- 
recht zu  kennzeichnen,  und  weisen  hiebei  auf  die  Keime  zu 
seiner  Umbildung  hin,  soweit  sie  in  unsere  Periode  fallen. 

Die  Morgengabe  ist  nur  an  gewissen , durch  alte  Sitte  und 
Herkommen  bestimmten  Gegenständen  zulässig.  Die  land- 
rechtlichen Quellen , voran  der  Sachsenspiegel , zählen  ab 
solche  in  der  Hauptsache  übereinstimmend  folgende  auf: 

„ — en  knecht  oder  ene  maget,  die  binnen  iren  jaren 
sin . unde  tünete  unde  timber  undc  veltgande  ve  — sc. 
veltperde  unde  rindere  unde  cziegen  unde  svin,  die  vor 
den  hirten  gan  — 7) 


3.  Die  gelobte  Morgengabe  (Bpäter  bisweilen  auch  l.eibgedinge  ge- 
nannt) in  fast  allen  stadtrechtlichen  Quellen  (§  50)  und  zwar 
auch  diese: 

a)  an  Fahmiss,  besonders  Geld: 

b)  an  Grundstücken,  und  zwar: 

aal  zu  Leibzucht,  Anm.  18».  S.  510; 
bbl  zu  Rigenthum,  ebcnd. 

I.  Die  gesetzliche  Morgengabe  in  jungem  landrechtliehen  Quellen. 
Anm.  2<i  f„  S.  511. 

‘I  Ssp.  I,  20,  1 ; I,  24,  1.  Venu.  Ssp.  I.  13.  1.  Eisenacher  R.-R. 
11.  13.  Pöi.maxn,  Dist.  IX,  11,  5.  Pi  booi.dt.  R.-B.  III,  6.  Stück  vom 
Mustlicil  bei  Wii.ua  und  Brnss.  Glogauer  R.-B.  cap.  398.  Gbrlitzer 
l.andr  17,  § (>  c.  Rigiseb  Ridderr..  eap.  30.  Schspr.  bei  W isssnarH- 
i.kwkn  , S.  200,  eap.  65«*;  S.  418,  eap.  74.  — Ueber  die  einzelnen  Ab- 
weichungen vgl.  die  folgenden  Anmerkungen. 
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Den  Gegenstand  der  Morgengabe  kann  also  bilden  ein  Leib- 
eigener oder  eine  Leibeigne  unter  12  Jahren  *),  ein  hölzernes, 
versetzbares  Gebäude  mit  zugehörigem  Zaunwerk  9)  und  end- 
lich zur  Weide  gehendes  Vieh , im  Gegensatz  zu  dem  Zug-, 
Last-  und  Mastvieh  und  excl.  der  zur  Gerade  gehörigen  Schafe 
und  Gänse  10).  Dies  gilt  im  Ritterstande.  Der  Bauer  kann 
nur  das  beste  Stück  seines  Viehstandes  geben,  namentlich  sein 
bestes  Pferd  ll).  So  stand  es  nach  ursprünglichem  Recht. 
Aber  auch  im  Landrecht  verloren  diese  Objecte  theil weise  ihre 
alte  Bedeutung.  Spätere  Aufzählungen  lassen  die  Leibeignen 


8)  Das  Görlitzer  Landr.,  cap.  47,  § 6d  schliesst  sie  als  Immobile  aus. 

9)  Dass  dies  der  ursprüngliche  Sinn  des  „ tfinete  und  tiinberc“  war,  ist 
nicht  zu  bezweifeln  und  wird  nicht  mehr  so  wie  früher  bezweifelt.  Dass 
unter  .,  timbere“  („Gezimmertes“)  ein  hölzernes,  versetzbares  Gebäude  zu 
verstehen  ist , bezeugt  sowohl  der  Ssp.  I,  'JO,  2 selbst  (vgl.  Venn.  Ssp 
1,  13,  1)  im  Vergleich  mit  II,  21,  1.  2.  3;  III,  38,  4;  III,  74,  als  der 
Gegensatz  zum  Stadtrecht  (vgl.  oben  die  Stellen  zu  und  in  Anm.  4). 
Noch  die  Görlitzer  Glosse  ebend.  erklärt  das  Wort  so  und  weist  darauf  hin, 
dass  auch  „tiinete“  nicht  etwa  das  ITmzäunte  (sc.  Grundstück),  sondern 
den  gleichfalls  wegnehinbaren  Zaun  selbst  bedeutet.  Dass  auch  dieser  mit 
dem  „Gang“  ebenso  wie  das  Haus  zum  Versetzen  eingerichtet  war, 
erhellt  aus  dein  Görlitzer  Landr.,  cap.  47,  § 23.  Auf  dem  Lande  war 
also  das  „ttinete  und  timbere“  die  ganze  bewegliche  Einrichtung  für 
Hans  und  Hof,  im  Gegensatz  zu  dem  steinernen  Gebäude  in  der  Stadt. 

,0)  Der  Breul.  Cod.  des  Ssp.  I,  20,  1 (hei  Homkybh)  hat  „velt- 
bawunge  das  ist:  vihe,  das  do  nicht  erbeit".  Ausgeschlossen  sind 
daher  namentlich  die  Zug-  und  Reitpferde.  Vgl.  Schspr.  bei  Wasskksch- 
i.biikn,  S.  200,  cap.  85 d : „ — muterpherd  und  hengistpherd , di  — — 
beselit  seyn  gewest  und  yn  dein  phluge  adir  wayne  geezogin  habin.  die 
gehören  der  frawen  czu  morgengabe  nicht,  zundir  sie  gehören  czu  dem 
erbe — . “ Ebend.  S.  419,  cap.  74:  „alle  feltgenge  vibe,  wor  her  daz  hot 
in  seyine  lande,  als  küwe,  rinder.  czegen  , sweyn,  wilde  pherd,  dy  man 
nicht  phlegit  ynczuspannen  unde  welcherleye  vie,  daz  man  mit  herten 
behüt  — “.  Rigisch  Ridderr.  30:  de  de  herde  bewaret“.  Gegensatz 

achon  im  Weisth.  v.  1235,  § 43:  „Zum  Erbe  gehören:  equi,  boves,  porci 
ad  pasena  non  euntes.“  Etwas  geändert  bereits  im  Görlitzer  Landr., 
cap.  38,  g 4.  wo  die  Pflugpferde  (opp.  Reitpferde)  mit  zur  Morgengabe 
gezählt  werden,  v.  Mautitz  a.  a.  0.,  8.  220,  Anm.  16  f. 

u)  Ssp.  I,  20.  8.  Verra.  Ssp.  I,  13,  3.  Potmhh.dt's  R. -B.  III.  6. 
Görlitzer  Landr.,  cap.  47,  § 6. 
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Mine  Weiteres  weg  '*)  und  deuten  das  ..  feldgehende  Vieh  •*  auf 
die  Zucht-  und  Mutterthiere  1S),  das  ,, tünete  und  timbere“ 
aber  auf  das  uocli  unverwendete.  noch  nicht  fest  verbundene 
Baumaterial  u).  Die  letztem,  bald  unverständlich  werdenden 
Worte  scheinen  frühzeitig  noch  eine  andre  Deutung  erfahren 
und  dadurch  vielleicht  den  nächsten  Anlass  zur  Umbildung 
des  Instituts  gegen  seinen  ursprünglichen  Sinn  gegeben 
zu  haben.  Man  verstand  nämlich  allmählig  im  Sinne 
seiner  Zeit  darunter  nicht  blos  die  bewegliche  superficies , 
sondern  das  Areal  mit  dieser,  die  Wohnung  mit  dem  um- 
friedigten Hof  und  Garten  im  Gegensatz  zu  den  offnen  Feld- 
hufen uud  erkannte  so  auch  eine  Morgengabe  au  Immo- 


**)  So  die  Anni.  7 allegirten  Schspr. , ebenso  der  bei  Wasseksch- 
i.kbkn,  Princip  d.  Succ.,  S.  1S3  und  im  Anhang  zum  Weichbild.  A nsg. 
v.  Zohki.  v.  1557,  fol.  120 b.  Das  Görlitzer  Landr.  a.  a.  O.  verlangt  die 
Zustimmung  der  Erben. 

ISI  Vgl.  die  Schspr.  der  vorigen  Anmerkung:  „ — veltgenge  vie 
ncmlich  alle  kic  und  kelber  und  alle  veltgenge  swin  alle  strinczenn  ader 
muterpferde  alle  vollin  — — euch  geboren  alle  menliehe  pfert  und 
füllen  czunt  erbe,  sie  tzihn  ader  nicht—.“  Sch.-U.  bei  Wa.sskbmhi.kbkn, 
S.  41!),  eap.  74.  Stück  v.  d.  Gerade,  abgedruckt  hei  v.  Mautitz  a.  a.  0., 
S.  22(j,  Anm.  I>. 

'))  Glosse  /..  Ssp.  1,  20  und  die  Schspr.  bei  Wassekschlkbk.n.  8.  20t>, 
eap.  »J5'';  8.  41!),  eap.  74  und  im  Anhang  z.  Weichbild  a.  a.  0.,  Anm.  12. 

1S)  Skt  Wohl  zuerst  das  Stück  v.  Mustheil.  Es  beschreibt  die  Mor- 
gengube  genau  wie  der  Ssp.  1.  20,  1,  erläutert  alter  die  hier  frag- 
lichen Worte  dahin:  „ — Do  mochte  he  or  geven  anc  erven  gclof  tunede  un 
tymnier.  Tymiuer  dat  is  gebuwe  up  sinemc  gude;  tunede,  dat  sin  hove, 
wingarden,  bomgavden.  de  umme  gf tunet  sin.  Sin  se  begravet  unde 
nicht  betunet,  so  ne  mach  he  se  ore  ane  erven  gclof  denne  nicht  geven.“ 
Von  da  ist  denn  diese  Auslegung  in  das  Rigisohe  Ridderr..  eap.  30,  ftber- 
gegangen.  und  vermnthlich  hat  auch  das  (viel  jüngere)  Bremer  Ridderr. 
VI,  I aus  jener  Quelle  geschöpft.  Selbständiger  steht  wohl  die  ent- 
sprechende Bestimmung  im  Berliner  Stadtbuch  (bei  Finten:  I,  S.  147): 
„Eyn  islich  man  von  ridders  ard  geft  syme  wive  tn  morgengave:  des 

morgens,  wen  he  tuet  or  tu  dtsche  gat  vor  eten  sunder  erven  gelof . geft 

he  or  von  syneiti  eigen  und  von  crvelehn  wes  lic  wil  und  let  or  dat 

ligen  und  let  sy  ilar  inwisen.  “ Aehnlieh  die  Deutung  im  Eisenacher 

R -B.  II,  13:  „Morgengabe  heissit:  des  morgens vor  erbe  gelobedc 

so  mag  her  er  gebin  eynen  kneeht  und  eyue  mayt  — — geczune  und 
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bilien  an.  Man  mochte  hiebei  anfänglich  wie  bei  der  alten 
Morgengabe  das  Eigenthum  übergehen  lassen  '*).  Aber  auch 
wo  man  nur  eine  Leibzucht  entstehen  Hess,  hielt  man  die 
Verwandtschaft  mit  der  Morgengabe  doch  darin  fest,  dass  man 
sie  entweder  in  der  freien  Form  dieser  verstattete  oder  sie 
an  den  althergebrachten  Zeitpunkt  band  und  solchen  Falls 
wie  bei  der  eigentlichen  Morgengabe  vom  Erbeneonsens  ab- 
sah ,7).  Einen  andern  Sinn  hat  es  dagegen,  wenn  im  Weich- 
bild. zumal  im  gemeinen,  eine  Morgengabe  an  Immobilien 
erwähnt  und  ihr  Inhalt  dem  einer  Leib/.ucht  gleich  behandelt 
wird  18).  Hier  ist  überhaupt  nicht  mehr  von  Morgengabe  im 
ältern  Sinne , sondern  von  einer  bei  Eingehung  der  Ehe  ge- 
lobten Vergabung  die  Rede,  welche  an  Immobilien  in  älterer 
Zeit  anscheinend  nur  zu  Leibzuchtsrecht  erfolgen  konnte  oder 


geczimmerde.  waltgcnge  und  wingarten.“  (ülogauer  R.-B.  3!)8 : „ < 'zu  einer 
morgengabe  gehöret:  ezyminer,  czwene,  veltgenge uude  Vlweiden.“  Ebenso 
der  Sehspr.  bei  Wasskrsihi.khbn,  8.  tl#.  cap.  74:  .. — Ist  sy  abir  mit  eyme 
dorffe  ader  liier  dorffin  ader  hollen  bemorgengabit  — . “ Dagegen  lässt  sieh 
wohl  daraus,  dass  das  Gorlitzer  Landr.  cap.  47,  8 6d  nur  die  „hüben" 
von  der  Morgengabe  ausdrücklich  ausschliesst . nicht  schliessen.  «lass  sie 
umfriedigtes  Land  dabei  zulässt.  (Darüber,  dass  ,. tiinete " letzteres  in 
der  alten  Sprache  bezeichnen  kann.  vgl.  Oitocc  in  Hüutwai.cksh's  Cri- 
niinalist  Beitr.  S.  1(1,  Anm.  5.) 

1,;)  So  im  Stuck  »on  Mustheil  und  im  Rigischen  Ridderr. . cap.  30, 
im  Eisenacher  R-B.  (Anm.  15).  wo  die  Grundstücke  den  alten  Morgen- 
gabegegenständen ganz  parallel  gestellt,  werden. 

•7)  So  die  im  Berliner  Stadtb.  a.  a.  0.  erwähnte,  vielleicht  auch 
die  im  Rigiseh.  Ridderr.,  cap.  53  a.  E.  ,.  weddergave“  genannte.  Ebenso 
in  städtischen  l’articularrechten,  vgl.  unten  § 51,  Anm.  8 u.  10. 

**)  Weichbild  5t».  (j  I (v.  ThCnokn  431:  .,  Kcyn  wip  mag  in  wieli- 
bilde  morgingabe  noch  lipgedinge  an  eynes  maunes  erbe  zu  eigen  be- 
lialdcn.  Stirbit  sy,  is  glieit  weder  au  des  uiannes  erben."  Vgl.  Wcistli. 
v.  12151,  g 28;  v.  1304,  8 20.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  1»:  IV.  2.  U). 
Kulm  IV,  37,  51.  Verm.  Ssp.  1.  14,  2;  Eisen.  K.-B.  11,  17.  Darum 
sagt  die  Glosse  zum  Weichbild  Art.  22  (v.  Dasiki.s,  S.  282,  »o  f.): 

„ morgingabe  — daz  nach  rechtem  uzsaze  des  rechten  hillicher 

heyszt  cyue  lipgezucht."  Ebenso  Glosse  z.  I.ehnr..  Art.  31.  — Vgl.  J 50, 
Anm.  26. 
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wenigstens  zu  erfolgen  pflegte  18*).  Eine  solche  (gelobte) 
Morgengabe  ist  aber  nicht  blos  zu  Leibzuchtsrecht , sondern 
wie  zu  jedem  Recht  so  auch  zu  Eigenthum  an  Grundstücken 
möglich  und  in  den  Städten  gewöhnlich  lsb).  Indem  wir  die 
Morgengabe  an  Grundstücken  als  entweder  particularrechtlich 
oder  als  den  Charakter  der  gelobten  Morgengabe  tragend . hier 
auf  sich  beruhen  lassen , kehren  wir  zur  Darstellung  des  ur- 
sprünglichen Instituts  zurück.  Doch  weist  gleich  die  erste 
Bestimmung  ihrer  rechtlichen  Natur  auf  eine  neue,  wesent- 
liche Umbildung  derselben  in  der  Folgezeit  hin. 

Die  eben  aufgezählten  Gegenstände  bilden  nämlich  im 
alten  und  ursprünglichen  System  das  Object  der  Morgengabe 
nicht  in  dem  Sinne,  dass  sie  der  Wittwe  aus  des  Mannes 
Nachlass  von  Rechtswegen  zukommen,  sondern  nur  in 
dem  Sinne,  dass  der  Mann  der  Frau  mittelst  des  Morgengabe- 
vertrags aus  der  Kategorie  jener  Sachen,  soviel  ihm  beliebt, 
zuwenden  kann.  Hierüber  lassen  die  Anm.  7 allegirten  Quellen- 
zeugnisse in  ihrem  Zusammenhalt  nicht  den  mindesten  Zweifel.  • 
Aber  die  Fassung  der  einen  Stelle  des  Sachsenspiegels  19) , die 
dann  auch  in  spätere  Quellen  übergegangen  ist,  gab  früh- 
zeitig zu  der  Annahme  Raum , dass  der  Wittwe  der  Anspruch 
auf  sämtliche  Gegenstände  der  Morgengabe  von  Rechtswegen 
zukomme  ,9*).  Schon  eine  Stelle  des  Vermehrten  S&chsen- 


18  »)  Diese  Bedeutung  hat  wohl  auch  die  Morgengabe  der  Goslar'schen 
Statuten,  S.  8,  m f..  möglicher  Weise  auch  die  des  Bigischen  Ridderr.  53. 
Vgl.  Anra.  17. 

18 b)  8ch.-U.  bei  Wassehnchi.kbkn,  S.  84,  cap.  32:  „Vortmeir  ab 
man  seynem  weibc  möge  geben,  was  her  wil  der  do  nicht  von  rittcrs  art 
ist?  — — — welch  man  bynnen  wygbilde  besessen  und  wonhafftig  ist, 
der  mag  seyncm  weybe  eygen  stat  erbe,  des  her  gcwaldig  ist,  czuvor 
geben  und  ouch  an  anderra  seynem  gutte  und  vamder  habe  czu  morgen- 
gobe  geben,  was  her  wil.“  (Deber  dieses  Sch. -U.  in  den  verschicdnen 
Sammlungen  vgl.  v.  Martitz.  8.  341,  Anm.  2fi.)  Vergl.  ferner  § 50 
Anm.  26  — 28. 

ls)  I,  24,  1:  „dar  hört  to  alle  vclt]ierde  etc. — “ übrigens  Worte, 
die  dem  ursprünglichen  Text  fremd  sind. 

l*‘)  Vgl.  hierüber  v.  Martitz  a.  a.  O.,  S.  225. 
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Spiegels  lässt  eine  solche  Annahme  voraussetzen  *°)  und  bald 
wird  dieselbe  allgemeiner  *l),  bis  sie  auch  in  der  Gesetzgebung  *-) 
sanctionirt  wird , so  jedoch , dass  man  daneben  noch  eine  ver- 
tragsmässige  Constituirung  zuliess  **).  Dies  Alles  beruht  aber 
auf  späterer,  zum  Theil  aus  Missverständnissen  entsprungener 
Umbildung  des  Instituts11“).  Ursprünglich  und  wenigstens 
ihrer  Grundform  nach  lange  Zeit  hindurch  hat  die  Morgen- 
gabe die  rechtliche  Natur  des  Vertrags,  wie  ja  noch  ein 
schon  öfter  citirter,  einer  jüngem  Zeit  angehöriger  Schöft'eu- 
sprueh  S4)  die  Morgengabe  neben  der  Leibzucht  im  Gegensatz 
von  Gerade  und  Mustheil  als  der  Frau  von  Ritters  Art  nicht 

iu)  1.  9.  1:  „Adder  in  deine  lautreelite  gehurn  ezu  gerade  alle  felt- 
pherde,  rinden,  zeegen  unde  swin,  dy  vor  den  hirten  gen,  gezunc  (richtigere 
Lesart  als  „gense“)  unde  gecziiniuere.“  Hier  werden  also  zur  Gerade  lauter 
Gegenstände  gezählt,  welche  sonst  nirgends  und  selbst  nicht  nach  andern 
Stellen  des  Verm.  Ssp.  zur  Gerade,  sondern  zur  Morgengabe  gerechnet 
werden.  Dies  ist  aber  nur  möglich,  wenn  mau  den  Morgengabecomplex 
als  der  Frau  von  Rechtswegen  gebührend  voraussetzte.  Eine  gleiche  nur 
unter  dieser  Voraussetzung  mögliche  Vermischung  hat  später  auch  die 
Glosse  zum  Sachs.  Lehnr..  Art.  50  (auch  abgedr.  bei  Knarr,  Quellen- 
kunde, S.  2.  0,  Nr.  i>6),  und  die  Alt  - Märkische  Glosse  z.  Ssp.  I,  24 
- i.  A.  bezeugt  ihre  Ueblichkcit,  indem  sie  sie  bestreitet.  Auch  kehrt  sie 
dann  bezüglich  einiger  Ftestandtheile  in  den  Süddeutschen  Ree htsbü ehern 
wieder,  nur  dass  hier  das  Recht  aul  beiderlei  Stücke  nicht  als  „Gerade“, 
sondern  umgekehrt  als  .,  Morgengabe  “ bezeichnet  wird.  Dsp,  29.  Schwsp. 
23.  Kt  i'kkcht’s  K.-H.  2d.  Vgl.  ols;n  § 43,  Aimi.  12,  S.  432. 

!I)  Schon  im  Görlitzer  I.andr.,  cap.  ,'JS.  g 4 setzt  Homkybr  in  der 
‘ Anmerk.  zur  Stelle  und  ihm  nach  \ . Mautitz  a.  a.  0.,  S.  224,  Anm.  1, 
die  Annahme  einer  gesetzlichen  Morgengabe  voraus.  Damit  verträgt  sich 
aber  die  Beweisregel  in  cap.  17.  g 3 sowenig  als  cap.  45,  g 7,  man 
müsste  denn  mit  v.  Mautitz  a a.  0.,  S.  230.  Anm.  20  ein  Nebeneinander 
von  gesetzlicher  und  vertragsmässiger  Morgengabe  annehmen.  Aber 
cap.  38,  § 4 ist  construirt  wie  Ssp.  1.  24,  1 n.  2.  Dagegen  beruhen 
spätere  landrechtliche  SchötTcnsprüche,  wie  die  bei  Wasskbsc  hi.kbks.  S.  200, 
cap.  35 r u.  35  3 und  andre  der  Anm.  12  citirten,  vielleicht  selbst  das 
Glogauer  R.-B.,  ca(>.  398  auf  jener  Anuuhme. 

33)  So  die  Sachs.  Oonstit.  v.  1572  111,  33. 

*3)  Vgl.  Kaki-zov  in  der  Dctin.  20  zu  der  Const.  III.  33. 

13 »)  Vgl.  darüber  überhaupt  v.  Mautitz,  g 19. 

34)  Bei  Wassbksi  hi.bhbn,  S.  415,  cap.  38, 
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von  beschribenen  sondern  von  „ gegebenen  rechte  “ gebüh- 
rend nennt. 

Sowenig  als  die  Wittwe  ein  gesetzliches  Recht  auf  die  im 
Nachlass  des  Mannes  befindlichen  Morgengabe  - Gegenstände 
hat,  sowenig  liegt  auch  nur  dein  Manne  irgendwelche  Ver- 
pflichtung zur  Eingehung  des  Vertrags  ob.  Weder  das  Recht 
selbst  legt  ihm  eine  solche  auf  noch  etwa  ein  Heirathsver- 
trag.  Wir  haben  diesen  als  den  gewöhnlichen  Anlass  der 
Leibzuchtsbestellung  annehmen  dürfen  und  werden  finden, 
dass  er  regelmässig  auch  der  gelobten  Morgengabe  zu  Grunde 
lag.  Ein  Gleiches  lässt  sich  für  die  landrechtliche  nicht  vor- 
aussetzen. Ueberall  erscheint  sie  in  den  Quellen  als  eine  zwar 
durch  die  Sitte  gebotene  aber  doch  völlig  in  das  freie  Be- 
lieben und  Ermessen  des  Mannes  gestellte  Liberalität  die 
seine  Liebe  und  Vorsorglichkeit  für  die  junge  Gattin  be- 
tätigen soll.  Das  Motiv  liegt,  wenn  auch  keins  der  Säch- 
sischen Rechte  daran  rechtliche  Folgen  knüpft,  wie  wohl  in 
Süddeutschland  hie  und  da  geschah  , in  der  Erkenntlichkeit 
des  Mannes  für  die  Hingebung  der  Frau,  der  Zweck  ist  eine 
Zuwendung  an  dieselbe  für  den  Fall , dass  sie  den  Mann  über- 
lebt. Die  Natur  der  möglicher  Weise  das  Object  bildenden 
Gegenstände  lässt  hieran  nicht  zweifeln.  Diese  haben  wäh- 
rend der  Ehe  bei  dem  gemeinschaftlichen  Haushalt  der  Gatten 
lur  die  Frau  keinen  Werth.  Ihre  Bedeutung  für  sie  als  Wittwe 
können  wir  aber  — immer  mit  dem  Vorbehalt,  dass  im  Ein- 
zelnen mehr  zufälliger  Brauch  und  Sitte  als  bewusste  Intention 
eines  Gesetzgebers  niaassgebend  gewesen  sind  - nur  darin 
finden,  dass  sie  das  Leben  der  Frau  im  Wittwenstande  noch 
unabhängiger,  bequemer  und  behaglicher  machen  sollten,  in- 
dem sie  ihr  eigne  Bedienung  und  Behausung  schafften  und 
die  selbständige  Fortführung  der  Landwirthschaft  auf  ihrem 
eignen  oder  ihrem  Leibzuchtsgute  ermöglichten.  Die  Morgen- 
gabe ergänzte  in  der  That  je  nach  den  Verhältuissen  des 
Mannes  die  Leibzucht.  Gerade  und  den  Mustheil  der  Wittwe.  so 


i6)  Vgl.  Beispiele  bei  Krait  II,  S.  540,  Amu.  25.  Mittkrmaikr. 
Deutsches  Privatr.,  § 398.  Anm.  2 n.  fi. 
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dass  diese  einen , wenn  aucli  beschränktem  Hausstand  selbstän- 
dig und.  behaglich  fortsetzen  konnte.  Nur  dieser  ergänzenden 
Bedeutung  des  Vertrags  entspricht  es  einerseits,  dass  die  Frau 
nur  im  Falle  des  Ueberlebens  zum  Genuss  des  Rechts , dann 
aber  züm  Genuss  desselben  als  eines  vollen , vererblichen  Eigen- 
thums gelangt , andrerseits  dass  der  Inhalt  des  Vertrags  völlig 
in  das  freie  Ermessen  des  Mannes  gestellt  ist,  dass  es  sich 
im  Wesentlichen  blos  um  fahrendes,  wohl  nur  ausnahmsweise 
werthvolles  Gut  handelte , und  dass  auf  die  Sicherstellung  der 
Zuwendung  nicht  solches  Gewicht  wie  hei  der  Leibzucht  ge- 
legt wird. 

Dies  ist  die  materielle  Tendenz  unseres  Instituts.  Letz- 
teres hat  also  nur  Beziehung  auf  das  Verhältniss  der  Wittwe 
und  scheint  darum  ohne  jede  Bedeutung  für  das  eheliche  Gfiter- 
verhältniss.  Dem  ist  jedoch  nicht  so ! Es  ist  nämlich , zu- 
mal im  Gebiet  des  Deutschen  Rechts,  durchaus  unzulässig,  von 
der  materiellen  Rechtsidee  eines  Instituts  ohne  Weiteres  auf 
seine  juristische  Formalisifung  zu  schliessen.  Die  Disharmonie 
zwischen  beiden  Gesichtspunkten  haben  wir,  wiewohl  zum 
Theil  in  entgegengesetzter  Richtung,  bei  der  Gerade,  dem 
Mustheil  und  der  Leibzucht  der  Wittwe  wahrgenom- 

men. Warum  sollte  sie  nicht  auch  bei  der  Morgengahe 
stattfinden  können?  Freilich  soll  der  Frau  durch  diese  ein 
Recht  verschafft  werden,  das  für  sie  erst  im  Wittwenstaude 
Werth  und  Bedeutung  hat;  aber  die  juristische  Form 
braucht  desshalb  noch  uicht  die  einer  Vergabung  auf  den 
Todesfall  zu  sein,  sondern  kann  recht  wohl  die  einer  Gabe 
zu  sofortigem  Eigenthum,  einer  wahren  Schenkung  unter  Lo- 
benden sein. 

Dies  ist  denn  auch  die  gemeine  Meinung,  die  nur  Kraut, 
jedoch  ohne  Beifall  zu  finden,  angefochten  und  ausführlich 
bekämpft  hat z,:).  Ich  meine,' die  Sache  steht  so: 


*°)  II,  S.  538  f.  nach  Eichhorn’«  (St.  u.  R.-G.  II,  *g  309,  Amn.  aa.) 
Vorgang.  Dagegen  die  Aelteren:  Hasse,  Skizze  a.  a.  0.,  S.  79;  FinsLer, 
De  oblig.  ux.,  p.  51 — 55;  v.  Sydow,  Erbr.,  S.  952;  Ai.brkciit,  Gewere 
zu  Nr.  728  u.  734  (eben  sowie  Fissi.kr,  den  Gegensatz  zur  gelobten  Mor- 
Agrieola,  Gewere  x.  r.  V,  33 
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Dem  Sachsenspiegel  und  den  ältern  landrechtlichen  Quellen, 
in  denen  die  eigentliche  Morgengabe  heimisch  ist,  ist  eine 
Vergabung  an  Mobilien  auf  den  Todesfall,  d.  h.  eine  solche, 
die  dem  Bedachten  eine  Art  Erbrecht  oder  ein  blos  obliga- 
torisches Recht  gegen  die  Erben  gewährt,  oder  eine  solche, 
die  das  Eigenthum  erst  für  diese  Zeit  überträgt,  dergestalt, 
dass  der  Geber  für  seine  Lebzeiten  die  Eigenthumsgewere  und 
damit  Besitz , Gebrauch , Genuss  und  Disposition  an  dem  Ob- 
ject des  Geschäfts  behält,  noch  völlig  fremd.  Man  kann  nach 
diesen  Rechten  seinen  Erben  nicht  obligatorisch  zu  einer  Lei- 
stung verpflichten,  für  die  er  keine  „wederstadinge“  empfängt *T). 
Man  kann  aber  auch  an  einer  beweglichen  Sache  kein  Recht 
übertragen  und  sich  selbst  doch  ein  Recht  auf  Genuss  und 
Gewalt  an  derselben  Vorbehalten.  „Donner  et  retenir  ne  vaut!“ 
Der  Satz  ist  die  Kehrseite  des  „Hand  wahre  Hand“,  eine 
Consequenz  der  Unzulässigkeit  einer  zwiefachen  Gewere  an  der- 
selben beweglichen  Sache  **).  Eine  solche  Veräusseruug  kann 
revociren , wer  durch  sie  beeinträchtigt  wird , namentlich  also 
der  Erbe  des  Gebers.  Denn  Letzterer  giebt  in  Wahrheit  nicht 
das  Seine,  sondern  das,  was  seines  Erben  sein  würde  **).  Erst 
durch  den  Consens  des  Erben  wird  daher  eine  solche  Gabe 


gen  gäbe  hervorhebend);  Gropp,  Abhandl.  11,  S.  44s,  Anm.  .'i4 ; Planck, 
Zeitsehr.  für  Deutsches  R.  X,  S.  208  f.;  Bkkki.kk,  Erbvertr.  I,  8.  217  f. 
Neuere:  Derselbe,  Deutsches  Privatr.,  Ausg.  11,  g 1311,  Anm.  10;  Mitter- 
m a i Eit,  Privatr.,  § 398,  Anm.  14;  Stouhk,  Gewcre  a.  a.  O.,  § 14  u.  10 
und  über  d.  Oblig.  des  Erben  in  Bkkkeh's  Jahrb.  V,  8.  322;  I.ewrs, 
8ucc.  der  Erben,  8.  180;  Gerber,  System,  g 238  (nicht  ganz  bestimmt); 
v.  Martitz  a.  a.  0.,  8.  220  f. 

*’)  Storhk  in  Bekkkr’s  Jahrb.  tt.  a.  0.  V,  S.  323  f. 

*»)  Vgl.  unten  § 51  a.  E.  und  Albrbcht,  Gewere,  8.  112  f. 
2ül  f.  Besklkr,  Erbvertr.  I,  S.  152  f.  Stohhe,  Gewere  a.  a.  O.,  § 15. 
Gerber,  System,  § 250,  Anm.  4.  Die  einzelnen  Nachweisungen  besonders 
bei  Alhrkcht,  Anm.  511.  Hiezu  noch  Venn.  Ssp.  I,  20,  4. 

*9)  Sachs.  Lelmr.  58,  g 2 a.  E.  Glosse  z.  Ssp.  1,  52,  2:  „Wi  sin 
gut  vorgift  als  he  is  nicht  mer  gebruken  ne  mach,  di  vorgift  nicht  dat 
sin  is,  mer  gift  dat  siner  erve  is  “ — für  den  analogen  Fall  der  Gabe  auf 
dem  Siechbett  bemerkt. 
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lialtbar  und  wirksam  30).  Soll  dieser  Consens  entbehrlich  sein, 
so  muss  der  Vergabende  die  Sache  sofort  aus  seiner  Gewere 
lassen,  d.  i.  sein  Recht  auf  Besitz,  Genuss  und  Disposition 
aufgeben.  Liess  man  nun  diese,  das  ganze  Sachenrecht  be- 
herrschenden Principien  auch  für  die  Vergabung  von  Fahruiss 
Seitens  des  Mannes  an  die  Frau  maassgebend  werden,  so 
konnte  man  auch  diese  Vergabung  nicht  anders  als  zu  sofor- 
tigem Eigenthumsbesitz  zulassen.  Der  Manu  musste  seine 
Gewere , d.  i.  also  sein  Recht  und  desshalb  seinen  Besitz, 
Genuss  und  Gewalt  sofort  aufgeben.  Da  zeigt  sich  nun  aber 
die  eigenthümliche  Verwickelung  des  Falls.  Einhandsgut,  d.  h. 
ausser  der  vormundschaftlichen  Gewere  des  Mannes  stehendes 
Frauengut,  war  im  Kreise  jener  ältern  Rechte  ebenso  unbe- 
kannt als  Vergabungen  auf  den  Todesfall.  Gab  der  Mann 
auch  seine  Gewere  zu  Eigenthum  auf,  so  behielt  er  doch  seine 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  und  diese  gab  ihm  (abge- 
sehen von  dem  einen  wenig  praktischen  Punkt  der  Schuld- 
haftung) bezüglich  der  Fahrniss  der  Frau  während  stehender 
Ehe  ganz  dieselben  Rechte  wie  die  Gewere  zu  Eigenthum. 

Die  Consequenz  ist,  dass  das  eheliche  Güterverhältniss  selbst 
eine  Vergabung  von  Fahmiss  zu  sofortigem  Eigenthum  Seitens 
des  Mannes  an  die  Frau  unwirksam  erscheinen  lässt,  es  sei  * 
denn  mit  Consens  der  Erben  des  Mannes  und  selbst  mit  die- 
sem nur  bedingt :l0a).  Dies  ist  denn  auch  der  Stand  der 
Dinge  im  Kreise  jener  altem  Rechte  31).  Im  Verhältniss  zu 
dieser  allgemeinen  Regel  erscheint  nun  die  Morgengabe  als 
eine  privilegirte  Ausnahme,  und  diese  ihre  exceptionelle  Na- 
tur tritt  in  den  Quellen  zur  Genüge  hervor.  Nur  durch  sie 
ist  erklärlich,  wie  man  daran  denken  konnte,  die  Morgengabe 
auf  einen  engen  Kreis  von  Sachen  zu  beschränken  und  sie  an 
eine  beschränkte  Zeit  zu  binden.  Die  überall  wiederkehrende 
Betonung  der  Entbehrlichkeit  des  Erbenconsenses  bezeugt,  was 


3®)  Ai.krrcht,  Anm.  518.  Analogie  von  der  Gabe  auf  dem  Siech- 
heit: Venn.  Ssp.  I,  20,  4. 

30  a)  v.  Mautitz  a.  a.  Ü.,  S.  190,  Anm.  24  n.  25. 
ai)  Vgl.  g 51. 

33* 
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eigentlich  Regel  war.  Es  wird  aber  auch  wenigstens  in  einem 
dieser  Rechte  die  Eigentümlichkeit  der  Morgengabe  in  diesem 
Sinne  ausdrücklich  hervorgehoben: 

Görlitzer  Landr.,  cap.  45 , § 7 : 

,,Swelich  man  sin  gut  einem  andim  gibit  unde  iz 
doch  selbe  in  sin  in  wenn  beheldit  unze  an  den  tach,  daz 
er  gevangin  wirt  odir  in  eine  suche  bevellit,  von  der 
er  nicht  genesin  ne  mac,  mit  der  gäbe  ne  hat  er 
sin  gut  sinin  erbin  nicht  gevremedit,  sundir 
aleine  sines  weibis  morgingabe.“ 

In  diesem  Zusammenhang  wird  man  das  Exeeptionelle  der 
Morgengabe  nicht  darin  suchen  können,  dass  man  in  ihr 
ausnahmsweise  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  anerkannte, 
sondern  darin , dass  man  ausnahmsweise  eine  Vergabung  zu 
sofortigem  Eigenthum  unter  Ehegatten  anerkannte,  obwohl 
dieser  dieselben  Hindernisse  entgegenstanden . welche  eine  Ver- 
gabung von  Todeswegeu  überhaupt  unwirksam  erscheinen  Hessen. 
Diese  Hindernisse  beruhten  al>er  allerdings  auf  Umständen, 
welche  dem  Erfolge  nach  die  geschenkten  Objecte  im  We- 
sentlichen in  dieselben  juristischen  Schicksale  brachten,  welche 
eiue  eigentliche  Vergabung  von  Todeswegen  zur  Folge  gehabt 
• haben  würde:  Besitz,  Genuss  und-  Disposition  des  Gebers 

bei  seinen  Lebzeiten,  Verbleiben  des  Guts  bei  ihm  im  Falle 
des  früheren  Ablebens  der  beschenkten  Frau,  Verbleiben  bei 
dieser  zu  vollem  vererblichem  Eigenthum , wenn  sie  der  über- 
lebende Theil  war.  Principie.il  aber  beruhten  diese  Erfolge 
bei  beiderlei  Auffassungen  auf  ganz  verschiednen  Grundlagen. 
Bei  der  Morgengabe  als  einer  Gabe  auf  den  Todesfall  auf  der 
nur  eventuellen,  betagten  und  beschränkten  Eigenthumsüber- 
tragung mit  Vorbehalt  des  Besitzes,  Genusses  und  der  Dis- 
position auf  Lebenszeit,  bei  der  Morgeugabe  als  Gabe  unter 
Lebenden  auf  dem  sofortigen  Eigenthum  der  Frau  einerseits 
und  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  und  dem  Mobiliar- 
recht  des  Mannes  andrerseits  31  *).  Da  sich  nun  aber  auch  in 

31 M Die«  scheint  mir  wenigstens  für  das  .Sächsische  Recht  ein  ge- 
nügender Krkliirungxgrund  für  das  Recht  des  Wittwers.  v.  M \htitz  sucht 
ihn  weiter  S.  ‘2 21,  Amu.  24. 
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dem  letztem  Wege  die  eigentümlichen  Wirkungen  der  Mor- 
geugabe  aus  den  allgemeinen  Principien  von  selbst  ergeben, 
wird  man  gewiss  Grund  genug  zu  der  Annahme  haben,  dass 
auch  jene  altern  Rechte  diesen  Weg  gegangen  sind . und  nicht 
von  der  Grundlage  einer  wahren  Vergabung  auf  den  Todesfall 
ausgehen . die  ihnen  sonst  noch  völlig  fremd  ist.  Nur  in 
einem  einzigen  wesentlichen  Punkt  würden  jene  Auffassungen 
auch  praktisch  ein  verschiedenes  Resultat  ergeben.  Bei  der 
Vergabung  von  Fahrniss  auf  den  Todesfall  haftet  dieselbe  bei 
Lebzeiten  wie  nach  dem  Tode  des  Gebers  für  die  von 
ihm  gewirkten  Schulden,  während  bei  sofortiger  Eigen- 
thumsübertragung  diese  Haftung  wegfällt  und  zwar  auch 
bei  einer  Gabe  des  Mannes  an  die  Frau,  da  das  Frauen- 
gut einer  Haftung  für  des  Mannes  Schulden  nicht  unter- 
liegt. Nun  ist  aber  in  der  Tliat  die  Morgengabe  von  einer 
solchen  Haftung  exirairt 3l1')-  Will  man  dies  daher  nicht, 
was  bei  der  Zusammenstellung  der  Morgengabe  mit  Gerade 
und  Mustheil  allerdings  nicht  unmöglich  wäre,  für  eine  blose 
Singularität  erklären , so  liegt  in  dieser  Eigentümlichkeit  noch 
eine  besondre  und  charakteristische  Hinweisung  auf  die  Natur 
der  Morgengabe  als  einer  Gabe  zu  sofortigem  Eigenthum. 

Allerdings  setzen  wir  hiebei  überall  bewegliche  Habe  als 
Object  der  Morgengabe  voraus.  Denn  grade  auf  der  völlig 
freien  Disposition  des  Mannes  über  die  Fahrniss  der  Frau  und 
auf  seinem  Mobiliarrecht  beruht  der  eigenthümliche  Erfolg 
des  Geschäfts.  Völlig  zutreffend  ist  nun  aber  jene  Voraus- 
setzung allerdings  nicht.  Wenn  wir  nämlich  auch  von  der 
Morgengabe  an  Grundstücken,  als  einer  späten^Entartung  des 
Instituts,  ganz  absehen  dürfen,  so  hat  sie  doch  auch  schon  in 
der  ursprünglichen  Form  ein  Object,  welches  zwar  nicht 
physisch  aber  juristisch  die  Natur  von  Immobilien  hat:  den 
oder  die  Leibeigene  3*).  Allein  nahe  genug  liegt  die  Annahme, 
dass  man  grade  bei  der  Morgengabe  diese  juristische  Fiction 
nicht  festhielt , um  „ den  Knecht  oder  die  Magd  “ auf  gleichem 

31  h)  Vgl.  unten  Amu.  47. 

3t)  Ssp.  1,  52,  1.  Vgl.  oben  § 20,  Amu.  3,  S.  200. 
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Fusse  mit  den  andern,  lediglich  aus  Fahrniss  bestehenden 
Bestandteilen  jener  behandeln  zu  können.  Ist  doch  dies  we- 
nigstens hinsichtlich  der  Form  des  Geschäfts  jedenfalls  ge- 
schehen, indem  man  die  sonst  bei  Uebertragung  von  Leib- 
eignen unentbehrliche  Auflassung  nicht  forderte.  Allerdings 
hat  aber  schon  eins  der  ältem  Rechte  an  diesem  Punkte  An- 
stoss  genommen  und  eigne  Leute  als  Immobilien  von  der 
Morgengabe  überhaupt  ausgeschlossen  33 ).  Jedenfalls  erledigte 
sich  der  Anstoss  frühzeitig  durch  Wegfall  der  Leibeignen  als 
Object  des  Geschäfts  34 ). 

Dies  sind  die  innern  Gründe,  welche  annehmen  lassen, 
dass  unsere  Rechte  bei  der  Construction  des  Instituts 
von  der  Grundlage  eines  sofortigen  Eigenthums  - Uebergangs 
ausgingen,  die  Morgengabe  (nach  Albkecht’s  Ausdruck)  als 
eine  tradirte,  nicht  als  eine  gelobte  auffassten.  Es  ist  da- 
bei jedoch  festzuhalten,  dass  der  Eifolg  des  Geschäfts  der 
Hauptsache  nach  derselbe  war , wie  es  der  eines  Geschäfts  auf 
den  Todesfall  gewesen  wäre.  Der  Gegensatz  ist  mehr  ein 
theoretischer  als  ein  praktischer  und  es  ist  begreiflich,  dass 
die  principielle  Auffassung  in  unsern  Quellen  nicht  weiter  scharf 
hervortritt.  An  einem  ausdrücklichen  und  directen  Zeugniss 
fehlt  es  überhaupt.  Kann  der  regelmässig  wiederkehrende 
Ausdruck:  etwas  „zur  Morgengabe  g e b e n “ im  Sinne  unserer 
Rechte,  denen  eine  Gabe  von  Todeswegen  noch  völlig  fremd 
ist,  kaum  anders  als  in  der  Bedeutung  von  „übergeben,  tra- 
diren“  opp.  „geloben“  verstanden  werden,  so  ist  doch  auch 
wieder  von  der  Morgengabe  die  Rede,  die  die  Wittwe  „an 
des  Mannes  (fut  oder  Nachlass  nehme“  35).  In  diesem  Zu- 
sammenhänge begreift  „Gut  des  Mannes“  dann  das  ganze  in 
dessen  Gewere  befindliche  Vermögen  **).  Ein  directes  Zeugniss 

3S)  Görlitzer  Landr.,  cap.  47,  § 6 d : „Hube  unde  dienst  mau  die 
ne  liorin  zo  der  inorgingave  nicht,  die  ne  mac  der  man  sinem  wibe  nicht 
gegebin,  er  ne  tu  iz  mit  *inir  erbin  gelubide,  unde  werde  ir  vor  deine 
ge  richte  bestetegit.“ 

M)  Vgl.  oben  Anm.  12,  S.  508. 

**)  8«]).  I,  20,  4.  Schspr.  bei  Wasskrschlebkn,  S.  415,  cap.  68. 

3«)  § 15,  Amu.  0»,  S.  162. 
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, fehlt  eben  Man  hat  ein  wenigstens  indirectesin  der  Beweis- 
regel finden  wollen,  dass  die  Wittwe  ihre  Morgengabe  allein 
durch  den  Eid  ohne  Zeugen  (uppen  hilgen  ane  tüch)  beweist 37), 
da  doch  in  der  Regel  der  Besitzübergang  durch  Zeugen  dar- 
zuthun  ist.  Allein  wie  sollten  Zeugen  einen  solchen  bekun- 
den, da  der  Mann  ja  die  Gewere  behielt,  im  Besitz  eine 
wahrnehmbare  Aenderung  gar  nicht  vor  sich  ging?  Man  hat 
sich  im  entgegengesetzten  Sinne  darauf  berufen,  dass  bei  der  An- 
nullirung  der  Ehe  die  Morgengabe  der  Frau  nicht  zukommt  **). 
Allein  wäre  das  bei  einer  Vergabung  auf  den  Todesfall  selbst- 
verständlicher ? Bei  der  Abnormität  des  Falls  der  Annullirung 
einer  Ehe  wird  daraus  nichts  zu  schliessen  sein.  Zudem 
ist  der  Satz  selbst  nicht  ganz  zweifellos sa).  Noch  we- 
niger aber  können  Gründe  so  allgemeiner  Art  verfangen  wie 
die , dass  die  Morgengabe  einen  Vortheil  erst  für  die  Zeit  des 
Wittwenstands  bezweckt40),  dass  die  Morgengabe  zu  einem 
gesetzlichen  Erbrecht  geworden  ist  u.  dergl.  Es  bleiben  also 
nur  die  innern  — historischen  und  dogmatischen  — Gründe, 
wie  sie  oben  dargestellt  sind,  sie  lassen  aber  auch  m.  E.' 
keinen  berechtigten  Zweifel  an  der  Auffassung  des  Geschäfts 

*«»1  Albrecht  u.  A.  tinden  ein  solches  im  Ssp.  I,  20,  4 u.  5. 
Mir  scheint  dies  bedenklich.  Die  vielbesprochne , für  Gewere  und 
Beweisrecht  wichtige  Stelle  giebt  für  unsere  Frage  keine  sichere 
Entscheidung.  Sie  theilt  von  zwei  dieselben  Gerade-,  Mustheil-  und 
Morgengabestücken  reclamirenden , in  derselben  häuslichen  Gemeinschaft 
lebenden  Wittwen  derjenigen  das  Beweisrecht  zu,  in  deren  Mannes  Haus 
beide  in  ungez weitem  Gut  gesessen.  Wird  das  Beweistheuia  nun  auch 
dahin  festgestellt,  dass  sie  „irs  mannes  unde  irs  selves  umbesculdenen 
were  dar  an  getügen  mögen“,  so  bleibt  doch  zweifelhaft  (vgl.  Kraut 
a.  a.  O.,  Anrn.  30)  ob  das  „irs  selves  — were“  auch  auf  die  Morgen- 
gabestöcke zu  beziehen  und  das  „und“  nicht  vielmehr  disjunctiv  zu  deuten 
ist.  Demnächst  ist  doch  direct  nur  von  der  Gewere  der  Wittwe,  nicht  von 
der  der  Ehefrau  die  Rede.  — Eine  Nachbildung  der  Stelle  vgl.  übrigens  in 
der  Blume  v.  Magdeburg  II,  2.,  S.  167  f.  und  im  Prager  R.-B.,  cap.  155. 

37)  Ssp.  I,  20,  6 u.  9.  Venn.  Ssp.  I,  13,  3;  IV,  47,  5.  Gör- 
litzer  Landr.,  cap.  47,  § 6». 

**)  Vgl.  unten  Anm.  49.  — Kraut  a.  a.  0.,  S.  543. 

M)  Anm.  49,  S.  522. 

*°)  Vgl.  oben  S.  513. 
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durch  die  Quellen.  Sie  entscheiden  zu  Gunsten  der  gemeinen 
Ansicht. 

Die  Morgengabe  ist  also  der  Vertrag,  mittelst  dessen  der 
Ehemann  nach  seinem  freien  Ermessen  mehr  oder  weniger  aus 
einem  gewissen  Complex  seines  fahrenden  resp.  ausnahmsweise 
dem  gleiehgeachteten  unbeweglichen  Guts  der  Frau  zu  sofor- 
tigem Eigenthum  giebt,  ohne  es  doch  aus  seiner  ehemänn- 
lichen Gewere  zu  lassen,  und  ohne  doch  desshalb  des  Con- 
senses  seiner  Erben  zu  bedürfen.  Es  ist  eine  kraft  besonders 
Privilegiums  wirksame  Schenkung  des  Mannes  an  die  Frau. 
Damit  hängt  zusammen,  dass  die  Morgengabe  auch  nicht 
— wie  anfänglich  Vergabungen  unter  Ehegatten  4I)  — des  ge- 
richtlichen Abschlusses  bedurfte,  und  dass  sie,  da  ein  Besitz- 
iibergang  gar  nicht  zu  Tage  trat,  durch  den  Eid  der  Frau 
ohne  Zeugen  bewiesen  werden  konnte.  Für  alle  diese  Vorzüge 
bestand  nur  die  Voraussetzung,  dass  ihr  Gegenstand  zu  dem 
durch  die  Gewohnheit  und  Sitte  bestimmten  Complex  von 
Sachen  gehörte  und  dass  die  Schenkung  am  Morgen  nach  voll- 
-zogener  Ehe  vor  Tischgehen  erfolgte.  Ueber  diese  eigenthüm- 
lichen  Vorzüge  der  Morgengabe  und  deren  Voraussetzungen 
lassen  die  schon  allegirten  Quellenzeugnisse  4S)  keinen  Zweifel. 
Die  juristische  Gestaltung  des  ganzen  Instituts  concentrirt  sich 
also  darin,  dass  der  Mann  trotz  des  Eigenthums  der  Frau 
während  der  Ehe  seine  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  und,  im 
Falle  er  überlebt,  sein  Mobiliarrecht  hat  und  nur  wenn  der 
Mann  eher  stirbt,  das  Besitzrecht  der  Frau  und  zwar  als  ein 
volles,  vererbliches  ungehemmt  in  Wirksamkeit  tritt.  Der 
Sache  und  dem  Erfolge  nach  einer  Vergabung  auf  den  Todes- 
fall gleich  - oder  jedenfalls  nahekommend , ihrem  materiellen 
Zwecke  nach  einen  Vortheil  für  die  Wittwe  bezweckend,  ist 
sie  juristisch  doch  als  Geschäft  unter  Lebenden  construirt  — 
es  ist  eine  tradirte,  keine  gelobte  Morgengabe. 

Der  Ehemann  hat  also  während  der  Ehe  an  den  Morgen- 
gabestücken die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 43).  Die 

41 ) Vgl.  unten  § 52,  Amu.  7. 

4*)  Vgl.  oben  Anm.  7,  S.  503  (vgl.  Anui.  33  n.  37). 

**)  Vgl.  besonders  Stobbg,  Gewere  u.  u.  0, 
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Morgengabe  schafft  nicht  etwa  Einhandsgut,  d;isja  dem  ältem 
Landi  echt  überhaupt  fremd  ist.  Der  Mann  hat  also  Besitz.  Genuss 
und  Disposition  wie  über  andres  Frauengut.  Nur  des  letztem 
einzig  zweifelhaften  Rechts  wird  in  den  Quellen  ausdrücklich 
gedacht.  Der  Mann  kann  die  Morgengabestücke  frei  veräus- 
sern , namentlich  hat  die  Frau  die  einseitige  Verpfändung  der- 
selben anzuerkennen,  das  Pfand  aus  ihren  Mitteln  zu  lösen44). 
Ob  auch  hierbei  der  Leibeigne  als  Fahrniss  behandelt  wurde, 
muss  in  Ermangelung  von  Zeugnissen  - dahingestellt  bleiben. 
Im  Ganzen  ergiebt  sich,  dass  die  Morgengabe  der  Wittwe 
nicht  in  der  Weise  sichergestellt  ist  wie  die  Leibzucht.  Sie 
erhält  nur,  was  beim  Ableben  ihres  Mannes  noch  vorhauden 
ist 4S).  Indessen  ist  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  den  Zweck 
des  Geschäfts  und  die  Beschaffenheit  eines  Tbeils  der  Gegen- 
stände, namentlich  der  Viehstücke,  nicht  die  species , sondern 
das  genug  als  geschenkt  anzusehen,  dergestalt,  dass  die  Wittwe  ihr 
Geschenk  an  dem  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Mannes  noch  vor- 
handnen  Objecten  bekommt 46).  Sowenig  wie  andres  Frauengut 
haftet  aber  die  Morgengabe  für  die  vom  Manne  gewirkten 
Schulden47).  In  diesem  Punkte  manifestirt  sich  das  Eigen- 


w)  Ssp.  I.  24,  4.  Das«  sich  diese  Bestimmung  mit  auf  die  Mor- 
gengube  bezieht,  bezeugt  das  Stück  von  Mustheil  und  Rigisch  Ridderr.  31, 
die  sic  dahin  fassen : ,,Wat  heerweyde.  uiussdeles.  morgengave  vörsat 
was  by  des  manne*  live,  dat  löse  de,  dem  dat  höret,  yfft  he  wille.  “ Die 
städtischen  Rechte  mit  ihrer  gelobten  Morgengabe  erwähnen  die  Mor- 
gengabe l*ei  dem  Satze  natürlich  nicht.  (Weisth.  v.  1261,  §59.  Darum 
wohl  auch  der  Venn.  Ssp.  1,  17,  7.) 

**)  Daruuf  weist  für  den  analogen  Fall  des  Reitsitzes  der  Ssp.  I,  20,  3 
hin:  „ — se  niint  al  ir  recht  an  dem  gude  dat  dar  denne  ia,  also 
se’t  do  nemen  solde,  do  ir  man  starf.“ 

4S)  v.  Sydow,  Erbrecht -zu  Anin.  840:  Kraut  II,  >S.  542.  — Eine 
Hinweisung  darauf  liegt  vielleicht  im  Ssp.  I,  20,  § 3. 

47)  Ssp.  I,  11,  1,  vgl.  mit  1,  24,  3 a.  E.  Bestimmter:  Venn.  Ssp. 
1,  17,  8 n.  9.  Pölmakk  IX,  11,  9.  (Goslar'sches  Stadtr. , S.  6,  »»  f., 
auf  die  Morgengabe  an  Grundstücken  bezüglich.)  Schspr.  bei  YVassbkscu- 
lkbkn,  S.  206,  eap.  65  d,  bei  Demselben,  Princip  der  Succ.-Ordn.  S.  184  : 
„und  von  dissen  stucken  darrt'  sy  kevne  schult  helrten  betzalenn,  sundern 
sie  nympt  die  weg  ane  alle  beswerunge  lediglich  — “. 
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thum  der  Frau  ausschliesslich  während  der  Ehe.  Bei  Auf- 
lösung derselben  wird  es  in  gewöhnlicher  Maasse  vererbfällt. 
Stirbt  die  Frau  vor  dem  Manne,  so  behält  es  dieser  kraft 
seines  Mobiliarrechts  48) , und  dasselbe  tritt  im  Falle  der  An- 
nullirung  einer  Ehe  ein  4a).  Ueberlebt  dagegen  die  Frau  deu 
Mann , so  verbleiben  ihr  die  geschenkten  Gegenstände . soweit 
sie  noch  vorhanden , geradeso  wie  ihr  auch  ihre  andre  beweg- 
liche Habe  verbleibt.  Sie  erhält  sie  zu  vollem  vererblichem 
Eigenthum  , und  zwar  sobald  sich  das  ungezweite  Gut  löst,  sei 
es  nun  am  Dreissigstcn  Äu),  sei  es  nach  Beendigung  des  Bei- 
sitzes M).  Nur  hinsichtlich  des  Morgengabegebäudes  bestehen 
einige  Besonderheiten.  Da  der  Wittwe  nur  die  superficies 
geschenkt  ist,  hat  sie  mit  derselben,  wenn  die  area  nicht 
ihr  Eigenthum  oder  ihre  Leibzucht  ist,  diese  binnen  b Wochen 
zu  räumen  oder  das  Gebäude  dem  Eigenthümer  gegen  Werth- 
ersatz zu  überlassen  “).  Mit  dem  sonst  der  Frau  gehörigen 
(beweglichen)  Gebäude  scheint  auch  das  Morgengabegebäude 
die  ganz  singuläre  Eigenthümlichkeit  zu  theileu,  dass  cs,  in 
die  zweite  Ehe  inferirt,  dem  Wittwer  trotz  seines  sonstigen 
Mobiliarrechts  nicht  zukommt  M). 

4tl)  Sh|>.  III,  38,  3:  „ M nudele  unde  inorgengave  nc  erft  neu 
wif  bi  ires  Mannes  live,  sie  ne  liebbc  se  untvangen  na  ires  manne*  dode.“ 
Vcrni.  Ssp.  I,  .‘{5,  2. 

49 ) Ssp.  III,  74.  Uebrigens  weisen  einige  Handschriften  anch  die 
Morgengabc  der  geschiednen  Frau  zu  (vgl.  v.  Svnow,  Anm.  902).  Venn. 
Ssp.  L,  22,  2 (vgl.  Weichbild  v.  ThCkokn,  Art.  239).  Glosse  zuin  Sachs. 
Lchnr.,  Art.  57. 

40)  Ssp.  III,  38,  3.  Venn.  Ssp.  1,  35.  2. 

41)  Ssp.  I,  20,  § 3 — 5:  III,  7b,  1.  Venn.  Ssp.  I,  13.  1. 

5»)  Ssp.  I,  20,  2:  II,  21.  1—2.  Venn.  Ssp.  I.  13.  I;  II,  4.  20. 
Sehspr.  bei  Wasskrsciilkbkn,  S.  20b,  cup.  (jöc;  S.  419,  cap.  74. 

4»)  Ssp.  III,  7<>,  2.  Venu.  Ssp.  I,  23,  1.  Vgl.  v.  Svw>w,  Erbrecht, 
Anm.  891. 
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§ 50. 

III.  Die  gelobte  Morgengabe. 

Die  Morgengabe  war  wesentlich  ein  landrechtliches  Institut. 
In  den  Städten  erschien  sie  vermöge  der  dortigen  Verhältnisse 
nahezu  gegenstandslos  ').  Die  alte  Leibzucht  an  Immobilien 
war  rechtlich  allerdings  auch  in  den  Städten  noch  zulässig 
und  in  älterer  Zeit  so  gewöhnlich  wie  auf  dem  Lande.  Allein 
allmählig  verlor  doch  auch  sie  dort  an  ihrer  alten  Bedeutung 
dadurch  erheblich . dass  der  Grundbesitz  nicht  mehr  der  haupt- 
sächliche Träger  des  wirthschaftlichen  Lebens  war.  Die  Leib- 
zucht an  städtischen  Grundstücken  ersetzte  die  Leibzucht  an 
einem  Landgut  für  den  Zweck  der  Wittwen Versorgung  nicht 
und  ihre  Bestellung  mochte  selbst  dem  begüterten  Bürger 
nicht  immer  möglich  und  wenn  möglich  nicht  immer  be- 
quem sein.  So  entstand  in  der  Rechtsordnung  eine  Lücke, 
die  in  einem  System  recht  empfindlich  werden  musste,  welches 
der  Wittwe  einen  Antheil  an  dem  Nachlasse  des  Mannes  von 
Rechtswegen  nicht  zuerkannte.  Es  bedurfte  auf  diesem  Punkte 
einer  Ergänzung.  Zu  dieser  bot  aber  das  gemeine  Weichbild 
vermöge  seines  Fortschritts  in  der  Rechtsentwickelung  selbst 
wieder  die  Handhabe.  Das  ältere  Landrecht  hatte  streng 
daran  festgehalten,  dass  Vergabungen  unter  Ehegatten  ohne 
Zustimmung  der  Erben  unwirksam  waren.  Die  Statthaftigkeit 
der  Morgengabe  war  eben  nur  eine  privilegirte  Ausnahme  von 
diesem  Satze  gewesen.  Im  Weichbild  wurden  frühzeitig  Ver- 
gabungen unter  Eheleuten  zu  gelassen  und  nur  insoweit  an 
den  Erbenconsens  gebunden,  als  solcher  überhaupt  bei  Ver- 
äusserungen  oder  bei  Verfügungen  auf  den  Todesfall  für  er- 
forderlich gehalten  wurde.  Das  Vergabungsrecht,  welches  im 
Landrecht  dem  Manne  auch  im  Betreff  der  Fahrniss  nur  am 
ersten  Morgen  der  Ehe  ohne  Erbenconsens  und  nur  in  sehr 
beschränktem  Umfang  zugestanden  hatte,  stand  ihm  nach 

•)  § 49,  S.  504. 
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Stadtrecht  an  allen  Arten  von  Fahrniss,  namentlich  an  Geld 
lind  Kapital,  alle  Zeit  frei.  Und  war  dort,  selbst  mit  Con- 
sens  der  Krben,  an  Immobilien  nur  eine  Leibzucht  üblich  ge- 
wesen , so  wurde  hier  jegliche  Art  von  Vergabungen  immer 
gebräuchlicher.  So  absorbirten  denn  letztere  in  den  Städten 
gewisser  Maassen  die  beiden  landrechtlichen  Institute.  Es  lag 
gar  kein  Grund  vor,  die  Morgengabe  auf  einen  engen  Zeit- 
punkt  und  auf  einen  engen  Kreis  von  Objecten  zu  beschränken. 
Sie  war  jederzeit  möglich  und  war  möglich  als  Gabe  unter 
liebenden  oder  auf  den  Todesfall,  zu  Eigenthum  oder  Leib- 
zucht, an  Immobilien  oder  Mobilien . namentlich  an  Geld  und 
Kapital.  Diese  letzteren  Gegenstände  waren  in  den  Städten 
die  hauptsächlichsten  Werthobjecte  an  Stelle  des  Grundbesitzes 
geworden.  Es  entsprach  den  natürlichen  Verhältnissen,  dass 
sie  bei  Weitem  der  gewöhnlichste  Gegenstand  des  neuen  Rechts- 
geschäfts wurden.  Andrerseits  waren  aber  doch  die  Grenzen  dieses 
dergestalt  erweitert,  dass  es  auch  die  alte  Leibzucht  an  Im- 
mobilien mit  umfassen  konnte,  soweit  sie  in  den  Städten, 
zumal  später,  noch  vorkam. 

Der  Gegensatz  des  land-  und  stadtrechtlichen  Systems,  auf 
diesem  Punkte  würde  hienach  dahin  zu  bestimmen  sein,  dass 
die  Morgengabe  ihrer  eigentümlichen  alten  Beschränkungen 
entkleidet,  namentlich  ihrem  Inhalte  und  Gegenstände  nach 
erweitert  und  verallgemeinert  worden  sei.  Allein  in  dieser 
vagen  Allgemeinheit  begegnen  wir  dem  Institut  denn  doch 
auch  in  den  Städten  nicht,  ln  ihr  wäre  es  unter  der  grossen 
Kategorie  der  Vergabuugen  zwischen  Eheleuten  untergegangen. 
Diese  gaben  aber  in  der  That  nur  die  juristische  Form  für 
das  Geschäft  ab,  dessen  Wesen  nach  dem  landrechtlichen 
System  doch  nicht  lediglich  in  der  Form  und  concreten  Aus- 
führung des  Gedankens,  sondern  vor  Allem  in  diesem  Gedan- 
ken selbst  lag.  Wir  haben  diesen  bei  der  Morgengibe  wie 
bei  der  Leib/.ucht  in  der  Tendenz  finden  müssen,  die  Existenz 
der  Frau  in  ihrem  dereinstigen  Wittwenstande  zu  sichern  und 
zu  erleichtern.  Dies  war  das  Motiv  und  der  Zweck  der  bei- 
den landrechtlichen  Institute , wenn  auch  mit  etwas  verschied- 
uer  Nüaueirung.  Die  Vergabungen  unter  Eheleuten  und  auch 
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die  des  Mannes  an  die  Frau  waren  von  allgemeinerer  Tendenz. 
Sie  konnten  in  die  Stelle  der  erstem  nur  eintreten,  wo  sie 
jenem  concretem  Motive  entsprangen  und  jenem  eigentüm- 
lichen Zwecke  dienten.  Ob  dies  nun  aber  im  einzelnen  Falle 
anzunehmen,  dafür  gab  weder  Form  noch  Zeit  des  Acts 
einen  Anhalt.  Hinsichtlich  der  letztem  war  er  nicht  mehr 
so  beschränkt  wie  die  Morgengabe,  hinsichtlich  der  erstem 
nicht  mehr  sc«  privilegirt  wie  sie.  Wenn  man  daher  nicht 
den  Inhalt  der  Vergabung,  namentlich  also  die  Bestimmung 
des  Objects  lediglich  für  den  Fall  des  Wittwenstandes  allein  ent- 
scheiden lassen  wollte,  bot  sich  nur  folgender  Anhaltspunkt.  Die 
Vergabung  des  Mannes  an  die  Frau  hatte  regelmässig  den  Zweck 
der  Wittwenversorgung  und  erfüllte  so  die  Function  der  land- 
rechtlichen  Leibzucht  und  Morgengabe,  wenn  der  Manu  ihre 
Errichtung  schon  vor  oder  bei  Eingehung  der  Ehe  der  Frau  ver- 
sprochen. namentlich  also,  wenn  dieses  Versprechen  einen  Theil 
des  Heirathsvertrags  gebildet  hatte,  die  Vergabung  nur  die  Aus- 
führung dieses  Versprechens  war.  Denn  der  Heirathsvertrag 
hatte,  was  die  Leistungen  des  Mannes  betrifft,  regelmässig,  ja 
wohl  ohne  Ausnahme,  den  Zweck  der  Sicherstellung  der  Frau 
für  den  Fall  ihrer  Wittwenschaft.  Hatte  er  der  Frau  oder 
ihren  Verwandten,  namentlich  ihrem  Vater  oder  Vormund,  im 
Heirathsvertrag  verheissen.  derselben  eine  Vergabung  zu  machen, 
so  hatte  diese  präsumtiv  die  Bedeutung  und  Funktion  der 
landrechtlichen  Leibzuebt  und  Morgengabe.  Die  in  den  Städ- 
ten übliche,  die  Leibzucht  mit  umfassende  Morgengabe  ist  da- 
her regelmässig  nur  die  vor  oder  bei  Eingehung  der  Ehe  von 
der  Frau  stipulirte,  vom  Manne  verheissene,  gelobte  Mor- 
gen gäbe,  die  ihrer  juristischen  Formulirung  nach  den  recht- 
lichen Charakter  der  Vergabung  unter  Eheleuten  trägt,  der 
Sache  nach  aber  vom  verschiedensten  Inhalt  sein  kann  und 
namentlich  den  der  Leibzucht  mit  umschlicsst. 

Bei  der  städtischen  Morgengabe  ist  also  ein  Doppeltes  zu 
unterscheiden : das  G e lohn  iss  der  Morgen  gäbe  und  die  Be- 
stellung dieser  selbst.  Das  erstere  hat  die  rechtliche  Natur 
eines  pactum  de  contrahendo,  das  durch  die  letztere  erfüllt  wird. 
Das  Object  des  Gelöbnisses  ist  nicht  die  Sache  selbst,  son- 
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«lern  die  Vergabung  derselben  während  der  Ehe,  sei  es  nun 
zu  sofortigem  Besitzrecht  oder  erst  (was  immer  gewöhnlicher 
wurde)  auf  den  Todesfall,  zu  Eigenthum  oder  zu  Leibzucht 
Während  der  Ehe  hatte  die  Frau  also  kraft  jenes  Gelöbnisses 
nur  einen  Anspruch  auf  Bestellung  der  verheisseuen  Morgen- 
gabe. Versäumte  indessen  der  Mann  diese  oder  weigerte  er 
sich  derselben , so  hätte  der  Frau  wohl  eine  Klage  darauf  zu- 
gestanden. Von  einer  solchen  hat  indessen  das  gemeine  Recht 
keine  Spur.  Es  mochte  und  durfte  annehmen,  dass  die  Frau 
wegen  der  vormundschaftlichen  Gewere  des  Mannes  während 
stehender  Ehe  an  der  Vollziehung  der  Gabe,  selbst  wenn  sie 
zu  sofortigem  Eigenthum  verheissen  war,  kein  Interesse  habe, 
dieses  vielmehr,  dem  Zwecke  des  Geschäfts  gemäss,  erst  mit 
ihrer  Wittwensehaft  beginne.  Namentlich  war  dies  dann  der 
Fall,  wenn  Kapital  und  Geld  den  Gegenstand  des  Geschäfts 
bildete,  und  dies  war  so  sehr  die  Regel,  dass  man  diesen 
Fall  vorzugsweis«;  berücksichtigte.  Freilich  konnte  unter  dieser 
Auflassung,  sowohl  wenn  Geld  als  wenn  andre  Sachen  den 
Gegenstaud  des  Geschäfts  ausmaebten , die  Sicherung  desselben 
leiden , sowohl  was  den  Beweis  , als  was  die  Realisirung  an- 
belangt. Für  letztere  pflegte  man  indessen  durch  besondre 
Sicherungsmittel  bei  dem  Gelöbniss  selbst  zu  sorgen,  die 
Rücksicht  auf  erstem  aber  führte  später  zu  besondem  Beweis- 
privilegien. Die  Hauptsache  war  und  blieb,  dass  der  Frau, 
wenn  und  sobald  sie  Wittwe  geworden,  das  zu  Gute  kam.  wo- 
mit sie  der  Mann  zu  begaben  gelobt  hatte.  Darauf  erhielt 
sie  nun  seinen  Erben  gegenüber  ein  Recht  und  eine  Klage. 
So  geschah  es,  dass,  wenn  der  Mann  die  Erfüllung  seines  Ver- 
sprechens versäumte  oder  diesem  sogar  untreu  wurde,  doch 
nicht  sowohl  die  versprochne  Zuwendung  sondern  das  Object 
dieser  Zuwendung  ausgänglidh  das  Object  des  Rechts  der  Wittwe 
bildete.  Die  Folge  davon  aber  ist,  dass  hie  und  da  in  den 
Quellen  das  Gelöbniss  der  Morgengabe  als  die  gelobte  Morgen- 
gabe behandelt,  wenigstens  Beides  vermengt  wird.  Indessen  ist 
das  doch  nicht  die  eigentliche  und  genaue  Behandlung  der 
Sache , wie  sie  in  den  meisten  Quellen  unzweideutig  hervortritt. 

Die  enge  Beziehung,  in  der  die  3tadtrechtliche  Morgengabe 
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zu  den  Verabredungen  des  Hei  raths  vertrag«  steht,  verleiht 
ihr  aber  oft  noch  einen  eigentümlichen  Zug.  Mit  der  Zu- 
sicherung einer  Zuwendung  aus  des  Mannes  Vermögen  für  den 
Wittwenstaud  verbindet  sich  wenigstens  in  jüngerer  Zeit  oft 
die  Tendenz,  die  Frau  damit  zugleich  für  ihr  Eingebrachtes 
abzufinden,  dergestalt,  dass  sie  gegen  Empfang  jener  dieses 
im  Vermögen  des  Mannes  innelassen  muss.  Die  Morgengabe 
erscheint  dann  nicht  blos  als  Wittwenversorgung , sondern  zu- 
gleich als  Aequivalent  für  ihr  Einbringen.  Als  selbstverständ- 
lich erscheint  dies  freilich  nirgends  und  im  ältern  gemeinen 
Weichbild  wild  diese  Tendenz  überhaupt  kaum  nachweisbar 
sein.  Häufiger  kam  letztere  in  den  städtischen  I'articular- 
rechten  vor.  Aus  diesen  entlehnt,  wird  sie  aber,  wie  wir 
unten  (§  55)  sehen  werden,  auch  im  jüngern  Weichbild  all- 
gemeiner, und  mit  diesem  Nebenzwecke  verknüpft  geht  dann 
die  gelobte  Morgengabe,  die  ihren  Ursprung  unzweifelhaft  im 
Stadtrecht  hatte . immer  weiter  greifend  auch  in  das  jüngere 
Landrecht  über. 

So  gestaltet  hat  das  lustitut  in  den  geänderten  städtischen 
Verhältnissen  und  später  allgemein  die  Functionen  übernom- 
men , welche  nach  dem  landrechtlichen  System  die  Morgen- 
gabe und  Leibzucht  erfüllten.  Es  hat  zugleich  ersten*  ersetzt 
und  letztere  mehr  und  mehr  verdrängt  und , soweit  beide  spä- 
ter noch  neben  einander  bestanden , auch  seinerseits  zur  Ver- 
mischung derselben  beigetragen.  Beide  vereinigend  und  dazu 
mehr  und  mehr  die  Tendenz  verfolgend,  die  Frau  für  ihr  Einge- 
brachtes und  ihre  etwaigen  erbrechtlichen  Vortheile  abzufinden, 
iiat  das  Institut,  immer  entschiedner  auch  in  das  landrechtlichc 
System  eindringend,  und  daun  sich  grade  hier  am  längsten 
haltend,  bald  als  Morgengabe,  bald  als  Leibzucht,  bald 
als  dos  oder  dotalitium,  bald  als  Widerlage  oder  contra- 
dos oder  propter  nuptias  donatio  in  Vermischung  mit  römisch- 
rechtlichen Begriffen  und  Principien  noch  die  folgende  Periode 
durchlebt  und  ist  erst  den  neuern  legislatorischen  Aenderungen 
erlegen  J).  Ansätze  zu  diesen  Entwickelungen  sind  indessen 

*)  Vgl.  Eckarut,  Witthum;  in  <1.  Ztsehr.  f.  Deutsches  R.  X,  f>.  459  f., 
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schon  gegen  Ende  des  hier  besprochnen  Zeitraums  nachweisbar 
und  werden  unten  (§  55)  noch  berührt  werden. 

Wie  das  gemeine  Weichbild,  so  kannte  auch  ein  grosser 
Theil  der  particularen  Stadtrechte  das  Institut  — namentlich 
die  Westfälischen,  die  Goslar  - Thüring’schen  und  die  Dritt- 
theilsrechte.  In  ihnen  war  die  Sachlage  indessen  eine  etwas 
andre  als  im  gemeinen  Recht.  Sie  Hessen  nicht  wie  dieses 
die  Wittwe  vom  Gute  des  Mannes  ohne  allen  Antheil  soheiden 
und  wenigstens  nach  beerbter  Ehe  das  Gut  nicht  mehr  seinem 
Ursprung  nach  auseinanderfallen.  Es  war  natürHch,  dass 
man  das  Erbrecht  der  Wittwe  nicht  unbedingt  neben  der  ver- 
tragsmässigen  Zuwendung  aufrecht  erhielt , und , da  feiner  das 
Erbrecht  entweder  schlechthin  oder  wenigstens  in  beerbter  Ehe 
die  Innelassung  des  Eingebrachten  voraussetzte , dass  man  auch 
eine  Abfindung  für  dieses  in  dem  Geschäfte  erblicken  konnte. 
Hierin  lag  der  Grund  für  die  Gestaltung  des  Instituts  in 
einer  Richtung,  wie  sie  das  gemeine  Weichbild  wenigstens 
erst  später  einschlug,  und  zum  Theil  wohl  nur  aus  den  Par- 
ticularrechten herübernahm.  Schon  frühzeitig  tritt  in  ihnen 
die  Tendenz  auf  vertragsmässige  Abfindung  der  Frau  für  ihren 
Antheil  an  dem  gesamten  Gut,  sowie  — im  Zusammenhang 
mit  den  besondern  erbrechtlichen  Verhältnissen  im  Falle  be- 
erbter Ehe  — die  Eigentümlichkeit  hervor,  dass  die  gelobt 
Morgengabe  mit  der  Geburt  eines  Kinds  erlischt.  Ara  meisten 
durchgeführt  erscheint  das  Institut  in  dieser  seiner  Eigentüm- 
lichkeit im  Brünner  Stadtrecht , welches  mit  einer  Consequenz 
wie  kein  andres  Rechtseine  (gelobte)  Morgengabe,  dotalicimn, 
zur  Grundlage  seines  ganzen  ehelichen  Güterrechts  nimmt s). 
Die  mannigfaltigen  Gestaltungen  dieser  Gedanken  in  den  Säch- 
sischen Städten  werden  wir  in  der  Darstellung  der  Particular- 
rechte  im  Einzelnen  verfolgen , nunmehr  aber  die  gemeinrecht- 
liche Natur  des  Instituts  aus  den  Quellen  nachweisen. 

§13  — 18.  Heber  die  Zeit  der  Constitutionen  vgl.  8chi,etteb  , Die 
Conntitut.  v.  1572,  S.  271-  275.  Neueren  Recht  vgl.  Haibuliit,  Svnt., 
S 78  (vgl.  Amu.),  S 398  f. 

3)  Vgl.  unten. 
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Die  oben  4)  allegirten  Quellen  des  gemeinen  Weichbilds 
beben  ausdrücklich  hervor,  in  diesem  gebe  es  keine  Morgeu- 
gabe.  Gleichwohl  lassen  sie  sich  durch  dieses  ihr  eignes  Be- 
kenntniss  nicht  abhalten,  an  andern  Stellen  wiederholt  von 
der  Morgengabe  als  einem  gültigen  und  ganz  gebräuchlichen 
Institute  zu  reden  5).  Ihre  Meinung  kann  nur  die  sein : die 
eigentliche,  ursprüngliche  Morgengabe  kennt  das  Stadtrecht 
nicht , sondern  eine  andre , eigenthümliche , ein  Analogon  der 
alten.  Wo  sie  dann  derselben  in  concreten  Anwendungen  er- 
wähnen, bezeichnen  sie  dieselbe  als  die  ,;ge lobte“,  d.  h. 
versprochene  Morgengabe  oder  (von  dem  vornehmsten  Falle) 
als  „gelobtes  Ehegeld“  Ä).  Nicht  alle  Quellen  des  ge- 
meinen Weichbilds  lehnen  die  Existenz  der  Morgengabe  so  aus- 
drücklich ab,  aber  der  Sache  nach  weisen  sie  dieselbe  Er- 
scheinung aus.  Nirgends  zeigen  sie  eine  Spur  der  so  charak- 
teristischen alten  Morgengabe,  wohl  aber  haben  alle  das  Institut, 
welches  das  Weichbild  als  gelobte  Morgeugabe  beschreibt. 
Oft  tritt  es  unter  diesem  Namen  auf.  Oft  wird  es  aber  auch 
schlechthin  als  „Morgengabe“  bezeichnet.  Bisweilen  dient 
der  Ausdruck  „Brautschatz“  oder  „Ehegeld“  dafür.  Nicht 
selten  ist  Leibzucht  und  Leibgedinge  der  Sache  nach  nichts 


■*)  § 49,  Anm.  4,  S.  504. 

&)  So  Weichbild  trotz  Art.  22  (bei  v.  Thünokn,  Art,  24)  doch  Art. 
5(i,  § I ii.  4 (bei  v.  Thüngkn,  Art.  43).  Ebenso  Vorm.  Ssp.  trotz  Art. 
I,  14,  § 1,  doch  ebend.  § 3. 

*)  Weichb.,  Art  92:  „So  eyn  man  synem  elichen  wibe  eyn  gelt  zu 
morgingabe  gelabet  — Art.  24,  § 2 a.  K.:  „ — die  wile  ir  ire  phennige 
nicht  geleint  werden,  di  ir  gelobit  wurden,  do  sic  iren  man  uam“,  wofür 
der  Text  bei  TuCngkn  bat:  „ — dy  weill  ir  nicht  geleist  wirt  yr  mor- 
gengabe“.  Die  ZnnEL'schen  Texte  sprechen  liier  von  „gelobtem  Ehegelde“ 
— einer  später  allgemeiner  werdenden  Bezeichnung.  Vgl.  schon  Schspr. 
bei  Wasserschlesek,  S.  288,  cap.  154.  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  22 
bei  v.  Daniels,  S.  278,  »:  „morgingabe  ader  daz  egeld.“  (Anderwärts 
„gelobtes  Ehegeld  = gelobte  Mitgift“.  Vgl.  Schspr.  bei  Wassbrscbleben, 
S.  188,  cap.  35.)  — Mit  Unrecht  stützt  also  Gacpp  (Magdeburgisch 
Recht,  S.  134)  auf  diesen  angeblichen  Widerspruch  die  an  sich  richtige 
Ansicht  (vgl.  Storbe,  Gesell,  der  Deutschen  Rcchtsquellen  I,  S.  407  f.) 
von  der  Zusammensetzung  des  Weichbilds  aus  zwei  disparaten  Stücken. 

Agricola,  Oewere  2.  r.  V.  34 
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Andres  als  unser  Geschäft.  So  steht  es  im  Weichbild  des 
Vermehrten  Sachsenspiegels’),  im  Schlesischen  Landreeht  *), 
in  den  verschiedenen  Sammlungen  von  Schöffensprflchen  nach 
Magdeburger  Stadtrecht  9),  ira  Glogauer  Rechtsbuch  M),  im 
Systematischen  Schöffenrecht,  dem  Kulm,  den  Magdeburger 
Prägen,  in  den  Glossen  zum  Weichbild,  in  Nicol.  Wijrm’s  Stadt- 
reehtsbuch  ").  Von  landrechtlichen  Quellen  gedenkt  der  geloh- 
ten Morgengabe  namentlich  das  Rigische  Ridderrecht  '*),  das 
Eisenacher  Rechtsbuch  ,s)  und  die  Glosse  zum  Lehnrecht  u). 

Das  Gelöbniss  der  Morgengabe  erfol  gt  nicht  wie  die  eigent- 
liche Morgengabe  oder  Leibzucht  erst  nach  geschlossener  Ehe. 
sondern  vor  deren  Schliessung,  während  des  Brautstandes  oder 
bei  der  Verlobung.  Es  bildet  einen  gewöhnlichen  Gegenstand 
des  Heirathsvertrags , welcher  zwischen  den  Verwandten,  na- 


7)  So  ist  das  Leibgedinge  an  (leid  ohne  Rückfall  des  Geldes,  wie 
es  1,  12,  1 beschrieben  ist , sichtlich  nichts  als  eine  gelobte  Morgengalie 
(8  48,  Anm.  77  f.,  8.  502),  nnd  diese  bildet  auch  einen  Theil  des  Brant- 
schatzvertrags,  wie  ihn  I,  15  beschreibt. 

8)  Cap.  37.,  Ausg.  v.  Gaipp,  8.  147.  Denn  dass  unter  der  anbegabten 
Frau  die  ohne  Morgengabe -Gelöbniss  geheirathete  zu  verstehen  ist,  hat 
schon  Gaipp  a.  a.  0.,  S.  118  f.  ausgefithrt.  Wenigstens  in  diesem 
Punkte  ist  die  Bemerkung  Wakskhscht.ebks’s  (Reehtsquellen,  Kinl..  S. 
VII  f.)  nicht  zutreffend. 

•)  Die  bei  Wasskbsciii.riirn  kennt  auch  die  landreehtliche  Morgen- 
gabe; wo  die  Sprüche  aber  städtische  Verhältnisse  betreffen,  da  haben 
sie  augenscheinlich  die  gelobte  Morgengabe  ror  Augen,  z.  B.  8.  284, 
cap.  149  ; S.  28«,  cap.  151;  S.  100,  cap.  171;  8.  288,  cap.  154;  8.  281. 
cap.  144;  S.  1«1,  cap.  2«;  8.  100,  cap.  171. 

•®)  Vgl.  jedoch  unten,  8.  f>33. 

>*)  Bei  lVinsiK,  Dipl.  Bcitr.  III,  8.  73:  „Gibt  evnn  man  seynem 
weihe  eyne  morgengobe  adir  leipgedinge  an  bereitem  gelte  und  benennet 
ir  nicht  cyne  eigentliche  stnt  sunder  her  henumet  es  ir  uff  all  sein  gut  — 

**)  Dasselbe  hat  neben  der  landrechtlichen  Morgengabe  (cap.  30) 
und  neben  dein  Gcding  am  Lehn  zn  Lei bzueht  (cap.  16,  53  a.  E.,  54, 
j27),  die  es  auch  Morgengabe  nennt,  augenscheinlich  auch  eine  gelobte 
Morgengnbe  an  Fahrniss,  besonders  Geld  (cap.  53  u.  16),  die  es  aus- 
drücklich in  Beziehung  zum  Eingebrachten  der  Frau  setzt. 

15 ) Die  Stelle  II,  20  scheint  mir  nicht  wohl  anders  zu  fassen.  Vgl 
Richtet,  Landr.  11,  8. 
l*)  Zu  Art.  31. 
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ment  lieh  dem  Geschlechts-  und  Altersvormund  der  Braut  und 
dem  Bräutigam,  oder  dessen  Gefreundten  und  Vormündern 
geschlossen  zu  werden  pflegt,  und  als  Vertrag  der  beider- 
seitigen Familien  oft  zugleich  die  Tendenz  hat,  die  Aus- 
stattung der  Heirathenden  zu  fixiren  und  die  Frage  wegen  ihrer 
Abfindung  für  ihren  Erbtheil  zu  entscheiden.  Am  umständ- 
lichsten schildern  diesen  Vertrag  die  Magdeb.  Fr.  I,  11 , 1 *5): 
„Ab  eyner  frouwen  morgengobe  vor  gerichte  nicht 
gegeben  worde,  sal  man  wissen,  das  man  zcu  Magde- 
burg nicht  pttegit  morgengobe  vor  gerichte  czu  geben, 
sundir  is  zete  ist  unde  gewonheit  do  selbist:  weime 
sich  czwe  nemen  czu  der  ee , so  gehin  der  selbin  czweir 
lute  frunde  von  manuen  zcu  sampne  unde  thun  das 
gelobde  oftinbar,  unde  wenne  des  manues  frunde 
das  gelobde  entpfaugen  haben,  do  sprechen  der  frou- 
wen frunde  also:  ab  got  icht  an  uch  tliut,  das 
ir  ee  sterbit  denne  unser  frundynne,  womete  wellet  ir 
unser  frundynne  belossen  (a.  T.:  begoben,  lassen  be- 
gaben)? So  spricht  her:  mit  50,  60  ader  mit  100 
marken.  Das  heit  man  vor  eyne  morgengobe, 
das  gibit  man  der  frouwen  noch  svme  tode.  “ 

Minder  ausführlich  und  minder  präcis,  aber  offenbar  auf 
Grund  derselben  Anschauung  schildern  auch  andre  Quellen  den 
Morgengabevertrag 16). 


1S)  Pölmann,  Dist.  IX,  11,  17,  wiederholt  die  Stelle,  welche  in  ver- 
schiedenen UrtheilsHammlungen  wiederkehrt.  Vgl.  darüber  v.  Mautitz, 
S.  546  f.,  Anm.  41  u.  44. 

>6)  Verm.  Ssp.  I,  15,  1:  „Brudschacz  ist:  wan  l»ederlute  ore  kin- 
der  czusammene  geben  unde  geloben  on  beydersitli  genant  geld  adder  eyn 

benant  erbe,  adder  eyn  benant  zcins  zcu oren  gebrochen. — “,  vgl.  mit 

I,  22,  2:  „Unde  had  or  ores  manne«  vater  gelt  gelobet  czu  or  unde  he 
on  wedder  unde  ist  gelcyst,  daz  sal  (bei  der  Scheidung)  on  beydersyth 
fulgen  (d.  i.  gegenseitig  restituirt  werden).  Allerdings  ist  hier  zunächst 
nur  von  dem  Familienvertrag  über  die  beiderseitige  Ausstattung  der 
heirathenden  Personen  die  Rede,  aber  es  ist  offenbar  derselbe  Vertrag,  in 
welchem  nach  den  Mag'Mmrger  Fragen  ausdrücklich  oder  tacite  der 
Frau  die  Morgengabe  gelobt  wurde,  wie  er  denn  schon  in  sehr  alten 

U* 
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Nach  diesen  Quellen  verspricht  also  in  der  Kegel  im 
Heirathsvertrag  der  Bräutigam  der  Braut,  meist  gegen  ihr  oder 
ihrer  Vormünder  Versprechen,  eine  bestimmte  Mitgift  in  die 
Ehe  einzubringen,  seinerseits  irgend  ein  Vermögensobject, 
namentlich  eine  bestimmte  Summe  Geldes  zu  Morgengabe  zu 
geben.  Der  Vertrag  enthält  das  Versprechen  des  Mannes,  der 

Particularrechten  als  ein  Vertrag  über  gegenseitige  Morgengabe  bezeichnet 
wird,  z.  B.  in  dem  Dortmunder,  Mctebacber,  Munster'schen  Recht  (vgl. 
unten  § 51 , Amu.  8 u.  9).  Der  Morgengabevertrag  des  Prager  und 
Briinner  Rechts  wird  ganz  dem  Brautscbatzvertrag  des  Verrn.  Ssp.  ent- 
sprechend beschrieben.  — Denselben  Vertrag  hat  augenscheinlich  im  Sinn 
das  Weichbild,  wenn  es  cap.  24,  § 2 redet  von  dem  Ehegeld,  das  der 
Frau  „gelobit  wurde,  do  sie  iren  man  uarn ",  und  das  Rigische  Ridderr., 
wenn  es  cap.  53  von  der  Morgengabe  spricht,  die  ihr:  „in  erem  brudt- 
stole“  gegeben  oder  gelobt  wurde.  Ebenso  Sciispr.  bei  Böhme  VI,  8.  107  a.  E. 
System.  Scli.-R  IV,  2,  3».  Kulm  IV,  39:  „Mag  abir  die  frawe  nicht 

volkomen  noch  beweysen,  daz  ir  icht  czu  morgingabc  gelobit  sie 

wenne  dicke  daz  geschiht,  das  man  und  weip  czusamne  körnen  zu  der  ee 
sundir  allirleie  Vorwort  und  gelobde  • — Ebenso  System. 
Kch.-R.  IV,  2,  93.  Ferner  die  bei  Wendroth  a.  a.  0.  citirten  Sch.-U., 
S.  49  (vgl.  § 55,  Anm.  24)  und  S.  32:  „Tarste  — — die  frawe  D.  mit  ires 
eines  hand  uf  den  heiligen,  wie  recht  ist,  betewern  und  irhalden , das  ir 
S.  600  m.  gr.  zu  einer  rechten  inorgengabe  ader  freulicher  gerechtigkeit 
uf  und  in  alle  seine  guter,  farinde  und  unfarinde  zu  vormachen  za- 
ge sagt  und  globet  habe,  denne  mag  sich  die  frawe  ires  zugesagten 
eegeldis  vor  allen  ires  mannes  gleubigern  an  aUen  stehnden  eigen  und 
ligenden  gründen  irholcn“  (vgl.  unten  Anm.  64).  Ausführlicher  wiederinder 
Breslauer  inscription  v.  1498,  ebend.,  abgedr.  unten  § 55.  Anm.  24  a.  E.  und 
die  andern  zahlreichen  Beispiele  aus  Magdeburger  Sch.-U.  nach  Breslau  bei 
WbndbothS.  27  — 37.  Ebenso  die  SchilderuugindeniSclispr.  bei  Warsehsch- 
i.kben,  S.  288,  cap.  154  (recipirt  in  der  Glosse  z.  Weichb.  bei  v.  Daniels, 
S.  278,  s f.) : „ Hat  eyn  man  eynem  weybc  evn  eegclt  adireyne  morgengabe  zen 
vorgabunge  gloubit  und  (die  frawe)  dem  manne  eync  mittegifft  und  wirt 
das  vorburgit  beydenthalbin  und  wirt  das  mit  sulchen  Worten  gesaezt, 
wenn  die  frawe  ir  mittegiflt  ynbrechte,  zo  salde  ir  ir  man  vorschreybiu 
das  gloubitte  geld  — — .“  Schspr.  in  der  Glosse  zum  Weichbild  bei 
v.  Danipxs,  S.  278,  »?  f. : „Ab  eynem  wibe  yn  eyuer  zusampnen  lobunge 
gelobit  wurde  von  irem  eligen  wirte  eyn  gelt  vor  den  luten . do  die  ee 
zusampne  gelobit  wart  — “ , was  im  Fortgang  als  Bestellung  der  Mor- 
gengabe bezeichnet  wird.  Derselbe  Vertrag,  aber  als  Leibzucht  bezeich- 
net. wird  umständlich  beschrieben  in  dem  Sctopr.  bei  Wassbkkchlkbks, 
$,  161,  cap.  26. 


Digitized  by  Google 


Form  des  Morgengabe-Gelöbnisses. 


533 


Frau  in  der  Ehe  an  dem  festgesetzten  Object  eine  Gabe  zu 
errichten , und  begründet , wofern  dies  unterbleiben  sollte,  die 
Verpflichtung  der  Erben  des  Mannes,  aus  seinem  Nachlass  das 
Object  zu  leisten.  Der  Vertrag  enthält  also  ein  Versprechen 
auf  den  Todesfall,  aus  dem  Nachlass,  legt  erst  den  Erbeu 
eine  Verpflichtung  auf,  und  zwar  dergestalt,  dass  sie  ihrerseits 
nicht  etwa  ein  Aequivalent  erhalten.  Ein  solcher  Vertrag 
band  nach  älterm  Rechte  die  Erben  nicht  ").  In  den  Städ- 
ten fing  man  indessen  frühzeitig  an,  Vergabungen  auf  den 
Todesfall  anzuerkennen,  und  grade  das  Morgeugabe-Gelöbniss 
ist  einer  der  frühesten  Fälle  ihrer  Zulassung.  Wo  man  jene 
aber  zuliess,  knüpfte  man  sie  doch  an  die  gerichtliche  Form 
und  anfänglich  erforderte  man  diese  auch  für  das  Gelöbniss 
der  Morgengabe.  Eine  Stelle  des  Glogauer  Rechtsbuchs ,8)  legt 
diesen  Zusammenhang  noch  klar  vor  Augen: 

„Ap  eyn  man  gelobete  sevme  weihe  10  margk  ader 
me  in  seyme  gute.  Stirbit  der  man  abe  unde  ist  daz 
nicht  in  gehegitem  dinge  bestalt,  dy  frawe  mag  noch 
seyme  tode  an  dem  gute  nicht  gehabin  von  rechtis  we- 
gin, sunder  hat  sy  butgen  do  vor,  dy  mag  sy  dar 
umme  wol  ansprechin,  weüne  globdin  er  bin  nicht 
von  rechte  an  dy  kinder  — .“ 

Indessen  hielt  man  an  dieser  strengen  Ansicht  nicht  fest.  Der 
Heirathsvertrag  pflegte  nach  der  Sitte  der  Zeit  nicht  gericht- 
lich geschlossen  zu  werden  und  dort  fand  das  Morgengabe- 
gelöbniss  seine  Stelle.  Während  die  Errichtung  der  Morgen- 
gabe als  einer  Vergabung  unter  Ehegatten  anfangs  überhaupt, 
später,  wenigstens  wenn  sie,  wie  fast  immer,  eine  Vergabung 
auf  den  Todesfall  war,  an  die  gerichtliche  Form  gebunden 
blieb,  war  das  Gelöbniss  derselben  auch  ohne  solche  wirk- 
sam , und  daher  wenigstens  in  der  Regel  nicht  gerichtlich  19). 


17)  VgL  Albrkcht,  Gewcrc,  Anm.  528  über  den  Zusammenhang 
dieses  Satzes  mit  den  Vcrgabnngen  auf  den  Todesfall. 

»»)  cap.  121. 

>»)  System.  Sch.-R.  IV,  2.  5.  6.  7.  93.  Kulm  IV,  41.  42.  43. 
Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  99,  Abs.  1.  Venn.  Ssp.  I,  14,  3 a.  E. 
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Es  war  dies  ein  Privilegium  dieses  Geschäfts  auf  den  Todes- 
fall , allein  ein  Privilegium , welches  insofern  auch  ungünstige 
Folgen  haben  konnte,  als  es  den  Beweis  gefährdete. 
Denn  nach  den  allgemeinen  Beweisgrundsätzen  hat  bekannt- 
lich der  aus  einem  aussergerichtlichen  Versprechen  Belangte 
das  Hecht,  der  Klage  mit  seinem  alleinigen  Eide  zu  entgehen. 
War  daher  dem  Gelöbniss  der  Morgengabe  nicht  die  ohnehin 
in  der  Regel  an  gerichtliche  Vollziehung  gebundne  Vergabung 
gefolgt,  so  konnten  des  Mannes  Erben  das  erstere  durch  ihren 
Eid  abläugnen.  und  erst  wenn  sie  dies  nicht  vermochten, 
gelangte  die  Wittwe  zum  Eid  ,0).  Die  Wittwe  genoss  also 
hinsichtlich  des  Morgengabe  - Gelöbnisses  nicht  das  alte 
Beweisprivilegium  wie  bei  der  landrechtlichen  Morgengabe  *'). 
Zu  ihrer  völligen  Sicherstellung  bedurfte  es  der  gerichtlichen 
Form  und  sie  war  auch  für  das  Versprechen  der  Morgengabe 
gewiss  möglich.  Nur  in  Particularrechten  pflegt  ein  Beweis 
durch  Zeugen  — die  Hochzeitsleute  — zugelassen  zu  werden, 
was  dann  auch  im  jüngern  gemeinen  Recht  nachgelassen  wird“). 
War  aber  auch  das  aussergerichtliche  Versprechen  der  Morgen- 

*0)  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  140,  Abs.  3;  S.  131,  Abs.  2 (=  Magde- 
burger Pr.  Zus.  bei  Behrbnd,  S.  229  zu  I,  8,  1),  wo  die  Frage_  verneint 
wird,  ob  ein  Vormund  das  ihm  bekannte  Morgengabeversprechen  eidlich 
ublehncn  dürfe,  da  seine  (damit  unliekannten)  Mündel  „das  vorteil  habin, 
das  sy  nehir  dovon  czu  konicn  Heyn  swerende,  das  ir  vater  ir  niuter  nicht 
gemorgingobit  halie.“  System.  Sch.  - R.  IV,  2,  (J  u.  IV,  2,  93.  Kulm 
IV,  42. 

**)  Gegen  die  obigen  Grundsätze  neigen  indessen  einige  Quellen 
dahin , der  Frau  auch  für  die  gelobte  Morgengabe  den  Beweis  durch 
Kineid  zu  venstatten.  Vgl.  Magdeb.  Fr.  I,  11,  4.  Glosse  zum  Weicbb., 
cap.  22  bei  v.  Daniels,  S.  279,  »»  f.  (vgl.  Anm.  22).  Sch.-U.  bei 
Wendroth,  S.  32  (vgl.  Anm.  16  g.  E.). 

**)  Rigisch  Ridderr.,  cap.  53.  Sch.-U.  bei  Wf.nuroth  a.  a.  0.,  S.  26: 
„ Des  ich  mich  czihe  an  die  eestiftleute  “.  Schspr.  in  der  Glosse  zum 
Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Daniels,  S.  279,  »»  f. : „Gelobit  eyn  man 
synem  wibe  vor  den  fluten  eync  morgingabe,  er  bestetigte  die  niorgin- 
gabe  vor  gerichtc  ader  nicht,  das  wip  behelt  die  morgingabe  uff  den 
heiligen,  unde  die  gewere,  do  ir  die  morgingabe  uffgegeben  was,  mit 
gezuge  billichir  unde  ehr.  wenne  sy  des  inannes  erben  dovon  gewisen 
mögen“.  Opp.  dem  gemeinen  Rechte:  System.  Sch. -R.  IV,  2,  93.  Vgl. 
Albrecht,  Gewere  zu  Anm.  534.  v.  Mautitz,  8.  348,  Anm.  50. 
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gäbe  nach  allgemeinen  Grundsätzen  minder  sicher,  so  'war 
es  doch,  seinen  Beweis  vorausgesetzt,  vollkommen  wirksam. 
Dies  führt  zur  Betrachtung  des  Inhalts  und  der  Wirksamkeit 
des  Morgengabe- Versprechens. 

Der  Inhalt  des  letztem  ist  die  Zusicherung  einer  Ver- 
gabung an  einem  bestimmten  Gegenstände  nach  Abschluss  der 
Ehe  22  “).  Die  oben  (zu  Anm.  1 5)  aus  den  Magdeburger  Fra- 
gen citirte  Schilderung  des  Geschäfts  giebt  als  Inhalt  an:  die 
Frau  mit  der  versprocbnen  Summe  zu  „belossen“.  Andre 
Texte  sagen  deutlicher  statt  dessen : zu  bego  ben.  Auderwärts 
werden  die  Fälle  behundelt,  da  der  Mann  die  Morgengabe 
versprochen,  dann  aber  unterlassen  hat,  dieselbe  vor  Gericht 
zu  „ volfuren  “ 2S).  Es  werden  da  ,.  die  gelobte  “ und  „ die  voll- 
führte“ Morgengabe  als  zwei  Verträge,  von  denen  der  letztere 
aber  nur  die  Ausführung  und  Erfüllung  des  erstem  ist,  ein- 
ander entgegengesetzt ; denn  schon  das  Gelöbniss  ist  für  den 
Mann  bindend  und  erhält  nicht  etwa  erst  seine  Wirksamkeit 
durch  die  „Vollführung“  während  der  Ehe.  Worin  diese 
„Vollführung“  besteht,  sagt  noch  deutlicher  eine  andre  Stelle 
derselben  Quellen,  nämlich  System.  Schöffenrecht  IV,  2,  9 24): 
„Ouch  geschege  ys,  daz  eyn  man  eyn  weip  neme  und 
gelobit  yr  selbir  gut  czu  gebin  czu  morgingobe  ader 


**»)  Wbndkotii  a.  a.  O.,  oap.  3,  S.  23,  ebenso  wie  v.  Mautitz,  8. 
346  erkennen  diese  Tendenz  der  gelobten  Morgengabe  zwar  an ; Letzterer 
sieht  in  ihr  aber  nur  die  eine  Form  des  Geschäfts  nnd  nimmt  eine 
zweite,  wenigstens  als  partionlarrechtlieh  statthaft,  des  Inhalts  an,  dass 
der  Mann  der  Frao  die  zuzuwendende  Sache  direct  gelobt.  Ich  glaube, 
dass  sich  so,  wie  im  Texte  geschehen,  alle  in  den  Quellen  vorkommenden 
Sätze  von  der  gelobten  Morgengabe  anf  das  erstere  Geschäft  zurückführen 
lassen  (vgl.  Anm.  15.  16.  23  f.),  nnd  dass  dieses,  was  übrigens  v.  Martitz 
nicht  zu  bestreiten  scheint,  auch  dem  gemeinen  Weichbild  bekannt  ist. 
Dass  es  in  Magdeburg  selbst  bekannt  gewesen  sei,  folgt  freilich  nicht 
aus  den  Magdeburger  Fr.  I,  11,  1 („czu  Magdeburg“  ist  späteres  Glossem, 
vgL  Bkhkk.su,  Einl.,  S.  38),  wird  aber  auch  weder  dadurch  noch  durch 
das  v.  Mahtitz,  S.  346,  Anm.  38  Angeführte  widerlegt. 

*»)  System.  Sch.-R.  IV,  2.  5.  6.  7;  Kulm  IV,  41.  42.  43;  Schspr. 
l>ei  Böhme  VI,  8.  !)9,  Abs.  1. 

**)  Kulm  IV,  46. 
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seezczit  ir  burgin  do  vor,  daz  tyer  ze  welle  begobin; 
der  ruann  stirbit  e denne  der  vrauwin  geleist  und  begobit 
werde;  der  vrauwin,  der  gelobit  was  und  unbegobit 
ist,  der  ist  man  daz  pflichtic.“ 

Hier  wird  als  die  versprochne  Leistung  ausdrücklich  die 

Vergabung  bezeichnet , der  unbegabten  Frau  “ aber  ihr  Recht 
aus  dem  obligatorischen  Vertrag  Vorbehalten.  Aehnlich  auch 
in  andern  Stellen  *»).  Object  des  Vertrags  ist  also  die  Er- 
richtung einer  Vergabung  nach  geschlossener  Ehe,  sei  es,  wo- 
für die  citirten  Stellen  die  Belege  geben,  einer  Vergabung 
zu  Eigenthuni  oder  zu  Leibzucht  *8)  mit  sofortigem  Eigen- 
tbumsübergang 37 ) oder,  was  weitaus  die  Regel  bildet, 

erst  auf  den  Todesfall,  an  Grundstücken  SB)  oder  an 

*5)  System.  Scli.-n.  IV,  2,  93:  ,.  Ayn  man  der  verlobe  adir  gebe 
Heyne  tachter  ader  freundynne  eyme  manne  und  der  man  globc  der  junck- 
frawen  adir  frawen  eyn  benant  gelt  czu  geben  ader  czu  vonuaehen  vn 
alle  seyn  gut  noch  seyme  tode  zu  thnn  und  czu  lassen  adir  mit  andirm 
undirscheide , wissentlich  den  ee warten  in  deme  nehesten  dinge,  dornacb 
als  her  sy  besliffe.  Der  man,  der  sterbe  und  vorrreiche  der  junckfrawen 
ader  frawe  nicht  da«  benante  gelt,  das  her  ir  zu  morgengabe  globit 
hatte,  das  dy  eewarten  wissen  und  bekennen.“  Der  Gegensatz  in  dem- 
sellien  Sinne  ebend.  IV,  2,  3*.  Kulm  IV,  39.  Schspr.  bei  Böhme  VI. 

8.  107  a.  E.  f. ; bei  Wasskrschleben,  S.  ‘284,  cap.  149:  S.  181,  eap. 

20.  Glosse  zum  Weichbild  bei  v.  Daniels,  8.  279,  ta  f.,  wo  eine  ge- 
lobte, aber  unterlassene  Errichtung  eine«  Leibgedings  behandelt  wird 
(ebend.,  S.  288.  eap.  154).  Darauf  beruht  auch  die  Bestimmung  des 
Venn.  >Ssp.  I,  14,  3 (vgl.  Gotdar'sche«  Stadtr.,  S.  8,  »o  f.),  dass,  wenn 
zufällig  der  Beweis  fiir  die  Morgengabe  unmöglich  wird,  auf  den  Beweis 
ihre«  Gelöbnisses  recurrirt  werden  kann.  Magdeburger  Fr.  1,  11,  2 u.  3, 
wo  ein  Kall  entschieden  wird , da  die  wirklich  vorgenouimne  Vergabung 
einen  andern  Inhalt  hat,  als  die  im  Ehevertrag  verheissene. 

3B)  Darin  liegt  der  Grund,  wesshalb  auch  eine  wahre  Leibzucht  im 
Stadtrecht  oft  als  Morgengabe  bezeichnet  wird.  Vgl.  § 49,  Anm.  18.  f.,  S.  509  f. 

S7I  Beispiele  von  Vergabungen  zu  sofortigem  Eigenthnm  auf  Grund 
eines  Morgengabegelöbnisses  in  den  Sclispr.  bei  W’asskkschlkben,  S.  100, 
cap.  171  und  der  Glosse  zum  Weichbild  bei  v.  Daniels,  S.  297,  s»  f. 

*8)  Vgl.  namentlich  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  143,  ».  Magdeburger 
Fr.  II,  2,  7.  Sch.-U.  bei  Wassebschi.ebkn  , >S.  84,  cap.  32  f. ; § 49, 
Anm.  18b.  — Auch  die  Goslar’sche  Morgengabe  am  Lehn  ist  wohl  als 
,,snnder  gherichte“  bestellt  (bei  Göschen,  S.  8,  «o  f. ; 8.  95,  i f. ; vgl. 
S.  270),  eine  gelobte. 
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Fah miss,  namentlich,  wovon  die  meisten  Stellen  reden,  an 
Geld.  Durch  die  gehörige  Errichtung  der  Vergabung  wird 
das  Gelöbniss  erfüllt  und  nunmehr  gründet  die  Frau  ihr 
Hecht  auf  diese.  Damit  ist  ihr  dann  auch  der  Beweis 
völlig  gesichert  **).  Denn  jede  Vergabung  des  Mannes  an 
die  Frau , im.  jüngern  Recht  wenigstens  jede  auf  den  Todes- 
fall errichtete,  an  Grundstücken  wie  an  Fahrniss,  kann  wirk- 
sam nur  vor  Gericht  errichtet  werden.  Daher  kommt  es  denn 
auch,  dass  die  im  Heiratbsvertrag  gelobte  Gabe,  die  städtische 
Morgengabe  als  in  gerichtlicher  Form  erfolgt  vorausgesetzt 
wird  *°).  Leztere  bildet  den  wesentlichen  Inhalt  des  Morgengabe- 
versprechens, keineswegs  aber  den  ausschliesslichen.  Die  Sicher- 
stellung der  Wittwe  in  ihrer  Existenz  war  der  Hauptzweck 
des  ganzen  Geschäfts,  und  dieser  Zweck  war,  zumal  Geld  den 
gewöhnlichen  Gegenstand  des  Morgengabeverspreehens  bildete, 
nicht  durch  dieses  ohne  Weiteres  zu  erreichen,  wie  bei  dem  alten 
Institut  der  Leibzucht.  Man  half  daher  auch  durch  Zuziehung 
von  Bürgen  oder  durch  Pfandbestelluug.  Die  Haftung  des 
Bürgen  erlosch  nicht , wie  man  irrig  angenommen  hat 31),  mit 
dem  Tode  des  Hauptschuldners,  und  so  war  es  ganz  gewöhn- 
lich, der  Frau  für  die  Erfüllung  des  Morgengabeversprechens 
bei  Leistung  des  letztem  Bürgen  zu  stellen  32).  Ihre  Gutsage 
liatte  ebensowohl  die  Errichtung  der  versprochnen  Morgengabe, 


*9)  Einen  Ausnahmet»!),  wo  der  Beweis  des  Gelöbnisses  eher  zu  fuhren, 
vgl  im  Venn.  Ssp.  I,  14,  3.  (Goslar'sches  Stadtr.,  S.  8,  to  f.) 

so)  Weichbild  56,  § 4.  Verm.  Ssp.  I,  14,  3;  I,  12,  1.  Schspr. 
bei  Böhmk,  8.  101,  Abs.  4;  8.  14ti,  Abs.  3.  System.  Sch.-R.  IV.  2,  4. 
5.  6.  7.  10  = Kulm  IV,  40.  41.  42.  43.  öl.  Magdeburger  Fr.  1,  1).  5 
u.  a.  m. 

31)  v.  Sydow,  Erbrecht,  Amu.  1129.  Vgl.  dagegen  Ssp.  I.  6,  2; 
1,  9,  6.  System.  Sch.-R.  III.  2,  SB.  Kulm  III,  116  (richtig  Storrf, 
Deutsche»  Vertragsrecht,  S.  135).  In  den  vonv.  Syimiw  angezognen  Stellen 
(Ssp.  III,  10,  2;  vgl.  Weichbild  116)  erlischt  die  Bnrgschat'tsschuld 
vermöge  der  Natur  ihre»  Inhalts. 

3*)  Weichbild,  Art.  24,  § 3 (v.  ThCnobn,  Art.  2B).  Verm.  Ssp.  1,  12. 
System.  Sch.-R.  IV.  2.  3*.  5.  9.  Kulm  IV,  39.  41.  46.  Glogauer 
R.-B.  121.  Schspr.  bei  Wasskkschj.k»kn,  8.  288,  cap.  154  — Glosse 
z.  Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Daniels,  8.  278,  » I.  u.  s.  w. 
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als,  wenn  diese  nicht  in  der  Gewährung  der  Sache  zu  sofor- 
tigem Recht  bestand , die  dereinstige  Erfüllung  derselben  nach 
des  Mannes  Tode  zum  Inhalt M).  Wie  die  Bürgschaft , so 
konnte  auch  eine  Pfandbestellung  das  Gelöbniss  der  Morgen- 
gabe begleiten  und  sichern  ; da  eine  solche  indessen , we- 
nigstens soweit  Grundstücke  und  ein  ganzes  Vermögen  das 
Pfandobject  bildeten , in  gerichtlicher  Form  erfolgen  musste, 
so  pflegte  erst  mit  Errichtung  der  Morgengabe  auch  die  Pfand- 
bestellung stattzutinden  und  diese  nur  bei  der  Zusage  der 
erstem  mit  verheissen  zu  werden  M). 

Die  Wirkung  des  Gelöbnisses  der  Morgengabe  ist  zu- 
nächst das  Recht  der  Frau  auf  Bestellung  einer  solchen  mit 
dem  zugesagten  Inhalt  nach  geschlossner  Ehe.  Wurde  die 
verheissene  Vergabung  Seitens  des  Mannes  bewirkt,  so  war 
diese  das  eigentliche  Fundament  der  Rechte  der  Frau  und  je 
nach  ihrem  Inhalt  bestimmten  sich  dieselben  in  Gemässheit 
der  Grundsätze  über  Vergabungen  unter  Eheleuten.  ' Es  konnte 
höchstens  noch  die  Frage  entstehen,  ob  die  Vergabung  dem 
Gelöbniss  entsprach  und  nur  dessen  Ausführung  war,  oder  un- 
abhängig neben  demselben  bestehen  sollte  **).  Unterließ  aber 
der  Mann  die  Vergabung,  so  gab  man  der  Frau  dennoch  nicht 
etwa  während  der  Ehe  eine  Klage  gegen  ihren  Mann  auf  Be- 
stellung. So  oft  der  Fälle  jener  Unterlassung  in  den  Quellen 
gedacht  wird  37),  so  wird  doch  eine  solche  Klage  nirgends 


33)  Vgl.  die  Stellen  der  vorigen  Anmerkung. 

®*|  Weichbild,  Art.  92:  „So  eyn  man  synem  elichcn  wibe  eyn  gelt 
zu  morgingabe  gelabet.  unde  ir  dien  eigen  ader  tuen  erbe  duror  zu  phande 
Kozit  — — stirbit  der  man,  die  frouwe  mag  daz  phant  mit  rechte  vor- 
sezen  vor  ir  gelt,  wenne  sy  wiL“  Venn.  Ssp.  I,  15.  Rigigeh  Ridderr. 
cap.  53. 

**)  Schspr.  bei  Wasskhschi.khbn,  S.  288,  cap.  154;  S.  281,  cap.  144; 
S.  284,  cap.  149;  S.  286,  cap.  161.  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  93 
bei  v.  Daniels,  S.  407,  « f.  etc. 

3«)  Einen  solchen  Fall  behandeln  die  Magdeb.  Fr.  I,  11,  2.  3.  Vgl. 
den  Fall  im  Stendaler  Urtheilsbucb.  cap.  11. 

3J)  System.  Sch.-R.  IV,  2.  3*.  5.  6.  7.  9.  93.  Kulm  IV,  39.  41. 
42.  43.  46.  — Sclispr.  bei  Böhme  VI,  S.  99,  Ab«.  1;  S.  107  a.  E. ; — 
bei  Wasskrschlkbeb,  S.  161,  cap.  26;  S.  288,  cap.  154  u.  dergl. 
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erwähnt*’“).  Vielmehr  konnte  die  Frau  erst  als  Wittwe  gegen 
die  Erben  des  Mannes  den  Anspruch  auf  dasjenige  geltend 
machen,  was  ihr  die  verheissene  Vergabung  hätte  gewähren 
sollen,  hiefflr  auch  nöthigen  Falls  die  etwa  gestellten  Bärgen 
und  die  etwa  eingesetzten  Pfandstflcke  in  Anspruch  nehmen,  ln 
diesem  ihrem  Rechte  manifestiren  sich  die  Wirkungen  des 
Morgengabegelöbnisses  und  damit  zugleich  der  eigentliche 
Zweck  und  die  Bedeutung  des  Instituts. 

Für  diese  ist  es  nun  vor  allen  Dingen  bezeichnend  und 
entscheidend,  dass  der  Frau  aus  dem  Vertrag  ein  Recht  über- 
haupt nur  zukommt,  wenn  sie  es  ist,  die  die  Ehe  überlebt. 
Wie  die  alte  Morgengabe,  so  erlischt  auch  die  gelobte,  wenn 
die  Frau  vor  dem  Manne  verstirbt.  Der  Vertrag  pflegte  wohl 
meist  diese  Bestimmung  ausdrücklich  zu  treffen  **),  ira  Zweifel 
verstand  sie  sich  aber  auch  von  selbst  **),  nach  einigen  Rechten 
indessen  vielleicht  mit  der  Beschränkung,  dass,  wenn  die  Ehe 
beerbt  war,  die  Kinder  in  der  Frauen  Rocht  eintraten  *°). 
War  aber  dem  Gelöbniss  geniäss  der  Frau  in  der  Ehe  die 
Vergabung  gemacht,  so  entschied  natürlich  deren  Inhalt.  War 
der  Frau  das  Eigenthum  sofort  übertragen,  so  theilte  es  das 


37 »)  Uebor  den  Grund  vgl.  oben  S.  526. 

st>)  Die  in  den  Magdeburger  Fr.  I,  11,  1 überlieferte  stehende  Formel 
lautet:  „ — ab  gut  icht  an  ueb  thut,  da«  ir  ee  sterbit  dennc  unser 
frundynne  — “. 

39)  System.  Scli.-K.  IV,  2,  7.  Kulm  IV,  4;! : „Nu  gelobe  abir  eyn 
man  synem  wibe  gelt  vil  adir  wenig  czu  gebin  czu  morgingobe  und 
volvuret  des  nicht  in  gehegtim  dinge  und  stirbit  di  vranwe  und 
lesit  kinder  mit  ein  adir  nicht,  des  mannis  gelobde  ist  us  und  der  man 
ist  der  vrauwin  mogin  und  erbnainyn  nichtis  pflichtig  noch  yrme  tode 
umme  daz  gelobde.“  — Ebenso  bestimmt  ist  der  Schspr.  bei  BOhmk  VI. 
S.  105,  Abs.  1.  — Glosse  zum  Weichbild,  Art.  24  bei  v.  Daniels, 
S.  297,  i»  f. : „ Ir  sollit  wissen , daz  ein  wip  wider  morgingabe  noch 
luustcil  erbit,  diewile  ir  man  lebitj  wenne  is  blibit  by  dem  manne  — . “ 
Ebend.  zu  Art.  56  bei  v.  Daniels,  S.  379,  i — io. 

**)  Glogauer  R.-B.  399.  400:  „Worde  eyner  frawen  evne  morgen- 
gabe  globet,  storbe  sy  abeunde  hette  nicht  kinder  mit  erem  manne, 
so  were  auch  der  man  der  morgengabc  frey  billich  unde  ledig,  wenne 
inorgengabe  leipgedinge  unde  gerade  erbet  nicht  ee.  ys  habe  sich  denne 
Vorfällen.  “ 
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Schicksal  des  sonstigen  Vermögens  der  Frau.  Fahmiss  blieb 
bei  dem  Manne,  sie  sei  denn  zu  Einhandsgut  geworden  4I). 
Hatte  dagegen  die  Vergabung  die  rechtliche  Natur  einer 
Vergabung  auf  den  Todesfall,  war  dies  also  ausdrücklich  ge- 
sagt, oder  durch  den  Vorbehalt  des  Mannes  „mit  der  Gabe 
zu  thun  und  zu  lassen  “ , angedeutet , so  erlosch  die 
Morgengabe  mit  dem  frühem  Tod  der  Frau  4*).  Was 
zu  geschehen  hatte,  war  Sache  der  Interpretation  des  einzelnen 
Geschäfts.  Auch  das  Gelöbniss  der  Morgengabe  konnte  mög- 
licherweise eine  Abtretung  schon  inter  vivos  zusiehem  und 
auf  eine  unbedingte  Zuwendung  gehen,  ohne  Unterschied, 
welcher  Gatte  überlebte.  Dass  dies  aber  nicht  die  regel- 
mässige Tendenz  des  Geschäfts  war,  ergiebt  sich  schon  daraus, 
dass  überall  nur  seiner  Wirkungen  gedacht  wird,  wenn  die 
Frau  den  Mann  überlebte  4S).  Als  Regel  gilt : mit  dem  frü- 
hem Tode  der  Frau  erlischt  die  gelobte  Morgengabe.  Da- 
gegen erlischt  sie  nicht  schon  durch  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett 44),  während  sie  freilich  wie  die  andern  Rechte  der 
Frau  an  des  Mannes  Nachlass  durch  Verbrechen  gegen  diesen 
verwirkt  wurde  46).  Die  Putativehe  steht  der  wirklichen  Ehe 
übrigens  auch  hier  gleich  4?'  *). 

Fiel  die  gelobte,  aber  während  der  Ehe  nicht  vollzogne 
Morgengabe  der  Wittwe  nun  wirklich  an,  so  hatte  diese  ihren 
Anspruch  auf  Erfüllung  an  die  Erben  des  Mannes.  Das  Ob- 

41)  Die  Anm.  Ui)  citirte  Glosse  zum  Weichbild  bei  v.  Daniels, 
S.  297,  t»  f.  führt  fort:  „ — --  Hette  sie  is  aber  entphangen,  so  erbit 
in  utf  iren  nehisten  erben  undc  nicht  uff  iren  man.“ 

Schspr.  bei  Wasskkschlkbkn  , S.  288,  cap.  153  (==  Glosse  zum 
Weichbild  bei  v.  Daniels,  S.  277,  i?  f.).  Ebenso  Schspr.  in  derselben 
Glosse  zu  Art.  56,  ebeud.  8.  378,  u f.  — Ein  Fall  theilweiser  Erfüllung 
während  stehender  Ehe  in  dein  Schspr.  bei  Wasskrschi.kbks  , S.  100, 
cap.  171.  A.  M.  ist  hierin  v.  Mautitz,  S.  354,  Anm.  69  gemäss  seiner 
allgemeinen  Ansicht  über  Vergabungen  v.  T.  w.,  vgl.  unten  g 52,  Anm.  5. 

«)  Vgl.  z.  B.  Vcrm.  Ssp.  I,  14,  2.  3.  Weichbild  56,  g 4.  92. 
ltigiech  Ridderr.  53.  System.  Sch.-R.  IV,  2.  3».  5.  6.  9.  93  u.  s.  w. 

*4)  Arg.  Schspr.  bei  Wasskrschlkbkn,  S.  117,  cap.  242. 

45)  System.  Sch.-R.  III,  1,  28.  Kulm  III,  37. 

**»)  Magdeburger  Fr.  I,  9,  5. 
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ject  konnte  möglicher  Weise  nur  zu  Leibzucht  zugesichert 
sein , ja  bei  Grundstücken  bildete  dies  nach  den  altern  Quellen 
so  sehr  die  Regel,  dass  man  den  allgenleinen  Grundsatz  auf- 
stellte: „Keyn  wip  mag  in  wichbilde  morgingabe  noch  lip- 
czucht  an  eynes  mannes  erbe  czu  eigen  behalden.  Stirbit  sy, 
is  gheit  weder  an  des  mannes  erben  “ 46).  Andere  war  es  bei 
Pahrniss  und  namentlich  bei  Geld.  Dergleichen  erhielt  die 
Wittwe  im  Zweifel  zu  vollem,  vererblichem  Eigenthum,  der- 
gestalt, dass  sie  es  wie  ihr  andres  Vermögen  auch  in  eine 
zweite  Ehe  einbringen  konnte  47);  dies  war  aber  so  sehr  die 
gewöhnliche  Intention,  dass  selbst  die  ausdrückliche  Bezeichnung 
als  Leibgeding  das  Recht  der  Frau  meist  nicht  auf  ihre  Lebens- 
zeit beschränkte,  es  vielmehr  erst  eines  besondern  Vorbehalts 
zu  diesem  Zweck  bedurfte  **).  Im  Ganzen  entschied  natürlich 
auch  hierüber  durchweg  die  Interpretation  des  Geschäfts.  Für 
die  Zuwendung  haftet  aber,  wofern  nicht  ausdrücklich  blos 
die  Fahmiss  haftbar  gemacht  ist  und  soweit  nicht  die  Ein- 
spruchsrechte der  Erben  im  Wege  stehen  4!'),  des  Mannes  ge- 
samter Nachlass,  dergestalt,  dass  dieser  durch  die  Morgen- 
gabe allenfalls  ganz  erschöpft  werden  kann,  selbst  den  Kin- 
dern nicht  einmal  die  Nothdurft  gelassen  zu  werden  braucht !>0). 
Auch  war  der  Anspruch  der  Wittwe  des  Mannes  Erben  gegen- 
über genügend  dadurch  gesichert,  dass  sie  beim  Ableben  des 
Erstem  das  bis  zum  Dreissigsten  ungezweite  Gut  in  ihrer  Ge- 


4S)  Vgl.  diesen  Satz  in  den  vielen  stadtrechtliehen  Quellen  oben 
§ 41),  Anni.  1«,  S.  509  f. 

47)  Rigisch  Ridderr.  58:  „dat  gelt  mach  se  keren,  wor  se  will“. 
Glogauer  R.-B.  899:  „ — So  erbit  dy  morgingabe  erst  an  dy  frawe  und 
darnach  dy  frawe  abstorbe.  so  erbet  dy  morgengabe  an  dy  »ehesten  — . “ 
Schspr.  in  der  (Rosse  zum  Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Da si ki.n,  S.  2HO, 

ft 40. 

48)  Verm.  Ssp.  I,  12,  1.  Schspr.  bei  Söiimk  VI,  S.  103,  Abs.  (1. 
Vgl.  das  Nähere  § 48,  Anni.  7C  u.  77,  S.  502. 

Schspr.  bei  Wasskrsciii.kbkn,  8.  100,  cap.  171,  bei  Böhsik  VI, 
S.  131,  Abs.  2 (vgl.  Magdeburger  Fr  1,  8,  1,  wozu  die  Rechtsfrage  bei 
Behrk.nii,  S.  229  f.). 

Schspr.  bei  Böiimi-:  VI,  S.  101,  Abs.  4.  System.  Scli.-R.  IV,  2.  4. 
Kulm  IV,  40.  Schspr.  bei  Wasskrschlebe.n,  S.  100,  cap.  171, 
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were  hielt 51)  und  diese , vorausgesetzt , dass  sie  nicht  durch 
Bürgschaft  gesichert  war,  selbst  am  Dreissigsten  M)  nicht  zu 
räumen  brauchte , wenn  die  Erben  jenem  Anspruch  nicht  Qe- 
ufige  leisteten  M).  Es  hängt  mit  der  Bedeutung  der  gelobten 
Morgengabe  für  die  Wittwenversorgung  zusammen,  dass  sol- 
chen Falls  die  Frau  .auch  ihre  Nahrung  und  Nothdurft  aus 
des  Maunes  Gut,  so  lange  als  ihrem  Rechte  nicht  Genüge 
geschah , beanspruchen  konnte  M).  Minder  gesichert  war  dieses 
Recht  dagegen  den  Gläubigern  des  Mannes  gegenüber.  Hatte 
freilich  dieser  schon  während  der  Ehe  die  Frau  mit  Immo- 
bilien zu  Eigenthum  oder  auch  auf  deu  Todesfall  begabt,  so 
hafteten  diese  nicht  für  seine  Schulden,  und  letztere  tbaten  der 
Morgengabe  also  keinen  Eintrag“).  Dasselbe  wird  auch  rück- 
sichtlich der  Fahrniss  dann  gegolten  haben,  wenn  der  Mann  sie 
der  Frau  in  der  Ehe  zu  Einhandsgut  abtrat.  Anders  dagegen 
wenn  die  in  der  Ehe  errichtete  Morgengabe  eine  Gabe  auf 
den  Todesfall  war M) , oder  wenn  überhaupt  die  versprochne 
Vergabung  nicht  „vollführt“  war,  das  Gelöbnis»  derselben 
allein  wirken  konnte.  Hier  lag  ein  einfaches  Versprechen  und 
zwar  ein  solches  auf  den  Todesfall,  aus  dem  Nachlass  vor. 
Es  konnte  nur,  soweit  dieser  nicht  durch  Schulden  absorbirt 
war,  zur  Realisirung  kommen: 

6i)  Vgl.  oben  § 1Ü,  S.  202. 

6*)  In  der  Regel  entschied  dieser  Termin  auch  über  die  Leistuug 
der  gelobten  Morgengabe.  System.  Sch.-K.  IV,  2.  8».  Kulm  IV,  45. 
Schspr.  bei  Böhmk  VI,  S.  108,  Abs.  1. 

M)  Weichbild,  Art  24,  g 2 u.  3.  Glogauer  R. -R,  cap.  41.  42. 
Schspr.  bei  Böhme,  S.  105,  Abs.  8;  S.  107,  Abs.  5.  Glosse  zum  Sachs. 
Lehnrecht,  cap.  31.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  3».  Vgl.  IV,  2.  8.  Kulm 
IV,  39;  vgl.  § 19,  Anm.  15,  S.  203. 

6i)  Vgl.  die  Stellen  der  vorigen  Anmerkung. 

66)  Schspr.  bei  Böhmk  VI,  S.  143,  Abs.  5.  Magdeb.  Fr.  II,  2.  7 : 
„ Adir  ist  ir  dy  morgengabe  an  stebindem  eygen  adir  erbe  gegeben,  so 
sal  dy  frouwe  dy  morgengabe  behalden  sc.  “ trotz  der  Ucberschuldung  de* 
Nachlasses.  Vgl.  Schspr.  bei  Böhmk  a.  a.  U.,  S.  100,  Abs.  1 a.  K.  und 
bei  Wasskrschlkbbx,  S.  89,  cap.  90  = Magdeburger  Fr.  II.  2,  12». 

6*)  Vgl.  die  in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnten  beiden  letzten 
Stellen , insofern  sich  der  Mann  bei  der  Vergabung  die  freie  Disposition 
Vorbehalten  hatte. 
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„Vordinet.  Ion  nnde  redeliche  «-.holt  sal  man  von 
eynis  toden  mannes  gute  (gelde)  czuvor  gelden  vorder 
morgengobe,  ab  die  frouwe  an  deni  gereiten  gute 
begobifc  ist“57); 
desgl.: 

„Gelohit  oucb  eyn  man  synym  wibe  gelt  vil  adir 
wenig  rau  morgingobe  und  volvurit  des  nicht  in  ge- 
hegtim  dinge,  stirbit  denne  der  man  und  lesit  schulde 
alzo  vil,  alz  her  hot,  inan  sal  syne  schult  beczalin 
von  syme  gute  und  di  vrauwe  hot  nicht  rechtis  au 
deme  gute;  hat  abir  di  vrauwe  burgin  do  vor,  di  mag 
ze  manyn.“5*) 

In  dieser  Beziehung  steht  die  Wittwe  also  viel  ungünstiger 
bei  der  gelobten  als  bei  der  landrechtlicben  Morgengabe.  Es 
kommen  ihr  aber  in  der  Regel  die  besonders  bedungnen 
Sicherungsmittel  zu  Statten.  Sie  nimmt,  und  zwar  ohne  der 
grade  diesen  Quellen  geläufigen  M)  Einrede  der  Vorausklage 
ausgesetzt  zu  sein , die  ihr  gestellten  Bürgen  in  Anspruch  w), 
oder  hält  sich  an  das  ihr  eingesetzte  Pfand.  Da  ein  solches 
an  Mobilien  nur  als  Faustpfand  wirksam  H1),  letzteres  aber  bei 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  schwer  herzustelleu  war. 
se  pflegte  dasselbe  an  Grundstücken , in  jüngerer  Zeit  an  dem 
Vermögen  als  Ganzem  bestellt  zu  werden.  Die  Rechte  der 
Frau  an  dem  Pfandobject  sind  dieselben  wie  sie  jedem  Pfand- 
berechtigten zukonmien.  Sie  darf  das  Pfand  weiter  verpfänden 
oder  verkaufen  und  hat  den  Erben  nur  die  hyperocha  heraus- 
zugeben **).  Sie  kann  das  ohne  ihren  (Konsens  veräusserte 


M)  Schspr.  bei  Boiime  VI,  S.  143,  Abs.  5.  Magdeh.  Fr.  II.  2,  7. 

6«)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  5.  Kulm  IV,  41.  Schspr.  bei  Ruhms.  VI, 

S.  99,  Al».  1.  VgL  ebend.  S.  1(K>,  Ab«.  1;  S.  131,  Abs.  2 u.  3. 

Magdeb.,  Fr.  I,  8, 1 u.  2 mit  den  Nachträgen  bei  Bkubknd,  S.  229  1'.  — 

Weisthum  v.  1304,  § 123. 

s»)  System.  Sch.-R.  III,  2,  87.  Kulm  III,  117. 
fi0)  Weichbild  Art.  24,  § 3.  System.  Sch.-R.  IV,  2.  3“.  Kulm  IV,  39. 
Ulogauer  R.-B.  121. 

®>)  Vgl.  Ai.brkcht,  Gewere,  S.  132. 

6*)  Weichb.,  Art.  92.  Verm.  Ssp.  1,  15,  1.  Rigigeh  Ridderr.  &3. 
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Pfandstück  binnen  Jahr  und  Tag  zurückfordern  *3)  und  geht 
mit  ihrer  Morgengabe  allen  jüugern  Pfandrechten  und  allen 
später  aufgelegten  Lasten  vorw),  so  jedoch,  dass,  wenn  das 
Vermögen  als  Ganzes  verpfändet  ist,  die  verüusserten  einzelnen 
Vennögensstücke  durch  Veräusserung  aus  dem  Pfandnems 
heraustreten  “). 

So  ist  die  stadtrechtliche  Morgengabe,  d.  i.  die  ge- 
lobte, gerade  so  wie  die  landrechtliche  eine  Vergabung  unter 
Ehegatten.  Sie  ist  aber  nicht  wie  diese  auf  die  kurze  Zeit  des 
ernten  Morgens  nach  vollzogner  Ehe  beschränkt , sondern  jeder- 
zeit statthaft,  wie  es  Vergabungen  unter  Eheleuten  überhaupt 
geworden  waren.  Wie  diese,  so  war  auch  die  Morgengabe 
von  dem  mannigfaltigsten  Inhalt,  namentlich  nicht  auf  eine» 
engen  Kreis  von  Objecten  beschränkt  und  nicht  nothwendig 
eine  Gabe  auf  den  Todesfall.  Dafür  war  sie  aber  auch  nicht 
wie  die  landrechtliche  in  Bezug  auf  Form  und  Beweis  privi- 
legirt,  vielmehr  au  die  gerichtliche  Form  und  an  die  allge- 
meinen Beweisgrundsätze  gebunden.  Das  was  sie  aber  vor  andern 
Vergabungen  des  Mannes  an  die  Frau  auszeichnete  und  sie  der 
alten  Morgengabe,  zugleich  aber  auch  der  alten  Leibzucht  gleich- 
stellte und  deren  Platz  einnehmen  liess,  war  ihre  materielle  Ten- 
denz. Siebezweckteeine  erbrechtliche  Theiluahme  der 
Frau  an  demVermögendesMannesbehufs  der  Siche- 
rung ihrer  Existenz  i m Wittwe  nstande.  Diesen  Cha- 
rakter trug  sie  aber  hauptsächlich  dann,  wenn  der  Mann  sieder 
Frau  schon  vor  der  Ehe  zugesiehert , gelobt  hatte.  Dass  dieses 
Gelöbniss  die  Erben  des  Mannes  band,  war  ein  Fortschritt  der 


•**)  Schspr.  bei  Was8krschu:bkn,  S.  282,  eap.  144;  8.284,  cap.  149  — 
Glosse  /.uni  Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Danisi«,  S.  274,  » f.  Vgl. 
Schspr.  bei  Gavpp,  Schlesisches  I.andr.,  S.  209  f. 

**)  Schspr.  bei  Wasskrsciilkbes  , S.  28b,  cap.  151  (=  Glosse 
a.  a.  0.,  S.  276,  <«  f.);  S.  284,  cap.  149  (=  Glosse  a.  a.  0.,  S.  274,  »o  t); 
S.  285,  cap.  150  (=  Glosse  a.  a.  0.,  S.  275,  »s  f.).  Auf  einen  Fall  der 
Verpfändung  ist  auch  das  Scli.-U.  bei  Wbjwbotii  a.  a.  0.,  S.  32  (vgl. 
oben  Anm.  16)  zu  beziehen  und  enthält  darum  nichts  Abnormes,  wie 
v.  Mautitz  S.  353  meint. 

®S)  Schspr.  a.  a.  O.,  S.  282,  cap.  144  =■  Glosse  a.  a.  0.,  S.  273,  « f. 
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Rechtsentwickelung  gegenüber  den  alten  landrecbtlichen  Grund- 
sätzen, und  ein  Privilegium  dieses  Geschäfts  war  es.  dass  es, 
obwohl  nur  auf  den  Todesfall  geschlossen,  doch  auch  aussor- 
gerichtlich,  namentlich  im  Heirathsvertrag  eingegangen 
werden  konnte.  In  den  Wirkungen  desselben  gegen  die 
Erben  des  Mannes,  wenn  dieser  die  versprochne  Vergabung 
versäumt  hatte,  lag  die  Sicherstellung  der  Wittwe.  die  regel- 
mässig durch  besondre  Sicherungsmittel  erhöht  war.  Nur  obli- 
gatorisch wirkend , nicht  unmittelbar  ein  Erbrecht  begründend, 
war  es  dem  Erfolge  nach  doch  eine  vertragsmässige  Zuwen- 
dung auf  den  Todesfall , eine  der  ältesten  Formen  Deutscher 
Erb  ve  rträge. 


IV.  Vergabungen  unter  Ehegatten.  l) 


§ rG. 


Die  geschichtliche  Entwickelung  im  Allgemeinen. 


Nach  der  ursprünglichen  Anschauung  des  Deutschen  Rechts, 
insonderheit  des  Sächsischen,  ist  die  IJehertragung  von  Gut. 
namentlich  also  die  auf  einer  Liberalität  beruhende  Ueber- 
tragung.  d.  i.  eine  Vergabung,  dergestalt,  dass  Besitz 
Genuss  und  Disposition  dem  Vergabenden  verbleibt,  rechtlich 
unwirksam. 

„ Vorgibt  eyn  man  icht  sines  erbes  adder  sines  gutes, 
daz  on  ducht,  he  möge  dez  wol  gewaldig  sin,  daz  en 
ist  keyne  gäbe  unde  ist  ouch  unrecht“, 
bemerkt  der  Vermehrte  Sachsenspiegel  *).  Bei  Mobilien  ist 
die  Uebertragung  des  Besitzrechts  vermöge  des  „Hand  wahre 


*)  Ai.brbciit,  (lewere,  § 19  — 21.  , Bksklbk . Erbverträge  I,  § 12: 
vgl.  jS  9.  10.  11;  II.  g 7.  v.  Sydow,  Erbrecht  <S  58.  Siki-ki.,  Erbrecht 
SS  85.  3t>.  ;>K.  Kraft,  Vormundschaft,  JS  88. 

*)  1,  20,  4.  Viele  andre  Belege  vgl.  Albrkcht  a.  a.  0.,  Anm.  511. 

Agricola,  Gewere  1.  r.  Y.  30 
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Hand  “ nur  möglich  durch  Uebertragung  der  sich  in  Gewalt  und 
Nutzung  realisirenden  Detention.  Alter  auch  bei  Immobilien 
bindet  die  gerichtliche  Auflassung  die  Erben  des  Gebers  voll- 
ständig nur.  wenn  der  Empfänger  die  rechte  Gewere  erwirbt, 
und  nur , wenn  die  Tradition  der  Auflassung  gefolgt 
ist , kann  eine  rechte  Gewere  entstehen  3).  Zwar  war  dem 
Geber  bei  Immobilien,  anders  als  bei  Fahmiss,  der  Vorbehalt 
einer  Leibzucht  und  damit  lebenslänglicher  Nutzung  und  [be- 
schränkter! Gewalt  verstattet  und  ihm  so  die  Möglichkeit  er- 
öffnet, in  dieser  Form  materiell  den  Erfolg  einer  Vergabung 
auf  den  Todesfall  der  Hauptsache  nach  zu  erreichen;  aber 
eben  dies  Alles  war  doch  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nur  unter 
der  Voraussetzung  des  ausdrücklichen  Consenses  der  Erben  möglich 
und  allein  durch  solche  also  das  Geschäft  diesen  gegenüber 
vollständig  gesichert.  Doch  erschien  hier  der  Erbenconsens 
nicht  als  ein  hesondres  und  eigentümliches  Erforderniss  einer 
Vergabung,  da  er  ein  allgemeines  Requisit  jeder  Veräusserung 
war.  und  so  kam  es,  dass  man  schon  im  ältesten  Recht  in 
oben  gedachter  Form  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  sta- 
tuirte . d.  h.  im  Sinne  dieses  ältesten  Rechts  eine  Vergabung 
zu  sofortigem  Besitzrecht  unter  Vorbehalt  von  lebenslänglichem 
Besitz  und  Genuss  mit  Zustimmung  der  Erben.  Immerhin 
blieb  es  aber  auch  rücksichtlich  der  Immobilien  bei  dem  Satze, 
dass  eine  Vergabung  nur  durch  sofortige  Uebertragung  des  Be- 
sitzrechts mit  dem  Besitz,  d.  h.  der  Gewere  in  diesem  Sinne, 
für  die  Erben  verbindlich  werden  konnte  — es  sei  denn,  dass 
sie  ausdrücklich  consentirt  hatten. 

Nun  ist  das  eheliche  Gflterverhältniss  der  Art,  dass  (da 
Einhandsgut  ursprünglich  überhaupt  unbekannt,  später  eben 
die  Negation  des  regelmässigen  Güterverhältnisses  war)  die 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  die  sofortige  Uebertragung 
eines  Rechts  unter  Ehegatten  nicht  gehindert  hätte,  dagegen 
einen  Wechsel  im  Besitzverhältniss  nicht  zur  Erscheinung 
kommen  Hess.  Begabte  der  Mann  die  Frau  mit  seinem  Gut 


3)  Albbkcht  a.  a.  0.,  S.  203.  111.  Stobbk,  Gewere,  § 24.  38. 
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so  behielt  er  es  doch  nach  wie  vor  in  seiner  Gewere.  Be- 
gabte die  Frau  den  Mann,  so  konnte  sie  ihm  den  Besitz  doch 
nicht  übertragen , da  er  diesen  bereits  hatte.  Die  Consequenz 
war,  dass  eine  Vergabung  von  Fahrniss  auch  mit  sofortigem 
Uebergang  des  Besitzrechts  unter  Ehegatten  unwirksam  war, 
weder  dem  Geber  noch  dessen  Erben  gegenüber  zu  Recht  be- 
stand. An  Immobilien  würde  sie  zwar  in  der  Form  der  ge- 
richtlichen Auflassung  ausführbar  gewesen  sein,  aber  wenig- 
stens die  Erben  nicht  gebunden  haben,  es  sei  denn,  dass  sie 
ausdrücklich  consentirten.  Mit  andern  Warten:  jede  Ver- 
gabung unter  Ehegatten  würde  vermöge  der  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  sich  vor  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod 
eines  Gatten  im  äussern  Besitzverhältniss  nicht  realisirt.  mit- 
hin in  gewisser  Maasse  den  Charakter  einer  Vergabung  auf 
den  Todesfall  angenommen  haben  4),  und  desshalb  musste,  da 
diese  im  Sinne  des'ältern  Deutschen  Rechts  für  unzulässig 
galt,  unter  Gatten  all’  und  jede  Vergabung,  auch  die  als  inter 
vivos  gemeinte,  unstatthaft,  oder  wenigstens  für  die  Er- 
ben, sofern  sie  nicht  eonsentirt  hatten , unverbindlich  er- 
scheinen 4l). 

Dies  ist  denn  auch  die  Auffassung  unserer  altern  landrecht- 
lichen Quellen. 

Ausdrücklich  hebt  der  Sachsenspiegel  (I,  31.  2)  Princip 
und  Motiv  hervor: 

„Svenne  en  man  wif  nimt,  so  nirat  he  in  sine  ge- 
were al  ir  gut  to  rechter  vormuntscap ; dar  umrae  ne 
mach  nen  wif  ireme  manne  neue  gave  geven 
an  irme  egene,  noch  an  irer  varende  have,  dar 
se’t  iren  rechten  erven  mede  verue  na  irme 


<)  Merkwürdig  ist,  dass  auch  das  Römische  Recht  von  seiner  so 
abweichenden  Grundanschauung  aus  schliesslich  zu  einer  gleichen  Auf- 
fassung gelangt  ist. 

< »)  Uebrigens  muss  wie  der  Grund  so  auch  der  Satz  für  jedwede 
Art  von  Veräusscrungen  unter  Eheleuten  Geltung  haben , wenn  auch  die 
Quellen  hiefür  kein  ausdrückliches  Zeugnis«  bieten.  Vgl.  v.  Mautitz. 
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Jode:  wende  die  mau  ne  mach  an  sineB  wives 
gude  neue  andere  were  gewinnen,  wen  alse  he 
to  dem  irsten  mit  ire  untvieng  in  vormunt- 
scap.“ 

Weil  der  Mann  also  die  Gewere  am  gesamten  Frauengut  hat, 
kann  die  Frau  dem  Manne  an  Eigeu  oder  Fahrniss  keine  Gabe 
geben , welehc  ihre  Erben  anzuerkennen  * hätten.  Hatte  sie 
persönlich  dieselbe  anzuerkennen,  dergestalt,  dass  die  Gabe 
durch  Gonsens  der  Erben  zu  voller  Wirksamkeit  gelangte? 
Der  Sachsenspiegel  giebt  darauf  keine  Antwort  und  die  Worte 
der  Glosse  (z.  Ssp.  III,  76,  2)  : 

„Wan  dit  (das  Verbot)  is  den  erven  tu  gude  ge- 
sät.-dat  nein  wif  orem  manne  or  gut  geven  mach,  up 
dat  den  erven  ir  gut  blive“ 

verstatten  schwerlich  einen  zuverlässigen  Schluss  auf  die  ur- 
sprüngliche Bedeutung  der  Bestimmung,  da  die  Glosse  Ver- 
gabungen der  Frau  an  den  Mann  anerkennt  und  nur  die 
Römische  Bestimmung  über  das  Verbot  von  Schenkungen  des 
Mündels  an  den  Vormund  ablehnen  will,  wie  der  Zusammen- 
hang deutlich  zu  erkennen  giebt  4 *’).  Der  Sachsenspiegel  hielt 
die  Frage  wohl  mit  seiner  Entscheidung  für  erledigt,  weil 
auch  die  Rechte  der  Frau,  selbst  soweit  sie  in  der  Ehe  über- 
haupt zur  Geltung  kommen  könnten,  durch  das  Recht  ihrer 
Verwandten  und  Erben  mit  gewährleistet  erschienen.  Sie 
machten  eben  eine  Vergabung  der  Frau  an  den  Mann  in  der 
Regel  so  unwirksam , dass  'die  rechtliche  Stellung  der  erstem 
kaum  noch  in  Betracht  kam.  Wurde  die  Frage  doch  wohl 
nur  praktisch , wenn  die  Frau  den  Mann  überlebte  Ä)  und  stellte 
doch  selbst  der  Consens  der  Erben  zumal  für  Mobilien  bei 
der  Ungewissheit,  wer  zur  Zeit  der  Auflösung  der  Ehe  ihr 
nächster  Erbe  sei,  das  Geschäft  nicht  völlig  sicher.  Weder 
der  Sachsenspiegel  noch  die  ihm  folgenden  Quellen,  wie  der 
Vermehrte  Sachsenspiegel  und  das  Schlesische  Laudrecht  in 

4b)  Vgl.  Glosse  zuiu  8sp.,  Art.  Öl,  fol.  32b,  Ausg.  v.  1516. 

v.  Mautitz  iS.  235  f.)  schreibt  der  Frau  ein  selbständiges  Hecht 
Überhaupt  nicht  zu. 
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ihren  landrechtlichen  Partien,  thun  einer  Vergabung  der  Frau 
au  den  Mann  Erwähnung  und  selbst  die  ältesten  Quellen  des 
gemeinen  Weichbilds  gedenken  ihrer  nirgends. 

Es  köunte  scheinen , als  ob  es  sicli  mit  der  Vergabung  des 
Mannes  an  die  Frau  anders  verhalten  habe.  Dass  derselbe 
freilich  die  Frau  nicht  wirksam  mit  Fahrniss  begaben  kann, 
das  bezeugt  schon  der  überall  hervortretende  exceptionelle 
Charakter  der  landrechtlichen  Morgengabe  Sa).  Dagegen  haben 
wir  in  der  dem  Manne  verstatteteu  und  so  ganz  gebräuch- 
lichen Leibzuchtsbestellung  eine  allgemein  anerkannte,  den 
Maun  schlechthin  bindende  Vergabung  an  die  Frau, 
und  schon  der  Sachsenspiegel  <!)  gedenkt  des  Falles  der 
Vergabung  zu  Eigenthum.  Dennoch  liegt  in  der  Zulassung 
solcher  Vergabungen  nichts,  was  dem  allgemeinen  Grundsätze 
zuwiderliefe  oder  ihn  aufhöbe  6i).  Denn  auch  die  Bestellung 
der  Leibzucht  war  ohne  Consens  der  Erben  unwirksam,  und 
sichtlich  muss  ein  solcher  auch  in  dem  zweiten , vom 
Sachsenspiegel  erwähnten  Falle  vorausgesetzt  werden.  Ohne 
ihn  war  also  auch  bei  Immobilien  die  Vergabung  des  Mannes 
an  die  Frau  wirkungslos.  Dass  aber  der  Grand  dieser  Un- 
wirksamkeit, auch  abgesehen  von  der  Unentbehrlichkeit  des 
Erbeousenses  zu  jeder  Veräusserang  von  Immobilien,  darin 
lag , dass  der  Mann  trotz  der  Vergabung  den  Besitz  des  Guts 
behalten  haben,  dies  aber  nach  allgemeinen  Grundsätzen  un- 
statthaft gewesen  sein  würde,  bezeugt  das  Görlitzer  Land- 
recht5 * 7),  wenn  es  als  einzige  Ausnahme  gerade  dieses  letztem 
Satzes  die  Morgengabe  hervorhebt.  Keine  der  ältern  land- 
rechtlichen Quellen  gedenkt  eines  Geschäfts  der  fraglichen 
Art.  ohne  den  Cousens  der  Erben  zu  verlangen. 


5“ ) Vgl.  oben  § 49,  S.  506  u.  514  f.  v.  Maktitz  a.  a.  0.. 
,S.  190  f. 

K)  1,  44:  „ — to  der  klage  sal  sc  (die  Ehefrau)  dat  gerichte  Vor- 
munden, unde  dar  ir  irc  man  gilt  egen  in  ursale  oder  to  inne 
live.“  lieber  diese  Stelle  vgl.  § 47,  Anm.  2 (S.  471)  u.  § 55.  Anm.  30. 
M.  E.  zn  allgemein  v.  Martitz  a.  a.  0.,  S.  189  f. 

')  cap.  45,  § 7. 
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Ini  Weichbild  begegnen  wir  frühzeitig  und  je  länger  je 
mehr  einer  entgegengesetzten  Anschauung.  Wir  haben  schon  ge- 
sehen, wie  in  den  Städten  die  Leibzucht  an  Grundstücken  all- 
inählig  ihre  alte  Bedeutung  verlor,  die  landrechtliche  Morgen- 
gabe gegenstandslos  geworden  war,  ein  Ersatz  für  beide  aber 
darin  gefunden  wurde,  dass  man  mehr  und  mehr  dahin  ge- 
langte, Vergabungen  jeder  Art  und  jedes  Inhalts  Seitens  des 
Mannes  an  die  Frau  zu  verstatten  (§  50  i.  A.,  S.  523  f.).  Das 
Bedürfnis,  dem  Manne  die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  seiner 
Frau  durch  freie  Disposition  aus  seinem  Vermögen  eine  Zu- 
wendung für  ihren  Wittwenstand  zu  machen,  die  ihr  nach 
dem  System  von  Rechtswegen  nicht  zukam,  war  es  haupt- 
sächlich, welches  nöthigte,  die  strengen  Consequenzen  des 
alten  Landrechts  nicht  mehr  festzuhalten  und,  dessen  Grund- 
sätzen zuwider,  Vergabungen  des  Mannes  an  die  Frau  über 
die  Schranken  und  Grenzen  der  alten  Institute  hinaus  immer 
allgemeiner  und  freier  zu  verstatten.  Indessen  ging  diese 
Entwickelung  nur  Schritt  für  Schritt  vor  sich.  Man  knüpfte 
an  die  alten  Institute  an , behielt  anfangs  im  Sinne  des  alten 
Rechts  das  Erforderniss  des  Erbenconsenses  bei,  und  erheischte, 
soweit  man  dieses  that,  die  gerichtliche  Form.  Später  hielt 
man  diese  allerdings  nur  fest  bei  Immobilien  oder  soweit  man 
in  dem  Geschäft  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  sah;  dies 
war  aber  bei  den  Zuwendungen  des  Mannes  an  die  Frau  die 
Regel.  Mit  dieser  Beschränkung  liess  man  jedoch  das  Ge- 
schäft bald  ganz  allgemein  und  in  freiester  Weise  zu,  na- 
mentlich mit  dem  mannigfaltigsten  Inhalt.  Man  verstattete 
es  zu  Eigenthum  oder  Leibzucht.  Man  verstattete  es  — und 
zwar  ohne  den  Consens  der  Erben,  soweit  dieser  nicht  bei 
jeder  Veräusserung  unentbehrlich  war  (wie  bei  Erbgut),  zu 
verlangen  — bei  Fahrniss,  Liegenschaften  und  ganzen  Ver- 
mögensmassen. Man  trug  auch,  als  man  überhaupt  anfing, 
Vergabungen  anzuerkennen,  welche  dem  Bedachten  nicht  ein 
sofortiges  Besitzrecht,  sondern  ein  Recht  von  Todeswegen, 
ein  Erbrecht  gewährte,  kein  Bedenken,  dieses  als  Inhalt  einer 
Vergabung  des  Mannes  an  die  Frau  zu  verstatten,  und  zwar 
um  so  eher,  als  dieselbe  ihrer  äussern  Erscheinung  und  ihrem 
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Erfolge  nach  im  Wesentlichen  immer  einer  Gabe  auf  den 
Todesfall  nahe  gestanden  hatte.  Auf  diesem  Punkte  der  Ent- 
wickelung hatte  es  denn  auch  natürlich  kein  Bedenken  mehr, 
Vergabungen  der  Frau  an  den  Mann  für  wirksam  zu  halten, 
zu  deren  Anerkennung  inan  indessen  auch  schon  früher  ge- 
neigt und  jedenfalls  von  da  an  befugt  gewesen  war.  wo  man 
den  Besitz  von  Einhandsgut  statuirt  hatte.  Gegenseitige  Ver- 
gabungen unter  Gatten,  particularrechtlieh  schon  einer  ältem 
Zeit  angehörig,  wurden  nun  auch  im  gemeinen  Recht  ganz 
gebräuchlich  und  das  Institut  hatte  so  die  breiteste  Basis  an- 
genommen. Es  hatte  die  alten  laudrechtlichen  Geschäfte  auf 
diese  Weise  völlig  absorbirt,  so  dass  sie  deren  Functionen  nur 
dann  erfüllten,  wenn  sie  den  speeiellen  Zweck  der  Wittwen- 
versorgung  verfolgten,  wie  namentlich,  wenn  die  Vergabung 
an  die  Frau  Seitens  des  Mannes  im  Heiratbsvertrag  gelobt 
worden  war7*).  So  ausgebildet  sind  die  Vergabungen  dann 
auch  in  das  jüngere  Landrecht  übergegangen,  nicht  wenig 
zur  Entwickelung  der  Erbverträge  überhaupt  mitwirkend.  Bis 
gegen  das  Ende  unserer  Periode  trugen  sie  aber  noch 
völlig  den  Charakter  dieser.  Da  man  jedoch  schon  allgemein 
angefangen  hatte,  dem  Errichter  einer  Vergabung  den  Vor- 
behalt freier  Disposition  auf  Lebenszeit  zu  erlauben,  so  be- 
durfte es  nur  noch  eines  Schritts,  um  zu  wahren  letztwilli- 
gen Verfügungen  zu  gelangen.  Allgemein  that  man  diesen 
Schritt  nun  allerdings  erst,  als  die  Entwickelung  des 
Deutschen  Rechts  aus  sich  selbst  heraus  durch  das  Eindringen 
der  fremden  Rechte  gestört  war.  Die  Ansätze  hiezu  finden 
sich  aber  schon  zu  Ende  unserer  Rechtsperiode  und  zwar 
auch  innerhalb  des  Gebiets  des  ehelichen  Güterrechts. 

Dies  ist  die  Entwickelung  des  Instituts  der  Vergabungen 
unter  Ehegatten,  deren  Verlauf  wir  jetzt  noch  im  Einzelnen 
bis  dahin  zu  verfolgen  haben,  wo  sie  im  gemeinen  Weichbild 
zu  einem  vollständig  durchgebildeten  System , das  wir  alsdann 
eingehender  betrachten,  geführt  hat. 

7 »)  Diese  verschied  neu  Arten  «teilt  zusammen  die  GlosBe  zum  Weich- 
bild, Art.  56  bei  v.  Danikls,  S.  376,  •«  f. 
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Particularrechtlich  wareu  schon  in  den  ältesten,  z.  Th. 
noch  aus  der  Zeit  vor  dem  Sachsenspiegel  datirendeu  Stadt- 
rechten, meistentheils  in  Erweiterung  der  Morgengabe.  Ver- 
gabungen unter  Ehegatten  zugelassen  worden,  z.  Th.  freilich 
nur  unter  Voraussetzung  des  Consenses  der  Ei  lten  des  Gebers  8), 
z.  Th.  alter  auch  ohne  dieses  Requisit  "l,  ja  im  Falle  der  Er- 
richtung am  ersten  Morgen  der  Ehe  ohne  die  gerichtliche 
Form,  nur  vor  den  Hochzeitsleuten.  Man  scheint  bei  diesen 
particularrechtlichen  Bildungen  das  Bedenkliche  der  Zulassung 
solcher  Geschäfte  gegenüber  den  allgemeinen  Grundsätzen 
nicht  empfunden  zu  haben.  Anders  im  gemeinen  Weichbild. 
Hier  steht  es  uaclt  den  altern  (Quellen  im  Wesentlichen  so 
wie  im  Landrecht.  Wie  in  diesem  verstattete  man  dem 
Manne  allerdings  die  Bestellung  einer  Leibzucht  an  seinen 
Grundstücken  ~ aber  natürlich  nur  vor  Gericht  und  mit 
Genehmigung  der  Erben,  ln  den  altern  Quellen  bildet  bei 
Immobilien  die  Vergabung  des  Mannes  au  die  Frau  zu  Leib- 
zucht gerade  wie  im  Landrecht  noch  die  Kegel ,J“).  Indessen 
fehlte  es  auch  schon  in  diesem  älteru  Stadtrecht  nicht  an 
Vergabungen  zu  vollem  vererblichem  Eigenthum  sb),  wie  solche 
ja  auch  schon  dem  Landrecht  nicht  fremd  gewesen  waren. 
Die  Wirksamkeit  solcher  Vergabungen  musste  freilich,  unge- 
achtet der  Mann  wenigstens  Besitz  und  Nutzung  behielt,  un- 
bedenklich erscheinen,  da,  wie  bei  allen  Veräusserungen,  von 
Immobilien  der  Consons  der  Erben  vorausgesetzt  wurde.  Dies 
war  der  Stand  der  Sache  im  Weichbildrecht  wie  in  den 


")  So  in  dein  Mcdebacher  Stadtr.  v.  1165,  § 14;  bei  Gknoi.eb.  Stadt- 
rechte.  S.  282  f. 

*)  So  in  der  ältesten  Soestcr  Willkür  v.  1120,  § 28  (bei  Gkxglkk 
a ii.  0.,  S.  442)  nnd  ebenso  dem  Tochtcrreclite  von  Iserlohn  (ebend. 
S.  216,  Nr.  6).  Anscheinend  ebenso  im  Dortmunder  Stadtr.  (I)kkyeb, 
Nebenstunden,  S.  421)  und  im  Münster'schen  Stadtr.  v.  1326  (Gksglkr 
n.  a.  O.,  S.  308),  § 9,  Vgl.  überhaupt  die  Particularrechte. 

9»  I Weisthum  von  1261,  § 14;  v.  1304,  § 20.  21.  76.  83.  Weich- 
bild, eap.  59  (v.  Tkükobn  56  u.  345). 

9b)  Verm.  Ssp.  1,  14,  1.  Auch  sind  Weisthum  v.  1304,  § 34 
und  Weichbild,  Art.  55  wohl  mit  auf  Immobilien  zu  beziehen. 
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Magdeburger  Weisthiimeni  nach  Schlesien  10).  Nicht  nick- 
sichtlich der  Immobilien,  sondern  rücksichtlich  der  Pahrniss 
musste  sich  zeigen,  ob  man  von  dem  landrechtlichen  Verbot 
der  Vergabungen  des  Mannes  an  die  Frau  abzugehen  für  un- 
zulässig hielt.  Da  linden  wir  deun  nun,  dass  man  zwar  im 
Allgemeinen  den  alten  Satz  noch  anerkannte  10“),  jedoch  schon 
zu  einer  Milderung  der  frühem  Strenge  geneigt  war.  Man 
verstattete  nämlich  die  Vergabung  von  Pahrniss  dem  Manne 
in  der  Kegel  uur  vor  Gericht  und  mit  Zustimmung  seiner 
Erben , es  sei  deun , dass  er  dieselbe  in  der  Ehe , allein  oder 
in  Gemeinschaft  mit  seiner  Frau,  erarbeitet  und  erworben 
hatte.  Nur  am  ehelichen  Erwerb  war  also  die  Vergabung  ohne 
Weiteres  zulässig  n).  Erst  in  den  spätem  Quellen  des  ge- 
meinen Weichbilds  abstrahirte  man  von  dieser  Beschränkung 
und  verstattete  auch  ohne  Zustimmung  der  Erben  Vergabun- 
gen von  Fahmiss  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau.  So  viel- 


">)  Weichb.,  Art.  22,  § 1 u.  2 ; Art.  60,  § 2 (vgl.  § 1 bei  v.  ThCnokn. 
Art.  24  u.  57  — Weisthum  v.  1304,  § 22),  wo  der  ( 'onaena  der  Erben 
ausdrücklich  erfordert,  — Magdeburger  Weisthnm  v.  1235,  § 22  u.  26: 
v.  1261,  § 14;  v.  1304,  § 20;  Weisthuiu  nach  tippeln  v.  1327,  § 11, 
§ 20,  wo  er  unzweifelhaft  stillschweigend  vorausgesetzt  wird. 

w»)  Das  Glogauer  R.-B.  hat  an  einer  Stelle  (vgl.  aber  Amn.  II) 
noch  den  Satz  des  Ssp.  I,  31.  2 fast  unverändert  aufgenomtnen,  cap. 
70.  71.  Ebenso  kehrt  das  Verbot  noch  uneingeschränkt  wieder  in  einem 
Kuluier  Sch.-IT.  (abgedr.  bei  Bkhkkno,  Stendaler  Urth.-B.,  S.  57  f. ) : „ab 
eyn  man  aeyneiu  elicben  weihe  ader  das  weib  irem  elichen  manne  möge 
gelt  und  gut  geben  zeu  entphönde  noch  irem  tode  czu  voraus  vor  den 
erben  ane  erben  geloub  und  «ly  gift  geschee  an  mechtiger  dingstath  ¥ Sy 
mögen  is  nicht  gethun  us  rechte.  “ 

tt)  Weisthum  v.  1304,  $ 22  a.  E. : „llalabir  ein  man  varende  habe 
oder  coufschatz,  daz  her  mit  deine  gute  gecouft  hat,  daz  en  anersturben 
iz  von  «iine  rechten  erben,  daz  en  mae  her  aineme  wibe  noch  sinen 
hinderen  nicht  gegeben,  wanne  in  gehegetem  dinge  unde  vor  dem  richtere 
unde  vor  den  acheppen.  Hat  her  abir  gut,  daz  her  ererbeitet  hat,  daz  mae 
her  geben  bi  aineme  geaunden  libe  sweme  her  wil  ane  jemandes  widerspräche.“ 
Ebenso  ebend.  § 83  a.  E.  Weichbild.  Ausg.  v.  Thü.noks,  Art:  217. 
Latein.  Text  bei  v.  Daniki.s,  Art.  60,  § 3 n.  4.  Hienach  scheint  Art.  22. 
§ 2 a.  E.  beschränkend  zu  erklären.  Auch  die  corrumpirte  Stelle  im 
Glogauer  cap.  25  hat  wohl  denselben  Sinn,  vgl.  cap.  127. 
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leicht  schon  im  Weichbild  des  Vermehrten  Sachsenspiegels  **), 
jedenfalls  in  dem  Systematischen  Schöffenrecht . Kulm , Magde- 
burger Fragen  und  den  andern  Sammlungen  städtischer  Schöffen- 
sprfiche.  Man  hatte  nach  diesem  jüngem  System  gegen  Vergabun- 
gen unter  Gatten  eben  kein  Bedenken  mehr  und  erlaubte  daher 
nunmehr  dem  Manne  eine  solche  auch  an  Immobilien  ohne 
Consens  der  Erben,  soweit  ein  solcher  nicht  bei  Veräusse- 
rungen  überhaupt  noch  erforderlich  schien , wie  bei  Erb- 
gut ,s). 

Das  Bedürfniss,  für  die  landrechtliche  Leibzucht  und  Mor- 
gengabe ein  den  städtischen  Verhältnissen  entsprechendes  Surro- 
gat zu  schatten,  hatte  das  Stadtrecht  mehr  und  mehr  zur  Anerken- 
nung von  Vergabungen  des  Mannes  an  die  Frau  gedrängt.  Die- 
selben mochten,  auch  wo  dies  nicht  besonders  erwähnt  wird, 
oft  genug  zur  Erfüllung  eines  Versprechens  des  Mannes  im 
Heirathsvertrag  errichtet  worden  sein  , und  also  den  Charakter 
der  gelobten  Morgengabe  tragen.  Weit  weniger  Nöthigung  lag 
vor,  auch  Vergabungen  der  Frau  an  den  Mann  dem  landrecht- 
lichen Princip  entgegen  als  wirksam  anzuerkennen.  Die  äl- 
teren Quellen  gedenken  ihrer  daher  überhaupt  nicht  u),  oder 
berühren  sie  nur  eben  insoweit,  dass  man  sieht:  sie  setzen 
wohl  ihre  Zulässigkeit  voraus,  nicht  aber  ihr  häutiges  Vor- 
kommen 1S).  In  den  oben  genannten  jüngem  Quellen  des  ge- 
meinen Stadtrechts  ist  aber  auch  dieses  Geschäft  ganz  ge- 
wöhnlich und  der  Grundsatz  des  Sachsenspiegels,  dass  „nen 
wif  ireme  manne  nene  gave  geven  mach  an  irrne  egene  noch 
an  irer  varende  have“,  entschieden  aufgegeben  IB).  Nunmehr 


- '*)  1,  14.  1.  Vielleicht  setzte  man  hier  freilich  auch  fnr  Fahrnis« 
den  Erben -Consen«  voraus,  wie  im  Weichbild  Art.  22,  aus  dem  der 
Verm.  Ssp.  die  Stelle  entlehnt. 

>3)  Schspr.  bei  Böhm K VI,  S.  145,  Abs.  4;  S.  110,  Abs.  1 etc. 

“>  So  die  Magdeburger  Weisthiimer  v.  1235,  1261,  1295. 

•3)  Dieselbe  Stelle  im  Weisthum  v.  1304.  § 34  und  Weichbild, 
Art.  55  (vgl.  Text  bei  v.  ThCnokn,  Art.  217). 

>*)  Zwar  wiederholt  ihn  ein  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  113,  Abs.  5, 
ändert  aber  seinen  Sinn  völlig  ab,  indem  er  ihm  nur  auf  die  Gerade  Be- 
ziehung giebt:  „Wenne  eyn  man  einer  frawen  bette  obirachreitet , so  ist 
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steht  also  den  Vergabungen  unter  Ehegatten  als  solchen 
überhaupt  ein  Hinderniss  nicht  mehr  entgegen , weder  bei 
Immobilien  noch  bei  fahrender  Habe,  noch  bei  ganzen  Ver- 
mögenscomplexen  zu  Eigenthum  oder  zu  einem  andern  Besitz- 
recht n),  seien  es  reine  Liberalitäten  oder  (Konsequenzen  des 
Heirathsvertrags , seien  es  einseitige  oder  gegenseitige  beider 
Ehegatten. 

Auch  die  rechtliche  Natur  der  Vergabungen  unter  Ehe- 
gatten ist  nicht  überall  dieselbe  und  im  Fortgang  der  Rechts- 
entwickelung nicht  die  gleiche  geblieben.  Darüber  kann  kein 
Zweifel  obwalten,  dass  dieselben  wenigstens  in  den  ältem 
Rechten  Geschäfte  waren , durch  welche  der  begabte  Gatte  so- 
fort das  zugedachte  Recht  an  dem  Object  erwarb.  Eine  Ver- 
gabung , welche  ihm  nur  ein  Recht  von  Todeswegen , ein  Erb- 
recht (d.  i.  eine  mortis  causa  capio)  verschaffte , war  ja  dem 
ältem  System  überhaupt  noch  fremd.  Allein  auch  der  so- 
fortige Uebergang  des  Rechts  entzog  das  Rechtsverhältniss  des 
Objects  nicht  den  allgemeinen  Einwirkungen  des  ehelichen 
Güterrechts.  Die  Folge  hievon  aber  war,  dass  die  rechtlichen 
Wirkungen  der  Vergabung  während  der  Dauer  der  Ehe  theils  nur 
beschränkt  und  sporadisch  zur  Geltung  kamen  und  erst  mit 
dem  Tode  des  einen  Gatten  unbehindert  in  die  Erscheinung 
traten,  dem  Erfolge  nach  daher  mehr  oder  weniger  die  Wir- 
kungen einer  Vergabung  auf  den  Todesfall  gleichkamen.  Trotz 
des  sofortigen  Eigenthumsübergangs  änderte  sich  in  dem  Be- 
sitzverhältniss  wie  in  dem  Gebrauch  und  Genuss  der  Sache 
bis  zum  Ableben  des  schenkenden  oder  beschenkten  Ehegatten. 

her  alle»  des  gewaldig.  das  se  czu  ein  brengit  und  »e  mag  an  in  nicht 
vorgebin  was  sc  von  gerade  zu  im  brengit“,  während  das  Weichbild 
(v.  Daniels  1853),  Art.  78,  § 2 bei  Aufnahme  der  Stelle  des  Ssp.  I,  31,  2, 
die  das  Vergabungsverbot  enthaltenden  Worte  einfach  weglässt.  Vgl. 
Sch.-U.  bei  Boome  VI.  S.  144.  Abs.  7 bei  Wanserschlkben  , S.  85. 
oap.  48.  — In  den  Magdeburger  Fr.  I,  12,  5 erkennen  die  Schöffen  die 
Vergabung  ausdrücklich  an,  obwohl  sich  des  Mannes  Erben  auf  den  Satz 
des  Ssp.  berufen. 

«)  Das  Weichbild,  Art.  60.  iS  1.  2 und  Weisth.  v.  1304.  § 22.  20  etc. 
erwähnen  schon  neben  dem  Eigenthum  noch  Leibzucht,  Zinsgut  und 
Lehngut. 
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nichts.  Hinsichtlich  der  Mobilien  gewann  oder  verlor  der  be- 
schenkte oder  schenkende  Ehemann  — abgesehen  von  der  Schul- 
denhafbung  — auch  an  seiner  bisherigen  Gewalt  und  Disposition 
nichts,  da  solche  bezüglich  des  beweglichen  Frauenguts  nicht  be- 
schränkter wie  hinsichtlich  des  eignen  war.  Bei  Vergabungen  von 
Immobilien  trat  allerdings  eine  Aenderung  iu  der  Dispositions- 
gewalt ein.  Die  Frau  verlor  durch  sie  sofort  ihr  Widerspruchsrecht 
gegen  einseitige  Veräusserungen  des  Mannes,  und  dieser  be- 
gab sich  umgekehrt  der  Freiheit  seiner  Disposition,  wenn  er 
der  Frau  eine  Vergabung  an  seinen  Immobilien  errichtete. 
Dies  Letztere  war  aber  auch  der  Fall  bei  Vergabungen  auf 
den  Todesfall  wegen  der  vertragsmässigen  Natur  des  Geschäfts. 
Zudem  verstattete  man  allmählig  dem  Vergabendeu  das  Recht, 
sich  die  Disposition  wenigstens  unter  Lebeudeu  vorzubehalten  und 
bei  einem  solchen  Vorbehalt  schwand  auch  in  diesem  Punkte 
die  Differenz  lieider  Arten  von  Geschäften,  wenn  sie  zwischen 
Ehegatten  geschlossen  wurden.  So  ist  es  denn  durch  die  Ein- 
wirkungen des  ehelichen  Güterrechte,  zumal  in  den  entwickel- 
teren Stadtrechtequellen,  geschehen,  dass  die  Vergabungen  zu 
sofortigem  Eigenthum  allmählig  von  selbst  iu  solche  über- 
gingen, die  erst  mit  dein  Tode  des  Gebers  ihre  Wirkungen 
vollständig  äusserten,  und  dass  ihr  Inhalt  als  Constituirung 
nur  eines  Erbrechte  aufgefasst  werden  konnte.  Gerade  die 
Vergabungen  unter  Ehegatten  sind  es  daher  gewesen,  die  zur 
Herausbildung  des  neuern  Erbvertrags  am  meisten  mitgewirkt 
haben.  Zwar  werden  wir  sehen . dass  die  prinoipielle  Ver- 
schiedenheit einer  Vergabung  zu  sofortigem  Eigenthum  und 
eines  wahren  Erbvertrags  auch  iu  dem  Verhältuiss  der  Ehe- 
gatten noch  heraustreten  konnte  und  dass  daher  auch  im  ehe- 
lichen Güterrecht  beide  Geschäfte  neben  einander  vorkamen. 
Allein  mehr  und  mehr  nberwog  die  Auffassung  derselben  als 
wahrer  Erbverträge,  und,  wenigstens  wenn  Mobilien,  nament- 
lich Geld,  oder  ganze  Vermögenscomplexe  das  Object  bildeten, 
ohne  dass  Einhandsgut  der  Frau  in  Frage  kam,  nahmen  we- 
nigstens die  Vergabungen  des  Mannes  fast  stete  diesen  Cha- 
rakter an.  Ging  man  nun  allmählig  in  der  Deutung  des 
Vorbehalts  freier  Disposition  des  Vergabeuden  so  weit,  ihm 
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sogar  die  beliebige  Rücknahme  des  dem  Honorirten  verlie- 
hene« Erbrecht«  zu  gestatten,  so  langte  man  endlich  bei  wahren 
letztwilligen  Dispositionen  (Seelengeräthen,  Testamenten)  an  und 
begegnete  sich  auf  diesem  Punkte  mit  den  Grundsätzen  der  eben 
Eingang  gewinnenden  fremden  Rechte.  Kaum  einige  Andeutun- 
gen dieses  letzten  Schritts  enthält  indessen  das  gemeine  Weich- 
bild in  unserer  Periode,  während  derselbe  particularrechtlich 
schon  entschieden  nachweisbar  ist  17a). 

Dies  ist  das  Bild  dieser  Rechtspartie,  welches  das  ent- 
wickeltere gemeine  Weichbild  bietet.  Wir  sehen  die  Ver- 
gabung zu  sofortigem  Besitzrecht  unter  dem  Einfluss  des  ehe- 
lichen Güterrechts  in  natürlicher  Entwickelung  fortgeschritten 
zum  wahren  Erbvertrag , so  jedoch , dass  beide  Geschäfte  mit 
ihren  mannigfaltigen  Zwischenstufen  noch  neben  einander 
Vorkommen.  Die  Bedeutung  des  Instituts  für  die  Geschieht»* 
der  Erbverträge  ergiebt  sich  hieraus  von  selbst,  und  von  dieser 
Seite  ist  es  auch  schon  mehrfach  gewürdigt  worden  *8).  Abei- 
es übt  auch  vermöge  seiner  ganzen  Entwickelung  und  wegen 
des  sich  in  ihm  noch  darstellenden  innigen  Zusammenhangs 
zwischen  dem  Geschäfte  unter  Lebenden  und  mortis  causa 
einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Güterver- 
hältnisses während  stehender  Ehe.  Von  dieser  Seite  interessirt 
es  uns  hier.  Für  die  Darstellung  dieses  Einflusses  — wie 
weit  derselbe  reicht  und  welcher  Art  er  ist  nach  der  An- 
schauung der  verscliiednen  Quellen,  nach  dem  Inhalt  und  nach 
den  Objecten  der  einzelnen  Geschäfte  — haben  wir  uns  aber 
vor  Allem  den  Gegensatz  zwischen  den  Vergabungen  unter 
Lebenden  einerseits  und  dem  altern  und  dem  neuern  Erbver- 
trag andrerseits,  wie  er  bei  solchen  Geschäften  unter  Ehe- 
gatten hervortritt,  zu  vergegenwärtigen.  Je  nachdem  eine  solche 
Vergabung  unter  Ehegatten  eine  dieser  drei  Formen  annehmeu 


17 »)  Am  frühesten  wohl  iiu  Muhllmuser  R.-lt.  de»  13.  Jahrhunderts, 
bei  Förstk.mann , X.  Mitth..  Hd.  VII.  H.  1,  S.  9f>  f.  Vgl.  Nordhauser 
Stadtr.  v.  1308,  cap.  114.  Vgl.  ebend.  1kl.  III,  II.  2,  S.  23. 

1K)  Alhkkcht  a.  a.  0.,  § 1H.  20.  21.  Bksrlkh  a.  a.  U.  I,  § 3. 
10.  11.  v.  Syim>w,  Krbr.,  § 53. 
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kann  oder  annimmt,  ist  seine  Einwirkung  auf  das  eheliche 
Güterverhältniss  eine  verschiedene.  Der  juristische  Charakter 
eines  jeden  dieser  drei  Geschäfte  und  die  Frage,  ob  es  ver- 
möge desselben  unter  Ehegatten  denkbar  und  zulässig  ist,  imws 
uns  daher  zunächst  beschäftigen. 


8 52. 

Die  rechtliche  Natur  und  Form  der  Vergabungen  unter  Ehegatten. 

Das,  was  den  ältem  Erbvertrag  *)  von  der  Vergabung  zu 
sofortigem  Eigenthum  unterschied,  war  einmal  der  Vorbehalt 
des  Besitzes  und  der  Nutzung  des  Gebers  auf  Lebenszeit  und 
sodann  die  behufs  der  Aufrechterhaltung  dieser  Rechte  uner- 
lässliche Beschränkung  der  Disposition  des  Empfängers  über  das 
vergabte  Gut.  Diese  eigentümlichen  Wirkungen  der  ältern 
Vergabung  auf  den  Todesfall  konnten  bei  Vergabungen  unter 
Eheleuten  während  der  Dauer  der  Ehe  nicht  hervortreten  — 
wofern  man  von  der  irregulären  Gestaltung  des  ehelichen 
Güterrechts  durch  Einhandsgut  absieht.  Zur  Errichtung  eines 
Erbvertrags  in  jenem  Sinne  lag  unter  Eheleuten  kein  Be- 
dürfniss  oder  keine  rechtliche  Möglichkeit  vor.  War  der  Manu 
der  Vergabende,  so  brauchte  er  sich  Besitz  und  Nutzung  nicht 
vorzubehalten , noch  die  Beschränkung  der  Frau  in  ihren  Dis- 
positionen. Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  verlieh  ihm 
von  selbst  auf  die  Dauer  der  Ehe  diese  Rechte.  Um- 
gekehrt durfte  die  Frau,  wenn  sie  die  Vergabende  war,  sich 
nicht  Besitz  und  Nutzung  an  dem  Objecte,  noch  eine  Be- 
schränkung der  ehe  männlichen  Disposition  zur  Sicherstellung 
dieser  Rechte  reserviren.  Es  wäre  dies  der  Ausschliessung 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  und  der  Constituirung 
von  Einhandsgut  gleichgekommen.  Der  ältere  Erbvertrag  war 
überhaupt  nur  an  Immobilien  zulässig  und  sofern  man  diese 


l)  D.  i.  im  Sinne  de*  S*p.  11,  30  und  Venn.  Ssp.  1.  32,  3 (mit  der 
Erläuterung  de*  Eisenacher  R.-B.  I,  34). 
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als  Träger  ganzer  Vermögenacomplexe  betrachten  konnte,  auch 
an  letztem.  Von  Vergabungen  solcher  Complexe  galt  daher 
in  dem  Verhältnis  von  Eheleuten  das  eben  Bemerkte.  An 
Fahrniss  war  dagegen  ein  Erbvertrag  in  dem  altern  Sinne 
überhaupt  nicht  zulässig,  also  auch  nicht  unter  Ehegatten. 

Die  Folge  dieser  ■ eigentümlichen  Lage  der  Dinge  war, 
dass  der  ältere  Erbvertrag  zwischen  Eheleuten  nicht  vorkam 
und,  solange  man  dessen  neuere  Form  nicht  kannte,  unter 
Ehegatten  nur  Vergabungen  zu  sofortigem  Hecht  in  Uebung 
sein  konnten.  Dies  ist,  wie  wir  in  Folgendem  sehen  werden, 
der  Thatbestand  in  den  altern  Quellen  des  Weichbilds.  Als  wei- 
tere Folge  machte  sich  aber  auch  geltend,  dass  die  Verga- 
bungen des  Mannes,  wenn  er  in  der  Ehe  starb,  obwohl  Ge- 
schäfte inier  vivos,  doch  von  Wirkungen  begleitet  waren, 
welche  sonst  nur  dem  |ältern|  Erbvertrag  zukamen.  Nicht 
sofort,  sondern  erst  mit  dem  Tode  des  Mannes  trat  die  Frau 
in  den  Besitz,  den  Genuss  und  die  unbeschränkte  Herrschaft 
der  Sache  ein.  Die  Vergabung  unter  Lebenden  war  von  selbst 
zu  einer  von  Todeswegen  geworden.  Die  Quellen  sind  sich 
dessen  selbst  bewusst.  Denn  ungeachtet  sie  voraussetzen,  dass 
der  Mann  das  Gut  seiner  Frau  zu  sofortigem  Eigenthum  über- 
tragen hat,  behandeln  sie  dasselbe  als  noch  im  Vermögen, 
d.  h.  im  Besitz1“)  des  Mannes  befindlich,  sprechen  seinen 
Erben  den  Nachlass  nur  zu,  „soweit  er  unvergeben.  unbegabt“ 
ist  au  seine  Frau  (oder  Kinder)  *). 

Auch  in  dem  entwickelteren  Stadtrechte,  wie  es  die  ver- 
schiednen  Sammlungen  der  Schötfensprüche , das  Systematische 
Schöffenrecht,  der  Kulm,  die  Magdeburger  Fragen,  das  Glo- 
gauer  Rechtsbuch,  die  Glossen  und  vielleicht  schon  der  Ver- 
mehrte Sachsenspiegel  in  seinem  stadtrechtlichen  Theil  aus- 
weisen,  finden  wir  noch  Vergabungen  unter  Eheleuten  ge- 
bräuchlich, durch  welche  das  Besitzrecht  sofort  übergehen 


'*)  Vgl.  § 15,  Anm.  9»,  S.  162. 

*)  Weisthum  v.  12*15,  § 48;  v.  1304,  § 38.  Aehnlich  g 20  i.  A 
(Weichbild,  Art.  26;  Text  bei  v.  ThCngkn,  Art.  28.  24  i.  A.).  Noch 
im  System.  Sch.-K.  IV,  2,  37.  Kulm  IV,  79  i.  A. 
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sollte.  Aber  hier  treten  ihnen  Geschäfte  zur  Seite  und  über- 
wiegeu  sie  mehr  und  mehr,  welche  diesen  Charakter  nicht 
mehr  tragen.  An  die  Stelle  der  Erbverträge  der  ältern  Form 
waren,  gewiss  grade  durch  den  Einfluss  des  ehelichen  Güter- 
rechts gefördert,  solche  getreten,  welche  nicht  ein  sofortiges 
Besitzrecht  übertrugen,  sondern  nur  ein  solches,  das  eventuell 
mit  dem  Tode  des  Gebers  übergehen  sollte  und  überging,  und 
die  daher  Wirkungen  äusserten,  welche  mit  Geschäften  unter 
Lebenden  nicht  verbunden  waren , auch  wenn  sie  unter  Ehegatten 
abgeschlossen  wurden.  Wie  jenes  eventuelle  Recht  des  Hono- 
rirten  aufzufassen,  ist  nun  freilich  zweifelhaft  und  sehr  be- 
stritten. Ich  glaube  indessen , dass  man  . Alles  in  Allem  er- 
wogen , zu  der  Annahme  berechtigt  ist , dass  die  Entwickelung 
der  Vergabungen  überhaupt,  namentlich  aber  unter  Ehegatten, 
in  dem  jüngern,  ausgebildeteren  System  dahin  geführt  hat,  auch 
durch  Vertrag  ein  wahres  Recht  von  Todeswegen,  ein 
Recht  auf  eine  mortis  ca  usa  capto,  ein  E rbrecht  im 
weitern  Sinne  constituiren  zu  lassen  3).  Der  Gegensatz  dieser 


3)  Der  ältere  Erbvertrag  überträgt  mittelst  der  Auflassung  au  luuno- 
bilien  oder  an  ganzen  Vemiögensiuassen , sofern  Liegenschaften  gewisser 
Maassen  als  deren  Träger  betrachtet  werden  können,  deui  Honorirtcn 
das  Besitzreeht  sofort  und  unbedingt,  jedoch  »o,  dass  dem  Geber  eine 
lebenslängliche  Leibzucht  verbleibt.  Dass  dies  die  einzig  zulässige  Auf- 
fassung ist,  namentlich  nicht  an  die  (,’nnstituirung  eines  Gesamteigeii- 
thuins  der  Contrahenten  gedacht  werden  kann,  wie  Bksu.uk  a.  a.  O.  1. 
S.  145  u.  74  f.  noch  für  möglich  hält,  scheint  mir  nach  den  Bemer- 
kungen von  Ai.hkkuit  (a.  a.  0.,  S.  1!I2  f.).  IIinkkh  (Gesamteigenth..  3 fl. 
t>.  6!)  f.)  und  Gbkbf.r  (in  Ri<  iitku's  .lahrb.  v.  IH<!4,  S.  :ll!f  f.}  weitrer  Aus- 
führung nicht  bedürftig.  Es  ist  dies  aber  nur  die  Constructiun  des 
Rechtsverhältnisses , wie  es  der  Erbvertrag  ältern  Styl»  erzeugt.  Der 
Gegensatz  zu  der  jüngern  Form  des  Instituts  concentrirt  »ich  nun  darin, 
dass  bei  dieser  das  Besitzrecht,  also  namentlich  das  Eigenthnm,  keines- 
wegs sofort  und  (misslingt  auf  den  Honorirten  ühergeht.  sondern  dem 
Geber  bis  zu  seinem  Tode  entweder  schlechthin  oder  doch  jedenfalls  *> 
verbleibt,  dass  es  unter  Umständen  als  immer  ihm  verblieben  angesehen 
werden  kann.  Dass  dies  - und  zwar  auch  für  Immobilien,  für  die  es 
Ai.bkkcht  a.  a.  0.,  S 19  nicht  annimmt  — der  Fall  ist,  dafür  spricht 
1)  der  Umstand,  dass  der  Geber  das  Eigonthum  überhaupt  nnd  für  immer 
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jüngern  und  wahren  Vergabungen  auf  den  Todesfall  zu  denen  unter 
Lebenden  ist  nun  zwar  an  sich  so  wesentlich  und  augenfällig,  dass 


behält,  wenn  er  den  Honorirten  überlebt  (vgl.  unten  Anm.  5);  2)  der 
weitere  Umstand,  dass  es,  während  der  Honorirte  vor  des  Gebers  Tod 
jedes  Rechts  zur  Verfügung  über  die  Sache  entbehrt  (vgl.  unten  Anm.  4), 
für  rechtlich  zulässig  gilt,  dass  der  Geber  sich  die  freie  Disposition  über 
das  Gut,  auf  den  Todesfall  wie  unter  Lebenden,  bis  zu  seinem  Tode 
reservirt  — ein  Vorbehalt,  der  bei  allen  Arten  von  Objecten  der  Erbver- 
träge für  möglich  gilt  und  ganz  gebräuchlich  war  (z.  B.  Magdeburger 
Fr.  I,  12,  3 für  Fahmiss  — System.  Sch.-R.  IV,  1,  21 ; Kulm  IV,  21 
für  Geld  — System.  Sch.-R.  IV,  1,  22;  Kulm  IV,  22;  Sch.-U.  bei 
BOhmk  VI,  S.  151,  Abs.  6;  Magdeburger  Fr.  I,  12,  4 für  ganze  Yer- 
mögenscomplexe  —'System.  Sch.-R.  IV,  1.  13  u.  15;  Kulm  IV,  13  u.  15; 
Magdeburger  Fr.  I,  12,  3;  Glogauer  R.-B.,  cap.  24;  Sch.-U.  bei  Was- 
skkschlkbkn,  S.  89  f.,  cap.  90  [=  Magdeburger  Fr.  II,  2,  12»]  für 
Immobilien  incl.  Erbguts).  War  aber  auch  nach  dem  neuem  Vertrag 
der  Honorirte  bei  des  Gebers  Lebzeiten  noch  nicht  Eigenthümer  oder  war 
er  es  äussersten  Falls  nur,  wenn  gewisse  Umstände  nicht  eintraten,  bo 
hatte  er  doch  jedenfalls  sofort  ein  vertragsmässiges,  abgesehen  von  einem 
besondern  Vorbehalt  unentziehbares  Recht  in  Beziehung  auf  das  Object. 
Die  Qualität  dieses  Rechts  ist  bestimmend  für  die  Auffassung  des  Rechts- 
geschäfts. 

Zuvörderst  ist  klar,  dass  das  Recht  dann,  wenn  das  Geschäft  Immo- 
bilien zum  Gegenstand  hat,  nicht  ein  blos  obligatorisches  sein  kann. 
Denn  dann  hätte  es  nach  des  Gebers  Tode  erst  noch  einer  Auflassung 
Seitens  der  Erben  des  Gebers  an  den  Honorirten  bedurft,  um  diesem  das 
Recht  zu  verschaffen.  Hievon  ist  in  den  Quellen  nirgends  die  Rede. 
Dasselbe  gilt  von  Geschäften  über  ganze  Vermögensmassen,  jedenfalls, 
soweit  darin  Immobilien  begriffen  sind.  Eher  licsse  sich  für  die  Ver- 
gabungen von  fahrendem  Gut  das  Recht  als  ein  rein  obligatorisches 
ansehen,  und  Beskeer  (II,  S.  159  f.)  hat  diese  Ansicht  verfochten.  Auch 
ist  sie  in  dem  Falle  der  gelobten  Morgengabe,  wo  eben  eine  Vergabung 
das  Object  bildet,  unerlässlich  (so  auch  die  Quellen;  vgl.  Schspr.  bei 
Wasskbschleben,  S.  285,  cap.  149  a.  E.,  vgl.  überhaupt  § 50),  und  wo 
Fungibilien,  namentlich  Geld,  den  Gegenstand  ausmachen,  sprechen  auch 
die  Quellen  ab  und  zu  von  einem  Gelöbniss,  als  Inhalt  der  Verga- 
bung (z.  B.  Sch.-U.  bei  Böhmf,  VI,  S.  106,  Abs.  1),  häufiger  jedoch 
davon,  dass  der  Geber  eine  Summe  Geldes  (10,  50,  100  Mark)  dem 
Honorirten  auf  seinem  Gute  „benenne“,  „ verschreibe “ (Schspr.  bei  Was- 
KF.Rsr  Hi.KBKN,  S.  281,  cap.  144;  S.  284,  cap.  149  u.  a.  m.).  Gewöhnlich 
aber  heisst  es  auch  bei  der  Vergabung  von  Fahmiss  grade  so  wie  bei 
Immobilien:  der  Vergabende  „gebe“  oder  gar  „verreiche“  das  Gut 
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er  sonst  nirgends  verkannt  werden  kann;  aber  in  dem  Verhältnis 
unter  Ehegatten  wird  auch  er  durch  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 

(Systern.  Sch.-R.  IV,  I,  17.  35.  21 ; Kulm  IV,  17.  34.  21 ; Schspr  bei 
Bohjii:  VI,  S.  103,  Abs.  6;  Glosse  zum  Lehnr.,  Art.  31;  Schspr.  bei 
Wassuhscmlkbkn,  S.  286,  cap.  151 ; Glogauer  R.-B..  cap.  604  ; Görlitzer 
R.-B.  v.  1433,  § 7,  bei  Gknglkb,  Stadtrechte,  S.  157  u.  a.  m.)  und  es 
wird  der  Act  der  Vergabung  für  beiderlei  Gut  ganz  gleichgestellt  (*.  B. 
Magdeburger  Fr.  I,  12,  3),  insonderheit  aber  da,  wo  nicht  Geld  das 
Object  bildet,  keineswegs  vorausgesetzt,  dass  es  nach  dem  Anfall  der 
Gabe  erst  noch  einer  Uebertragung  Seitens  der  Erben  an  den  Honorirtan 
bedarf  (System.  Sch.-R.  IV,  1,  17;  Kulm  IV,  17;  Sch.-U.  bei  Böunc 
VI,  S.  106,  Abs.  1).  Nach  Allem  muss  angenommen  werden , dass  die 
Quellen,  höchstens  etwa  die  Vergabung  von  Geld  ausgenommen,  die 
Sache  so  anffassen , dass  die  Vergabung  von  Fahrniss  denselben  juristi- 
schen Charakter  hat  wie  die  von  Immobilien,  namentlich  also  der  Hono- 
rirte  nicht  blos  die  Rechte  eines  Gläubigers  erhält,  wie  er  denn  auch  bei  der 
Concurrenz  mit  Nachlassgläubigern  diesen  keineswegs  gleich  behandeltwinl. 

Fasst  man  die  charakteristischen  Wirkungen  des  neuen  Erbvertrage 
gleichviel  was  er  für  Gut  zum  Gegenstand  hat,  zusammen,  nämlich; 

a)  dass  der  Geber  Besitz  und  Besitzrecht  d.  i.  die  Gewere  mindestens 
bedingt  bis  an  seinen  Tod  bohält; 

b)  dass  er  sie  überhaupt  behält,  wenn  er  den  Honorirten  überlebt; 

e)  dass  der  Honorirte  das  Besitzrecht  ipso  jure  ohne  neue  Uebertra- 
gung beim  Tode  des  Gebers  erwirbt,  wenn  er  es  ist,  der  überlebt; 

d)  dass  er  auch  schon  bei  Lebzeiten  des  Geben  die  sein  eventueik* 
Recht  beeinträchtigenden  Dispositionen  desselben  ausser  Wirksambeit 
setzt,  selbst  aber  so  lange  irgend  welche  positive  Eigentbnmsbe- 
fugniss  nicht  ausüben  kann,  — 

so  haben  wir  ein  Geschäft  vor  uns,  welches  vertragsmässig  ein 
nicht  blos  obligatorisches  Recht  in  Bezug  auf  eine  Sache  überträgt, 
aber  nicht  sofort,  sondern  mb  die  sc.  mit  dem  Tode  des  Gebers',  und 
nicht  schlechthin,  sondern  bedingt  sc.  wenn  der  Honorirte  den  lieber 
überlebt.  Am  nächsten  liegt  die  Auffassung,  dass  durch  das  Geschäft 
das  Recht  an  der  Sache,  also  namentlich  Kigenthum,  bedingt  und  betagt 
übertragen  werde,  nnd  die  Bedingung  würde  als  Suspensivbedingung  zu 
denken  sein.  Von  einer  solchen  Uebertragung,  zumal  bei  Immobilien 
durch  Auflassung,  würde  dies  aber  das  einzige  Beispiel  sein,  das  dis 
Quellen  bieten  (Resolutivbedingung,  aber  auch  nur  mit  Resolvirung  ex 
nunc,  im  System.  Sch.-R.  IV,  1,  33.  34,  vgl.  26;  Kulm  IV,  32.  33, 
vgl.  20;  Magdeburger  Fr.  L 12,  6).  Ich  erachte  sie  daher  im  Sinne 
unserer  Quellen  schwerlich  für  statthaft  (ebenso  Albrkcht  a.  a.  0., 
S.  224  {.,  Anu.  566  f.  u.  S.  160:  nicht  widerlegt  durch  Gkbbbr  a.  a.  0., 
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niu'iVdächaft  so  v£rh(Hll,  dass  er  mir  auf  einigen  Puhkten  her- 
vortritt. Es  sind  hauptsächlich  drei  Beziehungen,  in  denen 


S.  318)  und  würde  sie  höchstens  dann  für  annehmbar  halten , wenn  jede 
andre  Erklärung  versagte.  Dies  aber  eben  ist  keineswegs  der  Fall. 
Vielmehr  erhalten  alle  jene  Wirkungen  ihren  adäquaten  Ausdruck , wenn 
man  in  dem  Recht  des  Honörirten  ein  wahres  Recht  von  Todeswegen, 
iti  Er  Brecht  im  allgemeinsten  Sinne,  oder,  wenn  man  lieber  will,  ein 
Wartreeht  (so  Pauli,  Abhandlung  II,  S.  (54 ; Sibgkl,  Erbr.,  Anm.  416) 
steht,  das  heisst  eilt  Recht,  welches  dün  Honörirten  in  die  nämliche 
Stellung  bringt,  in  welcher  der  gesetzliche  Erbe  sich  befindet.  Denn  als 
solcher  hat  er,  während  der  Geber'  Eigenthümer  bleibt,  mit  dessen  Tode 
ipso  jäte  das  Besitzrecht  des  Erblassers  (der  Todte  erbt  den  Lebendigen), 
tfofern  er  ihn  überlebt,  dergestalt  jedoch,  dass  er  wenigstens  hinsichtlich 
dhr  Immobilien  schori  bei  I<ebzeiten  den  ihm  naclitheiligeh  Dispositionen 
wirksam  widersprechen  kann.  Dies  ist  aber  eben  die  Stellung,  welche 
ihm  die  Vergabung  VertrUgsinässig  verschafft.  Wenn  daher'  auch  die 
Quellen  solchen  Falls  selten  (st>  z.  B.  Sch.- ü.  bei  Böhme  VI,  S.  151, 
Ab«.  6 = WasSBkschi.ebks,  S.  118  cap.  246)  von  einem  Erben  (erbe- 
lin g)’ reden,  die  altem  nur  den  Intestaterbcn  so  bezeichnen  (vgl.  Sibokl 
a.  a.  Ö.,  Anm'.  388  f.),  so  scheint  mir  doch,  dass  die  Rech taen (Wickelung 
«hon  dazu  geführt  hat,  durch  Vertrag  ein  wahres  Erbrecht  Conslituiren 
zu  lassen.  (8o  Ai.BnBCHT  a.  a.  0.,  S.  204  f.  [ausser  fö'r  Immobilien]  und 
Siegel  a.  a.  0.,  S.  103;  v.  Martitz  [S.  248,  Anrn.  26]  nimmt  ein  nicht 
weitet  rhbricirbares  Recht  an.) 

Däs  Recht  des  Honorirteh'  war  selbStvcrStSViellich  nicht'  das  des 
Römischen  heres  d.  h.  de»  Repräsentanten  der  Persönlichkeit  des  Erb- 
lassers. Es  war  vielmehr’  efrt  Recht  auf  SingularsuccessSon,  selbst  in  dem 
Falle,  wo  einfe  Universitas , ja'  ein  VermBgenSgan zes  das  OBjcct  bildete. 
Immerhin  blieb  es  aber'attch1  so  ein  Recht  von  Todes  wegen,  ein  Recht 
attf  Erbnchaft  odcr  ErbwchäftRst flc'ke  (wie  etwa  das  d&  Römischen 
Eegatars),  nur  zugleich  ein  schon  g egen  wärt  iges,  u'n  ent  zieh'  bares, 
weil  vertragsmässig  zugesichertes.  In  dieser  EigCnthflmlichkeit 
tritt  es  zu  Tage  in  seinem  Einfluss  auf  die  Dfspositionsfreiheit  des  Ge- 
bets und  auf  die  Haftung'  de«  Guts  für  dessen  Schulden. 

Ist  das  Recht  des  Honörirten  nur  ein  Recht'  artrf  die  Erbfolge,  nicht 
ein  Recht  auf  die  Sache  selbst,  so  wird  dasselbe  nnr  durch  Dispositionen 
verletzt,  Welche  die  Erbfolge  hindern.  Schlechthin  ist  daher  jede  andfer- 
wCite  Vergabung  von  Todeswegen  ausgeschlossen.  Aber1  auch  jede  Ver- 
susaerung  unter  lebenden  entzieht  da«  Gut  dem  Honörirten.  Dennoch 
ist  keineswegs  eine  jede  anfechtbar.  Bei  der  Vergabung  eine«  ganzen 
Vermögens  oder  eines  Inbegriffe  vWi  Fnngibiliett,  namentlich  einer  Summe 
tieldes,  kann  nur  die  Universitas  als  solche  in  ihrem  Bestände  zur  Zeit 
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beiderlei  Geschäfte  in  ihren  Wirkungen  auseinandergehen, 
aber  in  keiner  derselben  tritt  diese  Differenz  in  dem  Verhält- 
niss  von  Ehegatten  allgemein  und  für  jede  Art  der  Vergabung 
sichtbar  hervor. 

ihren  Anfalls  als  vergabt  gedacht  werden  und  eine  Disposition  über 
einzelne  Stücke  unter  Lebenden  beeinträchtigt  sie  nicht  — wovon 
vielleicht  nur  eine  Ausnahme  hinsichtlich  der  Immobilien  gemacht  wird 
(vgl.  § 53,  Anm.  42,  S.  481).  Für  diese  hat  daher  auch  in  solchen  Fällen  der 
Vorbehalt  freier  Disposition  noch  seine  Bedeutung,  und  jedenfalls  gewährt 
er  dem  Geber  das  Recht,  selbst  an  dem  ganzen  Complexe  eine  anderweite 
Vergabung  auf  den  Todesfall  zu  errichten,  die  erste  Gabe  zu  widerrufen, 
zu  wandeln,  zu  verrücken.  (System.  Sch.-R.  IV,  2,  81 : „ Nach  dem  mole, 
das  dy  frauwe  erim  manne  gab  allis  das  se  hatte  und  keyne  gewalt  doran 
bebilt,  zo  mochte  se  nymant  gobe  mer  doran  getun“.  Magdeb.  Fr.  I, 
12,  4.  Sch. -U.  bei  Böhme  VI,  S.  151,  Abs.  6 = Wasskbschlebes, 
S.  118  f„  cap.  246.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  21.  Kulm  IV,  21.  8ch.-U. 
bei  Wassbrscheerbn , S.  94,  cap.  145  [wo  aber  zugleich  Einhandsgut 
Vorbehalten  wird],  System.  Sch.-R.  IV,  1,  22.  Kulm  IV,  22.  Anden 
Beskler  I,  S.  192  f.)  Bildet  dagegen  eine  Species  das  Object  der  Ver- 
gabung, so  beeinträchtigt  auch  schon  jede  Veräusserung  unter  Lebenden 
den  Honorirten  in  seinem  Recht.  Er  revocirt  daher  jede  Veräusserung 
des  ihm  zugewendeten  Immobile  kraft  seines  vertragsmässigen  Erbrechts 
(vgl.  z.  B.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  15;  Kulm  IV,  15.  ; Sch.-Ü.  bei 
Böhme  VI,  S.  105,  Abs.  2),  wie  der  Intestaterbe  kraft  seines  gesetzlichen. 
VerUuaserte  Fahrniss  kann  freilich  der  Honorirte  wegen  des  „ Hand  wahre 
Hand  “ nicht  revociren ; aber  die  Forderung,  das  obligatorische  Recht  auf 
ein  Aequivalent,  wird  ihm  gewiss  zugestanden  haben  (vgl.  Albreoht 
a.  a.  0.,  Anm.  528).  — Dem  entspricht  nun  auch  die  Schuldenhaftung 
des  vergabten  Guts.  Bildete  das  ganze  Vermögen  oder  Geld  oder  ein 
einzeln«;  bewegliches  Gut  das  Object  der  Vergabung,  so  haftet  cs — in 
den  letztem  Fällen,  aber  nur  subsidiär  — für  die  Schulden  des  Gebers 
(System.  Sch.-R.  IV,  1.  17.  20  u.  35;  Kulm  IV,  17.  20.  34;  Sch.-U. 
bei  Böhme  VI,  S.  106,  Abs.  1 ; Weisth.  v.  1304,  § 123).  Dagegen  ist 
ein  vergabtes  Immobile  von  jeder  Schuldhaftung  frei  (System.  Sch.-R. 
IV,  1,  17  a.  E;  Kulm  IV,  17;  Schspr.  bei  Börmr  a.  a.  0.).  Wie  die 
Veräusserung,  so  ist  auch  die  Belastung  eines  Immobile  mit  Schulden 
dem  Honorirten  gegenüber  absolut  unwirksam.  (Albrecht,  Anm.  478», 
S.  190  f.  und  nach  ihm  Bkselkr  und  Lewis,  Succession  des  Erben  1864, 
S.  193  f.,  sehen  darin  den  Beweis,  dass  die  Vergabung  von  Immobilien 
auch  nach  spaterem  Recht  sofort  Eigenthum  übertrug.  Mir  scheint  dies 
nach  dem  im  Eingang  Bemerkten  unzulässig.  Auch  stellen  die  Quellen 
die  Vergabungen  in  ihrem  rechtlichen  Charakter  alle  gleich  und  bei  Ver- 
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Die  Vergabung  zu  sofortigem  Eigenthum  überträgt  Besitz, 
Genuss  und  Disposition  an  der  Sache  sofort  auf  den  Beschenk- 
ten , die  Vergabung  auf  den  Todesfall  erst  mit  dem  Tode  des 
Gebers.  Es  spricht  sich  diese  Tendenz  des  letzteren  Geschäfts 
in  der  stehenden  Formel  aus:  „noch  sime  (des  Gebers)  tode 
domit  zu  thun  und  zu  lassen“  4).  Die  Differenz  von  beiderlei 
Wirkungen  kann  sich  unter  Ehegatten  aber  nur  zeigen  bei  der 
Vergabung  von  Immobilien  Seitens  der  Frau  an  den  Mann, 
insofern  hier  der  Letztere  die  freie  Verfügung  über  das  Gut 
bei  Vergabungen  unter  Lebenden  sofort,  bei  Vergabungen  von 
Todeswegen  erst  mit  dem  Ableben  der  Frau  erhält.  In 
allen  andern  Fällen  hat  der  begabte  Mann  in  der  Ehe  schon 
die  obengedachten  Rechte  ohne  die  Vergabung,  und  die  Frau 
gewinnt  sie  trotz  derselben  nicht. 

Umgekehrt  begiebt  sich  der  Geber  durch  eine  Vergabung 
unter  Lebenden  sofort  und  definitiv  des  Rechts  an  dem  Gut 
und  damit,  wie  des  Besitzes  und  Genusses,  so  auch  der  freien 
Disposition.  Nur  diese  letztere  geht  durch  die  Vergabung 
von  Todeswegen  verloren  , aber  auch  nicht  schlechthin , son- 
dern nur  soweit  sie  das  vertragsmässige  Erbrecht  des  Hono- 
rirten  beeinträchtigen  würde.  Sie  geht  daher  nicht  verloren, 
soweit  sich  der  Geber  dieselbe  Vorbehalten  hat,  — und  sie 
geht  nicht  verloren  bei  Zuwendungen  von  Fungibilien  oder 


gabungen  ganzer  Vermögen  haften  doch  auch  die  Immobilien  für  des 
Geber«  Schulden  [System.  Sch.-R.  IV,  1,  20;  Kulm  IV,  20].) 

Als  Resultat  wird  Bonacb  zu  betrachten  sein : die  Vergabung  gewährt 
nach  dem  neuern  System,  gleichviel  welcherlei  Gut  das  Object  bildet, 
stetsein  Erbrecht,  sie  gewährt  es  aber  als  ein  vertragsraässig  un- 
entziehbares,  also  dergestalt,  dass  eine  weitere  Vergabung  auf  den  Todes- 
fall schlechthin  unwirksam , eine  Veränsserung  unter  Lebenden  und  eine 
Belastung  mit  Schulden  aber,  abgesehen  von  dem  Vorbehalt  freier  Dis- 
position, nur  in  dem  Palle  nichtig  ist,  dass  ein  einzelnes  Immobile  den 
Gegenstand  der  Vergabung  bildet. 

‘)  Vgl.  z.  B.  Magdeb.  Pr.  I,  12,  3.  6;  II,  2,  12».  System.  Sch.-R. 
IV,  1,  13.  17.  20.  21.  22.  24.  33.  Kulm  IV,  13,  17.  20.  21.  22.  24.  32. 
Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  105,  Abs.  2.  Der  Gegensatz  hervorgehoben 
im  Sch.-U.  bei  'Wassebschlebkn,  S.  245,  cap.  99  b. 
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eines  ganzen  Vermögens  (vielleicht  piit  Ausnahme  dpr  Grund- 
stücke1*). In  dem  Verh&ltpiss  unter  Ehegatjten  tritt  jene 
Differenz  der  Wirkungen  vermöge  des  Rechts  des  Eljpmaniis 
auf  den  Besitz  und  Genuss  des  gesamten  Frauepguts  and 
auf  die  Disposition  über  das  bewegliche,  sowie  vermöge  seines 
Rechts  f jede  einseitige  Verfügung  der  Frau  über  ihr  Ver- 
mögen auszuschliessen  — auch  hier  yom  Einhandsgut  abge- 
sehen — nur  hervor  bei  Vergabungen  von  Immobilien  Sei- 
tens des  Mannes  an  die  Frau,  insofern  seipe  Disposition  über 
solche  je  nach  dem  Inhalt  der  Vergabung  in  verschiedener 
Weise  an  den  Consens  der  Frau  gebunden  wird.  Nur  hin- 
sichtlich der  Haftung  für  die  Schulden  des  Mapnes  kann  sich 
auch  hinsichtlich  der  Vergabung  an  Mobilien  Seitens  des 
Mannes  an  die  Frau  eine  Differenz  beider  Arten  vop  Geschäf- 
ten in  deren  Wirkungen  geltend  machen. 

Der  dritte  Differenzpunkt  derselben  liegt  darin,  d^ss  der 
unter  Lebenden  Begabte  unter  allen  Umständen  das  Pacht 
an  dem  Gut  erwirbt,  behält  und  vererbt , der  auf  den  Todes- 
fall Begabte  aber  nur.  wenn  er  den  Geber  überlebt s).  Obwohl 

f»)  Vgl.  § 53,  Appi.  42,  S.  581. 

5)  Alukkcht  spricht  sich  über  diesen  Punkt  picht  besonders  au#. 
Bbselkr  nimmt  cs  für  Mobilien  (f,  S.  l(jO),  njeht  aber  für  ganze  Y$T- 
mögenscomplexe  (I,  S.  1%)  noch  für  Immobilien  an  (I,  S.  150), 
v.  Martitz  (S.  248,  Anm.  20  f.)  nur  auf  Grund  besondrer  Vertragsbe- 
stimmung. (Gegen  seine  Auslegung  des  Stendalcr  Urth.-B.,  cap.  15,  vgl. 
Behremi  1p  der  Anmerkung  zu  diesem,  S.  71).  Da  v.  Mariitz  aber  ab 
solche  Vertrags  begtimmung  schon  $l*e  Qualification  der  Vergabung  ab 
einer  auf  deu  Todesfall  („noch  seiiue  tode  to  uemende “)  opp.  4er  Unter 
Lebenden  ansieht,  so  bekennt  er  sich  in  TjVahrhpit  zu  der  hier  vertreten» 
Ansicht.  Die  Quellen  scheinen  mir  entschieden  für  diese:  ßchvpr.  hei 
Wasskjuscumcbkr,  3.  245,  cap.  9Üb.  „Hatte  der  man  geyner  ernten  frawen 
gegeben  seynes  gutis  noch  seyme  tode  vor  geriphtn,  des  gütig  bat 
sie  nicht  uff  pre  Kinder  geerbit.  wenne  die  gäbe  was  aff 
sie  poch  nichf  kernen;  hettc  her  abir  etwas  gutis  gegebjn  ypp  ge- 
richte  bloslich  ane  undirscheyt,  das  hat  gie  geerbit  nff  ere  kindcj, 
das  zullen  sie  aws  eres  vatern  erbe  czuvor  awspcmeu.  “ Gang  klar  wird 
hier  ansgesproehen : jenachdem  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  („noch 
seyme  tode“)  oder  unbedingt  d-  i-  unter  Lebenden  („bloslich  an.e 
undirscheyt“)  errichtet  wird,  erlischt  sic  mit  dem  (rühem  Tod  de« 
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dieser  U nterschied  beider  Geschäfte  der  weitgreifendste  und 
prägnanteste  auch  unter  Ehegatten  bleibt,  so  tritt  er  doch 


Honorirten*  oder  nicht.  Sch. -U.  im  Cod.  Lips.  945«,  fol.  243  (abgedr.  bei 
v.  Ma rtitz,  S.  256):  „Ein  man  makede  «einer  fran  20  schock  gr.  in 
hegeder  bank  darmcde  to  donde  wat  sc  wolde , (die  Fran  stirbt,  doch  jene 
Summe  fallt  nicht  an  ihre  Nächsten,  sondern  an  den  Mann)  oft  dat  in 
sinen  weren  is  gestorven“,  und  fol.  33  ebend.  (bei  v.  Mahtitz,  S.  248, 
Anm.  21):  Hat  der  Mann  seiner  Frau  100  M.  ins  Gerichtsbuch  schreiben 
lassen)  „to  vorne  ut  na  sinera  dode  to  hebbende  und  to  ncmende  (und 
ist  die  Frau  gestorben)  daz  se  eres  rnannes  dot  nicht  erlevet  heft,  so  is 
ok  sulke  gave  edder  vorinakingc  — nicht  to  kraft  und 
in  acht  gekommen“.  Warum  dies  für  Immobilien,  von  denen  we- 
nigstens dort  allerdings  nicht  die  Bede  ist , anders  sein  sollte , lässt  sich 
nicht  absehen.  In  der  That  gehen  die  Schöffen  bei  einer  nur  Grund- 
stücke betreffenden  Vergabung  der  Frau  an  den  Mann  augenscheinlich 
von  demselben  Princip  aus,  wenn  sie  bei  Wasssr.sciu.kbes,  S.  92,  cap.  106, 
wo  der  Erbe  des  vor  der  Frau  verstorbenen  Mannes  eine  Vergabung 
unter  Lebenden , seine  Wittwe  aber  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall 
(„noch  der  uffgobe,  der  ich  alzo  bekenne,  daz  das  erbe  seyn  zulde  seyn 
noch  meynem  tode  und  das  erbe  noch  meynes  rnannes  tode  wedir  an 
mich  gestorbin  ist  — “)  behauptet,  dahin  entscheiden:  „ — noch  der  stat 
bekentnisze  alz  yn  erem  buche  steyt,  das  die  frawe  erem  elichin  manne 
ir  erbe  u%egebin  hat  czu  thune  und  zeu  lassin  ane  undirscheit 
(also  nicht  „noch  irem  tode“)  zo  weren  die  selbin  erbin  noch  des  manne« 
tode  an  synen  bruder  gestorbin  “.  Ebenso  von  Immobilien  und  von  einem 
ganzen  Vermögen  scomplex  redet  da«  Sch.-U.  bei  Gaüpp,  Schles.  Landr.. 
S.  264  f.,  V.  Die  Schöffen  lehnen  die  Behauptung  des  Erben  des  Gebers, 
die  sich  auf  unsere  Bechtsansicbt  stützt:  „ — wenne  denne  H.,  der  zoo. 
(der  Honorirte)  vor  dem  vatir  (dem  Geber)  gestorbin  ist,  und  der 
goben  nichten  di  riebt  hot,  zo  hoffe  ich,  daz  des  zones  teil,  der 
wedir  an  den  vatir,  meynin  vettir,  körnen  ist,  noch  tode  dessclbigin  meynis 
vettirs  an  mich  kommen  ist  nchir  — keineswegs  ab  und  sprechen  nicht 
dem  Erbes  des  H.  das  Gut  zu,  sondern  erhalten  die  Vergabung  zu 
Gunsten  der  zugleich  mit  H.  begabten  Ehefrau  des  Gebers  auch  bezüglich 
des  Antheils  des  H.  aufrecht.  Nach  diesen  Zeugnissen  kann  denn  auch 
kein  Zweifel  über  die  Auslegung  der  Magdeburger  Fr.  I,  12,  4 sein: 
„ Ab  eyn  man  bey  gesundem  leybe  syn  gut  weg  gebe  vor  gebegetem  dinge, 
das  her  czu  gebin  hat,  unde  doch  derselbin  gobe  yra  dy  herrschafft  be- 
hilde  zeu  syme  leibe,  stirbet  der  geber,  unde  dy  gobe  blibet  unwedirrufen. 
so  hat  dy  gäbe  crafft  unde  macht.  Stirbit  aber  der  begobete 
man,  is  erbit  uff  synen  nehesten  — “,  sc.  den  Nächsten  des  Gebers 
nicht  des  Begabten,  wie  der  Zusammenhang  und  der  Gegensatz  (aber) 
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auch  hier  wegen  des  ehemännlichen  Mobiliarrechts  bei  Ver- 
gabungen von  Fahrniss  seitens  des  Mannes  an  die  Frau  streng 
genommen  nicht  zur  Erscheinung. 

Nach  dem  Allen  leuchtet  ein , wie  sehr  der  Gegensatz  der 
Vergabungen  zu  sofortigem  Besitzrecht  und  derer  auf  den 
Todesfall  im  ehelichen  Gflterverhältniss  gemildert  ist. 
Beide  Geschäfte  stehen  sich  in  den  meisten  Wirkungen  sehr 
nahe  und  wie  überhaupt  das  Verhältniss  der  Ehegatten  den 
häufigsten  Anlass  zur  Errichtung  von  Vergabungen  gegeben 
haben  mag , so  lässt  sich  auch  wohl  annehmen , dass  das  ehe- 
liche Güterrecht  zur  Herausbildung  wahrer  Vergabungen  auf 
den  Todesfall,  der  eigentlichen  Erbverträge,  aus  der  ältem 
Form  derselben  und  aus  den  Vergabungen  unter  Lebenden 
wesentlich  beigetragen  hat.  Die  Ursache  liegt  überall  in  dem 
Einfluss  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  auf  das  Freuen- 


der ersten  und  zweiten  Bestimmung  zeigt.  Diese  Stelle  spricht  allgemein 
von  Gut,  auch  unbeweglichem  („das  er  zen  gebin  hat“  schliesst  offen- 
bar blos  das  Erbgut  aus).  In  dem  Sch.-U.  bei  Wassekschlkbbs,  S.  423. 
cap.  79  hebt  die  begabte  Ehefrau  zur  Unterstützung  ihres  Anspruchs 
ausdrücklich  hervor : — „nachdcmmole  sy  yren  wert  obirlebit  had  — “ 
(vgl.  auch  oben  § 50,  Anm.  42,  S.  450).  Nur  bei  dieser  Annahme  ist  es  end- 
lich erklärlich,  dass  bei  Darstellung  der  Rechte  aus  einer  Vergabung  von 
Todeswegen  in  den  vielen  Stellen  unserer  Quellen  immer  nnr  des 
Falles  gedacht  wird,  da  der  Honorirte  den  Geber  überlebt  hat,  und  dass 
bei  Vergabungen  unter  Lebenden  oft  noch  des  Gegensatzes  halber  aus- 
drücklich hervorgehoben  wird,  dass  das  Gut  auf  des  Beschenkten  Erben 
übergehe,  er  möge  zuerst  oder  zuletzt  sterben  (Sch. -U.  bei  Böhme  VI, 
S.  99,  Abs.  5.  System.  Sch. -R.  IV,  1,  18.  Kulm  IV,  18),  bisweilen 
auch  durch  besondem  Vorbehalt  diese  Wirkung  einer  Vergabung  unter 
Lebenden  ausgeschlossen  und  sie  so  in  diesem  Punkte  der  Vergabung 
auf  den  Todesfall  noch  besonders  gleichgestellt  wird  (Magdeb.  Fr.  1, 
11,  4;  I,  12,  5).  Auch  die  Analogie  der  (gelobten]  Morgengabe  spricht 
für  unsere  Annahme  (§  50,  Anm.  39  f , S.  539  f.).  — (Wenn  die  Erben  des  Hono- 
rirteu  bei  der  Vergabung  im  System.  Sch.-R.  IV,  1,  20;  Kuhn  IV,  20 
mit  genannt  werden,  so  geschieht  es,  weil  die  gestellte  Bestimmung  für 
den  Rückfall  voraussichtlich  erst  nach  langer  Zeit  eintritt,  und  nirgends 
ist  angedeutet,  dass  die  Erben  auch,  wenn  der  Honorirte  vorher  verstor- 
ben ist,  zum  Gute  gelangen  sollen.  Im  System.  Sch.-R.  IV,  1,  11; 
Kulm  I,  11,  ist  nicht  einmal  von  den  Erben  desselben  die  Rede.) 
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gut  und  in  der  dadurch  herbeigeführten  Ungezweitheit  der 
Güter.  Durch  sie  verhüllt  liegt  die  rechtliche  Natur  des  ein- 
zelnen Geschäfts  oft  ganz  im  Dunkel  und  kann  nur  vermuthet 
werden.  Dies  würde  aber  noch  viel  häufiger  der  Pall  sein, 
wenn  nicht  eben  in  den  Rechten , in  welchen  der  jüngere  Erb- 
vertrag Geltung  gewonnen,  das  Institut  des  Einhandsguts  der 
Frau  immer  gebräuchlicher  geworden  wäre.  Da  der  Zweck 
und  die  Wirkung  seiner  Constituirung  eben  in  der  Ausschlies- 
sung der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  und  der  der  Unge- 
zweitheit des  Guts  bestand,  durch  jenes  also  das  Vermögen 
beider  Gatten  in  die  rechtliche  Lage  der  Vermögen  zweier 
sich  ganz  fremder  Personen  gedieh,  so  trat  in  solchen  Fällen 
auch  der  Contrast  von  beiderlei  Geschäften  wieder  in  seiner 
vollen  Reinheit  heraus.  Nur  wenn  man  die  Möglichkeit,  dass 
schon  vor  der  Vergabung  Einhandsgut  der  Frau  bestand  oder 
grade  durch  sie  geschaffen  werden  sollte,  im  Auge  behält, 
lassen  sich  daher  die  verschiednen  unter  Ehegatten  möglichen 
und  üblichen  Vergabungen  völlig  würdigen.  Jedoch  wird  durch 
diese  Möglichkeit  die  Mannigfaltigkeit  dieser  Geschäfte  noch 
mehr  erhöht,  und  es  bietet  sich  in  den  stadtrechtlichen  Quellen 
ein  sehr  buntes  Bild  dieser  Partie  des  ehelichen  Güter- 
rechts dar. 

Wie  das  Güterverhältniss  der  Ehegatten  also  wesentlich 
bestimmend  auf  die  rechtliche  Natur  der  Vergabungen  ein- 
wirkte, so  war  auch  andrerseits  ein  Einfluss  dieser  Geschäfte 
auf  jenes  Verhältniss  ganz  unausbleiblich.  Soweit  es  sich  frei- 
lich um  wahre  Erbverträge  handelte,  war  die  Einwirkung  fast 
ganz  auf  das  eheliche  Güterrecht  von  Todeswegen  beschränkt. 
Dagegen  war  der  Einfluss  der  Vergabungen  inter  vivos  auch 
auf  die  Rechte  während  stehender  Ehe  unvermeidlich  und  un- 
verkennbar. Ebendesshalb  wird  aber  auch  für  die  Beurthei- 
lung  dieses  Einflusses  die  Vorfrage  entscheidend,  welchen 
Charakter  im  einzelnen  Falle  das  Geschäft  trägt.  Erst  danach 
ist  zu  bestimmen , ob  und  welche  Bedeutung  es  für  das  ehe- 
liche Güterverhältniss  hat.  Da  aber  diese  Bedeutung  wegen 
der  verschiednen  rechtlichen  Stellung  des  Mannes  und  der 
Frau  bezüglich  desselben,  jenachdem  der  Mann  oder  die  Frau 
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der  Vergabende  oder  der  Begabte  ist,  ebenso  wie  jenachdem 
das  Object  ein  Immobile,  Fahmiss  oder  ein  ganzes  Vermögen  ist, 
eine  verschiedne  wird,  so  haben  wir  den  Ueberblick  über  die 
mannigfaltigen  Vergabungsgeschäfte  unter  Ehegatten  eben  nach 
diesen  Gesichtspunkten  zu  ordnen.  Nur  so  gewinnen  wir  ein 
Verständnis»  von  der  mannigfaltigen  autonomen  Gestaltung  des 
ehelichen  Güterrechts  im  Wege  der  Vergabungen  unter  Ehe- 
gatten. 

Bevor  wir  indessen  hiezu  übergehen,  haben  wir.  nachdem 
die  innere  Natur  des  Instituts  darzulegen  versucht  worden 
ist,  noch  die  eben  auf  dieser  beruhende  und  durch  sie  be- 
dingte Form  des  Geschäfts  zur  Betrachtung  zu  ziehen. 

Vergabungen  von  Immobilien  zu  soforti  gern  Eigenth  u m 
sind  wie  alle  Veräusserungen  nur  in  Fora  der  Auflassung 
vor  Gericht , vor  gehegtem  Ding , vor  dem  Lehns  - und  Zins- 
herrn  wirksam.  Selbstverständlich  gilt  dies  auch  von  Vergabun- 
gen unter  Ehegatten , mögen  sie  vom  Manne  oder  der  Frau 
errichtet  werden  ®).  Vergabungen  von  Fahrniss  mit  sofortigem 
Uebergang  des  Besitzrechts  erfordern  keinen  gerichtlichen  Act, 
sind  aber,  zumal  den  Erben  gegenüber,  unverbindlich,  wenn 
der  Besitz  nicht  übertragen  wird.  Ein  Besitzübergang  findet 
nun  aber  in  dem  Verhältnis»  der  Ehegatten  nicht  statt.  Er- 
forderte man  desshalb  ursprünglich  zu  solchen  Vergabungen 
den  Consens  der  Erben,  so  konnte  man,  um  ev.  ein  Verschweigen 
derselben  zu  begründen,  auch  bei  Fahrniss  nicht  umhin,  einen 
gerichtlichen  Act  zu  erheischen.  Das  ältere  Weichbild  zeigt  uns 
das  Recht  noch  auf  dieser  Stufe  der  Entwickelung,  frühzeitig 
jedoch  sehen  mit  der  Milderung  des  strengen  Princips,  dass 
man  für  Vergabungen  des  ehelichen  Erwerbs  den  Erbenconsens 
und  folgeweise  eine  gerichtliche  Vollziehung  nicht  verlangte  T). 


«)  Magdeb.  Weisth.  v.  1261,  § 14.  17;  v.  1304,  § 21.  22.  34.  76. 
Weichbild,  cap.  55.  60.  System.  Seh.-R.  IV,  1,  32.  Kolm  IV,  31. 
Sch.-U.  bei  Wasskrschlkben,  S.  432  f.,  cap.  67.  88.  89.  Stendaler 
Ortheilsboch,  cap.  11.  Sch.-U.  hinter  dem  ZoBKi.'schen  Teit  des 
Weichbild«,  Bl.  124 b u.  b.  w. 

7)  Weisth.  v.  1235,  § 26  erfordert  noch  schlechthin  gerichtliche 
Vollziehung.  Die  Mildernng  im  Weisth.  v.  1304,  § 22  a.  E.,  83.  Latein. 
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Im  spätem  Stadtrecht  dehnte  man  dies  auf  alle  Fahraiss  aus. 
Wurde  das  Eigenthum  an  dem  fahrenden  Gut  sofort  abgetreten, 
wie  dies  namentlich  bei  Vergabungen  der  Frau  an  den  Mann 
regelmässig  die  Intention  war,  so  konnte  dies  auch  ohne  ge- 
richtlichen Act  wirksam  geschehen  8). 

Anders  verhielt  es  sich  dagegen  bei  Vergabungen 
auf  den  Todesfall,  also  namentlich  bei  Vergabungen  des 
Mannes  an  die  Frau,  die  wenigstens  in  dem  entwickelteren 
Weichbild  und  jüngern  Landrecht  in  der  Hegel  jenen  Cha- 
rakter tragen.  Solche  Geschäfte  bedurften  auch  unter  Frera^ 
den  jederzeit,  und  zwar  gleichviel  ob  sie  Immobilien  oder 
Fahraiss  betrafen,  der  gerichtlichen  Vollziehung 9).  Ganz  all- 
gemein sagt  in  Anwendung  auf  sie  das  System.  Schöffenrecht 
IV,  1,  21  g.  E.  I0): 

„Alle  gobin  und  vorreich unge , di  in  gehegti®  dinge 
vor  richter  unde  vor  scheppfin  geschit  und  gegebin  wirt, 
di  sal  noch  irre  uzwisunge  blibin  und  sal  craft  und 
macht  babyn.  Abir  alle  gobin  und  vorreichunge , di 
do  gesebit  vor  eyrne  siczcinde  rote , di  ist  machtelos  noch 


Weichb.,  cap.  60,  § 3 u.  4.  Text  bei  v.  ThCkobn,  Art.  217.  Glogauer 

R. -B.,  cap.  25.  Vgl.  cap.  121.  Vgl.  v.  Mautitz,  S.  250,  Antn  29. 

8)  Syatem.  Sch.-R.  IV,  1,  18.  Kulm  IV,  18.  Stetul aler  Urtheilsb. 
cap.  11  bei  Bf.hhkkd,  S.  52  („De  vrowe  mochte  van  rechte  enue  werde 
— wqj  gheyen  svat  *tp  badde  an  redeine  ghude  unde  an  varendnr  have 
ane  heghet  ding").  Sch.-U.  bei  Boilmk.  VI,  S.  99,  Abs.  5;  ebend. 

S.  144,  Aba.  7;  bei  Wasberschi.bbbn,  S.  85,  cap.  48.  In  einem  die  Frage 
betreffenden  Streitfall,  ebend.  S.  328,  cap.  180,  wo  der  Mann  durch  Ein- 
händigung des  Schuldbriefs  eine  Forderung  anssergerichtlich  an  seine 
Frau  abgetreten  bat,  erkennen  die  Schöffen  die  ebendeshalb  angefochtene 
Vergabung  alH  gültig  an,  „wenn  man  gabin  an  famder  habe  ane  gerichte 
unde  gehegitte  bang  wol  gebin  mag“  (vgl.  v.  Martitz,  S.  355).  Na- 
türlich war  die  gerichtliche  Form  desshalb  nicht  unzulässig.  Vgl.  ebend. 
S.  245,  cap.  99b.  Magdeb.  Fr.  I,  11,  4.  Dagegen  spricht  das  Sch.-U- 
S.  232,  cap.  77  bei  Wasskrsciii.ebkk  gar  nicht  von  Vergabungen  unter 
F,heleuten. 

9)  Albrkckt,  Gewere,  S.  207  f.  Rebbler,  Erbvcrtr.  I,  S.  144.  156  f. 
*°)  Kulm  IV,  21.  — Das  juristische  Motiv  hervorgehoben  ebend. 

IV,  83.  84.  System.  Sch.-R.  IV,  2,  41.  42.  Magdeb.  Fr.  I,  7,  19.  Glo- 
gauer Rechtsbuch,  cap.  604  f. 
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meydeburgischim  rechte  unde  möge  mit  rechte  nicht 
besten  noch  dem  mole,  dar,  ze  vor  gerichte  in  rechter 
dingstat  nicht  gesehen  noch  getan  wordin.“ 

Dies  galt  nun  selbstverständlich  auch  für  Vergabungen 
unter  Eheleuten,  mochten  sie  Immobilien  — Erbgut  oder 
wohlgewonnenes  Eigen-,  Lehn-  oder  Zinsgut  — oder  Fahmiss 
— eine  Species  oder  eine  Gattung,  Forderungen  oder  baar 
Geld  — oder  ein  ganzes  Vermögen  — bestehe  es  zugleich 
aus  Liegenschaften  oder  ausschliesslich  aus  Fahrniss  — zum 
Gegenstände  haben ll).  Tn  den  unzähligen  Stellen  über 
Vergabungen  auf  den  Todesfall  unter  Eheleuten  (vgl.  den  fol- 
genden Paragraphen)  wird  fast  immer  ausdrücklich  der  gericht- 
liche Abschluss  hervorgehoben,  hinsichtlich  der  Vergabungen 
von  Liegenschaften  noch  besonders  darauf  hingewiesen , dass  das 
GeschÄ  nur  vor  dem  Gericht  der  belegenen  Sache  gültig  voll- 
zogen werden  könne  ,!).  Die  gerichtliche  Abschliessung  sichert 
dem  Bedachten  daher  nicht  blos  den  Beweis  ,s),  sondern  ist 
ein  wesentliches  Requisit  des  Geschäfts  selbst , wie  überhaupt, 
so  namentlich  auch  unter  Ehegatten. 


'§  53. 

Per  Einfluss  der  Vergabungen  unter  Ehegatten  auf  Ihr 
GUterrerhältniss. 

1.  Die  Fran  begabt  den  Mann  mit  Fahrniss. 

Der  Ehemann  hat  an  dem  von  der  Frau  eingebruohten  be- 
weglichen Fraueugut  vermöge  seiner  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft Besitz,  Gebrauch,  Genuss  und  völlig  freie  Dis- 
position, behält  dasselbe  auch  vermöge  seines  Mobiliarrechts, 

>1)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  32.  Kulm  IV,  31.  Glugauer  R.-B., 
cap.  121;  bei  Wasskrschi.kbkn,  8.  304,  cap.  163  a.  E. 

>*)  Vgl.  § 53,  Anrn.  46,  S.  582. 

ls)  Hierüber  das  Soli.  - U.  bei  Wassebschlebks,  S.  245  f.,  cap.  100. 
101.  102. 
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wenn  er  es  ist,  der  die  Frau  überlebt.  Er  hat  also  schon 
mehr,  als  ihm  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  gewähren 
würde,  und  er  hat  Alles,  was  ihm  eine  Vergabung  zu  sofor- 
tigem Eigenthum  giebt1),  mit  Ausnahme  des  Einen,  dass  die 
Frau  ihre  Fahrniss  behält,  wenn  sie  es  ist,  die  die  Ehe  über- 
lebt, wogegen  das  dem  Manne  zu  sofortigem  Eigenthum  ab- 
getretene Gut  auch  in  diesem  Falle  seinen  Erben  verbleibt. 
Aber  selbst  in  diesem  einen  Punkte  schwand  die  Differenz, 
wenn  Geld  oder  sonst  verbrauchbare  Sachen  das  Frauengut 
bildeten  und  je  mehr  diese  Gegenstände  in  Städten  in  den 
Vordergrund  traten  und  je  häufiger  desshalb  der  Vorbehalt  von 
Einhandsgut  wurde,  desto  geneigter  war  man,  in  der  Illation 
des  beweglichen  Guts  die  Absicht  der  Eigenthumsübertragung 
vorauszusetzen.  So  verschmolzen  nahezu  im  entwickelteren 
Weichbild  Einbringen  und  Vergabung  der  Frau  an  den  Mann  *). 
Diese  Verschmelzung  spricht  sich  denn  nun  auch  in 
der  Darstellung  der  Quellen  aus 3).  Wo  aber  das  Geschäft 
einer  Vergabung  bestimmter  hervorgehoben  wird,  da  geschieht 
es  in  der  That  hauptsächlich  zur  nähern  Fixirung  der  Frage, 
ob  das  Gut  den  Erben  des  Mannes  verbleibt,  wenn  dieser  vor 
der  Frau  verstirbt.  So  am  unzweideutigsten  in  der  ein  Ver- 
gabungsgeschäft behandelnden  Stelle  des  Systematischen  Schöflfen- 
Rechts  IV,  1,  18  *) : 

„Was  eyne  vrauwe  erym  wirte  gebit,  daz  istsyu. 
Blibit  dy  vrauwe  unbegobit,  der  man  sterbe  adir 
lebe,  die  vrauwe  noch  ere  geerbin  habin  an  deme  gute 
nicht ; sy  mogin  ouch  daz  gelt  noch  varende  habe , daz 
dy  vrauwe  czu  erim  wirte  brocht  und  gegebin  hatte, 
nicht  wedir  irvolgin.“ 


')  Die  Rechte  der  Gläubiger  des  Ehemannes  sind  nicht  seine  Rechte. 
Von  ihnen  handeln  die  Quellen  nur  bei  Vergabung  beweglichen  Einhands- 
guts der  Frau,  vgl.  unten  Anm.  8. 

*)  Ueber  diesen  Entwickelungsgang  vgl.  oben  § 22,  S.  229  f. 

»)  Vgl.  die  Stellen  § 22,  Anm.  9 f„  S.  229  f. 

4)  Kulm  IV,  18.  Die  Parallelstelle  bei  Böhmk  VI,  S.  99,  Abs.  5 
spricht  nur  von  Illation.  Vgl.  § 22,  Anm.  16,  S.  230. 
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Das  gegebene  Gut  ist  also  Eigentbum  des  Mannes , das  ef 
auch  vererbt , wenn  er  vor  der  Frau  stirbt  *).  Es  bedurfte 
daher  eines  besondere  Vorbehalts  bei  Errichtung  einer  solchen 
Vergabung,  wenn  das  Gut  nicht  an  die  Erben  des  vor  der 
Frau  versterbenden  Mannes  übergehen,  vielmehr  das  Geschäft 
in  diesem  Punkte  die  Natnr  einer  Vergabung  auf  den  Todes- 
fall haben  sollte.  Sie  wird  dann  auch  als  solche  bezeichnet 
und  bedarf  der  gerichtlichen  Form  6).  Durch  einen  solchen 
Vorbehalt  wurde  allerdings  nur  dasjenige  Rech tsverlrältniss 
wiederhergestellt , welches  eigentlich  von  Rechtswegen  «hon 
bestand.  Dass  man  ersteren  dennoch  für  nothwendig  hielt, 
hatte  seinen  Grand  eben  darin,  dass  man  mehr  und  mehr 
geneigt  war,  schon  in  der  blosen  Illstion  eine  Vergabung  zu 
Eigenthum  zu  sehen  7)  und  die  Consequenzen  dieser  Voraus- 
setzung doch  nicht  wollte. 

So  stand  es  in  dem  normalen  Güterverhältniss  der  Bhe1- 
gatten.  Hatte  die  Frau  dagegen  Einhandsgut , und  sollte  dieses 
eben  nicht  aufgehoben  werden , so  konnte  und  musste  die  Ver- 
gabung den  Charakter  einer  Gabe  auf  den  Todesfall  anuehmen. 
Die  Frau  behielt  bis  zu  ihrem  Tode  das  Gut  in  ihrPur  aus- 
schliesslichen Besitz  und  Genuss  sowie  in  ihrer  alleinigen  Dis1- 
Position,  wie  alles  Einhandsgut.  Ueberlebte  sie  aber  der  Mann, 
so  erbte  er  dasselbe  kraft  der  Vergabung,  während  sein  Mo- 
biliarrecht bei  Einhandsgut  ausgeschlossen  war  *).  Ihre  Dis- 


B)  Allgemeiner  der  Schupf,  bei  Bohmr  VI,  S.  144,  AbB.  7 =•  bei 
W .KKSKKSCH1.UBKN,  S.  85,  C»p.  48, 

«)  Magdeburger  Fr.  I,  11,  4;  I,  12,  5 „noch  irem  tode“.  Ebenso 
Schspr.  bei  Bohxk  VI,  S.  151,  Abs.  2, 

1)  § 22  zu  Anm.  9 f„  S.  259  f. 

»)  Dahin  gehört  die  in  dem  Schspr.  bei  W ashrrschlkbkm  , S.  94, 
cap.  145  dargestellte  Vergabung,  wo  die  Frau  sich  nicht  blos  vorbehält, 
über  einen  Tbeil  noch  anderweit  auf  den  Todesfall  zu  verfügen,  sondern 
überhaupt  des  ganzen  „guts  cyne  irawe  (dl  i.  Herrin)  zu  sein  dieweyle 
ich  lebe“.  Ebenso  hat  da«  System.  Sch.-R.  IV,  1,  29 1 — 32;  Ktflm  IV, 
28 — 31  Einhandsgut  zur  Voraussetzung  und  behandelt  den  Fall  einer 
Vergabung  unter  dieser  Voraussetzung  im  Gegensatz  von  IV,  1,  18; 
Kulm  IV,  18.  Dass  dort  nun  nur  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall 
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Positionen  unter  Lebenden  hatte  er  aber  anzuerkennen  und  die 
von  ihr  gewirkten  Schulden  hafteten  auf  dem  vergahten  Gut  *). 

2.  Der  Mann  begabt  die  Frau  mit  Fahrniss. 

In  diesem  Fall  muss  es  grade  umgekehrt  stehen  als  in 
dem  vorigen.  Auch  eine  Vergabung  zu  sofortigem  Eigenthum 
nimmt  die  rechtliche  Natur  einer  Vergabung  auf  den  Todesfall 
an.  Denn  wenn  auch  das  Object  sofort  Eigenthum  der  Frau 
wird , behalt  der  Mann  doch  die  freie  Disposition  darüber,  so- 
lange die  Ehe  besteht,  es  sei  denn,  dass  Einbandsgut  consti- 
tuirt  wird,  und  wenn  die  Frau  eher  stirbt,  verbleibt  das  Gut 
ihm,  wie  alle  Fahmiss  der  Frau,  kraft  seines  Mobiliarreehts. 
Indessen  konnte  doch  grade  diese  letztere  Consequenz  in  der 
Regel  als  der  Intention  des  Mannes  widersprechend  angesehen 
und  in  der  Vergabung  ein  Verzicht  auf  das  Mobiliarrecht  er- 
blickt werden.  Man  sah  daher  von  dieser  Consequenz  bei 
einer  Vergabung  ab,  wo  man  dieselbe  als  zu  sofortigem  Be- 
sitzrecht errichtet  im  Gegensatz  zu  einer  Vergabung  auf  den 
Todesfall  auffassen  musste  10).  Dagegen  hätte  die  Entziehung 
der  ehemännlichen  Disposition  und  deren  Uebertragung  auf 
die  Frau  ohne  Weitres  Einhandsgut  constituirt,  und  ohne 
solches  l0m)  konnte  sie  daher  nicht  eintreten  n).  Insonderheit 

errichtet  wird,  lehrt  theils  der  Ausdruck  (,,sal  dem  manne  vulgin  noch 
der  gobe  und  ufreichunge  "),  theils  die  gerichtliche  Form,  theils  die  fort- 
dauernde einseitige  Disposition  der  Frau  durch  Schuldenwirkung.  Eino 
Haftung  des  vergahten  Gifts  für  die  von  der  Frau  (ihrem  Manne  „ wissent- 
lich ader  nicht“)  gewirkten  Schulden  würde  ohne  Annahme  von  Ein- 
handsgut  ebenso  undenkbar  sein,  als  bei  Annahme  einer  Vergabung  zu 
sofortigem  Bcsitzrecht.  v.  Martitz  a.  a.  0.,  S.  261  f. 

»)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  30.  31.  Kulm  IV,  29.  30.  Vgl.  Anm.  8. 

,0)  Sch.-U.  bei  Wasserbciu.bbek,  S.  245,  cap.  99b,  abgedr.  § 52, 
Anm.  6,  S.666.  Die  Stelle  spricht  wenigstens  m i t von  Fahmiss  (es  heisst  im 
Fortgang:  „Ab  her  bey  seyme  lebin  en  das  nicht  beczalt  hat")  und 
von  Einhandsgut  ist  nicht  die  Rede. 

l#»)  Dass  die  Vergabungen  auch  Binhandsgnt  begründen  können, 
ist  freilieh  zweifellos,  vgl.  § 50,  Anm.  37.  Dahin  gehört  System. 
Sch.-R.  IV,  1,  39. 

>*)  Darum  wird  im  Weisthuro  v.  1304,  § 83  die  Dispositions- 
beschränkung des  Mannes  nur  für  Immobilien  im  Gegensatz  zum  „couf- 
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haftet  auch  die  vom  Manne  der  Frau  gegebne  Fahraise  für 
die  von  dem  Manne  nachher  gewirkten  Schulden  wie  sonst 
nur  bei  einer  Vergabung  auf  den  Todesfall  Ji).  Dies  Alles  musste 
um  so  gewisser  eintreten,  wenn  nicht  eine  species,  sondern  eine 
Gattung,  namentlich  eine  Summe  Geldes,  das  Object  des  Geschäfts 
bildete  IS),  und  dies  war  gewiss  die  Kegel.  Die  Vergabuug  des 
Mannes  wird  daher  gewöhnlich  auch  ausdrücklich  als  eine 
Vergabung  auf  den  Todesfall  errichtet  und  hat  dann  die  gewöhn- 
lichen Wirkungen.  Der  Mann  behält  die  einseitige  Disposition 
über  das  Gut  unter  Lebenden  14).  Es  haftet  subsidiär  für  die 
Schulden  des  Mannes  ,&).  Es  verbleibt  dem  Manne,  wenn  er 
die  Frau  überlebt  16),  fällt  aber,  wenn  der  Mann  eher  stirbt,  der 
Wittwe  zu,  und  zwar  ohne  dass  der  Mann  die  Gabe  zurück- 
nehmen kann,  es  sei  denn,  dass  er  sich  das  Widerrufsrecht 
ausdrücklich  Vorbehalten  hätte  17).  Ein  solcher  Vorbehalt  war 
der  Natur  der  Sache  nach  bei  der  gelobten  Morgengabe  aus- 
geschlossen. Sonst  richtet  sich  dieses  Geschäft  im  Ganzen 
nach  den  eben  dargelegten  Grundsätzen  (vgl.  § 50). 

schätz  und  varende  habe“  ausgesprochen.  Dagegen  sind  Stellen  wie 
«j  34  ebend. ; Weichbild,  Art.  55;  Glogauer  R.-B.,  cap.  25  u.  26  ge- 
wiss von  Dispositionen  der  Frau  nach  erfolgtem  Ableben  des  Mannes 
zu  verstehen.  Solcher  gedenkt  namentlich  cap.  604  ebend.  und  erhält 
sie  aufrecht.  So  auch  wohl  v.  Martitz,  S.  299,  Anm.  36. 

<*)  Weisthum  v.  1304,  § 123:  „Swas  en  man  sirne  wibe  gibet  an 
sime  gereitem  gute,  stirbet  der  man , ist  her  schuldic , die  schult  get  zu- 
vorne  uz;  swas  da  hoben  ist,  also  vil,  also  der  vrowen  gegiftet  oder 
gegeben  ist,  dar.  nirnet  die  vrowe,  daz  andere  nemcnt  die  erben. 

15)  Beispiel  der  Vergabung  einer  Forderung  durch  sofortige  Ein- 
händigung eines  Schuldscheins,  vgl.  im  Sch. -U.  bei  Wasskrschlebkk, 
S.  423,  cap.  79.  Acbnlich  ebend.  S.  327  f.,  cap.  ISO. 

u)  Schspr.  bei  Wasskbschlkbkn,  S.  281,  cap.  144,  nach  welchem 
der  Mann  über  sein  Gut  sogar  verfügt,  wenn  es  zur  Sicherung  der  Ver- 
gabung verpfändet  war.  Vgl.  Glosse  z.  Weichb.,  Art.  22  bei  v.  Dämels, 
S.  273,  ««  £ Anders  natürlich  wenn  ein  einzelnes  Grundstück  verpfändet 
war.  Vgl.  Schspr.  bei  Gacpp,  Schles.  Lamir.,  S.  263,  IV. 

>5)  Sch.-U.  bei  Böhmk,  S.  106,  Abs.  1.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  17. 
Kulm  IV,  17.  Vgl.  auch  die  Stellen  über  die  gelobte  Morgengabe  oben 
§ 50,  Anm.  57  f.,  S.  512  f. 

16)  Vgl.  das  Sch.-U.  in  Anm.  10. 

17)  Arg.  Glogauer  R.-B.,  cap.  24. 
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3.  Die  Frau  begabt  den  Mann  mit  Eigen. 

Eine  solche  Vergabung  ist  wenigstens  an  Erbgut  immer 
nur  mit  Zustimmung  der  Erben  der  Frau  zulässig,  und  dies 
ist  der  Satz,  der  bei  diesem  sehr  häufig  erwähnten  Geschäft 
in  den  Quellen  hauptsächlich  behandelt  wird  lh).  Für  diesen 
Satz  waren  freilich  die  Wirkungen  des  Geschäfts  ebenso  gleich- 
gültig als  die  rechtliche  Natur  desselben,  von  der  sie  abhin- 
gen. Was  aber  darüber  bemerkt  wird,  lässt  annehmen,  dass 
es  in  der  Regel  als  ein  Geschäft  unter  Lebenden  abgeschlossen 
wurde.  Die  Folge  musste  sein,  dass  sich  die  Frau  sofort 
jedes  Einspruchsrechts  gegen  Verfügungen  des  Mannes  über 
die  Substanz  begab  IS)  und  der  Mann  das  Gut,  auch  wenn 
die  Frau  ihn  überlebte , auf  seine  Erben  vererbte  lu).  JBeider 
Einwirkungen  auf  das  eheliche  Güterverhältniss  musste  das 
Geschäft  dagegen  entbehren,  wenn  es  nur  auf  den  Todesfall 
abgeschlossen  wurde,  wie  dies  nicht  minder  möglich,  aber 
anscheinend  weniger  gebräuchlich  war  *').  Wenigstens  zu- 
nächst nur  dem  Goslar’schen  Rechtskreis  angehörig  und  mit 
dem  dortigen  allgemeinen  Princip  **)  im  Zusammenhänge  ist 
der  Satz,  dass  eine  Frau  selbst  ein  bereits  vergabtes  Grund- 


18)  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  61,  Ab«.  I;  S.  95,  Abs.  6.  7;  S.  127 
a.  E.;  S.  139,  Abs.  2.  System.  Sch.-R.  IV,  1.  4.  12.  32.  Kuliu  IV, 

4.  12.  31.  Glogancr  R.-B.,  cap.  22.  Schspr.  bei  Wasserschleben, 

5.  218,  cap.  68  a.  E.;  S.  227,  cap.  73;  S.  228,  cap.  74;  S.  244, 
cap.  98. 

i»)  Weisth.  v.  1304,  § 34.  Weichbild,  Art.  55  scheinen  dies  zu 
bestätigen,  sprechen  aber  in  Wahrheit  von  der  Freiheit  der  Verfügung 
des  Mannes  nach  der  Frau  Tod  — des  Mannes  Er!>en  gegenüber.  Sie 
lehnen,  soweit  sie  auf  Immobilien  bezüglich,  die  Erbgntsqualität.  des  ver- 
gabten  Guts  ab  (vgl.  Glogauer  R.-B.,  cap.  21,  abgedr.  Anm.  35). 

*«)  Vgl.  die  Stellen  der  Anm.  19  und  Schspr.  bei  Wassebsculbben*, 
S.  244,  cap.  98;  ebend.  S.  92,  cap.  106  (vgl.  § 52,  Anm.  5,  S.  566). 
Nicht  entschieden,  S.  376,  cap.  25,  Abs.  1 ebend. 

S1)  Schspr.  bei  Böhme  VI,  S.  98,  Abs.  5.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  11. 
Kulm  IV,  11  — wo  eine  fideicommissähnliche  Vergabung  auf  den  Todes- 
fall erwähnt  und  für  zulässig  gehalten  wird. 

*2)  Vgl.  § 23,  S.  239. 

Agricola,  Gewere  s.  r.  V.  37 
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stück  wieder  angreifen  und  verüussern  kann , wenn  der  Mann 
ihr  die  schuldige  Nothdurft  nicht  leistet  *s). 

4.  Der  Mann  begabt  die  Frau  mit  Eigen. 

Durch  die  Vergabung  von  Eigen  zu  sofortigem  Besitzrecht 
(Eigenthuni,  Zinsrecht,  Leibzucht,  Pfandbesitz)  begiebt  sich  der 
Mann  seiner  freien  Disposition  über  die  Substanz  *4).  Die 
Frau  kann  einer  jeden  Veräusserung  widersprechen  und  muss 
dies , wenn  sie  sich  nicht  verschweigen  will , binnen  Jahr  und 
Tag  thun  und  das  veräusserte  Grundstück  vindiciren  *6)  — je- 
doch gilt  die  unter  3 gedachte  Beschränkung  des  Satzes  im 
Goslar’schen  Rechtskreis  bei  Veräusserungen  im  Falle  der  Noth 
auch  zu  Gunsten  des  Mannes Sti).  Selbstverständlich  haften 
die  vergabten  Grundstücke  nicht  für  die  von  ihm  gewirkten 
Schulden.  Giebt  er  aber  auch  jede  einseitige  Disposition  über 
das  liegende  Gut  auf,  so  erwirbt  die  Frau  doch  ihrerseits 
solche  keineswegs  *7) , so  wenig  als  sie  Genuss  und  Verwaltung 
bekommt.  Beides  würde  ohne  Constituirung  von  Einliandsgut 
auch  bei  Immobilien  unmöglich  sein  *7*).  Die  Folge  davon 
ist,  dass  das  Geschäft  ganz  von  selbst  die  Wirkungen  einer 
Vergabung  auf  den  Todesfall  erhält  — den  einen  Punkt 

*8)  Goslar'sches  Stadt, r.  bei  Göschbk,  S.  30,  i f.  Venn.  Ssp.  I,  47, 11. 
Eisenacher  R.-B.  I,  82. 

**)  Weisthnm  v.  1304,  § 21.  7ß.  83.  Weichbild,  Art.  59  (v.  ThCsork, 
Art.  50.  345).  Lauter  anf  die  Leibzucht  bezügliche  Stellen,  die  auch  in 
den  altern  städtischen  Quellen  die  Regel  bildete.  Vgl  die  landrecbtliehen 
Zeugnisse  g 48,  Anm.  40,  S.  491. 

*6)  Vgl.  die  Stellen  g 48,  Anm.  41,  S.  492  (auch  g 31,  S.  311).  Dazu 
Sch.-U.  bei  Gaupp.  Schles.  l.andr.,  S.  263,  IV,  rücksichtlich  eine»  ver- 
pfändeten Immobiles.  — Ein  analoger  Fall  im  System.  Sch.-R.  IV,  1,  27. 
Kulm  IV,  26.  Vgl.  Albrkxht,  Gewere,  Anm.  209.  592.  759. 

>•)  Vgl.  die  Anm.  23  allegirten  Stellen. 

*?)  Es  gilt  hier  dasselbe,  was  in  Anm.  19  über  einige  widersprechend 
scheinende  Stellen  bemerkt  ist 

*<»)  Die  Bemerkung  der  Wittwe  im  Schspr.  bei  Wamkrschj.kbkh, 
S.  377,  cap.  25 : den  acker.  den  hat  sy  ynne  gehat  jar  und  tag  unde 

hat  den  vorezinst  jerlichin  “,  kann  sich  auch  auf  die  Zeit  nach  der  Ehe 
beziehen. 
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ausgenommen,  dass  das  unter  Lebenden  der  Frau  geschenkte 
Gut  auf  ihre  Erben  übergeht , welcher  Gatte  auch  zuerst  ver- 
stirbt, während  bei  dem  Geschäft  auf  den  Todesfall  das  Ueber- 
leben  der  Frau  vorausgesetzt  wird  ib).  Wenn  dies  Letztere 
aber  vertragsmässig  besonders  stipulirt  wurde,  was  der  Mann 
gewiss  ebenso  gut  durfte,  als  es  der  vergabenden  Frau  erlaubt 
war*9),  so  nahm  das  Geschäft  ganz  den  Charakter  einer  Ver- 
gabung auf  den  Todesfall  an  und  je  gewöhnlicher  und  natür- 
licher jener  Vorbehalt  war , desto  mehr  musste  diese  letztere 
Vergabungsart  von  selbst  in  Hebung  kommen.  So  linden  wil- 
dem) in  den  spätem  Stadtrechtsquelleu  das  Geschäft  nur 
noch  in  dieser  Form,  und  es  wird  selbst,  wo  eine  ausdrück- 
liche Hinweisung  darauf  fehlt , in  diesem  Sinne  gedeutet 30). 
Es  hat  dann  alle  seine  regelmässigen  Wirkungen.  Der  Mann 
verliert  seine  Disposition  über  die  Substanz  unter  Lebenden 
wie  auf  den  Todesfall,  soweit  er  sie  sich  nicht  Vorbehalten  hat S1). 
Für  seine  Schulden  haftet  das  Gut  nicht“).  Erst  mit  seinem  Tode 
und  nur , wenn  er  zuerst  verstirbt 33) , erhält  die  Frau  das 
Gut  nach  Maassgabe  der  Vergabung34).  Dasselbe  hat  dann 
nicht  mehr  die  Eigenschaft  von  Erbgut  sil). 

*8)  Vgl.  d;c  Am».  10  allegirte  Stelle,  wenn  sie  mit  auf  Liegenschaften 
bezüglich.  Sonst  vgl.  § 52,  Anm.  5,  S.  666  f. 

")  Vgl.  oben  Anm.  «. 

3«)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  2.  Kuhn  IV,  38:  „Wo  eyne  vrauwe 
wirt  begobit  von  erym  manne  in  der  «tat  gericlite  adir  in  dem  lande,  do 
sal  ze  ere  gobe  noch  erys  mannis  tode  haben  — .“  Sch.-U.  bei 
Böhme  VI,  S.  139,  Ab«.  7;  S.  11«,  Abs.  8;  S.  102,  Ab«.  3;  S.  10,7,  Abs.  5. 
System.  Sch.-R.  IV,  1,  24.  Kulm  IV,  24.  Schspr.  bei  Wasskrscii- 
lebkn,  S.  359,  cap.  7. 

*i)  Magdeburger  Fr.  I,  12,  3;  II,  2,  12».  Schspr.  bei  Wasskksch- 
i.eben,  S.  89,  cap.  90.  Hienach  System.  Sch.-R.  IV,  1,  38  zu  deuten. 

3*)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  17.  Kulm  IV,  17  a.  E.  Sch.-U. 
bei  Böhme  VI,  S.  106,  Ab».  1;  bei  Wasserschlbben,  S.  90,  cap.  90: 
„ — abir  andir, schult  und  voreeczunge  de«  erbi«  nicht  vor  gehegtem  dinge 
der  darf!'  die  frawe  von  ir  heltfte  de«  stand  erbis  nicht  helffln  gelden.  " 

33)  Vgl.  Anm.  28. 

*8)  Schspr.  in  der  Glosse  zum  Weichb.,  Art.  56  v.  Daniels,  S.  376, 
a«  f.;  ebend.  « f. 

»0)  Glogauer  R.-B.,  cap.  21:  „Ap  eyn  man  seyme  weibe  eyn  erbe 

37* 
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5.  Vergabungen  ganzer  Vermögenscomplexe 
unter  Ehegatten. 

Dass  ein  Vermögenscomplex  als  Ganzes,  als  Universitas . 
das  Object  der  Vergabung  bildet , erweist  sich , da  die  Haftung 
für  Schulden  eigenthümlichen  Grundsätzen  folgt,  hauptsächlich 
darin,  dass  die  einzelnen  Bestandtheile  als  wechselnd,  der 
Complex  als  dauernd  gedacht  wird,  d.  h.  also,  dass  der  Yer- 
gabende  nach  wie  vor  die  einzelnen  Stücke  veräussern  kann, 
andrerseits  aber  auch  die  neu  erworbnen  in  die  Vergabung 
hineinfallen  36).  Diese  Kriterien  müssen  bei  sofortigen  Eigen- 
thumsabtretungen von  selbst  schwinden.  Da  uun  Vergabungen 
der  Frau  an  den  Mann  in  der  Regel  die  Natur  dieser  letztem 
haben  (vgl.  oben  sub  l und  3),  so  zeichnen  sie  sich  auch 
da,  wo  sie  eine  ganze  Summe  von  Gegenständen  betreffen, 
gewöhnlich  nicht  als  Vergabungen  der  universitas  kenntlich 
aus 37).  Besondere  Anlässe  mochten  aber  die  Intention  als 
hierauf  gerichtet  voraussetzen  lassen , z.  B.  wenn  eine  Frau 
ihr  aus  der  ersten  Ehe  stammendes  Wittwendrittheil  ihrem 
zweiten  Manne  zu  Eigenthum  abtrat  *8),  sodann  aber  auch,  wenn 
ausnahmsweise  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  beabsichtigt 
wurde , namentlich  bei  Vergabungen  von  Einhandsgut  **), 


gebe  in  gehegetem  dinge  erblich  nach  seywe  tode  czu  besicczen,  stirbit 
domach  der  man  und  blibit  dv  gäbe  unberucket,  dy  frawe  mag  das  erbe 
vorkeuffen  unde  vorgebin  unde  vorreichin  in  gehegitem  dinge  ane  mannes 
(d.  i.  Jemandes,  vgl.  cap.  127  ebend.)  Widerrede.“ 

*6)  Vgl.  Älbrecht,  (lewere,  S.  220  f. 

37 ) Magdeburger  Fr.  I,  11,  4;  I,  12,  5, 

38)  Schspr.  bei  Wasskkschlkbkn,  S.  336  — 338,  cap.  186.  Sch.  -Ü. 
hinter  dem  ZonEi/schen  Weichbild,  fol.  124 b:  „ — das  die  fraw  irem 
elieman  nicht  mehr  geeignet  und  gegeben  hot  denn  den  dritten 
theil,  den  sie  von  irem  vorigen  mann  uberkomen  hette  — .“ 

SS)  Ebend.,  S.  94  f.,  cap.  145:  „ — ich  gebe  uff  meynem  joncherm 
allis  da«  ich  habe,  beide  gerade  und  ungerade,  is  sey  obix  der  erden  ader 
undir  der  erden  und  alle  meyne  schult,  die  mir  anirstorbin  ist  und  noch 
ansterben  mag,  die  weyle  ich  lebe  — “ (vgl.  oben  Anm.  8),  wenn  nicht 
anch  hier  von  blosem  Mobiliarvenuögen  die  Rede  ist.  Sch.  -U.  bei 
Nki  mann,  Nr.  13.  Auch  der  im  System.  Sch.  -R.  IV,  2,  81  berichtete 
Fall  ist  wohl  von  Vergabung  eines  zu  Einhandsgut  vorbehaltenen  Ver- 
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oder  bei  den  später  nicht  seltenen  gegenseitigen  Zuwendungen  4U) 
der  Ehegatten. 

Viel  häufiger  und  sehr  gewöhnlich  sind  dagegen  Ver- 
gabungen ganzer  Vermögenscomplexe  oder  Quoten  derselben 
Seitens  des  Mannes  an  die  Frau.  Denn  hier  bildeten  Ge- 
schäfte auf  den  Todesfall  ebenso  die  Regel  wie  bei  Verga- 
bungen der  Frau  die  Ausnahme  und  nur  bei  jenen  liess  sich 
leicht  ein  Vermögens-Ganzes  zum  Gegenstand  nehmen.  Die 
Formel  lautet  dann  in  der  Regel:  der  Mann  giebt  auf  und 
verreicht  seiner  Frau  „noch  sime  to<le  allis,  das  her  hatte 
oder  immer  gewönne  gewöhnlich  mit  dem  ausdrücklichen 
Vorbehalt  freier  Disposition  auf  Lebenszeit  4l).  Das  Güter- 
verhältniss  während  stehender  Ehe  ändert  sich  durch  ein  sol- 
ches Geschäft  zwar  nicht.  Besitz,  Genuss,  Disposition  ver- 
bleibt dem  Manne  an  seinem  Vermögen  nach  wie  vor.  die 
Disposition  über  Immobilien  indessen  wohl  nur,  soweit  er 
sich  dieselbe  ausdrücklich  Vorbehalten  hat 42).  Ist  dies  aber 
der  Fall,  so  verfügt  er  ungehindert  selbst  über  seine  Liegen- 
schaften 43),  und  diese  sind  bei  einem  solchen  Geschäft  sowenig 
als  die  Fahrniss  von  der  Haftung  für  des  Mannes  Schulden 
ausgenommen  44).  Die  Frau  bekommt  schlechterdings  nur, 
was  zur  Zeit  des  Ablebens  ihres  Mannes  noch  in  seinem  Ver- 
mögens zu  verstehen , da  die  Schöffen  die  Möglichkeit  voraussetzen,  dass 
sich  die  Frau  die  lebenslängliche  Gewalt  am  Gut  vorbehielt.  Dagegen 
ist  im  System.  Sch.-R.  IV,  1,  11.  Kulm  IV,  11.  Sch.-U.  bei  Bö i die  VI, 
S.  98,  Abs.  5,  schwerlich  vom  ganzen  Vermögen  die  Rede. 

*0)  Vgl.  unten  S.  588  f. 

«)  System.  Sch.-R.  IV,  1.  22.  33.  34.  Kulm  IV,  22.  32.  33.  — 
Sch.-D.  bei  Böhme,  S.  151,  Abs.  3 = Wassbbschleben,  S.  118,  cap.  14G.  — 
System.  Sch.-R.  IV,  1,  40.  — Sch.-U.  bei  Wasserschlkben,  S.  195, 
cap.  58.  — Glosse  zum  Weichbild,  Art.  56  bei  v.  Daniels,  S.  377,  is  f. 
Magdeburger  Fr.  I,  3,  19;  I,  12,  6 und  Zusatz  bei  Behren»,  S.  239, 
Nr.  44.  Sch.-U.  bei  Gacpp,  Schien.  Landr.,  S.  264,  V.  Gacfp,  Stadt- 
rechte II,  S.  268  {.,  Nr.  11;  bei  Wasserschleben,  S.  168,  cap.  35; 
S.  399,  cap.  43.  Goslar'sches  Weisthum  bei  Förstemann  , N.  Mitth.  I, 
H.  3,  S.  65,  § 11. 

4S)  Arg.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  40. 

43)  Magdeburger  Fr.  I,  4,  19. 

«)  Arg.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  20.  Kulm  IV,  20. 
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mögen  ist 45).  Da  indessen  Grundstücke  wirksam  nur  in  dem 
Gerichte  der  belegnen  Sache  übereignet  werden  können,  so 
fallen  die  zum  Nachlass  gehörigen  Immobilien , welche  ausser- 
halb des  Bezirks  der  Dingstätte  liegen,  in  der  das  Geschäft 
vollzogen  wurde , nicht  mit  an  die  Ehefrau  **).  Der  nach  der 
Vergabung  vom  Manne  gemachte  Erwerb  gebührt  ihr  dagegen. 
Nur  deuten  die  Quellen  den  Vorbehalt  freier  Disposition  da- 
hin, dass  der  Mann  über  den  spätem  Erwerb  sogar  auf  den 
Todesfall  anderweit  disponiren  kann  47) , wie  ja  diese  Deutung 
dem  Vorbehalt  freier  Disposition  bei  Vergabungen  eines  ganzen 
Vermögens  auch  sonst  gegeben  zu  werden  pflegt 47a).  Das  Ge- 
schäft nähert  sich  bei  dieser  Auslegung  sehr  einer  letzt- 
willigen Disposition.  Ist  dagegen  jener  Vorbehalt  nicht 
gestellt,  so  wird  an  seiner  Vertragsnatur  festgehalten  und  die  Ehe- 
frau bekommt  ein  unentziehbares  Erbrecht 48),  wie  überall  aber 
natürlich  nur,  wenn  sie  es  ist,  die  die  Ehe  überlebt48).  Ihr 
Recht  bestimmt  sich  nach  Maassgabe  des  Geschäfts  *°)  und 
öfter  werden  bei  diesem  fideicommissähnliche  Anordnungen 
getroffen  und  als  gültig  aufrecht  erhalten  M)  — auch  in  die- 
ser Beziehung  eine  Neigung  zur  Anerkennung  letztwilliger 


45)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  22.  Kulm  IV,  22:  „Gebit  und  vorreichit 
cyn  burger  — — synym  wibc  unde  svnyn  kindin  alle  gyn  gut  und  erbe 
noch  syme  tode  czu  tun  und  czu  lozin,  di  wile  her  abir  lebt,  daz  her 
gelbir  do  mete  wil  tun  und  lozin ; und  wag  denn«  der  burger  noch  syme 
tode  gütig  und  erbia  geluzin  hat,  daz  sal  di  mutir  unde  di  kindir  glich 
teilin  — .“ 

*6)  Sch.-U.  bei  Wasskrsihleben,  S.  195,  cap.  58;  8.  142  f.,  cap.  10; 
8.  392,  cap.  39.  Vgl.  Sygtcm.  Sch.-R.  IV,  1,  20.  Kulm  IV,  20.  Später 
andern:  Bebeles,  Erbvertr.  I,  § 10,  Anm.  12. 

*7)  Derselbe  Schgpr.  bei  Böhme  VI,  S.  151,  Abs.  6 und  Wam>krs€H- 
lkbkn  , S.  118  f.,  cap.  240. 

«■)  Vgl.  § 52,  Anm.  3 a.  E.,  S.  564. 

**)  Schgpr.  bei  Wasserschlkbbn,  8.  398  f.,  cap.  43. 

«9)  Vgl.  § 52,  Anm.  5,  8.  566  f. 

*•)  Eigenthümlich  die  Bestimmung  der  Vergabung  in  der  Glosse 
znin  Weichbild,  Art.  56  bei  v.  Daniels,  S.  377,  i>  — n. 

5i)  Kulm  IV,  32.  33.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  33.  34.  Magdeburger 
Fr.  1,  12,  6.  — Aehnlich  der  ebend.  bei  Behbekd,  8.  240  sub  44  mit- 
gctheilte  Rechtafall. 
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Dispositionen  verrathend.  Jedenfalls  aber  tragen  alle  solche 
Vergabungen  an  ganzen  Vermögensmassen  Seitens  des  Mannes 
an  die  Frau  die  Natur  des  Geschäftes  mortis  causa  und  nur 
einmal  wird  einer  sofortigen  Abtretung  des  ganzen  Guts  an 
die  Frau  gedacht,  dann  aber  auch  die  Constituirung  von  Ein- 
handsgut augenscheinlich  vorausgesetzt  M). 

Wie  nun  überhaupt  eine  Vergabung  des  einen  Gatten  mit  der 
Vergabung  des  andern  in  gegenseitig  bedingenden  Bezug  gesetzt 
werden  kann  M),  so  kommen,  zumal  in  jüngerer  Zeit,  solche  gegen- 
seitige Vergabungen  in  den  Städten  am  häufigsten  an  ganzen 
Vermögensmassen  b e i d e r G a 1 1 e n vor  M).  Diese  gegenseitigen 
„Vergiftungen“  tragen  durchweg  den  Charakter  von  Vergabun- 
gen auf  den  Todesfall  und  stehen  unter  den  Regeln  dieser.  Ihr 
Zweck  und  ihre  Wirkung  liegt  nicht  in  einer  Aenderung  des 
Güterverhältnisses  während  stehender  Ehe , sondern  darin,  dass 
das  beiderseitige  Gut  als  eine  unscheidbare  Masse  in  dem 
Zustande,  in  welchem  es  sich  zur  Zeit  seines  Anfalls  befindet, 
an  denjenigen  Gatten  fällt,  der  den  andern  überlebt.  Einer 
hat  dem  andern  „verghiftet  lif  ümme  lif,  guet  ümme  guet“, 
dergestalt , dass  „ welchs  under  en  czwen  ee  abeginge , so  sulde 
deme  lebinden  das  gut  gar  und  ganz  bleiben“  64  4).  Grade  diese 

**)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  39:  „Begubit  eyn  man  syne  housvraw 
mit  alle  syme  gute  vor  gehegtim  dinge  an  nndirscheit  czu  tnn  und 
czu  losin  und  beheldit  ym  doryne  keyne  gewalt , daz  gut  mag  dy 
vrauwe  vorgebyn,  wen  ze  wil,  an  des  rnannis  wille.“ 

M)  So  Vergabungen  von  Grundstücken  in  dem  Sch.-U.  bei  Was- 
skr.schi.kbkn,  S.  304,  cap.  163. 

M)  Ebend. , S.  14*2,  cap.  10;  S.  316,  cap.  168;  S.  317,  cap.  169; 
S.  392,  cap.  39.  Erfurter  Stat.  v.  1306,  Art.  15.  (Walch,  Saraml.  1, 
S.  104  f.)  Stendaler  Urth.-B.,  eap.  20.  Sch.-U.  bei  Walch  VIII, 
S.  301  f.  Das  bei  v.  Martitz,  S.  249,  Amn.  22,  abgedruckte  Leipziger 
Sch.-U.  (desgl.  ebend.  S.  357  f.).  Die  bei  Wkndroth  , De  Instit.  juris 
dotalis  Saxonico- Vratislavicnsis , p.  47  citirten  Breslauer  Inscriptioneu. 
Rechtsb.  v.  Iserlohn  v.  1356  (Genglkr,  Stadtr. , S.  216).  Goslar’sches 
Weisthum  bei  Föbstbmani»,  N.  Mitth.  I,  H.  3,  S.  65. 

54  4)  Einen  interessanten  Fall  enthält  das  Stendaler  Urtheils-Buch, 
cap.  15,  § 1,  wo  die  Entscheidung  darauf  beruht,  dass  die  Vergabung 
des  Mannes  au  die  Frau  als  nur  auf  den  Todesfall  errichtet,  durch  den 
frühem  Tod  der  Frau  sich  erledigt  batte.  Vgl.  darüber  Bkujusnh  in  der 
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gegenseitigen  Vergabungen  des  ganzen  Vermögens  oder  quoter 
Theile  desselben,  die  ein  Zerfallen  des  ungezweiten  Gut«  je 
nach  seiner  ursprünglichen  Zuständigkeit  verhinderten,  ver- 
mittelten allmählig  das  gemeinrechtliche  System  mit  den 
städtischen  Particularrechten  und  gewannen  so  in  der  folgen- 
den Periode  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Entwickelung  des 
ehelichen  Güterrechts  Mb). 

Dies  sind  die  Umgestaltungen , welche  das  Güterverhältniss 
der  Ehegatten  durch  die  Vergabungsgeschäfte,  die  sie  in  ste- 
hender Ehe  schliessen,  erleiden.  Man  sieht:  die  Vergabungen 
des  Ehemanns  haben  hauptsächlich  Bedeutung  für  die  Ver- 
mögensverhältnisse im  Falle  und  sobald  die  Ehe  sich  durch 
seinen  frühem  Tod  löst.  Ihr  Motiv  liegt  vorwiegend  darin, 
dass  es  nach  Wegfall  der  landrechtlichen  Wittwenvortheile 
eines  Ersatzes  dafür  bedurfte.  Der  Wittwe  kam  nach  der 
ganzen  Anlage  des  Systems  ein  Antheil  an  des  Mannes  Ver- 
mögen, auf  das  die  Ehe  überall  keinen  Einfluss  übte,  von 
Rechtswegen  nicht  zu.  Er  musste  ihr  durch  die  Autonomie 
der  Gatten  beschafft  werden.  Vor  Allem  galt  es,  ihre  Exi- 
stenz als  Wittwe  sicherzustelleu.  Indessen  herrschte  doch 
dieser  Gesichtspunkt  in  den  Städten  nicht  so  vor  wie  im 
Landrecht,  wo  ihr  werthvollster  Vortheil  nur  in  einem  lebens- 
länglichen Genuss  bestand.  Mehr  und  mehr  verlor  sich  die 
Beschränkung  auf  eine  Leibzucht;  immer  gewöhnlicher  ging 
der  Bezug  der  Wittwe  bleibend  in  ihr  Vermögen  über,  d.  h. 
er  wurde  vererblich  — sei  es  nun,  dass  er  bloss  einzelne 
Vermögensstücke,  namentlich  Geld,  sei  es,  dass  er  das  ganze 
Vermögen  des  Mannes  oder  eine  Quote  desselben  begriff.  Grade 
Vergabungen  dieser  letztem  Arten  pflegten  dann  auch  Ver- 
gabungen derselben  Tendenz  von  Seiten  der  Frau  an  den  Mann 
gegenüberzutreten,  zumal  als  in  den  Städten  der  Grandbesitz 
an  Bedeutung  verlor  und  mehr  und  mehr  mit  dem  beweg- 
lichen Gut,  namentlich  dem  Kapitalvermögen,  auf  eine  Stufe 

Anmerkung  gegen  v.  Mautitz  , Ehel.  Güterr.,  8.  248,  Anm.  20.  Die 
Stcndaler  Halbschied  wird  von  den  Magdeb.  .Schöffen  nicht  berficlasichtigt. 

51  k)  Das  Nähere  hierüber  vgl.  v.  Mautitz,  S.  357  f. 
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gestellt  wurde.  Solche  gegenseitige  Vergiftungen  stellten  das 
beiderseitige  Gut  der  Gatten  als  eine  einzige  Masse  dar , und 
wenigstens  wenn  Kinder  aus  der  Ehe  vorhanden  waren  und 
Beisitz  eintrat,  erschien  eine  solche  innere  Vereinigung  des 
bis  dahin  nur  äusserlich  vereinigten  Vermögens  als  die  ein- 
fachste Ordnung  des  Verhältnisses  nach  dem  Tode.  Aber  im 
gemeinen  Rechte  beruhte  diese  noch  lediglich  auf  der  Auto- 
nomie der  Gatten.  Erst  in  den  Particularrechten  wurde  diese 
Autonomie  der  einzelnen  Eheleute  ersetzt  durch  die  Auto- 
nomie der  ganzen  städtischen  Gemeinden  M).  So  ist  zum 
Theil  in  Anlehnung  an  bereits  bestehende  Gewohnheiten  oder 
an  ältere  nicht  - sächsische  Güterordnungen  das  Drittheils- 
recht  der  Wittwe  am  gesamten  Gut  in  den  östlichen  Städten, 
das  Recht  eines  jeden  Gatten  auf  die  Halbschied  desselben  in 
der  Mark  und  zum  Theil  in  Schlesien  und  Preussen , das  Recht 
am  ganzen  Gut  oder  einen  Kindestheil  in  andern  Weichbilden 
erwachsen  und  hat  sich  in  in  allen  städtischen  Particular- 
rechten bei  beerbter  Ehe,  als  Niederschlag  solcher  Gewohnheiten 
von  Vergabungen,  das  herausgebildet,  was  das  particulare  Weich- 
bild in  diametralen  Gegensatz  zum  gemeinen  bringt . und  seinen 
charakteristischen  Grundzug  bildet  — eine  wahre  Güterge- 
meinschaft von  Todeswegen  nach  beerbter  Ehe  bei  Fort- 
dauer blos  äusserer  Vereinigung  während  stehender  beerbter  oder 
unbeerbter  Ehe. 

Dagegen  hatten  Vergabungen  der  Frau  au  den  Mann  in 
der  Regel  auch  schon  Einfluss  auf  die  Vennögensverhältnisse 
während  der  Ehe  selbst.  Nach  ihrer  gewöhnlichen  Tendenz 
sollte  das  Gut  sofort  Eigenthum  des  Mannes  werden.  Rück- 
sichtlich der  Fahrniss  neigte  man  sich  im  gemeinen  Recht 
dabin,  eine  solche  Absicht  schon  in  dem  blosen  Einbringen 
zu  vermuthen.  Dagegen  blieb  für  die  Immobilien  die  Auf- 
lassung ein  unerlässliches  Requisit.  Auch  in  den  städtischen 
Particularrechten  ging  man  davon  nicht  ab.  Aber  hier  waren 
solche  Resignationen  der  Frau  an  den  Mann  noch  viel  häu- 

5®)  Dieser  Uebergang  tritt  namentlich  noch  recht  deutlich  hervor  in 
den  Weichbilden  mit  dem  Drittheilarecht  der  Wittwe,  vgl.  Sch.-U.  bei 
Wassebschlkskn,  S.  136,  cap.  2 = S.  359,  cap.  7;  S,  161,  cnp.  26. 
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figer  — z.  B.  im  Hamburg -Lüb’schen  Rechtskreis.  Durch 
Vergabungen  solchen  Inhalts  erweiterten  sich  dann  naturge- 
mäas  die  ehemännlichen  Dispositionsbefugnisse.  Der  Mann 
erhielt  an  dem  abgetretenen  Vermögensstück  das  Eigenthum 
und  wurde  unumschränkter  Herr  desselben.  Da  indessen  Ver- 
gabungen des  gesamten  Vermögens  der  Frau  an  den  Mann 
während  der  Ehe  zu  sofortigem  Eigenthum  selten  vorkamen, 
gewöhnlich  nur  einzelne  Stücke  oder  gewisse  Massen  derselben 
abgetreten  wurden,  so  blieb  trotz  solcher  Geschäfte  die  Ge- 
were  zu  rechter  Vormundschaft  immer  das  herrschende  Princip, 
und  dies  ist  das , was  alle  bisher  betrachteten  Geschäfte  unter 
Ehegatten  gemein  haben.  Wir  gehen  nunmehr  zu  solchen 
über , durch  welche  jene  Basis  des  ehelichen  Güterrechts  selbst 
aufgehoben  oder  als  nicht  vorhanden  vorausgesetzt  wird  und 
Rechtsverhältnisse  erzeugt  werden,  welche  in  autonomer  Weise 
grade  auf  der  Ausschliessung  der  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  beruhen.  Es  sind  die  Verträge  über  Ab- 
findung der  Frau  für  ihr  gesamtes  Einbringen  und  die  Ver- 
träge über  Einhandsgut. 


V.  Kapitel. 

Die  Rechtsgeschäfte  zwischen  Ehegatten  unter  Ausschluss 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 


§ 54. 

Der  Inhalt  der  EhevcrtrHpe  Überhaupt. 

Die  Schliessung  oiner  Ehe  ist  ein  Ereigniss  von  so  weit- 
tragenden  Folgen  für  die  die  Ehe  Schliessenden  und  deren 
beiderseitige  Familien , dass  sie  Anlass  und  Stoff  zu  mannig- 
fachen vertragsmässigen  Acten  zwischen  allen  diesen  Personen 
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giebt.  Manche  dieser  Geschäfte  sind  mehr  accidenteller  Natur 
ohne  besondre  Bedeutung  für  das  Farailien-Güterrecht  So 
der  Mahl-  oder  Trauschatz,  d.  h.  ein  Geschenk  des 
Bräutigams  an  die  Braut,  als  äusseres  Zeichen  {arrha)  des  Ab- 
schlusses der  Verlobung  *)  und  die  Hochzeitsgeschenke  der 
beiderseitigen  Verwandten  an  die  Verlobten  *)  und  der  Verlobten 
an  einander  oder  an  die  Verwandten  des  andern  ( Braut- 
stücke )*).  Besondre  rechtliche  Wirkungen  sind  an  sie  nicht 
geknüpft.  Nur  ihres  Rückfalls  wird  gedacht,  wenn  die  Ehe 
nicht  zn  Stande  kommt  oder  als  nichtig  wieder  geschieden 
wird  4).  Eine  viel  grössere  juristische  Bedeutung  kommt  dem 
durch  die  Ehe  veranlassten  Familienpakt  zu,  durch  den  dem 
heirathenden  Gatten,  Mann  oder  Frau,  gewisse  Vermögens- 
stücke auf  sein  künftiges  Erbtheil  oder  statt  desselben  im 
Voraus  gegeben  werden,  oder  durch  den  die  bis  dahin  ausgesetzte 
Abtheilung  des  ungezweiten  Guts  nunmehr  erfolgt.  Letzteres 
war  zwar  keineswegs  unerlässlich  5) , noch  weniger , dass  beide 
Gatten  aus  der  häuslichen  Gemeinschaft  ihrer  Eltern  schie- 
den 6),  beides  war  aber  doch  die  Regel  und  jedenfalls  pflegten 


t)  Nordhauser  Stadtr.  v.  131)8  I,  cap.  193;  bei  Föhstemann,  N. 
Mitth.,  III.  Bd.,  2.  H.,  S.  37  — wo  der  „vorepan“  (Spange)  als  Mahl- 
Hcliatz  bezeichnet  wird.  Glosse  zum  Sachs.  Leknr.,  Art.  31 , zum  Ssp. 
I,  20,  zum  S.  Weichbild,  Art.  22  (bei  v.  Daniels,  S.  273,  is  f.).  (Früh- 
zeitig bildet  der  Trauring  den  Mahlschatz.  Vgl.  Bkxbcke,  Glossar  s.  v.) 

*)  Venn.  Ssp.  I,  22,  2:  „ — unde  waz  or  zcu  hochczid  worden  ist". 

3)  Goslar'scbes  Stadtr.,  S.  108,  6 f.  Verm.  Ssp.  V,  24.  Pöi.mann, 
VIII,  6,  4.  Nordh.  Stadtr.  v.  1308  IV,  cap.  31  a.  a.  0.,  H.  4,  S.  61  f.  — 
Der  Anfang  der  vielen  spätem  Luxusgesetze  des  Mittelalters. 

*)  Verm.  Ssp.  I,  22,  2.  Glosse  zum  Weichbild  a.  a.  0. 

S)  Ssp.  I,  20,  § 4.  5;  III,  76,  2;  I,  12.  Richtet.  Landr.  I,  20,  § 4. 
Dazu  Anmerkung  von  Homeyer. 

«)  Selbst  die  Frau  braucht  sie  nicht  zu  verlassen,  wenn  der  Mann 
zu  ihr  in  des  Schwiegervaters  Haus  zieht.  Schspr.  bei  Warrerrchi.eben, 
S.  244,  cap.  98»;  „Das  die  bestatte  tachter  mit  erem  manne  yn  der 
gewere  eres  vatirs  bestorbin  ist,  das  kan  en  doczcu  nicht  gehelffen,  das 
sie  mit  den  unbestatten  kindem  möge  teilen  adir  czu  teylunge  gehn, 
zundir  was  ir  vatir  ir  gegeben  hat , domitte  ist  sie  bestat  und  awsgerodt 
und  ir  man  darif  das  ouch  nicht  ynbrengen," 
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die  Eltern,  bisweilen  auch  andre  Verwandte,  die  heirathenden 
Kinder  zur  Begründung  eines  eignen  Hausstands  nach  Kräften 
auszustatten,  d.  h.  ihnen  die  zu  jenem  Zweck  nöthigen  Ver- 
mögensstücke abzutreten  7).  Je  folgenreicher  dieser  Act 
für  die  Gestaltung  der  Erbrechte  der  Kinder  war,  namentlich 
für  die  Frage  nach  der  Collationäpfücht , den  Erbverzicht  etc.  *), 
desto  gebräuchlicher  wurden  vertragsmässige  Festsetzungen 
über  diese  Angelegenheiten.  Auch  diese  Verträge  haben  in- 
dessen für  uns  kein  directes  Interesse,  weil  sie  das  eheliche 
Güterrrecht  als  solches  nicht  berühren , weder  das  unter  Le- 
benden noch  das  von  Todeswegen.  Sie  gehören  in  die  Be- 
trachtung des  Erbrechts  von  Sippe  halben. 

Anders  steht  es  aber  mit  denjenigen  Verträgen,  welche 
vor  oder  bei  Abschluss  der  Ehe  von  den  heirathenden  Per- 
sonen selbst  oder  in  ihrem  Namen  resp.  wenigstens  zu  ihren 
Gunsten  von  Verwandten  und  Vormündern  über  das  künftige 
Güterverhältniss , wie  es  sich  während  der  Ehe  oder  nach 
deren  Beendigung  gestillten  soll,  geschlossen  werden  — ■ die 
eigentlichen  Ehegeräthe,  Eheverträge  oder  Ehestif- 
tungen. Insoweit  diese  die  Zusicherung  erbrechtlicher  Vor- 
theile mittelst  Vergabungen  der  ältern  oder  neuern  Form, 
also  selbst  mittelst  Vergabungen  zu  sofortigem  Besitzrecht, 
zum  Gegenstand  haben,  haben  wir  sie  schon  bei  der  Erörte- 
rung der  Vergabungen  9)  kennen  gelernt.  Sehen  wir  daher 
jetzt  von  diesem  ihrem  Inhalt  ab,  so  kann  derselbe  denk- 
barer Weise  nur  eine  doppelte  Tendenz  haben. 

Die  Ehevertiäge  können  zuvörderst  das  Object  des  ehe- 
lichen Güterverhältnisses  nach  Umfang  und  Bestand  fixiren 
wollen,  d.  h.  das  in  die  Ehe  einzubringende  Gut.  Nun  haben 
wir  aber  gesehen,  dass  nach  dem  Princip  des  Sächsischen 
Systems  nur  das  Vermögen  der  Frau,  niemals  aber  das  des 
Mannes  durch  die  Ehe  in  eine  andre  rechtliche  Lage  kommt. 


i)  Vgl.  § 43,  Anm.  23  u.  24,  S.  436  f. 

»)  Vgl.  Ssp.  I,  13,  1 ; 1,  5,  2 u.  8.  w.  v.  Sydow , Erbrecht  § 22. 
SieutSL.,  Erbrecht,  g 44.  64. 

9)  Vgl.  da«  vorige  Kapitel,  § 43.  50.  51.  52.  53. 
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An  diesem  Fundamentalsatz  kann  auch  die  Autonomie  der 
Ehegatten  nichts  ändern.  Nirgends  kommt  ein  Vertrag  vor, 
der  etwa  der  Frau  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  an 
des  Mannes  Vermögen  gewährte,  weder  nach  ihrem  Gesamt- 
iuhalt,  noch  nach  einzelnen  Rechten  und  Wirkungen,  weder 
der  Frau  allein  noch  in  Gemeinschaft  mit  dem  Manne.  Es 
giebt  nur  Illaten  der  Frau,  nicht  Illaten  des  Mannes.  Durch 
die  Eheverträge  kann  daher  auch  nur  das  Einbringen  der  Frau 
contractlich  näher  festgestellt  werden,  nie  das  des  Mannes. 
So  steht  es  nach  gemeinem  Sächsischem  Recht.  Nach  dem 
particularen  verhält  sich  dies  insofern  etwas  anders,  als  nach 
diesem  das  beiderseitige  Gut  eine  einzige,  unscheidbare  Masse 
zwar  nicht  während,  wohl  aber  nach  Beendigung  der  Ehe, 
wenigstens  der  beerbten,  bildet,  an  welchem  alsdann  auch  die 
Wittwe  erbrechtlich  betheiligt  wird.  Für  diesen  Fall  bietet 
auch  das  Vermögen  des  Mannes  ein  erbrechtliches  Interesse 
und  insofern  ist  dann  auch  eine  Fixirung  desselben  im  Ehe- 
vertrag nicht  blos  denkbar,  sondern  auch  gewöhnlich.  Im 
gemeinen  Sächsischen  Recht  kommt  nur  eine  contractlich  c 
Feststellung  der  Illaten  der  Frau  vor’"1). 

Die  zweite  Richtung,  welche  die  Eheverträge  nehmen 
können,  geht  auf  Normirung  resp.  Abänderung  der  recht- 
lichen Stellung  der  Gatten  zu  dem  Gut  während  oder  bei  Auf- 
lösung der  Ehe.  Auch  hier  kann  aber,  wenigstens  im  ge- 
meinen Recht,  aus  dem  angegebnen  Grunde  nur  von  der 
Stellung  zum  Frauengute  die  Rede  sein  und  denkbarer  Weise 
nur  eine  Beschränkung  oder  Erweiterung  der  Rechte  des  Mannes 
zu  Gunsten  oder  zum  Nachtheil  der  Frau  beabsichtigt  sein. 
In  der  ersteren  Richtung  liegt  die  vertragsmässige  Constituirung 
von  Einhandsgut,  von  der  in  dem  nächstfolgenden  Paragraphen 
die  Rede  ist.  Durch  sie  wird  die  Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft seltner  für  das  ganze  Vermögen  der  Frau  als  für  ein- 
zelne Bestandtheile  desselben  völlig  ausgeschlossen.  Die  Zu- 
sicherung von  Einhandsgut  konnte  den  Inhalt  von  Eheverträge» 
bilden.  Aber  die  Constituirung  desselben  konnte  auch  wäh- 


»»)  Vgl.  S.  694.  59«. 
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rend  der  Ehe  vertragsmässig , und  bei  der  Eingehung  der- 
selben sogar  einseitig  durch  Vorbehalt  der  Frau  erfolgen. 
Sie  reicht  daher  Ober  das  Gebiet  der  Ehestiftungen  hinaus. 
Zunächst  beschränken  wir  uns  auf  diese.  Verträge,  welche 
blose  Ermässigungen  der  ehemännlichen  Rechte  zum  Ziele 
hätten,  sind  wohl  selten  gewesen  und  lagen  schwerlich  im 
Sinne  der  Zeit ,0).  Aber  wenn  auch  eine  Einschränkung  jener 
Rechte  während  stehender  Ehe  auf  ein  geringeres  als  das  ge- 
setzliche Maass  nicht  gebräuchlich  war,  so  lag  doch  Anlass 
genüg  vor,  dieselben  für  die  Zeit  der  Auflösung  der  Ehe,  d.  b. 
bezüglich  der  Restitutionsfrage  zu  ennässigen.  Wir  haben 
gesehen,  dass  schnell  verbrauchbares  Gut,  Fungibilien,  nament- 
lich baar  Geld  und  Kapital,  in  der  Regel  mit  der  Illation 
bleibend  in  des  Mannes  Vermögen  überging  und  nicht  blos 
ihm,  wenn  er  die  Frau  überlebte,  sondern  auch  seinen  Erben, 
wenn  er  zuerst  starb,  verblieb.  Dies  lag  aber  mehr  in  der 
formellen  Consequenz  und  der  Unbehülflichkeit  seiner  Hand- 
habung, als  im  wahren  Geiste  des  Systems,  ln  diese  Lücke  trat 
nun  die  Autonomie  der  Ehegatten  in  den  Eheverträgen  ein. 
indem  der  Frau  wenigstens  für  den  Fall,  dass  sie  die  Ehe 
überlebte,  ein  Ersatz  im  Werthe  ihres  Einbringens  an  solchen 
Objecten,  namentlich  Geld,  contractlicb  zugesichert  wurde, 
und  je  häufiger  zumal  in  den  Städten  ein  solches  Einbringen 
mit  der  Zeit  vorkam,  desto  gewöhnlicher  wurde  die  Zusiche- 
rung der  Erstattung  in  gencre  zum  Inhalt  der  Heirathsver- 
träge.  Insoweit  enthielt  eine  solche  Stipulation  augenschein- 
lich eine  Einschränkung  der  vermögensrechtlichen  Stellung 
des  Mannes.  Dagegen  gewann  sie,  auf  andre  an  sich  im 
Eigenthum  der  Frau  verbleibende  Objecte  angewendet,  mög- 
licher Weise  auch  eine  entgegengesetzte  Bedeutung.  Hatte  der 
Mann  das  Einbringen  nur  seinem  im  Voraus  veranschlagten 
Werthe  nach  zu  restituiren,  so  gewann  er  damit  die  Sache  selbst 
zu  bleibendem  Eigenthum,  und  er  konnte  über  sie  wie  über 

i°)  Ein  Vertrag  dieses  Inhalt«  vom  Jahre  1365  aus  dem  Nudus 
Laurentius,  fol.  83,  abgedruckt  bei  Wksdbuth  a.  a.  0.,  S.  10.  Nr.  1. 
Der  Mann  übernimmt  dort  für  die  Verwaltung  des  Frauenguts  die  volle  Ver- 
antwortung : „ — die  besserunge  stet  czu  unsin  herrin  den  Rathmanuin 
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dieses  frei  schalten  und  walten  und  sie  wie  dieses  vererben. 
Bei  Fahrniss  war  eine  Erweiterung  seiner  Verfügung  freilich 
höchstens  rücksichtlich  der  Schuldenwirkung  denkbar  und  kam 
sonst  nur  die  freie  Vererbung  in  Betracht.  Rücksichtlich  der 
Liegenschaften  gewann  er  aber  auch  die  Freiheit  einseitiger 
Disposition.  Ob  nun  freilich  im  Bereiche  des  gemeinen  Rechts, 
zumal  in  älterer  Zeit,  die  Eheverträge,  insofern  sie  einen 
Werthersatz  für  das  Einbringen  der  Frau  stipulirten , wirklich 
auch  die  Tendenz  auf  Erweiterung  der  ehemäunlichen  Rechte 
in  allen  jenen  Beziehungen  durch  Abfindung  der  Frau  für  ihre 
Illaten  hatten , kann  zweifelhaft  erscheinen.  Für  manche 
Zweige  der  Sächsischen  Particularrechte  ist  es  dagegen  gewiss 
und  wenigstens  in  jüngem  Quellen  des  gemeinen  Rechts  haben 
sie  wohl  sicher  Eingang  gefunden  und.  immer  gebräuchlicher 
werdend,  unsere  Periode  überlebt. 

Haben  wir  daher  die  Zusicherung  von  Vergabungen,  so- 
weit sie  hier  interessiren . bei  Erörterung  dieser  letzteren  er- 
ledigt, und  verweisen  wir  die  nicht  blos  auf  Eheverträge  be- 
schränkte Constitutnmg  von  Einhandsgut  in  den  nächstfolgenden 
Paragraphen,  so  bleibt  uns  hier  noch  als  Inhalt  der  Ehever- 
träge zu  betrachten  die  Fixirung  des  Einbringens  der 
Ehefrau  und  ihre  Abfindung  für  letzteres  durch 
Stipulation  einas  Ersatzes  bei  Auflösung  der  Ehe. 
Diese  letztere  Stipulation  setzt  voraus,  dass  das  Einbringen,  welches 
nur  seinem  Werthe  nach  restituirt  werden  soll  und,  soweit  es  dies 
soll,  in  das  Eigenthum  des  Mannes  übergegangen  ist,  sei  es,  dass 
dieser  Uebergang  von  Rechtswegen  eintrat  und  so  grade  der 
Anlass  zu  jener  Verabredung  wurde,  sei  es,  dass  umgekehrt 
diese  letztere  getroffen  'wurde , um  jenen  Erfolg  herbeizu- 
führen. Der  Erwerb  des  Frauenguts  zu  Eigenthum  schliesst 
aber  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  von  selbst  aus  und 
so  beruhen  diese  Abfindungsverträge  nicht  minder  auf  der 
Ausschliessung  dieser  Gewere  als  die  Constituirung  von  Ein- 
handsgut; dies  ist  das  Moment,  welches  sie  von  den  im 
vorigen  Kapitel  behandelten  Rechtsgeschäften  scheidet. 

•-  - 
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Inhalt  iler  Eheberodungen  überhaupt. 
§ 55. 


Vertrage  zur  Abflndiing  der  Frau  fltr  Ihr  Einbringen. 

Noch  die  spätem  Quellen  bemerken  gelegentlich: 

„ — wenne  dicke  daz  geschiht,  das  man  und  weip  ezu- 
samue  komen  zu  der  ee  sundir  allirleie  Vor- 
wort und  gelobde“  *). 

Weisen  sie  hiedurch  einerseits  darauf  hin , dass  Ehen  oft  ohue 
besondere  Eheverträge  geschlossen  werden,  so  deuten  sie  doch 
zugleich  an,  dass  der  Abschluss  auch  häufig  von  besondere 
Eheverträgen  begleitet  war.  In  der  That  wird  derselben  in 
den  Quellen,  zumal  in  den  stadtrechtlichen,  häufig  gedacht 
und  wir  werden  sehen,  dass  schon  der  Sachsenspiegel  sie  er- 
wähnt. Meistenteils  enthalten  sie  Stipulationen  gegenseitiger 
Verpflichtungen  und  zwar  auf  Seiten  der  Frau  oder  ihrer 
Eltern  resp.  Vormünder  die  Verpflichtung  zur  Einbringung 
gewisser  Güter  in  die  Ehe,  auf  Seiten  des  Mannes  die  Ver- 
pflichtung zu  gewissen  Leistungen  an  die  Frau  während  der 
Ehe  oder  — was  gewöhnlicher  — für  den  Fall  ihrer  Been- 
digung, zumal  durch  den  Tod  des  Mannes.  Dieser  ihr  Inhalt 
und  die  gegenseitige  Beziehung  dieser  Leistungen  ist  jetzt 
näher  darzulegen. 

Eine  rechtliche  Verpflichtung  der  Eltern  der  Braut  zu 
einer  Mitgift,  eine  Dotationspflicht,  ist  im  ältere  Recht 
nicht  nachweisbar.  Im  spätere  Weichbild  kommt  eine  An- 
deutung vor  *).  Aber  auch  in  diesem  Punkte  vertrat  die  Sitte 
das  Recht.  Eine  „Mitgabe,  Mitgift,  Brautschatz,  Heiraths- 


l)  Sch.-U.  bei  Rühme  VI,  S.  107  a.  E.  f.  System.  Sch.-R.  IV.  2,  3*. 
Kulm  IV,  39. 

*)  In  einem  Sch.-U.  v.  1404  bei  Wassbhschlkben,  S.  273,  cap.  134 
erkennen  die  Schöffen  anf  die  Anfrage  eines  Ehemanns:  „ab  ym  von 
des  rechten  wegen  icht  billich  eyne  bestatunge  volgen  sal  noch  gnti* 
achte?“  dahin:  „kan  die  frawe  dirweiszen  also  recht  ist,  das  ir  ny  keyne 
bestatunge  wordin  were  von  erem  vatcr  von  der  czeit  alzo  her  sie  zcu 
dem  ersten  hat  vorgebin  bis  her  *—  — zo  volgit  ir  die  noch  mogelich 
noch  des  gutis  achte  “. 
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gut,  Ehegeld“  s)  wurde  der  heirathenden  Frau  in  der  Regel 
gegeben  und  später  oft  in  sehr  erheblichem  Werth  *).  We- 
nigstens eine  Aussteuer  bekam  sie  von  jeher  mit  — d.  i.  die 
zur  ersten  Einrichtung  und  nächsten  Fortführung  des  Haus- 
halts unentbehrliche  Fahrniss,  soweit  solche  nach  der  Sitte 
der  Zeit  von  der  Frau  zu  beschaffen  war.  Es  war  das  die 
Gerade,  die  dann  bis  zur  Auflösung  der  Ehe  von  der  son- 
stigen Mitgift  rechtlich  nicht  weiter  unterschieden  ward 5). 
Neben  der  Gerade  bildeten  aber  auch  schon  im  Landrecht, 
wie  wir  gesehen  haben , andre  Fahrniss  und , wiewohl  seltener, 
Grundbesitz B)  Bestand  th  eile  der  Mitgift.  Die  Mitgabe  von 
Liegenschaften  erforderte  gerichtliche  Auflassung  an  die  Frau, 
wobei  jedoch  der  Mann  als  ihr  Vormund  zu  concurriren  pflegte  7). 
Immer  gewöhnlicher  aber  wurde  zuerst  in  den  Städten,  dann 
auch  im  Landrecht  die  Mitgift  an  Geld  und  Kapital,  und 
grade  auf  dieses  Object  beziehen  sich  meistentheils  die  Ehe- 
verträge in  den  Quellen  des  gemeinen  Rechts.  Allgemeineren 
Inhalts  sind  diese  Geschäfte  in  den  particularen  Weichbilden, 
haben  dann  aber  aus  dem  im  vorigen  Paragraphen  angedeu- 
teten Grund  die  Eigenthümlichkeit,  dass  sie  zugleich  ein  be- 
stimmtes Einbringen  des  Ehemanns  festsetzen. 

£. 


»)  Diesen  sonst  die  gelobte  Morgengabe  bezeichnenden  Ausdruck  ge- 
braucht das  Sch.-U.  bei  Wasskkschi.kbk.n,  S.  168,  cap.  35  für  Mitgift 
Heimstcuer  ist  kein  Ausdruck  der  Sächsischen  Rechtsqucllcn.  Der  Ssp. 
und  ältere  Quellen  umschreiben:  „was  einem  Manne  mit  seiner  Frau  ge- 
geben wird“,  „was  er  mit  ihr  nimmt“,  „was  sie  zu  ihm  brachte“. 

*)  Arg.  die  Skalen  in  den  Luxusgesetzen.  Statt  vieler  vgl.  Goslar'sches 
Recht,  S.  107,  ta  f.  Venn.  Ssp.  V,  23,  1.  Pöi.mann  VIII,  6,  1 f.,  wo 
schon  Beträge  von  100,  80,  60  Mark  löthigen  Silbers  gedacht  werden. 

ä)  Vgl.  obeu  § 42 — 45.  So  noch  im  Sch.-D.  bei  Washkrsciu.kbkn, 
S.  366,  cap.  14:  „ — dy  selbe  tochter  — — wart  berathen  von  ereui 
vater  unde  muter  mit  cleyder  mit  gebende  mit  gebettewnnde  unde  mit 
andern  ingethume,  dy  man  kindern  pfleget  czu  gebin.“ 

6)  Ssp.  I,  31,  1:  „egen,  of  se  dat  hevet“. 

7)  Sch.-U.  bei  Böhmk  VI,  S.  91  f.;  bei  Wasserschlkbkn,  S.  80,  cap,  1. 
Magdeb.  Fr.  I,  7,  23.  System.  Sch.-R.  III,  2,  7.  Kulm  III,  44. 

Agrieol»,  Qewere  t.  r.  V.  38 
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Die  allgemeinste  Beschreibung  des  obigen  Geschäfts  liefert, 
wenn  auch  nur  für  die  Drittheilsrechte  ®),  der  Vermehrte  Sach- 
senspiegel 1 , 1 5 9) : 

„ Brudschacz  ist:  wan  bedeute  ore  kinder  zcusammene 
geben  unde  geloben  beydersith  genant  geld,  adder  eyn 
benant  erbe  , adder  ein  benant  zcins , zeu  orer  notdorft 
adder  czu  oren  gebruchen.“ 

Denn  wenn  auch  der  Ausdruck  zweideutig  ist,  muss  hier  doch 
wenigstens  m i t an  ein  gegenseitiges  Gelöbniss  der  beider- 
seitigen Verwandten  gedacht  werden , nicht  lediglich  an  einen 
Vertrag  jedes  Gatten  mit  den  seinigen.  Darüber  lässt  die 
zweite  Stelle  des  Vermehrten  Sachsenspiegels  über  dasselbe 
Geschäft  keinen  Zweifel  — I,  22,  2: 

„Unde  had  or  ores  mannes  vater  gelt  gelobet  zcu 
or  unde  ir  vater  hinwider  ,0)  unde  ist  geleyst,  daz  sal 
on  beydersyth  fulgen“  — 

und  wird  auch  durch  Particnlarrechte  bestätigt  u).  Hier  wird 
also  das  beiderseitige  Einbringen  vertragsmässig  fixirt  und  als 
Brautschatz  bezeichnet,  ln  dieser  Weise  kommt  der  Vertrag 
nun  zwar  im  gemeinen  Rechte  nicht  vor,  vielmehr  wird  da 
nur  die  Mitgift  der  Frau  stipulirt,  sei  es,  dass  einer  Gegen- 
leistung des  Mannes  überhaupt  nicht  gedacht  **),  sei  es,  dass 


*)  Wenn  die*  auch  nicht  ausdrücklich  hervorgeboben  wird,  so  scheint 
es  mir,  abgesehen  von  allgemeinen  Gründen,  aus  I,  22,  2 (bei  Orti.okf, 
S.  53,  »«  f.)  zu  folgen,  wo  derselbe  Vertrag  nur  als  in  den  Drittheils- 
rechten  üblich  besprochen  wird. 

9)  Eisenacher  R.-B.  11,  22.  Pülmakn  IX,  11,  16,  die  das  Vor- 
kommen auch  im  (spätem)  gemeinen  Recht  bezeugen. 

*0)  So  klarer  als  die  Lesart:  „unde  he  on  wedder“. 

ll)  Erfurter  Stat.  v.  1306,  cap.  27  (Walch,  Stadtr.  I,  S.  110)  (vgl. 
Verrn.  Ssp.  I,  14.  3).  Freiberger  Stadtr.,  cap.  20  (ebend.  III,  S.  168). 
Brunner  Schöffenb.  l>ei  Rösslkk  191.  Hamburger  Stadtr.  v.  1270  III,  1. 
Göttinger  Stat.  v.  1462  bei  Pcckndobi'  III,  App.  p.  188  u.  a.  ru. 

Iä)  Schspr.  bei  Wasskkschi.kiikn  , Princip  der  Succ. -Ordn.,  S.  180: 
„ — bekentenn  denne  dy  sone  und  bruder  dem  genanten  irem  swager  sulcher 

zeusage  und  gelobdc  von  der  mittegifft  wegen  seyner  huszfrawenn so 

weren  denne  dieselben  — — dem  genannten  swager  nmb  sulchen  hinder- 
stellige  nteil.  als  im  von  seyner  zeugesagettenn  und  gclobtenn  mitgifft  noch 
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vom  Manne  versprochen  wird,  der  Fran  alsbald  oder  für  den 
Fall  seines  Todes  eine  Zuwendung  zu  machen  1S).  Die  meisten 
dieser  Verträge  halten  bestimmte  Geldsummen  als  Einbringen 
der  Frau  und  Gegenleistungen  des  Mannes  zum  Gegenstand. 
Gerichtlicher  Abschluss  war  nicht  erforderlich  ,4).  Die  Braut 
oder  ihre  Eltern  oder  Vormünder  leisteten  das  Versprechen, 
der  Bräutigam  empfing  es  und  er  war  es,  der  zunächst  daraus 
Rechte  erwarb  16).  Wo  es  sich  um  eine  Mitgift  an  Geld 
handelte , stand  ihm  der  Anspruch  auf  dieses  selbst  zu , da  es 
ja  mit  der  lllation  sein  Eigenthum  wurde  16).  Im  Allge- 
meinen konnte  er  aber  gewiss  nur  die  lllation  beanspruchen, 
d.  h.  die  Ueberlassung  in  seine  Gewere  zu  rechter  Vormund-^ 
schaft,  sofern  nicht  gerade  eine  Uebereignung  an  ihn  selbst 
im  besondern  Zwecke  des  Geschäfts  lag.  Es  erhellt  dies 
namentlich  daraus,  dass  der  Anspruch  auf  die  Mitgift,  ob- 
wohl der  Mann  es  war,  dem  sie  gelobt  worden,  doch  nicht 
auf  dessen  Erben  überging,  wenn  er  vor  der  Frau  verstarb, 
sondern  wie  die  Mitgift  selbst  der  Wittwe  resp.  deren  Erben 
zukam.  Es  wird  dies  in  einer  der  von  Homeyer  16  “)  edirten 
Extravaganten  des  Sachsenspiegels  (Nr.  26  zu  III,  74)  fol- 
gender Maassen  ausgedrückt: 

„ Mit  welchir  vrouwen  ader  junefrouwen  nicht  metegabe 
geloist  wert,  wer  darumme  manen  mag?  — Welch 
juncfrouwe  adir  vrouwe  vorgeben  wert  unde  metegabe  ern 
manne  gelabit  wert  unde  sterbit  er  di  man , er  dy  mete- 

unvorguldenn  ist,  uszrichtung  und  hetzalung  zeu  thon  vorpflichtet.  Vgl. 
auch  v.  Mautitz,  8.  275,  Amu.  27.  28. 

,a)  VgL  die  Beispiele  in  den  Anmerkungen  19  f. 

**)  Vgl.  die  Stellen  über  das  Morgengabe-Gelöbuiss,  das  im  Heiraths- 
vertrag  seine  Stelle  fand,  § 50,  Anm.  19,  S.  533  f.  Ebenso  Verm.  Ssp.  I,  15. 
In  den  Stadtrechten:  vor  den  Hochzeitlcuten  als  Zeugen. 

15)  Vgl.  das  Sch.-U.,  Anm.  12.  — Desgleichen  bei  Wassbkschi.bhkn, 
Rechtsqu.,  S.  168,  cap.  35;  S.  288,  cap.  154.  Glosse  zum  Weichbild  bei 
v.  Daniels,  S.  278,  5 f.  Urk.  in  Strvhkn’s  Nebenstunden  V,  S.  273  f. 

ia)  Vgl.  die  Stellen  der  vorigen  Anm.  Dazn  Lüb'sches  Stadtr.  bei 
Hach,  Cod.  II,  14;  111,  156  (vgl.  II.  1;  III,  1),  wo  eine  zweijährige 
Verjährung  geordnet  ist.  Vgl.  den  Fall  bei  Michki.sen,  Oberhof,  Nr.  95. 
*6»)  Abhand],  der  Berliner  Akademie  1861,  S.  223  f. 

3b* 
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gäbe  gelest  wert,  unde  hat  he  er  eyn  lipgedinge  ge- 
macht von  sime  gute,  da  niete  sye  eynen  andern  mau 
nemt  adir  den  dirten,  bi  welchem  manne  die  vrowe 
kindere  gewinnet,  die  mögen  vordem  er  muter  mete- 
gabe,  ob  su  nacli  ungeleist  ez  [ist],  unde  met  deme 
andern  noch  met  keyme  kindere  gehat  hat,  denne  met 
deme  leezten  manne.“ 

Der  Mann  hatte  den  Anspruch  auf  Leistung  der  Mitgift  nur 
solange  die  Ehe  bestand,  d.  i.  kraft  seiner  Stellung  als  Ehe- 
mann , der  Frau  kam  dagegen  das  vererbliche  Eigenthum  daran 
zu,  und  darum  nach  des  Mannes  Tode  der  Anspruch  auf  Er- 
füllung des  Mitgiftversprechens.  Es  liegt  hierin  zugleich  ein 
Beweis  für  der  Frau  vererbliches  Eigenthum  an  ihrem  Ein- 
bringen — das  hier  augenscheinlich  nicht  grade  als  aus  Immo- 
bilien bestehend  vorausgesetzt  wird  isb).  Zur  Sicherung  des 
geleisteten  Brautschatzversprechens  war  übrigens  die  Stellung 
von  Bürgen  oder  Einsetzung  von  Pfändern  üblich  17). 

Dies  ist  die  eine  Seite  des  Inhalts  der  Ehevertrüge.  Sie 
bieten  aber  in  der  Regel  noch  eine  zweite.  Auch  von  des 
Mannes  Seite  von  ihm  persönlich  oder  bisweilen  von  seinen 
Eltern  — wird  ein  Gelöbniss  geleistet.  Sein  Versprechen 
geht  nun  aber  nicht  wie  das  der  Frau  auf  ein  bestimmtes 
Einbringen  in  die  Ehe.  Dies  hätte , wie  bemerkt , nach  ge- 
meinem Rechte  keinen  Sinn.  Es  geht  vielmehr  auf  eine 
Leistung  an  die  Flau.  Während  der  Ehe  hätte  aber  auch 
diese  ansser  bei  Grundstücken  wenig  Bedeutung.  In  der  Re- 
gel wird  daher  eine  Leistung  versprochen,  die  der  Frau  erst 
nach  Auflösung  der  Ehe  zukommen  soll , und  zwar  meist  nur 
für  den  Fall,  dass  die  Frau  den  Mann  überlebt,  also  nur  zu 
ihren,  nicht  zu  ihrer  Erben  Gunsten.  Es  ist  das  das  Ge- 
löbniss einer  Morgengabe,  welches,  wie  wir  gesehen  haben, 
in  den  Eheverträgen  des  Weichbilds  seine  Stelle  findet.  Wir 
haben  seinen  rechtlichen  Charakter  oben  (§  50)  bereits  dar- 


i«b)  Vgl.  dazu  Homkvkb’s  Anm.  a.  a.  0.  und  oben  §21,  S.  21tf. 
11 ) Venn.  S«p.  1,  15.  Hamburger  Stat.  v.  1270  III,  1 ; v.  1292 
E.  1;  v.  1497  J.  11. 
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gestellt,  dort  jedoch  die  Erörterung  seiner  Beziehung  auf  das 
Versprechen  der  Mitgift  und  des  Einbringens  der  Frau  aus- 
gesetzt. Diese  Beziehung,  die  freilich  nicht  bei  jedem  solchen 
Geschäft  anzunehmen,  geschweige  nachweisbar  ist  ,8)  und  ihre 
Bedeutung  für  das  eheliche  Güterrecht  unter  Lebenden  ist 
jetzt,  wo  wir  die  Autonomie  der  Ehegatten  über  dieses  er- 
örtern, nachzuholen. 

Da  ist  nun  vor  allen  Dingen  festzuhalten,  dass  das  Ge- 
löbniss  der  Morgengabe  im  Stadtrecht  und  nach  ihm  im  jün- 
gern  Landrecht,  d.  h.  in  allen  den  Quellen,  in  denen  das- 
selbe überhaupt  vorkommt,  als  zu  der  Mitgift  der  Frau  in 
Beziehung  stehend  ganz  vorwiegend  in  solchen  Fällen  erwähnt 
wird,  wo  die  Mitgift  in  Geld  besteht,  und  dann  auch  in  der 
Regel  die  Morgengabe  wieder  in  Geld  gelobt  wird.  Nun  geht 
Geld  der  Frau , wie  wir  wissen , durch  die  [Ration  sofort  in  das 
Eigenthum  des  Mannes  über.  Es  wird  nach  Beendigung  der 
Ehe  nicht  restituirt,  weder  der  Frau,  noch,  wenn  sie  zuerst 
verstirbt,  ihren  Erben.  Das  Versprechen  einer  Vergabung 
Seitens  des  Mannes  mit  Beziehung  auf  die  Elation  von  Geld 
Seitens  der  Frau  kann  daher  nicht  den  Sinn  und  Zweck  haben, 
dem  Manne  erst  das  Eigenthum  und  damit  die  völlig  freie 
Disposition  über  dasselbe  zu  verschaffen  und  ihn  von  der  Pflicht 
zur  Restitution  (in  genere ) zu  befreien.  Diese  Stellung  nahm 
er  schon  ohne  besondere  Verabredung  ein.  Vielmehr  konnte  es 
nur  die  entgegengesetzte  Tendenz  haben:  den  Mann  zur  Er- 
stattung eines  vertragsmässig  fixirten  Aequivalents  zu  ver- 
pflichten, zu  der  er  von  Rechtswegen  nicht  verbunden  war. 
Die  Tendenz  war  indessen  eine  noch  best  immtere,  begrenztere, 
Die  versprochne  Gabe  war  regelmässig , ja  fast  immer  eine  Gabe 
auf  den  Todesfall.  Als  solche  kam  sie  der  Frau  nur  zu  Statten, 
wenn  die  Frau  es  war,  welche  die  Ehe  überlebte.  Das  Motiv 
zu  einer  solchen  Vereinbarung  konnte  also  nur  darin  liegen, 
dass  man  das  Geld  dem  übrigen  Einbringen  der  Frau  an 
Fahrniss  vertragsmässig  gleichstellen  wollte,  während  es  nach 


i»)  Beide  Verträge  neben  einander  in  den  Magdeb.  Fr.  I,  11,  4. 
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der  Strenge  des  Rechts  ihm  nicht  gleichstand.  Wie  die  andre 
Fahrnis»  sollte  auch  das  Geld  der  Frau  wieder  zukommen, 
wenn  sie  den  Mann  überlebte , wie  jene  aber  dem  Manne  ver- 
bleiben, wenn  durch  den  frühem  Tod  der  Frau  sein  Mobiliarrecht 
in  Kraft  trat.  Immerhin  bildete  es  aber  auch  so,  wiewohl 
unter  dem  Einfluss  der  allgemeinen  Principieu  des  ehelichen 
Güterrechts , ein  Aequivalent  für  das  Einbringen  der  Frau, 
und  diese  Absicht  Bprach  sich,  wenn  auch  keineswegs  noth- 
wendig  in  der  völligen  Gleichheit  des  Betrags,  so  doch  darin 
aus,  dass  die  Erfüllung  des  Illatenversprechens  der  Frau  die 
Voraussetzung  für  ihren  oder  ihrer  Erben  Anspruch  auf  die  Zu- 
wendung des  Mannes  bildete. 

Dies  Alles  ergiebt  sich,  soweit  es  nicht  schon  aus  der 
oben  dargestellten  rechtlichen  Natur  des  Morgengabever- 
sprechens folgt,  aus  nachstehenden  Quellenzeugnissen.  Schon 
die  Darstellung  der  Magdeburger  Fragen  19)  von  dem  Hergang 
beim  Morgengabegelöbniss  weist  auf  ein  vorausgehendes  Ge- 
löbnis» der  Freunde  der  Frau  hin  mit  den  Worten: 

,, — unde  wenne  des  mannes  frunde  da»  gelobde  ent- 
pfangen  haben,  do  sprechen  etc.  — “, 
die  sich  nach  dem  Zusammenhang  der  Stelle  “*)  nicht  blos 
auf  die  despovsatio  der  Braut  beziehen  lassen.  Grade  umge- 
kehrt wird  anderwärts  da,  wo  bemerkt  ist,  dass  durch  die 
Illation  von  Geld  dieses  in  das  bleibende  und  vererbliche  Eigen- 
thum  des  Mannes  übergehe,  gewisser  Maassen  beschränkend 
hinzugefugt: 

„Blibit  dy  vrauwe  unbegobit  — — die 
vrauwe  noch  ere  geerbin  habin  an  deme  gute  nicht 
oder  eine»  Abkommens  in  der  Weise  gedacht,  dass  der  Mann 
der  Frau  statt  der  Vergabung  und  in  der  [gerichtlichen]  Form 
derselben  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Rückfalls  des  Guts 
nach  aufgelöster  Ehe  bewilligt,  meist  nur  für  den  Fall,  dass 

J9)  I,  11,  1.  Vgl.  oben  § 50,  S.  531. 

19»)  Vgl.  auch  v.  Mautitz,  S.  346  f.,  bes.  Anm.  47. 

*#)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  18.  Kulm  IV,  18.  Schspr.  bei  Böibie 
VI,  S.  99,  Abs.  5. 
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sie  der  überlebende  Theil  ist 21) , einmal  in  den  Quellen  auch  zu 
Gunsten  ihrer  Erben22).  Lässt  sich  in  den  bisher  genannten  Quel- 
lenzeugnissen nur  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  ge- 
lobte Morgengabe  auf  eine  besondere  Zusage  im  Ehevertrage 
zurückschliessen , so  wird  dies  bei  umständlicherer  Darstellung 
der  Geschäfte  auch  ausdrücklich  bekundet.  So  in  dem  Schöffen- 
spruch bei  Wasserschleben  , S.  288,  cap.  154  2S): 

„Hat  eyn  man  eynem  weybe  eyn  eegelt  adir  eyne 
morgengabe  czu  vorgabun  gegloubit  und  [die  Frau]  dem 
manne  eyne  mittegifft  und  wirt  das  vorburgit  bey- 
denthalbin  und  wirt  das  mit  sulchen  Worten  ge- 
saczt:  wenn  die  frawe  ir  mittegifft  ynbrechte  zo  salde 
ir  ir  man  vorschreybin  das  gloubitte  geld;  der  man 
storbe  und  hette  ir  keyns  vorschrebin  und  der  frawen 
frunde  beweisten  eyne  rechte  beczalunge  des  geldis  und 
jene  louckinten  dach  der  burgescbafft,  so  teyle  wir  yn 
eynem  rechten:  mag  die  frawe  und  ir  bürgen  beweys- 
zen  — eyner  leistunge  und  beczalunge  (sc.  der  Mitgift) 
alzo  recht  ist,  des  mannes  bürgen  sullen  leysten  noch 
erem  globde  — .“ 

Man  sieht  Gelöbniss  gegen  Gelöbniss , Mitgift  gegen  Morgen- 
gabe und  Ehegeld;  jene  mit  der  Illation  Eigenthum  des 
Mannes,  dieses  durch  eine  Vergabung  auf  den  Todesfall  nur 
zugesagt,  aber  durch  Bürgschaft  gesichert!  Aehnlich  wird 
aber  auch  in  andern  Schöffensprüchen  und  Urkunden  die  we- 
sentliche Beziehung  des  beiderseitigen  Gelöbnisses,  die  Be- 

*')  Schspr.  bei  Böhme  VI,  8.  151,  Abs.  2.  Magdeburger  Fr.  I. 
11,  4;  I,  12,  5.  Vgl.  dazu  Bkhrenh,  Stendaler  Urth.-B.,  Anm.  6,  zu 
cap.  11,  S.  58  f. 

K)  Glogauer  R.-B.,  cap.  73:  „Ap  eyne  frawe  czu  yreni  manne  brachte 
10  inarg  adir  me  in  serne  gewere  oris  geldis  unde  der  man  ginge  mit 
yr  vor  gehegitte  ding  undc  vorbriffete,  daz  wenne  dy  frawe  abe  gestorbe, 
so  sulle  daz  gelt  sterben  do  ys  von  rechte  hen  sterbin  sulde.  Nach  der 
frawen  tode  stirbit  is  billich  an  der  frawen  neschen  wern.“  Theilung 
des  eingebrachten  Gelds  zwischen  Wittwcr  und  Erben  der  Frau  stipulirt 
die  Vergabung  des  Mannes  an  die  Frau  in  dem  Magdeburger  Sch.-U.  bei 
Galtp,  Stadtr.  II,  S.  266,  Nr.  9. 

*3)  Aufgenouimen  in  die  Glosse  z.  Weichb.,  Art.  22  bei  v.  Daniels, 
S.  278,  6 f. 
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dingtheit  des  Anfalls  der  Morgengabe  durch  die  ülation  der 
versprochnen  Mitgift  sehr  vielfach  hervorgehoben  24). 

*4)  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  5 J2  bei  v.  Daniels,  S.  280,  io  f. 

— unde  sy  dem  manne  eync  metcgifft  gelebt  bette  und  er  ir  wedir 
yne  mor  gingabe.“  Vgl.  Blume  von  Magdeburg,  Part.  I,  cap.  93.  Schspr. 
bei  Wasskrschlkrbn,  S.  168,  cap.  35:  „B.  gab  ir  tachter  zeu  der  ee 
Dr.  und  globit  mit  ir  tachter  8 schng  gr.  erem  eydem  Dr.  Das  globde 
der  vorgenante  Dr.  wedir  der  fraw'en,  das  her  seynern  wevbe,  ir  tachter, 
weide  ufflaszen  alle  seyne  guter  halb  adir  die  er  gewönne.  — — Nu 
ist  yn  des  frawen  B.  tachter,  Dr.’s  weib,  vonallen  von  todis  wegen,  alzo 
daz  lraw  B.  erem  eydem  der  8 schog  gr.  bey  ir  tachter  lebinden  leybe 
zeu  eegelde  nicht  gegebin  had.  Ouch  hat  Dr.  der  todin  frawen,  seynern 
weibc,  nicht  uffgegebin  alz  her  ir  globit  hatte  — — .“  Die  Schölfcn. 
die  versprochnc  Gabe  als  eine  solche  zu  sofortigem  Kigenthum  auffassend, 
urtheilen , die  Mutter  solle  dem  Eidam  das  gelobte  Ehegeld  d.  i.  die 
versprochne  Mitgift  erst  noch  zahlen,  dafür  aber  auch  in  das  Recht  der 
Tochter  auf  das  hälftige  Gut  ihres  Mannes  eintreten.  — Ebenso  tritt 
der  Zusammenhang  zwischen  Geldeinbringen  und  Gabe  (hier  Erbzins  zu 
Leibzucht)  hervor  in  dem  Sch.-U.  ebend.  S.  269,  cap.  131.  — In  ähnlicher 
Weise  lauten  Schäden urtheile  und  Stadtbuchs  - Inscriptionen , wie  sie 
Wbntikotii,  De  instit,  jur.  dot.  Sax.-Vratislav.  zahlreich  mitthcilt.  So  das 
Sch.-U.  8.  49:  „ Ich  bekenne,  daz  czu  einer  gecziten,  do  Hanke  wolde  nemen 
unde  nam  [Luise]  ezu  einer  elichen  vrowen,  daz  N.  A.  G.  G.  von  Hanken 
weine  globtcn  hem  H.  N.  L.  und  N.  von  [Luisen]  weine  und  sproebin: 
was  [Luisen]  gehorde,  das  sulde  man  Hanken  antworten  in  sulcher  wiae, 
daz  Hanke  sulde  gebin  [Luisen]  20  mark  geldis  in  alle  sin  gut  czu  einie 
lipgedinge,  ouch  in  sulcher  wise,  ab  Hanke  vorschide  ane  gebürt,  so 
sulde  [Luisen]  nochfulgen  alles,  das  si  hette  broebt  czu  Hanken  czu  tuen 
und  czu  losin  und  di  20  mark  geldis  czu  irme  libe.  Stürbe  abir  [Luise] 
ane  gebürt,  so  sulde  alles,  das  se  brocht  hette  czu  Hanken  widirvallen  — 
an  ire  nestin  ane  100  mark,  di  sullen  bliben  bi  Hanken“,  oder  S.  26: 
„^zwischen  mir  und  — meinem  swehcr  von  seinir  tochtir  wegin,  die  ich 
zur  ee  genomen  habe,  ist  also  beteidinget,  das  er  mir  mit  seinir  tochtir  • 
200  mark  groschen  geben  und  awsrichtcn  sal ; und  so  mir  dye  worden 
seint,  so  sal  ich  seinir  tochtir,  meinir  hawsfrawe,  800  gülden  zu 
dem,  das  sie  zu  mir  bracht  hat,  vormachin“  (vgl.  auch  v.  Mautitz, 

S.  356  f.),  desgleichen  die  Breslauer  Inscription  v.  1498  bei  W bnimoth, 
ebend.  S.  26:  „H.  D.  hat  uffgereicht  H.,  seiner  elichin  hawsfrawen,  800 
gülden  zu  einer  rechten  morgengobe,  die  zu  haben  uff  allen  seinen  guttern 
farenden  und  unfarenden , nach  Beinern  tode  douiite  zu  thnn  und  zu 

lassen und  globte  ir  diese  gobe  nicht  zu  entwenden  — imm  aasen 

disz  inn  der  ehestiftung  beredt  und  mit  demselben  seinem 
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Die  eben  allegirten  Stellen  haben  alle  ein  Einbringen  der 
Frau  an  Geld  und  Kapital  im  Auge.  Die  meisten  ausschliess- 
lich , mehrere  jedoch  nur  vorzugsweise  *5).  Letztere  sprechen 
neben  Geld  auch  noch  von  andern  Arten  von  Fahrniss,  keine  sti) 
von  einem  Einbringen  an  Immobilien.  Fahrniss  ging  nun 
nach  dem  allgemeinen  Princip  durch  die  blose  Illation  keines- 
wegs in  das  Eigenthum  des  Mannes  über.  Wir  haben  in- 
dessen gesehen  (§  22  g.  E.),  wie  geneigt  man  im  jüngem 
Recht  war,  die  Illation  beweglichen  Guts  Seitens  der  Frau 
überhaupt  als  eine  Abtretung  des  Eigen thuras  zu  deuten, 


clichcn  weibc  4<X)  gülden  von  C.  P.  erben  t'ulkumlichen  und 
mit  guttem  daneke  ausgcricht  sink"  Ebenso  die  daselbst 
S.  27  f.  abgedruckten  Magdeburger  Sehötfemirtheile  v.  144Ö  und  1496. 
Am  deutlichsten  tritt  die  Beziehung  der  in  der  Ehestiftung  gelobten 
Morgengabe  in  den  daselbst  (S.  36)  abgedruckten  Inscriptionen  hervor, 
indem  hier  überall  die  Morgengabe  als  „zu  einer  widerstatunge 
der  hulffe  und  mitgifft“  der  Frau  errichtet  bezeichnet  wird. 
Auch  in  diesen  Inscriptionen  wird  wohl  überall  Geld  und  Kapital,  wenn 
auch  nicht  überall  ausschliesslich,  als  Object  des  eheweiblichen  Einbringens 
bezeichnet  oder  vorausgesetzt.  - Ferner  gehört  in  gewisser  Weise  sogar 
die  oben  Anm.  16*  aus  den  Extravaganten  des  Ssp.  abgedruckte  Stelle 
hiehcr,  nur  dass  dort  — im  altern  Landrecht  — die  vom  Manne  lies  teilte 
Leibzucht  die  Frau  für  ihre  Illatcn  nicht  abfand.  — Als  gegenseitige 
Begabung  mit  dem  ganzen  Vermögen  wird  die  Zusage  des  Ehevertrags 
gedeutet  in  dem  Sch.-ll.  bei  Wasserhchi.biikn,  S.  392,  cap.  39.  Ebenso  er- 
scheint die  Vergabung  des  Mannes  nur  als  Entgelt  für  das  von  der  Frau  ein- 
gebrachte  Kapital  in  d.  Sch.-U.  cljend.  S.  142,  cap.  10(vgl  oben  § 22,  Anm.  5), 
S.  227  in  dem  Seh.-U.  hinter  dem  Weichb.  v.  Zobel  (vgl.  oben  § 22. 
S.  225  f.)  und  ebend.  fol.  125  •>:  „ — sie  müsste  aber  zuvor  dasjenige  ein- 
briugen.  da«  sie  in  der  ehestiftung  einzubringen  geredt  hat.  Dann  wo  sie  das 
nicht  einbracht  hatte,  so  bedörfften  sie  ihr  abermals  solch  Leihgeding 
nicht  halten.“  Ebenso  Glosse  zum  Ssp.  III,  76:  „Dat  (lrütte  het  gedinge, 
dat  is,  dat  or  gedinget  wart  wedder  ore  mitgifft“  und  in  der 
Glosse  zum  Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Daniels,  S.  279,  v>  — m. 

*5)  Vgl.  Anm.  20.  21  u.  23  und  mehrere  aus  Anm.  24.  Ob  das 
Weisthum  von  1304,  § 34  überhaupt  hiehcr  gehört,  bleibt  sehr  zu  be- 
zweifeln. 

*6)  Nur  das  Scli.-U.  bei  Wasserscklebbn,  S.  392,  cap.  39  hat  auch 
Immobilien  im  Auge;  aber  grade  diese  Stelle  scheint  mehr  von  Ver- 
gabungen auf  den  Todesfall  zu  reden. 
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und  diese  Deutung  war  in  dem  Falle  nicht  blos  gerechtfertigt, 
sondern  auch  geboten , wo  das  Einbringen  der  Frau  und  die 
Vergabung  des  Mannes  in  gegenseitig  bedingendem  Verhält- 
niss  standen.  In  solchen  Fällen  bildete  dann  die  Zuwendung 
des  Mannes  den  Ersatz  für  das  von  der  Frau  an  ihren  be- 
weglichen Illaten  aufgegebue  Eigenthum,  das  Geschäft  hatte 
Aehnlichkeit  mit  der  Römischen  dos  venditionis  causa  uesti- 
mata.  Indessen  war  nicht  blos  die  äussere  Construction  des 
Geschäfts  durch  das  Zuhülfenehmen  einer  Vergabung  eine  andre, 
sondern  auch  die  Tendenz.  Das  Deutsche  Geschäft  konnte 
nicht  wie  das  Römische  auf  eine  Erweiterung  der  ehemänn- 
lichen Disposition  während  der  Ehe  abzielen  — denn  sie 
stand  dem  Manne  bereits  im  weitest  möglichen  Umfange  zu  — , 
sondern  nur,  wie  allerdings  auch  das  Römische,  auf  Befreiung 
des  Mannes  und  seiner  Erben  von  der  Pflicht  zur  Natural- 
restitution, soweit  das  Gut  noch  vorhanden  war.  Das  Inter- 
esse lag  aber  bei  dem  Deutschen  Institut  vielmehr  auf 
der  Seite  der  Frau  als  des  Mannes.  Ihr  sollte  ein  Ersatz  des 
ganzen  Einbringens  wenigstens  seinem  Werthe  nach  beschafft 
und  meist  durch  Pfand  oder  Bürgschaft  gesichert  werden, 
wie  ihn  die  Römischen  Gesetze  der  Frau  schon  von  Rechts- 
wegen gewährten.  Man  fühlte  im  Fortgang  der  Entwickelung 
das  Bedürfniss,  die  Restitutionspflicht  des  Mannes  auszudehnen 
und  der  Frau  zu  garantiren , musste  aber  die  Befriedigung 
desselben,  da  die  legislatorische  Abhülfe  gebrach,  durch  die 
Anerkennung  und  Erleichterung  der  Privatautonomie  erwirken. 
Je  gewöhnlicher  und  allgemeiner  diese  wurde,  desto  geneigter 
und  bereiter  war  man  dann  in  der  folgenden  Periode  zur  Auf- 
nahme der  Römischen  Grundsätze  über  die  Restitution  der  dos , 
die  Verantwortlichkeit  des  Mannes  für  diese  und  die  gesetz- 
lichen Dotalprivilegien,  sowie  zur  Anwendung  der  Römischen 
Bestimmungen  über  die  dos  auf  das  gesamte  Einbringen 
der  Frau. 

Diesen  Sinn  und  diese  Bedeutung  haben  die  hier  besprochnen 
Geschäfte,  soweit  sie  sich  auf  Geld,  Kapital  oder  sonstige  fahrende 
Habe  beziehen.  Sie  sichern  der  Frau  allerdings  oft  nebeu  der  Ge- 
währung weitergehender,  erbrechtlicher  Vortheile,  den  Werth 
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ihres  Einbringens  und  sie  schaffen,  wenigstens  was  die  nicht 
fungibeln  Sachen  betrifft,  dem  Manne  das  bleibende,  vererb- 
liche Eigenthum.  Für  den  hauptsächlichsten  Tlieil  der  ehe- 
weiblichen Fahmiss,  zumal  der  ältern  Zeit,  für  die  Gerade, 
war  dies  freilich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht  zulässig, 
aber  auch  minder  nöthig.  Das  Einbringen  an  Gerade  er- 
gänzte sicli  aus  des  Mannes  Vermögen  und  dem  Erwerbe  wäh- 
rend der  Ehe  von  selbst.  Eine  Restitution  durch  Aequivalentc 
war  ebenso  unnöthig  als  gegen  den  ganzen  Sinn  des  Instituts. 
Hierin  allein  kann  der  Grund  liegen,  warum  die  Quellen  aus- 
drücklich hervorheben,  dass  die  Wittwe  trotz  ihrer  Begabung 
durch  den  Mann  ihre  Gerade  nicht  einbüsse.  Es  kann  nur 
der  Gedanke  dahinter  liegen , dass  man  sie  auch  für  ihr  Recht 
auf  diese  abgefundeu  glauben  könnte  37).  Sowenig  als  die  Re- 
stitution der  Gerade  war  die  der  Immobilien  der  Frau  ge- 
fährdet. Die  Zusicherung  einer  Leistung  an  sie  statt  der 
Naturalrestitution  hätte  hier  — anders  als  bei  Fahrniss  — 
zugleich  den  Sinn  haben  müssen,  die  Dispositionsgewalt  des 
Mannes  über  das  Gut  zu  erweitern,  sie  von  dem  Consens  der 
Frau  oder  ihrer  Erben  bei  Veräusserungen  zu  befreien.  Immo- 
bilien wären  wirklich  in  die  rechtliche  Lage  der  dos  vendi- 
tionis  causa  aestimata  gelangt.  Man  wird  nun  allerdings 
keinen  Grund  zu  der  Annahme  haben,  dass  man  solche  Ver- 
träge auch  über  Liegenschaften  und  im  angegebnen  Sinne  für 
unzulässig  gehalten  habe,  wie  sie  denn  auch  in  Sächsischen 
Particularrechten  nachweisbar  sind  *8).  Allein  in  der  Richtung 
des  gemeinrechtlichen  Instituts,  bei  dem  jener  Gesichtspunkt 
eben  nicht  vorwaltete,  lag  seine  Anwendung  auf  Immobilien 


*7)  Scli.-U.  bei  Böhmk  VI,  S.  116,  Abs.  8;  8.  139,  Abs.  7.  System. 
Scb.-R.  IV,  2,  2.  Kulm  IV,'  38.  — System.  Sch.  - R.  IV,  2,  22.  Kulm 
IV,  64  (vgl.  damit  Ssp.  III,  74).  ln  particularen  Rechten  verfolgte 
man  aber  schon  frühzeitig  in  diesem  Punkte  ein  andres  Princip.  So 
schon  das  Görlitzer  Stadtrech tab.  v.  1434,  § 77  f.  (Genoi.kk,  Stadtrechte, 
8.  158  £). 

***)  So  in  den  hübschen  lnscriptionen ; vgl.  Pauli,  Abhandlung  aus 
dem  Lüb'schen  Recht  U,  S.  27  f. 
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nicht,  und  nirgends  begegnet  in  den  bisher  genannten  Quellen 
ein  sicheres  Beispiel  eines  solchen  Geschäfts  **). 

In  derselben  Weise  wie  in  dem  Weichbild  und  in  dem 
jfingem  Landrecht  hätte  das  ältere  Landrecht  das  Geschält 
überhaupt  nur  kennen  können,  wenn  die  Verpflichtung  des 
Mannes  auf  die  Vergabung  eines  Immobile  zur  Abfindung  der 
Frau  für  ihre  Mitgift  gerichtet  worden  wäre.  Denn  während 
der  Ehe  war  nach  altem  Hecht  nur  eine  Vergabung  an  Grund- 
stücken . zumal  zu  Leibzucht  und  natürlich  nur  unter  Consens 
der  Erben  verstattet.  Es  ist  sehr  zweifelhaft,  ob  schon  der 
Sachsenspiegel  ein  solches  Geschäft  im  Auge  hatte,  wenn  er 
von  einer  Gabe  des  Mannes  an  die  Frau  „in  ursale“  spricht29*), 
obwohl  spätere  Quellen,  namentlich  die  Glossen,  wenigstens 
zum  Theil,  diese  Stelle  auf  eine  Abfindung  der  Frau  für  ihre 
Mitgift  in  dem  Sinne  ihrer  Zeit  deuten  *°).  Jedenfalls  fehlt 
aber  in  der  Stelle  eine  Hinweisung  auf  ein  desfallsiges  Ab- 
kommen im  Ehevertrage  selbst,  und  nur  von  diesem  ist  hier 
die  Rede.  Ein  solches  Abkommen  war  aber  auch  schon  dem 
Sachsenspiegel  keineswegs  fremd.  Dies  lehrt  die  gelegentliche 

**•)  Namentlich  scheint  da»  in  dem  Sch. -13.  bei  Wasskrsciii.kbkn, 
S.  392,  cap.  39  erörterte  Geschäft  keine  ähnliche  Tendenz  gehabt  zu 
haben. 

za»)  Vgl.  darüber  oben  47,  Amu.  2,  S.  471. 

so)  Sh[>.  I,  44:  „ — to  der  klage  sal  »e  dat  gerichte  Vormunden 
unde  dar  ir  ire  man  gift  egen  in  ursale  oder  to  irme  live.  — 
Die  Herliner  Glosse  zum  Ssp.  a.  a.  0.:  „ursale  heit  irstadinge".  Die 
Glosse  zum  Weichbild,  Art.  221x>i  v.  Damki.s,  S.  274,  i«  (vgl.  zu  Art.  26. 
8.  303,  m f.):  „ widerstatunge,  unde  die  ist  genant  eyne  ursale  nach  oldem 
sächsischem  rechte“.  Es  fragt  sich  nur:  Ersatz  für  was?  Die  Lüne- 

burger Glosse  zum  Ssp.  a.  a.  0.  deutet  den  Satz  auf  Bestellung  einer 
neuen  Leibzucht  für  das  vom  Manne  verkaufte  Leibgut  der  Frau  (Kk.ut, 
Vonnsch.  II,  S.  42(>,  Anm.  1 ; v.  Mautitz  a.  a.  0.,  S.  187  f.).  Ebenso 
die  Buch'sche  zum  Ssp.  I.  41  und  11J,  7ti:  • „ wedderstadinge  — — dat 
ursale  het“.  Dagegen  erklärt  die  jüngere  Glosse  zum  Lehnrecht.  Art.  56, 
die  Stelle  im  Sinne  unseres  Geschäfts:  „Des  richters  vomiuntsehaft  gegen 
der  frawen  ist  zweierlcv.  Die  erst,  da  ir  Ir  man  eigen  giebt  zu  wider- 
stattung  irer  mitgifft.“  Ebenso  das  Register  alter  Vocabuln  im 
Anhang  zum  ZoBEi/sehen  Weichbild:  „Ursal  ist,  da  der  man  seim  weih 
eine  gäbe  gibt  gegen  irem  eingebrachten  eegelde.“ 
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Erwähnung  desselben  im  Sachsenspiegel  III,  74.  Nachdem 
hier  für  den  Fall  der  Annullirung  einer  Ehe  eine  umfaasende 
Restitution  des  Frauenguts  geordnet  ist,  d.  h.  Rückgabe  des 
noch  in  Natur  Vorhandenen  und  Ersatz  für  das  nicht  mehr 
Vorhandene  S1),  wird  fortgefahren : 

„ — oder  also  vele  des  mannes  gudes  als  ir  gelovet 
wart,  do  sie  to  samene  quamen. “ 

Eine  weitere  Andeutung  über  dieses  Geschäft  enthält  der  Sach- 
senspiegel aber  nirgends  31  *).  Man  sieht  sich  für  seine  Be- 
urtheilung  auf  die  wenigen  Worte  beschränkt.  Indessen  lässt 
der  Zusammenhang  die  Natur  und  Tendenz  des  Geschäfts  doch 
ziemlich  deutlich  erkennen.  Zuvörderst  ist  offenbar  nicht  von 
der  Zusage  einer  Vergabung,  sondern  von  einer  bei  Eingehung 
der  Ehe,  also  in  einem  Heirathsvertrag , direct  versprocbnen 
Leistung  die  Rede.  Die  Constructiou  des  Rechtsverhältnisses 
ist  also  jedenfalls  eine  andre  als  die  im  Weichbild,  und  musste 
es  wohl  sein,  da  der  Sachsenspiegel  Vergabungen  des  Mannes 
an  die  Frau,  wenigstens  an  Mobilien,  nicht  kannte.  Aber  die 
Tendenz  des  Geschäfts  war  doch  wohl  dieselbe  wie  bei  der 
Fassung  des  letztem  im  Weichbild.  Es  wird  nur  bei  Er- 
örterung der  Anuulliruug  einer  Ehe  erwähnt.  Dass  es  nicht 
blos  für  diesen  ganz  anomalen  Fall  abgeschlossen  sein  konnte, 
versteht  sich  von  selbst.  Derselbe  wird  aber  nur  dem  Falle 
gleich  behandelt,  da  die  Ehe  durch  des  Mannes  Tod  getrennt 
wird  3i).  Es  lässt  sich  daher  wohl  sicher  annehraen,  dass  das 
Geschäft  grade  für  diesen  Fall  berechnet  war  und  nur  für 
diesen,  nicht  für  den  Fall  des  frühem  Ablebens  der  Frau 
— grade  so  wie  das  Geschäft  der  spätem  Quellen  **).  Dass 
damit  ein  Ersatz  für  das  eingebrachte  Frauengut  bezweckt 
wurde,  sagt  die  Stelle  ausdrücklich.  Aber  für  welches  Frauen- 
gut? Für  die  eingebrachte  Gerade  gewiss  - nicht , denn  diese 
wird  ausserdem  der  Frau  restituirt  wie  bei  dem  spätem  Ge- 


31)  Vgl.  oben  § 33,  S.  323  f. 

31 »)  Vgl.  jedoch  die  oben  Anm.  IG*  abgedruckte  Extravagante  zu 
dieser  Stelle,  die  aber  grade  die  Tendenz  der  Abfindung  nicht  bekundet. 
3»)  Kbaut  n,  S.  458  f. 

33)  Anders  Bksei.kk,  Erbvertr.  I,  S.  157. 
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schäft  (vgl.  S.  603).  Aber  auch  schwerlich  für  inferirte  Grund- 
stücke33“). Denn  diese  konnten  dem  Manne  nicht  zu  Eigentlmm 
verbleiben,  wenn  sie  ihm  nicht  gerichtlich  aufgelassen  waren34) 
und  dazu  passt  doch  kaum  der  Ausdruck : „svat  sie  to  irme 
manne  brachte“.  Das  Geschäft  bezog  sich  also  wahrschein- 
lich wie  das  spätere  nur  auf  Fahrniss  ausser  Gerade , vielleicht 
schon  mit  auf  Geldeinbringen,  und  da  der  versprochne  Er- 
satz das  ganze  Einbringen,  namentlich  auch  das  nicht  mehr 
vorhandene  decken  soll,  hat  es  vennuthlich  wie  das  spätere 
weniger  eine  Tendenz  auf  E Weiterung  der  Gewalt  des  Mannes,  als 
auf  Sicherung  des  Einbringens  der  Frau  durch  vollen  Werth- 
ersatz 3&).  Dafür  spricht  auch,  dass  es  im  Weichbild  durch 
das  neuere  Geschäft  ersetzt  zu  sein  scheint 3®).  Mit  diesem  hat 
es  daher  Motiv  und  Zweck,  nicht  aber  die  Formalisirung  gemein. 

Die  besprochene  Stelle  des  Sachsenspiegels  ist  wörtlich  in 
mehrere  aus  demselben  schöpfende  Rechtsbücher  überge- 
gangen 37).  Wo  sie  al>er  in  die  particularen  Stadtrechte  auf- 
genommen ist,  wie  im  Goslar’schen  Kechtskreis  **)  und  in  dem 
der  Drittheilsrechte  3Ü) , hat  sie  eine  dem  dort  herrschenden 
System  entsprechende  Umgestaltung  erfahren,  ln  diesen  Hech- 
ten fallt  ja  das  von  den  Ehegatten  zusammengebrachte  Gut 
wenigstens  nach  beerbter  Ehe  nicht  wieder  aus  einander,  son- 
dern die  Wittwe  erhält  eine  gewisse  Quote  des  Gesamtgute 
— die  Hälfte,  oder  ein  Drittheil  oder  einen  Kopfbheil.  Diese 
Quote  ersetzt  ihr  ebensowohl  ihr  Einbringen  als  ihre  Erb- 
rechte. Wenn  nun  nichtsdestoweniger  ein  solches  Abfindungs- 
geschäft  auch  hier  vorkam,  ja  in  diesen  Rechten  grade  etwas 
ganz  Gewöhnliches  und  Uebliches  war,  so  wurde  durch  ein 


33  *)  A.  M.  ist  v.  Martitz  a.  a.  0.,  S.  192. 

M)  Sch.-Ü.  bei  Böhme  VI.  S.  92,  Abs.  1.  System.  Sch.-R.  III.  2,  i. 
Kolm  III,  44.  Magdeburger  Fr.  I.  7,  28.  Sch.-U.  bei  Wassrrnchi.kb**. 
S.  80,  cap.  1. 

«)  A.  M.  Kraut  II,  S.  462. 

3«)  System.  Sch.-R.  IV,  2,  22.  Kulm  IV,  64. 

*7)  Vgl.  oben  § 33,  Anm.  1,  S.  324. 

**)  Vgl.  ebend.  zu  Anm.  3. 

3B)  Venn.  Ssp.  I,  22,  2 a.  E. 
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solches  die  Frau  nicht  blos  für  ihr  Einbringen,  sondern  auch 
für  ihren  Erbtheil  abgefunden.  Aber  auch  hier  gingen  durch 
dasselbe  die  lllaten  der  Frau  (und  hier  auch  ihre  Grundstücke) 
in  das  Eigenthum  des  Mannes  über  und  die  Frau  bekam  nur 
einen  Ersatz  im  Aequivalent.  Die  Leistung  des  Mannes  wurde 
hier  regelmässig  als  Morgengabe,  später  fast  immer  als  Leib- 
gedinge, Leibzucht  (lateinisch  dotalicium)  bezeichnet,  schuf 
jedoch  , wenn  sie  an  Fahrniss , namentlich  Geld,  bestellt  wurde, 
nicht  etwa  blos  ein  Niessbrauchsrecht.  So  steht  es  vielleicht 
schon  in  den  ältesten  Westfälischen  Particularrechten  f°),  so  im 
Goslar’schen  Stadtrecht  41),  vielleicht  im  Lüneburg'schen 
Rechte  42) , jedenfalls  in  den  Thüring’schen  Stadtrechten  und 
den  Drittheilsrechten  4S).  Namentlich  basirt  das  Brünner  Recht 
sein  ganzes  System  auf  die  Grundlage  eines  solchen  Abfin- 
dungsvertrags durch  die  Morgeugabe,  dotalicium  des  Mannes, 
durch  dessen  Errichtung  das  ganze  Einbringen  (dos)  der  Frau 
in  des  Mannes  Eigenthum  übergeht 44).  Selbst  in  Magdeburg 
bildete  sich  später  eine  partieulare,  vom  gemeinen  Weichbild 
ausdrücklich  unterschiedne  Gewohnheit  aus,  kraft  deren  der 
Abfindungsvertrag  dahin  ging,  dass  der  Ehefrau  die  Hälfte 
des  zusammengebrachten  Guts  statt  ihres  Einbringens  zugesagt 
und  sichergestellt  wurde  45). 


40)  Die  gegenseitige  Morgengabe,  wie  sie  z.  B.  sehon  das  Mäde- 
baclier  Stadtr.  von  1165,  § 14  und  das  Münster'schc  Stadtr.  von  1326,  § 9 
erwähnen  (Gbholir,  Stadtr.,  S.  282  , 305),  scheint  nur  unser  Vertrag 
zu  sein. 

41)  Göschen,  S.  11,  »o  f.  n f. ; S.  10,  »i  f.  Venn.  Ssp.  I,  23,  5; 
I,  22,  2. 

4J)  Kddag.,  Art.  9;  Stat.  11.  Wenigstens  schliesst  es  hieraus  Hänki., 
Ostfälische  Gütergemeinschaft,  in  Rudokff,  Zeitschr.  für  R.-G.  I,  S.  288. 

43 ) Verm.  Ssp.  I,  11,  1:  „ — ab  man  sy  nicht  vorgibt  mit  lipge- 
dinge  noch  mit  lipcznclit  noch  mit  uszgescheyden  pfennigen  — Vgl. 
1,  22,  2 a.  E.  Sch.-U.  bei  Wasskhsciu.kbbn,  S.  161,  cap.  26. 

44 1 Brünner  Schöffenspruch,  cap.  199.  201.  203  u.  a.  in. 

*&)  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  22  bei  v.  Daniels,  S.  280,  «a  f. 
Das  Nähere  über  diese  jüngere  Magdeburger  Willkür,  ihre  spätem  Schick- 
sale und  ihren  EinHuss  auf  andre  Rechtsgebiete  vgl.  bei  v.  Mautitz, 
S.  362  — 370. 
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So  kehrt  der  Abfindungsvertrag  über  die  Illaten  der  Ehe- 
frau in  den  mannigfaltigsten  Gestaltungen  und  mit  verschie- 
dener Nüancirung  seiner  Tendenz **)  seit  der  ältesten  Zeit 
ziemlich  in  allen  Sächsischen  Rechtsgebieten  wieder.  Allen 
gemeinsam  und  als  ein  Grundzug  des  ganzen  Geschäfts  ist 
anzusehen,  dass  der  Mann  wenigstens  für  den  Fall  seines 
frühem  Ablebens  der  Frau  eine  Leistung  aus  seinem  Nachlass 
anstatt  der  Rückgabe  ihres  Einbringens  resp.  auch  statt  ihrer 
sonstigen  Erbrechte  verspricht,  wogegen  ihr  Gut  ganz  oder 
theilweise  mit  der  Illation  in  das  Vermögen  des  Mannes  über- 
geht. Die  Leistung  des  Letztem  und  seiner  Erben  ist  durch 
die  Illation  der  versprochnen  Mitgift  bedingt.  Damm  mussten 
beide  aber  an  sich  nicht  gleich  sein , waren  vielmehr  zum 
( lefteru  nicht  einmal  gleichartig  4li  *).  Oft  mochte  aber  auch, 
wenigstens  wenn  sie  in  Geld  bestanden , Gleichheit  stattfinden. 
Schon  das  Rigische  liidderrecht 41)  geht  bei  einer  gelegentlichen 
Bestimmung  von  dieser  Voraussetzung  aus.  In  den  romani- 
s i r e n d e n Quellen  unsrer  Periode  wird  dies  aber  zum  Prineip 
gemacht.  Durch  sie  alle  *f)  geht  nämlich  ziemlich  überein- 
stimmend der  Satz  hindurch: 

„Dy  derte  gäbe  heissit  dotacio  zcu  latine.  und  czu 
dutseh  brutschatz  adir  lipgedinge.  Desse  gäbe  sal 
glich  sin  der  metegift;  wez  an  dermetegifft 
gebricht,  des  sal  an  dessin  lipgedinge  ouch 
gebrechin.“  4iu) 

46 1 Die  Darstellung  im  Einzelnen  gehört  in  die  Erörterung  der 
Particularrechtc. 

46  “)  Beispiele  aus  den  Inscriptioncn  im  Breslauer  Stadtbuch  aus 
W kndhoth  a.  a.  0.,  S.  28.  35.  32.  26 ; v.  Mautitz,  S.  357,  Anm.  4.  5.  6. 

47)  cap.  53:  „Wenn  overst  jar  nnde  dach  nmhkuinpt,  so  geve  man 
er  erc  morgengave  an  gelde  als  er  gelavet  was;  dat  geld  mach  se  kereu 
wor  se  wil.  Wert  er  överst  dat  gudt  darvör  gesettet,  dat  er  benömet 
was,  dat  mach  se  nicht  mer  vorgeven  denn  so  vele  ere  medegave 
was  — Das  fiir  die  gelobte  Morgengabe  versetzte  Pfand  haftet  also 
nicht  weiter  als  die  Mitgift  betrug. 

48)  Glosse  znm  Ssp.  I,  20  (Ausg.  v.  1516,  fol.  23  8 a.  E.)  zum 
Weichbild,  Art.  22  (bei  v.  Daniels,  S.  273,  s«  f.)  zum  Sachs.  Lehnr., 
Art.  30.  Eisenacher  R.-B.  II,  20. 

4K  *)  Ueber  das  Breslauer  R.  vgl.  Wendroth  a.  a.  0.,  S.  37  f. 
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Dieser  Satz,  so  formulirt,  ist  freilich,  aus  der  Herübernahme 
der  Römischen  Grundsätze  über  die  propter  nuptias  donatio 
erwachsen.  Geschaffen  ist  aber  durch  solche  in  Sachsen 
das  Geschäft,  welches  dort  geschildert  wird,  nicht  erst. 
Vielmehr  lebt  in  dem  neuen  fremden  Gewände  und  römisch 
formulirt  nur  das  alte  Sächsische  Institut  fort,  das  wir  bisher 
in  seinen  verschiednen  Phasen  beobachtet  haben,  wie  sich 
namentlich  daraus  ergiebt,  dass  es  noch  durch  die  Sächsischen 
Constitutionen  von  1572  49)  ganz  im  ältern  Sinne  als  Abfin- 
dungsvertrag für  das  Einbringen  auf  Grund  allgemeiner  Uebung 
anerkannt  und  von  Neuem  sanctionirt  wird.  Erst  in  noch 
jüngerer  Zeit  erwuchs  aus  der  Rücksicht,  dass  das  Leibgedinge 
nicht  grade  nothwendig  den  Zweck  der  Abfindung  haben 
musste , hierüber  vielmehr  von  jeher  der  Vertragswille  der 
Contrahenten  entschied , und  aus  der  fortgehenden  Vermischung 
mit  den  Römischen  Bestimmungen  über  die  propter  nuptias 
donatio  der  Grundsatz,  dass  die  Wittwe  neben  dem  Leib- 
geding  auch  ihre  Mitgift  fordern  oder  gegen  Innelassung  bei- 
der Vortheile  eine  durch  die  gesetzlichen  Zinsbeschränkungen 
nicht  getroffne  Verzinsung  (zu  10  Procent)  beanspruchen  könne. 
Dieses  eigenthümliche  Sächsische  dotalicinm  der  adligen 
Wittwe  ist  kein  alt-sächsisches  Institut,  sondern  erst  ein  Pro- 
duct der  romanisirenden  Praxis  namentlich  des  17.  Jahr- 
hunderts, in  das  sich  der  alte  Abfindungsvertrag  unter  dem 
Einflüsse  der  Römischen  Lehre  von  der  propter  nuptias  donatio 
umgebildet  hat  M).  Viel  nähere  Verwandtschaft  hat  das  alte 
Geschäft  mit  den  Süddeutschen  Instituten  des  Witthums,  der 
Widerlage  und  contrados.  Wie  aber  diese  Namen  in  den 
Sächsischen  Quellen , wenigstens  den  reinen , nirgends  Vor- 
kommen, so  sind  auch  die  damit  bezeichneten  Geschäfte 
selbst,  im  Einklang  mit  dem  Süddeutschen  System,  eigenthüm- 


49)  Const.  II,  42  u.  44.  Vgl.  dazu  Schlutter  , Constitutionen  von 
1572,  S.  271  f. 

w)  Vgl.  Eckardt,  Das  Witthum,  in  der  Zeitschrift  für  Deutsches 
Recht  X,  S.  470,  § 18.  v.  Mautitz,  S.  202,  Amu.  43;  S.  195,  Am».  6 
a.  E.  Hacuold,  Sachs.  Privatr.,  Ausg.  3,  § 398  f. 

Agricola,  Qewere  t.  r.  V.  39 
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lieh  ausgebildet  und  es  erscheint  trotz  ihrer  mannigfachen 
Uebereinstimmung  mit  dem  hier  erörterten  Sächsischen  un- 
zulässig , beiderlei  Institute  ganz  zu  identiliciren  61). 

So  haben  wir  den  Vertrag  zur  Abfindung  der  Frau  für  ihr 
Eingebrachtes  durch  die  ganze  Entwickelung  unserer  Rechts- 
periode hindurch  verfolgt  Das  Eine  bleibt  sich  in  allen  Ge- 
staltungen des  Geschäfts  gleich:  die  Illaten  der  Frau  werden 
als  in  das  Eigenthum  des  Mannes  übergegangen  vorausgesetzt, 
ihr  aber  dagegen  ein  Aequivaleut  für  den  Fall  der  Auf- 
lösung der  Ehe  (meist  nur  wenn  sie  durch  des  Mannes  Tod 
erfolgt)  zugesagt  und  in  der  Regel  noch  besonders  garantirt. 
Der  Zweck  des  Geschäfts  schwankt,  indem  bald  mehr  der  Ge- 
sichtspunkt vorherrscht , der  Frau  ihr  Einbringen  seinem  vollen 
fixirten  Werthe  nach  zu  sichern,  bald  mehr  der,  den  Mann 
von  der  Restitution  in  natura  zu  befreien.  Nur  wo  eine  Ab- 
findung für  Grundstücke  beabsichtigt  wird , ist  damit  die  Ten- 
denz auf  Erweiterung  der  Dispositionsfreiheit  des  Mannes 
während  der  Ehe  gerichtet.  So  vielleicht  nur  in  Particular- 
reebten,  die  anderwärts  dieses  Ziel  in  noch  directerem  Wege 
erreichen  5i).  In  unserem  Geschäft  ist  als  der  charakteristische 
Zug  der  festzuhalten:  das  Frauengut  ist  dadurch,  dass  es 
in  das  volle  und  vererbliche  Eigenthum  des  Mannes  fibergeht, 
seiner  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  entrückt. 
Das  Geschäft  setzt  die  Ausschliessung  dieser  voraus 
oder  führt  sie  eben  herbei. 


§ 56. 

Das  Einhandsgut  der  Frau. 

Wird  durch  das  im  vorigen  Paragraphen  geschilderte  Ge- 
schäft das  eheliche  Güterverhältniss  ausgeschlossen  oder  als 
ausgeschlossen  vorausgesetzt,  weil  die  Rechte  des  Ehemanns 


6*)  So  geschieht  es  von  Eckarüt,  a.  a.  O.,  § 16. 

62)  So  der  im  Lilhisch  - Haraburg’schen  Rechtskreis  überaus  ge- 
wöhnliche Vertrag,  dass  die  inferirten  Grundstücke  der  Frau  ,.  like  kop- 
schatte“ sein  sollen. 
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am  Frauengut  durch  sein  Eigenthum  an  diesem  absorbirt  und 
überdeckt  werden,  so  erfolgt  der  Ausschluss  der  ehelichen 
Güterordnung  mit  der  Constituirung  von  Einhandsgut  der 
Frau  dadurch,  dass  bei  dieser  vertragsmässig  oder  durch  ein- 
seitigen Act  der  Frau  d i e ehemännlichen  Rechte  direct 
negirt  und  aufgehoben  werden.  Denn  auch  hier  macht 
sich  wieder  geltend,  dass  durch  die  Ehe  nur  die  rechtliche 
Lage  des  Frauenguts  alterirt  wird,  nicht  die  des  Vermö- 
gens des  Ehemanns.  Wird  die  Einwirkung  auch  nur  auf  das 
erstere  beseitigt,  so  ist  damit  schon  das  ganze  eheliche  Güter- 
verhältniss  aufgehoben.  Nach  dem  Süddeutschen  System,  nach 
welchem  auch  das  Vermögen  des  Ehemanns  durch  das  eheliche 
Güterrecht  influirt  wird,  kann  es  auch  Einhandsgut  des  Mannes 
geben  und  giebt  es ; im  Sächsischen  Recht  ist  nur  Einbands- 
gut  der  Frau  denkbar,  wie  hier  umgekehrt  auch  nur  lllaten 
der  Frau  denkbar  sind. 

Nun  fassen  sich  die  ehemännlichen  Rechte1  am  Frauengut 
in  stehender  Ehe  in  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
zusammen , während  sie  sich  nach  Beendigung  der  Ehe  auf  des 
Mannes  Mobiliarrecht  reduciren,  wenn  sich  die  Ehe  durch  den 
frühem  Tod  der  Frau  löst.  Die  Constituirung  von  Einhandsgut 
schl  iesst  daher  einerseits  dieses  Mobiliarrecht, 
andrerseits  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
aus,  und  lieht  also,  da  letztere  die  freie  Disposition  der 
Frau  an  des  Mannes  Consens  bindet,  andrerseits  dem  Manne  Be- 
sitz, Gebrauch,  Genuss  und  Verfügung  rücksichtlich  des  Frauen- 
guts gewährt,  ebensowohl  jene  Beschränkung  der  Frau 
als  diese  Rechte  des  Mannes,  und  da  hierauf  die  Ein- 
heit, die  Ungezweitheit  des  beiderseitigen  Guts  basirt,  eben 
diese  auf.  Es  besteht,  soweit  die  Wirkung  des  Geschäfts  reicht, 
nur  gezwoites  Gut;  dasselbe  wird  nicht  in  des  Mannes 
Gewere  eingebracht;  es  kommt  nicht  unter  und  an  die 
Hand  des  Mannes,  sondern  bleibt  in  der  Hand  der 
Frau.  Es  ist  „hesonde  res“,  „sonderliches“,  „Sonder- 
oder E in  handsgut“  der  Frau  ‘).  Aus  diesen  Wirkungen  des 

>)  Ein  stehender  technischer  Ausdruck  fehlt.  Das  Wort  „Einhands- 
gut “ kommt  überhaupt  in  den  altern  Quellen  nicht  vor,  entspricht  aber 

39* 
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Einhandsput  faBt  nur  an  Fahnüas  üblich. 


Geschäfts  lässt  sich  von  seihst  darauf  schliessen,  welche  Mo- 
tive und  Absichten  ihm  im  Allgemeinen  zu  Grunde  liegen  mussten. 
Indessen  lassen  sich  diese  nach  der  Anwendung  und  Ueblich- 
keit  des  Geschäfts  noch  näher  dahin  bestimmen , dass  das  Ab- 
sehen bei  demselben  weniger  auf  die  Ausschliessung  der 
Nutzungs-  und  Genussrechte  des  Ehemanns,  als  vorzugsweise 
auf  die  Ausschliessung  seiner  Gewalt  und  Herr- 
schaft, die  sich  vorzüglich  bei  der  Fahrniss  während  wie  nach 
der  Ehe,  gemäss  der  Strenge  des  Rechts,  in  so  schrankenloser, 
absoluter  Weise  geltend  machte,  gerichtet  war.  Nutzung  und 
Fruchtgenuss  sind  diejenigen  Rechte  des  Mannes,  welche  rück- 
sichtlich der  Immobilien  der  Frau  vorzugsweise  in’s  Gewicht 
fallen.  Wäre  ihre  Beseitigung  das  vorwiegende  Motiv  für  das 
Geschäft  geweseu,  so  würden  wir  dem  Institut  vorzugsweise  im 
Betreff  der  Immobilien  der  Ehefrau  begegnen.  Grade  das 
Umgekehrte  findet  Statt.  Nur  sehr  selten  und  ausnahmsweise  wer- 
den zumal  im  gemeinen  Recht  liegende  Güter  der  Frau  als 
Einhandsgut  erwähnt  *).  Wenn  auch  nicht  schlechthin  unzu- 
lässig bei  Immobilien,  war  es  doch  seiner  ursprünglichen  und 
hauptsächlichen  Tendenz  nach  für  das  Mobiliar  vermögen 
bestimmt.  Ueber  dieses  hatte  der  Manu  von  Rechtswegen  schon 


<lmi  Wendungen  „nicht  an  die  Hand  (d.  i.  Gewalt,  Gewere;  vgl.  Hai.tais, 
Glossar  s.  v.,  S.  796  f.)  des  Mannes  bringen  oder  geloben  lassen“.  Vgl. 
oben  § 35,  Anm.  27.  28.  29  nebst  den  Stellen  im  Text  zu  diesen  An- 
merkungen (S.  357).  Dort  auch  mehrfach  der  Ausdruck  „sunderlich“  oder 
„ besundirs  “ geloben  oder  haben.  Im  Sch.-U.  bei  Wasskksch i.krkn,  S.  148, 
eap.  13  a.  E.  „besundir  gut“.  Gewöhnlich  Umschreibung:  Gut,  das  die 
Krau  dem  Manne  nicht  unter  seine  Hände  und  in  seine  Gewere  giebt, 
Gut  ausser  der  Were  des  Mannes  u.  s.  w. 

*)  Ausdrücklich  auf  ein  Immobile  bezogen  finde  ich  das  Geschäft 
eigentlich  nur  einmal  und  nur  in  einem  Dritthcilsrecht,  in  dem  Sch.-U. 
bei  Wahskrschi.kbf.n,  S.  146  f.,  cap.  12,  wo  von  einer  Fleischbank  als 
Einhundsgut  die  Rede  ist.  (Dass  dieselbe  als  Immobile  gilt,  lieweist  nicht 
nur  die  Stelle  selbst,  die  der  Auflassung  derselben  erwähnt,  sondern 
erhellt  auch  aus  anderweiten  Zeugnissen.  Vgl.  System.  Sch.-R.  IV,  2, 
75.  76.)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  39  scheint  Immobilien  mit  zu  begreifen; 
vgl.  Anm.  2a.  — Zu  weit  geht  daher  v.  Mautitz,  S.  265,  wenn  er  an 
Immobilien  Einhandsgut  für  ganz  unmöglich  hält. 
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Am  häufigsten  an  Geld  und  Kapital  filJJ 

während  der  Ehe  eine  so  schrankenlose  Gewalt,  dass  deren 
Beschränkung  im  concreten  Fall  das  dringendste  Bedürfniss 
werden  mochte.  Zu  einer  solchen  gab  aber  das  Recht  kein 
Mittel  an  die  Hand  und  konnte  es,  wie  einmal  das  Sachen- 
recht beschaffen  war,  nicht  wohl  gehen.  Nur  eine  völlige 
Aufhebung  jener  Gewalt  war  möglich  und  diese  war  es.  welche 
die  Constituirung  von  Einhandsgut  gewährte.  Die  Gewalt  des 
Mannes  an  der  Fahrniss  der  Frau  setzte  sich  aber  auch,  wenn 
er  die  Frau  überlebte,  in  seinem  Mobiliarrecht  fort.  Wie 
jene  so  konnte  auch  dieses  für  die  Frau  und  deren  Erben  im 
einzelnen  Fall  sehr  drückend  und  lästig  werden.  Das  Ein- 
handsgut verschafft  das  Mittel,  auch  das  Mobiliarrecht  aus- 
zuschliessen,  und  vielleicht  gab  dieser  Zweck  noch  häufiger  als 
der  erstgedachte  Anlass  zu  dem  Geschäft.  Beide  Rücksichten 
vereinigten  sich  gewisser  Maassen  da.  wo  das  Gut  der  Frau 
in  Geld  und  Kapital  bestand.  Mit  der Illation  desselben  ging 
es  in  das  volle,  vererbliche  Eigenthum  des  Mannes  über.  Lag 
das  ausser  der  Absicht  der  Gatten , so  blieb  für  die  Frau  kein 
andres  Mittel  als  das  Geld  el>en  nicht  in  die  Gewere  des 
Mannes  einzubringen,  d.  h.  es  sich  als  Einhandsgut  vorzube- 
halten.  Gerade  bei  diesem  Object  kommt  daher  das  Ge- 
schäft am  häufigsten  vor.  Eben  in  diesem  seinem  Zweck  liegt 
aber  auch  der  Grund,  warum  es  sich  der  Regel  nach  nicht 
auf  das  ganze  Vermögen  der  Frau  *■),  sondern  nur  auf  ein- 
zelne Theile  desselben  bezog,  nämlich  auf  die,  welche  der 
Gewalt  des  Mannes  am  meisten  exponirt  waren,  selten  also 
oder  gar  nicht  auf  Grundvermögen  der  Frau  und  auf  ihre 
Gerade,  welche  wenigstens  dem  Mobiliarrecht  des  Mannes  nicht 
unterlag  !b). 


*•)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  39  lässt  das  ganze  vom  Manne  der  Frau 
vergabt*  Vermögen  als  Einlinndsgut  erscheinen,  «las  Sch.-U.  bei  Wassersch- 
lrben,  S.  94,  cap.  145  überhaupt  das  ganze  Vermögen  der  Frau. 
Vgl.  § 53.  Anm.  39,  S.  580. 

2 *■)  Nur  das  System.  Sch.-R.  IV,  2,  ti7.  Kulm  III.  153  lässt  auch 
Gerade  als  Rinhandsgut  voraussetzen,  indem  cs  der  Frau  einseitige  Dis- 
positionen über  solche  vrestattet.  ln  etwas  anderem  Sinne  die  in  Anm.  14 
allegirten  Stellen  aus  der  Glosse  zum  Weichbild.  Art.  23. 
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614  Einbandsgut  muss  ausser  des  Mannes  Gewere  bleiben. 

Die  innere  Bedeutung  und  materielle  Tendenz  der  Con- 
stituirung  von  Einhandsgut  lässt  sich  sonach  dahin  bestimmen: 
sie  sch li esst  rücksieh tlich  gewisser  Theile  des  Frauenguts 
die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  aus  und  schallt 
so  bezüglich  ihrer  ge  zweites  Gut.  Sie  bezieht  sich,  wenn 
nicht  grade  ausschliesslich,  so  doch  bei  Weitem  vorwiegend  auch 
auf  fahrendes  Gut  samt  den  dazu  zu  rechnenden  Forde- 
rungen und  Aussenständen  der  Frau  und  bezweckt  die 
Ausschliessung  der  Gewalt  des  Mannes  an  solchem  Gut  und 
seines  Mobiliarrechts,  bei  Geld  und  Kapital  sogar  die  seines 
Eigenthums. 

Der  rechtlichen  Natur  des  Instituts  entspricht  nun  auch 
seine  Formalisirung  und  juristische  Construction. 
wenigstens  in  den  frühem  Stadien  seiner  Entwickelung. 

Die  Familiengewalt  des  Ehemanns,  wie  sie  nach  Deutscher 
Grundanschauung  in  die  Form  der  ehelichen  Vormundschaft 
gefasst  ist , bildet  den  Rechtsinhalt  seiner  Gewere  am  gesam- 
ten Frauengut,  d.  h.  seines  sich  in  Gewalt  und  Nutzung  reali- 
sirenden  Besitzes  an  demselben.  In  dem  Besitz  verkörpert 
sich  sein  Recht  und  wiederum  ist  der  Besitz  die  Basis  und 
Garantie  seines  Rechts.  Beides  sind  Correlutu,  die  zumal 
rficksichtlich  der  Fahrniss  nicht  ohne  Rechtsbruch  von  ein- 
ander getrennt  zu  denken  sind,  die  mit  einander  stehen 
oder  fallen  müssen.  Eine  Aufhebung  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft und  der  von  ihr  umschlossnen  Rechte  ist 
nur  ausführbar,  wenn  dem  Manne  auch  die  Gewere  des 
Frauenguts  entzogen  wird.  Diese  hat  aber  eben  wesentlich 
ein  thatsächliches,  sinnliches,  äusserliches  Moment  in  sich. 
Ein  solches  wird  durch  die  blose  Erklärung  oder  selbst  durch 
einen  Vertrag  nicht  getroffen.  Ein  bloses  Abkommen,  dass  der 
Mann  bezüglich  gewisser  beweglicher  Verinögensstücke  die 
Gewere  nicht  haben  solle,  unter  thatsächlichcr  Belassung  der- 
selben in  seinem  Besitz,  kommt  einer  protestatio  facto  con- 
traria  gleich  und  kann  dem  Manne  sowenig  als  Dritten  gegen- 
über wirken.  Vielmehr  muss  das  Innehaben  des  Mannes  auch 
thatsächlich  ausgeschlossen,  es  muss  das  Gut  auch  äusser- 
lich  seiner  Einwirkung  und  Gewalt  entzogen  bleiben  oder  wieder 
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entzogen  werden  und  in  dem  besondern  Gewahrsam  der  Frau 
stellen  und  verbleiben.  Selbst  biemit  mochte  mau  sich  an- 
fänglich kaum  begnügen.  Die  Gewere  als  Besitz  war  schon 
ein  Abstractum,  das  sich  sinnlich  und  natürlich  an  Gewere 
alsHausundHof  anknüpfte.  Was  der  Mann  von  beweglichem 
Frauengut  in  sein  Haus  und  Hof  aufnahm , das  nahm  er  da- 
mit eben  in  seinen  Besitz , und , wenn  er  es  nicht  in  diesen 
bekommen  sollte,  so  durfte  es  auch  nicht  in  sein  Haus  und 
Hof  eingebracht  werden  3).  Grade  dadurch  berührt  sich , wie 
wir  gesehen  haben  (§  16),  in  der  ehelichen  Vormundschaft 
die  Familiengewalt  des  Ehemanns  mit  der  hausherrlichen  Ge- 
walt und  alles  unter  dieser  Herrschaft  vereinigte  Gut  beider 
Eheleute  nimmt  den  Charakter  des  ungezweiten  Guts  an.  Um 
die  Ungezweitheit  des  Guts  und  die  auf  die  Gewere  basirte 
vormundschaftliche  Gewalt  des  Mannes  auszuschliessen,  musste 
das  fahrende  Gut  ausser  der  Gewere  des  Mannes,  d.  h.  ausser 
seinem  Haus  und  Hof  verbleiben  oder  aus  demselben  wieder 
ausgeschieden  werden.  Um  dies  aber  zu  verwirklichen  war 
der  natürlichste  und  einfachste  Weg , die  Fahrniss  in  der 
Gewere  eines  Vertreters  der  Frau,  und  zwar,  da  sie  zur  ge- 
richtlichen Geltendmachung  ihrer  Rechte  daran  eines  Vor- 
munds bedurfte,  in  der  Gewere  ihres  natürlichen  oder 
gewählten  Geschlechtsvormunds  zu  belassen,  oder 
sie  in  dieselbe  zu  geben  *). 

In  dieser  zuletzt  beschriebenen  festen  Gestalt  tritt  das 
Institut  nun  allerdings  nicht  mehr  aus  unsern  Quellen  hervor. 
Eine  unerlässliche  Form  war  die  eben  beschriebne  schon  nicht 
mehr,  als  sich  das  gemeine  Weichbild  eingehender  mit  dem 
Einhandsgut  beschäftigte.  Aber  nicht  blos  die  Analogie  ver- 
wandter Erscheinungen  des  Familiengüterrechts,  sondern  auch 
einzelne  Zeugnisse  des  ehelichen  weisen  noch  auf  die  ursprüng- 
liche Anschauung  hin. 

Wir  haben  oben  5)  eine  Reihe  von  Fällen  aus  dem  Familien- 

3)  Vgl.  Stoube  , Gewere  in  Eksch  und  Gkuuek,  EncykL,  Baud  65, 
§ 14  a.  E. 

*)  So  schon  Kraut  II,  S.  376. 

5)  g 16,  Anm.  4,  S.  171. 
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güterrecht  verzeichnet,  wo  die  Ungezweitheit  des  Guts  von 
Familiengliedern  ihren  sinnlichen  und  räumlichen  Ausdruck 
in  der  häuslichen  Gemeinschaft  der  Besitzer  fand.  Wie  da 
die  Abtheilung  wenigstens  ursprünglich  durch  eine  Absonde- 
rung aus  der  häuslichen  Gemeinschaft  bedingt  war  6),  so  über- 
haupt jedes  Sondergut  durch  Fernhaltung  aus  der  Gewere  des 
Oberhaupts  von  Haus  und  Hof  — namentlich  also  aus  dem 
des  Hausvaters,  der  während  oder  nach  der  Ehe  mit  seinen 
Kindern  noch  in  ungezweitem  Gute  sass 7).  Derselbe  Ge- 
danke waltete  nun  gewiss  ursprünglich  auch  bei  dem  Ein- 
handsgut der  Frau  ob.  Es  spricht  sich  dies  sichtlich  in  dein 
durch  mehrere  Quellen  hindurchgehenden  Satze  aus: 

„Keyne  vrauwe  mag  obir  gut,  daz  ze  czu  erym  manne 
brocht  hatte,  Vormund  kysin  noch  enmag  des  nicht 
vorgebin  wedir  eris  elichin  mannis  wille.  “ 8) 

Er  weist  darauf  hin,  dass  die  Uebergabe  des  Guts  an  einen 
Vormund  das  Mittel  war,  die  ehemännlichen  Rechte  auszu- 
schliessen.  Deutlicher  aber  spricht  sich  ein  Schöffenurtheil 

®)  Vgl.  daselbst. 

7)  Venn.  Ssp.  I,  20,  7 : „ Brenget  ouch  eyn  man  gud , erbe  adder 
sanidc  habe  noch  sincs  vater  tode  adder  mutter  adder  b westcr,  daz  he 
uszewendig  dez  vater  gewere  dererbeyt  had,  adder  ome  zeu 
furc  worden  ist,  daz  sal  her  inbrengen  mit  Wissenschaft  erber  lute  — . “ Sein 
Erwerb  in  der  häuslichen  Gemeinschaft  fällt  also  in  das  ungezweite  Gut. 
(„zeu  sure“  d.  i.  für  seine  Mühe,  vgl.  Sch.-U.  bei  Wassekschlhbkn, 
S.  283,  cap.  146.  Haltavs  s.  v.  Das  Eisenacher  R.-B.  I,  37  hat: 
„zeu  syme  libe.“)  So  wohl  auch  gemeint  im  System.  Sch.-R.  IV,  1,  14. 
Kulm  IV,  14.  (Bei  Grundstücken  wird  solchen  Falls  hervorgehoben,  dass 
sie  „sunderlich“  gegeben  seien:  System.  Sch.-R.  IV,  1,  27.  Kulm  IV,  26.) 
Aber  auch  hier  genügt  schon  zur  Constituirung  von  Sondergut  (Gerade) 
eines  Kindes,  wenn  es  nur  für  dasselbe  „ beseyt  gclegit , bewart  und  behal- 
din  “ ist,  der  Vater  es  nicht  mit  dem  übrigen  „ in  nucze  und  in  erteit  gehabit 
und  bederbit  hat  “.  Vgl.  Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  139,  Abs.  4.  System. 
Sch.-R.  IV,  2,  15.  Kulm  IV,  55.  Stendalcr  Urth.-Bucli,  cap.  31  (vgl. 
die  Anmerkung  v.  Bbhkend  zu  der  Stelle).  Glogauer  R.-B.,  cap.  32.  33.  — 
Vgl.  Stobbe,  Gewere  a.  a.  0.,  S.  449  a.  E. 

*)  Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  97,  Abs.  6.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  9. 
Kulm  IV,  9.  Auch  in  dem  Sch.-U.  bei  Wassebschi.kbkn,  S.  99,  cap.  168 
l>cmft  Bich  eine  Partei  ohne  Widerspruch  zu  erfahren  auf  diesen  Satz. 
Vgl.  Kraut  a.  a.  0.,  S.  376.  Bkhhenb,  Stendaler  Urth.-Buch,  S.  55. 
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über  den  Hergang  aus,  wenn  eine  Frau,  um  sich  behufs  Aus- 
schliessung  des  ehemännlichen  Mobiliarrechts  Einhandsgut  vor- 
zubehalten, vor  der  Ehe  einen  Vonnund  kiest,  ihm  das  Gut 
in  die  Gewere  giebt  und  so  das  Einbringen  in  des  Mannes 
Haus  vermeidet ü). 

„ In  eyn  gehegit  ding  ist  komen  eyne  frawe  und  hat 
ir  gut  und  sache  bestalt  uud  gebin  — — und  hat  er n 
bruder  zcu  Vormunde  gekorn  zcu  volbrengin 
die  gobe.  — — Alzo  die  egenante  frawe  die  gobe 
gethan  hatte,  nain  sie  eynen  ehlichen  man  und  starp. 

Ich  (der  Bruder)  froge  yn  eynen  rechten  orteil, 

ab  das  gut  icht  mit  merem  rechte  an  mich  irstorben 
sei , synt  sie  mirs  redlich  yn  gehegtem  dinge  m i t a 1 1 i r 
vormundeschafft  uffgereychet  unde  gegebin 
hat',  ir  den  ne  sie  seyn  eeweip  wart  — 

„Sintdemmale  das  der  todin  frawen  habe  vorgebin  ist 
und  bevolen  yn  gehegtem  dinge  und  auswenig  der 
todin  frawen  mannes  were  irstorbin  ist,  wenneis 
die  frawe  dieweile  sie  lebte  aus  ir  gewere  ny  gelassen 
hat  und  yn  seyne  gewere  ny  komen  ist  — — und  das 
gut  der  toden  frawen  brudir  noch  yn  seyner  were  vor- 
sperrit  und  vorslossen  had  — 

Der  Zweck  des  Geschäfts  war  hier  allerdings  zunächst  der, 
das  Mobiliarrecht  des  Mannes  auszuschliessen  und  der  Frau 
die  Verfügung  auf  den  Todesfall  vorzubehalten.  Zu  diesem 
Behuf  macht  sie  ihren  Bruder  zum  Treuhänder  ihres  Ver- 
mögens 10).  Aber  eben  die  Ausschliessung  des  ehemännlichen 


,J)  Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  133,  Abs.  1,  wozu  S.  152,  Abs.  3 
augenscheinlich  die  Fortsetzung  bildet  = Sch.-U.  bei  Wasserschlkben, 
S.  101,  cap.  173  u.  S.  103,  cap.  203. 

><•)  Es  crgicbt  sich  dies  aus  dem  ganzen  Zusammenhang  und  nament- 
lich aus  dem  beigefiigtcn  Auszug  ans  der  Urkunde.  Ganz  so  die  Be- 
schreibung des  Treuhänders  in  den  Erfurter  Stat.  v.  1300,  cap.  39  (bei 
Wai.ch,  Stadtr.  III,  S.  116):  „Welch  man  — — nflezit  (gut)  cyme 
syme  frunde  — — unde  bcvilet  daz  imc  zu  gctruwir  hant.  damit  zu 
tundc  waz  he  eil  lieizit,  alleine  jenre  in  der  gewere  sitze  oder  den  nutz 
davon  ncmc,  (sc.)  der  man,  der  iz  bevoleu  hat  zu  getruwir  hant.  So  hat 
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Mobiliarrechts  ist  einer  der  Hauptzwecke  der  Coustituirung 
von  Einhandsgut  und  die  eine  wesentliche  Consequenz  dessel- 
ben. Unmittelbar  hängt  damit  die  Ausschliessung  jeder  Dis- 
position des  Mannes  während  stehender  Ehe  zusammen.  Dem 
entsprechend  urtheilen  daher  auch  die  Schöffen: 

„Hat  die  frawe  icht  gereytis  gutis  adir  vamde  habe 
von  ir  geantwort  aws  des  mannes  were,  das  sal  durch 
recht  machtlos  seyn.  Spricht  abir  nu  der  toden  frawen 
brudir,  der  die  varnde  habe  vn  weren  heldet,  das  gut 
adir  varnde  habe  sey  bey  sevner  swestir  leben  yn  eres 
mannes  gewere  ny  komen,  zo  ist  her  das  gut  mit  zeynem 
evde  noch  der  gobe  nehir  czu  behaldin  — 

In  ganz  ähnlicher  Weise  vermeidet  in  einem  andern  Falle  eine 
Ehefrau  das  Einbringen  einer  ererbten  Geldsumme  in  die  Gewere 
und  Wirthschaft  des  Mannes  dadurch,  dass  sie  dieselbe  ihrem 
Bruder  zum  Ankauf  eines  Immobile  (einer  Fleischbank)  über- 
giebt  und  auch  dieses  nicht  in  des  Mannes  Besitz  kommen 
lässt  n).  So  ist  denn  wohl  auch  die  Beschreibung  von  Ein- 
handsgut 

„vamde  habe,  wo  dy  ist  uf  dem  lande  ader  wo 
dy  sye“, 
wenn  sie  nur 

„in  des  mannis  were  nicht  komvn  ist  by  der  vrauwin 
lebe  tage“  **), 

jener  «lerne  iz  bevulen  ist  zu  getruwir  baut  ganze  gen-alt  unde  alliz 
rechte  damit  zu  tundc  waz  he  in  geheizin  hat  — nur  diu«  hier,  wo  es 
sicli  uni  Grundstücke  handelte,  der  Eigentlnimer  sieh  den  Besitz  Vorbe- 
halten durfte.  (Ueber  diese  Art  Treuhänder  vgl.  Dkkvkk,  Vemi.  Abh.  II, 
S.  907  f.  Ai.hiikcht , Gewere,  Anm.  560  f.,  61-1.) 

it)  Sch.-U.  bei  Wassk.hschi.rbkn,  S.  14<>,  cap.  lg.  Vgl.  oben  Anm  2. 
Dagegen  wird  in  dem  Sch.-U.  ebend.,  S.  143,  cap.  10  von  der  Frau  ihr 
Bruder  mit  Günsens  des  Mannes  nur  zur  Vollbringung  und  Vertretung 
der  an  sie  vom  Manne  gemachten  Vergabung  gekoren,  wie  anderwärts 
der  Mann  selbst  zu  diesem  Zwecke  als  Vormund  bestellt  wird.  (Magde- 
burger Fr.  I,  12,  5.  Sch.-U.  bei  Böhms  VI,  S.  151,  Abs.  2.)  EinhancLs- 
gut  entstand  hier  nicht.  Dagegen  entspricht  die  Bestimmung  des  Kuhn 
V,  öS  zwar  den  obigen  Grundsätzen,  gehört  aber  nicht  dem  Sächsischen 
Hechte  an  (vgl.  Schwsp.,  cap.  7(5). 

12)  System.  Sch.-ß.  IV,  1,  32.  Kulm  IV,  31. 
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von  solcher  Fahrniss  zu  verstehen , die  ausser  des  Mannes  Haus 
und  Hof  gehalten  worden  ist,  um  sie  seiner  Gewalt  und  seinem 
Mobiliarrecht  zu  entziehen. 

Das  thatsächliche  Nichteinbringen  in  die  Behausung  und 
Wirthschaft  des  Mannes,  namentlich  unter  Bestellung  eines  Ver- 
treters (Vormunds)  zur  Verwaltung,  mochte  vielleicht  ursprüng- 
lich das  einzige,  später  wenigstens  das  sicherste  Mittel  zur 
Ausschliessung  der  ehelichen  Vormundschaft  sein  13).  Nirgends 
aber  wird  es  mehr  als  die  unerlässliche  Bedingung  bezeichnet. 
Vielmehr  sah  man  und  zwar  je  länger  je  mehr  einen  Aus- 
schluss der  Gewere  des  Mannes  schon  darin,  dass  das  Gut, 
wenn  auch  in  das  Haus  eingebracht,  doch  im  alleinigen  Ge- 
wahrsam, namentlich  unter  Verschluss  der  Frau  verblieb  w). 
In  diesem  Sinne  definirt  ein  Schöffenurtheil  bei  Wassersch- 
lkben  den  Gegensatz  von  eingebrachtem  und  vorbehaltenem 
Frauengut  dahin: 


1S)  Dass  d 08s halb  aber  nicht  der  zufällige  Umstand  des  Nicht- Be- 
sitzes des  Ehemanns  dessen  Rechte  ausschloss,  wie  z.  B.  Kraut  unnimmt. 
ist  oben  § 19  zu  Amu.  9 f.,  S.  145  schon  naher  erörtert.  Nur  als  that- 
säcblieher  Ausdruck  der  Absicht,  Einhandsgut  vorzubehalten,  kommt 
er  in  Betracht.  Vgl.  unten  zu  Anm.  28. 

14)  Am  frühsten  kommt  dies  wohl  im  Braunschweiger  8tadtr.  des 
13.  Jahrhunderts  (Qknulkh,  Stadtr.,  S.  99)  vor,  § 39:  „Swelich  vrowe 
ireme  manne  gift  an  vogodes  dinge,  dat  sc  mit  eren  slotelcn  besloten  hevet, 
de  rede  mach  imc  nemann  benemen.“  Im  gemeinen  Recht  erst  viel 
später,  ln  dem  Anm.  9 allegirten  Schspr.  bei  Wasskbscmi.kb kn,  S.  103. 
cap.  203  bemerkt  der  Mann  namentlich  auch:  „das  her  alle  varnde  habe 
mit  sevner  rechten  eefraweu  leip  und  gut  yn  seyne  vormundeschufft 

yn  seyne  wer  cnphangen  und  genomen  bette und  her  ouch  den 

ctlossil  dorczu  getragen  bette  — “.  Namentlich  bei  Beurtheilung 
der  Gerade,  wenn  die  Stücke  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht  in 
dieselbe  fallen:  Glosse  zum  Weichbild,  Art.  23  bei  v.  Daniels,  S.  291, 
ia  f. : „Hette  abir  die  frauwe  icht  in  irer  bcslossin  gewere,  do  nymant 
den  slussil  zu  trüge  dennc  sy  alleine  — . “ Ebenso  ebend..  S.  292,  u f. 
40  f.  — Sch.-U.  hinter  dem  ZonKi.’schen  Weichbild,  fol.  1 29 •' : „Es  were 
denne,  das  die  frawen  beweisen  könnt,  — — so  sie  solch  geld  von  ge- 
sehenke  oder  gal>en  halben  oder  andern  ankomen  were,  das  sie  das  aus 
gunst  ihrer  herm  vor  ir  eigen  geld  vor  sich  in  ihren  ge w eren 
gehabt  und  behalden  hedden  — .“ 
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„Was  gutis  und  geldis  eyne  frawe  czu  erem  manne 
brengit  und  vorsperrit , yn  seyne  gewalt  antwort  adir 
antworten  adir  globen  lessit.  von  iren  wegen  alzo  das  der 
man  des  gutis  lediglichin  zundir  ander  leutc  wedir- 
sproche  mag  gebruchin  noch  seynen  willen , doran  hat 
der  man  eyne  rechte  gewere.  Sint  nu  die  gefordirten 
schulde  und  gelt  zo  lediglich  vorsperrit  und  vn 
des  mannes  gewalt  und  gewere  bey  seyner  frawen  lebin 
nicht  kommen  sint,  zo  ist  das  gelt  und  schulde  ge- 
fallen uff  der  frawen  erbnemen  und  nicht  uff  den  man 
noch  erem  tode.“  ,5) 

Wenn  auch  hier  vielleicht  noch  eine  Spur  der  alten 
strengen  Gestaltung  des  Verhältnisses  durchblickt  (zundir  an- 
dir  leute  wedirsproche  — sc.  des  Vormunds  der  Frau?),  so  wird 
doch  das  entscheidende  Gewicht  darauf  gelegt,  ob  das  Ein- 
bringen des  Guts  dem  Manne  die  volle  Gewalt  darüber  ver- 
schallte, oder  es  ihm  „lediglich  vorsperrit“  war.  Dieser  tliat- 
sächliche,  ausschliessliche  Gewahrsam  der  Frau,  wenn  auch 
in  des  Mannes  Behausung,  war  und  blieb  aber  immer  die  Vor- 
aussetzung für  die  Constituirung  von  Einhandsgut.  Durch 
blosen  Vertrag  konnte  es  nicht  entstehen , wie  heutzutage 
Recepticien  der  Frau  entstehen  können. 

Nach  den  entwickelteren  Rechten  konnten  auch  Forde- 
rungen und  Aussenstände  zu  Einhandsgut  erklärt  werden.  An 
ihnen  war  eine  Gewere  des  Mannes  und  also  auch  eine  Aus- 
schliessung dieser  Gewere  nicht  denkbar.  Man  hätte  sich 
allenfalls  die  Forderung  in  dem  Schuldschein  verkörpert  denken 
und  diesen  nach  Art  des  Einhandsguts  behandeln  können. 
So  scheint  die  Sache  bisweilen  aufgefasst  zu  werden  16),  allein 


’*)  Vgl.  § 12,  Anm,  15,  S.  143;  § 13  a.  E.,  S.  148;  g 35,  Am».  11. 
S.  352. 

,fi)  1»  dein  Sch.-U.  bei  Waskkrjichlkhrk,  8.  423,  cnp.  70  betet»!  eine 
Wittwe,  tim  sich  als  forderungsbcrechtigt  darzustellen,  immer  wieder,  dass 
wie  es  «ei,  die  „den  triff  ynne  undc  under  jt  gehabt  had“.  Die  Schöffen 
legen  darauf  aber  kein  besondres  Gewicht.  Aeluilich  ebend.  8.  117, 
cap.  13. 
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eine  solche  Behandlung  der  Frage  entsprach  der  Sache  doch 
wenig.  Mau  Hess  daher,  soweit  es  sich  um  Forderungen 
handelte,  die  während  der  Ehe  contrahirt  wurden,  den  Ver- 
tragswillen der  Contrahenten  darüber  entscheidend  werden,  ob 
der  Mann  oder  die  Frau  als  forderungsberechtigt  gelten  sollte, 
indem  man  letztem  Falls  auch  jedes  Mal  Einhandsgut  als 
constituirt  annahm,  namentlich  den  Uebergang  der  Forderung 
auf  der  Frau  Erben  (nicht  auf  den  Mann)  als  beabsichtigt  voraus- 
setzte. Entweder  eine  ausdrückliche  Stipulation  dieser  Vererb- 
lichkeit I7),  oder  ein  besondrer  Vorbehalt,  undirscheit,  dass  der 
Frau  „alleine,  sonderlich,  nur  zu  ihrer  nicht  zu  des 
Mannes  Hand  gelobt  werde,  machte  die  Forderung  zu  ihrem 
Einhandsgut  iH)  und  vertrat  die  Stelle  des  Nichteinbringens 
in  den  Besitz  des  Mannes.  Man  hob  die  Analogie  auch  aus- 
drücklich hervor  19) : 

„Hette  alrer  dy  frawe  sund erliche  schult,  dy  dem 
manne  nicht  globit  were,  dy  schult  mögen  ere  erbnamen 
funderen  und  nicht  der  man,  wenne  dy  schult  in 
eres  inannes  gewere  nicht  ist  bracht.“ 

Dagegen  konnte  bei  Forderangen , welche  der  Frau  bereits  vor 
der  Ehe  zustanden,  der  dieselbe  begründende  Vertrag  natürlich 
für  die  Frage,  ob  sie  als  inferirt  oder  Vorbehalten  gelten  sollten, 
nichts  entscheiden.  Hier  wurde  ebenso  wie  rücksichtlich  kör- 
perlicher Sachen , welche  sich  in  der  Detention  der  Frau  nicht 
befanden,  der  Wille  dieser  letztem,  ihre  Berechtigung  vor- 
ausgesetzt, allein  maassgebend,  jenachdem  ihre  Absicht  darauf 
ging,  das  Object  der  Gewalt  und  Verfügung  des  Mannes  le- 
diglich zu  untergeben  oder  sich  Beides  vorzubehalteu.  Im 
letztem  Falle  sah  man  dasselbe  als  in  die  Gewere  des  Mannes 
nicht  eingebracht  an.  Dies  ist  das  klar  ausgesprochne  Princip 
des  oben  zu  Anm.  15  allegirteu  Schöffenurtheils,  welches  sicli 


,7)  Vgl.  da«  Sch.-U.  der  vorigen  Anmerkung. 

>*)  Vgl.  die  Belege  oben  § 3f>,  Anm.  2(5  u.  27  und  im  Text  bis 
Anm.  2!)  ebend.,  S.  357. 


>9)  Glogauer  R.-B.,  cap.  387.  Vgl.  cap.  388. 
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auch  auf  Objecte  der  ebeugedachten  Art,  namentlich  vorehe- 
liche Forderungen  der  Frau,  bezieht  *°). 

So  viel  ist  nach  allen  diesen  Zeugnissen  klar:  die  recht- 
liche Bedeutung  des  Einbandsguts  der  Ehegattin  ist  die,  dass 
rücksichtlich  desselben  die  Gewere  des  Ehemanns  zu  rechter 
Vormundschaft  schlechthin  ausgeschlossen  sein  soll,  dass  dies 
aber  wenigstens  rücksichtlich  der  Fahruiss,  welche  im  ge- 
meinen Recht  allein  oder  fast  allein  als  Object  des  Einhands- 
guts vorkommt , nur  für  erreichbar  gilt , wenn  sie  auch  that- 
sächlich  nicht  in  den  Besitz  des  Mannes  oder  bei  unkörper- 
lic.hen  Sachen  nicht  in  die  diesem  Besitz  entsprechende  Gewalt 
und  Verfügung  desselben  gelangt. 

Alle  bisher  zur  Fixirung  der  rechtlichen  Natur  des  Ein- 
handsguts allegirten  Quellenzeugnisse  gehören  dem  entwickelteren 
Stadt-  und  dem  jüngern  Landrecht  an  und  namentlich 
in  ersterem  ist  der  eigentliche  Sitz  des  Instituts  zu  suchen.  Wo 
Fahrniss,  Waaren  und  Handelsgüter,  haar  Geld  und  Kapitalien  je 
länger  je  mehr  die  werthvollsten  Besitztümer  wurden  und  den 
kostbarsten  Theil  der  Mitgift  bildeten,  da  konnte  freilich  das  ge- 
meine System,  welches  für  die  Disposition  des  Mannes  keine  Schran- 
ken kannte  und  ihm  nicht  einmal  eine  Ersatzpflicht  auferlegte, 
leicht  ungerecht  erscheinen.  Unter  den  verschiedenen  Wegen,  auf 
denen  die  Privat-Autonoinie  Abhülfe  suchte,  war  der  des  Ein- 
handsguts  der  direeteste  und  wirksamste.  Wir  tiuden  dasselbe 
daher  in  den  städtischen  Particulanechten  später  ziemlich  all- 
gemein, nirgends  indessen  als  unentbehrliches  Glied  des 
Systems  11 ).  Als  ein  solches  erscheint  es  dagegen  und  hat  es 

*°)  Vemmthlicb  bezeichnet  auch  da«  System.  Sch. -R.  IV,  1,  28; 
Kulm  IV,  28  mit  dem  Ausdruck  ..schulde  linsyn  dem  gerichte“  Ein- 
handaforderungen  der  Frau. 

ai)  Auch  im  (ioalu r'schen  Stadtr.,  in  den  I)ri tthc i 1 srech tcn  des  Venu. 
Ssp.  und  in  den  von  HXnki.  sogenannten  Ostfälischen  Rechten  fehlt  es 
nicht  ganz  an  Andeutungen,  wie  v.  Mautitz,  8.  267,  Anra.  3 annimmt 
(Goslar'sches  Stadtr.,  S.  78,  3;  Verm.  Ssp.  1IJ,  9,  10  a.  E.;  Braun- 
schweigcr  Stadtr.  des  13.  Jahrhunderts,  vgl.  Anin.  14)  und  ebensowenig 
im  Hamburger  Stadtr.  (y.  1270  IX,  13;  1292  M.  10  — desgl.  Stadt- 
erbebucli  v.  1248  f.,  Ansg.  v.  Rkiuabub  in  der  Zeitschrift  des  Vereins 
für  Hamb.  Gesell.,  Bd.  I,  1841,  XCIX,  15). 
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seine  allseitige  Durchbildung  erfahren  im  Gebiete  des  Magde- 
burger Rechts,  wie  es  sich  in  den  mannigfaltigen  Quellen  des 
Schöffenrechts,  zumal  des  14.  Jahrhunderts,  darstellt.  Hier 
war  es  wenigstens  bei  Geld  und  Kapital  vielleicht  nahezu  die 
Regel,  sodass  man  für  nöthig  hielt,  neben  dem  Zubringen 
auch  noch  besonders  den  Umstand  zu  erwähnen,  dass  es  dem 
Manne  unter  seine  Hände  und  in  seine  Gewere  gegeben,  d.  h. 
nicht  zu  Einhandsgut  Vorbehalten  worden  sei  **)  und  dass  man 
sich  auch  bei  andrer  Fahrniss  dabin  neigte,  eine  definitive 
Abtretung  derselben  an  den  Mann  überall  da  zu  präsumiren, 
wo  die  Frau  sie  nicht  zu  Einhandsgut  Vorbehalten  hatte  *s). 
Dagegen  finden  wir  noch  keine  Spur  des  Instituts  im  älteni 
Magdeburger  Stadtrecht,  wie  es  in  den  Schlesischen  Weis- 
thümeru  der  frühem  Zeit  oder  im  Weichbild  niedergelegt  ist  24). 
Um  so  weniger  lässt  sich  annehmen , dass  dasselbe  schon  dem 
altern  Landrecht,  namentlich  dem  Sachsenspiegel,  bekannt  ge- 
wesen sei  2S).  Vielmehr  scheint  mir  die  entgegengesetzte  An- 
nahme mit  dem  von  ihm  so  allgemein  und  absolut  ausgesproch- 
nen  Satze,  dass  der  Mann,  wenn  er  ein  Weib  nimmt,  „al  ir 
gut“  in  seine  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  nimmt  und 
sie  nichts  von  ihrem  Gut  einseitig  veräussern  kann,  weil  er 
mit  ihr  in  den  Geweren  sitzt20),  nicht  vereinbar,  ln  der 
That  ist  in  einem  Systeme,  in  welchem  das  hauptsächliche 
Einbringen  der  Frau  an  Fahrniss  in  deren  Gerade  besteht, 
Geld-  und  Kapitaleinbringen  nirgends  in  Betracht  kommt,  ein 
Bedürfniss  zu  Einhandsgut  schwerlich  vorhanden  gewesen 

**)  Sch.-U.  bei  Böhmf,  VI,  S.  99,  Abs.  5. 

*»)  Vgl.  § 22,  S.  229  f. 

*4)  Die  Bestimmung  des  Weisthums  v.  1304,  § 34  (Weiclib.,  Art.  55) 
möchte  ich  nicht  mit  Finsi.kk,  De  oblig.  uxoris,  p.  12,  Am».  3»,  auf 
Einliandsgut  deuten ; vgl.  g 53,  Amu.  1 1 a.  E.,  S.  570. 

25)  Vgl,  Finsi.kk  a.  a.  0.,  8.  11.  Stoiibk,  Gewere  a.  a.  0.,  8.  439, 
Anm.  48.  A.  M.  Kuaut  II,  S.  375. 

*6)  Ssp.  I,  31,  2;  I,  45,  2. 

26 »)  Namentlich  hat  v.  Mautitz  (8.  131)  den  Gegensatz  des  Ssp. 
zum  Weichbild  auf  diesem  Punkt  hervorgehoben.  So  gewiss  er  hierin 
Recht  hat,  so  wenig  kann  ich  ihm  beistimmen,  wenn  er  darauf  einen 
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Dies  ist  die  rechtliche  Natur  und  der  Entwickelungsgang 
unseres  Instituts  gewesen.  Es  hat  sich,  unsere  Periode  überdauernd, 
späterhin  durch  Herübcrnahmc  der  Römischen  Grundsätze  über 
die  Restitutionspflicht  des  Mannes  in  seiner  Bedeutung  einiger 
Maassen  geändert , hat  auch  an  der  Klarheit  und  Folgerichtig- 
keit seiner  juristischen  Construction  insofern  hie  und  da  etwas 
verloren , als  man  auf  dasselbe  den  Römischen  Begriff  der  Re- 
cepticien  anzuwenden  versuchte.  Denn  dies  konnte  nicht  ge- 
lingen und  im  Wesentlichen  beruht  noch  das  heutige  Säch- 
sische Institut  des  Recepticienguts  nicht  auf  der  Grundlage 
des  Römischen  recepticium  sondern  des  Sächsischen  Einhands- 
guts. Es  wird  sich  dies  ergeben , wenn  wir  nun  die  Rechts- 
verhältnisse des  Einhandsguts,  das  Recht  zu  seiner  Con- 
stituirung  und  die  Wirkungen  dieser  noch  näher  be- 
trachten. In  beiden  Beziehungen  treten  uns  nur  die  strengen 
Consequenzen  seines  eben  dargestellten  rechtlichen  Charakters 
entgegen. 

Nach  Römischem  Recht  ist  recepticium  alles  Frauengut 
welches  nicht  besonders  zur  dos  oder  zum  paraphemum  ge- 
geben ist.  Es  ist  das  normale  Verhältniss  des  Frauenguts. 
Grade  umgekehrt  steht  es  mit  dem  Einhandsgut  des  Sächsischen 
Rechts.  Seine  Coustituirung  begründet  ein  anomales  Verliält- 
uiss.  In  der  Regel  bringt  die  Frau  ihr  Vermögen  und  zwar 
ihr  gesamtes  Vermögen  in  des  Mannes  Gewere  ein.  Dies 
spricht  sich  in  einem  Schöftenurtheil  aus,  das  den  Fall  behandelt 
da  ein  Vormund  bei  der  Verheiratung  seiner  Mündelin  deren 
Mann  ihr  gesamtes  Vermögen  ohne  ihr  Wissen  ausantwortet  *;). 
Auf  die  Frage  der  dies  anfechtenden  Mündelin: 

„ — Ab  der  Vormunde  macht  hatte,  ir  gut  deine  manne 
an  ir  wissen  zeu  antworten  adir  ab  her  der  frouwen  das 
gut  berechen  unde  beczalen  sulle?“ 


principiellcn  Gegensatz  der  land-  und  xtadtreehtliclien  Gfiterordnung 
baut.  Vgl.  oben  § 17,  S.  180  f. 

*7)  Magdeburger  Fr.  I,  8.  3;  vgl.  den  Anhang  bei  Bkhhknii,  S.  280, 
Abs.  2. 


Digitized  by  Google 


Begründung  von  Einhandsgut  durch  einseitigen  Act  der  Frau.  62S 
antworten  die  Schöffen : 

„ unde  waz  her  ires  gutes  deine  manne  czu  der  e gab, 
das  sal  in  dy  rechiuschafft  komen  unde  hüben,  sint- 
demmole  daz  sy  den  man  mit  willen  czu  der  e had 
genomen 

Man  sieht:  obwohl  die  Illation  wie  eine  Art  Ausgabe,  Ver- 
äusserung  der  Mündelin  behandelt  wird,  erscheint  sie  den 
Schöffen  doch  als  das  Ordnungsmässige ; der  Vormund  ist  ausser 
Verantwortung  wenn  er  seiner  Mündeün  nichts  zu  Einhands- 
gut vorbehält. 

Ein  „Einbringen“,  „Uebergeben“,  „Ausantworten“  in 
die  Hände  und  in  die  Gewere  des  Mannes  Seitens  der  Frau 
schliesst  die  Annahme  von  Einhaudsgut  schlechthin  aus.  Meist 
heben  die  Quellen  ausdrücklich  hervor,  dass  ein  solches  Ein- 
bringen und  Ueberantworten  stattgefunden  habe,  wo  sie  her- 
vorzuheben für  nöthig  achten , dass  das  Gut  nicht  Einhandsgut 
der  Frau  gewesen  sei.  Darum  ist  aber  ein  besondrer  Act  der 
üebergabe,  ein  besondres  Rechtsgeschäft  der  Ehegatten  in 
diesem  Sinne  nicht  gerade  unerlässlich  zur  Ausschliessung. 
Das  Verhältniss  ist  das  umgekehrte.  Nur  durch  einen  besou- 
dern  Act,  durch  ein  besondres  Rechtsgeschäft  wird  Einhands- 
gut geschaffen  und  hergestellt. 

Ein  darauf  gerichteter  Willensact  der  Frau  ist  erforderlich, 
mag  er  ausdrücklich  oder  durch  concludente  Handlung  erklärt 
sein.  Das  ^tatsächliche  Nichteinbringen  in  den  Besitz  des 
Mannes  kann  dahin  gedeutet  werden  und  wird  in  den  Quellen 
in  der  Regel  dahin  gedeutet.  Aber  die  blose  Thatsache  der 
Nichtillation  als  solche  entscheidet  nicht.  Es  ergiebt  sich 
dies  daraus,  dass  in  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  auch 
Vermögensstücke  der  Frau  gehören , welche  sie  überhaupt  nicht 
besitzen  kann  (z.  B.  Forderungen),  oder  die  sie  wenigstens 
augenblicklich  nicht  detinirt  (z.  B.  ererbte,  aber  noch  nicht 
in  Besitz  genommne  Fahmiss)  und  die  sie  daher  auch  nicht 
in  des  Mannes  Besitz  einbringt  noch  einbringen  kanu  *Ä).  Nur 


**)  Vgl.  die  Nachweisungen  im  § 13,  S.  145  f. 
Agricola,  Oewere  i.  r.  V.  40 
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die  sich  in  dem  geflissentlichen  Vorenthalten,  in  dem  Yer- 
schliessen  oder  Fernhalten  der  Sache  aussprechende  Intention 
der  Frau  ist  entscheidend  und  zwar  allein  entscheidend,  soweit 
es  sich  darum  handelt,  Vermögenstheile  zu  Einhandsgut  zu  er- 
klären, welche  den  ehemännlichen  Rechten  noch  nicht  unter- 
liegen. Es  genügt  dann  ein  einseitiger  Act  der  Frau, 
ein  Vor  b eh  al  t zu  Einhandsgut.  Ein  solcher  ist  aber  eben  des- 
halb nur  bei  Eingehung  der  Ehe  genügend  und  wirksam,  und 
der  zu  dieser  Zeit  bethätigte  oder  ausgesprochne  Vorbehalt  ist 
die  gewöhnliche  Entstehung  von  Einhandsgut.  Ein  Consens 
des  Mannes  zu  diesem  Vorbehalt  wird  nirgends  in  den  Quellen 
erwähnt,  vielmehr  wird  es  überall  als  ein  Act  freier  Will- 
kür der  Frau  dargestellt,  ob  sie  ein  Gut  in  des  Mannes  Hand 
und  Gewalt  geben  will  oder  nicht,  es  sei  denn  im  Heiraths- 
vertrag  ein  bestimmtes  Einbringen  stipulirt 29).  Was  aber  bei 
Eingehung  der  Ehe  nicht  zu  Einhandsgut  Vorbehalten  ist,  das 
wird , gleichviel  ob  im  körperlichen  Besitz  des  Mannes  oder 
nicht,  von  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  ergriffen 
und  nun  kann  die  Frau  solche  nicht  mehr  einseitig  aus- 
schliessen.  Es  würde  dies  einer  einseitigen  dem  Manne 
gegenüber  unwirksamen  Veräusserung  gleichkommen.  Es  gilt 
nunmehr  der  Satz: 

„Keyne  vrauwe  mag  obir  gut,  das  ze  czu  erym  manne 
brocht  hatte , Vormunde  kysin  noch  enmag  des  nicht  vor- 
gebin  wedir  eris  elichin  mannis  wille.“  30 ) 

Dieser  Satz  muss  aber  auch  rücksichtlich  des  von  der  Frau 
während  der  Ehe  erworbenen  Vermögens  gelten,  selbst  wenu 
es  nicht  als  Erwerb  von  Arbeits-  oder  Gutsrente  in  des  Mannes 
Vermögen  fällt,  sondern  als  Erwerb  von  Kapital-  und  Haupt- 
gut der  Frau  gehört,  ihr  namentlich  also  durch  Erbschaft 
oder  Vergabung  von  dritter  Seite  her  zufällt.  Es  wird  dies 
in  den  Quellen  mehrfach  in  der  Weise  bestätigt,  dass  der 
Anfall  von  Fahrniss  während  der  Ehe  auch  ohne  vorgängiges 


**)  Vgl.  i.  B.  die  Stellen  Aura.  9.  11.  15.  22. 
*»»)  Vgl.  § 13,  S.  145  f. 

3U)  Vgl.  Amn.  H. 
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Einbringen  in  den  Besitz  des  Mannes  dessen  Mobiliarrecht 
unterliegt31).  Was  aber  dem  Mobiliarrecht  unterliegt,  darauf 
hat  der  Mann  ein  unentziehbares  Recht,  das  kann  ihm  nicht 
durch  Erklärung  zu  Einhandsgut  einseitig  entzogen  werden. 
Darum  wird  auch  in  einem  jüngern  Schöffcnurtheil 32): 

„ — oder  so  sie  solch  geld  von  geschenke  oder  gaben 
halben  ankomen  were,  das  sie  das  aus  gunst  irer 
h e r n vor  ir  eigen  geld  vor  sich  in  ihren  geweren  gehabt 
und  behalden  betten  — “ 

ausdrücklich  der  Consens  des  Mannes  zur  Constituirung  von 
Einhandsgut  vorausgesetzt 33).  Möglich , dass  der  Dritte , von 
dem  die  Frau  durch  Liberalität  erwirbt,  bedingen  kann,  dass 
es  zu  Einhandsgut  werde , eine  bestimmte  Hinweisung  darauf 
findet  sich  aber  in  den  Quellen  nicht 34).  Im  Allgemeinen 
gehört  zur  Constituirung  von  Einhandsgut  während  der  Ehe 
der  Consens  des  Mannes,  wie  denn  ein  solcher  auch  bei  der 
Entstehung  von  Einhandsforderungen  der  Frau  aus  Geschäften 
derselben  während  der  Ehe  vorauszusetzen  ist,  soweit  sich  die- 
selben nicht  auf  einen  Geschäftsverkehr  über  bereits  bestehen- 
des Einhandsgut  beziehen  M,i).  Schon  die  Quellen  unserer 
Periode  ergeben  also  ganz  dieselben  Grundsätze,  welche  noch 
heut  zu  Tage  das  gemeine  Sächsische  Recht  in  dieser  Partie 
aufstellt,  soweit  es  nicht  durch  die  Römischen  Bestimmungen 


31)  iSch.-U.  bei  Wasbbbsciilkbkn,  S.  204,  cap.  63  = S.  405,  cap.  51 ; 
S.  95  f.,  cap.  150. 

32)  Hinter  dem  Weichbild  ebend.  von  Zobbl,  foL  129  b. 

33)  Auch  das  Sch.-U.  bei  Wasskkschi.kbkk,  S.  147,  cap.  13  scheint 
dies  anzudeuten.  Eine  Frau  erbt  eine  Forderung  ihres  erstehelichen 
Kindes  an  ihren  zweiten  Mann.  Dieser  hält  sich  damit  für  liberirt  und 
fordert  von  seiner  Frau  den  Schuldbrief.  Die  Frau  verweigert  dessen 
Herausgabe  und  will  damit  die  Illation  der  ererbten  Forderung  vermeiden. 
Die  Schotten  sehen  aber  nicht  hierin  sondern  in  einem  andern  Umstand 
den  Grund,  den  Mann  für  fortwährend  tenent  zu  halten. 

3< ) Vielleicht  ist  eine  solche  im  System.  Sch.-K.  IV,  2 
111,  153  enthalten,  wenn  dort  als  Einhandsgut  behandelt 
vamde  hal>e,  dy  ir  er  man  gegebin  batte,  adir  eyn 
vront“. 

34 »)  Vgl.  die  Stellen  Anm.  16  — 20  u.  46. 

40* 


67.  Kulm 
wird:  „di 
andir  er 
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über  Restitutionspflicht  des  Manues  und  Illatenhypothek  alte- 
rirt  ist 35)  und  es  liegt  darin  ein  neues  Zeugniss  für  unsere  Auf- 
fassung der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft. 

Während  der  Ehe  wird  also  das  Einhandsgut  der  Frau 
nur  begründet  durch  Uebereinkommen  beider  Eheleute.  Der 
Consens  des  Mannes  kamt  aber  natürlich  auch  thatsächlich 
kundgegeben  werden.  So  liegt  er  namentlich  in  der  Verga- 
bung von  Fahmiss  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau , wenn  diese 
Vergabung  bestimmt  als  eine  solche  zu  sofortigem  Eigenthum, 
nicht  auf  den  Todesfall  gemeint  ist , welches  Letztere  freilich 
die  Regel  bildet  **).  Denn  an  und  für  sich  nimmt  jede  Ver- 
gabung von  Fahrniss  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau  von 
selbst  den  Charakter  dieses  letztem  Geschäfts  an,  wenn  der 
Mann  nicht  seinen  vormundschaftlichen  Rechten  entsagt  und 
der  Frau  Disposition  und  Genuss  sofort  überlassen  will.  Da- 
durch wird  das  Gut  aber  Einhandsgut  der  Frau  37).  Die  Ge- 
nehmigung des  Mannes  zu  solchem  liegt  aber  auch  darin,  dass 
er  zu  einem  Erwerb  seiner  Frau  während  stehender  Ehe  den 
Consens  versagt,  namentlich  die  durch  ihren  Vertrag  contra- 
hirte  Schuld  nicht  anerkennen  will.  Wie  die  Frau  dann  dies«“ 
aus  ihrem  Einhandsgut  zu  decken  hat , so  fällt  andrerseits  auch 
der  Erwerb  in  dieses  “j.  Endlich  kann  der  Consens  des 
Mannes  auch  von  vornherein  für  bestimmte  Erwerbsarten  der 
Frau  ertheilt  worden  sein,  wie  dies  namentlich  in  dem  Falle 

35)  Vgl.  Haubold,  Säclis.  Privatr.,  Ausg.  3,  § 74,  Amu.  d. 

3«)  Vgl.  § 53,  S.  575  f. 

3^)  Hieher  würde  das  Weisthum  v.  1304,  § 34,  Weichbild,  Art.  53 
gehören,  wenn  man  beides  nicht  von  der  Dispositionsfreiheit  der  Frau  nach 
des  Mannes  Tod  zu  verstehen  hätte;  vgl.  § 53,  Amu.  11  a.  E.  (S.  575). 
Dagegen  begründen  augenscheinlich  Einhandsgut  die  im  System.  Seh.-R. 
IV,  1,  39  und  IV,  2,  67;  Kulm  111,  153;  Fftuum,  Dist.  V,  6,  11 
erwähnten  Vergabungen  von  Fahmiss  Seitens  des  Mannes  an  die  Frau. 

3s)  Verm.  Ssp.  III,  9,  10.  Berliner  Rechtsbuch  1,  S.  150.  Denn  der 
Mann  wird  von  der  Schuld  nur  frei , wenn  das  durch  den  Vertrag 
erworbene  Gut  nicht  „in  sine  gewer  noch  nucz“  „in  seynen  nucz 
noch  fromen“  gekommen  — d.  h.  mit  seinem  Willen  Einhandsgut  ge- 
worden ist.  Hamburger  Stadtr.  v.  1270  IX,  13  a.  E. ; v.  1292  M.  10, 
v.  1497  L.  6.  Rigisches  Stadtr.  I,  11.  — Vgl.  oben  § 38,  Amu.  3 u.  4, 
S.  373. 
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üblich  war , wenn  die  Frau  ein  selbständiges  Handelsgeschäft 
betrieb,  die  Stellung  einer  Kauf-  oder  Handelsfrau  ein- 
nahm 39). 

Ist  nun  aber  einmal  Einhandsgut  wirksam  constituirt , so 
steht  die  Frau  zu  demselben  rechtlich  wie  zu  ihrem  Ver- 
mögen vor  Eingehung  oder  nach  Beendigung  der  Ehe,  der 
Mann  aber  wie  zu  dem  Vermögen  jedes  Dritten.  Seine  Ge- 
were  zu  rechter  Vormundschaft  ist  ausgeschlossen.  Nicht  er, 
sondern  die  Frau  hat  das  Gut  in  Nutzung , Gebrauch  und  Ge- 
nuss. Es  wird  dies,  da  es  nicht  der  eigentliche  Zweck  des 
Geschäfts  ist,  nur  gelegentlich  erwähnt 10),  es  folgt  aber  von 
selbst  aus  dem  Begriffe  der  Gewere,  die  sich  eben  in  Nutzung 
und  Gewalt  realisirt.  Auch  letztere  steht  daher  nicht  dem 
Manne,  sondern  der  Frau  zu.  Nicht  er  disponirt  über  das 
Gut,  sondern  sie,  unbehindert  vom  Manne,  und  zwar  unter 
Lebenden  nicht  minder  als  von  Todeswegen  4I).  Sie  kann 
es  einseitig  wirksam  veräussern  4S),  namentlich  verpfänden  43), 
oder  mit  Schulden  belasten 44),  Einhandsforderungen  ohne 
ihren  Mann  einziehen  45).  Es  fallt  daher  ihr  auch  allein  zu, 
was  sie  mit  dem  Gute  imd  durch  seine  Veräusserung  er- 

39)  Auf  die  Kauffrau  ist  wohl  zu  beziehen  System.  Sch.-R.  IV,  1. 
30.  31.  Den  Satz  enthält  ausdrücklich  das  Particularrecht.  LQb’sches 
Stadtr.  bei  Hach,  Ood.  I,  21;  II,  9G;  III,  134. 

lu)  Venn.  Ssp.  III,  9,  10.  Poi.mann  V,  fi,  5 giebt  als  Rcweisthema 
für  ilen  Rewcis  von  Einbandsgut  an : „ — daz  nmsz  he  liewisen  mit  seyme 
eyde,  daz  das  gud  in  sine  gewer  noch  nucz  nicht  komcn  sy  — .“ 

41)  Beiderlei  Verfügungen  behält  sich  die  Frau  in  dem  Sch.  - U.  bei 
Buh  me  VI,  S.  133,  Abs.  1 ; S.  152,  Abs.  3 und  bei  Wasskrrchlbbkn, 
S.  101,  cap.  178;  S.  103,  cap.  203  (vgl.  S.  208,  Abs.  2 a.  E.)  vor;  die 
Schöffen  erklären:  „Hat  die  frawe  icht  gereytis  gutis  adir  vamde  habe 
von  ir  geantwort  aws  deB  mannes  were,  das  aal  durch  recht  macht- 
los scyn.“ 

**)  System.  Sch.-R.  IV,  1,  39.  — Vgl.  Hamburger  Stadtr.  v.  1270 
IX,  13;  v.  1292  M.  10;  v.  1497  L.  6;  vgl.  v.  Mautitz,  S.  258. 

43)  System.  Sch.-R  IV,  2,  67,  Kulm  III,  153. 

4<)  Verm.  Ssp.  III.  9,  10  a.  E.  System.  Sch.-R.  IV,  1,  29  u.  30. 
Kulm  IV,  1,  30.  31.  Darüber,  dass  in  den  letztem  Stellen  nur  an  Ein- 
handsgut zu  denken  ist,  vgl.  oben  § 53,  Anm.  8,  S.  574. 

*4)  Vgl.  unten  Anm.  50. 
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wirbt.  Der  Erlös  wird  wiederum  Einhandsgut 46).  Endlich 
ist  aber  auch  das  Mobiliarrecht  des  Mannes  nur  eine  Conse- 
quenz  seiner  Gewere  am  Frauengut  und  fällt  mit  dieser  hin- 
weg. Die  Fahrniss  verbleibt  der  Frau  und  ihren  Erben,  mag 
auch  der  Mann  sie  überleben.  Grade  auf  den  Ausschluss  dieses 
Rechts  wird  bei  der  Darstellung  des  Instituts  in  den  Quellen 
das  hauptsächlichste  Gewicht  gelegt 47). 

Dies  sind  die  Rechte,  welche  dem  Manne  rücksichtlich 
des  Frauenguts  vermöge  seiner  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft zustehen  und  die  ihm  bezüglich  des  Einhandsguts  in 
und  mit  dieser  entzogen  sind.  Indessen  ist  dies  doch  nur 
die  innere  Seite  des  Verhältnisses:  das  Recht  des  Mannes  auf 
Vertretung  der  Frau  in  der  Ausübung  ihrer  Vermögensrechte. 
Seine  Vormundschaft  giebt  ihm  aber  auch  ein  Recht  der 
Vertretung  der  Frau  nach  Aussen,  gegen  Dritte.  Der  Mann 
hat  namentlich  ein  Recht  auf  die  Gescblechtsvormundschaft 
der  Frau , nicht  blos  was  den  Schutz  ihrer  Person,  sondern 
auch  was  den  Schutz  ihres  Guts  gegen  Dritte  betrifft.  Ist 
beim  Einhandsgut  auch  dieses  letztere  Recht  ausgeschlossen? 
Eine  ausdrückliche  Antwort  auf  diese  Frage  sucht  man  in  den 
Quellen  vergebens.  Wenn  man  indessen  erwägt,  wie  dieses 
Recht  nur  die  eine  Seite  der  sich  in  der  ehelichen  Vormund- 
schaft zusammenfassenden  Familiengewalt  ist  (vgl.  § 9.  10 
und  24)  und  wie  so  ausdrücklich  nur  hinsichtlich  des  einge- 


*6)  Dies  sprechen  die  Anw.  42  aus  dem  Hamburger  Stadtr.  allegirten 
Stellen  u.  Sch.-U.  bei  Wassehschi.ebkn,  S.  140,  cap.  12  ausdrücklich 
ans.  Nur  so  ist  aber  auch  das  Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  100,  Abs.  2; 
System.  Sch.-R.  III,  2.  94;  Kulm  III,  125  zu  verstehen:  „ — und  was 
der  vrauwin  sunderlich  icht  gelobit  ist  czu  cris  selbis  hant  (Böhms: 
die  se  selber  angeborte  und  ercn  man  nicht),  das  mogin  cre 
erbnamyn  vordlm  und  nicht  der  man.  “ Es  ist  sichtlich  damit  ein 
Vertragsverhältniss  Uber  das  Kinhandsgut  gemeint.  Vgl.  oben  § 35, 
S.  537  f. 

«)  Sch.-U.  bei  Böhme  VI,  S.  133,  Abs.  1;  S.  144,  Abs.  7;  8.  152, 
Abs.  3;  S.  100,  Abs.  2.  System.  Sch.-R.  IV,  1.  32;  III,  2,  94.  Knlm 
IV,  31;  III,  125.  Glogauer  Rcchtsbnch,  cap.  386.  387.  Sch.-U. 
bei  Wassebschlbben , S.  95,  cap.  150;  S.  101,  cap.  178:  S.  204. 
cap.  63.  Die  Leipziger  Sch.-U.  bei  v.  Mahtitz,  S.  256. 
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brachten  Vermögens  liervorgehoben  wird,  dass  die  Frau  sich 
einen  andern  Geschlechtsvormund  nicht  wählen  könne,  endlich 
beachtet,  wie  die  ursprüngliche  charakteristische  Form  der 
Constituirung  von  Einhandsgut  grade  die  gewesen  ist,  dass  die 
Frau  sich  für  dieses  einen  besondern  Vormund  wählte,  so  wird 
man  unbedenklich  sagen  können,  dass  bezüglich  des  Einhands- 
guts auch  des  Mannes  liecht  auf  Vertretung  der  Frau  nach 
Aussen,  namentlich  vor  Gericht,  als  ihr  Geschlechtsvormund, 
cessirte.  Damit  ist  recht  wohl  vereinbar,  dass  sie  sich  den- 
selben im  einzelnen  Falle  dazu  wählen  und  bestätigen  lassen 
konnte  48) , wie  eine  solche  besondre  Bestätigung  sogar  vor- 
kommt , wo  es  sich  nicht  grade  um  Einhandsgut  handelt 4S). 
Nur  ein  Hecht  auf  die  Vertretung  der  Frau  kam  ihm  nicht 
zu,  und  wo  daher  die  Frauensperson  eines  Vormunds  selbst  bei 
gerichtlichen  Acten  nicht  bedurfte,  da  konnte  auch  die  Ehefrau 
rücksichtlich  des  Einhandsguts  selbständig  ohne  Zuziehung 
ihres  Mannes  anftreten  so). 

Das  Resultat  ist  dies ; Die  Constituirung  von  Vermögens- 
theilen  der  Frau  zu  Einhandsgut  entrückt  dieselben  absolut 


4K)  So  hat  der  Mann  in  dem  Falle,  der  in  dem  Sch. -U.  bei  VVas- 
serschlebkn,  S.  95,  cap.  150  dargestellt  wird,  als  Vertreter  der  Frau, 
vielleicht  als  ihr  Geschlechtsvormund , ihren  Miterben  gegenüber  agirt, 
ohne  dass  d esshalb  gefolgert  wurde,  dass  die  Güter,  auf  die  sich  seine 
Geschäfte  bezogen,  kein  Einhandsgut  sein  könnten.  Es  wird  nach  der 
Intention  unterschieden,  in  der  die  Vertretung  geschah.  (Ebenso  v.  Martitz, 
8.  309,  Anm.  7.)  — Es  fragt  sich,  ob  nicht  auch  in  den  Particularrcchten 
der  Mann  ein  Recht  auf  die  Geschlechtsvormundschaft  bei  Kinhandsgut 
entbehrte,  und  wo  er  dieselbe  wirklich  führte,  dies  auch  dort  nur  auf 
der  freien  Uebertragnng  und  Wahl  der  Frau  beruhte.  Ueber  Lübeck  vgl. 
Pauli,  Abhandlung  II,  S.  44.  51  f. ; über  Bremen  vgl.  Beruh,  Bremer 
eheliches  Güterrecht,  8.  256  f.  Kraut  II,  S.  501,  Anm.  1.,  8.  330  f. 
Für  das  gemeine  Recht  erkennt  Letzterer  übrigens  unsere  Ansicht  selbst 
an : II,  S.  376. 

49)  Sch.-U.  bei  Böhme,  8.  151,  Abs.  2.  Magdeburger  Fr.  I.  12,  5. 

so)  Goslar'sches  Stadtr.,  S.  78,  i f. : „Wol  cn  wif  klagben,  de  enne 
echten  man  lieft,  der  ne  darf  men  nicht  antwarden,  se  ne  verwiesene, 
dat  men  des  van  deme  manne  los  si.  Is  aver  der  vrowen  de  Beult, 
allene  ghclovet,  so  mot  inen  ire  antwarden.“  Vgl.  v.  Martitz,  S.  309, 
Anm.  5. 
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dem  ehelichen  Güterverhältniss.  Sie  werden  aus  ungezweitem 
gezweites  Gut.  Das  Mittel  dazu  ist  die  Ausschliessung  der 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  bezüglich  jener  Vermögens- 
theile.  Durch  diese  Ausschliessung  werden  in  Bezug  auf  sie 
alle  Rechte  des  Ehemanns  gewisser  Maassen  mit  der  Wurzel 
ausgehoben  und  mit  ihrer  Beseitigung  ist  ohne  Weiteres  rück- 
sichtlich ihrer  das  ganze  eheliche  Güterverhältniss  beseitigt. 
Die  vollkommne  Negation  desselben  ist  das  Ein- 
handsgut. 
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§ 57. 

v.  Mart iT/,  kommt  mit  seinen  Erörterungen  zu  einem 
wesentlich  negativen  Resultat.  „Die  Grundbegriffe“  — be- 
merkt er  in  seinem  Schlusswort  (S.373)  — die„Grundbegriffe, 
auf  denen  das  Deutsche  Volk  einst  sein  System  des  ehelichen 
Vermögensrechts  aufgebaut  hatte,  waren  gefallen,  um  nie 
wieder  aufzustehen.  Nicht  ein  äusseres  Ereigniss  hat  sie  ver- 
nichtet; sie  sind  in  sich  zusammengebrochen,  als  unsere  Na- 
tion in  mächtigem  Drange  moderner  Cultur  entgegenstrebte.“ 

Die  vorstehenden  Untersuchungen  haben  mich  auf  ein  we- 
sentlich entgegengesetztes  Ergebnissgeführt:  DieGrund- 
gedanken  des  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts  waren  so  tief 
in  der  Anschauung  des  Norddeutschen  Volks  gewurzelt,  dass 
sie  die  eheliche  Güterordnung  auch  die  folgende  Periode 
hindurch  beherrscht  haben,  ja  sie  noch  heut  zu  Tage  beherr- 
schen. Sie  reichten  aus,  als  es  galt,  sie  auf  Verhältnisse 
anzuwenden,  die  ihren  Mittelpunkt  nicht  mehr  in  dem  länd- 
lichen Grundbesitz  mit  seinen  einfachen  und  stabilen  Bezie- 
hungen hatten,  sondern  in  dem  bewegten  Leben  des  Städters, 
dessen  Reichthum  in  fahrender  Habe , Waarenlagern  und 
Handelsgütern  aller  Art,  baarem  Geld  und  Kapitalien  be- 
stand, dessen  wirthschaftliches  Leben  auf  Erwerb  durch 
Umsatz  und  Production  für  Andre  gerichtet  war,  bei  dem 
die  feste  Geschlossenheit  des  Familienbesitzes  unmöglich, 
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die  Bevorzugung  des  Mannsstamms  vergessen  war.  Die  An- 
wendung des  Princips  auf  die  völlig  veränderten  Verhältnisse 
hatte  freilich  in  mancher  Hinsicht  zu  andern  Resultaten  ge- 
führt, hatte  wohl  schon  hie  und  da  angefangen,  das  Princip 
selbst  verkennen  oder  übersehen  zu  lassen.  Dennoch  blieb  die- 
ses im  Allgemeinen  die  ganze  Zeit  hindurch  im  Bewusstsein 
so  haften , dass  es  lebendig  genug  war,  um  den  mächtig 
eindringendeu  fremdländischen  Grundsätzen  über  die  eheliche 
Güterordnung  Stand  zu  halten  und,  obwohl  in  der  fremden 
Umgebung  des  ausländischen  Rechts  genöthigt,  seine  eonerete 
Ausführung  mit  den  durch  dieses  gebotnen  Mitteln  zu  suchen, 
dennoch  die  Herrschaft  zu  behaupten  bis  auf  den  heutigen 
Tag.  Es  wäre  so  unmöglich  nicht  gewesen,  das  eheliche 
Güterrecht  auf  ein  besonderes  Rechtsgeschäft  der  Ehegatten 
zu  gründen,  indem  man  in  der  lllation  von  Fahrniss  eine 
Eigenthumsübertragung  gesehen  und  nur,  soweit  diese  reichte, 
die  Rechte  des  Mannes  als  begründet  angenommen,  mithin 
rücksichtlich  der  Fahrhabe  nur  Eigenthum  des  Mannes  oder 
Einhandsgut  der  Frau  anerkannt  hätte.  Ist  doch  das  Eng- 
lische Recht  auf  seinem  eignen  Wege  zu  diesem  Resultate 
gelaugt  und  hat  im  Wesentlichen  eine  hierauf  basirte  Güter- 
ordnung  bis  in  unsere  Tage  conservirt.  Sollte  ein  gleiches 
System  nicht  auch  in  unsern  Städten  genügt  haben?  Lag 
nicht  der  grösste  Antrieb  dazu  in  der  Begegnung  eines  sol- 
chen Systems  mit  den  Römischen  Principien,  nach  welchen 
sich  das  Güterverhältniss  der  Ehegatten  auf  einem  ähnlichen 
Geschäft,  der  Constituirung  der  dos , aufbaute ? Dennoch 
ging  man  im  gemeinen  Sächsischen  Recht  nicht  fort  auf 
der  fast  schon  betretenen  Bahn.  Auch  als  das  Römische  Recht 
mit  seiner  überwältigenden  Macht  fast  in  alle  übrigen  Rechts- 
partien eindrang,  hielt  ihm  die  Gewere  zu  rechter  Vormund- 
schaft Stand.  Auch  in  den  Städten  sah  man  bei  der  Ent- 
wickelung in  der  folgenden  Periode  den  Ehemann  nicht  ohne 
Weiteres  als  Eigenthümer  der  Illaten  der  Frau  an,  aucli  in 
den  Städten  vorstattete  man  dieser  die  Rücknahme  beim  Tode 
des  Mannes,  auch  in  den  Städten  bildete  Einhandsgut  das 
anomale  Verhältniss.  Für  die  Immobilien  der  Frau  hat  es 
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ohnehin  von  jeher  an  einem  Ansatz  zur  Entwickelung  nach 
dieser  Richtung  hin  gefehlt.  Ueberall  im  gemeinen  Recht 
erweist  sich  das  alte  Princip  noch  mächtig  genug,  um  die 
Verhältnisse  zu  reguliren,  während  der  Ehe  sowohl  als  auch 
nach  Auflösung  derselben  durch  den  Tod  eines  oder  des  andern 
Gatten. 

In  den  städtischen  Particularrechten  hatte  sich 
die  Sache  freilich  schon  in  dem  früheren  Zeitraum  etwas 
andern  verhalten.  Zwar  bewegte  sich  das  eheliche  Güterrecht, 
wenn  auch  im  Einzelnen  mannigfach  modificirt  und  umgestaltet, 
noch  innerhalb  des  durch  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
gebildeten  Rahmens , soweit  es  die  Verhältnisse  während  stehen- 
der Ehe  betraf.  Aber  für  die  Verhältnisse  nach  ihrer  Auf- 
lösung durch  den  Tod  eines  Gatten  hatte  sich  schon  frühzeitig 
ein  andres  Princip  eingebürgert.  An  die  Stelle  der  Unge- 
zweitheit  des  Guts  war  eine  Gütergemeinschaft  von  Todes- 
wegen getreten.  Die  Incongruenz  beider,  so  nahe  sich  be- 
rührende Verhältnisse  ordnender  I’rincipien  war  das  Ferment, 
welches  zu  neuen  Bildungen  trieb.  Sie  bewegten  sich  in  zwei 
Hauptrichtungen.  Entweder  man  hielt  an  der  Ungezweitheit 
der  Güter  während  stehender  Ehe  im  Ganzen  fest  und  die 
Gütergemeinschaft  von  Todeswegen  nahm  mm  die  Form  an, 
dass  man  der  Frau,  wofern  sie  ihre  Quote  beanspruchte  und 
nicht  die  Rücknahme  ihrer  lllaten  vorzog,  die  Verbindlichkeit 
auferlegte,  diese  „innezulassen“.  Es  war  dies  die  Bildung, 
wie  sie  sich,  angelehnt  an  das  Römische  Erbrecht  der  armen 
Wittwe,  im  Gebiete  der  Drittheilsrecbte  und  in  einem  Theil  der 
Märkischen  Halbschiedsrechte  findet,  die  übrigens  auch  in  das 
Landrecht  eindrang,  dergestalt,  dass  auch  der  adligen  Wittwe 
die  Wahl  der  sogen,  „statutarischen  Portion“  freigestellt  wurde. 
Anders  in  den  westlichen  Rechtsgebieten,  in  den  weiten  Kreisen 
der  Westfälischen,  Lüneburg-Bremer  und  Hamburg-Lüb’schen 
Rechte,  nicht  weniger  in  vielen  Schlesischen.  Hier  neigte  man  im 
Lauf  der  Zeit  mehr  und  mehr  dahin,  die  Gütergemeinschaft  von 
Todeswegen  auf  die  Zeit  der  Ehe  zurückzudatiren.  Der  Kampf  bei- 
der Principien  über  die  Beherrschung  der  Verhältnisse  während 
stehender  Ehe  bildet  den  Mittelpunkt  der  Entwickelungsgeschichte 
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des  ehelichen  G fiterrech  Ls  dieser  Gebiete  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert. Er  ist  weitaus  nicht  überall  ausgekämpft  und  bis 
zu  einem  bestimmten  Resultat  durch  geführt  worden,  und  noch 
jetzt  arbeitet  sich  die  Wissenschaft  ab,  den  Stand  dieser  Kämpfe 
in  den  verschiednen  Stadien  der  Entwickelung  festzustellen. 
Soviel  ist  gewiss,  dass  das  ursprüngliche  Sächsische  Princip 
hier  in  der  Folgezeit  am  wenigsten  rein  und  lauter  zu  Tage 
tritt,  zum  Theil  wirklich  erstorben  ist.  und  die  Versuche, 
es  rein  durchzuführen,  an  denen  sich  Cropp,  Berck  u.  s.  w. 
abgemüht  haben,  keineswegs  völlig  gelungen  sind. 

Die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  die  in  dieser  Maasse 
während  des  frühem  Zeitraums  das  eheliche  Güterrecht 
im  Sachsenlande  beherrschte,  ist  nun  wie  die  Elemente 
des  Instituts  selbst,  wie  Gewere  und  Vormundschaft,  ein 
Rechtsbegriff  zunächst  formaler  Natur,  ohne  festbegrenzten, 
specitischen  Rechtsinhalt.  Daraus,  dass  sie  die  Grundlage 
einer  ehelichen  Güterordnung  bildet,  lassen  sich  noch  nicht 
ohne  Weiteres  Normen  ableiten,  um  jedes  Rechtsverhältnis; 
der  Gatten  zu  bestimmen.  Das  Priueip  als  solches  reicht  zur 
Ordnung  der  grade  in  diesem  Punkt  so  überaus  mannigfal- 
tigen und  verwickelten  Vermögens  Verhältnisse  nicht  zu.  so 
wenig  als  das  Dotalprincip  als  solches  dazu  ausreichen  würde. 
Bios  in  diesem  Sinne  genommen,  würde  also  freilich  der  in 
jenem  Princip  ausgesprochne  Rechtsgedauke  nicht  genügt  haben, 
den  Stoff  des  Thatsächlichen  zu  beherrschen  — schon  nicht 
in  den  einfachen  ländlichen  Verhältnissen , wie  sie  der  Sachsen- 
spiegel vor  Augen  hat,  geschweige  im  städtischen  Leben  der 
frühem  Periode  oder  gar  in  den  complicirten  socialen  Zustän- 
den der  heutigen  Tage.  Damm  lässt  sich  aber  doch  nicht 
sagen,  der  mit  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  gege- 
bene Grundbegriff  sei  erstorben  und  unbrauchbar  geworden  für 
die  ganze  Folgezeit  und  namentlich  für  unser  heutiges  Rechts- 
leben. Dies  würde  die  wahre  und  bleibende  Bedeutung  des 
Princips  verkennen  und  übersehen  heissen,  dass  es  uns  auch 
schon  im  alten  gemeinen  Recht  wie  in  den  particularen  Bil- 
dungen nicht  nackt  und  abstract,  sondern  in  sehr  concreter  Aus- 
prägung zu  ganz  bestimmten  Rechtainstituten  entgegentritt. 
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Es  hat  sich  in  der  That  zu  Systemen  entwickelt,  die  freilich 
der  technischen  Abrundung  und  iunern  Geschlossenheit  ent- 
behren, wie  sie  den  Instituten  des  hierin  einzig  dastehenden 
Römischen  Rechts  eigen  sind,  zu  Systemen,  die  Lücken  und 
Härten  zeigen,  welche  man  nicht  zu  beseitigen  vermochte  oder 
mit  Hülfe  fremder  Rechtselemente  nur  nothdürftig  und  unsym- 
metrisch ausglich,  die  aber  dennoch  ihrem  innersten  Wesen 
nach  dem  Deutschen  Geiste  so  verwandt  und  sympathisch 
waren,  dass  das  künstlerisch  viel  vollendetere  Römische  Recht 
sie  nicht  zu  verdrängen  vermochte. 

Schon  von  seiner  rein  formalen  Seite  genommen  verleiht 
das  Princip  der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  den  Säch- 
sischen Systemen  einen  so  festen  und  scharf  ausgeprägten  Ty- 
pus, dass  sie  in  fast  allen  einzelnen  Zügen  im  Contrast  zum 
Römischen  stehen  und  sich  in  wesentlichen  Momenten  auch 
von  den  Süddeutschen  Güterordnungen  kenntlich  genug  unter- 
scheiden. Liegt  doch  in  jenem  Princip  die  Zusammenfassung 
der  ehemännlichen  Rechte  zu  einer  Familiengewalt  des  Mannes, 
die  nicht  minder  von  der  Seite  der  Pflicht  und  des  Berufs  als  des 
Rechts  aufgefasst  wird  und,  ohne  die  Rechts-  oder  Handlungsfähig- 
keit der  Frau  zu  beschränken,  den  Mann  ermächtigt,  diese  in  allen 
ihren  Vermögensrechten  mehr  oder  weniger  selbständig  zu  ver- 
treten — und  die  sachenrechtliche  Ausprägung  dieses  Ge- 
dankens dahin:  dass,  obwohl  die  rechtliche  Lage  des  ehe- 
männlichen Vermögens  während  stehender  Ehe  völlig,  nach 
ihrer  Auflösung  durch  den  Tod  eines  Gatten  wenigstens  der 
Hauptsache  nach  nicht  geändert  und  auch  die  Zuständigkeit 
des  Frauenguts  an  und  für  sich  durch  die  Ehe  in  keiner 
Weise  alterirt  wird , dennoch  das  gesamte  beiderseitige  Gut  im 
Besitze  des  Mannes  dergestalt  vereinigt  erscheint,  dass  es  in 
seiner  Hand  auf  die  Dauer  der  Ehe  dem  gemeinschaftlichen  und 
einheitlichen  Hausstand  unter  der  Herrschaft  des  Mannes  dient. 
Soviel  enthält  schon  der  formale  Begriff  der  Gewere  zu  rech- 
ter Vormundschaft.  Er  involvirt  aber  auch  an  und  für  sich 
noch  sehr  materielle  Momente.  In  ihm  schon  liegt  der 
dingliche  Schutz  des  Mannes  gegen  alle  Beeinträchtigungen 
seiner  rechtlichen  Stellung  durch  die  Frau,  sein  Recht  auf  die 


Digitized  by  Google 


63S  Gegensatz  zum  Römischen  und  Süddeutschen  System. 

Geschlechtsvormundschaft,  und  damit  auf  jede  gerichtliche 
Vertretung  der  Frau  gegen  Dritte  im  Vermögensverkehr, 
sein  Recht  auf  eine  natürliche  und  juristische  Herrschaft 
über  ihr  gesamtes  Gut,  soweit  es  nicht  in  dem  anomalen 
Verhältniss  des  Einhandsguts  steht,  sein  Recht  auf  Ge- 
brauch und  Nutzung  desselben  für  die  Zwecke  des  gemein- 
samen Haushalts,  seine  absolute  Selbständigkeit  in  der  Herr- 
schaft über  sein  eignes  Vermögen  und  eine  Erbordnung,  die 
ohne  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein  von  Kindern  und  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  erste  oder  zweite  Ehe,  auf  der  Basis  ruht, 
dass  das  beiderseitige  Gut  nach  dem  Tode  eines  Gatten  seiner 
ursprünglichen  Zuständigkeit  nach  wieder  zerfallt.  Der  Con- 
trast  mit  dem  Römischen  Recht  springt  in  die  Augen.  Den 
Gegensatz  zu  den  Süddeutschen  Güterordnungen  verhüllt  zwar 
die  Verwandtschaft  in  den  beiderseitigen  Elementen  einiger 
Maassen;  aber  bei  näherer  Betrachtung  ist  auch  er  unver- 
kennbar. Wie  tritt  in  diesen  Güterrechten  die  Genossen- 
schaft der  Ehegatten  so  prägnant  darin  hervor,  dass  wäh- 
rend oder  nach  der  | beerbten  | Ehe  die  Rechtsverhältnisse  des 
beiderseitigen  Guts  ohne  alle  Rücksicht  auf  dessen  Zuständig- 
keit geordnet  sind , und  die  innere  Geschiedenheit  des  Guts 
nur  noch  prineipiell  und  eigentlich  nur  desshalb  fcstgehalten 
wird,  weil  sic  sich  im  Falle  kinderlosen  Absterbens  eines  Gatten 
möglicherweise  doch  wieder  geltend  machen  kann.  Mit  der 
Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  war  die  gesamte  Hand  oder 
die  gleichheitliche  Gewalt  des  Mannes  über  das  Gesamtgut 
als  ihr  [ particulares | Surrogat,  war  die  Verfangenschaft . rein 
oder  durch  ein  Theilrecht  bezüglich  des  Gesamtguts  ge- 
mildert, war  endlich  die  Geschlossenheit  des  erstehelicheu 
Guts  — die  Consequenzen,  zu  denen  sich  das  Süddeutsche 
Princip  entfaltet  — unvereinbar. 

In  der  That!  Die  Züge  des  Sächsischen  Systems  sind  in 
positiver  wie  negativer  Richtung  markirt  genug,  um  erkennen 
zu  lassen , ob  sein  Princip  dieser  oder  jener  Güterordnung  zur 
Basis  dient  oder  nicht.  Und  da  zeigt  sich  denn,  dass  es  bei 
der  Entwickelung  des  gemeinen  Sächsischen  Rechts,  wie  solche 
am  reinsten  und  bewusstesten  in  dem  Kurfürstlichen  und 
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Herzoglichen  Sachsen  vor  sich  ging,  auch  in  den  folgen- 
den Perioden  fortgewaltet  hat  und  das  eheliche 
Güterrecht  desselben  auch  heute  noch  beherrscht. 
Dies  ergiebt  sich,  wenn  wir  die  Rechtsbildungen  kurz  über- 
blicken, die  es  beim  Fortgang  der  Zeit  in  jenen  Landen  bis  auf 
unsere  Tage  getrieben  hat.  Denn  da  stellt  sich  heraus,  dass 
nicht  blos  das  Princip  in  seiner  eben  angegebnen  Entfaltung 
dem  Wesen  nach  ungebrochen  geblieben  ist,  son- 
dern sogar  die  Institute  und  Rechtssätze,  in  denen  es 
concreten  Ausdruck  und  Anwendung  gefunden,  sich,  wiewohl 
mannigfach  neu  geformt,  noch  Jahrhunderte  lang  er- 
halten ha  ben,  zum  Theil  noch  heute  in  Geltung  sind. 

Am  wenigsten  lässt  sich  dies  noch  von  der  Ordnung  der 
Verhältnisse  bei  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod 
eines  Gatten  sagen.  War  sie  doch  so  innig  mit  den  ältesten 
ländlichen  Verhältnissen  verwachsen,  dass  sie  schon  in  der  frü- 
hem Periode  dem  Weichbild  zum  Theil  unannehmbar  erschien. 
Dennoch  ist  auch  sie  keineswegs  mit  der  alten  Zeit  selbst  er- 
storben. Das  Mobiliarrecht  des  Mannes  hat  das  gemeine  Säch- 
sische Recht  in  weiten  Kreisen  beherrscht  bis  auf  unsere  Tage, 
kaum  in  seiner  äussern  Gestalt,  geschweige  in  seinem  innern 
Wesen  verändert.  Auch  sein  Correlat,  die  Wittwengerade,  er- 
hielt sich  noch  Jahrhunderte  Lang.  Seit  dem  I ö.  Jahrhundert 
arbeiten  sich  Theorie  und  Praxis,  Gesetz  und  Statut  ab.  sie 
den  veränderten  socialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
wie  dem  veränderten  Rechtssystem  anzupassen.  In  den  Städten 
sind  diese  Versuche  wenig  gelungen;  selbst  ihre  rechtliche 
Natur  ändert  sich  hier  vielfach  durch  ihre  neue  und  prin- 
eipwidrige  Verbindung  mit  der  Gütergemeinschaft  von  Todes- 
wegen. Nur  im  Landrecht,  d.  h.  im  spätem  Sinne  innerhalb 
des  Adels , erhält  sich  das  alte  Institut  seinem  Wesen  nach 
unverändert,  teilweise  sogar  bis  in  die  neueste  Zeit,  meist 
begleitet  vom  Rechte  des  Mustheils  und  der  schon  frühzeitig 
zu  einem  gesetzlichen  Erbvortheil,  gewisser  Maassen  zu  einer 
Erweiterung  der  Gerade  gewordnen  Morgengabe.  Hier  bil- 
den Mobiliarrecht  und  Gerade  wie  in  alter  Zeit  die  Be- 
schränkungen , dämm  aber  auch  die  Stützen  der  Idee  des  un- 
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gezweiten  Guts,  dessen  Verbindung  sich  mit  dem  Bande  der 
Ehe  von  selbst  wieder  löst.  Indessen  auch  im  Kreise  des  Adels 
werden  die  Härten  eines  Instituts  empfunden,  welches  ge- 
schwundenen Verhältnissen  angehörte.  Wenigstens  die  Wahl 
der  bürgerlichen  Erbordnung  wird  auch  der  adligen  Wittwe 
freigestellt.  Diese  Ordnung  beruht  auf  einer  Gütergemein- 
schaft von  Todeswegen.  Sie  entstammt  den  alten  particulare» 
Sächsischen  Güterordnungen,  die  aber,  wenigstens  in  den 
Sächsischen  Landen,  gefördert  durch  das  Römische  Erb- 
recht der  armen  Wittwe,  gemeines  Recht  geworden  sind.  Im- 
merhin blieb  aber  auch  das  Recht  der  Wittwe  auf  diese  „sta- 
tutarische“ Portion,  die  resp.  */»  des  gesamten 
Guts  umfasste,  nur  ein  secundäres,  dem  die  Wittwe  die  alte 
Zweiung  des  Guts  vorziehen  konnte,  wenn  sie  ihre  Illaten  un- 
verkürzt zurückforderte.  So  modificirt  und  eingeengt  hat  sicli 
aber  das  alte  Princip  von  der  äussern  Einheit  des  Guts,  von 
der  Gebundenheit  des  Frauenguts  lediglich  durch  die  Ge- 
were  zu  rechter  Vormundschaft,  von  der  Unberührtheit  des 
ehemännlichen  Vermögens  bis  zu  den  modernen  Intestat -Erbge- 
setzen im  Gebiete  des  gemeinen  Sachsen  rechts  erhalten. 

Noch  viel  treuer  ist  das  alte  Princip  samt  seiner  con- 
ereten  Ausführung  und  Gestaltung  bewahrt  worden  im  Be- 
reiche des  ehelichen  Güterrechts  unter  Lebenden  *).  Auf 
den  ersten  Blick  scheint  freilich  das  grade  Gegentheil  der 
Fall.  Begegnen  wir  doch  schon  seit  dem  löten  und  löten 
Jahrhundert  in  Gesetzen,  in  ürtheilen,  in  Theorie  und  Praxis 
den  so  heterogenen  Begriffen  der  dos  und  ihrer  Privilegien, 
der  Paraphernen  und  Recepticion,  der  Mucianischen  Präsum- 
tion, dem  Schenkungsverbot  u.  s.  w.  Zwar  kämpfen  von 
Anfang  an  diese  Begriffe  und  Institute  mit  den  von  Altem 
her  bestehenden  Rechtsanschauungen,  aber  bis  zum  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  fühlen  wir  uns  je  länger  je  mehr  in  Rö- 
mischer Umgebung  und  immer  verhüllter  wird  das  einhei- 


*)  Vgl.  darüber  oben  § 9,  S.  119  f. 


Digitized  by  Google 


Verh  ältniss  der  G.  z.  r.  V.  zum  eindringenden  Römischen  Recht.  641 


mische  Recht*).  Und  in  der  That!  in  der  genuinen  Rein- 
heit, die  ihm  vor  dem  15.  Jahrhundert  eigen,  ist  es  nicht 
mehr  vorhanden,  und  wäre,  wenn  es  vorhanden,  nicht  mehr 
geeignet,  den  so  ganz  veränderten  Rechtsstoff  zu  beherrschen. 
Auch  die  vier  letzten  Jahrhunderte  haben  gearbeitet  und  ge- 
schaffen und  ihre  Arbeit,  gestählt  und  gefördert  durch  die 
unendliche  Erweiterung  der  Anschauung  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert und  die  formale  Schulung  des  Geistes  mittelst  der 
classischen  Bildung , ist  keine  verlorne  gewesen.  Aber , wenn 
wir  näher  Zusehen , hat  diese  Arbeit,  ihr  Product  und  ihr 
Segen  doch  nur  darin  bestanden,  die  alten  Keime  und 
Pflanzen  in  neuem,  befruchtetem  Boden  zu  ent- 
wickeln und  zu  entfalten,  die  alten  Institute  in 
der  neuen  Umgebung  eines  fremden  Rechtssystems 
einzubürgern  und  mit  ihnen  neuen  Bedürfnissen 
gerecht  zu  werden.  Es  ist  nicht  schlechthin  überall  ge- 
lungen, mancher  Keim  ist  verkümmert,  mancher  wilde  Zweig 
unorganisch  stehen  geblieben,  mancher  störende  Auswuchs  zu 
Tage  gekommen.  Allein  überall  haben  die  alten  Grundan- 
schauungeu  den  Sieg  behauptet,  sind  die  alten  Institute 
nur  zur  weiteren  Entwickelung  gediehen,  finden  wir  uns  noch 
heute  auf  heimischem  Boden  wie  in  keiner  andern  Rechts- 
partie. 

Nicht  blos  dem  Namen  nach  bestand  die  Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft  als  die  Grundlage  der  ehe- 
lichen Güterordnung  fort  bis  in  die  moderne  Zeit.  Die 
oben  bemerkten,  so  markirten  Züge  finden  sich,  wiewohl 
mehrfach  abgewandelt,  auch  in  der  Entwickelung  des  Rechts 
innerhalb  der  letzten  vier  Jahrhunderte.  Des  Mannas  Ver- 
mögen bleibt  unberührt  von  den  Einflüssen  der  Ehe.  Illaten 
des  Mannes  oder  Einhandsgut  desselben  sind  wie  ehedem  so 


*)  Um  sich  diese  Doctrin  auf  ihrem  Höhepunkt  zu  vergegenwärtigen, 
lese  inan  z.  B.  den  HEssEi.'schen  Excurs  aber  das  Sächsische  eheliche 
Güterrecht  (Excurec  I,  S.  129  f.)  vom  Jahre  1828  im  Gegensatz  zu  den 
Lehren  selbst  noch  von  Lkyskr,  Strykiüs  etc.  (Vgl.  die  Zusammenstellung 
bei  Rathmann,  Einige  Worte  über  ehel.  Güterrecht,  1859.) 
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auch  heute  noch  vom  Sächsischen  Standpunkt  aus  völlig 
irrationale  Begriffe.  Zwar  legt  das  Recht  der  Frau  die 
„gleiche  Gewere“  mit  dem  Manne  d.  h.  den  Mitbesitz  au 
seinen  Gütern  bei.  allein  der  auf  einem  Missverständniss  des 
Sachsenspiegels  beruhende  Satz  dient  lediglich  zur  Begrün- 
dung eines  alten,  auf  ganz  andern  Grundlagen  erwachsenen 
Rechts  der  Wittwe  3) , hat  für  die  Verhältnisse  während  ste- 
hender Ehe  gar  keiue  Bedeutung.  Das  Recht  der  Frau  zu 
Dispositionen  über  das  gesamte  Gut  im  Kreise  des  Haus- 
halts ist  dagegen  eine  wahre  Ausnahme  von  dem  Satze, 
die  aber  schon  dem  alten  Rechte  eigen,  und  nur  statt  reiu 
äusserlich  jetzt  begrifflich  und  damit  richtiger  gefasst  wird. 
Bleibt  aber  auch  das  Vermögen  des  Ehemanns  intact,  so 
wird  es  doch  mit  dem  gesamten  Frauengut  für  die  Zwecke 
des  gemeinsamen  und  einheitlichen  Haushalts  auf  die  Dauer 
der  Ehe  vereinigt.  Mit  dem  gesamten  Frauengut!  Der 
Gegensatz  von  Dos  und  Paraphornen  hat  innerhalb  dieser 
Anschauung  keinen  Raum.  Er  wird  nur  künstlich  und  nach  sehr 
schwankenden  Merkmalen  errichtet,  lediglich,  um  die  Rö- 
mischen Sätze  über  Dotal-  und  Paraphernal  - Privilegien , die 
man  aus  dem  fremden  Recht  herübeniahm,  verwerthen  zu 
können.  Sonst  war  die  Unterscheidung  ihrer  ursprünglichen 
Bedeutung  völlig  entkleidet.  Dasselbe  gilt  von  den  Recep- 
ticien.  Mau  übertrug  nur  den  Namen  auf  das  Deutsche  Insti- 
tut des  Einhandsguts.  Sie  bildeten  jetzt  wie  dieses  das  anomale 
Verhältnis«  des  Frauenguts,  nicht  das  normale  wie  im  Römi- 
schen System.  Präsumtiv  unterliegt  alles  Gut  der  Frau,  gleich- 
viel ob  schon  in  den  Besitz  des  Mannes  übergegangen  oder 
nicht,  den  Rechten  desselben.  Diese  ändern  aber  an  seiner 
Zuständigkeit  nichts.  Der  Mann  wird  ohne  besondera  Er- 
werbsgrund (z.  B.  bei  den  iüabis  vimdütonus  causa  aesti- 
matis,  oder  überhaupt  bei  Fungibilien,  wie  Geld)  niemals  Sub- 
ject  des  Vermögens  der  Frau,  von  dem  Römischen  Dotaleigen- 
thum  ist  keine  Spur.  Seine  rechtliche  Stellung  ooncentrirt 
sich  auch  jetzt  noch  darin,  dass  er  alle  Vermögensrechte  der 


»)  Vgl.  oben  § 19,  Anra.  16  f„  S.  203. 
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Frau  während  der  Dauer  der  Ehe  im  Interesse  des  gemein- 
schaftlichen Haushalts  ausöbt.  Diese  Ausübung  ist  allerdings 
durch  seine  erst  neu  eingeführte.  gleich  zu  erwähnende  juri- 
stische Verantwortlichkeit  für  dieselbe  beschränkter  als  im 
frühem  Recht ; innerhalb  dieser  Sehranken  aber  ist  sie  noch 
die  alte  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  und  selbständige  ge- 
blieben. Nutzung  und  Genuss  stellen  ihm  im  weitesten  Um- 
fange zu.  nicht  minder  die  natürliche  oder  juristische  Dispo- 
sition, soweit  sie  die  Substanz  nicht  berührt.  Ob  er  auch 
über  letztere  einseitig  verfügen  kann,  soweit  es  sich  um 
Fahmiss  oder  Aussenstände  handelt,  war  strittig.  Man  schwankte, 
je  nachdem  man  mehr  an  den  alten  Anschauungen  oder  an 
den  Consequenzen  aus  den  Sätzen  über  den  ususfructus  fest- 
hielt. Wenigstens  rücksichtlich  der  Aussen  stände  wurde  die 
Frage  durch  Gesetze  meist  verneinend  entschieden.  Kein 
Zweifel  bestand  über  die  Veränsserung  aller  Arten  von  Immo- 
bilien: wie  im  alten  Recht  war  der  Consens  der  Frau  uner- 
lässlich, um  den  Erwerber  gegen  ihre  Vindication  auch  schon 
während  der  Ehe  sicherznstellen.  AbeT  auch  hier  gelten  die 
altsächsischen  Grundsätze,  nicht  die  zwar  äusserlich  ähnlichen, 
im  Wesen  aber  ganz  versehiedneu  Römischen  Bestimmungen 
über  den  fundtt»  dotahs , so  oft  sie  auch  in  Theorie  und 
Praxis  dafür  angerufen  worden  sind.  Ebenso  werden  die  Rö- 
mischen Grundsätze  über  die  praesumtio  Marian a nur  änsser- 
lich  und  völlig  missverstanden  herfibergezogen 4) . um  den 
nicht-römische«,  wohl  aber  Sächsischen  Grundsatz  von  dem 
Recht  des  Mannes  anf  den  Erwerb  der  Frau  während  der  Ehe 
zu  stützen  und  ihn  (bezüglich  der  sogen,  oprrae  artifiriaks) 
einiger  Maassen  gemildert , dem  fremden  Recht  gegenüber  au 
coBserviren.  Solche!-  Hftlfsmittel  bedurfte  es  im  Obligationen- 
reobt  der  Eheleute  kaum.  Die  Unverbindlichkeit  der  vom 
Manne  contrabirten  Schulden  für  die  Frau,  soweit  nicht  be- 
sondre  causae  debendi  für  diese  rorbgen,  wird  durch  die 
ganze  Entwickelung  des  Sächsischen  Rechts  in  der  Weise  fest- 
gehalten, wie  sie  ursprünglich  sich  gestaltet  hatte,  nur  inso- 

*)  Vgl.  g 2«.  Amu.  30,  8.  209  f. 
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weit  modificirt,  als  die  Personalexecution  mit  ihrem  indirecten 
Einfluss  auf  die  Zahlung  der  Schuld  durch  die  Ehefrau  weg- 
fiel, und  man  die  Römischen  Grundsätze  über  die  Intercessionen 
der  Eheweiber  herübernahm,  — eine  äusserliche  Zuthat,  die 
das  Wesen  der  Sache  nicht  änderte.  Dies  sind  in  der  Haupt- 
sache die  Rechte,  welche  dem  Ehemanne  am  Frauengute  zu- 
stehen, und  die  Schranken,  die  ihnen  gezogen  sind.  Diese 
Rechte  sind  dem  Manne  gegen  alle  Beeinträchtigungen  Seitens 
Dritter  oder  der  Frau  selbst  in  demselben  Grade,  wiewohl 
(worauf  gleich  näher  einzugehen  ist)  in  andrer  Weise  als  im 
alten  Rechte,  gesichert,  - ein  Schutz,  wie  er  nach  Römischem 
Rechte  weder  nöthig,  noch  (in  dieser  besonderu  Weise)  mög- 
lich ist. 

Dies  sind  die  allgemeinen  Züge  der  vermögensrechtlichen 
Stellung  der  Eheleute,  wie  sie  sich  im  gemeinen  Sächsischen 
Recht  seit  dem  16.  Jahrhundert  entwickelt  hat  Aus  allen 
tritt  uns  unter  der  leichten,  äusserlichen  Umhüllung  der  alte 
Sächsische  Typus  entgegen.  Die  Süddeutsche  Rechtsanschauung 
liegt  weit  ab,  die  Römische  macht  sich  zwar  geltend,  führt 
aber  nur  zu  äussern,  wenig  entscheidenden  Modificationen  im 
Einzelnen  und  zu  mancherlei,  nicht  grade  organisch  verbundnen 
Zuthaten.  Indessen  wir  haben  hier  die  Rechtssätze  nur  von  ihrer 
materiellen  Seite,  nur  ihrem  Inhalte  nach  ins  Auge 
gefasst.  Mit  der  Formalisirung  derselben,  mit  ihrer  ju- 
ristischen Construction  verhielt  es  sich  allerdings 
etwas  anders.  Das  eheliche  Güterrecht  hat  das  Eigenthüm- 
liche,  dass  es  mit  seinen  Vorder-  wie  mit  seinen  Folgesätzen 
besonders  vielfältig  in  andre  Rechtspartieen  eiugreift.  Nun 
war  es  geschehen,  dass  das  Römische  Recht  in  diesen  zum 
Theil  viel  unbedingter  und  völliger  zur  Herrschaft  gelangte, 
die  Institute  aus  diesen  Rechtssphären  zum  Theil  vollkommen 
romanisirt  wurden.  Mit  ihnen  war  nun  das  eheliche  Güter- 
recht begrifflich  und  juristisch  zu  construiren.  Es  galt,  die 
Deutschen  Institute  durch  die  Römischen  von  ungefähr  gleicher 
Tendenz  und  ähnlichem  Werthe  zu  ersetzen.  Da  sich  beide 
keineswegs  decken,  war  dies  eine  schwere  Arbeit,  eine  doppelt 
schwere  für  eine  Zeit,  der  das  Verständniss  für  das  Deutsche 
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Recht  mehr  und  mehr  abhanden  kam,  der  es  für  das  Römische  aber 
noch  keineswegs  in  zureichender  Weise  aufgegangen  war.  Kein 
Wunder,  dass  bei  der  Uebersetzung  mit  so  unzureichenden 
Mitteln  der  Sinn,  der  Gedanke  hie  und  da  litt,  auch  dem  ma- 
teriellen Rechtsgehalt  Abbruch  geschah.  Es  kann  hier  nicht  die 
Aufgabe  sein,  dies  im  Einzelnen  zu  verfolgen.  Aber  die  beiden 
hauptsächlichsten  Erscheinungen  dieser  Art  sollen  angedeutet 
werden. 

Das  alte  System  baute  sich  auf  den  beiden  specilisch  Deut- 
schen Grundbegriffen  der  Vormundschaft  und  der  Ge  wer  e 
auf.  Nun  erlitt  allmählig  unter  der  Herrschaft  des  Römischen 
Rechts  die  Bedeutung  der  ersteren  eine  wesentliche  Aenderung. 
die  der  letztem  aber  ging  überhaupt  verloren.  Das  der  Deut- 
schen Vormundschaft  eigne  Moment  der  Gewalt,  insonderheit 
der  Familiengewalt , schwand  mehr  und  mehr,  das  der  Schutz- 
pflicht blieb  allein  übrig.  Letztere  aber  setzte  eine  Schutz- 
bedürftigkeit, also  in  privatrechtlieber  Beziehung  eine  irgend- 
wie beschränkte  Handlungsfähigkeit  voraas  und  diese  Be- 
schränkung musste  soweit  reichen,  als  die  Rechte  des  Vor- 
munds reichten.  Sie  masste  daher  einen  weitem  Umfang 
haben  als  die  ohnehin  immer  mehr  schwindende  Beschränkung 
der  Handlungsfähigkeit  lediger  Frauenzimmer,  aber  beide  wur- 
den darum  doch  nunmehr  als  generisch  gleich  behandelt.  Man 
unterschied  zwischen  zwei  Arten  der  Geschlechtsvormundschaft 
— der  über  ledige  und  der  über  verheirathete  Frauenspersonen, 
eine  Unterscheidung,  die  in  diesem  Sinne  dem  alten  Recht 
fremd  war.  Diese  zunächst  theoretische  Auffassung  führte 
aber  auch  zu  pracktisch  bedeutsamen  Differenzen.  Hieher 
gehört  die  Nothwendigkeit  der  Zuziehung  andrer  Vormünder 
da,  wo  der  Ehemann  seine  Funktionen  nicht  ausüben  konnte 
oder  seine  Zustimmung  nicht  auszureichen  schien.  Namentlich 
aber  gestaltete  sie  die  Consequenzen  einseitiger  Dispositionen 
der  Frau  um.  Aus  der  relativen  Nichtigkeit  derselben,  nur 
dem  Manne  gegenüber,  wurde  eine  absolute.  Die  Frau  selbst 
und  ihre  Erben  sind  nicht  au  den  Act  gebunden.  Sie  ist  es, 
und  zunächst  nur  durch  ihre  Vermittlung  der  Ehemann,  die 
denselben  revociren  und  klagend  oder  excipietido  unwirksam 
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machen  kann.  Ein  lediglich  sie  berührender  Umstand  heilt 
den  Fehler:  ihre  (nicht  seine)  Bereicherung,  versio  in  rem 
uxoris,  — ein  Verhältnis8,  wie  es  dem  alten  Sächsischen  liecht 
völlig  fremd  sein  musste  5).  Ob  und  in  welcher  Weise  aber 
auch  dem  Manne  für  seine  Person  ein  lievocationsrecht  Dritten 
gegenüber  zustehen  mochte,  hing  davon  ab,  wie  man  sein 
Recht  am  Frauengut  construirte.  Dieser  Punkt  war  überhaupt 
das  schwierigste  Problem.  Die  in  der  Vormundschaft  (im 
alten  Sinne)  zusammengefassten  Rechte  bildeten  ein  Besitz- 
recht, das  in  der  Gewere  seinen  Ausdruck  und  seine  Grund- 
lage für  den  dinglichen  Klagschutz  fand.  Der  Besitz  verlieh 
dem  Manne  zwar  nur  relative  und  bediugte  Klagrechte  für 
seine  vormundschaftlichen  Gerechtsame,  aber  immerhin  mochten 
sie  genügen.  In's  Römische  System  übertragen  konnte  man  wohl 
kaum  umhin,  dem  Manne  eiu  dingliches  Recht  beizulegen.  Aber 
welches?  Das  Römische  Recht  verlieh  dem  Manne  das  Eigenthum 
an  der  dos.  Das  entsprach  der  Sächsischen  Anschauung  nicht, 
selbst  wenn  man,  worauf  man  wohl  hie  und  da  kam,  Gewicht 
legen  wollte  auf  das  Römische  dominium  utile  der  Frau.  Andre 
Deutsche  Besitzrechte  von  allgemeinem  Inhalt,  wie  die  Leib- 
zucht, passten  ebensowenig  in  das  Römische  System.  Aus 
diesem  bot  sich  schlechthin  nur  der  Niessbraucb , ususfruetus 
oder  quasi- ususfruetus , zur  Aushülfe.  So  erwuchs  der 
raaritalische  Niessbrauch,  — eine  offenbar  matte  und  unzu- 
reichende Kategorie  für  die  so  reichhaltige  Rechtsstellung  des 
Ehemanns,  aber,  man  wird  es  nicht  läugnen  können,  die 
einzig  mögliche,  wenn  man  einmal  auf  jenem  Wege  der  Ac- 
comodation  an  das  Römische  System  vorwärts  wollte.  Dem 
mit  Hülfe  der  confessoria  so  dürftig  direct  zu  befriedigen- 
den Verlangen  nach  einem  Klagschutz  war  ja  auf  indirectem 
Wege  allenfalls  durch  die  obenbemerkte  Verurtheilung  der 
Frau  zur  Handlungsunfähigkeit  Genüge  zu  schaffen.  Aber 
wie  man  in  dieser  Richtung  zu  viel  gethan  hatte,  so  that 
man  entschieden  zu  wenig,  wenn  man  die  so  reich  zugemesse- 
nen Rechte  des  Mannes  am  Frauengute  in  die  dürftige  Kate- 

6)  Vgl.  § 9,  Anm.  6,  S.  119. 
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gorie  de«  Römischen  ususfructus  mit  seinem  engen  Begriff 
der  fructus , mit  seinem  Princip  der  salva  rerxmi  substantia 
und  der  Erhaltung  des  Objects  zu  seinen  ursprünglichen  Ge- 
brauchszwecken etc.  einzwängen  wollte.  Dennoch  hat  man  dieses 
im  Ganzen , wiewohl  meist  unter  Beibehaltung  der  eigentüm- 
lichen Sächsischen  Grundsätze  überden  Anfall  der  Früchte,  ge- 
than.  Da  das  ererbte  Rechtsbewusstsein  aber  fortwährend  gegen 
die  fremdartige  Einengung  der  rechtlichen  Stellung  des  Ehe- 
mannes reagirte,  so  sah  man  sich  genötigt,  ihm  zwar  nicht 
gegen  den  Geist  und  Sinn,  wohl  aber  gegen  die  Formalisirung 
des  alten  Rechts,  in  rein  äusserlicher  Anlehnung  an  ganz 
anders  gemeinte  Römische  Sätze  über  das  Paraphernalgut  neben 
dem  Niessbrauch  auch  die  ausgedehnteste  Verwaltungsbefugni&s 
bezüglich  des  Frauenguts  als  ein  gesondertes  Recht  bei- 
zulegen , und  unter  diese  Kategorie , soweit  irgend  tunlich, 
die  Gerechtsame  des  Mannes  zu  subsumiren , die  der  Römische 
Ususfruct  nicht  umfasste.  Solch  künstlicher  Umwege  bedurfte 
es,  um  den  vollen  Gehalt  des  alten  Rechts  notdürftig  in  die 
neuen,  spröden  Formen  zu  fassen! 

Einen  Punkt  gab  es  jedoch,  auf  welchem  das  fremde 
Recht  der  Entwickelung  des  Deutschen  Systems  fördernd  ent- 
gegenkam. Wir  haben  gesehen,  wie  das  alte  Recht  (airge- 
sehen vom  Scheidungsfalle)  die  Restitution  des  Frauenguts 
lediglich  nach  Maassgabe  seines  Standes  im  Augenblick  der 
Zweiung  selbst  ordnete,  die  Veränderungen,  die  es  wäh- 
rend der  Ehe  unter  der  Herrschaft  des  Mannes  erlitten,  ohne 
Weiteres  als  berechtigt  voraussetzte,  eine  juristische  Verant- 
wortlichkeit desselben  für  die  Ausübung  seiner  Gewalt  nicht 
kannte , ihm  eine  Ersatzleistung  für  das  nicht  mehr 
in  Natur  Vorhandene  nicht  auferlegte  und  desshalb  na- 
mentlich von  einer  Restitution  inferirter  Fungibilien,  wie  Geld 
und  Kapital,  in  genere  nichts  wusste.  Eine  solche  Behand- 
lungsweise entsprach  am  einfachsten  der  Idee  von  der  Unge- 
zweitheit  des  Guts.  Bei  ihrem  Leben  haben  Mann  und  Weib 
kein  gezweit  Gut.  Mit  der  Ehe  löst  sich  das  Band,  welches 
beiderlei  Vermögen  zusammenhält,  es  fällt  also  auseinander,  wie 
es  eben  ist.  Mochte  eine  solche  Lösung  aber  auch  den  ältesten 
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ländlichen  Verhältnissen  Genüge  leisten , schon  in  der  frühem 
Periode  genügte  sie  den  Bedürfnissen  des  städtischen  Lebens 
wenigstens  in  ihrer  Consequenz  auf  die  hienach  der  Frau  jedes 
Mal  verloren  gehenden  Fungibilien  nicht.  Das  gemeine  Weich- 
bild half  wie  überall  durch  Verweisung  der  Eheleute  auf  die 
Autonomie.  Wir  haben  geseheu,  wie  häutig  hier  das  Ver- 
sprechen des  Mannes  wurde,  der  Frau  oder  ihren  Erben  seiner 
Zeit  ein  Aequivalent  für  das  Einbringen,  zumal  wenn  es  in  Geld 
bestand,  zu  gewähren.  — ein  Versprechen,  das  in  der  Regel 
durch  Bürgschaft  oder  Pländbestellung  gesichert  wurde.  In 
ähnlicher  Weise  liatte  auch  das  Römische  Recht  ursprünglich 
die  Rückforderung  der  dos  auf  ausdrückliche  Stipulation  gestützt. 
Aber  hier  war  der  Anspruch  wie  seine  Sicherungsmittel  schon 
frühzeitig  gesetzlich  fixirt  worden.  Es  ist  begreiflich,  dass 
man  die  in  diesem  Punkte  bereits  in’s  Detail  ausgebildeten 
Römischen  Sätze  in  Sachsen  zur  Ergänzung  einer  schon  in 
dieser  Richtung  begonnenen  Entwickelung  willkommen  hiess 
und  sie  durch  Uebertragung  auf  die  Illaten  der  Frau  verwer- 
thetc.  Eine  bedeutende  Partie  des  Römischen  ehelichen  Güter- 
rechts — die  Sätze  über  die  Dotalklage , über  die  Restitution 
der  Fungibilien  in  genere,  über  das  res  snccedit  in  locum 
pretii,  über  die  Grade  der  Verantwortlichkeit  des  Mannes,  über 
die  privüegia  dotis , über  die  gesetzlichen  Pfandrechte  der  dos 
und  der  Paraphernen,  über  die  provocatio  ad  dotem  etc.  — 
ist  damit  allerdings  im  Sächsischen  Rechtsgebiet  eingebürgert 
worden,  und  namentlich  diese  Partie  ist  es,  welche  den  im 
innersten  Kern  ächt  Deutschen  Typus  unseres  heutigen  ehe- 
lichen Güterrechts  dem  oberflächlichen  Beschauer  verhüllt. 
Aber  auch  sie  ist  nicht  rein  und  intact  herübergenommen, 
sondern  wesentlich  dem  heimischen  System  accommodirt  wor- 
den. Trotz  dieser  Accommodation  hat  sie  allerdings  in 
einer  Beziehung  sich  mit  den  ursprünglichen  Anschauungen 
in  Widerspruch  gesetzt.  Die  nachträgliche  Prüfung  und  Er- 
örterung der  gesamten  Thätigkeit  des  Mannes  als  Hauptes  und 
Leiters  des  Hauses,  die  Bemessung  dieser  Thätigkeit  nach 
einem  allgemeinen , objectiven  Maasse , die  formelle  Verpflich- 
tung des  Mannes  zur  Rechenschaft  für  solche,  die  zurück- 
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greifende  Auflösung  des  Resultats  der  Wirtschaftsführung  in 
seine  ursprünglichen  Elemente,  die  Aufrechnung  von  Ansprüchen 
und  Gegenansprüchen  lag  nicht  in  der  Tendenz  des  alten  Rechts. 
Vielleicht  hätte  auch  gegen  ein  solches  Verfahren  die  alte 
Anschauung  wirksam  reagirt,  wenn  die  Erbordnung  der  ältern 
Rechte  nicht  die  meisten  Härten  beseitigt  hätte.  Das  Mobi- 
liarrecht des  Mannes  einerseits,  die  statutarische  Portion  am 
Gesamtgut  andrerseits  neutralisirten  in  den  meisten  Fällen 
jene  früher  ungewohnten  Consequenzen  des  fremden  Princips 
und  schränkten  seine  Anwendung  auf  den  unbeweglichen 
Theil  des  Frauenguts  und  auf  Ausnahmefälle  ein,  namentlich 
wenn  die  Wittwe  die  statutarische  Portion  verschmähte,  ad 
illata  provocirte,  oder  Concurs  ausbrach.  Immerhin  ist  die 
Entwickelung  des  Rechts  hier  aus  ihrer  ursprünglichen  Bahn 
gewichen,  hat  mehr  das  Interesse  der  Frau  als  einer  Schutz- 
bedürftigen ins  Auge  gefasst  denn  das  allgemeine  und  sach- 
liche Interesse  einer  auch  durch  keine  nachträgliche  Verant- 
wortlichkeit gelähmten  Wirtschaftsführung  des  Mannes.  Hie- 
von aber  abgesehen  hat  die  Ergänzung  der  Lücke , welche  das 
alte  Recht  bei  Regelung  der  Restitution  des  Frauenguts  un- 
zweifelhaft gelassen  hatte  und  welche  sich  namentlich  rück- 
sichtlich der  Fungibilien  immer  fühlbarer  machen  musste, 
durch  die  Hülfsmittel  des  Römischen  Rechts  dem  ächt  Säch- 
sischen System  keinen  Eintrag  gethan , dasselbe  viel- 
mehr erst  befähigt,  den  so  unendlich  veränderten  Bedürfnissen 
der  modernen  Zeit  volle  Genüge  zu  leisten  und  ihnen  auch 
in  dieser  Richtung  gerecht  zu  werden. 
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Blicken  wir  noch  einmal  kurz  auf  die  eben  skizzirteu 
Grundzüge  des  gemeinen  Sächsischen  ehelichen  Güterrechts 
zurück,  wie  es  sich  während  der  letzten  vier  Jahrhunderte 
in  den  Landen  Sächsischen  Rechts,  am  Reinsten  in  Knr- 
sachsen  und  Thüringen  nördlich  des  Waldes,  unter  den  Ein- 
flüssen des  Römischen  Rechts  entwickelt  hat.  Soviel  ist 
augenscheinlich:  die  Gestalt,  in  welcher  es  uns  früher 
begegnete,  ist  nicht  mehr,  eine  im  Aeussern  jedenfalls 
neue  Erscheinung  tritt  uns  entgegen.  Aber  nicht  min- 
der gewiss  ist:  die  Umgestaltung  hat  der  Hauptsache  nach, 
und  in  ihrer  eigentlichen,  wenn  auch  unbewussten  Tendenz 
nur  die  Fdrmalisirung  der  alten  Ideen  betroffen,  die  Aus- 
prägung derselben  zu  neuen,  den»  sonstigen  Rechtssystem  mehr 
homogenen  Rechtsbegriffen,  Rechtssätzen  und  Rechtsinstituten, 
der  alte  Rechtsstoff  ist  dagegen  im  Wesentlichen  gewahrt 
und  seiner  ursprünglichen  Anlage  gemäss  weiter  entwickelt 
worden.  Die  das  System  tragenden  und  belebenden  Grund- 
gedanken siud  ihrem  Gehalte  nach  sowenig  als  die  Rechts- 
sätze und  Institute,  zu  denen  sie  sich  entfaltet  haben,  Rö- 
misch oder  Süddeutsch,  sondern  dieselben,  welche  schon  der 
Sachsenspiegel  verkündet  und  das  Weichbild  conservirt  hatte. 
Zwar  können  wir  sie  nicht  direct  so  anwenden,  wie  diese  Quellern 
sie  uns  bieten,  auch  wo  letztere  noch  formelle  Gesetzeskraft 
haben,  aber  in  ihrer  wahren  Bedeutung  verstehen, 
in  ihrem  tiefem  Zusammenhang  begreifen  und 
darum  auch  in  ihrer  neuen  Form  und  Fassung  rich- 
tig verwerthen  und  anwenden  lassen  sie  sich  nur  aus 
dem  Verständnisse  der  alten  Sächsischen  Rechte 
heraus.  Auch  heute  noch  ist  die  eheliche  Güterord- 
nuug  des  gemeinen  Sächsichen  Rechts  beseelt  und 
belebt  von  dem  Princip  des  ungezweiten  Guts  auf  der 
Basis  der  Gewalt  des  Manues  über  die  Frau,  kraft 
deren  er  sie  während  stehender  Ehe  in  allen  ihren  Ver- 
mögensrechten im  Interesse  des  einheitlichen  und 
gemeinsamen  Haushalts  vertritt.  Nicht  erschüttert, 
geschweige  in  sich  zusammengesunken  ist  das  alte  Princip. 
Vielmehr  sieht  sich  der  Sächsische  Richter  noch  heute  auf 
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den  alten  Rechtsorganismus  verwiesen.  Diesen  meint 
er,  wenn  er  sich  auf  „Sächsische  Theorie  und  Praxis“  beruft. 
Ihn  setzt  die  Legislation  voraus,  wo  sie  ergänzend  eingreift. 
Ihn  hat  die  jüngste  Codification  reproducirt.  Ueberall  zeigt 
er  sich  noch  lebendig  und  in  Kraft.  Wie  dem  Namen  so 
der  Sache  nach  trägt  auch  die  moderne  Gestaltung  des 
gemeinen  Sächsischen  Güterrechts  der  Ehegatten  die  Signatur 
der  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft, 


%-y., 
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Berichtigungen. 


S.  61  (lauf.  Colonne)  lie*  „Diatinction  an  werke“  »Utt  „Diitinetioneo  nnd  Werk*". 
8.  117  (Z.  6 v.  u.)  lies  „Anra.  30“  statt  „Add.  29  a“. 

8.  134  (Z.  26  ▼.  u.)  lies  „ihm  bei  statt  .,ibr  bei“. 

S.  176  (Z.  10  v.  o.)  lies  ..betüglich  dea  Frauenguta“  atatt  ..bezüglich  Franengnta **. 
S.  288  (Z.  8 v.  u.)  lies  „der  Gläubiger“  atatt  „den  Gläubiger“. 

8.  379  ergänze  a.  E.  d.  An«.  23:  Fttr  den  Fall  der  BOrg*chaft  der  Frau  vgl.  j 39. 

An«.  64,  8.  401  nnd  8.  390  f.“ 

8.  461  (Ueberachrift  ▼.  $ 46)  lies  „Wittwenaiti  nnd  Lipnahre“  atatt  ,,  Wittwengerad« 
und  Lipnahre 

S.  614  (Z  C v.  o.)  tilge  „auch**. 


